
 

 

 



 

 

Vorwort 

 

Sehr geehrte Steuerberaterin,  

sehr geehrte Steuerberater, 

 

die Landwirtschaftskartei Baden-Württemberg steht Ihnen im Mitgliederbereich Ihrer Steu-

erberaterkammer in der bewährten Form, geordnet nach Sachbereichen in Fächern und 

innerhalb der Fächer nach laufenden Nummern, zur Verfügung. 

In der aktuellen Ergänzungslieferung wurden folgende Werte angepasst: 

Fach 4 Nr. 7.2  Bebauungspauschalen Wj. 2024/2025 

Fach 6 Nr. 6.1 und 6.2  Entnahmewerte Wj. 2024/2025 

Fach 8 Nr. 4.1  Altenteilsleistungen für das Jahr 2025  

 

Empfohlene Zitierweise (Beispiel): 

„LaFo-Kartei Fach 10 Nr. 1.5“ 

 

Oberfinanzdirektion Baden-Württemberg  

Einkommensteuerreferat 

 



 

 

Landwirtschaftskartei 

Register 

Fach 1 Abgrenzung der Einkünfte aus Land- und Forstwirt- schaft zu anderen Ein-

kunftsarten 

1. Allgemeines 

2. Umrechnung der Tiere in Vieheinheiten (VE) 

3. Tierhaltungszusammenschlüsse (§ 51a BewG) 

4. Gewerbliche Tierzucht und Tierhaltung (§ 15 Abs. 2 EStG) 

5. Nebenbetriebe 

Fach 2 Gewinnermittlung nach Durchschnittssätzen (§ 13a EStG) 

1. § 13a EStG i.d.F. des Zollkodex-Anpassungsgesetzes 

2. Gewinnermittlung nach Durchschnittssätzen für Land- und Forstwirte gemäß § 13a 

EStG; 

Neuregelung für die Wirtschaftsjahre 2015 ff. bzw. abweichenden Wirtschaftsjahre 

2015/2016 ff. 

3. § 13a EStG i.d.F. des Steuerentlastungsgesetzes 1999/2000/2002 

4. Voraussetzungen 

5. Grundbetrag (§ 13a Abs. 4 EStG) 

6. Zuschläge für Sondernutzungen (§ 13a Abs. 5 EStG) 

7. Sondergewinne (§ 13a Abs. 6 EStG) 

8. Vereinnahmte Miet- und Pachtzinsen (§ 13a Abs. 3 Satz 1 Nr. 4 EStG) 
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gesetzes 1999/2000/2002 

1. Buchführungspflicht 

2. Andere Gründe 

3. Antrag nach § 13a Abs. 2 EStG i.d.F. des Steuerentlastungsgesetzes 1999/2000/2002 

Fach 4 Gewinnermittlung nach anderen Vorschriften 

1. Die landwirtschaftliche Buchführung 

2. Einnahmenüberschussrechnung 

3. Schätzung 

4. Wechsel der Gewinnermittlungsart 

5. Wirtschaftsjahr 

6. Betriebsausgaben 

7. Sondernutzungen 

Fach 5 Betriebsvermögen 

1. Notwendiges Betriebsvermögen 
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3. Wohnung 



 

 

Fach 6 Bewertung 

1. Grund und Boden 

2. Gebäude 

3. Tiere 
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5. Sonstige Wirtschaftsgüter 

6. Entnahmen 

7. Behandlung der Umsatzsteuer 

Fach 7 Entschädigungen und Zuschüsse  

Fach 8 Betriebsaufgabe und -veräußerung 

1. Allgemeines 

2. Betriebsverpachtung 

3. Betriebsübertragung in vorweggenommener Erbfolge 

4. Versorgungsleistungen 

5. Erbauseinandersetzung 

Fach 9 Steuervergünstigungen 
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Fach 12 Anhang 
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Nr. 1 Allgemeines 

Nr. 1.1 Abgrenzung der Land- und Forstwirtschaft vom Gewerbe 

Nr. 1.1.1 Ermittlung der Umsatzgrenzen 

FM-Erlass vom 11.03.1997 und 24.04.1997, 3-S 223.0/29 

„ ... 

2. Nach R 135 Abs. 1 Satz 8 EStR 19961 ist bei der Ermittlung der in den folgenden Absät-

zen von R 135 EStR 19962 aufgeführten Umsatzgrenzen von den Betriebseinnahmen 

ohne Umsatzsteuer auszugehen. Dabei kann es in Einzelfällen zu folgendem Problem 

kommen 

Ein Winzer erzielt aus dem Verkauf von selbsterzeugtem Wein und für Maschi-

nenleistungen für andere Landwirte einen Bruttoumsatz von insgesamt 

330 000 DM, wovon 2/3 auf den Weinverkauf und 1/3 auf die Maschinenleistungen 

entfallen. Nach R 135 Abs. 9 Satz 3 EStR 19963 braucht die Frage, ob eine ge-

werbliche Tätigkeit vorliegt, aus Vereinfachungsgründen nicht geprüft zu werden, 

wenn die Wirtschaftgüter neben der eigenbetrieblichen Nutzung ausschließlich für 

andere Betriebe der Land- und Forstwirtschaft verwendet und die Umsätze daraus 

nicht mehr als 1/3 des Gesamtumsatzes und nicht mehr als 100 000 DM4 im Wirt-

schaftsjahr betragen. 

Es ergeben sich folgende Nettobeträge (Besteuerung nach § 24 UStG): 

 Bruttoumsatz Nettoumsatz 

Weinverkauf (15 %) 220 000 DM 191 304 DM 

Maschinenleistung (9,5 %) 110 000 DM 100 456 DM 

 

                                            

1 Jetzt R 15.5 Abs. 1 Satz 8 EStR 2008. 
2 Jetzt R 15.5 EStR 2008. 
3 Jetzt R 15.5 Abs. 9 Satz 3 EStR 2008. 
4 Jetzt 51500 Euro. 

Beispiel: 
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Sowohl die 1/3-Grenze als auch die 100 000 DM5-Grenze sind hiernach über-

schritten. Behandelt man deshalb die Maschinenleistungen als gewerbliche Tä-

tigkeit, die nicht mehr der Umsatzbesteuerung nach § 24 UStG unterliegt, so 

ergibt sich folgendes Bild: 

 Bruttoumsatz Nettoumsatz 

Weinverkauf (15 %) 220 000 DM 191 304 DM 

Maschinenleistung (15 %) 110 000 DM 95 652 DM 

 

Hiernach wären keine der beiden Grenzen des R 135 Abs. 9 Satz 3 EStR 19966 

überschritten. 

Ich bitte, derartige Fälle wie folgt zu behandeln: 

Soweit ein Land- und Forstwirt im Rahmen seiner originären Umsätze die Durchschnitts-

sätze des § 24 UStG anwendet, gelten die dort genannten Steuersätze aus Praktikabilitäts-

gründen auch für die Abgrenzung der Land- und Forstwirtschaft vom Gewerbe im Rahmen 

der monetären Höchstgrenzen des R 135 EStR 19967. Bei Ausübung der Option gem. § 24 

Abs. 4 UStG finden hingegen die Steuersätze des § 12 UStG Anwendung. Im übrigen ist in 

diesem Zusammenhang auf die Notwendigkeit einer Prüfung der Nachhaltigkeit (R 135 

Abs. 2 Sätze 2 und 3 EStR 19968) und einer Beurteilung nach dem Gesamtbild der Verhält-

nisse (R 135 Abs. 1 Satz 3 EStR 19969) hinzuweisen, so daß sich unter Einbeziehung wei-

terer Wirtschaftsjahre i.d.R. eine eindeutige Beurteilung der Einkunftsart ergibt. 

... “ 

                                            

5 Jetzt 51500 Euro. 
6 Jetzt R 15.5 Abs. 9 Satz 3 EStR 2008. 
7 Jetzt R 15.5 EStR 2008. 
8 Jetzt 15.5 Abs. 2 Sätze 2 und 3 EStR 2008. 
9 Jetzt R 15.5 Abs. 1 Satz 3 EStR 2008. 
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Nr. 1.1.2 Abgrenzung der Land- und Forstwirtschaft vom Gewerbe; Anwen-

dung des BFH-Urteils vom 25. März 2009 – IV R 21/06 (BStBl 2010 II 

Seite 113) 

BMF-Schreiben vom 18.01.2010, BStBl I S. 46 unter Berücksichtigung der Änderungen 

durch BMF-Schreiben vom 24.06.2010 

„Im Hinblick auf das Urteil des Bundesfinanzhofs vom 25. März 2009 – IV R 21/06 (BStBl 

2010 II Seite 113) zur ertragsteuerrechtlichen Abgrenzung eines Betriebs der Land- und 

Forstwirtschaft von einem Handelsgeschäft wird an der bisherigen Rechtsauffassung in 

R 15 Absatz 5 und 6 EStR nicht mehr festgehalten. 

Nach den Erörterungen mit den obersten Finanzbehörden der Länder gilt zur Abgrenzung 

der Land- und Forstwirtschaft vom Gewerbe über den entschiedenen Einzelfall hinaus nun-

mehr das Folgende: 

1. Begriffsdefinitionen 

1.1 Eigene Erzeugnisse 

Eigene Erzeugnisse sind alle land- und forstwirtschaftlichen Urprodukte, die im Rahmen des 

Erzeugungsprozesses im eigenen Betrieb gewonnen werden. Hierzu gehören auch zuge-

kaufte Waren, die als Roh-, Hilfs- oder Betriebsstoffe im Erzeugungsprozess des Hauptbe-

triebs verwendet werden. 

Rohstoffe sind zugekaufte Waren, die im Rahmen der Urproduktion weiterkultiviert werden 

(z.B. Jungtiere, Saatgut oder Jungpflanzen). Hilfsstoffe sind zugekaufte Waren, die als nicht 

wesentlicher Bestandteil in ein Urprodukt eingehen (z.B. Futtermittelzusätze, Siliermittel, 

Starterkulturen und Lab zur Milchverarbeitung, Trauben und Traubensaftkonzentrat zur 

Weinerzeugung, Verpackungsmaterial, Blumentöpfe für die eigene Produktion oder als han-

delsübliche Verpackung. Betriebsstoffe sind Waren, die im Erzeugungsprozess verwendet 

werden und nicht in das Urprodukt eingehen (z.B. Düngemittel, Treibstoff, Heizöl). Unerheb-

lich ist, ob die zugekaufte Ware bereits ein land- und forstwirtschaftliches Urprodukt im en-

geren Sinne oder ein gewerbliches Produkt darstellt. 



LaFo-Kartei BW Fach 1 Stand: Januar 2024 

 Seite 5 

 

1.2 Zukaufswaren 

Als Zukaufsware gelten alle zur Weiterveräußerung zugekauften Erzeugnisse, Produkte 

oder Handelswaren, die nicht im Erzeugungsprozess des eigenen Betriebs verwendet 

werden. Dies gilt unabhängig davon, ob es sich um betriebstypische bzw. -untypische 

Erzeugnisse, Handelsware zur Vervollständigung einer für die Art des Erzeugungsbetriebs 

üblichen Produktpalette oder andere Waren aller Art handelt. Werden zugekaufte Roh-, 

Hilfs- oder Betriebsstoffe weiterveräußert, gelten diese im Zeitpunkt der Veräußerung als 

Zukaufsware. Dies gilt unabhängig davon, ob die Veräußerung gelegentlich (z.B. Verkauf 

von Diesel im Rahmen der Nachbarschaftshilfe) oder laufend (z.B. Verkauf von 

Blumenerde) erfolgt. Die hieraus erzielten Umsätze sind bei der Abgrenzung entsprechend 

zu berücksichtigen. 

2. Abgrenzungsregelungen 

2.1 Grundsatz 

Werden ausschließlich eigene Erzeugnisse abgesetzt, stellt dies eine Vermarktung land- 

und forstwirtschaftlicher Urprodukte dar, selbst wenn sie über ein eigenständiges 

Handelsgeschäft oder eine Verkaufsstelle (z.B. Großhandelsbetrieb, Einzelhandelsbetrieb, 

Ladengeschäft, Marktstand oder Verkaufswagen) erfolgt. Unerheblich ist die Anzahl der 

Verkaufsstellen oder ob die Vermarktung in räumlicher Nähe zum Betrieb erfolgt. Werden 

dagegen ausschließlich zugekaufte Waren abgesetzt, ist die Veräußerung der Zukaufsware 

von Anfang an eine gewerbliche Tätigkeit. Auf die Art und den Umfang der Veräußerung 

kommt es dabei nicht an. 

2.2 Mischfälle 

Werden neben eigenen Erzeugnissen auch zugekaufte Waren abgesetzt, kann neben 

einem Betrieb der Land- und Forstwirtschaft auch ein selbständiger Gewerbebetrieb 

entstehen. Dies ist dann der Fall, wenn die Betriebseinnahmen (ohne Umsatzsteuer) aus 

den zugekauften Waren ein Drittel des Gesamtumsatzes des Betriebs (Summe der 

Betriebseinnahmen ohne Umsatzsteuer) oder 51500 EUR (ohne Umsatzsteuer) im 

Wirtschaftsjahr nachhaltig übersteigen. Liegen diese Voraussetzungen vor, entsteht 

unabhängig von der Art des Absatzes ein Gewerbebetrieb. Die Erzeugung und die 

Vermarktung der landwirtschaftlichen Urproduktion durch den daneben bestehenden 

Betrieb der Land- und Forstwirtschaft bleiben hiervon unberührt. 
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Der Steuerpflichtige trägt für die Zuordnung der Betriebseinnahmen zu den eigenen 

Erzeugnissen und den Zukaufswaren die Beweislast. Er hat die Zuordnung durch leicht und 

einwandfrei nachprüfbare Aufzeichnungen nachzuweisen und entsprechende 

Beweisvorsorge zu treffen. 

3. Anwendungsregelung 

Für die vorstehenden Regelungen gelten die Grundsätze des Strukturwandels (R 15.5 

Absatz 2 EStR). 

Soweit sich aus diesem Schreiben für einen Steuerpflichtigen Verschlechterungen 

gegenüber der bisherigen bundeseinheitlichen Verwaltungsauffassung ergeben, sind die 

Regelungen erstmals für Wirtschaftsjahre anzuwenden, die nach dem 30. Juni 2011 

beginnen. Für diesen Fall können bei der Beurteilung eines Strukturwandels nach R 15.5 

Absatz 2 Satz 3 und Satz 4 EStR für die Wirtschaftsjahre 2008/2009, 2009/2010 und 

2010/2011 die bisherigen Regelungen der R 15.5 Absatz 5 und Absatz 6 EStR angewendet 

werden. Ab dem Wirtschaftsjahr 2011/2012 sind die vorstehenden Grundsätze 

maßgeblich.“10 

Nr. 1.1.3 Abgrenzung der Land- und Forstwirtschaft vom Gewerbe; Zeitliche An-

wendung des BMF-Schreibens vom 18.01.2010, BStBl I S. 46 

BMF-Schreiben vom 27.05.2011, BStBl I S. 561 

„Nach dem Ergebnis der Erörterungen mit den obersten Finanzbehörden der Länder gilt zur 

Abgrenzung der Land- und Forstwirtschaft vom Gewerbe in Zukaufsfällen abweichend von 

den bisherigen Regelungen zur zeitlichen Anwendung des o.a. BMF-Schreibens (Tz. 3) und 

des BMF-Schreibens vom 24. Juni 2010 (BStBl I Seite 598) das Folgende: 

Soweit sich aus diesem Schreiben für einen Steuerpflichtigen Verschlechterungen gegen-

über der Richtlinienregelung in R 15.5 Absatz 5 und 6 EStR 2008 ergeben, kann die Richt-

linienregelung für diejenigen Wirtschaftsjahre weiter angewandt werden, die vor der Veröf-

fentlichung einer geänderten Richtlinienfassung beginnen.“11) 

                                            

10 Zur zeitlichen Anwendung s. Fach 1 Nr. 1.1.3. 
11 Zur zeitlichen Anwendung s. Fach 1 Nr. 1.1.4 
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Nr. 1.1.4 Abgrenzung der Land- und Forstwirtschaft vom Gewerbe; Neuregelung 

für die Wirtschaftsjahre 2012 ff. 

BMF-Schreiben vom 19.12.2011, BStBl I S. 1249 

„Nach dem Ergebnis der Erörterungen mit den obersten Finanzbehörden der Länder gilt zur 

Abgrenzung der Land- und Forstwirtschaft vom Gewerbe für Wirtschaftsjahre, die nach dem 

31.12.2011 beginnen, mit Blick auf die zu regelnden Umsatzgrenzen und die dazu erforder-

lichen Aufzeichnungen sowie im Vorgriff auf eine Änderung der Einkommensteuer-Richtli-

nien das Folgende: 

1. Abgrenzungsfragen 

Die Abgrenzung der Land- und Forstwirtschaft vom Gewerbe erfolgt nach Tz. II. der gleich 

lautenden Erlasse der obersten Finanzbehörden der Länder vom 15. Dezember 2011 

(BStBl I S. 1213 und 1217).12 

2. Strukturwandel 

2.1 allmählicher Strukturwandel 

Für den allmählichen Strukturwandel von der Land- und Forstwirtschaft hin zum Gewerbe 

beginnt der Beobachtungszeitraum von drei Jahren mit dem Wirtschaftsjahr 2012. Gleiches 

gilt für den allmählichen Strukturwandel vom Gewerbe hin zur Land- und Forstwirtschaft. 

2.2 sofortiger Strukturwandel 

Bei einem sofortigen Strukturwandel von der Land- und Forstwirtschaft hin zum Gewerbe 

beginnt der Gewerbebetrieb in dem Zeitpunkt, in dem die Tatigkeit dauerhaft umstrukturiert 

wird. Gleiches gilt für den sofortigen Strukturwandel vom Gewerbe hin zur Land- und Forst-

wirtschaft. 

3. Übergangsregelung 

Soweit sich aus diesem Schreiben für einen Steuerpflichtigen Verschlechterungen gegen-

über der Richtlinienregelung in R 15.5 EStR 2008 ergeben, kann die Richtlinienregelung für 

                                            

12 S. Fach 1 Nr. 1.1.5. 
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diejenigen Wirtschaftsjahre weiter angewandt werden, die vor der Veröffentlichung einer 

geänderten Richtlinienfassung beginnen. 

4. Schlussbestimmungen 

Die BMF-Schreiben vom 18. Januar 2010 (BStBl I Seite 46) und vom 27. Mai 2011 (BStBl I 

Seite 561) werden mit Wirkung vom 31. Dezember 2011 aufgehoben.“ 

Nr. 1.1.5 Gleich lautender Erlass der obersten Finanzbehörden der Länder Ba-

den-Württemberg, Bayern, Berlin, Bremen, Hamburg, Hessen, Nieder-

sachsen, Nordrhein-Westfalen, Rheinland-Pfalz, Saarland und Schles-

wig-Holstein zur Abgrenzung des land- und forstwirtschaftlichen Ver-

mögens vom Betriebsvermögen 

MFW BW Erlass vom 15.12.2011, 3-S 301.1/1, BStBl I S. 1213 

„Im Hinblick auf das Urteil des Bundesfinanzhofs vom 25. März 2009 (BStBl 2010 II Seite 

113) gilt für Zwecke der Bewertung nach dem ersten, vierten und sechsten Abschnitt des 

zweiten Teils des Bewertungsgesetzes das Folgende: 

I. Abgrenzung der wirtschaftlichen Einheiten 

Für die bewertungsrechtliche Abgrenzung des land- und forstwirtschaftlichen Vermögens 

vom Betriebsvermögen sind für die wirtschaftliche Einheit Betrieb der Land- und Forstwirt-

schaft die Abgrenzungskriterien nach Tz. II. maßgeblich. 

II. Abgrenzung der einzelnen Tätigkeiten 

Allgemeine Grundsätze 

(1) 1 Land- und Forstwirtschaft ist die planmäßige Nutzung der natürlichen Kräfte des Bo-

dens zur Erzeugung von Pflanzen und Tieren sowie die Verwertung der dadurch selbstge-

wonnenen Erzeugnisse. 2 Als Boden i.S.d. Satzes 1 gelten auch Substrate und Wasser. 3 Ob 

eine land- und forstwirtschaftliche Tätigkeit vorliegt, ist jeweils nach dem Gesamtbild der 

Verhältnisse zu entscheiden. 4 Liegen teils gewerbliche und teils land- und forstwirtschaftli-

che Tätigkeiten vor, sind die Tätigkeiten zu trennen, wenn dies nach der Verkehrsauffas-

sung möglich ist. 5 Dies gilt auch dann, wenn sachliche und wirtschaftliche Bezugspunkte 

zwischen den verschiedenen Tätigkeiten bestehen. 6 Sind die verschiedenen Tätigkeiten 
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jedoch derart miteinander verflochten, dass sie sich unlösbar gegenseitig bedingen, liegt 

eine einheitliche Tätigkeit vor. 7 Eine solche einheitliche Tätigkeit ist danach zu qualifizieren, 

ob das land- und forstwirtschaftliche oder das gewerbliche Element überwiegt. 8 Bei in Mit-

unternehmerschaft (s. R 15.8 EStR) geführten Betrieben ist § 15 Absatz 3 Nummer 1 EStG 

anzuwenden; Tätigkeiten, die dem Grunde und der Höhe nach innerhalb der nachfolgenden 

Grenzen liegen, gelten dabei als land- und forstwirtschaftlich. 

Strukturwandel 

(2) 1 Durch Strukturwandel einer bisher der Land- und Forstwirtschaft zugerechneten Tätig-

keit kann neben der Land- und Forstwirtschaft ein Gewerbebetrieb entstehen. 2 In diesen 

Fällen beginnt der Gewerbebetrieb zu dem Zeitpunkt, in dem diese Tätigkeit dauerhaft um-

strukturiert wird. 3 Hiervon ist z.B. auszugehen, wenn dem bisherigen Charakter der Tätig-

keit nicht mehr entsprechende Investitionen vorgenommen, vertragliche Verpflichtungen 

eingegangen oder Wirtschaftsgüter angeschafft werden und dies jeweils dauerhaft dazu 

führt, dass die in den folgenden Absätzen genannten Grenzen erheblich überschritten wer-

den. 4 In allen übrigen Fällen liegen nach Ablauf eines Zeitraums von drei aufeinander fol-

genden Wirtschaftsjahren Einkünfte aus Gewerbebetrieb vor. 5 Der Dreijahreszeitraum be-

zieht sich auf die nachfolgenden Umsatzgrenzen und beginnt beim Wechsel des Betriebs-

inhabers nicht neu. 6 Die vorstehenden Grundsätze gelten für den Strukturwandel von einer 

gewerblichen Tätigkeit zu einer land- und forstwirtschaftlichen Tätigkeit entsprechend. 

Nebenbetrieb 

(3) 1 Ein Nebenbetrieb muss den Hauptbetrieb fördern und ergänzen und durch den Haupt-

betrieb geprägt werden. 2 Der Nebenbetrieb muss in funktionaler Hinsicht vom Hauptbetrieb 

abhängig sein. 3 Die Verbindung darf nicht nur zufällig oder vorübergehend und nicht ohne 

Nachteil für diesen lösbar sein. 4 Ein Nebenbetrieb der Land- und Forstwirtschaft liegt daher 

vor, wenn 

1. überwiegend im eigenen Hauptbetrieb erzeugte Rohstoffe be- oder verarbeitet werden 

und die dabei gewonnenen Erzeugnisse überwiegend für den Verkauf bestimmt sind oder 

2. ein Land- und Forstwirt Umsätze aus der Übernahme von Rohstoffen (z.B. organische 

Abfälle) erzielt, diese be- oder verarbeitet und die dabei gewonnenen Erzeugnisse na-

hezu ausschließlich im Hauptbetrieb verwendet und 



LaFo-Kartei BW Fach 1 Stand: Januar 2024 

 Seite 10 

 

die Erzeugnisse im Rahmen einer ersten Stufe der Be- oder Verarbeitung, die noch dem 

land- und forstwirtschaftlichen Bereich zuzuordnen ist, hergestellt werden. 5 Die Be- oder 

Verarbeitung eigener Erzeugnisse im Rahmen einer zweiten Stufe der Be- oder Verarbei-

tung ist eine gewerbliche Tätigkeit. 6 Die Be- oder Verarbeitung fremder Erzeugnisse ist 

stets eine gewerbliche Tätigkeit. 7 Unter den Voraussetzungen des Absatzes 11 können die 

Erzeugnisse nach den Sätzen 5 und 6 noch der Land- und Forstwirtschaft zugerechnet wer-

den, wenn sie im Rahmen der Direktvermarktung abgesetzt werden. 8 Ein Nebenbetrieb 

kann auch vorliegen, wenn er ausschließlich von Land- und Forstwirten gemeinschaftlich 

betrieben wird und nur in deren Hauptbetrieben erzeugte Rohstoffe im Rahmen einer ersten 

Stufe be- oder verarbeitet werden, oder nur Erzeugnisse gewonnen werden, die ausschließ-

lich in diesen Betrieben verwendet werden. 9 Nebenbetriebe sind auch Substanzbetriebe 

(Abbauland – § 43 BewG), z.B. Sandgruben, Kiesgruben und Torfstiche, wenn die gewon-

nene Substanz überwiegend im eigenen Hauptbetrieb verwendet wird. 

Unmittelbare Verwertung organischer Abfälle 

(4) 1 Die Entsorgung organischer Abfälle (z.B. Klärschlamm) in einem selbst bewirtschafte-

ten land- und forstwirtschaftlichen Betrieb ist nur dann der Land- und Forstwirtschaft zuzu-

rechnen, wenn sie im Rahmen einer Be- oder Verarbeitung i.S.d. Absatzes 3 geschieht oder 

die in Absatz 1 Satz 1 genannten Voraussetzungen im Vordergrund stehen. 2 Das Einsam-

meln, Abfahren und Sortieren organischer Abfälle, das mit der Ausbringung auf Flächen 

oder der Verfütterung an Tiere des selbst bewirtschafteten land- und forstwirtschaftlichen 

Betriebs in unmittelbarem sachlichem Zusammenhang steht, ist eine land- und forstwirt-

schaftliche Tätigkeit. 3 Andernfalls gelten Absatz 9 und 10. 

Eigene und fremde Erzeugnisse 

(5) 1 Als eigene Erzeugnisse gelten alle land- und forstwirtschaftlichen Erzeugnisse, die im 

Rahmen des Erzeugungsprozesses im eigenen Betrieb gewonnen werden. 2 Hierzu gehö-

ren auch Erzeugnisse der ersten Stufe der Be- oder Verarbeitung und zugekaufte Waren, 

die als Roh-, Hilfs- oder Betriebsstoffe im Erzeugungsprozess verwendet werden. 3 Roh-

stoffe sind Waren, die im Rahmen des Erzeugungsprozesses weiterkultiviert werden (z.B. 

Jungtiere, Saatgut oder Jungpflanzen). 4 Hilfsstoffe sind Waren, die als nicht überwiegender 

Bestandteil in eigene Erzeugnisse eingehen (z.B. Futtermittelzusätze, Siliermittel, Starter-

kulturen und Lab zur Milchverarbeitung, Trauben, Traubenmost und Verschnittwein zur 
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Weinerzeugung, Verpackungsmaterial, Blumentöpfe für die eigene Produktion oder als han-

delsübliche Verpackung). 5 Betriebsstoffe sind Waren, die im Erzeugungsprozess verwen-

det werden (z.B. Düngemittel, Treibstoff, Heizöl). 6 Unerheblich ist, ob die zugekaufte Ware 

bereits ein land- und forstwirtschaftliches Urprodukt im engeren Sinne oder ein gewerbliches 

Produkt darstellt. 7 Als fremde Erzeugnisse gelten alle zur Weiterveräußerung zugekauften 

Erzeugnisse, Produkte oder Handelswaren, die nicht im land- und forstwirtschaftlichen Er-

zeugungsprozess des eigenen Betriebs verwendet werden. 8 Dies gilt unabhängig davon, 

ob es sich um betriebstypische bzw. -untypische Erzeugnisse, Handelsware zur Vervoll-

ständigung einer für die Art des Erzeugungsbetriebs üblichen Produktpalette oder andere 

Waren aller Art handelt. 9 Werden zugekaufte Roh-, Hilfs- oder Betriebsstoffe weiterveräu-

ßert, gelten diese im Zeitpunkt der Veräußerung als fremde Erzeugnisse. 10 Dies gilt unab-

hängig davon, ob die Veräußerung gelegentlich (z.B. Verkauf von Diesel im Rahmen der 

Nachbarschaftshilfe) oder laufend (z.B. Verkauf von Blumenerde) erfolgt. 11 Die hieraus er-

zielten Umsätze sind bei der Abgrenzung entsprechend zu berücksichtigen. 

Absatz eigener Erzeugnisse i.V.m. fremden und gewerblichen Erzeugnissen 

(6) 1 Werden ausschließlich eigene Erzeugnisse (Absatz 5 Satz 1) abgesetzt, stellt dies eine 

Vermarktung im Rahmen der Land- und Forstwirtschaft dar, selbst wenn sie über ein eigen-

ständiges Handelsgeschäft oder eine Verkaufsstelle (z.B. Großhandelsbetrieb, Einzelhan-

delsbetrieb, Ladengeschäft, Marktstand oder Verkaufswagen) erfolgt. 2 Unerheblich ist die 

Anzahl der Verkaufsstellen oder ob die Vermarktung in räumlicher Nähe zum Betrieb erfolgt. 
3 Werden durch einen Land- und Forstwirt neben eigenen Erzeugnissen auch fremde (Ab-

satz 5 Satz 7) oder gewerbliche Erzeugnisse (Absatz 3 Satz 5 und 6) abgesetzt, liegen eine 

land- und forstwirtschaftliche und eine gewerbliche Tätigkeit vor. 4 Diese gewerbliche Tätig-

keit kann unter den Voraussetzungen des Absatzes 11 noch der Land- und Forstwirtschaft 

zugerechnet werden. 5 Dagegen ist der ausschließliche Absatz fremder oder gewerblicher 

Erzeugnisse von Beginn an stets eine gewerbliche Tätigkeit. 6 Auf die Art und den Umfang 

der Veräußerung kommt es dabei nicht an. 

Absatz eigener Erzeugnisse i.V.m. Dienstleistungen 

(7) 1 Die Dienstleistung eines Land- und Forstwirts im Zusammenhang mit dem Absatz ei-

gener Erzeugnisse, die über den Transport und das Einbringen von Pflanzen hinausgeht 

(z.B. Grabpflege, Gartengestaltung), stellt grundsätzlich eine einheitlich zu beurteilende Tä-

tigkeit mit Vereinbarungen über mehrere Leistungskomponenten dar (gemischter Vertrag). 
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2 Dabei ist von einer einheitlich gewerblichen Tätigkeit auszugehen, wenn nach dem jewei-

ligen Vertragsinhalt der Umsatz aus den Dienstleistungen und den fremden Erzeugnissen 

überwiegt. 3 Die gewerbliche Tätigkeit kann unter den Voraussetzungen des Absatzes 11 

noch der Land- und Forstwirtschaft zugerechnet werden. 

Absatz eigen erzeugter Getränke i.V.m. besonderen Leistungen 

(8) 1 Der Ausschank von eigen erzeugten Getränken i.S.d. Absatzes 5, z.B. Wein, ist ledig-

lich eine Form der Vermarktung und somit eine land- und forstwirtschaftliche Tätigkeit. 
2 Werden daneben durch einen Land- und Forstwirt Speisen und andere Getränke abgege-

ben, liegt insoweit eine gewerbliche Tätigkeit vor, die unter den Voraussetzungen des Ab-

satzes 11 noch der Land- und Forstwirtschaft zugerechnet werden kann. 

Verwendung von Wirtschaftsgütern 

(9) 1 Verwendet ein Land- und Forstwirt Wirtschaftsgüter seines land- und forstwirtschaftli-

chen Betriebsvermögens, indem er sie Dritten entgeltlich überlässt oder mit ihnen für Dritte 

Dienstleistungen verrichtet, stellt dies eine gewerbliche Tätigkeit dar. 2 Dies gilt auch, wenn 

in diesem Zusammenhang fremde Erzeugnisse verwendet werden. 3 Unter den Vorausset-

zungen des Absatzes 11 kann die Tätigkeit noch der Land- und Forstwirtschaft zugerechnet 

werden, wenn der Einsatz für eigene land- und forstwirtschaftliche Zwecke einen Umfang 

von 10 % nicht unterschreitet. 4 Dagegen liegt ohne weiteres von Beginn an stets eine ge-

werbliche Tätigkeit vor, wenn ein Land- und Forstwirt Wirtschaftsgüter für Dritte verwendet, 

die er eigens zu diesem Zweck angeschafft hat. 

Land- und forstwirtschaftliche Dienstleistungen 

(10) 1 Sofern ein Land- und Forstwirt Dienstleistungen ohne Verwendung von eigenen Er-

zeugnissen oder eigenen Wirtschaftsgütern verrichtet, ist dies eine gewerbliche Tätigkeit. 
2 Unter den Voraussetzungen des Absatzes 11 kann die Tätigkeit noch der Land- und Forst-

wirtschaft zugerechnet werden, wenn ein funktionaler Zusammenhang mit typisch land- und 

forstwirtschaftlichen Tätigkeiten besteht. 

Abgrenzungsregelungen 

(11) 1 Gewerbliche Tätigkeiten, die nach den Absätzen 3 bis 8 dem Grunde nach die Vo-

raussetzungen für eine Zurechnung zur Land- und Forstwirtschaft erfüllen, sind nur dann 
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typisierend der Land- und Forstwirtschaft zuzurechnen, wenn die Umsätze aus diesen Tä-

tigkeiten dauerhaft (Absatz 2) insgesamt nicht mehr als ein Drittel des Gesamtumsatzes und 

nicht mehr als 51.500 Euro im Wirtschaftsjahr betragen. 2 Diese Grenzen gelten für die Tä-

tigkeiten nach den Absätzen 9 bis 10 entsprechend. 3 Voraussetzung hierfür ist, dass die 

Umsätze aus den Tätigkeiten i.S.v. Satz 1 und 2 dauerhaft (Absatz 2) insgesamt nicht mehr 

als 50 % des Gesamtumsatzes betragen. 4 Anderenfalls liegen hinsichtlich dieser Tätigkei-

ten unter den Voraussetzungen des Strukturwandels Einkünfte aus Gewerbebetrieb vor. 
5 Der daneben bestehende Betrieb der Land- und Forstwirtschaft bleibt hiervon unberührt. 
6 Bei der Ermittlung der Umsätze ist von den Betriebseinnahmen (ohne Umsatzsteuer) aus-

zugehen. 7 Soweit es auf den Gesamtumsatz ankommt, ist hierunter die Summe der Be-

triebseinnahmen (ohne Umsatzsteuer) zu verstehen. 

Energieerzeugung 

(12) 1 Bei der Erzeugung von Energie, z.B. durch Wind-, Solar- oder Wasserkraft, handelt 

es sich nicht um die planmäßige Nutzung der natürlichen Kräfte des Bodens i.S.d. Absat-

zes 1 Satz 1. 2 Der Absatz von Strom und Wärme führt zu Einkünften aus Gewerbebetrieb. 
3 Die Erzeugung von Biogas kann eine Tätigkeit i.S.d. Absatzes 3 sein. 

Beherbergung von Fremden 

(13) 1 Die Abgrenzung der Einkünfte aus Gewerbebetrieb gegenüber denen aus Land- und 

Forstwirtschaft richtet sich bei der Beherbergung von Fremden nach den Grundsätzen von 

R 15.7 EStR. 2Aus Vereinfachungsgründen ist keine gewerbliche Tätigkeit anzunehmen, 

wenn weniger als vier Zimmer und weniger als sechs Betten zur Beherbergung von Frem-

den bereitgehalten werden und keine Hauptmahlzeit gewährt wird. 

III. Zuordnung von Grundstücken und Gebäuden 

(1) 1 Werden neben eigenen Erzeugnissen auch fremde oder gewerbliche Erzeugnisse ab-

gesetzt, kann neben einem Betrieb der Land- und Forstwirtschaft auch ein selbständiger 

Gewerbebetrieb entstehen. 2 Dienen dadurch Grundstücke oder Gebäude bzw. Teile davon 

sowohl einem Betrieb der Land- und Forstwirtschaft als auch einem Gewerbebetrieb, bleibt 

es bei der Zuordnung zum land- und forstwirtschaftlichen Vermögen, wenn der Einsatz der 

Fläche für eigene land- und forstwirtschaftliche Zwecke einen Umfang von 10 % nicht un-

terschreitet. 3 Die Bewertung der Höhe nach erfolgt entsprechend der jeweiligen Regelun-

gen des land- und forstwirtschaftlichen Vermögens. 
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(2) 1 Dienen Grundstücke oder Gebäude bzw. Teile davon von Beginn an einer originär 

gewerblichen Tätigkeit und damit einem Gewerbebetrieb, gilt § 99 Absatz 1 Nummer 1 

BewG. 2 Die Bewertung der Höhe erfolgt entsprechend der jeweiligen Regelungen des Be-

triebsvermögens. 

(3) Für die Bewertung von Betriebsvermögen im Sinne des § 97 BewG gelten die Absätze 1 

und 2 entsprechend. 

IV. Bildung von Absatzklassen beim Nutzungsteil Gemüse-, Blumen- und Zierpflan-

zenanbau im Rahmen der Einheitsbewertung 

(1) 1 Nach Abschnitt 6.18 der Richtlinien für die Bewertung des land- und forstwirtschaftli-

chen Vermögens (BewRL) wird den gegendüblichen Markt- und Preisverhältnissen durch 

die Bildung von Absatzklassen Rechnung getragen. 2 Bei der Bewertung des Nutzungsteils 

Gemüse-, Blumen- und Zierpflanzenbau ist grundsätzlich vom „Absatz unmittelbar an den 

Verbraucher“ (Absatzklasse G 1 der Tabelle G 16 bzw. B 1 der Tabelle G 17) auszugehen. 
3 Hiervon abweichende Verhältnisse sind entsprechend der Angaben in der Erklärung zur 

Feststellung des Einheitswerts nach den Kriterien der Absatzklassen G 2 – G 4 und 

B 2 – B 4 der jeweiligen Tabelle zu beurteilen. 

(2) 1 Werden neben eigenen Erzeugnissen auch fremde oder gewerbliche Erzeugnisse ab-

gesetzt, kann neben einem Betrieb der Land- und Forstwirtschaft auch ein selbständiger 

Gewerbebetrieb entstehen. 2 Erfolgt der Absatz der eigenen Erzeugnisse über einen eigen-

ständigen Gewerbebebetrieb, ist bei der Bewertung des Nutzungsteils Gemüse-, Blumen- 

und Zierpflanzenbau grundsätzlich vom „Absatz an Wiederverkäufer außerhalb von Groß-

märkten oder großmarktähnlichen Einrichtungen“ (Absatzklasse G 3 der Tabelle G 16 bzw. 

B 3 der Tabelle G 17) auszugehen. 

(3) Für Betriebsgrundstücke im Sinne des § 99 Absatz 1 Nummer 2 BewG gelten Absätze 

1 und 2 entsprechend. 

V. Schlussbestimmungen 

(1) 1 Die vorstehenden Regelungen gelten für Bewertungsstichtage ab dem 1. Januar 2012. 
2 Auf Antrag sind die Regelungen in allen noch offenen Fällen anzuwenden. 
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(2) 1 Die Weisungen in Abschnitt 1.03 der BewRL, die mit den vorstehenden Regelungen in 

Widerspruch stehen, sind nicht mehr anzuwenden. 2 Gleiches gilt für einzelne Weisungen 

der obersten Finanzbehörden der Länder. 

(3) Die gleich lautenden Erlasse der obersten Finanzbehörden der Länder vom 15. Dezem-

ber 1971 (BStBl I Seite 643), vom 30. Oktober 1974 (BStBl I Seite 977) und vom 30. Mai 

1997 (BStBl I Seite 600) werden mit Wirkung vom 31. Dezember 2011 aufgehoben. 

Der Erlass ergeht im Einvernehmen mit den obersten Finanzbehörden des Bundes und der 

übrigen Länder.“ 

Nr. 1.2 Gärtnereien, die Fleurop-Blumenvermittlungsgeschäfte tätigen 

FM BW Erlass vom 07.11.1969, G 1400 A – 4/68 

„Fleurop-Blumenvermittlungsgeschäfte werden seit 1. Januar 1968 aus umsatzsteuerlichen 

Gründen in der Weise abgewickelt, daß der den Auftrag annehmende Händler nicht mehr 

als Vermittler, sondern als Hauptunternehmer im eigenen Namen tätig wird und den auf dem 

Auftrag beruhenden Umsatz mit Hilfe des ausführenden Händlers (Subunternehmers) aus-

führt. Da sich bei dieser Vertragsgestaltung Zweifel ergeben haben, ob beim Hauptunter-

nehmer nicht ein Zukauf fremder Erzeugnisse anzunehmen ist, der nach den Grundsätzen 

in Abschn. 135 Abs. 4 EStR13 beurteilt werden muß, beabsichtigt die Fleurop GmbH, das 

Abwicklungsgeschäft als Kommissionsgeschäft im Sinne der §§ 383 ff. HGB durch Ände-

rung der Geschäftsbedingungen erneut umzugestalten. 

Bei einer entsprechenden Umgestaltung der Geschäftsbeziehungen i. S. von Kommissions-

geschäften bitte ich im Einvernehmen mit dem Bundesminister der Finanzen und den obers-

ten Finanzbehörden der anderen Bundesländer folgende Auffassung zu vertreten: 

Entgegen der umsatzsteuerrechtlichen Beurteilung (§ 3 Abs. 3 UStG) ist für die Zwecke der 

Gewerbesteuer von dem zivilrechtlichen Inhalt des Kommissionsgeschäfts auszugehen. 

Danach findet im Innenverhältnis zwischen dem Kommittenten und dem Kommissionär in 

der Regel nur eine Geschäftsbesorgung und keine Lieferung statt. Daraus folgt für die Ab-

wicklung eines Blumenspendenauftrags als Kommissionsgeschäft, daß der als Kommissio-

när auftretende Gärtnereibetrieb, der den Blumenauftrag entgegennimmt, nicht die durch 

                                            

13 Jetzt R 15.5 Abs. 5 EStR 2008. 
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den Kommittenten an den Spendenempfänger ausgelieferte Ware zukauft. Im übrigen ist 

die Frage der Gewerbesteuerpflicht von Gärtnereibetrieben, die Blumenspendenaufträge 

als Kommissionsgeschäft entgegennehmen, nach den allgemeinen Grundsätzen zu beur-

teilen. Dabei kommt es darauf an, wie umfangreich das Kommissionsgeschäft ist. Es ist 

deshalb nicht auszuschließen, daß im Einzelfall auch das Kommissionsgeschäft dazu füh-

ren kann, daß der Gärtnereibetrieb zum Gewerbebetrieb wird. 

Die seit dem 1. Januar 1968 nach der Hauptunternehmer-Subunternehmer-Gestaltung ab-

gewickelten Fleuropaufträge können nicht allgemein zu Kommissionsgeschäften umgedeu-

tet werden. Das wäre, wenn überhaupt, nur aus Billigkeitsgründen möglich. Für Billigkeits-

maßnahmen sind aber allein die zur Festsetzung und Erhebung der Gewerbesteuer befug-

ten Gemeinden zuständig (Abschn. 6 Abs. 2 GewStR). Besondere steuerliche Härten wer-

den sich bei einer nur vorübergehenden Abwicklung der Fleuropaufträge nach der Hauptun-

ternehmer-Subunternehmer-Gestaltung im allgemeinen deswegen nicht ergeben, weil Gärt-

nereibetriebe, die vorwiegend den Absatz selbstgewonnener Erzeugnisse betreiben, nach 

Abschn. 135 Abs. 4 EStR14 nur bei dauerndem und nachhaltigem Zukauf fremder Erzeug-

nisse in größerem Umfange als Gewerbebetriebe zu behandeln sind. Dabei sind die Ver-

hältnisse eines mehrjährigen Zeitraums zugrunde zu legen.“ 

Nr. 1.3 Pensionstierhaltung 

FM BW Erlass vom 01.07.1971, S 2234 – 2/69 

„Zur Frage der Abgrenzung gewerblicher und landwirtschaftlicher Tierzucht und Tierhaltung 

bei Betrieben, die fremde Tiere halten, bitte ich folgende Auffassung zu vertreten: 

Gibt ein Eigentümer Tiere zur Aufzucht in einen fremden Betrieb (Lohnaufzucht), so sind 

diese Tiere nach wirtschaftlicher Betrachtungsweise dem Eigentümer und nicht dem Auf-

züchter zuzurechnen. 

Für die Frage, ob und inwieweit die Einkünfte aus der Tierhaltung solcher Tierbestände beim 

Eigentümer und beim Aufzüchter zu den Einkünften aus Land- und Forstwirtschaft zu rech-

nen sind, ist nach folgenden Grundsätzen zu verfahren: 

                                            

14 Jetzt R 15.5 Abs. 5 EStR 2008. 
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Eigentümer: 

Die Abgrenzungsmerkmale nach § 13 Abs. 1 Nr. 1 EStG sind maßgebend. Hält ein Eigen-

tümer im eigenen Betrieb und in fremden Betrieben zusammen nicht mehr Tiere, als er nach 

§ 13 Abs. 1 Nr. 1 EStG – gemessen an der landwirtschaftlich genutzten Fläche seines Be-

triebs – halten kann, so sind bei ihm die Einkünfte aus den Tierbeständen, die er zur Auf-

zucht in fremde Betriebe gegeben hat, Einkünfte aus Land- und Forstwirtschaft. Übersteigt 

sein gesamter Tierbestand einschließlich der in fremden Betrieben gehaltenen Tiere diese 

Grenze, so ist nach Abschn. 124 a EStR15 (§ 51 Abs. 2 bis 5 BewG) zu verfahren. 

Aufzüchter: 

Auch beim Aufzüchter ist für die Frage, ob die Einkünfte aus der Aufzucht fremder Tiere zu 

den Einkünften aus Land- und Forstwirtschaft gehören, nach § 13 Abs. 1 Nr. 1 EStG zu 

verfahren. Dabei sind die eigenen Tierbestände des Betriebs und die im Betrieb aufgezoge-

nen fremden Tiere zusammenzurechnen. Übersteigt der so zusammengerechnete Tierbe-

stand die nach der landwirtschaftlich genutzten Fläche des Betriebs zu bemessende höchst-

zulässige Größe, so ist Abschn. 124 a EStR16 (§ 51 Abs. 2 bis 5 BewG) anzuwenden. 

Dieser Erlass ergeht im Einvernehmen mit dem Bundesminister für Wirtschaft und Finanzen 

und den obersten Finanzbehörden der Länder.“ 

Nr. 1.4 Reitbetriebe 

1. Abgrenzung der Einkunftsarten 

Bei der Abgrenzung der Einkunftsarten müssen die verschiedenen Formen eines Reitbe-

triebs zunächst je für sich betrachtet werden: 

1.1 Pferdezucht: 

Die Pferdezucht gilt grundsätzlich als landwirtschaftliche Betätigung; die Einkünfte daraus 

sind Einkünfte aus Land- und Forstwirtschaft, wenn der Tierbestand des gesamten Betriebs 

                                            

15 Jetzt R 13.2 EStR 2008. 
16 Jetzt R 13.2 EStR 2008. 
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– umgerechnet nach Vieheinheiten – die in § 13 Abs. 1 Nr. 1 EStG genannten Grenzen nicht 

überschreitet. 

Auch die nach der Aufzucht der eigenen Pferde vorgenommene Ausbildung ist noch der 

Landwirtschaft zuzurechnen. Dies umfasst nicht nur das erste Anreiten, sondern kann sich 

auch auf die dem weiteren Verwendungszweck des Pferdes entsprechende Ausbildung 

(Spring-, Dressur-, Rennpferd) einschließlich den ersten Leistungsnachweisen bei Wett-

kämpfen erstrecken (FG BW, Urteil vom 21.10.1987, EFG 1988 S. 118). 

Bei Zukauf von Reitpferden, ihre Ausbildung und der anschließende Weiterverkauf nach 

einer nicht nur kurzen Aufenthaltsdauer, zählen zur Landwirtschaft, solange es sich um Tier-

haltung i. S. des § 13 Abs. 1 Nr. 1 Satz 2 EStG handelt (BFH-Urteil vom 17.12.2008, BStBl 

2009 II S. 453). 

Bei reinen Pferdezuchtbetrieben, die der Landwirtschaft zuzuordnen sind, ist stets die Frage 

der Liebhaberei zu prüfen (BFH-Urteil vom 28.11.1985, BStBl 1986 II S. 293). Dies gilt auch 

dann, wenn die verlustbringende Pferdezucht lediglich einen (selbständigen) Betriebszweig 

darstellt und der land- und forstwirtschaftliche Betrieb insgesamt noch einen Gewinn erwirt-

schaftet (z. B. Gewinn aus Ackerbau: 150.000 Euro, Verlust auf Pferdezucht: 120.000 Euro). 

Nach der Rechtsprechung des BFH (vgl. Urteil vom 28.11.1985, BStBl 1986 II S. 293) darf 

nämlich eine gewinnträchtige Land- und Forstwirtschaft nicht durch die Eingliederung einer 

verlustbringenden Liebhaberei ihres Gewinns „entkleidet“ und dadurch im Ergebnis die Lieb-

haberei steuerlich begünstigt werden (partielle Liebhaberei). Liegen (selbständige) Betriebs-

zweige vor, ist die Gewinnerzielungsabsicht getrennt nach Betriebszweigen zu beurteilen. 

Ist der Pferdezuchtbetrieb deshalb als Gewerbebetrieb zu behandeln, weil die Flächengren-

zen des § 13 Abs. 1 Nr. 1 EStG nachhaltig überschritten werden, so können Verluste hieraus 

nicht mit anderen Einkunftsarten ausgeglichen werden (§ 15 Abs. 4 EStG). Das Ausgleichs-

verbot greift hingegen nicht ein, wenn die Pferdezucht allein deshalb gewerblich ist, weil die 

Tiere zu Renn- oder Turnierpferden ausgebildet werden. 

1.2 Pensionstierhaltung von Reitpferden: 

Die reine Pensionstierhaltung von Reitpferden ist der Landwirtschaft zuzuordnen, wenn für 

den gesamten Tierbestand des Betriebs (also für die eigenen und die fremden Tiere zusam-

men) die Flächendeckung nach § 13 Abs. 1 Nr. 1 EStG gegeben ist. 
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Eine Pensionspferdehaltung i.S. von § 13 Abs. 1 Nr. 1 EStG ist auch dann der Land- und 

Forstwirtschaft zuzuordnen, wenn der Betrieb den Pensionspferdehaltern eine Reithalle 

oder andere Reitanlagen zur Verfügung stellt, die den für den vorhandenen Pferdebestand 

erforderlichen Umfang nicht überschreiten (BFH-Urteil vom 23.09.1988, BStBl 1989 II 

S. 111). 

Eine Pensionspferdehaltung kann jedoch dann gewerblich sein, wenn sich der Betrieb nicht 

auf die Bereitstellung von Reitmöglichkeiten beschränkt und darüber hinaus noch im 

Rahmen des Gesamtbetriebs Reitunterricht erteilt, die Gelegenheit zur Ausübung von 

anderen Sport- und Freizeitmöglichkeiten bietet, z.B. Tennisplatz, Minigolf (BFH-Urteil vom 

25.10.1988, BStBl 1989 II S. 291), Schwimmbecken, eine Gaststätte betreibt oder 

Unterkünfte anbietet (BFH-Urteil vom 16.11.1978, BStBl 1979 II S. 246). 

1.3 Vermietung von eigenen Reitpferden: 

Sofern die gehaltenen und erzeugten Tiere des gesamten Betriebs die Flächengrenzen des 

§ 13 Abs. 1 Nr. 1 EStG nicht überschreiten, ist die Vermietung von Pferden zu Reitzwecken 

als landwirtschaftlich anzusehen, wenn keine weiteren ins Gewicht fallenden Leistungen 

erbracht werden (z.B. Reitunterricht, Beaufsichtigung von Ausritten), die nicht der 

Landwirtschaft zuzurechnen sind (BFH-Urteil vom 24.01.1989, BStBl 1989 II S. 416). 

Nicht zur Landwirtschaft gehören hingegen das Ausfahren von Kurgästen mit 

Pferdekutschen sowie die Beförderung von Brautpaaren an ihrem Hochzeitstag. Diese 

Tätigkeiten stellen einen besonderen Gewerbebetrieb dar. 

1.4 Reitunterricht: 

Der Landwirt, der selbst Reitunterricht erteilt, übt insoweit eine freiberufliche Tätigkeit aus. 

Daran ändert sich auch nichts, wenn sich der Landwirt dabei der Mithilfe fachlich 

vorgebildeteter Arbeitskräfte bedient und dabei selbst noch aufgrund eigener 

Fachkenntnisse leitend und eigenverantwortlich tätig bleibt. 

Erteilt jedoch der Landwirt Reitunterricht im Rahmen seines Reitbetriebs, so sind die 

verschiedenen Betriebsteile regelmäßig derart miteinander verflochten, dass der gesamte 

Pferdehaltungs- und Reitbetrieb einen einheitlichen Betrieb mit nur einer Einkunftsart 

darstellt. Ist die Erteilung von Reitunterricht nicht von untergeordneter Bedeutung, so ist der 
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gesamte Pferdehaltungs- und Reitbetrieb ein Gewerbebetrieb (BFH-Urteile vom 

23.09.1988, BStBl 1989 II S. 111 und vom 24.01.1989, BStBl 1989 II S. 416). 

1.5 Einheitliche Behandlung von Pferdepension, Pferdevermietung und Reitunterricht: 

Bei der Abgrenzung ist die landwirtschaftliche Pferdezucht (Tz. 1.1) regelmäßig für sich zu 

betrachten, denn der Zuchtbetrieb hängt in der Regel mit den anderen Formen des 

Reitbetriebes nicht so eng zusammen, dass eine einheitliche Behandlung zwingend wäre. 

Etwas anderes kann ausnahmsweise dann gelten, wenn die aufgezogenen Pferde 

überwiegend im Vermietungs- und Reitbetrieb verwendet werden. 

1.6 Einzelunternehmen 

Wird neben einem gewerblichen Reitbetrieb noch Land- und Forstwirtschaft betrieben, so 

ist diese in der Regel nicht in den Gewerbebetrieb einzubeziehen. Es bestehen dann zwei 

Betriebe – ein land- und forstwirtschaftlicher Betrieb und die Reiterei als Gewerbebetrieb. 

Ein einheitlicher Gewerbebetrieb kann in einem derartigen Fall nur dann angenommen 

werden, wenn der land- und forstwirtschaftliche Betrieb dem Reitbetrieb untergeordnet ist 

und eine Trennung der Betriebsteile nicht ohne Nachteile für den Gesamtbetrieb möglich 

wäre. 

1.7 Personengesellschaften 

Eine andere Rechtslage besteht bei einer KG, OHG oder Gesellschaft des bürgerlichen 

Rechts. Ihre Tätigkeit gilt in vollem Umfang als Gewerbebetrieb, wenn die Gesellschaft 

teilweise auch gewerblich tätig ist (§ 15 Abs. 3 Nr. 1 EStG; BFH-Urteil vom 22.11.1972, 

BStBl 1973 II S. 405; vom 10.11.1983, BStBl 1984 II S. 152). Die Annahme eines 

Gewerbebetriebs entfällt bei einer Personengesellschaft nur dann, wenn eine nur 

geringfügige gewerbliche Tätigkeit ausgeübt wird. 

Mit Urteilen vom 27.08.2014 (- VIII R 16/11, BStBl 2015 II S. 996; - VIII R 41/11, BStBl 2015 

II S. 999; - VIII R 6/12, BStBl 2015 II S. 1002) hat der BFH entschieden, dass die 

Abfärbewirkung nur eintreten soll, wenn die Nettoumsatzerlöse aus der gewerblichen 

Tätigkeit einer Personengesellschaft 3 % der Gesamtnettoumsatzerlöse oder den Betrag 

von 24.500 Euro im Veranlagungszeitraum übersteigen. Ungeachtet dieser BFH-

Rechtsprechung ist für land- und forstwirtschaftliche Personengesellschaften, die auch 

gewerbliche (Dienst-)Leistungen i. S. des R 15.5 EStR 2012 erbringen, vorrangig die 
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Vorschrift des R 15.5 EStR 2012 zu prüfen (R 15.5 Abs. 1 Satz 8 EStR 2012). Danach greift 

§ 15 Abs. 3 Nr. 1 EStG erst dann, wenn die Grenzen (sog. Drittelgrenze und Betragsgrenze) 

des R 15.5 Abs. 11 EStR 2012 dauerhaft überschritten sind. 

Eröffnet ein in der Rechtsform einer Personengesellschaft geführter land- und 

forstwirtschaftlicher Betrieb zusätzlich einen Reitbetrieb (Pferdepension), der gewerblich ist, 

so ist der ganze Betrieb (einschließlich dem Reitbetrieb) ein einheitlicher Gewerbebetrieb. 

Eine andere Beurteilung wäre dann geboten, wenn nicht nur eine, sondern mehrere 

Personengesellschaften bestehen (BFH-Urteil vom 21.02.1980, BStBl 1980 II S. 465; vom 

10.11.1983, BStBl 1984 II S. 152). 

2. Ermittlung der Einkünfte aus Land- und Forstwirtschaft bei nicht 

buchführungspflichtigen Betrieben: 

2.1 Pferdezucht: 

Gehört die Pferdezucht zur Landwirtschaft und handelt es sich um einen Landwirt, der den 

Gewinn nach § 13a EStG ermittelt, so sind die Gewinne aus den Verkäufen der aufgezoge-

nen Pferde nur unter den Voraussetzungen des § 13a Abs. 7 Satz 1 Nr. 1 Buchst. b EStG 

als Sondergewinn zu erfassen. 

2.2 Pferdepension: 

Entgelte für die Pensionspferdehaltung gehören in der Regel zu den bei der Gewinnermitt-

lung nach § 13a EStG gesondert zu erfassenden Erträgen, die nicht durch den Durch-

schnittssatzgewinn nach § 13a Abs. 4 EStG abgegolten sind. Werden neben der Überlas-

sung eines Stallplatzes weitere Leistungen erbracht und handelt es sich dabei um eine ein-

heitlich zu beurteilende Gesamtleistung, gehört diese zu den Dienstleistungen und ver-

gleichbaren Tätigkeiten i. S. des § 13a Abs. 7 Satz 1 Nr. 3 EStG. 

Beschränkt sich die Leistung des Steuerpflichtigen im Wesentlichen auf die Vermietung des 

Stallplatzes, so liegen Mieteinnahmen nach § 13a Abs. 3 Satz1 Nr.5 EStG vor. 

Andererseits kann von einer gesonderten Erfassung des Gewinns abzusehen sein, wenn 

sich die Leistungen des Landwirts im Wesentlichen auf die Überlassung der Futtergrund-

lage, z. B. durch Weidenutzung, beschränken (BFH-Urteil vom 29.11.2007, BStBl 2008 II 

S. 425). 
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Übt ein Land- und Forstwirt im Rahmen der Gewinnermittlung nach § 13a EStG eine Pen-

sionstierhaltung aus, so bestehen aus Vereinfachungsgründen keine Bedenken, die hieraus 

erzielten gesamten Einnahmen ohne Aufteilung in einzelne Leistungsbereiche unter Abzug 

der pauschalen Betriebsausgaben von 60 % als Sondergewinn nach § 13a Abs. 7 Satz 1 

Nr. 3 EStG zu erfassen (BMF-Schreiben vom 10.11.2015, BStBl I S. 877, RdNr. 72). 

3. Gewinnermittlung bei Pensionsreittierhaltung und Pferdevermietung: 

3.1 Pensionsreittierhaltung: 

Ein aufgestalltes Pensionspferd bringt dem Pensionsinhaber Betriebseinnahmen von 

2400 Euro bis 4500 Euro jährlich. Als Betriebsausgaben kommen Aufwendungen für Futter 

(Kraft-, Mineral- und Grundfutter), Wasser und Beleuchtung, Maschinen- und Gerätekosten bei 

der Pflege und Fütterung sowie Absetzungen für Abnutzung für den Stallplatz in Betracht. 

Diese sachlichen Kosten betragen pro Pferd ab dem Wirtschaftsjahr 2018/2019 700 Euro (bis 

zum Wirtschaftsjahr 2017/2018 650 Euro). Dieser Betrag kann ohne Einzelnachweis als Be-

triebsausgabe anerkannt werden. Nachgewiesene (anteilige) Lohnaufwendungen können 

daneben berücksichtigt werden. Die übrigen Aufwendungen werden erfahrungsgemäß vom 

Eigentümer des Tieres selbst getragen, z.B. die Aufwendungen für den Tierarzt, Hufpflege, 

Versicherungen, Verbandsbeiträge und Turnierkosten. 

3.2 Vermietung eigener Pferde: 

Ein Pferd bringt 2800 Euro bis 4900 Euro jährlich an Betriebseinnahmen. An sachlichen 

Kosten (einschl. tierärztlicher Betreuung und Hufpflege) entstehen für ein Pferd jährlich ab 

dem Wirtschaftsjahr 2018/2019 1 300 Euro je Tier (ab dem Wirtschaftsjahr 2011/2012 bis 

zum Wirtschaftsjahr 2017/2018 1 250 Euro je Tier). Dieser Betrag kann ebenfalls ohne Ein-

zelnachweis anerkannt werden. Daneben können noch Versicherungsbeiträge und nachge-

wiesene Lohnkosten sowie Absetzungen für Abnutzung für das Pferd abgesetzt werden. Bei 

Kleinpferden (z.B. Ponys) ist jeweils die Hälfte der genannten Beträge anzusetzen. 

3.3 Absetzung für Abnutzung: 

Pferde sind regelmäßig nach Vollendung ihres 4. Lebensjahres ausgewachsen und zugerit-

ten. Erst ab dem 5. Lebensjahr kann also die AfA geltend gemacht werden, wobei sodann 

von einer achtjährigen Nutzungsdauer ausgegangen werden kann. Bis zum 4. Lebensjahr 
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sind die Anschaffungs- oder (und) Herstellungskosten (Aufzuchtkosten) anzusetzen. Die 

Aufzuchtkosten betragen im Allgemeinen 700 Euro jährlich. 

Nr. 1.5 Verarbeitung von Raps zu Rapsmethylester (RME) 

FM BW Erlass vom 07.08.1989, S 2231 – 2/89 

„Bei dem Verfahren zur Gewinnung von RME sind zwei Sachverhalte für die Einordnung 

des RME als landwirtschaftliches bzw. gewerbliches Produkt von besonderer Bedeutung: 

1. Die für die Produktion von RME in einer entsprechenden technischen Anlage notwendige 

Menge Raps kann nicht überwiegend von nur einem landwirtschaftlichen Betrieb geliefert 

werden, da selbst bei kleineren Anlagen bis zu 1 000 ha Rapsanbaufläche benötigt wer-

den. 

2. Die Herstellung von RME erfolgt in zwei Stufen. In der ersten Stufe wird Raps zu Rapsöl 

bzw. zu Rapsschrot verarbeitet. Erst in einem zweiten Schritt wird in einem technisch 

relativ aufwendigen Verfahren aus dem Rapsöl RME hergestellt. 

Aus diesen beiden Sachverhalten ergibt sich für die Zuordnung von RME als landwirtschaft-

liches bzw. gewerbliches Produkt folgendes: 

Da die weitere Be- und Verarbeitung des landwirtschaftlichen Urproduktes Raps bisher im 

allgemeinen in gewerblichen Betrieben erfolgte, sind die in diesen Betrieben erzeugten Pro-

dukte grundsätzlich nicht mehr der Landwirtschaft zuzuordnen. Eine Ausnahme hiervon 

wäre nur dann gegeben, wenn die Be- und Verarbeitung von Raps im Rahmen eines land-

wirtschaftlichen Nebenbetriebs vorgenommen würde. Ein Nebenbetrieb der Land- und 

Forstwirtschaft liegt aber nur dann vor, wenn die eingesetzte Rohstoffmenge überwiegend 

im eigenen land- und forstwirtschaftlichen Hauptbetrieb erzeugt wird und die be- und verar-

beiteten Produkte überwiegend für den Verkauf bestimmt sind (siehe koordinierte Länder-

erlasse vom 15. Juni 1971, BStBl I S. 324 und vom 25. April 1972, BStBl I S. 352). 

Für die Anerkennung von Nebenbetrieben der Land- und Forstwirtschaft ist auch der Grad 

der Verarbeitung und der Charakter des Endprodukts entscheidend. Zwar ist die erste Ver-

edelungsstufe ursprünglich land- und forstwirtschaftlicher Produkte im Rahmen eines land- 

und forstwirtschaftlichen Nebenbetriebs noch möglich. Voraussetzung hierfür ist jedoch, 

daß das be- und verarbeitete (veredelte) Produkt nach der Verkehrsauffassung noch dem 
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land- und forstwirtschaftlichen Bereich zugeordnet werden kann. Außerdem muß der Ge-

samtbetrieb nach der Verkehrsauffassung ein Betrieb der Land- und Forstwirtschaft sein 

(BFH vom 16. Oktober 1970, BStBl 1971 II S. 287 und FG Rheinland-Pfalz vom 27. Oktober 

1987 II K 161/ 85). 

Aus den vorstehenden Ausführungen ergibt sich, daß die Be- und Verarbeitung von Raps 

zu RME im Rahmen eines landwirtschaftlichen Nebenbetriebs nicht möglich ist und deshalb 

das Produkt RME dem Bereich der Land- und Forstwirtschaft nicht zugeordnet werden 

kann.“ 

Nr. 1.6 Produktion von Nutzorganismen gegen Schaderreger im Pflanzenbau 

FM BW Erlass vom 18.12.1990, S 2230 A – 43/90 

„Die Produktion von sogenannten Nützlingen (z.B. Schlupfwespen, Raubmilben), die von 

den Erwerbern zur Schädlingsbekämpfung bei der landwirtschaftlichen Pflanzenerzeugung 

eingesetzt werden, führte bis einschl. 1991 zwar einkommensteuerlich zu gewerblichen 

Einkünften; bewertungsrechtlich gehörten sie zur sonstigen land- und forstwirtschaftlichen 

Nutzung im Sinne des § 62 BewG (Erlaß FinMin BW vom 18.12.1990 S 2230 A – 43/90). 

Durch das StÄndG 1992 (BStBl 1992 I S. 146) wurde § 13 Abs. 1 Nr. 2 EStG in der Weise 

geändert, daß anstelle der Aufzählung der einzelnen Nutzungen die „Einkünfte aus sonsti-

ger land- und forstwirtschaftlicher Nutzung (§ 62 BewG)“ jenen aus Land- und Forstwirt-

schaft zugeordnet werden. Nach der Gesetzesbegründung sollte dadurch bewirkt werden, 

daß die Erzeugung der Nutzorganismen zur Schädlingsbekämpfung als Land- und Forst-

wirtschaft behandelt wird. Die gesetzliche Änderung gilt erstmals für den VZ 1992 (§ 52 

Abs. 1 EStG).“ 

Nr. 1.7 Ertragsteuerliche Behandlung von Biogasanlagen und der Erzeugung 

von Energie aus Biogas 

Nr. 1.7.1 Steuerliche Folgen aus der Abgrenzung der Land- und Forstwirtschaft 

vom Gewerbebetrieb 

BMF-Schreiben vom 06.03.2006, BStBl I S. 248 
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„Unter Bezugnahme auf das Ergebnis der Erörterungen mit den obersten Finanzbehörden 

der Länder gilt für die ertragsteuerliche Behandlung der Biogasanlagen und der Energieer-

zeugung aus Biogas das Folgende: 

I. Einkommensteuer 

1. Biogasanlagen im Rahmen eines land- und forstwirtschaftlichen Hauptbetriebs 

a) Biogaserzeugung als Teil des Hauptbetriebs 

Die Erzeugung von Biogas ist Teil der land- und forstwirtschaftlichen Urproduktion, wenn 

die Biomasse überwiegend im eigenen Betrieb erzeugt wird und das Biogas bzw. die daraus 

erzeugte Energie (Wärme, Strom) überwiegend im eigenen Betrieb verwendet wird. 

b) Biogaserzeugung als nahezu ausschließliche Tätigkeit des Hauptbetriebs 

Verwertet ein Landwirt nahezu seine gesamte Ernte zur Energieerzeugung in einer Biogas-

anlage, liegt insgesamt kein land- und forstwirtschaftlicher Betrieb mehr vor. Die Erzeugung 

der Biomasse und die Verarbeitung zu Strom stellen in diesem Fall die wirtschaftlichen Be-

tätigungen des Steuerpflichtigen dar, die nach den Grundsätzen der R 15.5 Abs. 1 Sätze 4-6 

EStR 2005 zu beurteilen sind. Da die gewerbliche Betätigung der Energieerzeugung im Vor-

dergrund steht und sich nicht ohne Nachteil für das Gesamtunternehmen von der land- und 

forstwirtschaftlichen Erzeugung der Biomasse lösen lässt, liegt ein einheitlicher Gewerbe-

betrieb vor. 

2. Biogasanlagen im Rahmen eines land- und forstwirtschaftlichen Nebenbetriebs 

a) Be-/Verarbeitung der Biomasse im Nebenbetrieb 

Die Erzeugung von Biogas erfolgt im Rahmen eines Nebenbetriebs, wenn die Biomasse 

überwiegend im eigenen Hauptbetrieb erzeugt wird und das Biogas überwiegend zum Ver-

kauf bestimmt ist (vgl. R 15.5 Abs.3 Satz 1 Nr. 1 EStR 2005). Die Verwertung der pflanzli-

chen oder tierischen Rohstoffe als Biomasse bis hin zur Reinigung des Biogases stellt in 

diesen Fällen die erste Stufe der Be- oder Verarbeitung im Rahmen der Land- und Forst-

wirtschaft dar. Gleiches gilt in den Fällen, in denen ein Landwirt Umsätze aus der Über-

nahme der Biomasse erzielt und das hieraus gewonnene Biogas nahezu ausschließlich zur 

Energieerzeugung im eigenen Hauptbetrieb einsetzt (vgl. R 15.5 Abs. 3 Satz 1 Nr. 2 EStR 

2005). 
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b) Zukauf von Biomasse durch den Nebenbetrieb 

Im Rahmen der Abgrenzung Land- und Forstwirtschaft/Gewerbebetrieb ist der Nebenbe-

trieb hinsichtlich der Einkunftsart und der Zukaufsgrenzen eigenständig zu beurteilen. Für 

die Frage, ob die Zukaufsgrenzen der R 15.5 Abs. 3 EStR 2005 nachhaltig überschritten 

werden, ist grundsätzlich ein Mengenvergleich der eingesetzten Rohstoffe vorzunehmen. 

Dies gilt bei Biogasanlagen nur in den Fällen, in denen ausschließlich Stoffe mit gleichem 

Energiegehalt eingesetzt werden. Abweichend hiervon ist die Abgrenzung anhand der ge-

wonnenen Biogasmenge und dem Energiegehalt der eingesetzten Stoffe vorzunehmen, 

wenn in Biogasanlagen Stoffe von unterschiedlicher Art und Güte eingesetzt werden. 

c) Erzeugung von Energie durch den Nebenbetrieb 

In den Fällen der R 15.5 Abs. 3 Satz 1 Nr. 1 und 2 EStR 2005 stellt die weitere Be- oder 

Verarbeitung des gereinigten Biogases zu Energie die zweite Verarbeitungsstufe und damit 

eine gewerbliche Betätigung dar. 

3. Biogasanlagen im Rahmen eines gemeinschaftlichen Nebenbetriebs 

a) Ebene der Beteiligten 

Erfolgt die Erzeugung von Biogas durch Zusammenschluss mehrerer Land- und Forstwirte 

in einer gemeinschaftlich betriebenen Anlage, kann diese Biogasanlage noch als Nebenbe-

trieb der jeweiligen land- und forstwirtschaftlichen Hauptbetriebe angesehen werden. Dies 

setzt jedoch voraus, dass alle Beteiligten als Mitunternehmer zu qualifizieren sind. 

b) Ebene der Mitunternehmerschaft 

Ist ein Beteiligter als Gewerbetreibender zu beurteilen, tritt die Rechtsfolge des § 15 Abs. 3 

Nr. 1 EStG ein und die gemeinschaftliche Biogasanlage ist als Gewerbebetrieb zu qualifi-

zieren. 

Nach R 15.5 Abs. 3 Satz 3 EStR 2005 dürfen bei gemeinschaftlichen Nebenbetrieben aus-

schließlich eigen erzeugte Rohstoffe der beteiligten Landwirte be-/verarbeitet werden oder 

nur Erzeugnisse gewonnen werden, die ausschließlich in den Betrieben der beteiligten 

Landwirte verwendet werden. Für den Verkauf von Biogas aus einer gemeinschaftlich be-

triebenen Anlage bedeutet dies, dass ausschließlich Biomasse verwendet werden darf, die 

in den jeweiligen Hauptbetrieben der beteiligten Land- und Forstwirte erzeugt wurde. Das 
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aus einer Übernahme von Rohstoffen gewonnene Biogas muss nahezu ausschließlich zur 

Energieerzeugung für die eigenen Hauptbetriebe eingesetzt werden. 

c) Erzeugung von Energie durch den gemeinschaftlichen Nebenbetrieb 

Wird durch einen gemeinschaftlichen Nebenbetrieb Energie erzeugt, gilt Tz. 2 Buchstabe c 

entsprechend. 

II. Körperschaftsteuer 

1. Biogas-Erzeugungsgenossenschaften 

a) Erzeugung und Verkauf von Biogas 

Wird eine Biogasanlage in der Rechtsform einer Genossenschaft betrieben, ist eine Steu-

erbefreiung nach § 5 Abs. 1 Nr. 14 Satz 1 Buchstabe c KStG nur möglich, wenn für die 

Erzeugung des Biogases ausschließlich die Biomasse der beteiligten Land- und Forstwirte 

verwendet wird. Die Verwertung der pflanzlichen oder tierischen Rohstoffe als Biomasse bis 

hin zur Reinigung des Biogases stellt in diesen Fällen die erste Stufe der Be- oder Verar-

beitung im Rahmen der Land- und Forstwirtschaft dar. 

b) Erzeugung von Energie durch eine Biogas-Erzeugungsgenossenschaft 

Soweit eine Biogas-Erzeugungsgenossenschaft zur Beheizung der Anlage Energie erzeugt, 

ist dies für die Steuerbefreiung unschädlich. Wird hingegen überschüssige Energie durch 

eine Biogas-Erzeugungsgenossenschaft in das (Strom- / Wärme-) Netz eingespeist und an 

Dritte oder auch eigene Mitglieder geliefert, ist diese Bearbeitung insoweit der zweiten Ver-

arbeitungsstufe zuzuordnen. Diese Tätigkeit ist nicht nach § 5 Abs. 1 Nr. 14 KStG begüns-

tigt. Die Genossenschaft ist insoweit partiell steuerpflichtig; vgl. R 20 Abs. 1 Satz 3 KStR 

2004. § 5 Abs. 1 Nr. 14 Satz 2 KStG ist zu beachten. 

2. Generatoren-Genossenschaft 

a) Erzeugung von Energie 

Die Be- oder Verarbeitung von Biogas im Rahmen einer Generatorengenossenschaft stellt 

eine weitere und damit die zweite (gewerbliche) Bearbeitungsstufe dar. Die Erzeugung von 

Energie durch Generatoren ist eine Betätigung außerhalb der Land- und Forstwirtschaft; 

insoweit scheidet eine Steuerbefreiung nach § 5 Abs. 1 Nr. 14 Buchstabe c KStG aus. Dies 
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gilt unabhängig davon, ob Mitglieder der Genossenschaft oder Dritte Abnehmer der erzeug-

ten Energie sind. 

b) Beteiligung der Biogas-Erzeugungsgenossenschaft 

Beteiligt sich eine Biogas-Erzeugungsgenossenschaft an einer steuerpflichtigen Generato-

ren-Genossenschaft, sind die Gewinnanteile oder Bezüge nach R 20 Abs. 5 KStR 2004 als 

Einnahmen aus nicht begünstigter Tätigkeit anzusehen. § 5 Abs. 1 Nr. 14 Satz 2 KStG ist 

zu beachten. 

c) Rückvergütung an eine Biogas-Erzeugungsgenossenschaft 

Rückvergütungen im Sinne des § 22 KStG sind den Einnahmen aus den Geschäften zuzu-

rechnen, für die die Rückvergütungen gewährt worden sind (R 20 Abs. 5 Satz 6 KStR 2004). 

Soweit die Generatoren-Genossenschaft zulässiger Weise eine Rückvergütung nach § 22 

KStG für den Verkauf des Biogases (Gegengeschäft) gewährt, fallen die der Biogas-Erzeu-

gungsgenossenschaft aus der Rückvergütung zufließenden Erträge bei Vorliegen der unter 

Tz. II. 1 genannten Voraussetzungen daher in den steuerbefreiten Teil der Genossenschaft. 

III. Zeitliche Anwendung 

Die Regelungen dieses Schreibens sind in allen noch offenen Fällen anzuwenden. 

Soweit sich in den Fällen der Energieerzeugung aus Biogas aus diesem Schreiben für einen 

Steuerpflichtigen Verschlechterungen gegenüber der bisherigen Verwaltungspraxis erge-

ben, sind die Regelungen erstmals für Wirtschaftsjahre anzuwenden, die nach dem 31. De-

zember 2005 beginnen.“ 

Nr. 1.7.2 Zeitliche Anwendung der Übergangsregelung 

BMF-Schreiben vom 29.06.2006, BStBl I S. 417 

„Nach dem Ergebnis der Erörterungen mit den obersten Finanzbehörden der Länder gilt zur 

ertragsteuerlichen Behandlung von Biogasanlagen und der Energieerzeugung aus Biogas 

abweichend von den bisherigen Regelungen zur zeitlichen Anwendung (Tz. III) des o. a. 

BMF-Schreibens das Folgende: 

Soweit sich in den Fällen der Energieerzeugung aus Biogas aus dem Schreiben für einen 

Steuerpflichtigen Verschlechterungen gegenüber der bisherigen Verwaltungspraxis 
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ergeben, sind die Regelungen erstmals für Wirtschaftsjahre anzuwenden, die nach dem 

31. Dezember 2006 beginnen.“ 

Nr. 1.7.3 Zweifelsfragen bei der Anwendung des BMF-Schreibens vom 6. März 

2006 (BSTBl I S. 248) 

BMF-Schreiben vom 04.07.2006 an den Hauptverband der landwirtschaftlichen Buchstellen 

und Sachverständigen e.V.; FM BW Erlass vom 17.07.2006, 3 S 223.6/11 

„Anlässlich der Sitzung der obersten Finanzbehörden des Bundes und der Länder vom 

21.-23. Juni 2006 wurde die steuerliche Behandlung von Biogasanlagen im Rahmen land-

und forstwirtschaftlicher Betriebe nochmals erörtert. Im Hinblick auf die weit reichenden Fol-

gen des BMF-Schreibens vom 6. März 2006 und der damit verbundenen Umstellungsprob-

lematik wurde die bisherige Übergangsregelung (vgl. Tz. III des BMF-Schreibens) um ein 

Jahr − bis zum 31. Dezember 2006 − verlängert. Hierzu wird in Kürze ein entsprechendes 

BMF-Schreiben ergehen. 

Unter Berücksichtigung dieser Ausgangslage beantworte ich in Abstimmung mit den obers-

ten Finanzbehörden der Länder die von Ihnen aufgeworfenen Zweifelsfragen wie folgt: 

a) Bewertung des Feldinventars und Stromerzeugung bei Körperschaften 

Soweit die Voraussetzungen der R 34 Satz 3 KStR vorliegen, d.h. wenn der land- und forst-

wirtschaftliche Betriebsteil als organisatorisch verselbständigter Teilbetrieb geführt wird, ist 

die Erzeugung von Biomasse losgelöst von der Strom- oder Energieerzeugung oder ander-

weitiger Betätigungen zu betrachten. Diese Auffassung führt jedoch nicht dazu, dass der 

Betriebsteil „Biogasanlage“ als fiktiv selbständig angesehen werden kann. Vielmehr ist für 

die Frage, ob ein verselbständigter Betriebsteil vorliegt, auf die einkommensteuerliche De-

finition des Teilbetriebs (vgl. R 16 Abs. 3 EStR 2005) abzustellen. 

b) Bildung eines Rumpf-Wirtschaftsjahres 

Soweit für die gewerbliche Betätigung der Strom- oder Energieerzeugung erstmals eine Ge-

winnermittlung vorzunehmen ist, umfasst der Gewinnermittlungszeitraum in Folge der Über-

gangsregelung zu Tz. III des o.a. BMF-Schreibens grundsätzlich den Zeitraum zwischen 

dem Beginn des jeweils einschlägigen abweichenden Wirtschaftsjahres und dem 31. De-

zember 2007. Das Wirtschaftsjahr bestimmt sich in diesen Fällen nach § 4a Abs. 1 Satz 2 
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Nr. 3 EStG und umfasst einen Zeitraum von weniger als zwölf Monaten im Sinne des § 8b 

Satz 2 der Einkommensteuer-Durchführungsverordnung (EStDV).“ 
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Nr. 2 Umrechnung der Tiere in Vieheinheiten (VE) 

Nr. 2.1 Strauße 

FM BW Erlass vom 27.07.1995, S 3132/7 

„ ... 

Strauße sind als landwirtschaftliche Nutztiere i.S. des § 51 BewG anzuerkennen. Sie sind 

der landwirtschaftlichen Nutzung zuzuordnen. 

Für Zwecke der Abgrenzung zur gewerblichen Tierhaltung ist hilfsweise als Ergänzung der 

Anlage 1 zu § 51 BewG folgender nach dem Jahresdurchschnittsbestand zu bemessender 

Vieheinheitenschlüssel anzuwenden: 

Jungtiere/Masttiere  (0 bis unter 14 Monate)  = 0,25 VE 

Zuchttiere   (ab 14 Monate)   = 0,32 VE 

Die Umrechnung der Tierbestände in Vieheinheiten ist nach dem Futterbedarf auf der 

Grundlage von Getreideeinheiten unter Berücksichtigung des Ertrags- und Aufwandsgefü-

ges im Hauptfeststellungszeitpunkt vorgenommen worden. 

Im Hinblick auf die mangelnde Vergleichbarkeit der Betriebe von Straußenhaltern findet das 

vergleichende Verfahren des § 37 Abs. 1 BewG keine Anwendung. Die Bewertung erfolgt 

innerhalb der landwirtschaftlichen Nutzung gem. § 37 Abs. 2 BewG nach dem Einzelertrags-

wertverfahren. 

... “ 
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Nr. 3 Tierhaltungszusammenschlüsse (§ 51a BewG) 

Nr. 3.1 Gemeinsame Milchviehhaltung und Milchquoten-Leasing 

BMF-Schreiben vom 19.04.1995 an den Hauptverband der landwirtschaftlichen Buchstel-

len und Sachverständigen e.V. 

„Wenn eine GbR, in der sich nicht zur Buchführung verpflichtete Landwirte zur gemeinsa-

men Milchviehhaltung zusammengeschlossen haben, von anderen Landwirten, die nicht 

Gesellschafter der GbR sind, Milchquoten least, sind die Einnahmen dieser Landwirte aus 

dem Quotenleasing im Rahmen ihres Betriebs zu erfassen und zu versteuern, soweit sie 

ihren Gewinn nicht nach § 13a EStG ermitteln (vgl. BMF vom 2. Februar 1995, BStBl I 

S. 148). 

Soweit sich die Gesellschafter verpflichten, ihrer Gesellschaft jeweils Milchquoten zur Ver-

fügung zu stellen, handelt es sich um Leistungen der Gesellschafter gegenüber ihrer Ge-

sellschaft, die durch das Gesellschaftsverhältnis veranlaßt sind. Die Besteuerung der Er-

träge der GbR richtet sich nach den allgemein für die Besteuerung von Personengesell-

schaften geltenden Regeln. 

Soweit die GbR darüber hinaus zusätzliche Milchquoten von einzelnen Gesellschaftern 

least, erbringen diese Gesellschafter gegenüber der Gesellschaft Leistungen, die zwar nicht 

durch das Gesellschaftsverhältnis veranlaßt sind, die jedoch – auf schuldrechtlicher Basis – 

zur Verwirklichung des Gesellschaftszwecks beitragen. Auf diese Einnahmen aus dem Quo-

tenleasing ist § 15 Abs. 1 Satz 1 Nr. 2 Satz 1 Halbsatz 2 EStG i.V.m. § 13 Abs. 5 EStG 

anzuwenden. Es handelt sich um Vergütungen für die Überlassung von Wirtschaftsgütern 

an die Gesellschaft. 

Nach dem BFH-Urteil vom 18. Juli 1979 (BStBl II S. 750) sind in Fällen, in denen der Mitun-

ternehmer einen gewerblichen Betrieb unterhält und im Rahmen dieses Betriebs Wirt-

schaftsgüter entgeltlich der Mitunternehmerschaft zur Nutzung überläßt, die überlassenen 

Wirtschaftsgüter und die für ihre Überlassung gezahlten Entgelte in der Gewinnermittlung 

der Mitunternehmerschaft und damit auch in die einheitliche und gesonderte Feststellung 

einzubeziehen. § 15 Abs. 1 Satz 1 Nr. 2 EStG ist nach diesem Urteil eine zwingend zu 

beachtende Zuordnungsnorm; die bestehende Konkurrenz zur Bilanzierung beim Mitunter-

nehmer ist zugunsten der Erfassung im Rahmen der Gewinnermittlung der Mitunternehmer-

schaft zu lösen. Die Finanzverwaltung, die früher eine andere Auffassung vertreten hatte, 
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wendet das BFH-Urteil vom 18. Juli 1979 (a.a.O.) uneingeschränkt an (vgl. auch BMF vom 

10. Dezember 1979, BStBl I S. 683). 

Das BFH-Urteil vom 18. Juli 1979 (a.a.O.) ist auch auf die Entgelte, die der Gesellschafter-

Landwirt für das Quotenleasing von der Gesellschaft erhält, anzuwenden. Die entsprechen-

den Entgelte sind Sonderbetriebseinnahmen des betreffenden Gesellschafter-Landwirts, 

die im Rahmen der einheitlichen und gesonderten Gewinnfeststellung der GbR zu erfassen 

sind. Eine steuerliche Doppelbelastung ist damit nicht verbunden, weil die über § 15 Abs. 1 

Satz 2 Nr. 2 EStG zu erfassenden Einnahmen aus dem Quotenleasing nicht zusätzlich als 

Einkünfte im Rahmen des Einzelbetriebs des jeweiligen Gesellschafter-Landwirts zu erfas-

sen sind. 

Für die Zeit, in der die Milchquote durch die GbR tatsächlich genutzt wird, scheidet das 

immaterielle Wirtschaftsgut „Anlieferungsreferenzmenge“ aus dem Betriebsvermögen des 

Einzelbetriebs aus und gehört zum notwendigen Sonderbetriebsvermögen des Gesellschaf-

ters in der Gesellschaft. Die damit im Zusammenhang stehenden Einkünfte sind daher aus-

schließlich im Rahmen der Gewinnermittlung der Gesellschaft zu erfassen. Damit ist – un-

abhängig von der Gewinnermittlungsart – beim Einzelunternehmen kein Geschäftsvorfall zu 

berücksichtigen. Bei der Gewinnermittlung nach § 13a EStG hat dies zur Folge, dass Er-

träge aus dem Milchquotenleasing, die mit dem Ansatz des Grundbetrages abgegolten sein 

können, nicht erzielt werden. 

Ermittelt die GbR ihren Gewinn allerdings selbst nach § 13a EStG, so sind die von den 

Gesellschaftern überlassenen Milchquoten wie eigene Milchquoten der GbR zu behandeln 

und damit im Grundbetrag erfaßt. Für eine Berücksichtigung der an den Gesellschafter ge-

zahlten Entgelte aus dem Quotenleasing als Sonderbetriebseinnahmen (des betreffenden 

Gesellschafter-Landwirts) bei der Feststellung des Gewinns der GbR ist in diesem Fall kein 

Raum. Zu einer steuerlichen Doppelbelastung kommt es insoweit ebenfalls nicht. 
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Nr. 4 Gewerbliche Tierzucht und Tierhaltung (§ 15 Abs. 2 EStG) 

Nr. 4.1 Gemischte Betriebe 

FM BW Erlass vom 18.01.1973, S 2119 – 1/72 

„ ... 

Wird neben der Tierzucht oder Tierhaltung noch eine andere Tätigkeit ausgeübt, so ist für 

die Anwendung des § 15 Abs. 2 EStG grundsätzlich eine gewerbliche Tierzucht oder Tier-

haltung nur anzunehmen, wenn nach den einkommensteuerlichen Abgrenzungsmerkmalen 

des § 13 Abs. 1 Nr. 1 Satz 2 EStG eine gewerbliche Tätigkeit vorliegt. Das gilt unabhängig 

davon, ob die Tierzucht oder Tierhaltung von einer Kapitalgesellschaft oder im Rahmen des 

Gewerbebetriebs einer Personengesellschaft oder eines Einzelunternehmens betrieben 

wird. 

Besteht jedoch zwischen dem gewerblichen Betrieb und dem landwirtschaftlichen Neben-

betrieb eine nicht nur zufällige, sondern eine planmäßige und dem Interesse des Hauptbe-

triebs dienende Verbindung, so kann auch für Zwecke der Anwendung des § 15 Abs. 2 EStG 

die tierzüchterische Tätigkeit nicht gesondert betrachtet werden. Die Anwendung des § 15 

Abs. 2 EStG ergibt sich in diesen Fällen nicht aus der Rechtsform des Betriebes, sondern 

daraus, dass der Steuerpflichtige die Tierzucht (Tierhaltung) zu einem integrierenden Be-

standteil seiner einheitlichen gewerblichen Tätigkeit gemacht hat. § 15 Abs. 2 EStG muss 

in solchen Fällen auch dann angewendet werden, wenn die Tierbestände je Hektar der ei-

gengenutzten Fläche die Grenzen des § 13 Abs. 1 Nr. 1 Satz 2 EStG nicht überschreiten. 

... “ 

Nr. 4.2 Kapitalgesellschaften, Erwerbs- und Wirtschaftsgenossenschaften 

FM BW Erlass vom 18.01.1973, S 2119 – 1/72 

„ ... 

§ 15 Abs. 2 EStG ist grundsätzlich auch auf Kapitalgesellschaften und auf Erwerbs- und 

Wirtschaftsgenossenschaften anzuwenden. Seine Anwendung im Einzelfall setzt jedoch vo-

raus, daß die Kapitalgesellschaft oder die Genossenschaft gewerbliche Tierzucht oder Tier-

haltung betreibt. Dies ist bei Körperschaften, die nach den handelsrechtlichen Vorschriften 
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zur Führung von Büchern verpflichtet sind, grundsätzlich immer der Fall. Im Hinblick auf den 

Sinn und Zweck der Vorschrift des § 15 Abs. 2 EStG und im Interesse der steuerlichen 

Gleichbehandlung bestehen jedoch keine Bedenken, § 15 Abs. 2 EStG dann nicht anzu-

wenden, wenn sich die Tierzucht oder die Tierhaltung bei den bezeichneten Körperschaften 

im Rahmen einer landwirtschaftlichen Tierzucht oder Tierhaltung im Sinne des § 13 Abs. 1 

Nr. 1 Satz 2 EStG hält. 

§ 15 Abs. 2 EStG ist hiernach auf Verluste solcher Körperschaften aus Tierzucht und Tier-

haltung nicht anzuwenden, wenn im Wirtschaftsjahr die Anzahl der Vieheinheiten, die je 

Hektar der von der Körperschaft regelmäßig landwirtschaftlich genutzten Fläche erzeugt 

oder gehalten werden, die Grenzen des § 13 Abs. 1 Nr. 1 Satz 2 EStG nicht übersteigt. 

Die Qualifizierung der Einkünfte aus Tierzucht und Tierhaltung als Einkünfte aus Gewerbe-

betrieb bleibt im übrigen unberührt. 

... “ 
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Nr. 5 Nebenbetriebe 

Nr. 5.1 Allgemeines 

FM BW Erlass vom 15.06.1971, S 3123 A – 1/70, BStBl I S. 324 

„ ... 

I. Gegenstand der Bewertung 

(1) Gegenstand der Bewertung sind Nebenbetriebe, die einem Hauptbetrieb der Land- und 

Forstwirtschaft zu dienen bestimmt sind und nicht einen selbständigen Gewerbebetrieb dar-

stellen (§ 42 BewG). Ihre Aufgabe ist die Be- und Verarbeitung land- und forstwirtschaftlicher 

Erzeugnisse. 

(2) Der Absatz von Eigenerzeugnissen über einen eigenen Einzel- oder Großhandelsbetrieb 

sowie die Ausführung von Dienstleistungen sind nicht als Nebenbetrieb anzusehen. 

II. Abgrenzung 

(1) Be- und Verarbeitung land- und forstwirtschaftlicher Erzeugnisse gilt dann als Nebenbe-

trieb der Land- und Forstwirtschaft, wenn 

a) die eingesetzte Rohstoffmenge überwiegend im eigenen Hauptbetrieb erzeugt wird und 

b) die be- und verarbeitenden Produkte überwiegend für den Verkauf bestimmt sind. 

(2) Be- oder Verarbeitung land- und forstwirtschaftlicher Erzeugnisse ist integrierter Be-

standteil einer land- und forstwirtschaftlichen Nutzung, eines Nutzungsteils oder einer Art 

der sonstigen land- und forstwirtschaftlichen Nutzung, wenn das be- oder verarbeitete Pro-

dukt überwiegend im eigenen Betrieb der Land- und Forstwirtschaft verwendet wird. Auf 

eine Ermittlung des Anteils zugekaufter Rohstoffe kann hierbei verzichtet werden. 

(3) Be- oder Verarbeitung land- und forstwirtschaftlicher Erzeugnisse ist gewerbliche Tätig-

keit, wenn 

a) die eingesetzte Rohstoffmenge überwiegend zugekauft wird und 

b) das be- oder verarbeitete Produkt überwiegend für den Verkauf bestimmt ist. 
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(4) Im Werklohn für fremde Unternehmer be- oder verarbeitete land- und forstwirtschaftliche 

Erzeugnisse sind wie zugekaufte Erzeugnisse zu behandeln. 

III. Allgemeine Bewertungsgrundsätze 

(1) Nebenbetriebe der Land- und Forstwirtschaft sind gesondert mit dem Einzelertragswert 

zu bewerten (§ 42 Abs. 2 BewG). 

... 

IV. Bewertung von Nebenbetrieben im einzelnen 

Abschnitt A 

Kornbrennereien 

(1) Kornbrennereien verarbeiten Roggen, Weizen, Buchweizen, Hafer und Gerste zu 

Branntwein. Sie sind landwirtschaftliche Brennereien im Sinne des § 24 BranntwMonG. 

(2) Eine Weiterverarbeitung des erzeugten Rohsprits zu Feinsprit, d.h. der Entzug des Fu-

selöls durch einen Reinigungsprozeß (Rektifizierung), beeinträchtigt nicht die Eigenschaft 

der Kornbrennerei als Nebenbetrieb (BFH-Urteil vom 16. Oktober 1970, BStBl 1971 II 

S. 287). 

(3) Eine Kornbrennerei, die mit einem Trinkbranntweingeschäft (Weiterverarbeitung des 

Rohprodukts zu Trinkbranntwein und dessen Absatz) verbunden ist, ist regelmäßig ein selb-

ständiger gewerblicher Betrieb. Eine solche Brennerei ist zusammen mit dem Trinkbrannt-

weingeschäft in der Regel als eine wirtschaftliche Einheit des Betriebsvermögens anzuse-

hen (vgl. RFH-Urteil vom 23. September 1937, RStBl S. 1299, und vom 10. Februar 1938, 

RStBl S. 422). Eine wirtschaftliche Einheit liegt jedoch dann nicht vor, wenn die Brennerei 

und das Trinkbranntweingeschäft räumlich, personell, betriebswirtschaftlich und buchmäßig 

völlig getrennt geführt werden (vgl. BFH-Urteil vom 16. Oktober 1970, BStBl 1971 II S. 287). 

(4) Eine Kornbrennerei kann Nebenbetrieb mehrerer Betriebe der Land- und Forstwirtschaft 

auch dann sein, wenn deren Inhaber verschiedene Personen sind und ein Teil der Betriebs-

mittel einem von ihnen allein gehört (RFH-Urteil vom 26. 1. 1939, RStBl S. 573). § 34 Abs. 5 

und 6 BewG ist entsprechend anzuwenden. 
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(5) Eine Genossenschaftsbrennerei ist kein landwirtschaftlicher Nebenbetrieb der Genos-

sen (RFH-Urteil vom 7. 3. 1940, RStBl S. 488). 

... 

Abschnitt B 

Abfindungsbrennereien 

(1) Abfindungsbrennereien sind Kleinbrennereien im Sinne des § 34 BranntwMonG. Sie sind 

nach § 116 der Brennereiordnung (BO) durch die Erzeugungsgrenze gehindert, mehr als 3 

Hektoliter Weingeist bzw. mehr als 0,5 Hektoliter Weingeist im Betriebsjahr herzustellen. 

(2) Die Abfindungsbrennereien werden nach § 24 BranntwMonG in folgende Brennereiklas-

sen eingeteilt: 

1. Obstbrennereien 

(§ 27 BranntwMonG) 

Als Obstbrennereien gelten solche Brennereien, die ausschließlich Obst, Beeren, Wein, 

Weinhefe, Most, Wurzeln oder Rückstände davon verarbeiten. Die Erzeugung von 3 Hek-

tolitern bzw. von 0,5 Hektolitern Weingeist kann innerhalb eines 10jährigen Zeitraums im 

sogenannten Abschnittsbrennen beliebig ausgenutzt werden. Je nach Anfalll der Roh-

stoffe sind innerhalb des Abschnitts Vorgriffe und Nachholungen möglich, soweit die Vo-

raussetzungen des § 41 BranntwMonG gegeben sind. 

2. Landwirtschaftliche Brennereien 

(§ 25 BranntwMonG) 

Sie verarbeiten Kartoffeln, Getreide sowie selbstgewonnenes Obst im Rahmen der Gren-

zen des § 5 BO oder der hiernach erteilten Ausnahmegenehmigung. 

3. Gewerbliche Brennereien 

(§ 28 BranntwMonG) 

Sie gehören weder zu den Obstbrennereien noch zu den landwirtschaftlichen Brenne-

reien; sie dürfen sowohl Obst als auch mehlige Stoffe verarbeiten. 
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Diese monopolrechtliche Klasseneinteilung der Abfindungsbrennereien ist für die bewer-

tungsrechtliche Abgrenzung des land- und forstwirtschaftlichen Vermögens gegenüber dem 

Betriebsvermögen ohne Bedeutung. 

(3) Bei Abfindungsbrennereien ist der Verkauf der Erzeugnisse als Trinkbranntwein an End-

verbraucher für die Annahme eines Nebenbetriebs der Land- und Forstwirtschaft unschäd-

lich. 

(4) Wird die Brennerei regelmäßig nicht mehr als 20 Stoffbesitzern (§ 36 Abs. 1 

BranntwMonG, § 9 BO) zum Abbrennen ihrer selbstgewonnenen Stoffe zur Verfügung 

gestellt, so wird sie aus diesem Grund allein nicht zum Gewerbebetrieb. Bei einer größeren 

Anzahl von Stoffbesitzern ist die Frage des Vorliegens eines Gewerbebetriebs nach den 

Verhältnissen des Einzelfalles zu prüfen. 

... “ 

Zusatz der Oberfinanzdirektion: 

Die Obstbrennerei eines Land- und Forstwirts ist dann noch der Landwirtschaft zuzuordnen, 

wenn die insgesamt gebrannten Stoffe überwiegend im eigenen landwirtschaftlichen Betrieb 

des Brennereiinhabers erzeugt worden sind. Überwiegen hingegen die im Lohnbrennen für 

Stoffbesitzer verarbeiteten Stoffen zuzüglich der vom Brennereiinhaber zugekauften Stoffe 

nachhaltig, so stellt das Brennen eine gewerbliche Tätigkeit dar. Dieser Vergleich kann wert-

mäßig vorgenommen werden, wenn die eingesetzten Rohstoffe nicht gleichartig sind; dabei 

können die Richtpreise für die Bewertung der Naturalentnahmen (Fach 6 Nr. 7) zugrunde-

gelegt werden. Ist danach die Brennerei eine gewerbliche Tätigkeit, weil der nachhaltige 

Einsatz der nicht eigenerzeugten und der zugekauften Rohstoffe mehr als 50 % beträgt, und 

wird die Brennerei mit dem land- und forstwirtschaftlichen Betrieb im Rahmen einer Perso-

nengesellschaft (auch Ehegatten-Gesellschaft, vgl. Fach 6 Nr. 1.3) geführt, so erzielt der 

Gesamtbetrieb Einkünfte aus Gewerbebetrieb (§ 15 Abs. 3 Nr. 1 EStG). 

Nach § 36 BranntwMonG kann die Abfindungsbrennerei im Betriebsjahr für jeden Stoffbe-

sitzer bis zu 50 Liter Weingeist herstellen. Da die Brennerei aus selbsterzeugten und zuge-

kauften Stoffen im Jahresdurchschnitt bis zu 300 Liter Weingeist herstellen kann (vorste-

hend Abs. 1 und 2 Nr. 1), kann – ungeachtet evt. anderer Regelungen bei der Einheitsbe-

wertung – bereits durch das nachhaltige Brennen für 21 Stoffbesitzer eine gewerbliche Tä-

tigkeit vorliegen. Die vorstehend unter Abs. 4 genannte Regelung, wonach die Frage der 
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Gewerblichkeit nicht zu prüfen ist, wenn regelmäßig für nicht mehr als 20 Stoffbesitzer ge-

brannt wird, stellt eine Vereinfachungsregelung der Finanzverwaltung dar. 

Das FM BW hat dem Landesverband der Klein- und Obstbrenner in einem Schreiben vom 

30. 04. 1990 S 2236 A – 9/89 mitgeteilt, dass die Regelung des R 15.5 Abs. 6 EStR 2008 

(Drittel-Umsatzgrenze) auf das Brennen für Stoffbesitzer nicht angewendet werden kann. 

Das FM ist jedoch hinsichtlich der einkommensteuerlichen Abgrenzung und der Einheitsbe-

wertung damit einverstanden, dass die Finanzämter die Frage, ob bei Abfindungsbrenne-

reien mit mehr als 20 Stoffbesitzern ein Gewerbebetrieb vorliegt, aus Vereinfachungsgrün-

den erst prüfen, wenn die gesamte jährliche Weingeisterzeugung der Brennerei für Stoffbe-

sitzer nachhaltig 3 hl übersteigt. Die Nachhaltigkeit ergibt sich aus einem dreijährigen Durch-

schnitt. Nachhaltigkeit ist nicht erforderlich, wenn die für Stoffbesitzer im Jahr erzeugte 

Menge Weingeist wesentlich (mehr als 30 %) über der Grenze von 3 hl liegt. Diese Verein-

fachungsregelung gilt für die Einheitsbewertung und die Einkommensteuer gleichermaßen. 

„ ... 

Abschnitt C 

Forellenräuchereien 

(1) Forellenräuchereien verarbeiten Lebendforellen überwiegend zu Räucherforellenfilets. 

Die Verarbeitung zu nicht filetierten Räucherforellen ist unbedeutend und wird in diesem 

Erlass nicht berücksichtigt. 

... 

Abschnitt D 

Brütereien 

(1) Brütereien erbrüten Küken aller Arten von Nutzgeflügel mit Hilfe von Brutapparaten. Ein-

gelegt werden insbesondere Bruteier von Hühnern, Enten, Gänsen und Puten. 

... 

Abschnitt E 

Sägewerke 
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(1) Sägewerke im Sinne dieses Erlasses bearbeiten Rundholz zu Brettern, Bohlen, Balken 

und Latten. Eine weitergehende Bearbeitung, wie zum Beispiel das Hobeln, Fräsen, Schlei-

fen und Imprägnieren, schließt die Nebenbetriebseigenschaft aus. 

(2) Ein Sägewerk kann Nebenbetrieb mehrerer Betriebe der Land- und Forstwirtschaft sein. 

Das gilt auch dann, wenn deren Inhaber verschiedene Personen sind und ein Teil der Be-

triebsmittel des Sägewerks einem von ihnen allein gehört. Teil II Abs. 1 dieses Erlasses gilt 

entsprechend. 

... 

Abschnitt F 

Kartoffelbrennereien 

(1) Kartoffelbrennereien i. S. dieses Erlasses verarbeiten Kartoffeln sowie nicht zum Korn 

(§ 2 Abs. 4 Brennereiordnung) gehörendes Getreide zu Branntwein, der gemäß § 58 

BranntwMonG vollständig an die Bundesmonopolverwaltung zum 

Branntweinübernahmepreis abzuliefern ist. Sie sind landwirtschaftliche Brennereien 

i. S. des § 24 BranntwMonG. 

(2) Kartoffelbrennereien werden als Einzel- oder Gemeinschaftsbrennereien betrieben. Eine 

Gemeinschaftsbrennerei ist Nebenbetrieb mehrerer Betriebe der Land- und Forstwirtschaft 

auch dann, wenn deren Inhaber verschiedene Personen sind und ein Teil der Betriebsmittel 

einem von ihnen gehört (RFH-Urteil vom 26. 1. 1939, RStBl S. 573). § 34 Abs. 5 und 6 

BewG ist entsprechend anzuwenden. 

(3) Eine Genossenschaftsbrennerei ist kein landwirtschaftlicher Nebenbetrieb der Genos-

sen (RFH-Urteil vom 7.3.1940, RStBl S. 488). 

... “ 

Nr. 5.2 Steuerliche Behandlung der Herstellung und des Vertriebs durch Sekt 

durch Weinbaubetriebe 

FM BW Erlass vom 18.11.1996, BStBl I S. 1434 und vom 15.12.1987, S 2233 A – 6/84 
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„ ... 

Zur steuerlichen Behandlung der Herstellung und des Vertriebs von Sekt durch Weinbau-

betriebe gilt folgendes: 

Werden überwiegend im eigenen Hauptbetrieb erzeugte Rohstoffe be- oder verarbeitet und 

sind die dabei gewonnenen Erzeugnisse überwiegend für den Verkauf bestimmt, liegt ein 

Nebenbetrieb der Land- und Forstwirtschaft vor (vgl. Erlaß vom 31. Oktober 1995, 

S 2230/29 Landwirtschaftskartei Fach 1 Nr. 1.1). Dabei muss es sich um eine erste Stufe 

der Be- oder Verarbeitung handeln, die noch dem land- und forstwirtschaftlichen Bereich 

zuzuordnen ist. Das ist bei der Herstellung von Sekt durch Weinbaubetriebe nur dann der 

Fall, wenn die folgenden Voraussetzungen gegeben sind: 

1. Der Sekt muß aus Grundweinen des Weinbaubetriebs hergestellt werden, die aus-

schließlich aus selbsterzeugten Trauben dieses Betriebs gewonnen worden sind. Die 

Sektherstellung muß nicht vom Weinbaubetrieb selbst, sondern kann auch im Wege der 

Werkleistung (sog. Lohnversektung) durch Dritte vorgenommen werden. Der Sekt muß 

als Erzeugnis des Weinbaubetriebes unter Angabe der Rebsorte(n), des Jahrgangs, der 

geographischen Herkunft und des Weingutes in sinngemäßer Anwendung der bezeich-

nungsrechtlichen Vorschriften für Schaumwein gekennzeichnet sein und vom Weinbau-

betrieb vermarktet werden. 

2. Die übrigen Merkmale eines land- und forstwirtschaftlichen Nebenbetriebs müssen vor-

liegen. 

II. Steuerliche Behandlung der Winzergenossenschaften(-vereine) 

Eine Winzergenossenschaft, die Winzersekt aus Grundwein herstellt, der ausschließlich aus 

dem Lesegut ihrer Mitglieder gewonnen wurde, betätigt sich mit der Herstellung und dem 

Vertrieb des Winzersekts noch im Bereich der Landwirtschaft (Abschn. 18 Abs. 1 KStR)17, 

wenn der Sekt beim Vertrieb durch die Genossenschaft unter Angabe der Rebsorten, des 

Jahrgangs, der geographischen Herkunft und als Erzeugnis der Genossenschaft in sinnge-

mäßer Anwendung der bezeichnungsrechtlichen Vorschriften für Schaumwein bezeichnet 

                                            

17 Jetzt R 22 Abs. 1 KStR 2008. 
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ist. Dabei darf der Wein weder von den Mitgliedern noch von der Genossenschaft zugekauft 

sein. 

Läßt eine Winzergenossenschaft Winzersekt im Wege einer Werkleistung (sog. 

Lohnversektung) durch eine gewerbliche Sektkellerei herstellen und vermarktet ihn als ei-

genes Erzeugnis der Genossenschaft, gilt die Regelung entsprechend. 

Die oben genannten Grundsätze sind sinngemäß auch für Erzeugergemeinschaften in der 

Rechtsform des wirtschaftlichen Vereins anzuwenden. Abschnitt 18 Abs. 2 Buchst. b KStR18 

gilt mit der Maßgabe, dass Winzersekt unter den obengenannten Voraussetzungen in den 

Bereich der Landwirtschaft fällt. 

... “ 

Zusatz der Oberfinanzdirektion: 

Nach einem Erlass des FM BW vom 27.09.1988, S 2233 A – 6/84 ist es für die Annahme 

von Winzersekt mit der Folge der Einordnung in die Einkünfte aus Land- und Forstwirtschaft 

nicht schädlich, wenn der Grundwein – falls die übrigen Voraussetzungen erfüllt sind – aus 

verschiedenen Rebsorten stammt. 

Durch Verschnitt gemaischter Weißwein- und Rotweintrauben kann aufgrund der weinrecht-

lichen Bestimmungen ein Grundwein hergestellt werden, der nach § 7 Abs. 3 Nr. 1 der Wein-

Verordnung statt unter der Bezeichnung „Rotling“ als „Schillerwein“ geführt werden darf, 

wenn die Trauben im Anbaugebiet Württemberg geerntet worden sind. Nach dem Erlass 

des FM BW vom 27.07.1992, S 2233 A – 6/84 bestehen keine Bedenken, die Versektung 

von Schillerwein unter den übrigen Voraussetzungen des Erlasses vom 15.12.1987 als land-

wirtschaftlichen Nebenbetrieb zu behandeln, wenn der Sekt dementsprechend, z.B. als 

„Schillerwein-Sekt“ oder als „Sekt aus Schillerwein“ bezeichnet wird. 

Nr. 5.3 Annahme eines land- und forstwirtschaftlichen Nebenbetriebs bei Di-

rektvermarktung (§ 13 Abs. 2 Nr. 1 EStG) 

BMF-Schreiben vom 03.06.1997, BStBl I S. 629 

                                            

18 Regelung in KStR 2008 gestrichen, neu aufgenommen R 22 Abs. 2 KStR 2008. 
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„Der BFH hat mit Urteil vom 12. Dezember 1996 (BStBl 1997 II S. 427 entschieden, ein an 

sich gewerblicher Be- und Verarbeitungsbetrieb könne als land- und forstwirtschaftlicher 

Nebenbetrieb i.S.d. § 13 Abs. 2 Nr. 1 EStG anerkannt werden, wenn der in ihm erzielte 

Umsatz nicht mehr als 10 v.H. des Umsatzes im Hauptbetrieb ausmache und außerdem 

auch der für die Besteuerung der Kleinunternehmer in § 19 Abs. 1 UStG festgelegte Betrag 

von zur Zeit 32.500 DM19 nicht überschritten werde. Er hat ferner ausgeführt, auch ein La-

dengeschäft könne ein land- und forstwirtschaftlicher Nebenbetrieb sein. 

Die Rechtsausführungen des BFH stehen im Widerspruch zu R 135 Abs. 3 EStR 199620. 

Nach dieser Verwaltungsvorschrift ist bei der Abgrenzung des Gewerbebetriebs gegenüber 

der Land- und Forstwirtschaft bei Nebenbetrieben in erster Linie auf die Stufe der Be- und 

Verarbeitung abzustellen. Für die Direktvermarktung eigener land- und forstwirtschaftlicher 

Produkte der zweiten (gewerblichen) Verarbeitungsstufe ist eine Billigkeitsregelung in Höhe 

von 20.000 DM21 Umsatz im Wirtschaftsjahr vorgesehen (R 135 Abs. 3 Satz 2 EStR 199622). 

Außerdem stellt ein eigenständiger Einzel- oder Großhandelsbetrieb, über den Eigener-

zeugnisse des land- und forstwirtschaftlichen Betriebs abgesetzt werden, keinen Nebenbe-

trieb dar (R 135 Abs. 3 Satz 4 EStR 199623). 

Nach Abstimmung mit den obersten Finanzbehörden der Länder ist an der Regelung zu 

R 135 Abs. 3 EStR 199624 festzuhalten. Die Grundsätze des BFH-Urteils vom 12. Dezember 

1996 sind über den entschiedenen Einzelfall hinaus nicht anzuwenden.“ 

                                            

19 Jetzt 17 500 Euro. 
20 Jetzt R 15.5 Abs. 3 EStG 2008. 
21 Jetzt 10 300 Euro. 
22 Jetzt R 15.5 Abs. 3 Satz 2 EStR 2008. 
23 Jetzt R 15.5 Abs. 3 Satz 5 EStR 2008. 
24 Jetzt R 15.5 Abs. 3 EStG 2008. 
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A. Neuregelung der Gewinnermittlung nach Durchschnittssätzen gemäß § 13a 

EStG 

I. Zugangsvoraussetzungen 

1. Grundsätze 

1 Die Einkünfte aus einem selbst bewirtschafteten Betrieb der Land- und Forstwirtschaft 

sind grundsätzlich nach der Gewinnermittlungsvorschrift des § 13a EStG zu ermitteln, 

wenn die Voraussetzungen des § 13a Absatz 1 Satz 1 Nummer 1 bis 5 oder Satz 2 

EStG erfüllt sind. Zu den selbst bewirtschafteten Nutzungen gehören auch im Ausland 

belegene Betriebsteile eines Betriebs der Land- und Forstwirtschaft (z. B. Traktatlän-

dereien). 

2. Buchführungspflicht – § 13a Absatz 1 Satz 1 Nummer 1 EStG 

2 Eine die Anwendung der Gewinnermittlung nach Durchschnittssätzen nach § 13a Ab-

satz 1 Satz 1 Nummer 1 EStG ausschließende Buchführungspflicht muss gesetzlich 

begründet sein (§§ 140, 141 AO). Daher ist die Gewinnermittlung nach Durchschnitts-

sätzen für den Betrieb der Land- und Forstwirtschaft auch dann anzuwenden, wenn 

der Steuerpflichtige für diesen Betrieb freiwillig Bücher führt und aufgrund jährlicher 

Bestandsaufnahmen Abschlüsse macht und keinen wirksamen Antrag nach § 13a Ab-

satz 2 EStG gestellt hat. 

3. Selbst bewirtschaftete Flächen der landwirtschaftlichen Nutzung – § 13a Ab-

satz 1 Satz 1 Nummer 2 EStG 

3 Die Gewinnermittlung nach Durchschnittssätzen ist anwendbar, wenn die selbst be-

wirtschafteten Flächen der landwirtschaftlichen Nutzung am 15. Mai des laufenden 

Wirtschaftsjahres nicht mehr als 20 Hektar betragen; zur Neugründung eines Betriebs 

und zum Rumpfwirtschaftsjahr vgl. RdNr. 15 und 16 ff. 

4 Zur Ermittlung der maßgeblichen Flächen der landwirtschaftlichen Nutzung sind alle 

selbst bewirtschafteten Flächen i. S. d. § 160 Absatz 2 Satz 1 Nummer 1 Buchstabe a 

BewG i. V. m. R 13.2 Absatz 3 Satz 1 EStR zu berücksichtigen. Dies gilt auch, soweit 

die Flächen als Grundvermögen bewertet wurden. Zur Berücksichtigung der Hof- und 
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Gebäudeflächen vgl. RdNr. 14. Maßgeblich ist die für den Stichtag 15. Mai des laufen-

den Wirtschaftsjahres auf der Grundlage des Automatisierten Liegenschaftskatasters 

nachgewiesene Flächengröße. Nicht zur landwirtschaftlichen Nutzung gehören die 

Sondernutzungen (§ 13a Absatz 6 EStG i. V. m. § 160 Absatz 2 Satz 1 Nummer 1 

Buchstabe c bis e BewG). Ferner sind das Abbauland, Geringstland und Unland (§ 160 

Absatz 2 Satz 1 Nummer 3 BewG) nicht zu berücksichtigen. 

4. Vieheinheitengrenze – § 13a Absatz 1 Satz 1 Nummer 3 EStG 

5 Bei der Prüfung der Vieheinheitengrenze nach § 13a Absatz 1 Satz 1 Nummer 3 EStG 

von 50 Vieheinheiten sind die im Wirtschaftsjahr erzeugten und gehaltenen Tiere 

i. S. v. § 13 Absatz 1 Nummer 1 Satz 2 bis 4 EStG i. V. m. § 51 BewG sowie der 

Anlage 1 zum BewG zu berücksichtigen. Die Grundsätze zum Strukturwandel nach 

R 15.5 Absatz 2 EStR sind entsprechend anzuwenden. 

6 Zu den in die Prüfung der Vieheinheitengrenze einzubeziehenden Tieren gehören 

auch die im Betrieb des Land- und Forstwirts gehaltenen und erzeugten fremden Tiere 

(vgl. RdNr. 70). 

5. Forstwirtschaftliche Nutzung – § 13a Absatz 1 Satz 1 Nummer 4 EStG 

7 Die Gewinnermittlung nach Durchschnittssätzen ist nicht anwendbar, wenn aus-

schließlich selbst bewirtschaftete Flächen der forstwirtschaftlichen Nutzung vorhanden 

sind. 

8 Bei der Prüfung, ob die Grenze von 50 Hektar der forstwirtschaftlichen Nutzung über-

schritten ist, ist die für den Stichtag 15. Mai des laufenden Wirtschaftsjahres auf der 

Grundlage des Automatisierten Liegenschaftskatasters nachgewiesene Flächengröße 

maßgebend; zur Berücksichtigung der Hof- und Gebäudeflächen vgl. RdNr. 14. Zur 

Neugründung eines Betriebs und zum Rumpfwirtschaftsjahr vgl. RdNr. 15 und 16 ff. 

6. Sondernutzungen – § 13a Absatz 1 Satz 1 Nummer 5 oder Satz 2 EStG 

9 Zu den Sondernutzungen i. S. d. § 13a Absatz 1 Satz 1 Nummer 5 und Absatz 6 EStG 

i. V. m. § 160 Absatz 2 Satz 1 Nummer 1 Buchstabe c bis e BewG gehören die wein-
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bauliche Nutzung, die gärtnerischen Nutzungsteile Gemüsebau, Blumen/Zierpflanzen-

bau, Obstbau und Baumschulen, der Anbau von Hopfen, Spargel, Tabak und anderen 

Sonderkulturen sowie die sonstigen land- und forstwirtschaftlichen Nutzungen. 

10 Zu den sonstigen land- und forstwirtschaftlichen Nutzungen gehören insbesondere die 

Binnenfischerei, die Teichwirtschaft, die Fischzucht für Binnenfischerei und Teichwirt-

schaft, die Imkerei, die Wanderschäferei, die Saatzucht, der Pilzanbau, die Produktion 

von Nützlingen, die Weihnachtsbaumkulturen und die Kurzumtriebsplantagen. 

11 Für die Anwendung der Gewinnermittlung nach Durchschnittssätzen ist nicht erforder-

lich, dass neben einer selbst bewirtschafteten Sondernutzung auch selbst bewirtschaf-

tete Flächen der landwirtschaftlichen Nutzung vorhanden sind. 

12 Bei Prüfung der Zugangsvoraussetzung für eine Sondernutzung, die in Anlage 1a 

Nummer 2 zu § 13a EStG aufgeführt ist, gilt jeweils die Grenze der Spalte 2. Bei Son-

dernutzungen, die in Spalte 2 nicht aufgeführt sind, gelten für die Zugangsvorausset-

zung keine Grenzen. Zur Ermittlung des Gewinns aus Sondernutzungen vgl. 

RdNr. 38 – 40. 

13 Bei der Prüfung, ob die jeweiligen Sondernutzungsgrenzen des § 13a Absatz 1 Satz1 

Nummer 5 oder Satz 2 EStG i. V. m. Anlage 1a Nummer 2 zu § 13a EStG überschritten 

sind, ist bei flächengebundenen Nutzungen die für den Stichtag 15. Mai des laufenden 

Wirtschaftsjahres auf der Grundlage des Automatisierten Liegenschaftskatasters 

nachgewiesene Flächengröße maßgebend. Bei nicht flächengebundenen Nutzungen 

ist auf die durchschnittlichen Verhältnisse des laufenden Wirtschaftsjahres abzustel-

len. 

 Zur Berücksichtigung der Hof- und Gebäudeflächen vgl. RdNr. 14. Zur Neugründung 

eines Betriebs und zum Rumpfwirtschaftsjahr vgl. RdNr. 15 und 16 ff. 

7. Hof- und Gebäudeflächen 

14 Die Hof- und Gebäudeflächen eines Betriebs der Land- und Forstwirtschaft, jedoch 

ohne den zur Wohnung gehörenden Grund und Boden, sind in die einzelnen land- und 

forstwirtschaftlichen Nutzungen im Sinne des § 160 Absatz 2 Satz 1 BewG einzube-

ziehen (vgl. § 163 Absatz 13 BewG, R 13a.2 Absatz 1 Satz 2 EStR). Dies erfolgt bei 
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mehreren vorhandenen Nutzungen grundsätzlich anteilig im Verhältnis der tatsächli-

chen Nutzung. Anstelle einer anteiligen Zuordnung zu den einzelnen Nutzungen kön-

nen vorhandene Hof- und Gebäudeflächen aus Vereinfachungsgründen der landwirt-

schaftlichen Nutzung zugeordnet werden. 

8. Rumpfwirtschaftsjahr 

15 Umfasst ein Rumpfwirtschaftsjahr nicht den Stichtag 15. Mai, ist hinsichtlich der Zu-

gangsvoraussetzungen anstelle dieses Stichtags auf die Verhältnisse am Ende des 

Wirtschaftsjahres abzustellen. Zu den Einzelheiten bei Neugründung und Betriebs-

übernahme vgl. RdNr. 16 ff. 

9. Neugründung und Betriebsübernahme 

16 Bei Neugründung und Betriebsübernahme eines land- und forstwirtschaftlichen Be-

triebs bestimmt sich die Zulässigkeit der Gewinnermittlung nach Durchschnittssätzen 

ausschließlich nach § 13a Absatz 1 Satz 1 oder 2 EStG. 

17 Bei der Neugründung eines Betriebs durch erstmalige Aufnahme einer land- und forst-

wirtschaftlichen Tätigkeit oder der Übernahme eines Betriebs bedarf es keiner Mittei-

lung des Finanzamts, wenn die Voraussetzungen des § 13a Absatz 1 Satz 1 oder 2 

EStG nicht vorliegen. Für die Zugangsvoraussetzungen des § 13a Absatz 1 Satz 1 

Nummer 2, 4 und 5 oder Satz 2 EStG sind grundsätzlich die Verhältnisse am 15. Mai 

des Wirtschaftsjahres der Neugründung oder der Betriebsübernahme maßgebend. 

18 Die Gewinnermittlung nach § 13a EStG ist auch anzuwenden, wenn die Zugangsvo-

raussetzungen des § 13a Absatz 1 Satz 1 oder 2 EStG zu Beginn des ersten Wirt-

schaftsjahres nicht vorliegen, jedoch am 15. Mai dieses Wirtschaftsjahres erstmals er-

füllt sind. 

19 Liegen die Voraussetzungen des § 13a Absatz 1 Satz 1 oder 2 EStG zu Beginn des 

ersten Wirtschaftsjahres, aber nicht am 15. Mai dieses Wirtschaftsjahres vor, besteht 

für das Wirtschaftsjahr keine Berechtigung zur Gewinnermittlung nach Durchschnitts-

sätzen. Es wird in diesen Fällen nicht beanstandet, wenn für dieses erste Wirtschafts-

jahr ein nach den Grundsätzen des § 13a EStG ermittelter Gewinn angesetzt wird. In 

diesen Fällen bedarf es keiner Mitteilung nach § 13a Absatz 1 Satz 4 EStG. 
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20 Ist das erste Wirtschaftsjahr ein Rumpfwirtschaftsjahr und umfasst dieses nicht den 

Stichtag 15. Mai, ist hinsichtlich der Zugangsvoraussetzungen anstelle des 15. Mai auf 

die Verhältnisse am Ende dieses Wirtschaftsjahres abzustellen. 

21 Liegen die Voraussetzungen des § 13a Absatz 1 Satz 1 oder 2 EStG zu Beginn des 

ersten Rumpfwirtschaftsjahres, aber nicht am Ende dieses Wirtschaftsjahres vor, be-

steht für das Wirtschaftsjahr keine Berechtigung zur Gewinnermittlung nach Durch-

schnittssätzen. Es wird in diesen Fällen jedoch nicht beanstandet, wenn für dieses 

erste Wirtschaftsjahr ein nach den Grundsätzen des § 13a EStG ermittelter Gewinn 

angesetzt wird. In diesen Fällen bedarf es keiner Mitteilung nach § 13a Absatz 1 Satz4 

EStG. 

22 Bei einem Betriebsübergang sind die persönlichen Zugangsvoraussetzungen des 

§ 13a Absatz 1 Satz 1 oder 2 EStG grundsätzlich für jeden Steuerpflichtigen gesondert 

zu betrachten. Führt die Übernahme eines bisher bestehenden Betriebs der Land- und 

Forstwirtschaft, für den der Übergeber bis zum Zeitpunkt der Übergabe den Gewinn 

zulässiger Weise nach § 4 Absatz 1 oder 3 EStG ermittelt hat, beim Übernehmer zur 

Bildung eines Rumpfwirtschaftsjahres, ist die Anwendung der Gewinnermittlung nach 

Durchschnittssätzen für dieses (Rumpf-) Wirtschaftsjahr ausgeschlossen (§ 13a Ab-

satz 1 Satz 3 EStG). Dies betrifft insbesondere Fälle, in denen der Übernehmer die 

Zugangsvoraussetzungen grundsätzlich erfüllt. In diesen Fällen kommt es bis zum 

Ende des laufenden Wirtschaftsjahres zu einer Übernahme der Bindungsfrist für den 

Übernehmer. Liegen die Voraussetzungen des § 13a Absatz 1 Satz 3 EStG vor, treten 

die Rechtsfolgen des § 13a Absatz 2 Satz 2 EStG nicht ein. Möchte der Übernehmer 

die Gewinnermittlung nach § 4 Absatz 1 oder 3 EStG auch für die darauf folgenden 

Wirtschaftsjahre fortführen, muss er die Gewinnermittlung nach Durchschnittssätzen 

gemäß § 13a Absatz 2 EStG abwählen. 

10. Wegfallmitteilung 

23 Die Mitteilung nach § 13a Absatz 1 Satz4 EStG soll innerhalb einer Frist von einem 

Monat vor Beginn des folgenden Wirtschaftsjahres bekanntgegeben werden (vgl. aber 

BFH vom 29. März 2007 - BStBl II S. 816). Bis zum Beginn dieses Wirtschaftsjahres 

ist der Gewinn noch nach Durchschnittssätzen zu ermitteln. 



LaFo-Kartei BW Fach 2 Stand: Januar 2024 

Seite 11 

 

11. Rückkehr zur Gewinnermittlung nach Durchschnittssätzen 

24 Das Wort „letztmalig“ in § 13a Absatz 1 Satz 4 EStG bedeutet nicht, dass eine Rück-

kehr zur Gewinnermittlung nach Durchschnittssätzen zu einem späteren Zeitpunkt 

ausgeschlossen ist. Der Gewinn ist erneut nach Durchschnittssätzen zu ermitteln, 

wenn die Voraussetzungen des § 13a Absatz 1 Satz 1 oder 2 EStG wieder gegeben 

sind und ein Antrag nach § 13a Absatz 2 EStG nicht gestellt wird. Bestand für den 

Land- und Forstwirt Buchführungspflicht nach § 141 Absatz 1 AO, ist zuvor die Fest-

stellung der Finanzbehörde erforderlich, dass die Voraussetzungen für die Buchfüh-

rungspflicht nach § 141 Absatz 1 AO nicht mehr vorliegen (§ 141 Absatz 2 Satz 2 AO). 

Bei einem Land- und Forstwirt, der weder buchführungspflichtig ist noch die sonstigen 

Voraussetzungen des § 13a Absatz 1 Satz 1 oder 2 EStG erfüllt und dessen Gewinn 

nach § 4 Absatz 1 oder 3 EStG ermittelt wird, ist der Gewinn bereits ab dem folgenden 

Wirtschaftsjahr nach Durchschnittssätzen zu ermitteln, wenn am maßgeblichen Stich-

tag (grundsätzlich 15. Mai) dieses Wirtschaftsjahres die Voraussetzungen des § 13a 

Absatz 1 Satz 1 oder 2 EStG wieder erfüllt sind; § 141 Absatz 2 Satz 2 AO ist nur bei 

wegfallender Buchführungspflicht anzuwenden. Einer Mitteilung der Finanzbehörde 

bedarf es insoweit nicht. Ist eine Mitteilung nach § 13a Absatz 1 Satz 4 EStG über den 

Wegfall der Voraussetzungen des § 13a Absatz 1 Satz 1 oder 2 EStG ergangen und 

liegen am maßgeblichen Stichtag (grundsätzlich 15. Mai) des auf die Bekanntgabe der 

Mitteilung folgenden Wirtschaftsjahres die Voraussetzungen für die Gewinnermittlung 

nach Durchschnittssätzen wieder vor, hat das Finanzamt die Rechtswirkungen dieser 

Mitteilung zu beseitigen; § 13a EStG ist weiterhin anzuwenden. 

II. Gewinnermittlung auf Grund eines Antrags i. S. d. § 13a Absatz 2 EStG  

25 Ein Land- und Forstwirt, der seinen Gewinn auf Antrag nach § 13a Absatz 2 EStG für 

vier aufeinanderfolgende Wirtschaftsjahre nach § 4 Absatz 1 oder 3 EStG ermittelt, ist 

damit vorübergehend aus der Gewinnermittlung nach Durchschnittssätzen ausge-

schieden. Dabei ist Folgendes zu beachten: 

1. Wird innerhalb des Vierjahreszeitraums eine der Buchführungsgrenzen des § 141 

Absatz 1 AO überschritten, ist der Land- und Forstwirt rechtzeitig vor Beginn des 

nächstfolgenden Wirtschaftsjahres auf den Beginn der Buchführungspflicht hinzu-

weisen. Die Mitteilung soll einen Monat vor Beginn des Wirtschaftsjahres bekannt 

gegeben werden, von dessen Beginn an die Buchführungspflicht zu erfüllen ist. 
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2. Werden innerhalb des Vierjahreszeitraums die Voraussetzungen des § 13a Ab-

satz 1 Satz 1 Nummer 2 bis5 oder des Satzes 2 EStG nicht mehr erfüllt, soll der 

Land- und Forstwirt innerhalb einer Frist von einem Monat vor Beginn des nächst-

folgenden Wirtschaftsjahres darauf hingewiesen werden, dass der Gewinn nicht 

mehr nach Durchschnittssätzen zu ermitteln ist. 

3. Ist der Land- und Forstwirt vor Beginn eines Wirtschaftsjahres innerhalb des Vier-

jahreszeitraums darauf hingewiesen worden, dass der Gewinn nicht mehr nach 

Durchschnittssätzen zu ermitteln bzw. dass eine der Buchführungsgrenzen über-

schritten ist, verkürzt sich der Vierjahreszeitraum entsprechend. Die Rechtsfolge 

des § 13a Absatz 2 Satz 2 EStG tritt nicht ein, wenn der Land- und Forstwirt für 

den verkürzten Vierjahreszeitraum den Gewinn nach § 4 Absatz 1 oder 3 EStG 

ermittelt hat. 

4. Nach Ablauf des Vierjahreszeitraums ist der Gewinn wieder nach Durchschnitts-

sätzen zu ermitteln, wenn die Voraussetzungen des § 13a Absatz 1 Satz 1 oder 2 

EStG 

a) erfüllt sind und der Land- und Forstwirt von der Möglichkeit der erneuten Aus-

übung des Wahlrechtes (§ 13a Absatz 2 EStG) keinen Gebrauch macht, 

b) nicht mehr erfüllt sind, der Land- und Forstwirt aber noch nicht zur Buchführung 

aufgefordert oder darauf hingewiesen worden ist, dass der Gewinn nicht mehr 

nach Durchschnittssätzen zu ermitteln ist. 

III. Ermittlung des Durchschnittssatzgewinns – § 13a Absatz 3 EStG 

26 Im Rahmen der Gewinnermittlung nach § 13a EStG wird der Gewinn der landwirt-

schaftlichen Nutzung (§ 13a Absatz 3 Satz 1 Nummer 1 EStG) und der in Anlage 1a 

Nummer 2 zu § 13a EStG genannten Sondernutzungen (§ 13a Absatz 3 Satz 1 Num-

mer 3 i. V. m. Absatz 6 Satz 2 EStG) nach den Grundsätzen des § 4 Absatz 1 EStG 

ermittelt. Alle übrigen Gewinne werden nach der Systematik des § 4 Absatz 3 EStG 

ermittelt. 

27 Der Durchschnittssatzgewinn ist die Summe der Gewinne nach § 13a Absatz 3 Satz 1 

Nummer 1 bis 6 EStG. Mit dem Ansatz des Durchschnittssatzgewinns sind alle Be-
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triebseinnahmen und Betriebsausgaben berücksichtigt. Insbesondere sind veraus-

gabte Pachtzinsen, Schuldzinsen und dauernde Lasten, die Betriebsausgaben sind, 

nach § 13a Absatz 3 EStG nicht zusätzlich abziehbar. 

28 Bei der forstwirtschaftlichen Nutzung, den Sondernutzungen nach § 13a Absatz 6 

Satz 3 i. V. m. § 4 Absatz 3 EStG und bei einzelnen Sondergewinntatbeständen kön-

nen Verluste entstehen, die zu einem negativen Durchschnittssatzgewinn führen kön-

nen. 

29 Ist der Gewinn nach § 13a EStG für ein Rumpfwirtschaftsjahr oder ein verlängertes 

Wirtschaftsjahr zu ermitteln, sind der Grundbetrag (§ 13a Absatz 4 Satz 2 EStG), der 

Zuschlag für Tierzucht und Tierhaltung (§ 13a Absatz 4 Satz 3 EStG) und die pauscha-

len Gewinne für Sondernutzungen (§ 13a Absatz 6 Satz 2 EStG) für ein volles Wirt-

schaftsjahr anzusetzen. 

IV. Ermittlung des Gewinns der landwirtschaftlichen Nutzung – § 13a Absatz 4 EStG 

1. Ermittlung des Grundbetrags – § 13a Absatz 4 Satz 2 EStG 

30 Zur Ermittlung des Grundbetrags für ein Wirtschaftsjahr sind alle selbst bewirtschafte-

ten Flächen der landwirtschaftlichen Nutzung i. S. d. § 160 Absatz 2 Satz 1 Nummer 1 

Buchstabe a BewG ohne Sondernutzungen (§ 13a Absatz 6 EStG i. V. m. § 160 Ab-

satz 2 Satz 1 Nummer 1 Buchstabe c bis e BewG) zu berücksichtigen. Zum maßgeb-

lichen Stichtag (grundsätzlich 15. Mai) und zum Umfang der Flächen an diesem Stich-

tag vgl. RdNr. 3 und 4 sowie RdNr. 14. Für angefangene Hektar ist ein entsprechender 

Anteil zu berücksichtigen. 

2. Zuschlag für Tierzucht und Tierhaltung – § 13a Absatz 4 Satz 3 EStG 

31 Der Zuschlag für Tierzucht und Tierhaltung je Wirtschaftsjahr ist für im Betrieb der 

Land- und Forstwirtschaft gehaltene und erzeugte Tiere vorzunehmen. Tiere, die in 

einem gesonderten Gewerbebetrieb des Steuerpflichtigen oder im Zusammenhang mit 

einer dem Grunde nach gewerblichen Dienstleistung (§ 13a Absatz 7 Satz 1 Nummer 3 

EStG) gehalten oder erzeugt werden, sind nicht zu berücksichtigen. Zur Abgrenzung 

beim Halten und der Erzeugung fremder Tiere vgl. RdNr. 70. 
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32 Maßgeblich sind bei Tieren des Umlaufvermögens die im Wirtschaftsjahr erzeugten 

und bei Tieren des Anlagevermögens die im Durchschnitt des Wirtschaftsjahrs gehal-

tenen Tiere. Die Umrechnung der Tierbestände in Vieheinheiten erfolgt unter Beach-

tung der bewertungsrechtlichen Vorschriften des § 51 BewG. Der Umrechnungs-

schlüssel ergibt sich aus Anlage 1 zum BewG. 

33 Eine Tierzucht und Tierhaltung bis insgesamt einschließlich 25 Vieheinheiten ist mit 

dem Ansatz des Grundbetrags der landwirtschaftlichen Nutzung nach § 13a Absatz 4 

Satz 2 EStG abgegolten. Für alle weiteren Vieheinheiten sind nach Nummer 1 der 

Anlage 1a zu § 13a EStG 300 Euro pro Vieheinheit als Tierzuschlag für das Wirt-

schaftsjahr anzusetzen. Für angefangene Vieheinheiten ist ein entsprechender Anteil 

von 300 Euro zu berücksichtigen. 

V. Ermittlung des Gewinns der forstwirtschaftlichen Nutzung – § 13a Absatz 5 EStG 

1. Grundsätze 

34 Bei der Gewinnermittlung nach Durchschnittssätzen ist der Gewinn aus forstwirtschaft-

licher Nutzung nach den Grundsätzen des § 4 Absatz 3 EStG zu ermitteln. Dabei sind 

gemäß § 13a Absatz 5 EStG zwingend die pauschalen Betriebsausgaben nach § 51 

EStDV zu berücksichtigen. 

2. Pauschalierung des Gewinns aus Holznutzungen 

35 Die Einnahmen aus Holznutzungen umfassen die Erlöse aus der Verwertung des Hol-

zes, die im Wirtschaftsjahr zugeflossen sind. Hierzu gehören insbesondere die Erlöse 

für das veräußerte und der Teilwert für das entnommene Holz. Nicht dazu gehören die 

Einnahmen aus einer anderen Nutzung des Waldes, wie z. B. aus der Verpachtung 

einzelner Flächen, der Ausübung der Jagd, dem Verkauf von Früchten des Waldes 

(Beeren, Pilze, Bärlauch) oder von Reisholz und Grünschnitt. Zinsen aus der Kreditie-

rung von Holzverkäufen gehören ebenfalls nicht zu den Einnahmen aus Holznutzun-

gen, sondern zu den Einnahmen aus Kapitalvermögen i. S. d. § 13a Absatz 3 Satz 1 

Nummer 6 EStG. 

36 Zur Ermittlung des Gewinns aus Holznutzungen sind bei einer Verwertung von Holz 

auf dem Stamm 20 % und bei einer Verwertung von eingeschlagenem Holz 55 % der 

zugeflossenen Einnahmen als Betriebsausgaben abziehbar. Alle übrigen Einnahmen 
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in sachlichem Zusammenhang mit Holznutzungen (z. B. Entschädigungen, Zuschüsse 

zur Abgeltung erhöhter Betriebsausgaben) sind in voller Höhe zu erfassen. Damit sind 

sämtliche Betriebsausgaben nach den Grundsätzen des § 4 Absatz 3 EStG abgegol-

ten, die die forstwirtschaftlichen Flächen betreffen. Ausgenommen hiervon sind die 

Wiederaufforstungskosten und die Minderung des Buchwerts für das jeweilige Wirt-

schaftsgut Baumbestand (vgl. BMF-Schreiben vom 16. Mai 2012 - BStBl I S. 595). 

3. Ermittlung des Gewinns für die übrige Forstwirtschaft 

37 Die pauschalen Betriebsausgaben von 20 % bzw. 55 % gelten nicht für die Ermittlung 

des Gewinns aus Waldverkäufen sowie für die übrigen Einnahmen und die damit in 

unmittelbarem Zusammenhang stehenden Betriebsausgaben. Der Gewinn aus Wald-

verkäufen wird entsprechend der Regelung des § 51 Absatz 5 EStDV grundsätzlich 

als Sondergewinn nach § 13a Absatz 7 Satz 1 Nummer 1 Buchstabe a EStG und die 

Ermittlung des Gewinns für das übrige Anlagevermögen als Sondergewinn nach § 13a 

Absatz 7 Satz 1 Nummer 1 Buchstabe b oder c EStG erfasst. Einnahmen aus der 

Verpachtung von Flächen der forstwirtschaftlichen Nutzung und der Jagdpacht sind 

nach § 13a Absatz 3 Satz 1 Nummer 5 EStG zu erfassen, ohne dass es darauf an-

kommt, ob sich die Jagd auf landwirtschaftliche oder forstwirtschaftliche Flächen be-

zieht. Für alle übrigen Einnahmen, die nicht in einem unmittelbaren Zusammenhang 

mit den Holznutzungen stehen (vgl. RdNr. 35) und nicht nach § 13a Absatz 3 Satz 1 

Nummer 5 und 6 EStG zu erfassen sind, gilt § 51 Absatz 5 EStDV. 

VI. Ermittlung des Gewinns der Sondernutzungen – § 13a Absatz 6 EStG 

38 Bei der Ermittlung der Gewinne aus Sondernutzungen im Sinne des § 13a Absatz 6 

i. V. m § 160 Absatz2 Satz 1 Nummer1 Buchstabec bis e BewG ist für jede selbst 

bewirtschaftete Nutzung und für jeden selbst bewirtschafteten Nutzungsteil ein Son-

dergewinn zu ermitteln. Zur Frage der Definition der Sondernutzungen und deren Um-

fang zum maßgeblichen Stichtag (grundsätzlich 15. Mai) vgl. RdNr. 9 – 13 und 

RdNr. 14. 

39 Nach § 13a Absatz 6 Satz 2 EStG ist bei jeder einzelnen Sondernutzung, die die in 

Anlage 1a Nummer 2 – Spalte 3 zu § 13a EStG genannte Grenze überschreitet, ein 

Gewinn von 1.000 Euro je Sondernutzung für das Wirtschaftsjahr anzusetzen. Dage-

gen ist für jede Sondernutzung, die unter dieser Grenze liegt, ein Gewinn von 0 Euro 
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für das Wirtschaftsjahr anzusetzen. Der Gewinn aus Sondernutzungen nach § 13a 

Absatz 6 Satz 2 EStG ist ein nach den Grundsätzen des § 4 Absatz 1 EStG ermittelter 

Gewinn. 

40 Für Sondernutzungen, die nicht in der Anlage 1a Nummer 2 zu § 13a EStG aufgeführt 

sind (vgl. RdNr. 9 – 13), ist innerhalb des § 13a EStG eine Gewinnermittlung nach § 4 

Absatz 3 EStG erforderlich (§ 13a Absatz 6 Satz 3 EStG). Zu diesen Sondernutzungen 

gehören insbesondere der Anbau von Tabak, der Anbau von Energieholz auf Kurzum-

triebsplantagen und die Produktion von Nützlingen. Für diese Sondernutzungen ist bei 

der im Rahmen der Gewinnermittlung nach Durchschnittssätzen vorzunehmenden Ge-

winnermittlung nach § 4 Absatz 3 EStG für Wirtschaftsgüter, die ausschließlich dieser 

Sondernutzung dienen, die Vornahme der Absetzung für Abnutzung nur in gleichen 

Jahresbeträgen zulässig; im Übrigen gilt die Absetzung für Abnutzung im Rahmen des 

Durchschnittssatzgewinns als in Anspruch genommen (§ 13a Absatz 3 Satz 3 EStG). 

VII. Ermittlung der Sondergewinne – § 13a Absatz 7 EStG 

1. Grundsätze 

41 Die Ermittlung aller Sondergewinne nach § 13a Absatz 7 EStG erfolgt einschließlich 

der damit verbundenen Aufzeichnungs- und Aufbewahrungspflichten nach § 4 Ab-

satz 3 EStG (vgl. RdNr. 86 – 89). Betriebseinnahmen i. S. v. § 13a Absatz 7 Satz 1 

EStG sind die zugeflossenen Erlöse einschließlich der gesetzlichen Umsatzsteuer. 

Entsprechendes gilt im Falle der Entnahme für den an deren Stelle tretenden Wert und 

die daraus resultierende gesetzliche Umsatzsteuer. 

2. Veräußerung oder Entnahme von Grund und Boden und dem dazugehörigen 

Aufwuchs, Gebäuden, immateriellen Wirtschaftsgütern und Beteiligungen 

42 Der Gewinn oder Verlust aus der Veräußerung oder Entnahme des zum Betriebsver-

mögen gehörenden Grund und Bodens und des dazugehörigen Aufwuchses (z. B. ste-

hendes Holz und Dauerkulturen) sowie der zum Betriebsvermögen gehörenden Ge-

bäude, immateriellen Wirtschaftsgüter und Beteiligungen ist stets als Sondergewinn 

zu erfassen und nicht mit dem Ansatz des Durchschnittssatzgewinns nach § 13a Ab-

satz 3 Satz 1 Nummer 1 bis 3 und 5 bis 6 EStG abgegolten. 
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43 Für Gewinne aus der Veräußerung von Grund und Boden und des dazugehörigen Auf-

wuchses sowie von Gebäuden kann unter den Voraussetzungen des § 6c i. V. m. § 6b 

EStG eine Rücklage gebildet werden. Gleiches gilt unter den Voraussetzungen der 

R 6.6 EStR für die Bildung einer Rücklage für Ersatzbeschaffung. Soweit für das Wirt-

schaftsgut Grund und Boden und ggf. immaterielle Wirtschaftsgüter ein Buchwert nach 

§ 55 EStG anzusetzen ist, sind die Grundsätze dieser Vorschrift anzuwenden. 

44 Bei der Gewinnermittlung nach § 13a EStG ist die Bildung und Beibehaltung von ge-

willkürtem Betriebsvermögen nach den für die Land- und Forstwirtschaft geltenden all-

gemeinen Grundsätzen möglich. Die unter RdNr. 42 – 43 genannten Grundsätze gel-

ten auch für Wirtschaftsgüter des gewillkürten Betriebsvermögens. 

45 Zu den Beteiligungen gehören insbesondere die zum Betriebsvermögen gehörenden 

Anteile an Kapitalgesellschaften und Genossenschaften. Mitunternehmeranteile gehö-

ren nicht zu den Beteiligungen, wenn sie außerhalb der Gewinnermittlung nach § 13a 

EStG als gesondertes Betriebsvermögen behandelt werden. 

46 Ist der Land- und Forstwirt an einer Bruchteilsgemeinschaft (z. B. Maschinengemein-

schaft) beteiligt, die keine eigene Gewinnerzielungsabsicht verfolgt, ist der Eigen-

tumsanteil des Steuerpflichtigen an Wirtschaftsgütern des Gemeinschaftsvermögens 

ertragsteuerrechtlich wie ein eigenes Wirtschaftsgut des Steuerpflichtigen zu behan-

deln. In diesen Fällen bezieht sich die Regelung des § 13a Absatz 7 Satz 1 Nummer 1 

Buchstabe b EStG bei Veräußerung oder Entnahme des Wirtschaftsguts einschließlich 

der Grenze von 15.000 Euro auf den Eigentumsanteil des Steuerpflichtigen (vgl. 

RdNr. 47 – 51). 

3. Veräußerung von übrigem Anlagevermögen und von Tieren 

47 Die Veräußerung oder Entnahme der übrigen Wirtschaftsgüter des Anlagevermögens 

und von Tieren ist unter den Voraussetzungen des § 13a Absatz 7 Nummer 1 Buch-

stabe b EStG nicht mit dem Ansatz des Durchschnittssatzgewinns nach § 13a Absatz 3 

Satz 1 Nummer 1 bis 3 EStG abgegolten. 

48 Der für die Prüfung der Grenze von 15.000 Euro maßgebliche Veräußerungspreis ist 

der bürgerlich-rechtliche Gesamtendpreis, d. h. einschließlich der gesetzlichen Um-

satzsteuer. Entsprechendes gilt im Falle der Entnahme für den an dessen Stelle tre-
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tenden Wert und die daraus resultierende gesetzliche Umsatzsteuer. Erfolgt die Ver-

äußerung des Wirtschaftsguts durch einen Tausch oder einen Tausch mit Baraufgabe, 

so ist die Angemessenheit des Werts für das hingegebene Wirtschaftsgut auf Verlan-

gen des Finanzamts glaubhaft zu machen. 

49 Bei der Ermittlung des Gewinns aus der Veräußerung von übrigem Anlagevermögen 

ist der Buchwert des jeweiligen Wirtschaftsguts zu ermitteln. Dabei sind die Vorgaben 

der amtlichen Abschreibungstabellen zu berücksichtigen. Wird ein Wirtschaftsgut in 

mehreren Abschreibungstabellen angeführt, ist vorrangig die amtliche Abschreibungs-

tabelle für die Land- und Forstwirtschaft anzuwenden. 

50 Soweit sich die Anschaffungs- bzw. Herstellungskosten nicht aus einem vom Steuer-

pflichtigen geführten Anlageverzeichnis ergeben oder nicht mehr nachgewiesen wer-

den können, dürfen allenfalls die vom Steuerpflichtigen angemessen geschätzten An-

schaffungs- bzw. Herstellungskosten und der glaubhaft daraus abgeleitete Buchwert 

des jeweiligen Wirtschaftsguts zum Zeitpunkt des Ausscheidens aus dem Betriebsver-

mögen anerkannt werden. 

51 Bei der Ermittlung des Gewinns aus der Veräußerung von Tieren gelten die vorstehen-

den Regelungen entsprechend. Dabei ist ohne Bedeutung, ob das jeweilige Tier er-

tragsteuerrechtlich dem Anlage- oder Umlaufvermögen zuzurechnen ist. Die Ermitt-

lung der Anschaffungs- bzw. Herstellungskosten, der zu berücksichtigenden Abset-

zungen für Abnutzung sowie eines ggf. anzusetzenden Schlachtwerts kann nach den 

Grundsätzen des BMF-Schreibens vom 14. November 2001 (BStBl I S. 864) erfolgen. 

4. Entschädigungen für den Verlust, den Untergang oder die Wertminderung von 

Wirtschaftsgütern des Anlagevermögens und Tieren 

52 Gewährte Entschädigungen für den Verlust, den Untergang oder die Wertminderung 

von Wirtschaftsgütern des Anlagevermögens und von Tieren i. S. d.§ 13a Absatz7 

Satz 1 Nummer1 Buchstabe a oder b EStG sind als Sondergewinn zu erfassen (§ 13a 

Absatz 7 Satz 1 Nummer 1 Buchstabe c EStG). Bei der Prüfung der Grenze von 
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15.000 Euro ist die für das jeweilige Wirtschaftsgut i. S. d. § 13a Absatz 7 Satz 1 Num-

mer 1 Buchstabe b EStG gezahlte Entschädigung einschließlich Umsatzsteuer maß-

gebend. 

53 Entschädigungen, die als Ersatz für entgangene Einnahmen oder als Ersatz für er-

höhte Betriebsausgaben gewährt werden, sind bei entsprechendem Veranlassungs-

zusammenhang mit dem Gewinn der landwirtschaftlichen Nutzung nach § 13a Ab-

satz 4 EStG und dem Gewinn aus Sondernutzungen nach § 13a Absatz 6 Satz 2 EStG 

abgegolten. Bei der forstwirtschaftlichen Nutzung sind diese Entschädigungen nach 

den Regelungen des § 51 EStDV zu erfassen. Pauschale Betriebsausgaben sind nur 

zu berücksichtigen, soweit die Zahlungen auf entgangene Einnahmen aus Holznut-

zungen entfallen. 

54 Einheitlich gewährte Entschädigungen sind für die Anwendung der vorstehenden 

Grundsätze nach deren wirtschaftlichen Gehalt aufzuteilen. 

5. Auflösung von Rücklagen 

55 Soweit im Rahmen der Gewinnermittlung für den land- und forstwirtschaftlichen Be-

trieb eine Rücklage gebildet wurde (z. B. §§ 6b, 6c EStG, R 6.6 EStR), ist die Auflösung 

der Rücklage als Sondergewinn zu erfassen. 

6. Betriebseinnahmen und Betriebsausgaben nach § 9b Absatz 2 EStG 

56 Betriebseinnahmen und Betriebsausgaben aus Vorsteuerberichtigungen i. S. d. § 15a 

UStG sind im Zeitpunkt des Zuflusses bzw. Abflusses als Sondergewinn zu erfassen 

(§ 13a Absatz 7 Satz 1 Nummer 2 EStG). 

7. Einnahmen aus dem Grunde nach gewerblichen Tätigkeiten, die dem Bereich 

der Land- und Forstwirtschaft zugerechnet werden 

a) Grundsätze 

57 Soweit Einnahmen (Erlöse und Entnahmen) nach den allgemeinen Grundsätzen in ei-

nem gesonderten Gewerbebetrieb zu erfassen sind (Abgrenzung zu Einkünften i. S. v. 

§ 13 EStG; vgl. insbesondere R 15.5 EStR), sind sie dem Grunde nach kein innerhalb 

der Gewinnermittlung nach § 13a EStG zu berücksichtigender Sondergewinn. 
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58 Sind Einnahmen aus dem Grunde nach gewerblichen Tätigkeiten noch dem Bereich 

der Land- und Forstwirtschaft zuzuordnen, werden sie abzüglich pauschaler Betriebs-

ausgaben in Höhe von 60 % nach § 13a Absatz 7 Satz 1 Nummer 3 EStG i. V. m. 

Nummer 3 der Anlage 1a zu § 13a EStG innerhalb der Gewinnermittlung nach Durch-

schnittssätzen als Sondergewinn erfasst. Zu den genannten Tätigkeiten gehören ins-

besondere die innerhalb der Grenzen nach R 15.5 Absatz 11 EStR ausgeübten Tätig-

keiten i. S. d. R 15.5 Absatz 3 bis 10 EStR. 

b) Nebenbetriebe (R 15.5 Absatz 3 EStR) 

59 Die Be- und Verarbeitung überwiegend eigener land- und forstwirtschaftlicher Erzeug-

nisse im Rahmen einer ersten Bearbeitungsstufe ist als land- und forstwirtschaftliche 

Tätigkeit mit dem jeweiligen Gewinn nach § 13a Absatz 4 bis 6 EStG abgegolten. 

60 Gleiches gilt für Substanzbetriebe, soweit die gewonnene Substanz im eigenen 

landund forstwirtschaftlichen Betrieb verwendet wird. Der Verkauf oder die Entnahme 

einer gewonnenen Substanz innerhalb der Grenzen der R 15.5 Absatz 3 EStR ist da-

gegen als Sondergewinn zu erfassen (§ 13a Absatz 7 Satz 1 Nummer 3 EStG i. V. m. 

Nummer 3 der Anlage 1a zu § 13a EStG). 

61 Die Be- und Verarbeitung überwiegend fremder Erzeugnisse oder die Bearbeitung 

überwiegend eigener land- und forstwirtschaftlicher Erzeugnisse im Rahmen einer 

zweiten und weiteren Bearbeitungsstufe kann unter den Voraussetzungen der R 15.5 

Absatz 11 EStR der Land- und Forstwirtschaft zuzurechnen sein, ist aber dem Grunde 

nach eine gewerbliche Tätigkeit. In diesem Fall sind die hieraus erzielten Einnahmen 

unter Abzug der pauschalen Betriebsausgaben von 60 % als Sondergewinn zu erfas-

sen. 

c) Verwertung organischer Abfälle (R 15.5 Absatz 4 EStR) 

62 Ist die Verwertung organischer Abfälle nach R 15.5 Absatz 4 Satz 1 und 2 EStR eine 

dem Grunde nach land- und forstwirtschaftliche Tätigkeit, so ist sie mit dem Ansatz 

des jeweiligen Gewinns nach § 13a Absatz 4 bis 6 EStG abgegolten. Zu Tätigkeiten 

nach R 15.5 Absatz 4 Satz 3 EStR vgl. RdNr. 69. 



LaFo-Kartei BW Fach 2 Stand: Januar 2024 

Seite 21 

 

d) Absatz eigener und fremder Erzeugnisse (R 15.5 Absatz 5 und 6 EStR) 

63 Der Absatz eigener land- und forstwirtschaftlicher Erzeugnisse ist als land- und forst-

wirtschaftliche Tätigkeit mit dem jeweiligen Gewinn nach § 13a Absatz 4 bis 6 EStG 

abgegolten. 

64 Der Absatz fremder Erzeugnisse ist unter den Voraussetzungen der R 15.5 Absatz 11 

EStR der Land- und Forstwirtschaft zuzurechnen. Die hieraus erzielten Einnahmen 

sind unter Abzug der pauschalen Betriebsausgaben von 60 % als Sondergewinn zu 

erfassen. 

e) Absatz eigener Erzeugnisse i. V. m. Dienstleistungen (R 15.5 Absatz 7 EStR) 

65 Der Absatz eigener land- und forstwirtschaftlicher Erzeugnisse ist bezogen auf die je-

weilige Tätigkeit in folgenden Fällen als land- und forstwirtschaftlich zu qualifizieren 

und mit dem Ansatz des jeweiligen Gewinns nach § 13a Absatz 4 bis 6 EStG abgegol-

ten: 

 Lieferung ausschließlich eigener land- und forstwirtschaftlicher Erzeugnisse ohne 

Dienstleistung; 

 Lieferung ausschließlich eigener land- und forstwirtschaftlicher Erzeugnisse i. V. m. 

grundsätzlich gewerblichen Dienstleistungen bis zu 50 % der Erlöse; 

 Lieferung eigener land- und forstwirtschaftlicher Erzeugnisse von mindestens 50 % 

i. V. m. der Lieferung fremder Erzeugnisse und grundsätzlich gewerblichen Dienst-

leistungen bis zu insgesamt 50 % der Erlöse. 

66 Der Absatz eigener Erzeugnisse i. V. m. darüber hinausgehenden gewerblichen 

Dienstleistungen oder einem darüber hinausgehenden Absatz fremder Erzeugnisse 

i. V. m. gewerblichen Dienstleistungen führt zu einer insgesamt grundsätzlich gewerb-

lichen Tätigkeit und kann nur unter den Voraussetzungen der R 15.5 Absatz 11 EStR 

der Land- und Forstwirtschaft zuzurechnen sein. Die hieraus erzielten Einnahmen sind 

unter Abzug der pauschalen Betriebsausgaben von 60 % als Sondergewinn zu erfas-

sen. 
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f) Absatz eigener Erzeugnisse i. V. m. besonderen Leistungen (R 15.5 Absatz 8 

EStR) 

67 Der Ausschank von eigen erzeugten, der Land- und Forstwirtschaft zuzurechnenden 

Getränken ist eine Form der Vermarktung und als land- und forstwirtschaftliche Tätig-

keit mit dem Ansatz des jeweiligen Gewinns nach § 13a Absatz 4 bis 6 EStG abgegol-

ten. 

68 Dagegen ist der Absatz von Speisen und anderen Getränken (z. B. fremde Getränke, 

2. Bearbeitungsstufe), die im Rahmen einer land- und forstwirtschaftlichen Tätigkeit 

abgegeben werden, nur unter den Voraussetzungen der R 15.5 Absatz 11 EStR der 

Land- und Forstwirtschaft zuzurechnen. Die hieraus erzielten Einnahmen sind unter 

Abzug der pauschalen Betriebsausgaben von 60 % als Sondergewinn zu erfassen. 

g) Verwendung von Wirtschaftsgütern und Dienstleistungen (R 15.5 Absatz 9 und 

10 EStR) 

69 Die Verwendung von Wirtschaftsgütern sowie Dienstleistungen i. S. d. R 15.5 Absatz 9 

und 10 EStR sind unabhängig vom Empfänger der Leistung (Landwirt oder Nichtland-

wirt) dem Grunde nach gewerbliche Tätigkeiten, die unter den Voraussetzungen der 

R 15.5 Absatz 11 EStR der Land- und Forstwirtschaft zugerechnet werden können. 

Die hieraus erzielten Einnahmen sind unter Abzug der pauschalen Betriebsausgaben 

von 60 % als Sondergewinn zu erfassen. 

h) Aufzucht und Halten fremder Tiere 

70 Zieht der Steuerpflichtige innerhalb der Grenzen des § 13 Absatz 1 Nummer 1 Satz 2 

EStG auf eigenes wirtschaftliches Risiko im Rahmen einer land- und forstwirtschaftli-

chen Tätigkeit fremde Tiere auf, so ist dies mit dem Ansatz des Gewinns nach § 13a 

Absatz 4 EStG abgegolten. Zur Abgrenzung der dem Grunde nach land- und forstwirt-

schaftlichen Tätigkeit und der dem Grunde nach gewerblichen Tätigkeit bei Pensions-

pferdehaltung vgl. BFH vom 29. November 2007 (BStBl 2008 II S. 425). 

71 Beschränkt sich die Leistung des Steuerpflichtigen im Wesentlichen auf die Vermie-

tung des Stallplatzes, so liegen Mieteinnahmen nach § 13a Absatz 3 Satz 1 Nummer 5 

EStG vor (vgl. dazu RdNr. 74 – 77). 
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72 Übt ein Land- und Forstwirt im Rahmen der Gewinnermittlung nach § 13a EStG eine 

Pensionstierhaltung aus, so bestehen aus Vereinfachungsgründen keine Bedenken, 

die hieraus erzielten gesamten Einnahmen ohne Aufteilung in einzelne Leistungsbe-

reiche unter Abzug der pauschalen Betriebsausgaben von 60 % als Sondergewinn zu 

erfassen. 

8. Rückvergütungen 

73 Zur Abgrenzung von Hilfs- und Nebengeschäften im Rahmen genossenschaftlicher 

Rückvergütungen ist R 20 Absatz 6 Nummer 3 und 4 KStR 2004 einschlägig. 

VIII. Einnahmen aus Vermietung und Verpachtung von Wirtschaftsgütern des land- 

und forstwirtschaftlichen Betriebsvermögens – § 13a Absatz 3 Satz 1 Nummer 5 

EStG 

74 Die Ermittlung der Einnahmen aus der Vermietung und Verpachtung von Wirtschafts-

gütern des land- und forstwirtschaftlichen Betriebsvermögens erfolgt unter Berücksich-

tigung des § 11 Absatz 1 EStG. Vermietung und Verpachtung i. S. d. § 13a Absatz 3 

Satz 1 Nummer 5 EStG ist die entgeltliche Nutzungsüberlassung von Wirtschaftsgü-

tern des Betriebsvermögens. Auf die Bezeichnung des Vertrages über die Nutzungs-

überlassung kommt es nicht an. 

75 Zu erfassen sind Einnahmen aus einer Nutzungsüberlassung, die ohne Zugehörigkeit 

der überlassenen Wirtschaftsgüter zum land- und forstwirtschaftlichen 

Betriebsvermögen als vermögensverwaltende Tätigkeit zu qualifizieren wäre. Hierzu 

gehört insbesondere die Nutzungsüberlassung von Grund und Boden, Gebäuden, 

beweglichen oder immateriellen Wirtschaftsgütern und von Ferienzimmern/-

wohnungen im Rahmen der R 15.5 Absatz 13 EStR. 

76 Werden Wirtschaftsgüter des Betriebsvermögens im Zusammenhang mit mehr als nur 

unbedeutenden Dienstleistungen und vergleichbaren Tätigkeiten zur Nutzung 

überlassen, liegen insgesamt Einnahmen nach R 15.5 Absatz 9 EStR vor (vgl. dazu 

RdNr. 69). 

77 Die nach § 13a Absatz 3 Satz 1 Nummer 5 EStG anzusetzenden Nutzungsentgelte 

dürfen nicht um Betriebsausgaben gemindert werden (vgl. BFH vom 5. Dezember 

2002 – BStBl 2003 II S. 345). Bei einer Vermietung einer zum land- und 
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forstwirtschaftlichen Betriebsvermögen gehörenden Wohnung zählen auch zusätzlich 

zur Grundmiete vereinnahmte Umlagen und Nebenentgelte zu den anzusetzenden 

Nutzungsentgelten (vgl. BFH vom 14. Mai 2009 – BStBl II S. 900). Dies gilt auch für 

die im Zusammenhang mit einer Nutzungsüberlassung von Wirtschaftsgütern 

vereinnahmte gesetzliche Umsatzsteuer. 

IX. Einnahmen aus Kapitalvermögen, soweit sie zu den Einkünften aus Land- und 

Forstwirtschaft gehören – § 13a Absatz 3 Satz 1 Nummer 6 EStG 

78 Nach § 13a Absatz 3 Satz 1 Nummer 6 EStG sind sämtliche Einnahmen aus 

Kapitalvermögen i. S. v. § 20 EStG zu erfassen, die nach § 20 Absatz 8 EStG den 

Einkünften aus Land- und Forstwirtschaft zuzurechnen sind. Die Ermittlung der 

Einnahmen aus Kapitalvermögen nach § 13a Absatz 3 Satz 1 Nummer 6 EStG erfolgt 

unter Berücksichtigung des § 11 Absatz 1 EStG. Ein Abzug von Betriebsausgaben im 

Zusammenhang mit Einnahmen aus Kapitalvermögen kommt nicht in Betracht. 

79 Unterliegen Einnahmen aus Kapitalvermögen dem Teileinkünfteverfahren, sind die 

Einnahmen nur in Höhe des steuerpflichtigen Teils von 60 % zu erfassen (§ 3 

Nummer 40 Satz 1 Buchstabe d EStG). 

80 Einnahmen aus Kapitalvermögen, die aus betrieblichen Mitteln stammen, können der 

Abgeltungsteuer nur dann unterworfen werden, wenn der sachliche Zusammenhang 

mit dem Betrieb der Land- und Forstwirtschaft gelöst und die dafür erforderliche 

Entnahme der Mittel nachweisbar dokumentiert wird. 

B. Wechsel der Gewinnermittlungsart 

1. Übergang zur Gewinnermittlung nach § 4 Absatz 1 EStG 

81 Bei einem Wechsel der Gewinnermittlungsart von § 13a EStG zum 

Betriebsvermögensvergleich nach § 4 Absatz 1 EStG und umgekehrt ist im Bereich 

des § 13a Absatz 3 Satz 1 Nummer 1 und 3 i. V. m. Absatz 6 Satz 2 EStG (Gewinn 

der landwirtschaftlichen Nutzung und der in der Anlage 1a Nummer 2 zu § 13a EStG 

genannten Sondernutzungen) kein Übergangsgewinn zu ermitteln. 

82 In den übrigen Bereichen des § 13a Absatz 3 Satz 1 Nummer 2 bis 6 EStG ist ein 

Übergangsgewinn nach den Grundsätzen des Übergangs von der Gewinnermittlung 
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nach § 4 Absatz 3 EStG zur Gewinnermittlung nach § 4 Absatz 1 EStG und umgekehrt 

zu ermitteln; R 4.6 EStR ist anzuwenden. 

2. Übergang zur Gewinnermittlung nach § 4 Absatz 3 EStG 

83 Bei einem Wechsel der Gewinnermittlungsart von § 13a EStG zur Gewinnermittlung 

nach § 4 Absatz 3 EStG und umgekehrt ist im Bereich des § 13a Absatz 3 Satz 1 

Nummer 1 und 3 i. V. m. Absatz 6 Satz 2 EStG (Gewinn der landwirtschaftlichen 

Nutzung und der in der Anlage 1a zu § 13a EStG Nummer 2 genannten 

Sondernutzungen) ein Übergangsgewinn zu ermitteln; R 4.6 EStR ist anzuwenden. 

3. Besonderheiten beim Übergang zur Gewinnermittlung nach § 13a EStG n. F. 

84 Nach § 13a Absatz 3 Satz 2 EStG n. F. findet die Vorschrift des § 6 Absatz 2a EStG 

keine Anwendung. Außerhalb der Geltung des § 13a EStG gebildete Sammelposten 

sind beim Übergang zu § 13a EStG nicht als Abrechnungsbetrag zu berücksichtigen. 

85 Außerhalb der Geltung des § 13a EStG n. F. zulässiger Weise in Anspruch 

genommene Investitionsabzugsbeträge können bei Anwendung des § 13a EStG n. F. 

nicht nach § 7g Absatz 2 Satz 1 EStG zum Gewinn des Wirtschaftsjahres der 

Investition hinzugerechnet werden, da die Regelungen zu den 

Investitionsabzugsbeträgen nicht angewendet werden dürfen (§ 13a Absatz 3 Satz 2 

EStG). Demzufolge sind in Vorjahren beanspruchte Investitionsabzugsbeträge gemäß 

§ 7g Absatz 3 EStG im Wirtschaftsjahr des jeweiligen Abzugs rückgängig zu machen. 

Zu den Einzelheiten vgl. RdNrn. 49 und 55 des BMF-Schreibens vom 20. November 

2013 (BStBl I S. 1493); RdNr. 1 Satz 2, RdNr. 47 Satz 2 und RdNr. 54 Satz 2 des 

BMF-Schreibens sind nicht weiter anzuwenden. Im Hinblick auf die gesetzliche 

Änderung bezüglich der Berücksichtigung von Investitionsabzugsbeträgen bei der 

Gewinnermittlung nach Durchschnittssätzen ist es aus Billigkeitsgründen nicht zu 

beanstanden, wenn beim Übergang auf die Neuregelung des § 13a EStG im Rahmen 

der Gewinnermittlung für das Wirtschaftsjahr 2015 oder das abweichende 

Wirtschaftsjahr 2015/2016 noch bestehende Investitionsabzugsbeträge nicht nach 

§ 7g Absatz 3 EStG im ursprünglichen Abzugsjahr rückgängig gemacht, sondern unter 

sinngemäßer Anwendung von § 7g Absatz 2 Satz 1 EStG in voller Höhe 

hinzugerechnet werden. 
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C. Aufzeichnungs- und Aufbewahrungspflichten 

86 Soweit innerhalb der Gewinnermittlung nach § 13a EStG Gewinne nach den 

Grundsätzen des § 4 Absatz 3 EStG zu ermitteln sind (§ 13a Absatz 5, Absatz 6 Satz 3 

und Absatz 7 EStG), sind die hierfür geltenden Aufzeichnungs- und 

Aufbewahrungsvorschriften anzuwenden. Bei der Ermittlung des Gewinns aus der 

forstwirtschaftlichen Nutzung gemäß § 13a Absatz 5 EStG ist nach dem 

BMF-Schreiben vom 16. Mai 2012 (BStBl I S. 595) zu verfahren. 

87 Ein besonderes, laufend zu führendes Verzeichnis ist nur für die in § 13a Absatz 7 

Satz 1 Nummer 1 Buchstabe a EStG genannten Wirtschaftsgüter zu führen (§ 13a 

Absatz 7 Satz 3 EStG). Bei der Ermittlung des Gewinns aus der Veräußerung oder 

Entnahme von Wirtschaftsgütern i. S. v. § 13a Absatz 7 Satz 1 Nummer 1 Buchstabe b 

EStG kann ein Restbuchwert nur abgezogen werden, wenn dieser nachgewiesen oder 

nach RdNr. 50 glaubhaft gemacht wird. 

88 Werden dem Grunde nach gewerbliche Tätigkeiten ausgeführt (§ 13a Absatz 7 Satz 1 

Nummer 3 EStG), sind die daraus erzielten Einnahmen aufzuzeichnen. Darüber 

hinaus obliegt es dem Steuerpflichtigen, die Voraussetzungen von R 15.5 Absatz 11 

EStR nachzuweisen. 

89 Aufzeichnungs- und Aufbewahrungspflichten nach anderen steuerrechtlichen oder 

außersteuerlichen Vorschriften bleiben unberührt. Auf § 147 Absatz 1 Nummer 5 AO 

wird hingewiesen. 

D. Schlussbestimmungen 

90 Die vorstehenden Grundsätze gelten für Wirtschaftsjahre, die nach dem 30. Dezember 

2015 enden. Die R 13a.1 und R 13a.2 EStR sind für diese Wirtschaftsjahre nicht mehr 

anzuwenden. 

91 Nach § 52 Absatz 22a Satz 3 EStG gilt die Bindungsfrist für Steuerpflichtige, die ihren 

Gewinn nach § 13a Absatz 2 EStG a. F. freiwillig nach § 4 Absatz 1 oder 3 EStG 

ermitteln, fort. Der Zeitraum der Abwahl der Gewinnermittlung nach § 13a EStG wird 

dadurch nicht unterbrochen.“ 
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Nr. 2 Voraussetzungen 

Nr. 2.1 Keine gesetzliche Buchführungspflicht (§ 13a Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 EStG) 

Falls Buchführungspflicht besteht, hat die Gewinnermittlung nach Bilanzierungsgrundsätzen 

Vorrang vor der Gewinnermittlung nach Durchschnittssätzen. Betroffen davon sind 

 nach § 140 AO (vom Handelsrecht abgeleitete steuerliche Buchführungspflicht) land- 

und forstwirtschaftliche Betriebe in der Rechtsform der OHG und KG, soweit sie im 

Handelsregister eingetragen sind. 

 nach § 141 AO (steuerliche Buchführungspflicht) land- und forstwirtschaftliche Betriebe, 

o deren Umsatz im Kalenderjahr 350 000 Euro bzw. ab 01.01.2007 500 000 Euro über-

steigt, 

o deren Wirtschaftswert der selbstbewirtschafteten Fläche mehr als 20 500 Euro bzw. 

ab 01.01.2004 mehr als 25 000 Euro beträgt oder 

o deren Gewinn im Kalenderjahr mehr als 30 000 Euro bzw. bei nach dem 31.12.2007 

beginnenden Wirtschaftsjahr mehr als 50 000 Euro beträgt. 

Nr. 2.2 Selbstbewirtschaftete Fläche nicht mehr als 20 ha (§ 13a Abs. 1 Satz 1 

Nr. 2 EStG) 

Nach R 13a.1 Abs. 1 Satz 1 EStR 2008 kommt die Gewinnermittlung nach Durchschnitts-

sätzen nur in Betracht, wenn der Landwirt landwirtschaftliche Fläche i.S. des § 13a Abs. 1 

Satz 1 Nr. 2 EStG selbst bewirtschaftet (BFH-Urteil vom 14.04.2011 – IV R 1/09). Dies setzt 

voraus, dass zumindest ein Teil der Flächen selbst bewirtschaftet werden. Wird der gesamte 

Betrieb verpachtet, scheidet eine Gewinnermittlung nach § 13a EStG – wie bisher – aus. 

Eine Gewinnermittlung nach § 13a EStG kann demnach nicht mehr vorgenommen werden, 

wenn ausschließlich selbst bewirtschaftete Sonderkulturen oder Sondernutzungen vorlie-

gen. 

Die selbstbewirtschaftete Fläche der landwirtschaftlichen Nutzung ohne Sondernutzungen 

darf 20 ha nicht überschreiten. Maßgebend sind die Flächenverhältnisse zu Beginn des 

Wirtschaftsjahres. 
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Der Einheitswertbescheid kann einen wichtigen Anhaltspunkt für die Abgrenzung der land-

wirtschaftlichen Nutzung geben. Unter die landwirtschaftliche Nutzung fällt 

 Acker- und Grünland, 

 Tierhaltung, 

 Zuckerrüben- und Tabakanbau, 

 Obstbau der Obstbaustufen 1 bis 4, 

 Gemüsebau der Intensitätsstufe 1. 

Die Sonderkulturen (Hopfen und Spargel) gehören ebenfalls zur landwirtschaftlichen Nut-

zung, sind aber kraft ausdrücklicher Regelung von der Flächengrenze in § 13a Abs. 1 Nr. 2 

EStG ausgenommen. Die in § 13a Abs. 1 Nr. 4 EStG genannten Sondernutzungen gehören 

nicht zur landwirtschaftlichen Nutzung. 

Die Flächengrenze stellt auf die selbstbewirtschafteten Flächen ab. Dazu gehören auch die 

auf die landwirtschaftliche Nutzung entfallenden Hof- und Gebäudeflächen, die Brachflä-

chen sowie die nach den Förderprogrammen aufgrund öffentlich-rechtlicher Verpflichtung 

stillgelegten oder in ihrer Nutzungsmöglichkeit rechtlich oder tatsächlich beschränkten Flä-

chen. Bei Mitunternehmerschaften gehören dazu auch die entsprechenden Flächen im Son-

derbetriebsvermögen. 

Die selbstbewirtschaftete Fläche ergibt sich aus: 

Eigentumsflächen mit einer landwirtschaftlichen Nutzung, Hof- 

und Gebäudeflächen (ohne Wohnteil) 

./. verpachteter Flächen 

./. unentgeltlich zur Nutzung anderen überlassenen Flächen 

+ zugepachteter Flächen 

+ unentgeltlich zur Nutzung von anderen überlassene Flächen 

= selbstbewirtschaftete Fläche 



LaFo-Kartei BW Fach 2 Stand: Januar 2024 

Seite 29 

 

Nr. 2.3 Tierbestände nicht mehr als 50 Vieheinheiten (§ 13a Abs. 1 Satz 1 Nr. 3 

EStG) 

Bei der Feststellung der Tierbestände ist von den regelmäßig und nachhaltig im Betrieb 

erzeugten und den im Durchschnitt der Wirtschaftsjahre gehaltenen Tieren auszugehen 

(R 13.2 Abs. 1 EStR 2008). 

Nr. 2.4 Wert der selbstbewirtschafteten Sondernutzungen nicht mehr als 

2000 DM je Sondernutzung 

Die 2000 DM-Grenze gilt für jede Sondernutzung getrennt. Liegt der Wert nur einer Son-

dernutzung über 2000 DM, entfällt die Gewinnermittlung nach Durchschnittssätzen insge-

samt, auch wenn der oder die übrigen Betriebsteile nur untergeordnete Bedeutung haben. 

Liegen die Werte mehrerer Sondernutzungen alle jeweils nicht über 2000 DM, bleibt die 

Berechtigung zur Gewinnermittlung nach Durchschnittssätzen bestehen. Da auf den Wert 

der selbstbewirtschafteten Sondernutzungen abgestellt wird, sind die Werte zugepachteter 

Flächen einzubeziehen und die Werte verpachteter Flächen außer Betracht zu lassen. Die 

Werte der Sondernutzungen sind aus den zuletzt festgestellten Einheitswerten/Ersatzwirt-

schaftswerten abzuleiten. 

Sondernutzungen sind: 

 Sonderkulturen (§ 52 BewG) 

o Hopfenbau 

o Spargelbau 

 Forstwirtschaftliche Nutzung (§ 34 Abs. 2 Nr. 1b BewG) 

 Land- und forstwirtschaftliche Sondernutzungen (§ 34 Abs. 1 Nr. 1 Buchst. c bis e 

BewG) 

o Weinbau (§ 34 Abs. 2 Nr. 1c BewG) 

o gärtnerische Nutzung (§ 34 Abs. 2 Nr. 1d BewG) 

o sonstige land- und forstwirtschaftliche Nutzung (§ 34 Abs. 2 Nr. 1e BewG) 

o Binnenfischerei 

o Teichwirtschaft 



LaFo-Kartei BW Fach 2 Stand: Januar 2024 

Seite 30 

 

o Fischzucht für Binnenfischerei und Teichwirtschaft 

o Imkerei 

o Wanderschäferei 

o Saatzucht 

o Weihnachtsbaumkultur 

o Arzneipflanzen 

Jede Nutzungsart gilt als selbständige Nutzung. 

 Nutzungen folgender Wirtschaftsgüter (§ 34 Abs. 2 Nr. 2 BewG) 

o Abbauland 

o Geringstland 

o Unland 

 Nebenbetriebe (§ 34 Abs. 2 Nr. 3 BewG) 

Nr. 2.5 Keine Mitteilung nach § 13a Abs. 1 Satz 2 EStG 

1. Grundsätzliches 

Bestand für mindestens ein Wirtschaftsjahr die Berechtigung zur Gewinnermittlung nach 

Durchschnittssätzen und sind die Voraussetzungen weggefallen, so entfällt die Möglichkeit 

zur weiteren Gewinnermittlung nach Durchschnittssätzen nicht automatisch oder von Ge-

setzes wegen. § 13a Abs. 1 Satz 2 EStG verlangt vielmehr eine förmliche Mitteilung über 

den Wegfall dieser Gewinnermittlungsart. Der Gewinn ist letztmals für das Wirtschaftsjahr 

nach Durchschnittssätzen zu ermitteln, das nach der Bekanntgabe der Mitteilung endet. 

Sind die Voraussetzungen des § 13a Abs. 1 Satz 1 EStG später wieder erfüllt und wird kein 

Antrag nach § 13a Abs. 2 EStG gestellt, ist der Gewinn wieder nach Durchschnittssätzen 

zu ermitteln. Dazu bedarf es keiner Mitteilung. 

Die Mitteilung soll innerhalb einer Frist von einem Monat vor Beginn des folgenden Wirt-

schaftsjahres bekannt gegeben werden (R 13a.1 Abs. 2 EStR 2008). In Ausnahmefällen 

kann auch eine kürzere Frist in Betracht kommen. Entscheidend ist, dass dem Landwirt von 

der Bekanntgabe der Mitteilung bis zum Beginn des folgenden Wirtschaftsjahres genügend 

Zeit bleibt, eine Gewinnermittlung einzurichten (Urteil des FG Baden-Württemberg vom 

13.03.2000, Az. 2 K 350/99). 
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Einer Mitteilung über den Wegfall der Voraussetzungen des § 13a EStG bedarf es aus-

nahmsweise nicht, wenn der Landwirt wissentlich falsche Angaben in seiner Steuererklä-

rung gemacht hat (z.B. zu geringe Flächenangaben) und das Finanzamt aufgrund dieser 

falschen Angaben die Voraussetzungen der Gewinnermittlung nach Durchschnittssätzen 

bejaht hatte. Mit dem Bekanntwerden der tatsächlichen Verhältnisse ist das Finanzamt zur 

Schätzung des Gewinns befugt, so als habe es rechtzeitig von dem Wegfall der Vorausset-

zungen der Gewinnermittlung nach Durchschnittssätzen erfahren und eine entsprechende 

Mitteilung gem. § 13a Abs. 1 Satz 2 EStG erlassen (H 13a.1 [Mitteilung nach § 13a Abs. 1 

Satz 2 EStG] EStH 2008). 

2. Neu gegründete, verpachtete oder eingebrachte Betriebe 

Liegen die Voraussetzungen für die Gewinnermittlung nach Durchschnittssätzen bereits bei 

Betriebsgründung oder -übernahme nicht vor, muss der Steuerpflichtige seinen Gewinn zu-

mindest durch Einnahmenüberschussrechnung gem. § 4 Abs. 3 EStG ermitteln. Einer be-

sonderen Aufforderung oder Mitteilung durch das Finanzamt bedarf es nicht (H 13a.1 [Be-

triebsübernahme/Neugründung] EStH 2008). Dementsprechend geht auch die Befugnis zur 

Gewinnermittlung nach Durchschnittssätzen nicht vom Verpächter auf den Pächter über, 

weil der Pächter einen neuen Betrieb eröffnet. 

Die Anwendung des § 13a EStG setzt voraus, dass der Betrieb Flächen zumindest teilweise 

selbst bewirtschaftet. Bei Betriebsverpachtungen im Ganzen ist daher die Anwendung des 

§ 13a EStG ausgeschlossen. § 13a-Landwirten, die ihren Betrieb im Ganzen verpachten, 

ist daher eine Mitteilung nach § 13a Abs. 1 Satz 2 EStG zuzusenden. 

Bei Einbringung eines land- und forstwirtschaftlichen Betriebs in eine neu gegründete Per-

sonengesellschaft geht die Befugnis zur Gewinnermittlung nach Durchschnittssätzen nicht 

vom Einzelunternehmen auf die Gesellschaft über. Die Zulässigkeit der Gewinnermittlung 

nach Durchschnittssätzen bei der Gesellschaft bestimmt sich ausschließlich nach den Vo-

raussetzungen in § 13a Abs. 1 Satz 1 EStG. Einer Mitteilung über den Wegfall der Voraus-

setzungen für die Gewinnermittlung nach Durchschnittssätzen bedarf es nicht (H 13a.1 [Be-

triebsübernahme/Neugründung] EStH 2008). 
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Nr. 3 Grundbetrag (§ 13a Abs. 4 EStG) 

Nr. 3.1 Allgemeines 

Für die Ermittlung des Grundbetrags sind alle selbst bewirtschafteten Flächen landwirt-

schaftlicher Nutzung i.S. des § 34 Abs. 2 Nr. 1 Buchst. a BewG zu berücksichtigen. Dazu 

gehören 

 die selbst bewirtschafteten eigenen Flächen 

 die selbst bewirtschafteten zugepachteten Flächen 

 Flächen, die aufgrund öffentlicher Förderprogramme, z.B. Flächenstilllegungspro-

gramme, Grünbracheprogrammen, FELEG, stillgelegt werden. 

Für die selbst bewirtschafteten Flächen gelten die gleichen Grundsätze wie bei Überprüfung 

der Zugangsvoraussetzungen für die Durchschnittssatzgewinnermittlung (vgl. Fach 2 

Nr. 2.2, R 13a.2 Abs. 1 EStR 2008). 

Der Hektarwert kann dem Einheitswertbescheid entnommen werden. Maßgebend ist der 

auf den letzten Zeitpunkt vor Beginn des Wirtschaftsjahres festgestellte Einheitswert. Eine 

formelle Bindungswirkung besteht jedoch nicht. Fortschreibungen und Nachfeststellungen, 

die nach Bestandskraft des Steuerbescheids ergehen, bleiben deshalb unberücksichtigt 

(R 13a.2 Abs. 1 Satz 7 EStR 2008). 

Bei der Bewirtschaftung von Eigentums- und Fremdflächen können sich im gleichen Betrieb 

unterschiedliche Hektarwerte ergeben. Aus Vereinfachungsgründen kann der Hektarwert 

für die Eigentumsfläche auch den Pachtflächen zugrunde gelegt werden. Der Steuerpflich-

tige kann aber auch nachweisen, dass die Pachtflächen einen geringeren Hektarwert ha-

ben. 

Beim Grundbetrag handelt es sich um einen Jahresbetrag. Nur in Fällen eines Rumpfwirt-

schaftsjahres oder eines verlängerten Wirtschaftsjahres kommt eine Zwölftelung in Be-

tracht. 

Nach H 13a.2 (Hektarberechnung) EStH 2008 ist der letzte angefangene Hektar anteilig zu 

berücksichtigen. 
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Mit dem Ansatz des Grundbetrags ist der Gewinn aus der landwirtschaftlichen Nutzung er-

fasst. Sämtliche Betriebsausgaben (Ausnahme: Pacht- und Schuldzinsen sowie dauernde 

Lasten) für die landwirtschaftliche Nutzung sind damit abgegolten. 
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Nr. 4 Zuschläge für Sondernutzungen (§ 13a Abs. 5 EStG) 

Nr. 4.1 Allgemeines 

Zum Begriff der Sondernutzung vgl. Fach 2 Nr. 2.4. Ausgenommen ist die forstwirtschaftli-

che Nutzung. Für diese ist kein pauschaler Zuschlag zu berücksichtigen, sondern der tat-

sächliche Gewinn nach § 13a Abs. 6 EStG als Sondergewinn zu erfassen. 

Der Gewinn wird je Sondernutzung mit einem Zuschlag von 512 Euro erfasst, sofern ihr vom 

Einheitswert abgeleiteter Wert 500 DM übersteigt. Der Zuschlag von 512 Euro kommt auch 

dann zum Ansatz, wenn der Wert der Sondernutzung 2000 DM übersteigt, der Steuerpflich-

tige aber seinen Gewinn zulässigerweise nach § 13a EStG ermittelt, weil er noch keine 

Mitteilung nach § 13a Abs. 1 Satz 2 EStG erhalten hat. Wird die 500 DM-Wertgrenze für 

eine einzelne Sondernutzung nicht überschritten, so bleiben die Erträge für diese Son-

dernutzung völlig außer Ansatz. 

Mit dem Zuschlag sind die Betriebsausgaben für die Sondernutzungen bis auf eventuelle 

Pacht- und Schuldzinsen oder dauernde Lasten abgegolten. 
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Nr. 5 Sondergewinne (§ 13a Abs. 6 EStG) 

Nr. 5.1 Allgemeines 

Als Sondergewinne werden bestimmte Vorgänge erfasst, die mit dem Grundbetrag und den 

Zuschlägen für Sondernutzungen nicht abgegolten sein können. § 13a Abs. 6 EStG enthält 

eine abschließende Aufzählung der zu berücksichtigenden Betriebsvorgänge (R 13a.2 

Abs. 3 Satz 1 EStR 2008). Eine Erfassung der über die Aufzählung hinausgehenden Be-

triebsvorgänge scheidet somit aus. 

Die Sondergewinne sind nach den Grundsätzen der Einnahmenüberschussrechnung zu er-

mitteln. Von der positiven Summe aller Sondergewinne ist ein Freibetrag von 1 534 Euro 

abzuziehen. Der Freibetrag darf nicht zu einem negativen Sondergewinnsaldo führen. Eine 

negative Summe aller Sondergewinne (ohne Freibetrag) ist vom Durchschnittssatzgewinn 

abzuziehen. Nur in diesem Sonderfall darf der Steuerpflichtige einen Verlust im Rahmen der 

Gewinnermittlung nach § 13a EStG ausweisen. 

Nr. 5.2 Forstwirtschaftliche Nutzung (§ 13a Abs. 6 Satz 1 Nr. 1 EStG) 

In die Gewinnkorrektur aus forstwirtschaftlicher Nutzung sind alle Erträge einzubeziehen, 

die aus der Nutzung von Flächen der Forstwirtschaft erzielt werden (R 13a.2 Abs. 3 Satz 2 

EStR 2008). Andere Nutzungen sind bei einem forstwirtschaftlichen Teilbetrieb nur unter 

den Voraussetzungen des § 13a Abs. 6 Nr. 2 bis 4 EStG zu erfassen. Diese Regelung soll 

insbesondere eine Schlechterstellung von Dienstleistungen ausschließen, die im Rahmen 

des § 13a Abs. 6 Nr. 3 EStG außer Ansatz bleiben, wenn sie für einen anderen Betrieb der 

Land- und Forstwirtschaft erbracht werden. Damit fallen unter § 13a Abs. 6 Nr. 1 EStG ins-

besondere 

 Gewinne aus der Veräußerung von Holz, Wild und Beeren 

 Gewinne aus forstwirtschaftlichen Nebenbetrieben (Sägewerk) 

 Gewinne aus der Jagdverpachtung 

 öffentliche Zuschüsse, z.B. die Ausgleichszulage Wald oder für die Entrindung oder 

Nasslagerung von Holz 

 Gewinne aus der Veräußerung der Waldbestockung 
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 Einnahmen aus der Zurverfügungstellung forstwirtschaftlicher Flächen als Ausgleichs-

flächen nach den Naturschutzgesetzen (BMF-Schreiben vom 03.08.2004, BStBl I 

S. 716). 

Nr. 5.3 Veräußerung oder Entnahme von Grund und Boden und Gebäuden so-

wie der im Zusammenhang mit einer Betriebsumstellung stehenden 

Veräußerung oder Entnahme von Wirtschaftsgütern des übrigen Anla-

gevermögens (§ 13a Abs. 6 Satz 1 Nr. 2 EStG) 

Die Vorschrift betrifft nur laufende Gewinne aus der Veräußerung oder Entnahme von Wirt-

schaftsgütern des Betriebsvermögens. Gewinne aus der Veräußerung und Aufgabe von 

ganzen Betrieben, Teilbetrieben und Mitunternehmeranteilen fallen nicht unter diese Rege-

lung, weil in diesen Fällen der Betrieb stets zur Gewinnermittlung nach § 4 Abs. 1 EStG 

übergehen muss. 

Zu erfassen sind 

1) Veräußerung oder Entnahme von Grund und Boden 

2) Veräußerung oder Entnahme von Gebäuden 

3) Veräußerung oder Entnahme von Wirtschaftsgütern des übrigen Anlagevermögens im 

Zusammenhang mit einer Betriebsumstellung. 

Die Fallgruppen 1) und 2) betreffen die Bodengewinnbesteuerung, d.h. § 55 EStG ist ent-

sprechend anzuwenden. 

Zu Fallgruppe 3) gehören auch immaterielle Wirtschaftsgüter (z.B. eine Milchreferenz-

menge). Die Veräußerung oder Entnahme von Wirtschaftsgütern der Fallgruppe 3) wird aber 

nur dann als Sondergewinn erfasst, wenn ein Zusammenhang mit einer Betriebsumstellung 

besteht. Eine Betriebsumstellung liegt z.B. vor bei der Umstellung von Milchviehwirtschaft 

auf eine andere Mastviehhaltung (H 13a.2 [Betriebsumstellung] EStH 2008). Der Zusam-

menhang mit einer Betriebsumstellung wird nicht dadurch gelöst, dass das Wirtschaftsgut 

in einem anderen Wirtschaftsjahr als dem der Betriebsumstellung veräußert wird, um etwa 

eine günstigere Marktsituation auszunutzen (R 13a.2 Abs. 3 Satz 4 EStR 2008). In erster 

Linie kommt es also auf den sachlichen Zusammenhang mit der Betriebsumstellung an. 
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Regelmäßig kann jedoch bei einer Veräußerung nach Ablauf von sechs Jahren seit der Be-

triebsumstellung ein Zusammenhang verneint werden. 

Wegen der Erfassung von Kapitalerträgen aus der Kapitalanlage von Veräußerungserlösen 

vgl. Fach 2 Nr. 7. 

Nr. 5.4 Dienstleistungen und vergleichbare Tätigkeiten (§ 13a Abs. 6 Satz 1 

Nr. 3 EStG) 

Dienstleistungen werden im Rahmen eines Dienstvertrages (§§ 611 ff. BGB), eines Werk-

vertrages (§§ 631 ff. BGB) oder eines Geschäftsbesorgungsvertrages (§ 675 BGB) entgelt-

lich bewirkt. Hierunter fallen z.B. Fuhrleistungen, Holzrücktätigkeiten, Feldbestellungs- und 

Ernteleistungen, Lohndrusch, die Mast fremder Tiere sowie Tätigkeiten als Bau- und Be-

triebshelfer. Die Leistungen können mit eigenen oder fremden Maschinen, Fahrzeugen oder 

Tieren ausgeübt werden. 

Vergleichbare Tätigkeiten sind nach der Gesetzesbegründung „z.B. Maschinenvermietung, 

Lohnarbeiten, Beherbergung von Fremden usw., die aus Vereinfachungsgründen unter be-

stimmten Voraussetzungen noch zur Land- und Forstwirtschaft gerechnet werden können“. 

Darunter sind die in R 15.5 EStR 2008 genannten Tätigkeiten zu verstehen. Gemeint sind 

z.B. 

- Ferien auf dem Bauernhof 

- Strauß- und Besenwirtschaft 

- Energieerzeugung 

- Pensionstierhaltung, Pferdevermietung, Reitunterricht. 

Werden in Verbindung mit Dienstleistungen und vergleichbaren Tätigkeiten Wirtschaftsgüter 

des Betriebsvermögens überlassen (vgl. Fach 2 Nr. 6), ist zu prüfen, ob die Einnahmen im 

Rahmen der Sondergewinne (§ 13a Abs. 6 Satz 1 Nr. 3 EStG) oder als Miet- oder Pachtzin-

sen (§ 13a Abs. 3 Satz 1 Nr. 4 EStG) zu erfassen sind. Hat die Dienstleistung nur unterge-

ordnete Bedeutung, erfolgt eine Erfassung als Miet- und Pachtzins, auch soweit die Über-

lassung gegenüber Land- und Forstwirten erbracht wird (R 13a.2 Abs. 4 Satz 4 EStR 2008). 

Die Zuordnung ist auch von Bedeutung für die Höhe des Gewinns: Erfolgt die Zuordnung 

zu den Dienstleistungen und vergleichbaren Tätigkeiten, sind nur 35% der Einnahmen zu 
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versteuern. Erfolgt die Zuordnung zu den Mieteinnahmen, sind die tatsächlichen Einnahmen 

anzusetzen. 

Leistungen, die für andere Betriebe der Land- und Forstwirtschaft erbracht werden, sind 

nicht zu erfassen. 

Der Gewinn aus Dienstleistungen und vergleichbaren Tätigkeiten beträgt 35 % der Einnah-

men, § 13a Abs. 6 Satz 3 EStG. Dabei ist von den Einnahmen einschließlich Umsatzsteuer 

auszugehen. 

Nr. 5.5 Auflösung von Rücklagen (§ 13a Abs. 6 Satz 1 Nr. 4 EStG) 

Ebenfalls Sondergewinne stellen dar Gewinne aus der Auflösung 

- von Rücklagen nach § 6c EStG 

- von Rücklagen für Ersatzbeschaffungen nach R 6.6 EStR 2008. 

Rücklagen nach § 6c EStG kann der Steuerpflichtige gezielt zur Ausnutzung des Freibetrags 

für Sondergewinne i.H. von 1 534 Euro auflösen. Die Auflösung vor Ablauf der Reinvestiti-

onsfrist ist jedoch nur wirksam, wenn die Auflösung in der Anlage L des Auflösungsjahres 

erklärt wird (BFH-Urteil vom 15.03.1990, BStBl II S. 689). 
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Nr. 6 Vereinnahmte Miet- und Pachtzinsen (§ 13a Abs. 3 Satz 1 Nr. 4 EStG) 

Nr. 6.1 Allgemeines 

Zu erfassen sind sämtliche im Wirtschaftsjahr vereinnahmten (Zuflussprinzip) Miet- und 

Pachtzinsen für Nutzungsüberlassungen von Wirtschaftsgütern des Betriebsvermögens 

(auch an andere Betriebe der Land- und Forstwirtschaft), wie z.B.: 

 Grund und Boden, 

 Gebäude, 

 Mietwohnungen, 

 bewegliche Wirtschaftsgüter und 

 immaterielle Wirtschaftsgüter (etwa Verleasen von Milchreferenzmengen). 

Werden Wirtschaftsgüter des Betriebsvermögens in Verbindung mit Dienstleistungen und 

vergleichbaren Tätigkeiten (vgl. Fach 2 Nr. 5.4) überlassen, ist zu prüfen, ob die Einnahmen 

im Rahmen der Sondergewinne (§ 13a Abs. 6 Satz 1 Nr. 3 EStG) oder als Miet- oder Pacht-

zinsen (§ 13a Abs. 3 Satz 1 Nr. 4 EStG) zu erfassen sind. Hat die Dienstleistung nur unter-

geordnete Bedeutung, erfolgt eine Erfassung als Miet- und Pachtzinsen, auch soweit die 

Überlassung gegenüber Land- und Forstwirten erbracht wird (R 13a.2 Abs. 4 Satz 4 EStR 

2008). Die Zuordnung ist auch von Bedeutung für die Höhe des Gewinns: Erfolgt die Zuord-

nung zu den Dienstleistungen und vergleichbaren Tätigkeiten, sind nur 35% der Einnahmen 

zu versteuern. Erfolgt die Zuordnung zu den Mieteinnahmen, sind die tatsächlichen Einnah-

men anzusetzen. 

Ein Abzug von Betriebsausgaben kommt vorbehaltlich § 13a Abs. 3 Satz 2 EStG nicht in 

Betracht (BFH-Urteil vom 05.12.2002, BStBl 2003 II S. 345). 
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Nr. 7 Vereinnahmte Kapitalerträge, die sich aus Kapitalanlagen von Veräuße-

rungserlösen i.S. des § 13a Abs. 6 Satz 1 Nr. 2 EStG ergeben (§ 13a 

Abs. 3 Satz 1 Nr. 5 EStG) 

Nr. 7.1 Allgemeines 

Ist ein Gewinn aus der Veräußerung von Anlagevermögen nach § 13a Abs. 6 Satz 1 Nr. 2 

EStG als Sondergewinn zu erfassen, so sind die vereinnahmten Kapitalerträge aus der Ka-

pitalanlage des Veräußerungserlöses ab dem Wirtschaftsjahr 2002/2003 (§ 52 Abs. 31 

Satz 2 i.d.F. des Steueränderungsgesetzes 2001 EStG) ebenfalls als Sondergewinn zu er-

fassen, sofern der Veräußerungserlös nicht aus dem Betriebsvermögen entnommen wird. 

Dies gilt auch, wenn der Veräußerungsgewinn vor dem Wirtschaftsjahr 2002/2003 oder 

während der Geltung von § 13a EStG a.F. entstanden ist. 

Wird die Veräußerung von Anlagevermögen nicht nach § 13a Abs. 6 Satz 1 Nr. 2 EStG als 

Sondergewinn erfasst, sind die Kapitalerträge aus der Anlage des Veräußerungserlöses mit 

dem Grundbetrag abgegolten. Das gleiche gilt für Kapitalerträge aus der Veräußerung von 

Umlaufvermögen. 
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Nr. 8 Verausgabte Pacht- und Schuldzinsen und dauernde Lasten (§ 13a 

Abs. 3 Satz 2 EStG) 

Nr. 8.1 Allgemeines 

Von dem Durchschnittssatzgewinn sind nur Pachtzinsen, Schuldzinsen und dauernde Las-

ten abzusetzen. Daher kann z.B. die Gebäude-AfA für eine vermietete Wohnung des gewill-

kürten Betriebsvermögens nicht abgezogen werden (vgl. BFH-Urteil vom 05.12.2002, 

BStBl 2003 II S. 345). Als Pachtzins sind abzuziehen die im Wirtschaftsjahr verausgabten 

(Abflussprinzip) Beträge für zugepachtete Wirtschaftsgüter. 

Schuldzinsen und dauernde Lasten sind abziehbar, soweit sie Betriebsausgaben darstellen; 

§ 4 Abs. 4a EStG ist nicht zu beachten (R 13a.2 Abs. 6 Satz 1 EStR 2008). Dauernde Lasten 

kommen i.d.R. bei Hofübergaben vor. Sie stellen dort Versorgungsleistungen dar und sind 

dann als Sonderausgaben abzugsfähig. Die Abzugsmöglichkeit im Rahmen der Gewinner-

mittlung nach Durchschnittssätzen erstreckt sich nur auf solche dauernden Lasten, die Be-

triebsausgaben darstellen. Dabei kann es sich z.B. um Pensionslasten für früheres Personal 

oder um den Kauf eines Betriebes gegen dauernde Last handeln. 

Soweit die Beträge mit Vorgängen zusammen hängen, die als Sondergewinn zu erfassen 

sind (z.B. forstwirtschaftliche Nutzung), gehören sie zu den Betriebsausgaben im Rahmen 

der Sondergewinnermittlung. 

Schuldzinsen im Zusammenhang mit einer selbst genutzten Wohnung können nur bei fort-

bestehender Nutzungswertbesteuerung abgezogen werden. Dies ist nur noch bei Wohnun-

gen in Baudenkmalen möglich (§ 13 Abs. 2 Nr. 2 EStG). Der Nutzungswert ist dann aber 

trotz Zinsenabzug mit Ansatz des Grundbetrags abgegolten. 

Der Abzug von Pachtzinsen, Schuldzinsen und ggf. dauernden Lasten darf nicht zu einem 

Verlust des nach § 13a EStG zu ermittelnden Gesamtgewinns führen (§ 13a Abs. 3 Satz 3 

EStG). 
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Wegfall der Gewinnermittlung nach § 13a EStG 
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Nr. 1 Buchführungspflicht 

Nr. 1.1 Buchführung in land- und forstwirtschaftlichen Betrieben 

BMF-Schreiben vom 15.12.1981, BStBl I S. 878 

„ ... 

1. Voraussetzungen der Buchführungspflicht 

1.1 Der Buchführungspflicht unterliegen Land- und Forstwirte, die einen land- und forst-

wirtschaftlichen Betrieb als Eigentümer, Pächter, Nießbraucher oder sonstiger Nut-

zungsberechtigter bewirtschaften, ferner Verpächter, die einen Betrieb im ganzen 

verpachtet, aber nicht aufgegeben haben, wenn die Voraussetzungen des § 140 AO 

erfüllt sind oder eine der in § 141 Abs. 1 AO festgelegten Buchführungsgrenzen über-

schritten wird. 

Hat der Steuerpflichtige einen Antrag nach § 13a Abs. 2 Nr. 1 EStG1 gestellt und für 

das Erstjahr Bücher geführt und einen Abschluß gemacht, so ist der Gewinn des Be-

triebs für vier aufeinanderfolgende Wirtschaftsjahre durch Betriebsvermögensver-

gleich zu ermitteln. Diese Buchführungspflicht steht selbständig neben einer sich aus 

den §§ 140, 141 AO ergebenden Verpflichtung. Tz. 2 gilt für diese Fälle nicht. 

1.2 Durch § 140 AO werden die außersteuerlichen Buchführungs- und Aufzeichnungs-

vorschriften, die auch für die Besteuerung von Bedeutung sind, für das Steuerrecht 

nutzbar gemacht. In Betracht kommen einmal die allgemeinen Buchführungs- und 

Aufzeichnungsvorschriften des Handels-, Gesellschafts- und Genossenschafts-

rechts. Zum anderen fallen hierunter die Buchführungs- und Aufzeichnungsvorschrif-

ten für bestimmte Betriebe und Berufe, die sich aus einer Vielzahl von Gesetzen und 

Verordnungen ergeben (vgl. dazu im einzelnen die beispielhafte Aufzählung zu § 140 

AO im Einführungserlaß zur AO 1977 vom 1.10.1976 – BStBl I S. 576). 

 Soweit Land- und Forstwirte zwecks Inanspruchnahme staatlicher Förderungsmittel 

nach den einzelbetrieblichen Förderungsprogrammen der Bundesregierung oder der 

                                            

1 Jetzt § 13a Abs. 2 EStG. 
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Landesregierungen verpflichtet sind, für einen bestimmten Zeitraum Bücher zu füh-

ren und Abschlüsse zu machen und der zuständigen Landwirtschaftsbehörde alljähr-

lich den Buchführungsabschluß in der vorgeschriebenen Form vorzulegen (sog. Auf-

lagenbuchführung), begründet diese auf Verwaltungsvorschriften beruhende Ver-

pflichtung für sich allein keine Buchführungspflicht i.S. des § 140 AO. Entsprechen-

des gilt für eine Buchführung als Testbetrieb nach dem Landwirtschaftsgesetz vom 

5.9.1955 (BGBl. I S. 565), geändert durch Artikel 75 des Einführungsgesetzes zur AO 

vom 14.12.1976 (BGBl. I S. 3341). 

1.3 Bei der Prüfung, ob eine der Buchführungsgrenzen nach § 141 AO überschritten ist, 

ist folgendes zu beachten: 

1.3.1 Zu den Umsätzen im Sinne des § 141 Abs. 1 Nr. 1 AO gehören auch die nicht steu-

erbaren Auslandsumsätze. Soweit Land- und Forstwirte mit Durchschnittsatzbesteu-

erung nach § 24 UStG ihre Umsätze nicht aufzuzeichnen brauchen (§ 67 UStDV) und 

auch tatsächlich nicht aufzeichnen, sind diese ggf. anhand von Richtsätzen zu schät-

zen. Maßgebend sind die im Kalenderjahr erzielten Umsätze. 

1.3.2 Wirtschaftswert im Sinne des § 141 Abs. 1 Nr. 3 und Satz 3 AO ist der nach den 

Grundsätzen des § 46 BewG errechnete Wert der selbstbewirtschafteten land- und 

forstwirtschaftlichen Flächen. 

1.3.3 Maßgebend ist der Gewinn des Kalenderjahrs (§ 141 Abs. 1 Nr. 5 AO). Das ist bei 

vom Kalenderjahr abweichenden Wirtschaftsjahren die Summe der zeitlich aufgeteil-

ten Gewinne aus zwei Wirtschaftsjahren. Erhöhte Absetzungen oder Sonderab-

schreibungen dürfen nach § 7a Abs. 6 EStG bei der Prüfung, ob die Gewinngrenze 

überschritten ist, nicht berücksichtigt werden. Dies gilt auch für Gewinnabzüge nach 

den §§ 77, 78 EStDV2. Sie sind daher den Gewinnen vor der Aufteilung wieder hin-

zuzurechnen. Steuerfreie Rücklagen brauchen dagegen nicht hinzugerechnet zu 

werden, weil § 7a Abs. 6 EStG für sie nicht gilt (vgl. z.B. § 3 Abs. 5 des Forstschäden-

Ausgleichsgesetzes vom 29.8.1969 – BStBl I S. 513). 

1.3.4 Die Buchführungsgrenzen beziehen sich stets auf den einzelnen land- und forstwirt-

schaftlichen Betrieb. Wird das Vorhandensein mehrerer Betriebe behauptet, so ist zu 

                                            

2 §§ 77, 78 EStDV sind 1995 weggefallen. 
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prüfen, ob es sich dabei nicht nur um Teilbetriebe oder Betriebsteile handelt, die ins-

gesamt einheitlich bewirtschaftet werden. Eine einheitliche Bewirtschaftung spricht 

regelmäßig für einen Betrieb. 

1.3.5 Hat ein Land- und Forstwirt Teile seines im übrigen selbstbewirtschafteten Betriebs 

verpachtet, so sind bei der Berechnung der Umsatz- und Gewinngrenze die Pacht-

einnahmen einzubeziehen, wenn die Einkünfte aus der Verpachtung zu den Einkünf-

ten aus Land- und Forstwirtschaft gehören. Bei der Berechnung der Wirtschaftswert-

grenze bleibt der auf die verpachteten Flächen entfallende Anteil am Wirtschaftswert 

außer Ansatz. 

1.3.6 Hat ein Land- und Forstwirt den land- und forstwirtschaftlichen Betrieb ganz oder zum 

Teil gepachtet oder auf Grund einer anderen vertraglichen Vereinbarung zur Nutzung 

übernommen, so ist bei ihm der Wirtschaftswert aller selbstbewirtschafteten Flächen 

maßgebend (§ 141 Abs. 1 Satz 3 AO). 

Zugepachtete Flächen sind beim Pächter mit dem Vergleichswert zu berücksichtigen, 

mit dem sie im Wirtschaftswert des Verpächters enthalten sind; besteht für zugepach-

tete Flächen kein eigener Vergleichswert oder sind sie bei der Einheitsbewertung 

nach § 69 BewG dem Grundvermögen zugerechnet und mit dem gemeinen Wert 

bewertet, so ist deren Wert nach dem Hektarwert zu errechnen, der bei der Einheits-

bewertung für den eigenen Betrieb beim Vergleichswert der entsprechenden Nutzung 

zugrunde gelegt worden ist oder zugrunde zu legen wäre3. Bei der Berechnung des 

Wirtschaftswerts sind auch Zu- und Abgänge von Flächen zu berücksichtigen, die 

nicht oder noch nicht zu einer Fortschreibung des Einheitswerts geführt haben. Als 

Zu- und Abgänge von Flächen gelten auch Nutzungsänderungen innerhalb eines Be-

triebs (Abschnitt 5 Abs. 3 Nr. 1 Buchstabe b Fortschreibungs-Richtlinien vom 

2.12.1971 – BStBl I S. 638). 

                                            

3 Nach einem Beschluss der obersten Finanzbehörden der Länder kann von dem nach den vorstehenden 
Grundsätzen ermittelten Wert der Pachtflächen zur Vermeidung unbilliger Härten im Einzelfall ein Abschlag 
vorgenommen werden, wenn der Hektarwert des Verpächterbetriebs erheblich (d.h. um mindestens ein Drit-
tel) niedriger ist als der Hektarwert des Pächterbetriebs. 
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Wegen der Berechnung des Wirtschaftswerts bei Pachtung eines Betriebs und bei 

ausschließlicher Bewirtschaftung zugepachteter Flächen wird auf Abschnitt 130a 

Abs. 3 EStR4 hingewiesen. 

1.3.7 Die Grundsätze von Tz. 1.3.6 gelten – über den dort genannten Fall hinaus – auch 

für land- und forstwirtschaftlich genutzte Flächen, die nach § 69 BewG als Grundver-

mögen bewertet sind. 

1.3.8 Bei gemeinschaftlichem Betrieb der Land- und Forstwirtschaft durch mehrere Perso-

nen gilt für die Buchführungspflicht die Gemeinschaft oder Gesellschaft als Land- und 

Forstwirt. Es müssen daher Bücher geführt werden, wenn der im gemeinschaftlichen 

Betrieb erzielte Umsatz oder Gewinn oder der Wirtschaftswert des gemeinschaftlich 

bewirtschafteten Betriebs die maßgebende Grenze überschreitet. 

2. Beginn und Ende der Buchführungspflicht 

2.1 Für den Beginn der Buchführungspflicht ist u.a. Voraussetzung, daß nach den Fest-

stellungen der Finanzbehörde eine der maßgebenden Buchführungsgrenzen über-

schritten ist. Diese Feststellung kann nicht nur die für die Besteuerung zuständige, 

sondern im Namen dieser auch die Finanzbehörde treffen, die nach § 195 AO mit der 

Durchführung von Außenprüfungen beauftragt ist. Die Feststellungen setzen nicht 

zwingend einen Steuerbescheid, Feststellungsbescheid oder eine Rechtsbehelfsent-

scheidung voraus. Sie können auch in anderer Weise getroffen werden. Es genügt 

z.B., wenn die Finanzbehörde aus Steuererklärungen oder auf Grund einer Außen-

prüfung Sachverhalte erkennt, die eine Buchführungspflicht auslösen. 

2.1.1 In der Mitteilung über die Verpflichtung zur Buchführung (§ 141 Abs. 2 AO) ist anzu-

geben, auf welche Sachverhalte sich die Feststellung der Finanzbehörde stützt. 

 Die Mitteilung nach § 141 Abs. 2 AO ist Voraussetzung für den Beginn der Buchfüh-

rungspflicht. Das gilt selbst dann, wenn der Steuerpflichtige die tatsächliche Höhe 

des Umsatzes, Gewinns oder Wirtschaftswerts nicht richtig erklärt oder überhaupt 

                                            

4 Zuletzt R 130a Abs. 1 EStR 1999. Begründung: R 130a EStR gab es zuletzt in den EStR 1999; schon zu-
vor hatten sich die Absätze verändert. 
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keine Steuererklärungen abgegeben hat (vgl. BFH-Urteile vom 31.3.1977 – BStBl II, 

549 – und vom 17.3.1977 – BStBl II 1978, 76). 

2.1.2 Die Mitteilung über die Buchführungspflicht ist ein Verwaltungsakt i.S. der §§ 118 ff. 

AO. Sie kann mit einem Steuerbescheid verbunden werden. Eine solche Verbindung 

setzt eine entsprechende Rechtsbehelfsbelehrung voraus, weil gegen den Steuerbe-

scheid der Einspruch, gegen die Mitteilung aber die Beschwerde5 als Rechtsbehelf 

gegeben ist. Der Steuerpflichtige soll jedoch nach Möglichkeit eine gesonderte Mit-

teilung erhalten. Dies ist insbesondere dann erforderlich, wenn der Umsatz oder aber 

bei Pächtern und anderen Nutzungsberechtigten der Wirtschaftswert für den Beginn 

der Buchführungspflicht maßgebend ist, weil Steuerbescheide bzw. Feststellungsbe-

scheide insoweit nicht in Frage kommen. 

 Die Mitteilung soll möglichst frühzeitig, mindestens aber einen Monat vor Beginn des 

Wirtschaftsjahres bekanntgegeben werden, von dessen Beginn an die Buchfüh-

rungspflicht zu erfüllen ist. 

2.1.3 Die Buchführungspflicht beginnt auch dann, wenn gegen die Mitteilung Beschwerde5 

eingelegt ist (vgl. im übrigen den BFH-Beschluß vom 6.12.1979 – BStBl 1980 II 

S. 427). 

2.1.4 Der Land- und Forstwirt ist aufzufordern, nach Beginn der Buchführungspflicht eine 

Eröffnungsbilanz vorzulegen. 

2.2 § 141 Abs. 2 AO sieht eine förmliche Mitteilung über den Wegfall der Buchführungs-

pflicht nicht vor. Aus Gründen der Rechtssicherheit ist jedoch ein entsprechender 

Hinweis im Steuerbescheid oder eine besondere Mitteilung zweckmäßig. Die Buch-

führungspflicht endet nicht bereits mit dem Ablauf des Wirtschaftsjahres, in dem die 

Feststellung getroffen worden ist, sondern erst mit Ablauf des darauffolgenden Wirt-

schaftsjahres (§ 141 Abs. 2 Satz 2 AO), sofern die Finanzbehörde bis dahin nicht 

erneut das Bestehen der Buchführungspflicht feststellt und dem Steuerpflichtigen 

dies mitgeteilt hat. 

                                            

5 Jetzt: Einspruch: § 349 AO wurde m.W.v. 01.01.1996 aufgehoben. 
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2.3 Die Buchführungspflicht geht kraft Gesetzes (§ 141 Abs. 3 Satz 1 AO) auf denjenigen 

über, der den Betrieb im ganzen als Erwerber, Pächter, Nießbraucher oder sonstiger 

Nutzungsberechtigter übernimmt. Eine besondere Mitteilung (siehe Tz. 2.1.1 bis 

2.1.3) an den Übernehmer ist nicht erforderlich (§ 141 Abs. 3 Satz 2 AO). Der Erwerb 

kann z.B. von Todes wegen, auf Grund vorweggenommener Erbfolge, durch Kauf 

sowie durch Einbringung oder Umwandlung eines Einzelbetriebs in eine Personen-

gesellschaft und umgekehrt erfolgen. 

 Eine Übernahme des Betriebs im ganzen liegt vor, wenn seine Identität gewahrt 

bleibt. Das ist der Fall, wenn die wesentlichen Grundlagen des Betriebs als einheitli-

ches Ganzes erhalten bleiben (vgl. hierzu die koordinierten Ländererlasse zur Ver-

pachtung von Betrieben vom 17.12.1965 – BStBl 1966 II S. 34 –). Eine Übernahme 

im ganzen ist danach grundsätzlich auch dann anzunehmen, wenn sie sich auf die 

Hofstelle und den Grund und Boden beschränkt. Bei Pachtbetrieben bildet auch das 

lebende und tote Inventar die wesentliche Grundlage. Die anderweitige Verwendung 

einzelner Wirtschaftsgüter ändert nichts an der Identität des Betriebs. 

 Strukturelle Veränderungen des Betriebs im Zusammenhang mit der Übernahme 

oder im Anschluß daran wirken sich auf den Übergang der Buchführungspflicht nicht 

aus. Erst wenn das Finanzamt feststellt, daß diese Veränderungen zu einem Fortfall 

der Voraussetzungen des § 141 Abs. 1 AO geführt haben, endet die 

Buchführungspflicht mit Ablauf des darauffolgenden Wirtschaftsjahres (§ 141 Abs. 2 

Satz 2 AO). 

2.4 Beim Überschreiten einer Buchführungsgrenze auf Grund außergewöhnlicher Um-

stände (z.B. Veräußerung von Grund und Boden) soll auf Antrag nach § 148 AO 

Befreiung von der Buchführungspflicht bewilligt werden, wenn zu erwarten ist, daß 

künftig keine der Buchführungsgrenzen überschritten wird. 

... “ 

Nr. 1.2 Buchführungsgrenzen nach § 141 AO 

Hinweis auf Fach 2 Nr. 2.1 

Im „Ersten Gesetz zum Abbau bürokratischer Hemmnisse insbesondere in der mittelständi-

schen Wirtschaft“ vom 22.08.2006, BGBl. I S. 1970, wurde die Buchführungsgrenze in § 141 
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Abs. 1 Nr. 1 Satz 1 AO auf 500 000 Euro ab dem Jahr 2007 angehoben. Wurde in Jahren 

vor 2007 die bisherige Umsatzgrenze von 350 000 Euro überschritten, ergehen nach Art. 97 

§ 19 Abs. 6 EGAO keine Mitteilungen über den Beginn der Buchführungspflicht, wenn im 

Jahr 2006 der neue Betrag von 500 000 Euro nicht überschritten wird. 

Im „Zweiten Gesetz zum Abbau bürokratischer Hemmnisse insbesondere in der mittelstän-

dischen Wirtschaft“ vom 07.09.2007, BGBl. I S. 2246, wurde die Gewinngrenze für die Buch-

führungspflicht nach § 141 Abs. 1 Nr. 4 und Nr. 5 AO von 30 000 Euro auf 50 000 Euro 

angehoben. 

Die Neuregelung ist auf Gewinne anzuwenden, die in nach dem 31.12.2007 beginnenden 

Wirtschaftsjahren anfallen. Überschreitet bereits der Gewinn des vor dem 31.12.2007 be-

ginnenden Wirtschaftsjahres die neue Gewinngrenze nicht, soll keine Mitteilung über die 

Buchführungspflicht ergehen (Art. 97 § 19 Abs. 3, 4 und 7 EGAO). 
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Nr. 2 Andere Gründe 

Nr. 2.1 Allgemeines 

Wenn die Voraussetzungen des § 13a Abs. 1 Satz 1 Nr. 2, Nr. 3 und/ oder Nr. 4 EStG nicht 

erfüllt sind, kann der Steuerpflichtige den Gewinn 

 durch Betriebsvermögensvergleich (§ 4 Abs. 1 EStG) oder 

 als Überschuss der Betriebseinnahmen über die Betriebsausgaben (§ 4 Abs. 3 EStG) 

ermitteln. 

Andernfalls ist der Gewinn nach § 162 AO zu schätzen. 

Nr. 2.2 Mitteilung nach § 13a Abs. 1 Satz 2 EStG 

Wird ein land- und forstwirtschaftlicher Betrieb, für den der Gewinn nach Durchschnittssät-

zen zu ermitteln ist, im Ganzen verpachtet und führt die Verpachtung nicht zu einer Be-

triebsaufgabe, so liegen die Voraussetzungen zur weiteren Ermittlung des Gewinns nach 

Durchschnittssätzen beim Verpächter nicht mehr vor. Die Änderung der bisherigen Ge-

winnermittlungsart beim Verpächter setzt aber eine Mitteilung der Finanzbehörde über den 

Wegfall der Voraussetzungen des § 13a Abs. 1 Satz 1 EStG voraus (§ 13a Abs. 1 Satz 2 

EStG). Solange der Gewinn beim Verpächter nach Durchschnittssätzen zu ermitteln ist, sind 

vereinnahmte Pachtzinsen nach § 13a Abs. 3 Satz 1 Nr. 4 EStG dem Gewinn hinzuzurech-

nen. 

Für die Bekanntgabe der Mitteilung nach § 13a Abs. 1 Satz 2 EStG gilt entsprechend 

AEAO zu § 141, Nr. 4 die Frist von einem Monat vor Beginn des neuen Wirtschaftsjahres. 

Bis zum Beginn dieses neuen Wirtschaftsjahres ist der Gewinn noch nach Durchschnitts-

sätzen zu ermitteln. 

Das Wort „letztmalig“ in § 13a Abs. 1 Satz 2 EStG bedeutet nicht, dass eine Rückkehr zur 

Gewinnermittlung nach Durchschnittssätzen zu einem späteren Zeitpunkt ausgeschlossen 

ist. Der Gewinn ist erneut nach Durchschnittssätzen zu ermitteln, wenn die Voraussetzun-

gen des § 13a Abs. 1 Satz 1 EStG wieder gegeben sind und ein Antrag nach § 13a Abs. 2 

EStG nicht gestellt wird. Bestand für den Land- und Forstwirt Buchführungspflicht nach 

§ 141 Abs. 1 AO, ist außerdem zuvor die Feststellung der Finanzbehörde erforderlich, dass 
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die Voraussetzungen für die Buchführungspflicht nach § 141 Abs. 1 AO nicht mehr vorliegen 

(§ 141 Abs. 2 Satz 2 AO). 

Bei einem Land- und Forstwirt, der weder buchführungspflichtig ist noch die sonstigen Vo-

raussetzungen des § 13a Abs. 1 Satz 1 EStG erfüllt und dessen Gewinn nach § 4 Abs. 1 

oder 3 EStG ermittelt wird, ist der Gewinn bereits ab dem folgenden Wirtschaftsjahr nach 

Durchschnittssätzen zu ermitteln, wenn bis zum Beginn dieses Wirtschaftsjahres die Vo-

raussetzungen des § 13a Abs. 1 Satz 1 EStG wieder erfüllt sind; § 141 Abs. 2 Satz 2 AO ist 

nur bei wegfallender Buchführungspflicht anzuwenden. Einer Mitteilung der Finanzbehörde 

bedarf es insoweit nicht. 

Ist eine Mitteilung nach § 13a Abs. 1 Satz 2 EStG über den Wegfall der Voraussetzungen 

des § 13a Abs. 1 Satz 1 EStG ergangen und liegen bis zum Beginn des auf die Bekanntgabe 

der Mitteilung folgenden Wirtschaftsjahres die Voraussetzungen für die Gewinnermittlung 

nach Durchschnittssätzen wieder vor, hat das Finanzamt die Rechtswirkungen dieser Mit-

teilung zu beseitigen; § 13a EStG ist weiterhin anzuwenden (R 13a.1 Abs. 3 EStR 2008). 



LaFo-Kartei BW Fach 3 Stand: Januar 2024 

Seite 11 

 

Nr. 3 Antrag nach § 13a Abs. 2 EStG 

Nr. 3.1 Wirkungen des Antrags 

Land- und Forstwirte mit Gewinnermittlung nach Durchschnittssätzen können beantragen, 

den Gewinn für vier aufeinanderfolgende Wirtschaftsjahre durch Betriebsvermögensver-

gleich nach § 4 Abs. 1 EStG oder durch Vergleich der Betriebseinnahmen mit den Betriebs-

ausgaben nach § 4 Abs. 3 EStG zu ermitteln (§ 13a Abs. 2 EStG). Der Land- und Forstwirt 

muss seinen Gewinn tatsächlich nach § 4 Abs. 1 EStG oder § 4 Abs. 3 EStG ermitteln. Mit 

der Antragstellung ist er vorübergehend aus der Gewinnermittlung nach Durchschnittssät-

zen ausgeschieden. 

Der Antrag muss bis zur Abgabe der Steuererklärung, spätestens innerhalb von 12 Monaten 

nach Ablauf des ersten Wirtschaftsjahres, auf das er sich bezieht, schriftlich beim Finanzamt 

gestellt werden. Die Antragstellung kann in der Anlage L oder formlos erfolgen. Auch die 

bloße Einrichtung einer Einnahmenüberschussrechnung kann einen wirksamen Antrag 

nach § 13a Abs. 2 EStG darstellen (BFH-Urteil vom 04.06.1992, BStBl 1993 II S. 125; 

H 13a.1 [Antrag nach § 13a Abs. 2 EStG] EStH 2008). Innerhalb dieser Frist kann er auch 

zurückgenommen werden. Die Antragsfrist ist eine Ausschlussfrist und deshalb nicht ver-

längerbar. Diese Frist gilt nach Ablauf des Vierjahreszeitraums in gleichem Umfang auch 

für einen erneuten Antrag für das danach folgende erste Wirtschaftsjahr. 

Der Land- und Forstwirt muss tatsächlich für alle vier Wirtschaftsjahre seinen Gewinn nach 

§ 4 Abs. 1 EStG oder § 4 Abs. 3 EStG ermitteln. Ist diese Voraussetzung nicht erfüllt bzw. 

reicht der Steuerpflichtige die hierfür notwendigen Unterlagen nicht ein, ist der Antrag nach 

§ 13a Abs. 2 EStG unwirksam. Der Gewinn ist dann für sämtliche Wirtschaftsjahre nach 

§ 13a Abs. 3 bis 6 EStG zu ermitteln (§ 13a Abs. 2 Satz 2 EStG). Die Gewinne der abge-

laufenen Wirtschaftsjahre des Bindungszeitraums sind nachträglich nach § 13a EStG zu 

ermitteln und die Steuerfestsetzungen der betroffenen Veranlagungszeiträume nach § 175 

Abs. 1 Nr. 2 AO zu ändern. Diese Regelung ist erstmals anzuwenden für nach dem 

30.12.2000 endende Wirtschaftsjahre (§ 52 Abs. 31 Satz 3 EStG a.F.). Nach der vorher 

gültigen Rechtslage war es ausreichend, wenn der Land- und Forstwirt für das erste Wirt-

schaftsjahr seinen Gewinn entsprechend der gewählten Gewinnermittlungsart ermittelt hat. 
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Die Verpflichtung, innerhalb des Vierjahreszeitraums den Gewinn in der gewählten Weise 

zu ermitteln, geht ab dem Veranlagungszeitraum 2008 auf den Rechtsnachfolger oder Päch-

ter über. Nach der bisherigen Regelung des R 13a.1 Abs. 5 EStR 2005 gingen die auf frei-

willigen Antrag nach § 13a Abs. 2 EStG begründete Buchführungspflicht und sonstigen Auf-

zeichnungen nicht auf den übernehmenden Land- und Forstwirt über. Diese Richtlinienre-

gelung wurde ersatzlos gestrichen. Mit diesem Wegfall ist eine materiell-rechtliche Ände-

rung verbunden. Sie ist daher ab dem Veranlagungszeitraum 2008 nicht mehr anzuwenden. 

Keine tatsächliche Gewinnermittlung nach§ 4 Abs.1 EStG oder § 4 Abs. 3 EStG liegt bei-

spielsweise vor, wenn 

 die Steuererklärung bzw. 

 die Bilanz nicht abgegeben wird oder 

 Betriebseinnahmen bzw. 

 Betriebsausgaben nur unvollständig nachgewiesen und deshalb teilweise geschätzt 

oder mit Richtsätzen oder sog. Bebauungskostenpauschbeträgen angesetzt werden 

(BFH-Urteil vom 18.03.1993, BStBl II S. 549, zum Ansatz von Richtbeträgen im 

Weinbau; H 13a.1 [Antrag nach § 13a Abs. 2 EStG] EStH 2008). 

Der Wechsel der Gewinnermittlungsart innerhalb des Bindungszeitraums, z.B. von § 4 

Abs. 3 EStG zu § 4 Abs. 1 EStG, ist unschädlich. 

Die tatsächliche Gewinnermittlung nach § 4 Abs. 1 EStG oder § 4 Abs. 3 EStG ist daher für 

alle Wirtschaftsjahre innerhalb des Bindungszeitraums zu überwachen. Bei fehlender oder 

unvollständiger tatsächlicher Gewinnermittlung auch nur für ein Wirtschaftsjahr sind nach-

träglich die Gewinne der abgelaufenen Wirtschaftsjahre des Bindungszeitraums nach § 13a 

EStG zu ermitteln und die Steuerfestsetzung der betroffenen Veranlagungszeiträume zu 

ändern. 

Wird der Land- und Forstwirt vor Beginn eines Wirtschaftsjahres des Vierjahreszeitraums 

auf den Wegfall der Voraussetzungen der Gewinnermittlung nach § 13a EStG hingewiesen, 

verkürzt sich der Vierjahreszeitraum entsprechend. Wurde der Gewinn innerhalb des ver-

kürzten Zeitraums tatsächlich nach § 4 Abs. 1 EStG oder § 4 Abs. 3 EStG ermittelt, tritt die 

Rechtsfolge des § 13a Abs. 2 Satz 2 EStG nicht ein (R 13a Abs. 4 Satz 2 Nr. 3 EStR 2008). 
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Nr. 3.2 Gewinnermittlung nach Ablauf des Vierjahreszeitraums 

Sind die Voraussetzungen zur Gewinnermittlung nach Durchschnittssätzen nach § 13a 

EStG nach Ablauf des Vierjahreszeitraums noch erfüllt, hat der Steuerpflichtige die Möglich-

keit, den Gewinn nach § 13a EStG zu ermitteln oder erneut den Antrag nach § 13a Abs. 2 

EStG zu stellen. 

Sind die Voraussetzungen zur Gewinnermittlung nach Durchschnittssätzen nach Ablauf des 

Vierjahreszeitraums nicht mehr erfüllt und hat das Finanzamt den Steuerpflichtigen weder 

zur Buchführung aufgefordert noch auf den Wegfall der Gewinnermittlung nach Durch-

schnittssätzen hingewiesen, kann der Steuerpflichtige seinen Gewinn nach § 13a EStG er-

mitteln (R 13a.1 Abs. 4 Satz 2 Nr. 4 EStR 2008). 

Hat das Finanzamt den Steuerpflichtigen vor Ablauf des Vierjahreszeitraums darauf hinge-

wiesen, dass der Gewinn nicht mehr nach Durchschnittssätzen ermittelt werden kann, so 

hat er entweder seinen Gewinn durch Betriebsvermögensvergleich nach § 4 Abs. 1 EStG 

oder durch Einnahmenüberschussrechnung nach § 4 Abs. 3 EStG zu ermitteln. Der Vier-

jahreszeitraum, in dem die Aufforderung erfolgt, ist verkürzt. Hat der Steuerpflichtige für 

diesen verkürzten Bindungszeitraum den Gewinn wie beantragt nach § 4 Abs. 1 bzw. § 4 

Abs. 3 EStG ermittelt, treten die Rechtsfolgen des § 13a Abs. 2 Satz 2 EStG nicht ein 

(R 13a.1 Abs. 4 Nr. 3 EStR 2008). 

Wurde der Steuerpflichtige zur Buchführung aufgefordert, hat er mit Beginn des auf die Auf-

forderung folgenden Wirtschaftsjahres Bücher zu führen und seinen Gewinn durch Be-

standsvergleich zu ermitteln. Wurde der Steuerpflichtige vor Ablauf des Bindungszeitraums 

zur Buchführung aufgefordert, gilt die Verpflichtung zur Gewinnermittlung durch Bestands-

vergleich auch nach Ablauf des Bindungszeitraums weiter. 

Wurde dem Steuerpflichtigen vor Ablauf des Bindungszeitraums der Wegfall der Vorausset-

zungen der Gewinnermittlung nach Durchschnittssätzen mitgeteilt und nicht zur Buchfüh-

rung aufgefordert und erfüllt er in späteren Wirtschaftsjahren nach der Mitteilung wieder die 

Voraussetzungen des § 13a Abs. 1 EStG, hat der Steuerpflichtige die Möglichkeit, den Ge-

winn nach § 13a EStG zu ermitteln oder erneut den Antrag nach § 13a Abs. 2 EStG zu 

stellen. 
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1 Die landwirtschaftliche Buchführung 

 Ordnungsmäßigkeit der Buchführung 

BMF-Schreiben vom 15.12.1981, BStBl I S. 878 

„ ... 

3.1 Für die Buchführung der Land- und Forstwirte gelten grund- sätzlich die gleichen Vor-

schriften wie für Gewerbetreibende (§§ 140 ff. AO, § 22 UStG i. V. m. §§ 63 ff. UStDV 

sowie Abschn. 13 und 29–31 EStR1). Aus Vereinfachungsgründen werden jedoch 

folgende Erleichterungen zugelassen: 

3.1.1 Die geordnete und übersichtliche Sammlung und Aufbewahrung der Kontoauszüge 

von ständigen Geschäftspartnern ersetzt die betreffenden Grundbücher, wenn die 

darin ausgewiesenen Geschäftsvorfälle unter Hinweis auf den dazugehörigen Beleg 

mit dem erforderlichen Buchungstext erläutert werden. Voraussetzung ist jedoch, daß 

diese Auszüge in regelmäßigen Zeitabständen – etwa nach einem Monat – vorliegen. 

3.1.2 Zu den Entnahmen im Sinne des § 4 EStG gehört auch der Eigenverbrauch (Natu-

ralentnahmen). Werden hierfür die von den Oberfinanzdirektionen aufgestellten 

Richtsätze angesetzt, so genügt es, wenn der Richtsatzbetrag am Ende des Wirt-

schaftsjahres gebucht wird. 

 

1 Jetzt R 4.1 Abs. 5 und R 5.2 bis 5.4 EStR 2008. 
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3.1.3 Nach § 141 Abs. 1 Satz 2 AO braucht sich die Bestandsaufnahme nicht auf das ste-

hende Holz zu erstrecken. 

Bei Betrieben mit jährlicher Fruchtfolge kann auch für das Feldinventar und die stehende 

Ernte (Abschn. 131 Abs. 2 EStR2) sowie für selbstgewonnene, nicht zum Verkauf be-

stimmte Vorräte (z.B. Heu, Stroh, Silofutter, Trockenfutter, Dünger) auf eine Bestandsauf-

nahme und Bewertung verzichtet werden. Diese Wirtschaftsgüter brauchen auch in der für 

die Gewinnermittlung nach § 4 Abs. 1 EStG maßgebenden Bilanz nicht erfaßt zu werden. 

... “  

 

2 Jetzt R 14 Abs. 2 EStR 2008. 
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 Anbauverzeichnis 

BMF-Schreiben vom 15.12.1981, BStBl I S. 878. 

„ ... 

2.1 Land- und Forstwirte haben nach § 142 AO neben der jährlichen Bestandsaufnahme 

und dem jährlichen Abschluß ein Anbauverzeichnis zu führen. In dem Anbauverzeich-

nis ist nachzuweisen, mit welchen Fruchtarten die selbstbewirtschafteten Flächen im 

abgelaufenen Wirtschaftsjahr bestellt waren. In das Anbauverzeichnis sind alle dem 

Betrieb dienenden Flächen, also auch Pachtflächen und andere zur Nutzung überlas- 

sene Flächen, aufzunehmen. Die selbstbewirtschaftete Fläche ist unter Angabe ihrer 

Größe in die einzelnen Nutzungs- und Kulturarten aufzuteilen; Flur- und Parzellenbe-

zeichnungen oder ortsübliche Bezeichnungen sind anzugeben. Unproduktive Flächen, 

wie z.B. Hofraum, Dauerwege, Lagerplätze, Gebäudeflächen, sollen gleichfalls ange-

geben werden. 

2.1.1 Das Anbauverzeichnis muß grundsätzlich nach den Verhält- nissen zum Beginn eines 

Wirtschaftsjahres aufgestellt werden. Fruchtarten, die innerhalb eines Wirtschaftsjah-

res bestellt und abgeerntet werden, sind fortlaufend zusätzlich anzugeben. 

Im gärtnerischen Gemüsebau und im Blumen- und Zierpflanzenbau ist zum 1. eines 

jeden Kalendervierteljahres anzugeben, welche Kulturen am Stichtag in den einzel-

nen Quartieren, Gewächshäusern usw. stehen. 

2.1.2 In den Anbauverzeichnissen der gärtnerischen Betriebe, Teilbetriebe oder Betriebs-

teile sind die Nutzungsteile Gemüse- bau, Blumen- und Zierpflanzenbau, Obstbau, 

Baumschulen gesondert auszuweisen. Zu den einzelnen Nutzungsteilen gehören 

auch die Mutterpflanzenquartiere, Saatkämpen und Jungpflanzenanzuchtflächen. Sie 

sind besonders zu kennzeichnen. Das gilt auch für Dauerkulturen und mehrjährige 

Kulturen. Es ist zwischen Freiland-, Niederglas- sowie heizbaren und nicht heizbaren 

Hochglasflächen zu unterscheiden. Bei mehrstöckiger Bepflanzung ist die insgesamt 

bepflanzte Fläche anzugeben. 
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Beim Gemüse-, Blumen- und Zierpflanzenbau sind die einzelnen Arten mit ihren 

handelsüblichen Bezeichnungen anzugeben. Als Grundlage für die Anbauverzeich-

nisse im gärtnerischen Gemüsebau und im Blumen- und Zierpflanzenbau haben sich 

maßstabsgerechte Lagepläne und – insbesondere für Glasflächen – Grundrißzeich-

nungen bewährt. Beim Obstbau sind die einzelnen Arten und diese wiederum unter-

teilt nach Sorten und Erziehungsformen (z.B. Halbstamm, Hochstamm) anzugeben. 

Bei den Obstbäumen ist unter Angabe der Zahl der Bäume eine weitere Aufgliede-

rung in Jungpflanzen und im Ertrag stehende Bäume erforderlich. Bei Beeren ist die 

Fläche anzugeben. 

Der Nutzungsteil Baumschulen ist mindestens wie folgt aufzugliedern: 

– Rhododendron und Azaleen 

– Sonstige Ziergehölze aller Art 

– Forstpflanzen, die üblicherweise als Massenartikel gezogen werden 

– Heckenpflanzen, die üblicherweise als Massenartikel gezogen werden 

– Obstgehölze aller Art. 

Die in Containern gezogenen Pflanzen sind gesondert auszuweisen. 

Bei Samen-, Saat- und sonstigen Pflanzenzuchtbetrieben sind Lage, Art und Um-

fang des Vermehrungsanbaues anzugeben. 

2.1.3 Forstwirtschaftlich genutzte Flächen sind in Holzboden-, Nichtholzboden- und 

sonstige Flächen (Nebenflächen) aufzugliedern. Die Holzbodenflächen sind nach 

Holzarten unter Angabe der Altersklassen aufzuteilen. Die im Wirtschaftsjahr kulti-

vierten Flächen sind getrennt nach Wiederaufforstungen und Erstaufforstungen aus-

zuweisen. Diese Angaben stellen in der Forstwirtschaft das Anbauverzeichnis dar. 

Ein Anbauverzeichnis erübrigt sich, wenn für einen Forstbetrieb oder Forstbetriebsteil 

ein amtlich anerkanntes Betriebsgutachten oder ein Betriebswerk vorliegt. 

… “ 
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 Aufzeichnung des Warenausgangs 

BMF-Schreiben vom 15.12.1981, BStBl I S. 878 

„ ... 

4 Nach § 144 Abs. 5 AO gelten die Vorschriften über die gesonderte Aufzeichnung des 

Warenausgangs auch für buchführungspflich- tige Land- und Forstwirte. Diese Auf-

zeichnungen sollen eine bessere Überprüfung der Käufer land- und forstwirtschaftli-

cher Produkte ermöglichen. Es sind daher die Waren aufzuzeichnen, die erkennbar 

zur gewerblichen Weiterverwendung bestimmt sind. 

Unter die Aufzeichnungspflicht fallen auch solche Produkte, die vom Erwerber nicht 

unmittelbar weiterveräußert, sondern zuvor be- oder verarbeitet werden. 

... “ 
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 Bilanzierung von Wirtschaftsgütern bei Übergang zur Buchführung (Über-
gangsbilanz) 

Land- und Forstwirte, die von der Gewinnermittlung nach Durchschnittssätzen – GnD – 

(§ 13a EStG) oder durch Vergleich der Betriebseinnahmen mit den Betriebsausgaben (§ 4 

Abs. 3 EStG) zum Betriebsvermögensvergleich (§ 4 Abs. 1 EStG) übergehen oder nach 

Schätzung des Gewinns (§ 162 AO) ihrer Buchführungspflicht nachkommen, haben zum 

Beginn des Buchführungszeitraums eine Übergangsbilanz aufzustellen (R 13.5 Abs. 2 EStR 

2008). 

Eine Übergangsbilanz ist auch bei Aufgabe oder Veräußerung eines nicht buchführenden 

Betriebs für die Ermittlung des Werts des Betriebsvermögens nach §§ 14, 16 Abs. 2 Satz 2 

EStG aufzustellen. 

Für die Frage, ob und mit welchem Wert die einzelnen Wirtschaftsgüter in dieser Bilanz 

anzusetzen sind, gilt für den Bereich der alten Bundesländer Folgendes: 

1. Allgemeines 

1.1 Beim Übergang zur Buchführung sind die Wirtschaftsgüter mit den Werten anzuset-

zen, mit denen sie ohne besondere Ausübung eines Wahlrechts nach den Grundsät-

zen ordnungsmäßiger Buchführung zu Buche stehen würden, wenn der Gewinn von 

Anfang an durch Betriebsvermögensvergleich nach § 4 Abs. 1 EStG ermittelt worden 

wäre (H 4.6 EStH 2008, BFH-Urteil vom 05.12.1985, BStBl 1986 II S. 390, und vom 

12.12.1985, BStBl 1986 II S. 392). R 4.6 EStR 2008 und die Anlage zu R 4.6 sind 

anzuwenden; dabei ist zu beachten, dass die Gewinnermittlung nach § 13a Abs. 3 

bis 5 EStG in diesem Zusammenhang – mit Ausnahme der vereinnahmten Miet- und 

Pachtzinsen und der verausgabten Pachtzinsen (§ 13a Abs. 3 Nr. 4 EStG) – der Ge-

winnermittlung nach § 4 Abs. 1 EStG gleichzustellen ist (R 4.6 Abs. 2 Satz 2 EStR 

2008). Die Gewinne nach § 13a Abs. 6 EStG werden dagegen nach den Regeln des 

§ 4 Abs. 3 EStG ermittelt. 

1.2 Sowohl bei der GnD (§ 13a EStG) als auch bei der Gewinnschätzung (§ 162 AO) 

kann der Land- und Forstwirt regelmäßig keine Bewertungswahlrechte ausüben, 



LaFo-Kartei BW Fach 4 Stand: Juni 2025 

 

 Seite 8 

 

 

 

die bei der Gewinnermittlung nach § 4 Abs. 1 EStG oder nach § 4 Abs. 3 EStG zuläs-

sig sind (z.B. § 6 Abs. 2 EStG i.d.F. bis 2007, R 14 Abs. 2 EStR 2008, BFH-Urteil vom 

14.04.1988, BStBl II S. 672, vom 08.08.1991, BStBl 1993 II S. 272 und vom 

04.06.1992, BStBl 1993 II S. 276). Diese Wahlrechte kann er erstmals in der Über-

gangsbilanz ausüben. Soweit der Land- und Forstwirt im Rahmen der gesondert zu 

ermittelnden Gewinne nach § 13a Abs. 6 EStG Wahlrechte ausgeübt hat, ist er bei 

der Bilanzierung in der Übergangsbilanz an das einmal ausgeübte Wahlrecht gebun-

den. Entsprechendes gilt, wenn vor der GnD (§ 13a EStG) bzw. der Gewinnschätzung 

(§ 162 AO) der Gewinn nach den Grundsätzen des § 4 Abs. 1 oder Abs. 3 EStG 

ermittelt wurde und dabei Wahlrechte ausgeübt wurden. 

1.3 Es sind auch Wirtschaftsgüter auszuweisen, die nicht notwendiges Betriebsvermögen 

sind, wenn sie bei der bisherigen Gewinnermittlungsart zulässigerweise als Betriebs-

vermögen behandelt wurden (z.B. nach § 4 Abs. 1 Satz 4 EStG). Die Übergangsre-

gelung vom 15. 03. 1979, BStBl I S. 162, bleibt unberührt.  

Bei Mitunternehmerschaften sind Wirtschaftsgüter, die im Eigentum eines oder meh-

rerer Mitunternehmer stehen, in den Sonderbilanzen auszuweisen. 

1.4 Bei Gewinnschätzung (§ 162 AO) ist die Bildung einer Rücklage für Ersatzbeschaf-

fung unzulässig (BMF-Schreiben vom 21.09.1999, BStBl I S. 835).  

War das Ersatzwirtschaftsgut am Bilanzstichtag noch nicht angeschafft oder herge-

stellt, so ist die Rücklage für Ersatzbeschaffung in die Bilanz aufzunehmen, sofern 

der Land- und Forstwirt den Vorgang nicht im Rahmen von § 13a Abs. 6 Nr. 4 EStG 

erfasst hat. 

1.5 Wurde zur Anschaffung oder Herstellung von Anlagegütern in der Zeit vor dem Über-

gang zur Buchführung ein Zuschuss aus öffentlichen Mitteln gewährt, so sind die 

Anschaffungs- oder Herstellungskosten entsprechend zu mindern, wenn der Zu-

schuss in Ausübung des Wahlrechts nach R 6.5 EStR 2008 nicht tatsächlich als Zu-

schlag oder Sondergewinn (z.B. nach § 13a Abs. 6 EStG) erfasst worden ist.  

Wurde bis zum Übergang zur Buchführung der Gewinn nach § 4 Abs. 3 EStG ermit-

telt, so ist die tatsächliche Behandlung des Zuschusses maßgebend. Dasselbe gilt 
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bei der Gewinn- schätzung nach § 162 AO (vgl. Tz. 1.2, BFH-Urteil vom 14.07.1988, 

BStBl 1989 II S. 189 und vom 22.01.1992, BStBl II S. 488). 

1.6 Wurde in der Zeit vor dem Übergang zur Buchführung von den Anschaffungs- oder 

Herstellungskosten ein Abzug nach § 6c EStG vorgenommen, so ist der Buchwert 

entsprechend zu min- dern (§ 6b Abs. 6 EStG). Wurden bei Inanspruchnahme des  

§ 6c EStG die im Jahr der Veräußerung aufgedeckten stillen Reserven durch eine 

fiktive Betriebsausgabe neutralisiert, ohne dass bis zum Zeitpunkt des Übergangs zur 

Buchführung begünstigte Reinvestitionen vorgenommen wurden, so ist die fiktive Be-

triebsausgabe als Rücklage nach § 6b Abs. 3 EStG einzustellen (R 6b.2 Abs. 11 

EStR 2008). 

1.7 Bei der Ermittlung des Buchwerts der abnutzbaren Anlagegüter ist in der Zeit vor dem 

Übergang zur Buchführung die Inan- spruchnahme der linearen AfA (§ 7 Abs. 1 Satz 

1 und Abs. 4 EStG) zu unterstellen (BFH-Urteil vom 12.03.1988, BStBl II S. 770), es 

sei denn, dass der Land- und Forstwirt die AfA tat- sächlich nach einer anderen Me-

thode vorgenommen hat (z.B. degressive AfA nach § 7 Abs. 2 oder Abs. 5 EStG) oder 

beim Übergang vornimmt. Die betriebsgewöhnliche Nutzungsdauer bemisst sich 

nach den amtlichen AfA-Tabellen (BFH- Urteile vom 05.12.1985 und 12.12.1985, 

BStBl 1986 II S. 390, 392), es sei denn, dass besondere, nachprüfbare Gründe eine 

Abweichung für das Wirtschaftsgut rechtfertigen (BFH-Urteil vom 26.07.1991, BStBl 

1992 II S. 1000). 

1.8 Ist der (Teil-)Betrieb vor dem Übergang zur Buchführung unentgeltlich im Ganzen 

übertragen worden (§ 6 Abs. 3 EStG), so ist von den beim Rechtsvorgänger maßge-

benden Anschaf- fungs- oder Herstellungskosten oder der an deren Stelle tre- tenden 

Werte auszugehen. In Fällen der Realteilung vgl. BMF- Schreiben vom 11.01.1993, 

BStBl I S. 62, Tz. 10 ff. und vom 11.08.1994, BStBl I S. 601. 

1.9 Soweit der Zeitpunkt des Zugangs der Wirtschaftsgüter zum Betriebsvermögen, die 

Anschaffungs- bzw. Herstellungsko- sten oder der Teilwert nicht ermittelt werden kön-

nen, sind diese zu schätzen (§ 162 AO). 

2. Grund und Boden in den alten Bundesländern 
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2.1 Allgemeines 

Grund und Boden, der bereits mit Ablauf des 30.06.1970 zum Anlagevermögen des (Teil-

)Betriebs gehört hat, ist mit dem doppelten Ausgangsbetrag nach § 55 Abs. 1 EStG oder 

dem festgestellten höheren Teilwert nach § 55 Abs. 5 EStG zu bewerten (bei Gewinnermitt-

lung nach § 5 EStG vgl. Tz. 2.1.2). Zur Bewertung nach § 55 EStG vgl. BMWF-Schreiben 

vom 29.02.1972, BStBl I S. 102 und Fach 6 Nr. 1.1.  

Zur Frage der Anschaffung eines Miteigentumsanteils an einer Grundstücksfläche, die nach 

§ 55 Abs. 1 EStG bewertet wor- den ist, vgl. BFH-Urteil vom 08.08.1985, BStBl 1986 II S. 6. 

Grund und Boden, der nach dem 30.06.1970 angeschafft, hergestellt oder eingelegt wurde, 

ist bei entgeltlichem Erwerb mit den tatsächlichen Anschaffungs- oder Herstellungskos-

ten nach § 6 Abs. 1 Nr. 2 EStG, bei Einlage mit dem Teilwert nach § 6 Abs. 1 Nr. 5 EStG 

zu bewerten. 

2.1.1 Bindungswirkung der gesonderten Feststellung nach § 55 Abs. 5 EStG 

Im Feststellungsverfahren nach § 55 Abs. 5 EStG (nicht im ESt- Veranlagungsverfahren) 

war auch darüber bindend zu ent- scheiden, ob der Grund und Boden am 01.07.1970 zum 

betrieb- lichen Anlagevermögen gehört hat. Das entsprechende Urteil des BFH vom 

12.07.1979, BStBl 1980 II S. 5, ist anzuwenden, was eine anderweitige Bindung der Fi-

nanzverwaltung im Einzelfall nach den Grundsätzen von Treu und Glauben nicht aus- 

schließt. 

2.1.2 Gewinnermittlung nach § 5 EStG 

Bei Betrieben mit Gewinnermittlung nach § 5 EStG zum 01.07.1970 ist § 55 EStG nicht 

anwendbar (BFH-Urteil vom 11.03.1992, BStBl II S. 797), weil bei ihnen der Grund und 

Boden auch vor dem 01.07.1970 in den Betriebsvermögensver- gleich einzubeziehen war. 

Der Grund und Boden ist in diesen Fällen mit den Anschaffungskosten, ggf. mit dem (an-

teiligen) Einheitswert zum 21.06.1948 in der Übergangsbilanz anzuset- zen. 

2.2 Anschaffungskosten beim Tausch von Grundstücksflächen im Flurbereini-

gungs- bzw. Umlegungsverfahren 
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Beim Tausch von Grundstücksflächen im Flurbereinigungs- und Umlegungsverfahren ist 

das erhaltene Grundstück mit dem Buchwert des eingelegten Grundstücks weiterzuführen 

(Fach 6 Nr. 1.5). 

2.3 Anschaffungsnebenkosten 

Anschaffungsnebenkosten sind z.B. Kosten der notariellen Beurkundung des Kaufvertrags, 

Kosten der Eintragung des Eigentümerwechsels im Grundbuch, Kosten der Fortschreibung 

im Liegenschaftskataster, Vermessungskosten, Maklergebühren und die Grunderwerb-

steuer. 

Bei Grund und Boden, der nach § 55 EStG zu bewerten ist, dürfen die Anschaffungsneben-

kosten den doppelten Ausgangsbetrag (§ 55 Abs. 1 EStG) oder den höheren Teilwert (§ 55 

Abs. 5 EStG) nicht erhöhen (BMWF-Schreiben vom 29.02.1972, a.a.O., Nr. 12). 

Bei Grund und Boden, der mit den tatsächlichen Anschaf- fungskosten nach § 6 Abs. 1 Nr. 

2 EStG zu bewerten ist, erhö- hen entstandene Anschaffungsnebenkosten die Anschaf- 

fungskosten. Sofern die angesetzten Kosten der notariellen Beurkundung, der Eintragung 

des Eigentümerwechsels im Grundbuch sowie der Fortschreibung im Liegenschaftskata- 

ster insgesamt 2 % der im notariellen Kaufvertrag ausgewie- senen Anschaffungskosten 

nicht übersteigen, kann aus Vereinfachungsgründen auf den Nachweis der tatsächlichen 

Kosten verzichtet werden. Maklergebühren, Vermessungskosten sowie Grunderwerbsteuer 

sind nachzuweisen oder glaub- haft zu machen. 

2.4 Nachträgliche Anschaffungs- oder Herstellungskosten 

Entstehen bei Grund und Boden nach dem 30.06.1970 nachträgliche Anschaffungs- oder 

Herstellungskosten, so erhöhen diese den doppelten Ausgangsbetrag (§ 55 Abs. 1 EStG), 

den höheren Teilwert (§ 55 Abs. 5 EStG), die Anschaffungskosten (§ 6 Abs. 1 Nr. 2 EStG) 

oder den Teilwert (§ 6 Abs. 1 Nr. 5 EStG), BMWF-Schreiben vom 29.02.1972, a.a.O., Nr. 

12. 

Nachträgliche Anschaffungskosten sind z.B. Erschließungsbeiträge, H 6.4 EStH 2008. 

Nachträgliche Herstellungskosten sind z.B. 
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– Kosten der Herrichtung von Unland für land- und forstwirtschaftliche Zwecke (BFH-

Urteil vom 26.06.1975, BStBl 1976 II S. 8), 

– Kosten der Zuschüttung von Wassergräben und Wasserlöchern zur Gewinnung 

landwirtschaftlicher Nutzflächen, 

– Aufwendungen zur Bodenverbesserung, wenn sie im Anschluss an den Erwerb ge-

macht werden, im Verhältnis zum Kaufpreis erheblich sind und den Ertragswert des 

Grundstücks beträchtlich steigern (BFH-Urteil vom 08.11.1979, BStBl 1980 II S. 

147). 

Für die Ermittlung bzw. Schätzung der Herstellungskosten ist R 6.3 EStR 2008 entspre-

chend anzuwenden; der Wert der eigenen Arbeitsleistung gehört nicht zu den Herstellungs-

kosten. 

Nicht zu den Herstellungskosten gehören u.a. Aufwendungen zur Verbesserung von Grund 

und Boden, der zuvor schon land- und forstwirtschaftlich genutzt worden ist, z.B. Auflesen 

von Steinen, Düngung, Beseitigung von Unkraut, Umbruch und Einsaat einer Wiese, Besei-

tigung von Hochwasserschäden (Verschlammung, Versalzung) sowie Entfernen von Baum-

wurzeln beim Wechsel von der forstwirtschaftlichen zur landwirtschaftlichen Nutzung (BFH-

Urteil vom 16.06.1975, BStBl 1976 II S. 8). 

3. Stehendes Holz (Bestockung) 

3.1 DM-Eröffnungsbilanz auf den 21.06.1948 

Das stehende Holz auf Flächen der forstwirtschaftlichen Nut- zung im Bereich der alten 

Bundesländer, die bereits mit Ablauf des 20.06.1948 zum Anlagevermögen des (Teil-) Be-

triebs gehört haben, ist mit dem auf das stehende Holz entfallenden Teil des mit Ablauf des 

20.06.1948 maßgebenden (Teil-)Einheitswert der forstwirtschaftlichen Nutzung zu bewerten 

(R 14 Abs. 4 Nr. 1 EStR 2008). 

Dieser Teil ist wie folgt zu ermitteln: Der (Teil-)Einheitswert des forstwirtschaftlichen (Teil-

)Betriebs ist um 15 % für Gebäude (Gebäudeteile) sowie um 5 % für bewegliche abnutzbare 

An- lagegüter zu mindern (§ 74 Abs. 5 Nr. 1 Buchstabe b, § 75 Abs. 3 Nr. 4 Buchstabe b 
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DMBG). Der Wert des stehenden Holzes ergibt sich dadurch, dass der danach verbleibende 

Betrag, der inhaltlich sowohl den Grund und Boden als auch das stehende Holz umfasst, 

um den enthaltenen Wert des Grund und Bodens gemindert wird; dabei kann bei Betrieben 

bis zu 30 ha forstwirtschaftlich genutzter Fläche von einem Bodenwertanteil von 60 DM/ha 

ausgegangen werden. 

Der danach sich ergebende Wert des stehenden Holzes ist in die Bilanz einzustellen; für die 

Zeit vom 21.06.1948 bis zum Zeitpunkt des Übergangs zur Buchführung ist eine Waldwert- 

minderung nicht vorzunehmen, es sei denn, dass tatsächlich eine solche bisher erfolgswirk-

sam beansprucht worden oder durch die Pauschsätze des § 51 EStDV oder § 4 Forstschä-

denausgleichsgesetz abgegolten ist (R 128a EStR 1999). 

 

3.2 Anschaffung nach dem 20.06.1948 

Das entgeltlich erworbene stehende Holz ist nach § 6 Abs. 1 Nr. 2 EStG mit den tatsäch-

lichen Anschaffungs- oder Herstel- lungskosten (Erstaufforstungskosten), ggf. gemindert 

um erfolgswirksam vorgenommene Minderungen nach R 212 Abs. 1 Satz 2 EStR 2001 aus-

zuweisen. Anschaffungsnebenkosten erhöhen den Buchwert; Tz. 2.3 gilt entsprechend. 

Hat der Land- und Forstwirt nach dem 20.06.1948 Flächen der forstwirtschaftlichen Nutzung 

zu einem einheitlichen Kaufpreis angeschafft, so ist der Kaufpreis auf die einzelnen Wirt- 

schaftsgüter aufzuteilen. Zur Aufteilung vgl. Fach 10 Nr. 4.2. 

3.3 Aufwendungen für die laufende Bewirtschaftung 

Erstaufforstungskosten, die im Rahmen eines bereits beste- henden forstwirtschaftlichen 

(Teil-)Betriebs angefallen sind, sind nur dann zu aktivieren, wenn sie zu einer erheblichen 

Ver- mehrung des Waldbestandes geführt haben oder wenn eine Forstwirtschaft neu be-

gründet worden ist (BFH-Urteil vom 19.12.1962, BStBl 1963 III S. 357 und S. 361). Die 

Erstaufforstungskosten sind in entsprechender Anwendung von R 6.3 EStR 2008 zu ermit-

teln. Zur Behandlung von Zuschüssen vgl. Tz. 1.5. 
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Wiederaufforstungskosten (Aufwendungen für die Auffor- stung von Nutzflächen, die min-

destens das zweite Mal aufge- forstet werden) sind zu aktivieren, wenn durch sie ein 

Baumbe- stand als neues Wirtschaftsgut entsteht. Der BFH geht mit Urteilen vom 

05.06.2008, BStBl II S. 960 und S. 968 tyisierend davon aus, dass ein Bestand mit einer 

Größe von mindestens 1 ha als selbständiges Wirtschaftsgut nach außen in Erschei- nung 

tritt. 

Sind in der Zeit vor dem Übergang zur Buchführung Ein- schläge erfolgt und ist deshalb 

der Buchwert des stehenden Holzes erfolgswirksam gemindert worden, so ist dies zu be-

rücksichtigen (R 34b.2 Abs. 1 EStR 2008). Die Veräußerung von Waldgrundstücken ist bei 

der Ermittlung des Buchwerts in jedem Fall zu berücksichtigen. 

4. Gebäude in den alten Bundesländern 

Gebäude sind z.B. Wirtschaftsgebäude wie Ställe, Scheunen, Maschinenschuppen und Ga-

ragen, Betriebsleiter- und Altenteilerwohnungen, die noch der Nutzungswertbesteuerung 

unterliegen (§ 52 Abs. 15 EStG) und Arbeitnehmerwohnun- gen (R 4.2 Abs. 4 S. 2 EStR 

2008). 

4.1 Gebäude, die nach dem 20.06.1948 angeschafft oder herge- stellt worden sind 

Gebäude(-teile), die nach dem 20.06.1948 angeschafft oder hergestellt wurden, sind mit 

den tatsächlichen Anschaffungs- oder Herstellungskosten, vermindert um die AfA nach 

§ 7 EStG, anzusetzen (§ 6 Abs. 1 Nr. 1 EStG, BFH-Urteil vom 10.12.1992, BStBl 1993 II S. 

344). 

Können die tatsächlichen Anschaffungs- oder Herstellungskosten nicht nachgewiesen oder 

glaubhaft gemacht werden, so kann eine Schätzung nach folgenden Grundsätzen vorge-

nommen werden: 

4.1.1 Schätzung der Baukosten 

a) Durch Vervielfältigung der Brandversicherungssumme (Preisbasis 1914) mit 

dem für das Anschaffungs- oder Herstellungsjahr gültigen Bauindex. Soweit die 

Brandversicherungssumme Gebäudeteile ausschließt oder Betriebsvorrichtungen 
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oder sonstige bewegliche Anlagegüter einschließt, sind entsprechende Berichti-

gungen vorzunehmen. 

b) Durch Vervielfältigung des Produkts aus Raummeterpreis 1914 (Mark je m3) und 

umbautem Raum (m3) mit dem für das Anschaffungs- oder Herstellungsjahr gülti-

gen Bauindex. Als Raummeterpreis für 1913/14 kann hierbei für landwirtschaftliche 

Wohngebäude ein Wert von 16 Mark/m3, für Stallgebäude ein solcher von 9 

Mark/m3 und für Geräte- schuppen von 5 Mark/m3 angenommen werden. Die Be-

rechnung des umbauten Raumes ist nach Abschn. 37 BewRGr vorzunehmen. 

c) Unter Zuhilfenahme des umbauten Raumes sowie der heutigen (bekannten oder 

zu ermittelnden) Herstellungskosten je m3 des betreffenden Gebäudes. Dabei ist 

der m3 – Preis mit Hilfe des Baukostenindexes auf das Herstellungsjahr zurückzu-

rechnen. 

d) Nach den sich evtl. bei den Einheitswert-Akten befindli- chen Mitteilungen der Bau-

ämter, die möglicherweise Angaben über die damaligen Baukosten enthalten. 

Durch die Zusammenlegung der Oberfinanzdirektionen Stuttgart und Karlsruhe 

war die Veröffentlichung der Baupreisindizes des Statistischen Landesamtes Ba-

den-Württemberg auf eine gemeinsame Grundlage zu stellen. Dabei ist zu beach-

ten, dass das Statistische Landesamt Baden- Württemberg die Baupreisindizes auf 

die Basis des Jahres 2000 umgestellt hat. Die bisher veröffentlichten Indexzah- len 

früherer Jahre verlieren ihre Gültigkeit und sind ab 2000 durch die auf Originalbasis 

2000 = 100 berechneten Werte zu ersetzen. Die Finanzämter wurden hierüber 

durch Verfügung der OFD Karlsruhe vom 28.2.2005 (Az: S 3106 A-89-St 435/436) 

nebst 4 Anlagen informiert. Die Indizes können auch unter der Internetadresse 

www.statistik.baden-wuerttemberg.de/Indexzahlen abgefragt werden. Index- 

werte alter Basiswerte können mit Hilfe von Umrechnungs- faktoren berechnet 

werden, die ebenfalls vom Statistischen Landesamt Baden-Württemberg bekannt 

gegeben werden. 

4.1.2 Behandlung der Umsatzsteuer 
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Bei nach dem 31.12.1967 angeschafften oder hergestellten Wirtschaftsgebäuden gelten 

als Anschaffungs- oder Herstellungskosten stets die Aufwendungen ohne Vorsteuern (§ 9b 

EStG). Dabei sind die Aufwendungen um die tatsächlichen Vorsteuern im Sinne des § 15 

UStG zu mindern und nicht um die nach § 24 UStG pauschalierten Vorsteuern (Fach 6 Nr. 

7.1). Die tatsächlichen Vorsteuern sind erforderlichenfalls nach den in Abschn. 202 UStR 

enthaltenen Grundsätzen zu schätzen, wobei die in den Aufwendungen enthaltenen Vor-

steuern im Regelfall aus Vereinfachungsgründen bei Herstellungsmaßnahmen nach dem 

• – 31.12.1967 und vor dem 01.07.1968 mit 6% 

• – 30.06.1968 und vor dem 01.01.1978 mit 7% 

• – 31.12.1977 und vor dem 01.07.1979 mit 8% 

• – 30.06.1979 und vor dem 01.07.1983 mit 9% 

• – 30.06.1983 und vor dem 01.01.1993 mit 10% 

• – 31.12.1992 mit 11% 

• – 31.08.1998 mit 12% 

der Herstellungskosten angesetzt werden können. 

Dagegen gehören bei Wohngebäuden (Betriebsleiter- und Altenteilerwohnungen, an Ar-

beitnehmer vermietete Wohnungen – vgl. R 4.2 Abs. 4 S. 2 EStR 2008 – , Mietwohnungen 

des geduldeten Betriebsvermögens), die nach dem 31.12.1967 hergestellt wurden, die in 

den Baukosten enthaltenen Vorsteuern zu den Herstellungskosten (§§ 15, 24 UStG, § 9b 

EStG). 

4.1.3 Wert der eigenen Arbeitsleistung 

Der Wert der eigenen Arbeitsleistung des Land- und Forstwirts und seiner ohne steuerlich 

anzuerkennendes Arbeitsverhältnis mitarbeitenden Angehörigen gehört nicht zu den Her-

stellungskosten. 
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Sofern im Einzelfall keine Besonderheiten vorliegen, ist bei den in Tz. 4.2.1 vorgesehenen 

Schätzungsverfahren der Wert der eigenen Arbeitsleistung der vorgenannten Personen mit 

mindestens 10 % der um die nicht zu den Herstellungskosten gehörenden Vorsteuern ge-

minderten Werte auszunehmen. 

4.2 Nachträgliche Herstellungskosten 

Nachträgliche Herstellungskosten für ein Gebäude, die in der Zeit vor dem Übergang zur 

Buchführung aufgewendet worden sind und bei denen es sich nicht um solche für ein neues 

Wirtschaftsgut handelt, sind nach den Grundsätzen des H 7.3 (nachträgliche Anschaffungs- 

oder Herstellungskosten) EStH 2008 zu behandeln. 

4.3 Ermittlung des Buchwerts 

Die einzelnen Werte (Tz. 4.1 und 4.2) sind unter Berücksichti- gung von AfA und nachträg-

lichen Herstellungskosten bis zum Tag des Übergangs zur Buchführung fortzuentwickeln. 

4.3.1 Bei der Ermittlung des Buchwerts ist die für Gebäude übliche AfA zu berücksichtigen 

(BFH-Urteil vom 10.12.1992, BStBl 1993 II S. 344). Für Wirtschaftsjahre, die vor dem 

01.01.1965 endeten, kann regelmäßig ein AfA-Satz von 1 % angenommen werden. 

Für nach dem 31.12.1964 endende Wirtschaftsjahre bemisst sich die AfA nach § 7 

Abs. 4 S. 1 EStG (§ 52 Abs. 6 EStG 1965). 

Abweichend hiervon ist bei Gebäuden(-teilen), bei denen die tatsächliche Nutzungs-

dauer weniger als 25, 33, 40 bzw. 50 Jahre beträgt, die AfA nach § 7 Abs. 4 Satz 2 

EStG nach der tat- sächlichen (kürzeren) Nutzungsdauer zu bemessen. Für die Nut-

zungsdauer sind die amtlichen AfA-Tabellen maßgebend (BFH-Urteil vom 

05.12.1985, BStBl 1986 II S. 392, und vom 10.12.1992, a.a.O.). In diesen sind aller-

dings vor dem 01.07.1984 fertiggestellte Stallgebäude nicht aufgeführt. Des- halb gel-

ten für die vor dem 01.07.1984 fertiggestellten Stallgebäude die allgemeinen gesetz-

lichen AfA-Sätze. 

Für die AfA von Stallgebäuden gilt daher entsprechend dem BFH-Urteil vom 

10.12.1992, a.a.O., Folgendes: 
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 Fachwerk Massivbau 

Vor dem 01.07.1984 fertig-
gestellte Stallgebäude 

Nutzungsdauer AfA-
Satz 

Nutzungsdauer AfA-
Satz 

Bis zum Wj. 1963/64 50 Jahre 2% 100 Jahre 1% 
 Fertigstellung vor dem 

01.01.1925 
Fertigstellung nach dem 

31.12.1924 
Ab Wj. 1964/65 40 Jahre 2,5% 50 Jahre 2% 

Nach dem 30.06.1984 fertiggestellte Stallgebäude Nutzungsdauer AfA-
Satz 

Massivbauweise 25 Jahre 4% 
Leichtbauweise (Holz, Eternit, Leichtmetall) 17 Jahre 6% 

Offenställe 10 Jahre 10% 

 

4.3.2 Nimmt der Land- und Forstwirt im ersten Wirtschaftsjahr nach dem Übergang zur 

Buchführung die degressive AfA nach § 7 Abs. 5 EStG in Anspruch, so ist der Buch-

wert so zu ermitteln, als habe er seit dem Jahr der Fertigstellung des Gebäudes die 

degressive AfA in Anspruch genommen (R 7.4 Abs. 12 Nr. 2 Satz 4 EStR 2008). 

4.3.3 Hat der Land- und Forstwirt erhöhte Absetzungen nach § 7b EStG in Anspruch ge-

nommen, so gilt Folgendes: 

a) Bei bisheriger GnD (§ 13a EStG) sind die in Anspruch genommenen erhöhten Ab-

setzungen neben der Normal- AfA für das Wohngebäude zu berücksichtigen. 

b) Bei bisheriger Schätzung des Gewinns nach § 162 AO ist die AfA nach § 7 Abs. 4 

Satz 1 EStG (i.d.R. 2 %) abgegolten. Erhöhte Absetzungen sind in der tatsächlich 

beanspruchten Höhe zu berücksichtigen. 

c) Bei bisheriger Gewinnermittlung nach § 4 Abs. 3 EStG ist die tatsächliche Sachbe-

handlung maßgebend. 

4.3.4 Soweit der Land- und Forstwirt die Bewertungsfreiheit nach der Verordnung über 

Steuervergünstigungen zur Förderung des Baus von Landarbeiterwohnungen (BStBl 

1970 I S. 1073) in Anspruch genommen hat, ist dies zu berücksichtigen. 

5. Bauliche Anlagen, abnutzbare bewegliche Anlagegüter 



LaFo-Kartei BW Fach 4 Stand: Juni 2025 

 

 Seite 19 

 

 

 

Als Anschaffungs- oder Herstellungskosten gelten stets die Aufwendungen ohne Vorsteuer 

im Sinne des § 15 UStG (§ 9b EStG). Die Vorsteuern sind erforderlichenfalls nach den in 

Abschn. 202 UStR enthaltenen Grundsätzen zu schätzen (vgl. Tz. 4.2.2). 

Der Buchwert der baulichen Anlagen (z.B. Be- und Entwässerungsanlagen, Hofbefestigun-

gen, Wirtschaftswege, Brücken) und der abnutzbaren beweglichen Anlagegüter (z.B. Ma-

schinen, Geräte, Fahrzeuge) ist ausgehend von den tatsächlichen Anschaffungs- oder Her-

stellungskosten abzüglich der linearen AfA nach § 7 Abs. 1 EStG bzw. der degressiven AfA 

nach § 7 Abs. 2 EStG (Tz. 1.8) zu ermitteln (zu geringwertigen Anlagegütern vgl. Tz. 6 – 

und zum Viehanlagevermögen vgl. Tz. 7). Die Vereinfachungsregelung nach R 44 Abs. 2 

Satz 3 EStR 20013 gilt bei der GnD (§ 13a EStG) und bei der Schätzung des Gewinns nach 

§ 162 AO als nicht in Anspruch genommen. 

Die betriebsgewöhnliche Nutzungsdauer (§ 7 Abs. 1 Satz 2 EStG) bemisst sich nach den 

amtlichen AfA-Tabellen, sofern nicht bei in gebrauchtem Zustand angeschafften Anlagegü-

tern eine kürzere Nutzungsdauer in Betracht kommt (BFH- Urteile vom 05.12.1985 und 

12.12.1985, BStBl 1986 II S. 390, 392). Bei der Gewinnermittlung nach § 4 Abs. 3 EStG gilt 

die tatsächliche Sachbehandlung. Entsprechendes gilt bei den Sondergewinnen nach § 13a 

Abs. 6 EStG bzw. § 13a Abs. 8 EStG a.F. 

6. Geringwertige Anlagegüter 

Bei Übergang von der GnD (§ 13a EStG) oder von der Gewinnschätzung nach § 162 AO 

zur Buchführung oder bei bisheriger Inanspruchnahme des Betriebsausgaben-Pauschbe-

trags nach § 51 EStDV sind geringwertige Anlagegüter, die bis zum 31.12.2007 ange-

schafft/hergestellt wurden, mit ihren Anschaffungs- oder Herstellungskosten, vermindert um 

die AfA nach § 7 EStG (vgl. Tz. 1.2) anzusetzen (BFH-Urteil vom 17.03.1988, BStBl II S. 

770). 

Bei Anschaffung/Herstellung nach dem 31.12.2007 ergibt sich wegen zwingender Sofort-

Abschreibung kein Ansatz mehr, R 13.5 Abs. 2 Satz 5 EStR 2008. 

 

3 Gültig bei Anschaffung vor dem 31.12.2003 
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Der Sammelposten nach § 6 Abs. 2a EStG ist in der Übergangsbilanz mit dem Wert anzu-

setzen, der sich bei Gewinnermittlung nach § 4 Abs. 1 EStG ergeben hätte, R 13.5 Abs. 2 

Satz 6 EStR 2008. 

Wurde bisher der Gewinn nach § 4 Abs. 3 EStG ermittelt oder war er bisher im Rahmen der 

GnD (§ 13a EStG) nach § 13a Abs. 6 EStG ermittelt, so ist die tatsächliche Sachbehandlung 

maßgebend. 

7. Vieh 

In der Übergangsbilanz sind die Tiere des Anlagevermögens (z.B. Milchkühe, Zuchttiere, 

Legehennen) mit den Anschaffungs- oder Herstellungskosten abzüglich der AfA und die 

Tiere des Umlaufvermögens (z.B. Mastvieh) mit den Anschaffungs- oder Herstellungskos-

ten zu bewerten. Als Bewertungsmethode kann die Einzelbewertung oder die Gruppenbe-

wer- tung im Sinne des § 240 Abs. 4 HGB gewählt werden. Bei bei- den Methoden können 

die Werte betriebsindividuell, nach vergleichbaren Musterbetrieben oder nach den Richt-

werten laut der Anlage zum BMF-Schreiben vom 14.11.2001 (BStBl I S. 864, Fach 6 Nr. 

3.1) ermittelt werden. Dieses Wahlrecht kann sowohl beim Übergang von der GnD nach § 

13a EStG (BFH-Urteil vom 01.10.1992, BStBl 1993 II S. 284) als auch von der Gewinn-

schätzung nach § 162 AO (BFH-Urteile vom 08.08.1991, BStBl 1993 II S. 272 und vom 

04.06.1992, BStBl 1993 II S. 276) erstmals in der Übergangsbilanz ausgeübt werden. 

Bei bisheriger Gewinnermittlung nach § 4 Abs. 3 EStG ist die tatsächliche Bewertung des 

Tierbestandes maßgebend (H 13.3 EStH 2008). 

Hinsichtlich der zum Stichtag der Übergangsbilanz vorhan- denen Tiere einer Tier-

gruppe ist der Betrieb nach dem Grundsatz der Bewertungsstetigkeit (§ 252 Abs. 1 Nr. 6 

HGB) sowohl an die gewählte Bewertungsmethode als auch an das Wertermittlungsverfah-

ren gebunden. Der spätere Übergang auf eine andere Bewertungsmethode oder auf ein 

anderes Wertermittlungsverfahren ist nur bei wesentlicher Änderung der betrieblichen Ver-

hältnisse zulässig. Im Einzelnen siehe BMF- Schreiben vom 14.11.2001, a.a.O. 

Die nach dem Bilanzstichtag neu hinzugekommenen Tiere einer Tiergruppe kann der 

Betrieb auch dann einzeln bewerten, wenn er für die zum Stichtag bereits vorhandenen 
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Tiere die Gruppenbewertung gewählt hat (BFH-Urteile vom 15.02.2001, BStBl II S. 548 und 

S. 549). 

Besonders wertvolle Tiere (z.B. Zuchttiere wie Zuchthengste und Zuchtbullen, Turnier- 

und Rennpferde; BMF-Schreiben vom 14.11.2001, a.a.O., Rz13) sind von der Gruppenbe-

wertung ausgeschlossen. 

Die Tiere des Anlagevermögens können erst ab dem Zeit- punkt ihrer Fertigstellung (BMF-

Schreiben vom 14.11.2001, a.a.O., Rz 8) nach § 7, § 6 Abs. 2 EStG oder durch Sonderab- 

schreibungen abgeschrieben werden. Bemessungsgrundlage und Volumen der Abschrei-

bungen sind die Differenz zwischen den Anschaffungs- oder Herstellungskosten und dem 

Schlachtwert (BMF-Schreiben vom 14.11.2001, a.a.O., Rz 23, 24). Dies gilt auch bei Inan-

spruchnahme des § 6 Abs. 2 EStG (BFH-Urteile vom 15.02.2001, a.a.O.). Jedoch braucht 

die Berücksichtigung eines Schlachtwerts bei Tieren, die in Wirtschaftsjahren angeschafft 

oder hergestellt worden sind, die vor dem 01.07.2002 enden, nicht vorgenommen zu werden 

(BMF- Schreiben vom 14.11.2001, a.a.O., Rz. 25). Bei der Gruppenbewertung mit Richt-

werten sind die Werte aus den Spalten 6 bzw. 7 der Anlage zum BMF-Schreiben vom 

14.11.2001 a.a.O., anzusetzen. Dieser ist das Mittel zwischen dem Richtwert für die An-

schaffungs- und Herstellungskosten (Spalten 2 bzw. 3 der Anlage) und dem Richtwert für 

den Schlachtwert (Spalten 4 bzw. 5 der Anlage). Die degressive AfA nach § 7 Abs. 2 EStG 

und Sonderabschreibungen können nur bei der Einzelbewertung beansprucht werden. 

Zur betriebsgewöhnlichen Nutzungsdauer der Tiere vgl. BMF- Schreiben vom 14.11.2001, 

a.a.O., Rz 26. 

8. Vorräte 

8.1 Bei landwirtschaftlichen Betrieben mit jährlicher Fruchtfolge brauchen das Feldinven-

tar (die aufgrund der Feldbestellung auf den Feldern vorhandenen Pflanzenbe-

stände) und die stehende Ernte (der auf den Feldern stehende Bestand an Feld-

früchten vor der Ernte), soweit es sich nicht um Dauerkulturen oder mehrjährige Kul-

turen handelt, sowie selbstgewonnene, nicht zum Verkauf bestimmte Vorräte 

(z.B. Heu, Stroh, Silofutter, Trockenfutter, Futtergetreide, Dünger) nicht ausgewiesen 
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zu werden (R 14 Abs. 2 Satz 3 EStR 2008; BMF-Schreiben vom15.12.1981, BStBl I 

S. 878, Tz 3.1.3, Fach 4 Nr. 1.1). 

Bei bisheriger GnD (§ 13a EStG) sowie bei bisheriger Gewinnschätzung nach § 162 

AO können diese Wirtschaftsgüter des Umlaufvermögens statt dessen mit den tat-

sächlichen Anschaffungs- oder Herstellungskosten angesetzt werden. Eine unter- 

schiedliche Bewertungsmethode für Feldinventar und stehende Ernte einerseits und 

für die genannten Hofvorräte andererseits ist zulässig. 

Ist der Landwirt nach einem Verzicht auf die Bewertung zu einer Aktivierung überge-

gangen, ist er hieran auf Grund der Bewertungsstetigkeit auch für die Zukunft gebun-

den (R 14 Abs. 2 Satz 4 EStR 2008). 

Zur Bewertung der Vorräte bei Pachtbetrieben vgl. R 14 Abs. 2 Satz 7 ff. EStR 2008. 

8.2 Selbstgewonnene, zum Verkauf bestimmte Vorräte (z.B. Getreide, Eier, Holzvor-

räte nach R 34b.2 Abs. 4 EStR 2008) und zugekaufte Hilfs- und Betriebsmittel (z.B. 

Düngemittel, Futtermittel, Saatgut, Heiz- und Treibstoffe, Verpackungsmaterial) sind 

mit den Anschaffungs- oder Herstellungskosten aus- zuweisen. Soweit die Herstel-

lungskosten nicht ermittelt wer- den können, sind sie regelmäßig ausgehend vom 

Verkaufspreis abzüglich Umsatzsteuer und abzüglich 15 % für Verwaltungs-, Ver-

triebskosten und Gewinnanteil zu schätzen. Bei Holznutzungen infolge höherer Ge-

walt dürfen Holzvorräte nur dann ausgewiesen werden, wenn sie am Bilanzstichtag 

bereits aufbereitet sind. 

Das Wahlrecht für die Bewertung des Kalamitätsholzes nach § 4a ForstSchAusglG 

kann erstmals in der Übergangsbilanz ausgeübt werden. Nach dem Grundsatz der 

Bewertungsstetigkeit (§ 252 Abs. 1 Nr. 6 HGB) ist die ausgeübte Wahl beizubehalten. 

9. Forderungen, Verbindlichkeiten, Rückstellungen 

Forderungen und Verbindlichkeiten sind nach § 6 Abs. 1 Nr. 2 und 3 EStG auszuweisen. 

Forderungen sind grundsätzlich mit dem Nennwert anzusetzen, ggf. bei dauernder Wert-

minde- rung mit ihrem unter dem Nennwert liegenden Teilwert. Ver- bindlichkeiten sind mit 

dem Nennwert anzusetzen und mit einem Zinssatz von 5,5 % abzuzinsen. Ausgenommen 
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von der Abzinsung sind Verbindlichkeiten, deren Laufzeit am Bilanzstichtag weniger als 

zwölf Monate beträgt und Verbindlichkeiten, die verzinslich sind oder auf einer Anzahlung 

oder Vorausleistung beruhen. Soweit Verbindlichkeiten zwar dem Grunde nach, in ihrer 

Höhe aber noch nicht feststehen, sind Rückstellungen zu bilden; mit einer Inanspruchnahme 

muss jedoch ernsthaft gerechnet werden, vgl. R 5.7 EStR 2008. Wegen der Bewertung von 

Rückstellungen vgl. § 6 Abs. 1 Nr. 3a EStG, R 6.11 EStR 2008. 

10. Rechnungsabgrenzungsposten 

Soweit in der Zeit vor dem Übergang zur Buchführung Betriebsausgaben für eine bestimmte 

Zeit danach entrichtet wurden (z.B. Grundsteuer, Versicherungsbeiträge, Kfz-Steuer, Miet-

ausgaben, Pachtausgaben), ist dieser Betrag durch Bil- dung eines aktiven Rechnungs-

abgrenzungspostens als Aufwand für die Zeit danach auszuweisen. Für in der Zeit vor 

dem Übergang zur Buchführung zugeflossene Betriebseinnahmen, soweit sie Ertrag für eine 

bestimmte Zeit danach darstellen (z.B. Mieteinnahmen, Pachteinnahmen), ist ein passiver 

Rechnungsabgrenzungsposten einzustellen (§ 4 Abs. 1, § 5 Abs. 3 EStG, § 141 Abs. 1 

Satz 2 AO; R 5.6 EStR 2008). 

Einnahmen vor dem Bilanzstichtag für eine zeitlich nicht befristete Dauerleistung (z.B. für 

die Einräumung von Leitungsrechten bzgl. Grundstücken des Betriebsvermögens) sind 

nach dem BFH-Urteil vom 09.12.1993 (BStBl 1995 II S. 202) auf einen Zeitraum von 25 

Jahren gleichmäßig passiv abzugrenzen (überholt: BMF-Schreiben vom 12.10.1982, BStBl 

I S. 810). Soweit der zugrunde liegende Vertrag nach dem 30.04.1995 abgeschlossen wor-

den ist, ist der fortentwickelte Rechnungsabgrenzungsposten in die Übergangsbilanz einzu-

stellen (s. BMF-Schreiben vom 15.03.1995, BStBl I S. 183). 

11. Anwendung der BFH-Rechtsprechung 

Ein Bilanzansatz ist nicht fehlerhaft, wenn er zum Zeitpunkt der Bilanzaufstellung der aktu-

ellen BFH-Rechtsprechung entspricht. Ändert sich später die BFH-Rechtsprechung, so ist 

diejenige Bilanz zu berichtigen, in der die Änderung erstmals berücksichtigt werden kann. 

Die fehlerhaften Bilanzansätze sind grundsätzlich erfolgswirksam zu berichtigen, wenn sich 

auch der Bilanzierungsfehler erfolgswirksam ausgewirkt hat. Der erfolgswirksamen Bilanz-

berichtigung steht dann nicht entgegen, dass der Gewinn im Zeitpunkt des Anfalls der Auf- 
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wendungen nach § 13a EStG (oder durch Gewinnschätzung nach § 162 AO) ermittelt wurde 

(BFH-Urteil vom 12.11.1992, BStBl 1993 II S. 392). 

Der BFH hatte in seinen Urteilen vom 17.03.1988 (BStBl II S. 770) und vom 14.04.1988 

(BStBl II S. 672) entgegen seiner früheren Rechtsprechung entschieden, dass bei einer GnD 

(§ 13a EStG) die für buchführende Land- und Forstwirte bestehenden Bewertungswahl-

rechte nicht ausgeübt sind. Die Bilanzberichtigung konnte deshalb nur für solche Wirt-

schaftsgüter gewinnneutral durchgeführt werden, für die sich auf- grund der vorgenannten 

BFH-Urteile ohne Bestehen eines Bewertungswahlrechts ein von der bisherigen Handha-

bung abweichender Wertansatz ergab. Das traf lediglich für die geringwertigen Anlagegüter 

(vgl. Tz. 6) sowie für Fälle der R 7.4 Abs. 9 Satz 3 (Tz. 4.3) und der R 44 Abs. 2 Satz 3 EStR 

2008 (Tz. 5) zu; die Einbuchung erfolgt gewinneutral. 

Für die übrigen von den o.g. BFH-Urteilen betroffenen Wirtschaftsgüter (Vieh, Feldinventar, 

stehende Ernte, Vorräte) besteht im Zeitpunkt des Übergangs zur Buchführung ein Bewer-

tungswahlrecht, so dass eine bereits eingereichte Übergangsbilanz lediglich unter den Vo-

raussetzungen des § 4 Abs. 2 EStG geändert werden kann, wenn in der Übergangsbilanz 

bereits eine zulässige Bewertungsmethode angewendet worden ist. 
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 Aktivierung von Obstanlagen 

FM BW Erlass vom 21.11.1985, S 2163 A – 14/85 

„Nach dem BFH-Urteil vom 30. November 1978 (BStBl 1979 II S. 281) ist nicht die einzelne 
Pflanze, sondern die Pflanzenanlage als ein Wirtschaftsgut anzusehen. Dieser Grundsatz bedeutet 
jedoch nicht, dass der gesamte Pflanzenbestand eines Betriebs stets als ein Wirt- schaftsgut zu be-
handeln ist. Durch die innerhalb des Betriebs angebauten unterschiedlichen Pflanzenarten (z.B. bei 
einem Obstbaubetrieb: Äpfel, Birnen, Kirschen), die räumlich getrennte Lage der einzelnen Kultu-
ren sowie das Alter der jeweiligen Pfanzenanlage ergeben sich innerhalb eines nachhaltig geführten 
Betriebs regelmäßig eine Mehrzahl von Wirtschaftsgütern (Pflanzenanlagen und Kulturen), die ei-
ner selbständigen Bewertung und Abschreibung unterliegen. 

Nach diesen Grundsätzen sind sämtliche Aufwendungen für eine Pflanzenneuanlage von einigem 
Gewicht als Herstellungskosten für ein neues Wirtschaftsgut zu aktivieren. Aus Vereinfachungs-
gründen kann jedoch auf eine Prüfung der Frage verzichtet werden, ob aktivierungspflichtige Auf-
wendungen für die Herstellung einer neuen Obstanlage vorliegen, wenn die Aufwendungen für die 
Neuanpflanzung von Obstbäumen im Wirtschaftsjahr für den gesamten Betrieb nicht mehr als 
3 000 DM betragen. Diese Beanstandungs- grenze bedeutet nicht, dass über den Betrag von 3 000 
DM hinausgehende Aufwendungen stets aktivierungspflichtige Herstellungskosten sind. So können 
z.B. über den ganzen Betrieb verteilte Neuanpflanzungen wegen Frostschädigung in den Beständen 
als Erhal- tungsaufwendungen anerkannt werden. Andererseits kann in Aus- nahmefällen auch bei 
Aufwendungen von unter 3 000 DM im Wirtschaftsjahr eine Aktivierungspflicht gegeben sein, z.B. 
wenn der Steuerpflichtige im Laufe von einigen Wirtschaftsjahren planmäßig eine Neuanlage her-
stellt.“ 

Zusatz der Oberfinanzdirektion Karlsruhe: 

Die Nichtbeanstandungsgrenze i.H. von 3000 DM beträgt nach dem BMF-Schreiben vom 

17.01.2002, IV C 2 – S 2230 – 46/01, ab 01.01.2002 1600 Euro. 

 

  



LaFo-Kartei BW Fach 4 Stand: Juni 2025 

 

 Seite 26 

 

 

 

 Brennrechte 

Ein Brennrecht i.S. des BranntwMonG ist ein nicht abnutzbares immaterielles Wirtschafts-

gut; AfA ist somit nicht zulässig. Das Brennrecht ist übertragbar; es ist aber rechtlich nicht 

möglich, nur einen Teil eines Brennrechts zu übertragen. Bei der Veräußerung von Brenn-

rechten sind die Regelungen in §§ 6b, 6c EStG nicht anwendbar (vgl. BFH-Urteil vom 

24.08.1989, BStBl II S. 1016). Eine Veräußerung ist auch der Tausch gegen ein anderes 

Brennrecht; Veräußerungspreis ist der gemeine Wert des hingegebenen Brennrechts. 
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 Zuckerrübenlieferungsrecht 

Zur ertragsteuerlichen Behandlung von Zuckerrübenlieferrechten vgl. Fach 6 Nr. 5.2. 
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 Bewertungswahlrechte und Vereinfachungsregelungen für Land- und Forst-
wirtschaft betreibende Kapitalgesellschaften und Gewerbebetriebe kraft 
Rechtsform 

FM BW Erlass vom 16.11.1993, S 2163/3 und BMF-Schreiben vom 16.11.1993, BStBl I S. 933 

„Zu der Frage, ob Land- und Forstwirtschaft betreibende juristische Personen und Gewerbebetriebe 
kraft Rechtsform, die für die Ermittlung der Einkünfte aus Land- und Forstwirtschaft nach § 13 
EStG geltenden Vereinfachungsregelungen bei der Bestandsaufnahme und der Bewertung von Wirt-
schaftsgütern des Betriebsvermögens in Anspruch nehmen können, nimmt das Finanzministerium 
wie folgt Stellung: 

Kapitalgesellschaften und Erwerbs- und Wirtschaftsgenossenschaften sowie Gewerbetreibende, die 
aufgrund gesetzlicher Vorschriften verpflichtet sind, Bücher zu führen und regelmäßig Abschlüsse 
zu machen, haben beim Ansatz und der Bewertung von Vermögensgegenständen und Schulden die 
handelsrechtlichen Vorschriften der §§ 246 ff. HGB zu beachten. Die Wertansätze sind grundsätz-
lich auch für die Steuerbilanz maßgeblich (vgl. auch BFH-Urteil vom 1. 10. 1992, BStBl 1993 II S. 
284), soweit sich nicht aus § 5 Abs. 6 EStG etwas anderes ergibt. 

Die im Erlass vom 15.12.1981 S 2163 A – 1/76 enthaltenen Erleichte- rungen bei der Bestandsauf-
nahme und der Bewertung von Hofvorrä- ten und das im Erlass vom 21. November 1985 S 2163 A 
– 14/85 zugelassene Bewertungswahlrecht bei der Aktivierung von Pflanzenbeständen und Kulturen 
in landwirtschaftlichen Betrieben (Obstanlagen) können grundsätzlich nur Land- und Forstwirte in 
Anspruch nehmen, die aus einem land- und forstwirtschaftlichen Betrieb Einkünfte im Sinne des § 
13 EStG erzielen. Bei Kapitalgesellschaften, Erwerbs- und Wirtschaftsgenossenschaften sind jedoch 
nach § 8 Abs. 2 KStG alle Einkünfte als gewerblich zu behandeln. Im Interesse der Gleichmäßigkeit 
der Besteuerung dürfen auch diese Stpfl. bestimmte Steuervergünstigungen und Vereinfachungsre-
gelungen, die im übrigen nur bei den Einkünften aus Land- und Forstwirtschaft (§ 13 EStG) ge-
währt werden, in Anspruch nehmen, wenn gleichzeitig die Voraussetzungen des Abschnitts 28 Satz 
3 KStR erfüllt sind. 

Unter Berücksichtigung dieser Erwägungen können auch Kapitalgesellschaften und Erwerbs- und 
Wirtschaftsgenossenschaften die in Textziffern 3.1.3 und 3.2 des Erlasses vom 15. Dezember 1981 
S 2163 A – 1/76 und im Erlass vom 21. November 1985 S 2163 A – 14/85 gewährten Buchfüh-
rungserleichterungen in Anspruch nehmen, wenn der Betrieb der Körperschaft auf Land- und Forst-
wirtschaft beschränkt ist oder der land- und forstwirtschaftliche Betrieb als organisatorisch verselb-
ständigter Betriebsteil (Teilbetrieb) geführt wird. Dies gilt entsprechend für Personengesellschaften, 
die Gewer-bebetrieb kraft Rechtsform sind. 

Für Körperschaften, Personenvereinigungen und Vermögensmassen gilt Abschn. 212 EStR4 sinnge-
mäß (vgl. Abschn. 105 Satz 2 KStR). 

 

4 Jetzt R 34b.2 EStR 2008. 
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Dieser Erlass ergeht im Einvernehmen mit dem Bundesministerium der Finanzen und den obersten 
Finanzbehörden der anderen Länder.“ 

Zusatz der Oberfinanzdirektion Karlsruhe: 

Zur Bewertung von Hofvorräten vgl. Fach 4 Nr. 1.1, Tz 3.1.3, zu Obstanlagen Fach 4 Nr. 

1.5, zu Buchführungserleichterungen für Kapitalgesellschaften und Genossenschaften Fach 

4 Nr. 1.1, Tz 3.1.3. 
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 Bilanzberichtigung nach § 4 Abs. 2 Satz 1 EStG; Jahressteuergesetz 2007 

BMF-Schreiben vom 07.05.2007 an den Hauptverband der landwirtschaftlichen Buchstellen 

und Sachverständigen e.V. und FM BW Erlass vom 11.05.2007, 3 – S 214.1/12 

„Ihre mit Schreiben vom 18. Januar 2007 vorgetragene Frage zum Anwendungszeitpunkt 

des mit dem Jahressteuergesetz 2007 vom 13. Dezember 2006 geänderten § 4 Abs. 2 Satz 

1 EStG habe ich mit den obersten Finanzbehörden der Länder erörtert. Danach ist die Neu-

regelung erstmals auf Bilanzen anzuwenden, die nach dem 31. Dezember 2006 berichtigt 

werden. Dies ergibt sich aus Artikel 20 Abs. 6 des Jahressteuergesetzes 2007, der die Neu-

regelung ab dem 1. Januar 2007 in Kraft setzt. 

Die für das Wirtschaftsjahr 2005/2006 aufgestellte Bilanz kann nach dem 31. Dezember 

2006 nur noch dann berichtigt werden, wenn die auf dieser Bilanz aufbauenden Steuerfest-

setzungen 2005 und 2006 noch änderbar sind. Wird die Bilanzberichtigung erst nach Be-

standskraft der Steuerfestsetzungen 2005 vorgenommen, so ist sie nicht mehr zulässig, 

auch wenn die Steuerfestsetzungen 2006 noch nicht durchgeführt wurden oder noch änder-

bar sind.“ 
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2 Einnahmenüberschussrechnung 

Zurzeit nicht besetzt. 
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3 Schätzung 

 Schätzungsverfahren 

1. Bei Land- und Forstwirten, die ihre Buchführungspflicht nicht erfüllen, ist der Gewinn in seiner 
tatsächlichen Höhe nach § 162 Abs. 1 AO zu schätzen. 

2. Bei der Schätzung der Gewinne aus Sondernutzungen können die Richtsätze unter Fach 4 Nr. 7 
als Anhalt dienen. Dem Finanzamt steht es aber frei, die Gewinnsätze, die Durchschnittswerte 
darstellen, im Einzelfall zu erhöhen oder eine andere Schätzungsmethode anzuwenden. 

3. Bei der Schätzung des Ertrags aus der forstwirtschaftlichen Nutzung sind die Pauschsätze des § 
51 EStDV nicht anwendbar. Demgemäß können als Betriebsausgaben nicht 55 %, sondern auf-
grund vorliegender Erfahrungswerte nur 45 % der Einnahmen angesetzt werden (vgl. Fach 10 
Nr. 1.2). 

4. In Schätzungsfällen ist in den Einkommensteuerbescheid folgende weitere Begründung aufzu-
nehmen: 

„Der Gewinn aus Land- und Forstwirtschaft wurde geschätzt, weil Sie ihrer Verpflichtung zur 
Buchführung nicht nachgekommen sind. Bei Hinnahme einer zu niedrigen Schätzung kann eine 
Steuerstraftat/Steuerordnungswidrigkeit vorliegen. In diesem Fall kann möglicherweise Straffrei-
heit/Bußgeldfreiheit erlangt werden, wenn eine vollständige Gewinnermittlung nachgereicht wird“ 
(vgl. auch Verzeichnis der maschinellen Erläuterungstexte, Text-Nummer 129). 
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 Steuervergünstigungen 

3.2.1 Rücklage nach § 6b EStG 

Die Vergünstigung des § 6b EStG kommt bei einer Vollschätzung nicht in Betracht (§ 6b 

Abs. 4 Nr. 5 EStG). Ist in einem vorangegangenen Wirtschaftsjahr eine Rücklage nach 

§§ 6b, 6c EStG zu Recht gebildet worden und wird der Gewinn im folgenden Wirtschaftsjahr 

geschätzt, so ist die Rücklage im ersten Wirtschaftsjahr der Gewinnschätzung voll gewinn-

erhöhend aufzulösen. 

3.2.2 Sonderabschreibungen 

Sonderabschreibungen werden grundsätzlich neben der linearen AfA (§ 7a Abs. 4 EStG), 

ausnahmsweise auch neben der degressiven AfA (§ 7g EStG) vorgenommen. Nach Ablauf 

des Begünstigungszeitraums bemessen sich die AfA nach dem Restwert und der Restnut-

zungsdauer – bei Gebäuden mit dem Vomhundertsatz des § 7 Abs. 4 EStG (§ 7a Abs. 9 

EStG). 

Auch bei Gewinnschätzungen können Sonderabschreibungen berücksichtigt werden. 

Wird der Gewinn auch für Wirtschaftsjahre nach Ablauf des Begünstigungszeitraums der 

Sonderabschreibung geschätzt, so ist zu berücksichtigen, dass für die Restnutzungsdauer 

nur der Restwert das Volumen der AfA bildet. Der Bebauungskosten-Pauschbetrag (Wein-

bau) enthält keinen Anteil für die AfA. In den Richtsätzen (z.B. beim Obstbau) wurde bis 

einschließlich Wirtschaftsjahr 2015/2016 die volle AfA berücksichtigt. Deshalb sind im letz-

teren Fall die bis einschließlich Wirtschaftsjahr 2015/2016 abgesetzten Sonderabschreibun-

gen auf die Restnutzungsdauer des begünstigten Wirtschaftsguts gewinnerhöhend gleich-

mäßig zu verteilen. Scheidet das begünstigte Wirtschaftsgut vor Ablauf seiner Restnut-

zungsdauer aus dem Betriebsvermögen aus, so erhöhen die noch nicht wieder hinzuge-

rechneten Sonderabschreibungen den Gewinn des Wirtschaftsjahres der Veräußerung oder 

Entnahme. Ist die Nutzungsdauer nicht länger als der Begünstigungszeitraum, so ist die 

Hinzurechnung im Wirtschaftsjahr nach der vollen Abschreibung des Wirtschaftsguts vorzu-

nehmen. 
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Anschaffungskosten eines nach § 7g EStG begünstigten Wirtschafts- guts 10.000 Euro; die 

Nutzungsdauer richtet sich nach den AfA- Tabellen unter Fach 12 Nr. 1. 

Auszugeben ist von den ggf. um den Herabsetzungsbetrag nach § 7g Abs. 2 Satz 2 EStG 

geminderten Anschaffungskosten. 

Nutzungsdauer 7 Jahre: 

Wj. 
Soderabschrei-

bung in € 
AfA in € 

Buchwert am 

Ende des Wj. in 

€ 

Hinzurechnung 

in € 

01 2.000 1.428 6.572 - 

02 - 1.428 5.144 - 

03 - 1.428 3.716 - 

04 - 1.428 2.288 - 

05 - 1.428 860 - 

06 - 430 430 1.000 

07 - 430 - 1.000 

 

Nutzungsdauer 4 Jahre: 

Beispiele:  
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Wj. 
Soderabschrei-

bung in € 
AfA in € 

Buchwert am 

Ende des Wj. in 

€ 

Hinzurechnung 

in € 

01 2.000 2.500 5.500 - 

02 - 2.500 3.000 - 

03 - 2.500 500 - 

04 - 500 - 2.000 
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 Zwangsverfahren 

Kommt der Steuerpflichtige seiner Buchführungspflicht nicht nach, so besteht die Möglichkeit, die 
Führung von Büchern nach §§ 328 bis 335 AO zu erzwingen. Dabei ist der Steuerpflichtige, der der 
erstmaligen Aufforderung nicht nachgekommen ist, spätestens einen Monat vor Beginn des nun fol-
genden Wirtschaftsjahres unter Androhung eines Zwangsgeldes nochmals aufzufordern, ab dem Be-
ginn dieses Wirtschaftsjahres seine bereits bestehende Buchführungspflicht zu erfüllen und eine Er-
öffnungsbilanz innerhalb eines Monats aufzustellen und einzureichen. Kommt der Steuerpflichtige 
dieser Aufforderung nicht nach, ist das Zwangsgeld spätestens zwei bis drei Wochen nach Fristab-
lauf festzusetzen. Weitere Zwangsgelder (§ 332 Abs. 3 AO) können wegen derselben Verpflichtung 
nicht mehr angedroht und festgesetzt werden. Der Stpfl. ist jedoch rechtzeitig vor Beginn des nächs-
ten Wirtschaftsjahres erneut aufzufordern, eine Eröffnungsbilanz aufzustellen und einzureichen und 
von diesem Zeitpunkt an Bücher zu führen. Diese Aufforderung ist mit einer erneuten Zwangsgeld-
androhung zu verbinden (§ 332 Abs. 2 AO). 

Die Nichterfüllung der Buchführungspflicht kann auch eine Steuer- gefährdung im Sinne von § 379 
Abs. 1 AO darstellen und ggf. durch Auferlegung einer Geldbuße geahndet werden. 
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4 Wechsel der Gewinnermittlungsart 

 Berücksichtigung der Tiere des Umlaufvermögens beim Übergang von der Ge-
winnermittlung nach Durchschnittssätzen (§ 13a EStG) zur Gewinnermittlung 
nach § 4 Abs. 3 EStG 

Es wird nicht beanstandet, wenn der Steuerpflichtige in der Übergangsbilanz für die zum Bilanz-
stichtag noch nicht verkaufs- oder schlachtreifen Tiere des Umlaufvermögens die Durchschnitts-
werte ansetzt (Fach 4 Nr. 1.4, Tz 7). Dementsprechend hat der Steuerpflich- tige beim Übergang zur 
Einnahmenüberschussrechnung nach 

§ 4 Abs. 3 EStG das Wahlrecht, den Abzug des Warenbestands des Vorjahres (Anlage zu R 4.6 EStR 
2008) hinsichtlich der Tiere des Umlaufvermögens mit den Anschaffungs- oder Herstellungskosten 
oder mit Durchschnittswerten vorzunehmen. 
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5 Wirtschaftsjahr 

 Futterbaubetriebe 

5.1.1 Begriff des Futterbaus 

Die Oberfinanzdirektion München hat den Begriff des Futterbaus i. S. des § 8 c Abs. 1 Nr. 

1 EStDV in einer Verfügung vom 09.06.1981 wie folgt definiert: 

„ ... 

3.3.4.2 Zum „Futterbau” gehören: 

a) Grünland (Wiesen, Weiden und bodengeschätzte Hutungs- und Streuflächen); 

b) alle Kleearten (z.B. Rotklee, Luzerne) und Kleegrasgemi- sche, 

c) Grünmais (d.i. Mais bis zum Stadium des Kolbenansatzes; wird grün geschnitten 

und eingefüttert), 

d) Silomais (d.i. Mais, der über das Stadium des Kolbenan- satzes hinaus bis zur 

Milchreife bzw. bis zur Teigreife der Körner gediehen ist), 

e) Körnerleguminosen (Ackerbohnen und Wicken), wenn sie zur Kraftfuttergewin-

nung im eigenen Betrieb bestimmt sind; nicht hingegen, wenn sie zur Saatgutver- 

mehrung angebaut werden, 

f) Menggetreideanbau (Mischsaaten von Getreide und Leguminosen) 

z.B. Gerst-Hafergemenge oder Erbs-Wick-Hafergemenge; dieser Bereich gehört 

zum Futterbau sowohl in grünem wie in ausgereiftem Zustand, 

g) In Abweichung von ihrer sonstigen Zuordnung zu den Hackfrüchten gehören Fut-

terrüben entsprechend ihrer Zweckbestimmung für die Feststellung der Hauptfut-

terfläche zum Futterbau. 
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3.3.4.3 Zur Vermeidung von Abgrenzungsschwierigkeiten wird noch auf die Bodennut-

zungsarten „Hackfrüchte“ und „Getreide“ (Abschnitt 2.11 Abs. 3 Tabelle L 16 Be-

wRL) hingewiesen. Zu den Hackfrüchten gehören z.B. Zuckerrüben, Futterrüben, 

Kartoffeln, Mais (nach der Art der Bearbeitung sowie im Rahmen der Fruchtfolge, 

nicht nach der Zweckbestimmung). Zum Getreidebau gehören auch der Körner-

mais, die Körnerleguminosen, insbes. die zur Saatgut- und Speiseleguminosenge-

winnung, sowie die Ölfrüchte zur Körnergewinnung (Raps, Ackersenf und Rübsen). 

3.3.4.4 Die Zuordnung der jeweiligen Feldfrüchte etc. zum Bereich Futterbau ist nach ihrer 

objektiven Zweckbestimmung vorzunehmen, nicht nach ihrer möglicherweise 

späteren Verwendung. So rechnet z.B. der Anbau von Kartoffeln und Weizen in 

keinem Fall zum Futterbau, selbst wenn die Kartoffeln und der Weizen im eigenen 

Betrieb als Viehfutter verwendet werden sollten. Bei der Feststellung des Bodennut-

zungssystems bleiben auch alle dem Zwischen- und Nachfruchtfut- terbau dienen-

den Flächen (z.B. Grünroggen als Winterzwi- schenfrucht nach Kartoffeln vor Som-

mergetreide und Lihoraps als Nachfrucht nach Wintergerste zur Einfütterung im 

Spätherbst) ebenso wie die Nebenfutterflächen (Stoppelklee, Zuckerrübenblatt) un-

berücksichtigt. 

... “ 

Nach dem Erlass des FM BW vom 21.01.1982, S 2115 – 5/81 ist im Interesse der Gleich-

behandlung auch in Baden-Württemberg nach der vorstehenden Regelung zu verfahren. 

 

 

5.1.2 Abgrenzung des Futterbaubetriebs 

Für Futterbaubetriebe gilt grundsätzlich das allgemeine Wirtschaftsjahr vom 1. Juli bis 30. 

Juni (§ 4a Abs. 1 Nr. 1 EStG). 

Nach § 8c Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 EStDV können Betriebe mit einem Futterbauanteil von 80 % 

und mehr der Fläche der landwirtschaftlichen Nutzung für das Wirtschaftsjahr im Sinne des 
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§ 4a Abs. 1 Nr. 1 EStG den Zeitraum vom 1. Mai bis 30. April bestimmen. Ein solcher Betrieb 

liegt nach § 8c Abs. 1 Satz 2 EStDV auch vor, wenn daneben in geringem Umfang noch 

eine andere land- und forstwirtschaftliche Nutzung vorhanden ist. 

Die Abgrenzung, ob ein Futterbaubetrieb i.S. des § 8c Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 EStDV oder ein 

Betrieb mit einem Wirtschaftsjahr vom 1. Juli bis 

30. Juni (§ 4a Abs. 1 Nr. 1 EStG) anzunehmen ist, ist wie folgt vorzu- nehmen: 

1. Zunächst ist festzustellen, ob im Rahmen der landwirtschaftlichen Nutzung der Futter-

bauanteil 80 % oder mehr beträgt. Dabei ist ausschließlich auf das Verhältnis der Flä-

chen, die dem Futterbau dienen, zur Gesamtfläche der landwirtschaftlichen Nutzung 

abzustellen. In der Frage, welche Anbauflächen zum Futterbau gehören, ist weiterhin 

nach der Verfügung der OFD München vom 9. Juni 1981 Tz 3.3.4.2 bis 3.3.4.4 zu ver-

fahren (Fach 4 Nr. 5.1.1). 

2. Ergibt sich nach der Nr. 1 ein Futterbauanteil von 80 % oder mehr der gesamten land-

wirtschaftlichen Nutzfläche, so ist der Betrieb nur dann als Futterbaubetrieb anzusehen, 

wenn die „anderen land- und forstwirtschaftlichen Nutzungen“ (forstwirtschaftliche, wein-

bauliche, gärtnerische, sonstige land- und forstwirtschaftliche Nutzung) lediglich von un-

tergeordneter Bedeu- tung sind. Das ist der Fall, wenn der Umfang der anderen land- 

und forstwirtschaftlichen Nutzungen nicht mehr als 10 % des Gesamtbetriebs beträgt. 

Wegen der unterschiedlichen Ertragsfähigkeit der einzelnen Nutzungen ist diese Ab-

grenzung nicht nach dem Verhältnis der Flächen, sondern wertmäßig nach den bewer- 

tungsrechtlichen Vergleichswerten vorzunehmen (BFH-Urteil vom 03.12.1987, BStBl 

1988 II S. 269). 

3. Zugepachtete Flächen sowie als Grundvermögen bewertete Flächen sind in die Prüfung 

einzubeziehen. Verpachtete Flächen sind nicht zu berücksichtigen. 

Beispiel: 
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Zu einem land- und forstwirtschaftlichen Betrieb gehören 35 ha landwirtschaftliche Nutzflä-

chen (davon dienen 30 ha dem Futterbau) und 10 ha Waldflächen. Der Vergleichswert der 

landwirtschaftlichen Nutzung beträgt 40 000 DM, der forstwirtschaftliche Vergleichswert be-

läuft sich auf 2 000 DM. 

Für den Betrieb kann als Futterbaubetrieb das Wirtschaftsjahr gemäß § 8c Abs. 1 Satz 1 

Nr. 1 EStDV (1. Mai bis 30. April) gewählt werden. Der Futterbauanteil beträgt mit ca. 85,7 

% (30 ha von 35 ha) mindestens 80 % der landwirtschaftlichen Nutzfläche; die andere (forst-

wirtschaftliche) Nutzung hat mit ca. 4,8 % der Summe der Vergleichswerte (2 000 DM von 

42 000 DM) nur einen geringen Umfang. 
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 Reine Forstwirtschaft 

Reine Forstbetriebe können abweichend vom allgemeinen Wirtschaftsjahr (§ 4a Abs. 1 Nr. 1 EStG) 
auch das Kalenderjahr als Wirtschaftsjahr bestimmen (§ 8c Abs. 2 EStDV). Alternativ kann als 
Wirtschaftsjahr der Zeitraum vom 1. Oktober bis 30. September bestimmt werden (§ 8c Abs. 1 Satz 
1 Nr. 2 EStDV). 

Nach § 8c Abs. 1 Satz 2 EStDV ist es unschädlich, wenn bei Betrieben reiner Forstwirtschaft neben 
der forstwirtschaftlichen Nutzung in geringem Umfang noch andere land- und forstwirtschaftliche 
Nutzungen vorhanden sind. Der Umfang einer anderen Nutzung ist nur dann gering, wenn der sich 
hierfür ergebende Vergleichswert nach dem BewG nicht mehr als etwa 10 % des bewertungsrechtli-
chen Werts der gesamten land- und forstwirtschaftlichen Nutzungen beträgt (BFH-Urteil vom 
03.12.1987, BStBl 1988 II S. 269). Zugepach- tete Flächen sowie als Grundvermögen bewertete 
Flächen sind in die Prüfung einzubeziehen. Verpachtete Flächen werden nicht berücksichtigt. 

Soweit der Land- und Forstwirt nicht nach § 8c Abs. 2 EStDV zulässig das Kalenderjahr als Wirt-
schaftsjahr bestimmt hat, ist das nach § 4a Abs. 1 EStG bzw. § 8c Abs. 1 EStDV maßgebende Wirt-
schaftsjahr Gewinnermittlungszeitraum. 
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6 Betriebsausgaben 

 Aufwendungen für Auszubildende in der ländlichen Hauswirtschaft 

Es bestehen keine Bedenken, die Aufwendungen für die Beschäftigung von Auszubildenden in der 
ländlichen Hauswirtschaft im Schätzungswege regelmäßig je zur Hälfte dem betrieblichen und dem 
privaten Bereich zuzuordnen. Darüber hinaus hat der Steuerpflichtige die Möglichkeit, im Einzelfall 
einen höheren betrieblichen Anteil nachzuweisen. 
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 Beiträge an die landwirtschaftliche Sozialversiche- rung (LSV) 

6.2.1 Eigene Beiträge des Betriebsinhabers 

Die Sozialversicherungsbeiträge, die ein Land- und Forstwirt an die landwirtschaftliche So-

zialversicherung (LSV) zahlen muss, gliedern sich auf in 

– Beiträge zur Rentenversicherung (Landwirtschaftliche Alterskasse), 

– Beiträge zur Krankenversicherung (Landwirtschaftliche Krankenkasse), 

– Beiträge zur betrieblichen Unfallversicherung (Landwirtschaftliche Berufsgenossen-

schaft), 

– Beiträge zur landwirtschaftlichen Pflegeversicherung (Landwirtschaftliche Pflegekasse). 

Während die Beiträge zur Rentenversicherung nach § 10 Abs. 1 Nr. 2 Buchst. a EStG und 

zur Kranken- und Pflegeversicherung nach § 10 Abs. 1 Nr. 3 Buchst. a EStG als Sonder-

ausgaben abgezogen werden können, ist der auf die betriebliche Unfallversicherung entfal-

lende Anteil der Sozialversicherungsbeiträge als Betriebsausgabe zu berücksichtigen. 

 

6.2.2 Beitragszuschüsse nach § 32 des Gesetzes über die Altersver- sicherung der Landwirte 
(ALG) 

Nach § 32 des Gesetzes über die Alterssicherung der Landwirte (ALG) erhalten versiche-

rungspflichtige Landwirte Zuschüsse zu ihrem Versicherungsbeitrag und zum Beitrag für 

mitarbeitende Familienangehörige, wenn das nach ALG ermittelte Einkommen 15 000 a 

nicht übersteigt. Diese Zuschüsse sind nach § 3 Nr. 17 EStG steuerfrei. 

Die Zuschüsse beziehen sich ausschließlich auf die Beiträge für die Alterssicherung (Ren-

tenversicherung). Sie mindern insoweit den Sonderausgabenabzug nach § 10 Abs. 1 Nr. 2 

Buchst. a EStG i.V. mit 

§ 10 Abs. 2 Nr. 1 EStG (vgl. das BMF-Schreiben vom 03.01.2008, BStBl I S. 390, Rz 5 und 

H 10.5 [Nichtabziehbare Vorsorgeaufwendungen] EStH 2008). 

6.2.3 Beiträge für im Betrieb mitarbeitende Familienangehörige 
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Sofern der Land- und Forstwirt verpflichtet ist, für im Betrieb mitarbeitende Familienange-

hörige (MiFa) Renten- und Krankenversicherungsbeiträge an die landwirtschaftliche Alters-

kasse zu zahlen (§ 1 Abs. 1 Nr. 2 ALG bzw. § 2 Abs. 1 Nr. 3 KVLG), sind diese unabhängig 

davon, ob ein steuerlich anzuerkennendes Arbeitsverhältnis besteht, durch den Betrieb ver-

anlasst und damit Betriebsausgaben. 

Der landwirtschaftliche Unternehmer hat die Beiträge zur Basiskrankenversicherung für die 

MiFa vollständig allein zu tragen (§ 48 Abs. 1 S. 1 KVLG 1989); gleiches gilt für die Beiträge 

zur Pflege-Pflichtversicherung (§ 59 Abs. 1 S. 1 SGB XI). Für den MiFa fallen grundsätzlich 

keine eigenen Beiträge aus der Tätigkeit im landwirtschaftlichen Unternehmen an. Dem ent-

spricht es, dass die Beiträge daher weder bei dem landwirtschaftlichen Unternehmer noch 

bei dem MiFa im Rahmen der Einkommensteuererklärung als Sonderausgaben abziehbar 

sind. 
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 Stille Gesellschaften mit nahen Angehörigen 

Schließen Land- und Forstwirte mit Kindern Verträge über deren Beteiligung als stiller Gesellschaf-
ter am Betrieb, besteht die Einlage des Stillen zumeist nur in einem geringen Kapitalbetrag und im 
Übrigen in der Einbringung seiner Arbeitskraft. Der Stille soll dadurch anstelle von Einkünften aus 
nichtselbständiger Arbeit solche aus Kapitalvermögen erzielen, um den Sparer-Freibetrag des § 20 
Abs. 4 EStG (bis VZ 2008) auszunutzen. Außerdem ergeben sich Vorteile bei den Beiträgen zur 
landwirtschaftlichen Alterskasse. 

Bei der steuerlichen Beurteilung derartiger Vertragsgestaltungen ist Folgendes zu beachten: 

6.3.1 Begriff der stillen Gesellschaft 

Die Regelung der stillen Gesellschaft in den §§ 230 bis 237 HGB erstreckt sich nur auf stille 

Beteiligungen an einem Handelsgewerbe. Das Steuerrecht greift über den Begriff der stillen 

Gesellschaft nach Handelsrecht insofern hinaus, als eine Beteiligung als stiller Gesell- 

schafter aufgrund vertraglicher Vereinbarung auch an einem Unternehmen möglich ist, das 

kein Handelsgewerbe darstellt (Abschnitt 50 Abs. 1 GewStR). Die Vereinbarung einer stillen 

Gesellschaft ist auch bei Betrieben der Land- und Forstwirtschaft nicht ausgeschlossen. 

Wesensmäßig ist eine solche stille Gesellschaft eine Innengesellschaft i.S. des § 705 ff. 

BGB (vgl. BFH-Urteil vom 21.09.1989, BFH/ NV 1990 S. 692), bei der der Stille jedoch kein 

Gesamthandseigentum am Betriebsvermögen erlangt, sondern wie ein Darlehensgläubi- 

ger lediglich schuldrechtliche Ansprüche besitzt. 

Der Gesellschafterbeitrag des Stillen besteht gewöhnlich in einer Geld- oder Sacheinlage, 

die in das Vermögen des Betriebsinhabers übergeht. Er kann aber auch – allein oder neben 

einer Kapitaleinlage – in der Leistung von Diensten bestehen (§ 706 Abs. 3 BGB). 

Für die Annahme einer stillen Gesellschaft ist eine Beteiligung des Stillen am Gewinn des 

Betriebs unverzichtbar (analog § 231 Abs. 2 HGB), da andernfalls nur ein Darlehens- oder 

Arbeitsverhältnis vorliegt. Eine Verlustbeteiligung ist möglich, aber nicht notwendig 

6.3.2 Steuerliche Anerkennung 

Die steuerliche Anerkennung einer stillen Gesellschaft mit nahen Angehörigen setzt voraus, 

dass das Vertragsverhältnis zivilrechtlich wirksam zustande gekommen, im Voraus klar und 
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ernsthaft vereinbart worden ist und sowohl in der Ausgestaltung als auch der tatsächlichen 

Durchführung dem entspricht, was auch unter Fremden üblich ist (H 15.9 Abs. 1 EStH 2008). 

Zivilrechtlich ist der Gesellschaftsvertrag formfrei. Der bei nahen Angehörigen steuerlich 

notwendige Nachweis des rechtzeitigen Abschlusses des Vertragsverhältnisses und des 

Inhalts der getroffenen Einzelabmachungen ist ohne rechtzeitige schriftliche Niederlegung 

jedoch nicht denkbar. Zu den zivilrechtlichen Wirksamkeitsvoraussetzungen gehört bei 

schenkweise begründeter stiller Beteiligung ggf. die notarielle Beurkundung des Vertrags 

(BMF-Schreiben vom 01.12.1992, BStBl I S. 729) und bei minderjährigen stillen Gesell- 

schaftern ggf. die Bestellung eines Abschlußpflegers wegen des Verbots des Selbstkontra-

hierens (§ 181 BGB) sowie der vormundschaftsgerichtlichen Genehmigung (§§ 1643, 1822 

Nr. 3 BGB). 

Der steuerlichen Anerkennung des Vertragsverhältnisses kann es schon dem Grunde nach 

entgegenstehen, wenn sich der Betriebsinhaber einseitige Rücktrittsrechte vorbehalten hat 

(BFH-Urteile vom 18.07.1974, BStBl II S. 740 und vom 03.05.1979, BStBl II S. 515), dem 

Stillen einseitige Entnahmebeschränkungen in der Verfügung über die Einnahmen aus der 

Beteiligung auferlegt sind (BFH-Urteil vom 25.09.1969, BStBl 1970 II S. 114), längerwäh-

rende Kündigungsbeschränkungen (über 5 Jahre) für den Stillen bestehen (BFH-Urteil vom 

03.05.1979 a.a.O.) oder sein Kapital nach Beendigung der Gesellschaft erst nach einem 

längeren Zeitraum zurückgezahlt wird (BFH-Urteil vom 19.12.1978, BStBl 1980 II S. 242). 

Was die Höhe der Gewinnbeteiligung anbelangt, setzt die Anerken- nung einer stillen Ge-

sellschaft mit ausschließlicher Kapitaleinlage des Stillen voraus, dass bei der Gewinnver-

teilung die Gesellschafterbeiträge des Betriebsinhabers und des Stillen in ein zutref-

fendes Verhältnis zueinander gesetzt werden. Als Beitrag des Betriebsinhabers ist dabei 

insbesondere der gemeine Wert des Betriebs (abzüglich Verbindlichkeiten) und seine Tä-

tigkeit als Betriebsleiter zu werten. Dem steht andererseits der Nennwert der Kapitaleinlage 

des Stillen gegenüber. Erweist sich, dass der Stille bei entsprechender Gewinnaufteilung im 

Durchschnitt der Jahre eine ungleich niedrigere Rendite für seinen Kapitalbeitrag erhält, als 

dies bei marktüblicher Verzinsung eines Darlehens der Fall wäre, so kann dies dafür spre-

chen, die Anerkennung der stillen Gesellschaft insgesamt zu versagen. Ein Fremder wäre 
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nicht bereit, sein Kapital zu solchen ungünstigen Bedingungen, dazuhin ohne Sicherheits-

leistung, zur Verfügung zu stellen. 

Im Übrigen kann eine Überprüfung der Angemessenheit des Gewinnverteilungsschlüssels 

nur unter Zugrundelegung der konkreten Einzeldaten (gemeiner Wert des Betriebs, ange-

messener Unternehmerlohn, durchschnittlicher Gewinn usw.) erfolgen. Verbindliche Aus-

künfte können deshalb ohne Kenntnis der genauen Betriebsdaten nicht erteilt werden. 

Eine stille Beteiligung, bei der die Einlage des Stillen in der Einbringung seiner Arbeits-

leistung besteht, wurde vom BFH bisher in vereinzelten Fällen des gewerblichen Bereichs 

anerkannt bzw. angenommen. Als grundlegende Voraussetzung hat er dabei gefordert, 

dass die Arbeitsleistung des Stillen nicht in einem Verhältnis der Über- und Unterordnung, 

sondern der Partnerschaft erbracht wird (BFH-Urteil vom 07.12.1983, BStBl 1984 II S. 373). 

Dem Stillen muss ein Überwachungs- und Mitspracherecht zustehen, so dass der Betriebs-

inhaber nicht gegen dessen Willen die Geschicke des Unternehmens bestimmen kann 

(BFH-Urteil vom 07.02.1968, BStBl II S. 356). In den Urteilsfällen hatte der Stille dabei re-

gelmäßig eine verantwortliche, leitende Position inne, die für den gemeinsamen Geschäfts-

erfolg von erheblicher Bedeutung war. Der Stille erhielt hierbei außer gewinnabhängigen 

Vergütungen regelmäßig auch feste, dem Lohnsteuerabzug unterliegende Gehaltsbezüge, 

die ihm auch bei ungünstiger Ertragslage eine gewisse existentielle Absicherung gewährten. 

Es handelte sich insofern um gemischte Verträge mit Elementen des Gesellschafts- und des 

Dienstvertrags. 

In der Land- und Forstwirtschaft sind stille Beteiligungen durch Einbringung der Arbeitskraft, 

auch wenn daneben noch eine geringe Kapitaleinlage geleistet wird, unter Fremden bisher 

nicht bekannt geworden. Sie müssen als unüblich angesehen werden, so dass sie auch 

unter Angehörigen nicht anzuerkennen sind. Die Arbeitsleistung eines in dieser Weise be-

teiligten Angehörigen dürfte für den Betrieb nicht dasselbe Gewicht haben wie eine leitende 

Tätigkeit in einem Gewerbebetrieb mit der Funktion als Vorgesetzter zahlreicher Mitarbeiter. 

Weder der Inhaber des landwirtschaftlichen Betriebs noch eine fremde Arbeitskraft in der 

Landwirtschaft wird deshalb daran interessiert sein, dass die zu erbringende Arbeitsleistung 

ausschließlich oder im Wesentlichen durch einen Anteil am Gewinn abgegolten wird. Der 
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Stille würde bei einer – gemessen am Kapital und Arbeitseinsatz – niedrigen Rendite des 

landwirtschaftlichen Betriebs für eine ganzjährige Vollzeitarbeit womöglich nicht einmal eine 

Vergütung in Höhe des Existenzminimums erhalten. Da sich die Arbeitsleistung nicht kapi-

talisieren lässt, müsste bei der Gewinnverteilung in Anlehnung an entsprechende Regelun-

gen des Handelsrechts (z.B. § 121 HGB) zunächst eine Kapitalverzinsung von 4 % berück-

sichtigt werden. Der etwaige übersteigende Betrag verbliebe sodann für die Arbeitsleistung 

des Betriebsleiters und des Stillen im entsprechenden Verhältnis. Zu diesen Bedingungen 

würde aber ein Fremder schwerlich bereit sein, eine stille Gesellschaft einzugehen. 

Kann die stille Gesellschaft nach diesen Grundsätzen nicht anerkannt werden, so kommt 

auch eine Umdeutung in einen Arbeitsvertrag regelmäßig nicht in Betracht. 
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 Erfassung der Betriebsausgaben im Zusammenhang mit Kinderbetreuungskos-
ten gem. § 4f EStG und bezogen auf Fahrten zwischen Wohnung und Betriebs-
stätte gem. § 6 Abs. 1 Nr. 4 Satz 3 EStG1)5

 

BMF-Schreiben vom 14.11.2007 an den Hauptverband der landwirtschaftlichen Buchstellen und 
Sachverständigen e.V.; FM BW Erlass vom 21.11.2007, 3-S 211.5/10 

„Ihre mit Schreiben vom 16. Januar 2007 vorgetragene Frage zur Anwendung des § 4f EStG und 
des § 6 Abs. 1 Nr. 4 Satz 3 EStG im Zusammenhang mit § 4a Abs. 2 Nr. 1 EStG habe ich mit den 
obersten Finanzbehörden der Länder erörtert. Danach nehme ich wie folgt Stellung: 

8 § 6 Abs. 1 Nr. 4 Satz 3 EStG 

Mit der Neuregelung des § 6 Abs. 1 Nr. 4 Satz 3 EStG wird für die Frage, ob zur Ermittlung des pri-
vaten Nutzungsanteils eines betrieb- lichen Kfz § 6 Abs. 1 Nr. 4 Satz 2 (1 %-Regelung) anzuwenden 
ist, bestimmt, dass für die Ermittlung des betrieblichen Nutzungsanteils die Fahrten zwischen Woh-
nung und Betriebsstätte als als betriebliche Fahrten gelten. Mit dieser Festschreibung wird nicht be-
stimmt, dass die Aufwendungen für Fahrten zwischen Wohnung und Betriebsstätte generell als Be-
triebsausgaben abziehbar wären. 

§ 6 Abs. 1 Nr. 4 Satz 2 in der Fassung des Gesetzes zur Eindämmung missbräuchlicher Steuerge-
staltungen vom 28. April 2006 (BStBl I S. 353) ist erstmals für Wirtschaftsjahre anzuwenden, die 
nach dem 31. Dezember 2005 beginnen. Bei land- und forstwirtschaftlichen Betrieben wäre dies das 
Wirtschaftsjahr 2006/2007. Durch das Steueränderungsgesetz 2007 vom 19. Juli 2006 (BStBl I S. 
432) wurde durch Streichung des § 4 Abs. 5 Satz 1 Nr. 6 EStG und Einfügung des § 4 Abs. 5a EStG 
festgelegt, dass die Aufwendungen für Fahrten zwischen Wohnung und Betriebsstätte nicht mehr als 
Betriebsausgaben abziehbar sind. Damit hat sich der Charakter dieser Aufwendungen verändert. 
Durch die Einfügung des Satzes 3 in § 6 Abs. 1 Nr. 4 EStG bleibt der nach der bisherigen Rechts-
lage ermittelte private Nutzungsanteil unverändert, d.h. konnte für den ersten Teil des Wirtschafts-
jahres 2006/2007, der auf den Veranlagungszeitraum 2006 entfällt, unter Einbeziehung der Fahrten 
zwischen Wohnung und Betriebsstätte ein betrieblicher Nutzungsumfang von mehr als 50 % ermit-
telt werden, so gilt dies auch für den zweiten Teil des Wirtschaftsjahres, der auf den Veranlagungs-
zeitraum 2007 entfällt (soweit im Einzelfall keine wesentliche Änderung der betrieblichen Nutzung 
eingetreten ist). 

Der Abzug der Entfernungspauschale nach § 4 Abs. 5a Satz 4 i.V.m. § 9 Abs. 2 EStG ist außerhalb 
der Bilanz vorzunehmen. Der so ermit- telte Gewinn ist gemäß § 4a Abs. 2 Nr. 1 Satz 1 EStG den 
Veranlagungszeiträumen zuzuordnen. 

9 § 4f EStG 

 

5 Die Änderungen durch das Gesetz zur Fortführung der Gesetzeslage 2006 bei der Entfernungspauschale vom 
20.04.2009 sind zu beachten. 
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Nach § 4f EStG können erwerbsbedingte Kinderbetreuungskosten unter den im Gesetz genannten 
Voraussetzungen wie Betriebsausgaben abgezogen werden. Diese Regelung ist erstmals für im Ver-
anlagungszeitraum 2006 geleistete Aufwendungen anzuwenden, soweit die den Aufwendungen zu 
Grunde liegenden Leistungen nach dem 31. Dezember 2005 erbracht worden sind (§ 52 Abs. 12c 
EStG). Für Betriebe mit vom Kalenderjahr abweichendem Wirtschaftsjahr bedeutet dies, dass er-
werbsbedingte Kinderbetreuungskosten, die nach dem 31. Dezember 2005 erbracht und geleistet 
werden, im Wirtschaftsjahr 2005/2006 wie Betriebsausgaben abgezogen werden können.“ 
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7 Sondernutzungen 

 Allgemeines 

Die steuerliche Behandlung von Gewinnen aus Sondernutzungen hat sich durch die Neufassung des 
§ 13a EStG im Rahmen des Gesetzes zur Anpassug der Abgabenordnung an den Zollkodex der 
Union und zur Änderung weiterer steuerlicher Vorschriften (BStBl 2015 I S. 58) für nach dem 
30.12.2015 endende Wirtschaftsjahre grundlegend geändert. 

Nach § 13a Abs. 1 Nr. 5 EStG n.F. bewirkt das Überschreiten der in der Anlage 1a Nr. 2 Spalte 2 zu 
§ 13a EStG genannten Grenzen, dass der Betrieb insgesamt aus der Gewinnermittlung nach § 13a 
EStG herausfällt. Das Finanzamt hat dem Steuerpflichtigen den Wegfall der Voraussetzungen für 
die Gewinnermittlung nach § 13a Abs. 1 Satz 4 EStG n. F. mitzuteilen (VordruckS2– 45). 

Liegt der Wert jeder Sondernutzung unter der in der Anlage 1a Nr. 2 Spalte 2 zu § 13a EStG und 
über der in Spalte 3 genannten Grenzen bzw. ist beim Überschreiten der in der Anlage 1a genannten 
Grenzen an den Steuerpflichtigen keine Mitteilung nach § 13a Abs. 1 Satz 4 EStG n. F. erfolgt, ist 
der Gewinn aus jeder Sondernutzung mit einem Zuschlag von 1000 Euro zu erfassen (§ 13a Abs. 6 
EStG n. F.). 

Die unter 7.2 mitgeteilten Werte haben daher nur für Gewinnermitt- lungen nach § 4 Abs. 1 und 3 
EStG sowie für Gewinnschätzungen Bedeutung. 
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 Richtsätze 

7.2.1 Allgemeines bei Sonderkulturen und Sondernutzungen 

Für die Sonderkulturen und Sondernutzungen Hopfen, Spargel, Weinbau, Obstbau (gärt-

nersiche Nutzung) gelten bei Anwendung der Richtsätze ab dem Wirtschaftsjahr 2016/2017 

die gleichen Voraussetzungen. 

Nach dem Beschluss der Einkommensteuerreferenten des Bundes und der Länder wurde 

der empfohlenen Neustrukturierung der Pauschalierung von Betriebsausgaben im Weinbau 

zugestimmt. Die Regelungen gelten ab dem Wirtschaftsjahr 2016/2017. 

Für die übrigen Sondernutzungen gelten diese Regelungen ab dem Wirtschaftsjahr 

2016/2017 sinngemäß. 

Für alle Nutzungen gilt, dass die AfA nicht mehr im Pauschbetrag enthalten ist und die Be-

triebe die AfA nur noch auf Nachweis geltend machen können. Dazu ist die Vorlage eines 

Anlageverzeichnisses (als Anlage zur Einkommensteuererklärung) erforderlich, das fol- 

gende Angaben enthalten muss: 

Genaue Be-

zeichnung des 

Gegenstands 

Zeitpunkt der 

Anschffung 

oder Herstel-

lung 

Anschaffungs- 

oder Herstel-

lungskosten 

(Nettobetrag) 

Nutzungsdauer 

(lt. amtlicher 

AfA-Tabelle) 

Höhe der AfA 

insgesamt 

Anteil der AfA 

in der betreffen-

den Sonderkul-

tur/ -nutzung 

Wirtschaftsgut Datum Euro Jahre Euro In % 

 

Die Anschaffung oder Herstellung eines Wirtschaftsgutes, für das AfA geltend gemacht wird, 

ist grundsätzlich belegmäßig nachzuweisen, etwa durch Vorlage von Rechnungen, die dazu 

aufzubewahren sind. 

In begründeten Ausnahmefällen können die Anschaffungs- oder Herstellungskosten ge-

schätzt werden, wobei darauf besonders hinzuweisen ist. Diese Schätzungsmöglichkeit be-

steht für den Nutzungsanteil bei sogenannten Gemischtbetrieben, in denen Wirtschaftsgüter 

des Anlagevermögens im Sonderkulturbetrieb und im übrigen land- und forstwirtschaftlichen 

Betriebsteil eingesetzt werden. Die Aufteilung ist zu begründen.  
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Anschaffungskosten für geringwertige Wirtschaftsgüter nach § 6 Abs. 2 oder Abs. 2a EStG 

können neben der Pauschale gegen Nachweis abgezogen werden. 

Die Höhe der AfA richtet sich grundsätzlich nach der betriebsgewöhnlichen Nutzungsdauer, 

wie sie in der amtlichen AfA-Tabelle für das einzelne Wirtschaftsgut festgelegt ist (vgl. Fach 

12). 

Fertiggestellt und damit abschreibungsfähig ist eine Dauerkultur erst dann, wenn sie im Voll-

ertrag steht (BMF-Schreiben vom 17.09.1990, BStBl I S. 420, Fach 6 Nr. 4.2). 

Für Wirtschaftsgebäude kann das Finanzamt eine individuelle AfA nur berücksichtigen, 

wenn neben einer Beschreibung der Baumaßnahme das Baujahr und die Höhe der ange-

fallenen Herstellungskosten angegeben werden. 

Ohne solche Angaben werden die Finanzämter es aus Vereinfachungsgründen nicht bean-

standen, wenn als AfA für die vorhandene Bausubstanz ein Betrag von 100 a/ha angesetzt 

wird. 

Ein Abzug von AfA für zugepachtete Sonderkulturflächen, Rebflä-hen oder Sondernutzun-

gen ist nicht möglich, soweit nicht der Pächter, sondern der Verpächter die Herstellungs-

kosten für die Anlagen getragen hat. 

Mit der Pauschale sind folgende sachlichen Bebauungskosten abgegolten: 

– Düngung und Pflanzenschutz, 

– Wasser/Abwasser, Heizung, Strom und Grundsteuer, 

– Treib- und Schmierstoffe, 

– Sachversicherungen (ohne Hagelversicherung), 

– Berufsgenossenschaft und sonstige Beiträge, 

– Unterhaltung von Wirtschaftsgebäuden, Maschinen/Geräten, Dauerkulturen, 

– Sonstiges (z. B. Arbeitskleidung, Büromaterial, Telefon, Porto usw.), 
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– Umsatzsteuer auf angeschaffte Anlagegüter (bis einschließlich Wirtschaftsjahr 

2015/2016). 

Neben dem Pauschbetrag sind nur die bei den einzelnen Nutzungen aufgeführten und nach-

gewiesenen Aufwendungen zusätzlich abziehbar, die jeweilige Aufzählung ist abschließend. 

Die Finanzämter sind an die nachstehenden Richtsätze nicht gebunden, wenn diese im Ein-

zelfall zu einer unzutreffenden Gewinnschätzung führen. 

Ein Wechsel vom tatsächlichen Nachweis der Betriebsausgaben zur Inanspruchnahme der 

Bebauungskostenpauschale ist ab dem Wirtschaftsjahr 2016/2017 nicht mehr möglich. 

7.2.2 Hopfen 

Es ist von den tatsächlichen Betriebseinnahmen auszugehen, die der Steuerpflichtige in 

seiner Gewinnermittlung bzw. im Hopfenfragebogen anzugeben hat. Bei der Prüfung dieser 

Angaben kann von folgenden Anhaltspunkten ausgegangen werden: 
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Betriebseinnahmen: 

Wj. 2018/19 2019/20 2020/21 2021/22 2022/23 2023/24 2024/25 

Ernte-
menge je 
ha Hop-

fenanbau-
fläche6 

Kg/ha 

1.485 

Kg/ha 

2.022 

Kg/ha 

1.923 

Kg/ha 

1.818 

Kg/ha 

1.538 

Kg/ha 

1.670 

Kg/ha 

1.902 

Erwartete 
Verkaufs-

erlöse7 

€/kg 

8,30 

€/kg 

9,20 

€/kg 

8,40 

€/kg 

9,40 

€/kg 

8,75 

€/kg 

8,65 

€/kg 

8,62 

Freihop-
fen78 - - - 

3,90 – 
10,00 

7,94 

10,00 – 
12,00 

11,00 

4,50 – 
14.50 

8,72 

1,00 – 
10,00 

6,55 

Vertrags-
hopfen78 

- - - 

5,50 – 
15,50 

9,59 

5,50 – 
15,50 

8,75 

6,00 – 
15,00 

8,65 

6,00 – 
12,00 

8,97 

Zahlungs-
anspruch 

295 295 295 295 295 - - 

Einkom-
mens-

grundstüt-
zung 

- - - - - 157,63 € 157,63 € 

Umvertei-
lungsprä-

mie 
(bis 60 ha) 

- - - - - 72,36 € 72,36 € 

 

6 Als Hopfenanbaufläche ist dieselbe Fläche zugrundezulegen, nach der auch die EG-Erzeugerbeihilfe/die Zahlungsan-
sprüche bemessen werden; diese Fläche ist größer als die bei der Einheitsbewertung angesetzte Fläche. Sie umfasst die 
gesamte überspannte Fläche und das Vorgewende bis zu 5 m Breite. 
7 Einschließlich Umsatzsteuer, jedoch ohne Ausgleichsleistungen nach dem Gesetz zur Förderung der bäuerlichen Land-
wirtschaft. 
8 In den Wj. 2017/18 – 2020/21 wurde aufgrund fehlender Preisstatistik keine Aufteilung in Vertrags- und Freihopfen 
vorgenommen. Der Preis wurde einheitlich festgesetzt. Ab dem Wj. 2021/22 stehen wieder Daten zur Verfügung.  
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Betriebsausgaben: 

Soweit die sachlichen Bebauungskosten nicht insgesamt durch Auf- zeichnungen oder Be-

lege nachgewiesen werden, können sie durch den nachstehenden Pauschbetrag berück-

sichtigt werden, der sich auf die im Ertrag stehende Fläche bezieht und bis zum Wirtschafts-

jahr 2015/2016 die AfA für die gesamten Herstellungskosten enthält. Ab dem Wirtschaftsjahr 

2016/2017 sind keine Anteile für Abschrei- bungen von Wirtschaftsgütern im Pauschbetrag 

mehr enthalten vgl. Fach 4 Nr. 7.2.1. 

 

2018/19 

€/ha 

2019/20 

€/ha 

2020/21 

€/ha 

2021/22 

€/ha 

2022/23 

€/ha 

2023/24 

€/ha 

2024/25 

€/ha 

Bebau-
ungskos-

tenpausch-
betrag 

4.500 4.550 4.575 5.400 6.100 5.900 5.900 

Kürzungs-
betrag9 

700 700 700 750 750 750 750 

 

Neben dem Pauschbetrag können folgende nachgewiesene Aufwendungen abgezogen 

werden: 

– Beitragszahlungen zur Hopfenhagelversicherung; diese sind um staatliche Zuschüsse 

zu kürzen. 

– Schuld- und Pachtzinsen, soweit sie auf den Hopfenbau entfallen; 

– an das Finanzamt tatsächlich abgeführte Umsatzsteuer-Beträge; 

 

9 Der Kürzungsbetrag ist vom Bebauungskostenpauschbetrag abzusetzen, soweit bei einer gepachteten Flä-che die Ge-
rüstanlage vom Verpächter unterhalten wird. 
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– Löhne für im Hopfenbau beschäftigte Arbeitskräfte. Waren entlohnte Arbeitskräfte so-

wohl im Hopfenbau als auch in anderen Betriebsteilen beschäftigt, so kann der Lohnan-

teil nur insoweit berücksichtigt werden, als er auf die Beschäftigung im Hopfenbau ent-

fällt. Bei der Berücksichtigung von Löhnen ist darauf zu achten, dass die lohnsteuerli-

chen Folgerungen ggf. nach § 40a Abs. 2 EStG gezogen werden. 

– Sonderabschreibungen; wegen der Korrektur vgl. Fach 4 Nr. 3.2.2. 

– ab dem Wirtschaftsjahr 2016/2017 

– nachgewiesene AfA laut Anlageverzeichnis 

– Anschaffungskosten für geringwertige Wirtschaftsgüter nach § 6 Abs. 2 oder Abs. 2a 

EStG 

Aufwendungen für den Einsatz von Lohnunternehmern sind dagegen im Bebauungskosten-

Pauschbetrag berücksichtigt, so dass deren Lohnanteil nicht mehr gesondert abgezogen 

werden kann. 

Ausnahmsweise kann, sofern über die Herstellungskosten der Hopfenanlage kein belegmä-

ßiger Nachweis geführt werden kann, bis zu folgenden Obergrenzen Herstellungskosten als 

AfA-Bemessungsgrundlage angesetzt werden: 

Erstellungsjahr 2001 bis 2010 bis zu 16.000 €/ha 

Erstellungsjahr ab 2011 bis 2015 bis zu 18.000 €/ha  

Ab Erstellungsjahr 2016 nur gegen Nachweis 

Beansprucht der Hopfenbaubetrieb diese Regelung, sind das Pflanzjahr, die Flurstücks-

nummer und Fläche anzugeben. Die Nutzungsdauer beträgt für die Gerüstanlage und den 

Hopfen 15 Jahre. Fertiggestellt und damit abschreibungsfähig ist eine Hopfenanlage erst, 

wenn sie im Vollertrag steht. Die Ertragsreife tritt in der Regel im zweiten Wirtschaftsjahr 
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nach dem Jahr der Pflanzung ein (BMF- Schreiben vom 17.09.1990, BStBI I S. 420, Fach 6 

Nr. 4.2). 

7.2.3 Spargel 

Der Gewinn aus Spargelanbau ist durch Gegenüberstellung der tatsächlichen Betriebsein-

nahmen und der Betriebsausgaben zu ermitteln, sofern diese anhand von Aufzeichnungen 

nachgewiesen werden. Werden keine Aufzeichnungen geführt und ist somit der Nachweis 

nicht möglich, so können die folgenden Richtsätze je ha Ertragsfläche angewendet werden: 

 2018/19 
(Ernte 19) 

€/ha 

2019/20 
(Ernte 20) 

€/ha 

2020/21 
(Ernte 21) 

€/ha 

2021/22 
(Ernte 22) 

€/ha 

2022/23 
(Ernte 23) 

€/ha 

2023/24 
(Ernte 24) 

€/ha 

2024/25 
(Ernte 25) 

€/ha 

Durch-
schnittser-
löse 

19.500 19.000 20.000 19.500 20.000 20.500 21.000 

Sachliche 
Bebau-
ungskos-
ten 

2.450 2.450 2.600 3.100 3.500 3.500 3.500 

 

Der Durchschnittserlös ist ab dem vierten Kulturjahr der Spargelfläche anzusetzen, wobei 

das erste Kulturjahr das Pflanzjahr ist. Im zweiten Kulturjahr werden die Flächen im Allge-

meinen nur sehr kurze Zeit – bis zu 2 Wochen – beerntet, so dass nur 10 % des Durch-

schnittserlöses anzusetzen sind. Im dritten Kulturjahr sind 60 % des Durchschnittserlöses 

anzusetzen. 

Der Direktverkauf sowie der Eigenverbrauch der Erzeuger sind berücksichtigt. Bei überwie-

gender Direktvermarktung kann der Durchschnittserlös um bis zu 30 % erhöht werden. 

Betriebsausgaben: 
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Soweit die sachlichen Bebauungskosten nicht insgesamt durch Aufzeichnungen oder Be-

lege nachgewiesen werden, können sie durch den nachstehenden Pauschbetrag berück-

sichtigt werden, der sich auf die im Ertrag stehende Fläche bezieht und bis zum Wirtschafts-

jahr 2015/2016 die AfA für die gesamten Herstellungskosten enthält. 

Ab dem Wirtschaftsjahr 2016/2017 sind keine Anteile für Abschreibungen von Wirtschafts-

gütern im Pauschbetrag mehr enthalten vgl. Fach 4 Nr. 7.2.1. 

Neben dem Pauschbetrag können folgende nachgewiesene Aufwendungen abgezogen 

werden: 

– Beiträge zur Hagelversicherung; diese sind ggf. um staatliche Zuschüsse zu kürzen; 

– Schuld- und Pachtzinsen, soweit sie auf den Spargelanbau entfallen; 

– Löhne für im Spargelanbau beschäftigte Arbeitskräfte. Waren entlohnte Arbeitskräfte so-

wohl im Spargelanbau als auch in anderen Betriebsteilen beschäftigt, so kann der Lohn-

anteil nur insoweit berücksichtigt werden, als er auf die Beschäftigung im Spargelan- bau 

entfällt. Bei der Berücksichtigung von Löhnen ist darauf zu achten, dass die lohnsteuerli-

chen Folgerungen ggf. nach § 40a Abs. 2 EStG gezogen werden. 

– Sonderabschreibungen; wegen der Korrektur vgl. Fach 4 Nr. 3.2.2. 

– ab dem Wirtschaftsjahr 2016/2017 

– nachgewiesene AfA laut Anlageverzeichnis, 

– Anschaffungskosten für geringwertige Wirtschaftsgüter nach § 6 Abs. 2 oder Abs. 2a 

EStG. 

Aufwendungen für den Einsatz von Lohnunternehmern sind dagegen im Bebauungskosten–

Pauschbetrag berücksichtigt, so dass deren Lohnanteil nicht mehr gesondert abgezogen 

werden kann. 
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Ausnahmsweise kann, sofern über die Herstellungskosten der Spar- gelanlage kein beleg-

mäßiger Nachweis geführt werden kann, bis zu folgenden Obergrenzen Herstellungskosten 

als AfA–Bemessungsgrundlage angesetzt werden. 

Erstellungsjahr ab 2009 bis 2015 bis zu 12.000 €/ha 

 Ab Erstellungsjahr 2016  nur gegen Nachweis 

Beansprucht der Spargelbaubetrieb diese Regelung, sind das Pflanzjahr, die Flurstücks-

nummer und Fläche anzugeben. 

 

7.2.4 Weinbau 

7.2.4.1 Allgemeines 

Die Gewinne nicht buchführungspflichtiger Weinbaubetriebe sind gemäß § 4 Abs. 3 EStG 

nach dem Überschuss der Betriebseinnahmen über die Betriebsausgaben zu ermitteln. Für 

die Erklärung der hierzu erforderlichen Angaben sind die Steuerpflichtigen aufzufordern, je-

weils mit der Einkommensteuererklärung den Vordruck Einnahmenüberschussrechnung – 

„Anlage EÜR“ sowie die dazugehörigen Anlagen nach amtlich vorgeschriebenem Datensatz 

elektronisch durch Datenfernübertragung zu übermitteln (§ 25 Abs. 4 EStG i. V. mit § 60 

Abs. 4 EStDV). 

Sind die Angaben der Steuerpflichtigen unvollständig oder geben sie zu Zweifeln Anlass, so 

können die angegebenen Betriebseinnahmen im Einzelfall aufgrund der Ablieferungsnach-

weise, Auszahlungsbelege und Abrechnungen von Genossenschaften überprüft werden. 

Derartige Prüfungen können auch in anderen Einzelfällen stichprobenweise vorgenommen 

werden. 

Stellt das Finanzamt nach der endgültigen Einkommensteuerveranlagung bzw. Gewinnfest-

stellung fest, dass der Steuerpflichtige höhere Betriebseinnahmen erzielt hat, so sind die 
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Steuer- und Feststellungsbescheide stets zu ändern, wenn sich die neuen Tatsachen aus-

wirken. 

7.2.4.2 Nichtabgabe der Anlage EÜR 

Kommt der Steuerpflichtige seinen steuerlichen Erklärungspflichten nicht nach, so ist es der 

Entscheidung des Finanzamts überlassen, welche abgabenrechtlichen Maßnahmen ergrif-

fen werden. In Betracht kommen z.B. Zwangsmaßnahmen nach §§ 328 bis 335 AO, Ge-

winnschätzung nach § 162 AO. Bei Ermittlung von Schätzungsgrundlagen können nach 

§ 93 AO auch Auskünfte der Genossenschaften und Erzeugergemeinschaften eingeholt 

werden. 

7.2.4.3 Betriebsausgaben 

Nichtbuchführungspflichtige Weinbaubetriebe können aus Vereinfachungsgründen Richtbe-

träge für Bebauungs- und Ausbaukosten als Betriebsausgaben abziehen. Die Inanspruch-

nahme der Richtbeträge kann nur einheitlich erfolgen. 

Wenn seit dem Wirtschaftsjahr 2016/2017 einmal insgesamt die tatsächlichen Betriebsaus-

gaben geltend gemacht werden oder wurden, dürfen die Richtbeträge in nachfolgenden 

Jahren nicht mehr in Anspruch genommen werden. 

Bebauungskostenrichtbetrag: 

2017/18 

€/ha 

2018/19 

€/ha 

2019/20 

€/ha 

2020/21 

€/ha 

2021/22 

€/ha 

2022/23 

€/ha 

2023/24 

€/ha 

2024/25 

€/ha 

2.800 2.850 2.850 3.000 3.250 3.400 3.450 3.450 

 

Der sachliche Bebauungskostenrichtbetrag für Weinbaubetriebe umfasst die mit der Erzeu-

gung bis einschließlich zum Transport der Trauben zur Kelter bzw. zur Genossenschaft an-



LaFo-Kartei BW Fach 4 Stand: Juni 2025 

 

 Seite 63 

 

 

 

fallenden Kosten wie die Kosten für Düngung, Pflanzenschutz, Versicherungen (ohne Ha-

gelversicherung), Beiträge und die Kosten für den Unterhalt/Betrieb von Wirtschafts- gebäu-

den, soweit sie der Bebauung dienen, Maschinen und Geräten (jeweils ohne Abschreibun-

gen). Dem Bebauungskostenrichtbetrag liegt die selbst bewirtschaftete bestockte Rebfläche 

(ohne Jungfelder) zugrunde. Als Jungfelder im steuerlichen Sinne werden neu bestockte 

Rebflächen bezeichnet, die noch nicht fertig gestellt sind. Die Nutzungsdauer für die Reban-

lage beträgt 20 Jahre. Fertiggestellt und damit abschreibungsfähig ist die Rebanlage erst 

dann, wenn sie im Vollertrag steht. Die Ertragsreife tritt in der Regel bei Rebanlagen im 

dritten Wirtschaftsjahr nach der Anpflanzung ein (BMF–Schreiben vom 17.09.1990, BStBl I 

S. 420, Fach 6 Nr. 4.2). Erst ab diesem Zeitpunkt ist die Inanspruchnahme der Bebauungs-

kostenrichtbeträge möglich. 

Neben dem Pauschbetrag können folgende nachgewiesene Aufwendungen abgezogen 

werden: 

– Aufwendungen für den Einsatz eines Traubenvollernters; 

– Aufwendungen für den Hubschraubereinsatz und den Einsatz eines Raupenmechani-

sierungssystems (RMS) für die Schädlingsbekämpfung (ohne Spritzmittel); 

– Beiträge zur Hagelversicherung; diese sind ggf. um staatliche Zuschüsse zu kürzen; 

– Schuld- und Pachtzinsen, soweit sie auf den Weinbau entfallen; 

– an das Finanzamt tatsächlich abgeführte Umsatzsteuer (Nachweis); 

– Kosten für Frostschutz, Beregnung, Bewässerung, Wildschutz, soweit sie nicht zur Re-

banlage gehören; 

– Vorsteuerbeträge nach § 15 UStG, soweit sie mit der Anschaffung oder Herstellung von 

Wirtschaftsgütern des Anlagevermögens im Zusammenhang stehen; 

– Absetzungen für Abnutzungen für Wirtschaftsgüter, vgl. Fach 4 Nr. 7.2.1 
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– Absetzungen für außergewöhnliche technische oder wirtschaftliche Abnutzung von Wirt-

schaftsgütern, z.B. der Rebanlage aufgrund von Frostschäden, Reblausverseuchung, 

etc., 

– Aufwendungen für Flurbereinigung, Wegebau sowie Wegeunterhaltungskosten, soweit 

sie nicht zu aktivieren sind; 

– Kosten der Zuckerung; 

− Rechts- und Beratungskosten (ohne Steuerberatungskosten); 

− Löhne für im Weinbau beschäftigte Arbeitskräfte (ohne Löhne für die Herstellung der 

Rebanlage und Jungfeldpflege). Waren entlohnte Arbeitskräfte sowohl im Weinbau als 

auch in anderen Betriebsteilen beschäftigt, so kann der Lohnanteil nur insoweit berück-

sichtigt werden, als er auf die Beschäftigung im Weinbau entfällt. Bei der Berücksichti-

gung von Löhnen ist darauf zu achten, dass die lohnsteuerlichen Folgerungen ggf. nach 

§ 40a Abs. 2 EStG gezogen werden. 

– Sonderabschreibungen; wegen der Korrektur vgl. Fach 4 Nr. 3.2.2; – nachgewiesene 

AfA laut Anlageverzeichnis; 

– Anschaffungskosten für geringwertige Wirtschaftsgüter nach § 6 Abs. 2 oder Abs. 2a 

EStG, vgl. Fach 4 Nr. 7.2.1. 

Soweit selbstausbauende Betriebe die Ausbaukosten (einschließlich der Kosten für Flas-

chenfüllung und Ausstattung) nicht nachweisen, können die Aufwendungen neben dem Be-

bauungskostenrichtbetrag mit folgenden Beträgen je Liter erzeugten Weins berücksichtigt 

werden: 

Nur bei Most-, Fass- und Flaschenweinerzeugung: Richtbetrag für Ausbau und Vertriebs-

kosten 
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 Wj. 2016/17  
bis Wj. 

2020/21 

€/Liter 

Wj. 2021/22 

€/Liter 

Wj. 2022/23 

€/Liter 

Wj. 2023/24 

€/Liter 

Wj. 2024/25 

€/Liter 

für den Most 0,02 0,03 0,03 0,03 0,03 

für den Ausbau von 
Most zu Fasswein 

0,05 0,06 0,10 0,10 0,10 

für den Ausbau von 
Fasswein zu Fla-
schenwein für die 
abgefüllte und aus-
gestattete 1-Liter-
Flasche 

0,58 0,81 1,00 1,00 1,00 

für die abgefüllte 
und ausgestattete 
0,75-Liter- Flasche 

0,78 1,11 1,35 1,35 1,35 

 

Die Ausbaukostenrichtbeträge umfassen ab dem Wirtschaftsjahr 2016/2017 die Kosten ab 

der Kelterung der Trauben, der Lagerung, der Abfüllung in Flaschen, des Vertriebs (z.B. 

Weinkartons, Versand- und Transportkosten sowie Abgaben für die Absatzförderung), und 

die Kosten für den Unterhalt/Betrieb von Wirtschaftsgebäuden, soweit sie dem Ausbau die-

nen (jeweils ohne Abschreibung). Den Ausbaukostenrichtbeträgen liegen die im Wirt-

schaftsjahr selbsterzeugten Mengen an Most, Fasswein bzw. Flaschenwein zugrunde. Die 

AfA für angeschaffte oder hergestellte Wirtschaftsgüter wird von den Richtbeträgen nicht 

erfasst. 

Ab dem Wirtschaftsjahr 2016/2017 werden bei den Weinbaubetrieben die AfA, Sonderab-

schreibungen und die Aufwendungen nach § 6 Abs. 2 EStG für geringwertige Wirtschafts-

güter sowie die jährliche Minderung des Sammelpostens nach § 6 Abs. 2a EStG insgesamt 

gegen Nachweis (Anlagenverzeichnis) berücksichtigt. 

7.2.4.4 Außenprüfung 
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Bei der Durchführung von Außenprüfungen ist auch auf die Ermittlung von Betriebseinnah-

men zu achten, die möglicherweise dadurch verschwiegen worden sind, dass Erntemengen 

an Genossenschaften und Erzeugergemeinschaften unter dem Namen von Familienange- 

hörigen und anderen Personen abgeliefert werden. 

Selbstausbauende Betriebe sowie Betriebe, die ihren Wein in der eigenen Besenwirtschaft 

verkaufen, müssen nach dem Weingesetz (Neufassung vom 08.07.1994, BGBl. 1994 I S. 

1467) Kellerbücher („Herbstbücher“) führen, in denen der Ein- und Ausgang der Weine so-

wie der Alkoholgehalt und die Erntemenge jeweils bezogen auf Gemarkung, Lage und Reb-

sorte einzutragen sind (VO der Landesre- gierung vom 20.09.1982). 

Die Weinbaubetriebe haben diese Aufzeichnungspflichten auch für steuerliche Zwecke zu 

erfüllen. Außerdem sind die Weinbestände und der Lagerraum (Fass- und Tankraum) zum 

31.08. zu melden. Bei der Prüfung der Betriebseinnahmen sind diese Aufzeichnungen und 

Meldungen beizuziehen. 

 

7.2.5 Gärtnerische Nutzung 

7.2.5.1 Gemüse-, Blumen- und Zierpflanzenbau 

Die nachstehende Aufstellung über die Rahmensätze für die Ermittlung der Umsätze und 

der Gewinne gärtnerischer Betriebe dient als Hilfsmittel für die Überprüfung der erklärten 

Umsätze und Gewinne und kann auch für Schätzungen verwendet werden. 

Die in Abschn. A aufgeführten Rahmensätze sind Roherlöse aus selbsterzeugten gärtneri-

schen Produkten, die je Ar auf der Grundlage von Großhandelspreisen einschließlich 

Umsatzsteuer (Brutto-Großhandelspreise) erzielt worden sind. Soweit im Blumen- und Zier- 

pflanzenbau die entsprechenden Produktionsverhältnisse bekannt sind, sind die Ansätze 

der Fallgruppen Nr. 3 bis 5 bei überwiegendem Topfpflanzenbau um 10 % zu erhöhen und 

bei überwiegendem Schnittblumenbau um 20 % zu vermindern. 

Bei Lieferungen an die Endverbraucher sind die Erlöse beim überwiegenden Verkauf von 

Gemüse um 40 bis 70 % und beim überwiegenden Verkauf von Zierpflanzen um 50 bis 90 
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% zu erhöhen. Beim Verkauf auf Wochenmärkten ist dabei die untere Rahmenhälfte, beim 

Verkauf im eigenen Laden die obere Rahmenhälfte zugrunde zu legen. 

Die Umsätze aus Lieferungen zugekaufter Gegenstände (Fremderzeugnisse) sowie die Ent-

gelte aus anderen Leistungen (z.B. Garten- und Landschaftsbau, Grabpflege) sind beson-

ders zu ermitteln. 

Bei gewerblichen (nicht landwirtschaftlichen) Gärtnereien sowie bei landwirtschaftlichen 

Gärtnereien, die nach § 24 Abs. 4 UStG für die Regelbesteuerung optiert haben, sind die 

anhand der Rahmensätze ermittelten Roherlöse für Umsatzsteuerzwecke um die darin 

enthaltene Umsatzsteuer zu bereinigen. Der Reingewinn ist jedoch von den (ungekürzten) 

Roherlösen zu berechnen. 

Bei der Gewinnermittlung sind Fremdlöhne nur zu berücksichtigen, soweit diese nachge-

wiesen oder zumindest glaubhaft gemacht sind. Außerdem ist sicherzustellen, dass hieraus 

lohnsteuerliche Folgerungen gezogen werden. Schuld- und Pachtzinsen sowie erhöhte 

Absetzungen, Sonderabschreibungen und Gewinnabzüge sind ebenfalls gesondert abzu-

setzen. 

A. Roherlöse aus Lieferungen von eigenen Erzeugnissen gärtnerischer Betriebe 

 2008 

€/Ar 

2009-2011 

€/Ar 

2012-2013 

€/Ar 

2014-2015 

€/Ar 

1. Feldbau mit Bewässerung     

a) Gemüse 275-580 

430 

275-580 

430 

200-300 

250 

200-300 

250 

b) Blumen und Zierpflanzen 300-570 

440 

300-570 

440 

400-600 

500 

380-580 

480 

2. Gärtnerisches Freiland (Vorge-

richteter Gartenboden mit intensiver 

gärtnerischer Bewirtschaftung) 
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a) Gemüse 520-950 

775 

520-950 

775 

320-480 

400 

300-460 

390 

b) Blumen und Zierpflanzen 600-1.340 

990 

600-1.340 

990 

800-1.200 

990 

750-1.150 

950 

3. Foliengewächshaus (ohne Hei-

zung) 
    

a) Gemüse 1.770–3.170 

2.500 

1.770–3.170 

2.500 

1.440-2.160 

1.800 

1.400-2.100 

1.700 

b) Blumen und Zierpflanzen 2.200-3.350 

2.750 

2.200-3.350 

2.750 

2.240-3.360 

2.800 

2.240-3.360 

2.800 

4. Gewächshaus (Glas oder fester 

Kunststoff) ohne Heizung oder mit 

Behelfsheizung 

    

a) Gemüse 2.190-3.650 

2.900 

2.190-3.650 

2.900 

2.000-3.000 

2.500 

2.100-3100 

2.600 

b) Blumen und Zierpflanzen 2.600-3.900 

3.280 

2.600-3.900 

3.280 

3.200-4.800 

4.000 

3.100-4.700 

3.900 

5. Gewächshaus mit Heizung     

a) Gemüse 2.560-4.230 

3.210 

3.800-6.500 

4.500 

3.840-5.760 

4.800 

3.800-5.700 

4.500 

b) Blumen und Zierpflanzen 3.330-6.300 

4.720 

4.800-8.500 

6.500 

6.900-10.300 

8.600 

6.800-10.200 

8.500 

 

B. Gewinne gärtnerischer Betriebe 

 v. H.-Satz der Roherlöse 

 2008 2009-2011 2012-2013 2014-2015 
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Bei überwiegenden Erlösen 

aus Gemüsebau 

30-65 

48 

32-66 

49 

32-66 

49 

30-65 

48 

Bei überwiegenden Erlösen 

aus Blumen- und Zierpflan-

zenanbau 

26-59 

40 

28-60 

41 

28-60 

41 

26-59 

40 

 

Von dem so ermittelten Betrag sind gezahlte Pacht- und Schuldzinsen sowie nachgewie-

sene Lohnkosten abzuziehen. Außerdem sind geltend gemachte erhöhte Absetzungen, 

Sonderabschreibungen und Gewinnabzüge – soweit zulässig – zu berücksichtigen. 

Der Gewinnsatz für den Blumen- und Zierpflanzenbau ist bei überwiegendem Topfpflanzen-

bau um 10 % zu vermindern (d.h. bei Mittelsatz z.B. für 2008 auf 36 %) und bei überwie-

gendem Schnittblumenbau um 10 % (d.h. bei Mittelsatz z.B. für 2008 auf 44 %) zu erhöhen. 

Aufgrund der stark zurückgehenden Anzahl von (auswertbaren) Betrieben mit den Produk-

tionsschwerpunkten Gemüse bzw. Blumen- und Zierpflanzenbau und der enormen Hetero-

genität der Betriebsergebnisse innerhalb des jeweiligen Produktionsschwerpunktes werden 

ab dem Wirtschaftsjahr 2016/2017 keine allgemein anwendbaren Rahmensätze für die Er-

mittlung der Umsätze und der Gewinne gärtnerischer Betriebe mit den o.a. Betriebsschwer-

punkten mehr bereitsgestellt. 

7.2.5.2 Obstbau 

Betriebseinnahmen: 

Es ist von den tatsächlichen Betriebseinnahmen auszugehen, die der Steuerpflichtige in der 

Anlage L anzugeben hat. Zu den Betriebseinnahmen gehören z.B. auch die Entschädigun-

gen aus der Hagelversicherung sowie Beihilfen zu den Hagelversicherungsprämien. Zur 

Überprüfung der erklärten Betriebseinnahmen sowie zur Erfassung der Landwirte stellen 

die ALS den Finanzämtern Erfahrungswerte über durchschnittliche Einnahmen je ha Inten-

sivobstbaufläche zur Verfügung. 

Betriebsausgaben: 
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Soweit die sachlichen Kosten nicht insgesamt durch Aufzeichnungen oder Belege nachge-

wiesen werden, können sie durch den nachstehenden Pauschbetrag berücksichtigt werden, 

der sich auf die im Ertrag stehende Fläche bezieht und bis zum Wirtschaftsjahr 2015/2016 

die AfA für die gesamten Herstellungskosten enthält. 

Ab dem Wirtschaftsjahr 2016/2017 sind keine Anteile für Abschreibungen von Wirtschafts-

gütern im Pauschbetrag mehr enthalten, vgl. Fach 4 Nr. 7.2.1. 

 2019/20 

€/ha 

2020/21 

€/ha 

2021/22 

€/ha 

2022/23 

€/ha 

2023/24 

€/ha 

2024/25 

€/ha 

Kernobst 3.360 3.360 3.760 4.260 4.300 4.300 

Steinobst 2.710 2.710 3.040 3.400 3.480 3.480 

Strauchbeeren 2.600 2.600 2.910 3.250 3.330 3.330 

Himbeeren, Brom-

beeren 

3.390 3.390 3.800 4.250 4.360 4.360 

Erbeeren für 

Selbstpflücker 

4.460 4.460 5.000 5.600 5.740 5.740 

Erdbeeren Frisch-

marktware 

4.750 4.750 5.320 5.950 6.100 6.100 

 

Neben dem Pauschbetrag können folgende nachgewiesenen Aufwendungen abgezogen 

werden: 

– nachgewiesene Aufwendungen für Verpackungsmaterial; 

– Beiträge zur Hagelversicherung; diese sind ggf. um staatliche Zuschüsse zu kürzen; 

– Schuld- und Pachtzinsen, soweit sie auf den Obstbau entfallen; 
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– Löhne für im Obstbau beschäftigte Arbeitskräfte. Waren entlohnte Arbeitskräfte sowohl 

im Obstbau als auch in anderen Betriebsteilen beschäftigt, so kann der Lohnanteil nur 

insoweit berücksichtigt werden, als er auf die Beschäftigung im Obstbau entfällt. Bei der 

Berücksichtigung von Löhnen ist darauf zu achten, dass die lohn- steuerlichen Folgerun-

gen ggf. nach § 40a Abs. 2 EStG gezogen werden. 

– Sonderabschreibungen; wegen der Korrektur vgl. Fach 4 Nr. 3.2.2 

–  ab dem Wirtschaftsjahr 2016/2017 

–  nachgewiesene AfA laut Anlageverzeichnis, 

–  Anschaffungskosten für geringwertige Wirtschaftsgüter nach § 6 Abs. 2 oder Abs. 2a 

EStG. 

Aufwendungen für den Einsatz von Lohnunternehmern sind dagegen im Bebauungskosten-

Pauschbetrag berücksichtigt, so dass deren Lohnanteil nicht mehr gesondert abgezogen 

werden kann. 

Zur Ertragsfläche in diesem Sinn gehören nur die im Vollertrag stehenden Anlagen ein-

schließlich einzelner dazwischen stehender Jungbäume. Geschlossene Reihen von Jung-

pflanzen, auch innerhalb einer bestehenden Anlage, gehören nicht zur Ertragsfläche. Es 

kann für Kern- und Steinobst, Strauchbeeren und Himbeeren davon ausgegangen werden, 

dass bei einem Betrieb mit gleichbleibender Obstbaufläche auf etwa 10 % der Fläche ge-

schlossene Junganlagen vorhandenen sind. 

Für die Frage, wann die Obstanlage im Vollertrag steht vgl. Fach 6 Nr. 4.2. 

Ausnahmsweise kann, sofern über die Herstellungskosten der Obst- anlage kein belegmä-

ßiger Nachweis geführt werden kann, bis zu folgenden Obergrenzen Herstellungskosten als 

AfA-Bemessungsgrundlage angesetzt werden. 

Erstellungsjahr bis 2015: 

Kernobst (Dichtpflanzung)  bis 18.000 €/ha 

Steinobst    bis 8.000 €/ha Strauch- und Beerenobst 
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ohne Himbeeren   9.000 a/ha 

Himbeeren    15.000 a/ha 

Ab Erstellungsjahr 2016 bei allen Obstarten nur gegen Nachweis. 

Beansprucht der Obstbaubetrieb diese Regelung, sind das Pflanz- jahr, die Flurstücksnum-

mer und Fläche anzugeben. 

7.2.5.3 Baumschulen 

Der Gewinn kann mit 50 % der Roheinnahmen einschließlich Umsatzsteuer geschätzt wer-

den. Zu den Baumschulen gehören auch Rebschulen und Rebmuttergärten. Zur Ermittlung 

der Betriebseinnahmen und der Gewinne sowie zur steuerlichen Erfassung der Betriebe 

können die amtlichen landwirtschaftlichen Sachverständigen (ALS) herangezogen werden. 

 

7.2.6 Brennereien 

7.2.6.1 Verschlussbrennereien 

Verschlussbrennereien haben über die erzeugte Menge und die Einnahmen amtliche Un-

terlagen, die im Einzelfall beim Steuerpflichtigen eingesehen oder von ihm angefordert wer-

den können. Der Gewinn kann mit 27 % der Einnahmen einschließlich Umsatzsteuer ge-

schätzt werden. Anteilige Löhne und Schuldzinsen sind besonders abzuziehen. 

7.2.6.2 Abfindungsbrennereien 

Über die erzeugten Brennmengen, die aufgrund von Richtsätzen ermittelten Umsätze und 

Gewinne und die auf die Umsätze entfallende Umsatzsteuer gehen den Finanzämtern nach 

Ablauf eines jeden Brennjahres Kontrollmitteilungen zu. 

Anteilige Lohnaufwendungen und Schuldzinsen sind besonders abzuziehen, wenn sie 

nachgewiesen oder glaubhaft gemacht sind. 

Die Vergütungen für das Brennen für Stoffbesitzer sind den in den Kontrollmitteilungen aus-

gewiesenen Betriebseinnahmen für Umsatzsteuerzwecke hinzuzurechnen. Soweit keine 
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Angaben über die Vergütungen gemacht werden, können bei einem Kesselinhalt von 120 

bis 150 l je Abtrieb ab dem Wirtschaftsjahr 2004/2005 19 Euro (vorher 18 Euro) angesetzt 

werden. Der darauf entfallende Gewinn kann ab dem Wirtschaftsjahr 2004/2005 auf 35 % 

(vorher auf 38 %) geschätzt werden. Sind in erheblichem Umfang Vergütungen aus dem 

Brennen für Stoffbesitzer eingenommen worden, so muss geprüft werden, ob die Brennerei 

als Gewerbebetrieb zu behandeln ist (vgl. Fach 1 Nr. 5.1). 
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Nr. 1 Notwendiges Betriebsvermögen 

Nr. 1.1 Begriff des land- und forstwirtschaftlichen Betriebs 

FM BW Erlass vom 03.05.1972 S 2188 A – 1/71 

„Land- und Forstwirtschaft ist die planmäßige Nutzung der natürlichen Kräfte des Bodens 

und die Verwertung der dadurch gewonnenen Erzeugnisse. Der Begriff des land- und forst-

wirtschaftlichen Betriebs setzt grundsätzlich weder eine Mindestgröße noch vollen landwirt-

schaftlichen Besatz (Betriebsgebäude, Betriebsmittel usw.) voraus. Auch die ernsthaft be-

triebene landwirtschaftliche Nutzung von Stückländereien ist deshalb Land- und Forstwirt-

schaft (BFH-Urteile vom 31.03.1955, BStBl III S. 150 und vom 21.12.1965, BStBl 1966 III S. 

138). Die Bewirtschaftung von Schrebergärten, privaten Hausgärten, Wochenendgrundstü-

cken ist dagegen in der Regel nicht zur Land- und Forstwirtschaft zu rechnen, weil hier eine 

ernsthafte land- und forstwirtschaftliche Betätigung nicht gegeben ist. 

Aus Gründen der Verwaltungsvereinfachung kann im Allgemeinen davon ausgegangen 

werden, dass einkommensteuerrechtlich kein land- und forstwirtschaftlicher Betrieb vorliegt, 

wenn die bewirtschafteten Grundstücksflächen insgesamt nicht größer als 3000 m² (30 Ar) 

sind. Die Vereinfachungsmaßnahme gilt nicht, wenn die Flächen intensiv genutzt werden, 

z.B. für Sonderkulturen, Gemüse-, Blumen- und Zierpflanzenbau, Baumschulen, Weinbau 

und Forstwirtschaft. 

Betragen die selbstbewirtschafteten Grundstückflächen mehr als 30 Ar, so liegt ein land- 

und forstwirtschaftlicher Betrieb vor, wenn diese Flächen nach dem Gesamtbild ernsthaft 

landwirtschaftlich genutzt werden. Anhaltspunkte für eine ernsthafte landwirtschaftliche Nut-

zung können der Umfang der Arbeitsleistung, des Einsatzes von Maschinen und Geräten 

sowie der laufenden Düngung und Spritzung der Kulturen sein. Auch die Zugehörigkeit zu 

einer landwirtschaftlichen Berufsorganisation, die Mitgliedschaft bei landwirtschaftlichen Be-

zugs- und Absatzgenossenschaften, die Zahlung von Beiträgen an die landwirtschaftliche 

Alterskasse, die Inanspruchnahme der Verbilligung von Gasöl sowie anderer staatlicher 

Maßnahmen zur Verbesserung der Agrarstruktur können für das Bestehen eines land- und 

forstwirtschaftlichen Betriebs sprechen. 
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a) Mehrere Stückländereien eines Steuerpflichtigen 

Die 30 ar-Grenze bezieht sich nicht auf die einzelne Stückländerei, sondern auf sämtliche 

Grundstückflächen eines Steuerpflichtigen. 

b) Stückländereien einer Erbengemeinschaft 

Die 30 ar-Grenze ist objektbezogen. Maßgebend ist deshalb nicht die Größe der den ein-

zelnen Beteiligten zuzurechnenden Grundstücksteile, sondern die Größe des gesamten 

landwirtschaftlichen Betriebs. 

c) Anwendung der 30 ar-Regelung 

Ein Steuerpflichtiger besitzt folgende Grundstücke: 

aa) 20 ar Ackerfläche, 

15 ar Wochenendgrundstück. 

Das Wochenendgrundstück gehört zum Privatvermögen. Da die Ackerfläche nicht grö-

ßer als 30 ar ist, rechnet sie ebenfalls zum Privatvermögen. 

bb) 5 ar Rebfläche, 

20 ar Ackerfläche 

Die 30 ar-Regelung kommt nicht zum Zug, da bereits hinsichtlich der Rebfläche ein land- 

und forstwirtschaftlicher Betrieb vorliegt und deshalb auch die Ackerfläche Betriebsver-

mögen darstellt. 

cc) 5 ar brachliegende Rebfläche eigengenutzt 

20 ar im Ertrag stehende Rebfläche eigengenutzt 

16 ar Wald eigengenutzt 

15 ar Baumwiese eigengenutzt 

12 ar Baumwiese verpachtet um 120,- DM im Jahr. 

In diesem Falle ist die eigengenutzte Fläche (dazu gehört auch die brachliegende Rebflä-

che, der Wald und die Baumwiese) größer als 30 Ar. Alle diese Flächen gehören zum land-

wirtschaftlichen Betriebsvermögen. Zweifelhaft kann nur sein, wie die verpachtete Wiese zu 

behandeln ist. War sie auf die Dauer bereits am 1. Juli 1970 verpachtet, so bestehen keine 

Beispiele zur 30 ar-Regelung 
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Bedenken, insoweit Privatvermögen anzunehmen. Wird dagegen die Wiese erst jetzt auf 

Dauer verpachtet, so kann eine Entnahme mit der Folge einer Gewinnrealisierung erfolgen.“ 

Zur Frage der Betriebsaufgabe bei Verkleinerung des selbstbewirtschafteten landwirtschaft-

lichen Grundbesitzes auf weniger als 30 Ar vgl. Fach 8 Nr. 3.2. 

Zusatz der Oberfinanzdirektion 

Aus gegebener Veranlassung wird darauf hingewiesen, dass die vorstehende bundesein-

heitliche „30-Ar-Regelung“ (FM BW Erlass vom 03.05.1972, S 2188 A – 1/71) unverändert 

Gültigkeit hat. Sie wurde vom BFH als eine brauchbare Faustregel für die Abgrenzung des 

mit Gewinnerzielungsabsicht unterhaltenen land- und forstwirtschaftlichen Betriebs im 

Sinne des § 13 EStG von der Liebhaberei bezeichnet (BFH-Urteil vom 09.12.1986, BStBl 

1987 II S. 342). Es handelt sich dabei um eine Vermutung, die im Einzelfall vom Steuer-

pflichtigen widerlegt werden kann. 

Nach dem BFH-Urteil vom 13.12.2001, BStBl 2002 II S. 80, setzt die Annahme von Einkünf-

ten aus Land- und Forstwirtschaft eine Beteiligung am allgemeinen wirtschaftlichen Verkehr 

voraus. Diese kann aber z.B. auch vorliegen, wenn Leistungen entgeltlich nur Angehörigen 

gegenüber erbracht werden (BFH-Urteil vom 28.06.2001, BFH/NV 2001 S. 1489). 

Ein Gewinn aus der Entnahme eines betrieblichen Grundstücks entfällt nicht dadurch, dass 

eine Beteiligung am allgemeinen wirtschaftlichen Verkehr vor Betriebsaufgabe oder -veräu-

ßerungen aufgegeben wird. 

Nr. 1.2 Zugehörigkeit von Grundstücken zum Betriebsvermögen 

Zum Betriebsvermögen eines Land- und Forstwirts gehören 

 die selbstbewirtschafteten Grundstücke, die dem Betriebsinhaber gehören; wirtschaftli-

ches Eigentum genügt (vgl. Fach 5 Nr. 1.3) 

 verpachtete Grundstücke 

 das Geringstland (§ 44 BewG), z.B. Heideland 

 das Unland (§ 45 BewG), z.B. Wassergräben und Böschungen 

 brachliegende Grundstücke (Sozialbrache); es handelt sich hierbei um Grundstücke, 

die aus persönlichen oder wirtschaftlichen Gründen vorübergehend nicht bewirtschaftet 

werden. 
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Werden Grundstücke des im Übrigen weiter bestehenden Betriebes vorübergehend ver-

pachtet, so bleiben sie weiterhin notwendiges Betriebsvermögen. Werden sie hingegen auf 

Dauer verpachtet, so kann bei Nachweis des Pachtverhältnisses (Name des Pächters) die 

Entnahme des Grundstückes anerkannt werden. Weitere Voraussetzung für eine steuerlich 

anzuerkennende Entnahme ist, dass das Pachtverhältnis auch tatsächlich durchgeführt 

wird. 

Erfolgte die Verpachtung auf Dauer vor dem 01.07.1970 und wurde hierbei die Entnahme 

ausdrücklich erklärt, so gehörten die Grundstücke am 01.07.1970 zum Privatvermögen. 

Dies gilt auch bei einer vor dem 01.07.1970 auf Dauer erfolgten Verpachtung, wenn im Zeit-

punkt der Verpachtung für den Verpächter keine Veranlassung bestand, für steuerliche Zwe-

cke die Entnahme zu erklären, weil z.B. bisher keine Veranlagung durchgeführt wurde. 

Werden einzelne landwirtschaftliche Flächen eines landwirtschaftlichen Betriebs für be-

stimmte oder unbestimmte Zeit nicht landwirtschaftlich genutzt, so bleiben sie grundsätz-

lich Betriebsvermögen. 

Stellt ein Landwirt die Nutzung einzelner Grundstücke endgültig und erkennbar ein, ist eine 

Entnahme dieser Grundstücke möglich. Ein Umlegungsverfahren führt jedoch grundsätzlich 

nicht zu einer Entnahme des in die Umlegung eingebrachten Grundstücks. Das neu zuge-

teilte Grundstück kann erst entnommen werden, wenn es wegen Nutzungsänderung nicht 

mehr zum notwendigen Betriebsvermögen gehört und eine eindeutige Entnahmehandlung 

stattfindet. Auf die Behandlung der Grundstücke im Einheitswertverfahren kommt es dabei 

aber nicht an. 

Wegen der Zugehörigkeit von Grundstücken nicht buchführender Landwirte zum Betriebs-

vermögen vgl. Fach 5 Nr. 2.1. 

Werden alle Flächen eines landwirtschaftlichen Betriebs nicht mehr landwirtschaftlich ge-

nutzt – im Sprachgebrauch ebenfalls als Sozialbrache bezeichnet –, so kann darin eine 

Aufgabe des Betriebs liegen. 

Zur Belastung eines zu einem Betriebsvermögen gehörenden Grundstücks mit einem ding-

lichen Nutzungsrecht vgl. Fach 5 Nr. 2.6. 
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Nr. 1.3 Grundstücke von Ehegatten und Kindern 

Nr. 1.3.1 Betriebsvermögenseigenschaft bei Grundstücken von Ehegatten und 

Kindern 

1. Allgemeines 

Land- und forstwirtschaftlich genutzte Flächen gehören zum Betriebsvermögen einer Land- 

und Forstwirtschaft, wenn sie im bürgerlich-rechtlichen oder wirtschaftlichen Eigentum des 

Betriebsinhabers stehen. Grund und Boden, der dem Ehegatten des Betriebsinhabers ge-

hört, zählt somit grundsätzlich nicht zum Betriebsvermögen des Betriebsinhabers. 

2. Wirtschaftliches Eigentum 

Wirtschaftliches Eigentum kann nach dem BFH-Urteil vom 26.01.1970, BStBl II S. 264, nur 

dann angenommen werden, wenn der rechtliche Eigentümer für dauernd von der Einwir-

kung auf das Wirtschaftsgut wirtschaftlich ausgeschlossen werden kann, so dass sein Her-

ausgabeanspruch keine wirtschaftliche Bedeutung mehr hat. Diese Voraussetzungen wer-

den bei dem Wirtschaftsgut Grund und Boden nur in Ausnahmefällen vorliegen. Ein solcher 

Ausnahmefall liegt nicht vor, wenn ein Elternteil oder beide Elternteile in seinem bzw. ihrem 

land- und forstwirtschaftlichen Betrieb Grundstücksflächen mitbewirtschaften, die einem 

minderjährigen Kind gehören; denn durch das Verwaltungsrecht der Eltern über das Kin-

desvermögen wird das Kind nicht für dauernd von der Einwirkung auf die Grundstücksflä-

chen ausgeschlossen. Auch die unentgeltliche Überlassung von Grundstücksflächen eines 

Ehegatten an den anderen Ehegatten oder der Kinder an einen Elternteil oder beide Eltern-

teile begründet noch kein wirtschaftliches Eigentum. 

Der Nießbraucher ist, da er nur einen abgeleiteten Besitz ausübt, im Regelfall nicht wirt-

schaftlicher Eigentümer des seiner Nutzung unterliegenden Wirtschaftsguts (BFH-Urteil 

vom 26.11.1998, BStBl II 1999 S. 263). Dies gilt auch dann, wenn der Nießbraucher ver-

traglich sämtliche Lasten und Aufwendungen für die Unterhaltung des Nießbrauchsobjekts 

übernommen hat (BFH-Urteil vom 28.07.1981, BStBl II 1982 S. 454). 

Ein auf die Lebenszeit des Nießbrauchers bestellter Nießbrauch an einem im Eigentum ei-

nes Dritten stehenden bebauten Grundstück führt regelmäßig ebenfalls nicht zu wirtschaft-

lichem Eigentum des Nießbrauchers an Grundstück und Gebäude, vgl. BFH-Urteil vom 

24.06.2004, BStBl II 2005 S. 80. 
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3. Mitunternehmerschaft 

Landwirtschaftlicher Grundbesitz von Ehegatten ist dem land- und forstwirtschaftlichen Be-

triebsvermögen zuzurechnen, wenn zwischen den Eheleuten eine Mitunternehmerschaft 

besteht. Eine Mitunternehmerschaft ist insbesondere in folgenden Fällen anzunehmen: 

 Die Eheleute haben eine Personengesellschaft des Handelsrechts (OHG, KG) oder des 

bürgerlichen Rechts ausdrücklich vereinbart (Außengesellschaft), wobei sich der 

land- und forstwirtschaftliche Grundbesitz im Gesamthandsvermögen der Gesellschaft, 

im Miteigentum der Ehegatten (Bruchteilsgemeinschaft) oder auch im jeweiligen Allein-

eigentum der beiden Ehegatten (Sonderbetriebsvermögen) befinden kann. 

 Die Ehegatten unterhalten einen land- und forstwirtschaftlichen Betrieb im Rahmen ei-

nes zivilrechtlichen Gemeinschaftsverhältnisses, das einer Gesellschaft bürgerlichen 

Rechts wirtschaftlich vergleichbar ist, wie z.B. die Gütergemeinschaft, Bruchteilsge-

meinschaft, Erbengemeinschaft (vgl. BFH-Urteile vom 30.06.1983, BStBl II S. 636, vom 

25.04.1985, BStBl II S. 486 und vom 06.02.1986, BStBl II S. 455). Die Mitunternehmer-

schaft kann durch eine entgeltliche Nutzungsüberlassung der Grundstücksanteile des 

einen an den anderen Ehegatten, soweit eine solche bei Gemeinschaftsverhältnissen 

rechtlich möglich ist (vgl. z.B. § 745 Abs. 2 BGB), ausgeschlossen werden. Bei unent-

geltlicher Nutzungsüberlassung ist weitere Voraussetzung für die Vermeidung einer Mit-

unternehmerschaft, dass kein Zusammenwirken der Eheleute zur Erreichung eines ge-

meinsamen Zwecks durch gemeinsame Bewirtschaftung der Grundstücke oder eine 

entsprechende Mitarbeit des überlassenden Ehegatten im Betrieb vorliegt (BFH-Urteil 

vom 14.08.1986, BStBl 1987 II S. 20). 

 Die Ehegatten betreiben die Land- und Forstwirtschaft im Rahmen einer Innengesell-

schaft nach § 705 BGB, obwohl nur einer der Ehegatten nach außen als Betriebsinha-

ber auftritt. Von einer Mitunternehmerschaft zwischen Ehegatten in der Land- und Forst- 

wirtschaft ist auf Grund der besonderen Funktion des Grund und Bodens auch dann 

auszugehen, wenn kein ausdrücklicher Gesellschaftsvertrag und auch kein der Perso-

nengesellschaft vergleichbares Gemeinschaftsverhältnis vorliegt, sofern der land- und 

forstwirtschaftliche Grundbesitz entweder den Eheleuten gemeinsam oder ein erhebli-

cher Teil jedem Ehegatten zu Alleineigentum oder zu Miteigentum gehört und die Ehe-

leute in der Land- und Forstwirtschaft gemeinsam arbeiten. Der Anteil des selbst be-

wirtschafteten land- und forstwirtschaftlichen Grundbesitzes, den jeder Ehegatte zur 
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Verfügung stellt, ist in der Regel erheblich, wenn er mindestens 10 % der insgesamt 

land- und forstwirtschaftlich genutzten Eigentumsfläche beträgt (BFH-Urteil vom 

25.09.2008, BStBl 2009 II S. 989). Zum Anwendungszeitpunkt der BFH-Rechtspre-

chung vgl. Fach 5 Nr. 1.3.2. In solchen Fällen kann die Annahme eines Gesellschafts-

verhältnisses in der Regel nur durch den Nachweis widerlegt werden, dass einer der 

Ehegatten das Nutzungsrecht an seinen eigenen Grundstücken dem anderen Ehegat-

ten durch einen Nutzungsüberlassungsvertrag eingeräumt und damit auf seine Gewinn-

beteiligung verzichtet hat, vgl. H 13.4 EStH 2008 (BFH-Urteil vom 14.08.1986, BStBl 

1987 II S. 20 und vom 22.01.2004, BStBl II S. 500). Die Mitarbeit der beiden Ehegatten 

im Betrieb braucht nicht gleichartig und auch nicht gleichwertig zu sein. Ein Zusammen-

wirken der Ehegatten zur Erreichung eines gemeinsamen wirtschaftlichen Ziels im 

Sinne einer Innengesellschaft ist anzunehmen, wenn die Mitarbeit der Ehegatten auf 

unternehmerischer oder beruflicher Grundlage beruht und demgemäß über die übliche 

Zuammenarbeit innerhalb der Ehe hinausgeht. 

Hat ein Ehegatte das Nutzungsrecht an dem ihm gehörenden land- und forstwirtschaft-

lichen Grundbesitz durch ausdrückliche vertragliche Abmachung (Pachtvertrag, Einräu-

mung eines Nießbrauchrechts) dem anderen Ehegatten gegen angemessenes Entgelt 

übertragen, so ist es nach der Rechtsprechung nicht möglich, allein wegen der Eigen-

tumsrechte am Grundbesitz und der körperlichen Mitarbeit beider Ehegatten im Betrieb 

eine Mitunternehmerschaft zu bejahen. Bei unentgeltlicher Nutzungsüberlassung (Leih-

vertrag, Einräumung eines Nießbrauchsrechts) ist eine Mitunternehmerschaft hingegen 

nur dann zu verneinen, wenn eine über den Rahmen der ehelichen Beziehungen hin-

ausgehende (körperliche oder anderweitige) Mitarbeit des überlassenden Ehegatten im 

Betrieb nicht stattfindet (BFH-Urteil vom 14.08.1986, BStBl 1987 II S. 20 und vom 

22.01.2004, BStBl II S. 500, H 13.4 EStH 2008). Wegen des Sonderfalls einer Baum-

schule wird auf das BFH-Urteil vom 14.08.1986, BStBl 1987 II S. 23, H 13.4 EStH 2008, 

hingewiesen. In Fällen der Nutzungsüberlassung ist auch zu prüfen, ob der von den 

Ehegatten geschlossene Vertrag den Anforderungen genügt, die an Vertragsbeziehun-

gen zwischen Familienangehörigen nach H 4.8 (Sonstige Rechtsverhältnisse) und 

H 15.9 Abs. 1 EStH 2008 zu stellen sind. Die danach erforderliche einwandfreie Durch-

führung des Nutzungsüberlassungsverhältnisses setzt unter anderem voraus, dass zwi-

schen der privaten Sphäre des Verpächter-Ehegatten und der betrieblichen Sphäre des 

Unternehmer-Ehegatten in finanzieller Hinsicht und in Bezug auf die Dispositionsbefug-

nisse eine klare Trennung besteht. 
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Wird durch den Abschluss eines Nutzungsüberlassungsvertrags eine bisher beste-

hende Mitunternehmerschaft beendet, so bedeutet dies die Aufgabe des Mitunterneh-

mer-Anteils und Gewinnrealisierung hinsichtlich der dadurch aus dem Betriebsvermö-

gen ausscheidenden Wirtschaftsgüter. 

4. Keine Mitunternehmerschaft 

Liegt eine Mitunternehmerschaft zwischen Ehegatten oder z.B. zwischen Eltern und Kindern 

nicht vor, so stellen die Grundstücke des Ehegatten bzw. des Kindes, die im Rahmen des 

Betriebs bewirtschaftet werden, Betriebsvermögen des Ehegatten bzw. des Kindes als Ei-

gentümer dar. Denn der Eigentümer ist aufgrund seines Fruchtziehungsrechtes i.S. des § 99 

BGB auch dann Unternehmer, wenn er seine Grundstücke nicht selbst bewirtschaftet, son-

dern nach außen hin von einem Dritten bewirtschaften lässt. Die Grundstücke können nur 

dann von Anfang an Privatvermögen sein, wenn der Eigentümer die Nutzung aufgrund eines 

Pachtvertrags oder eines unentgeltlichen Nutzungsüberlassungsvertrags übertragen und 

dem Berechtigten die Aneignung und Verwertung der Früchte gestattet hat (§ 956 BGB); 

die Verträge müssen aber nachweisbar (d.h. regelmäßig schriftlich), klar und eindeutig ver-

einbart und tatsächlich vollzogen werden und im Fall des Pachtvertrags zudem einem 

Fremdvergleich standhalten (BFH-Urteil vom 02.02.1989, BStBl 1989 II S. 504). 

Nr. 1.3.2 Mitunternehmerschaft zwischen Ehegatten in der Land- und Forstwirt-

schaft; Anwendung der Grundsätze des BFH-Urteils vom 25.09.2008 

BMF-Schreiben vom 18.12.2009, BStBl I S. 1593 

„Aufgrund der allgemeinen Anwendung der Grundsätze des BFH-Urteils vom 25. Septem-

ber 2008 zur Begründung einer Mitunternehmerschaft zwischen Ehegatten in der Landwirt-

schaft ohne vorliegende Vereinbarungen über ein Gesellschaftsverhältnis wird an der bis-

herigen Verwaltungsauffassung in Abschnitt 126 Absatz 2 Satz 2 EStR 1990 (Grundbesitz 

gehört den Ehegatten gemeinsam oder jedem Ehegatten gehört ein erheblicher Teil des 

Grundbesitzes von mehr als 20 v.H. des Einheitswerts des Betriebs zu Alleineigentum oder 

zu Miteigentum) und Hinweis 126 EStH ff. bzw. H 13.4 EStH ff. nicht mehr festgehalten. 

Im Einvernehmen mit den obersten Finanzbehörden der Länder gilt zur Anwendung der 

Grundsätze des BFH-Urteils vom 25. September 2008 Folgendes: 
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1. Anwendung der Rechtsprechung 

Die Grundsätze des BFH-Urteils vom 25. September 2008 (BStBl 2009 II Seite 989) sind 

erstmals für Wirtschaftsjahre, die nach dem 31. Dezember 2009 beginnen, anzuwenden. 

2. Übergangsregelung 

Für Wirtschaftsjahre, die von der Anwendungsregelung nicht erfasst werden, können die 

betroffenen Steuerpflichtigen mit übereinstimmenden Willenserklärungen beantragen, die 

neue Rechtsprechnung in allen noch offenen Fällen anzuwenden.“ 

Nr. 1.4 Abgrenzung zwischen privater Vermögensverwaltung und gewerbli-

chem Grundstückshandel; Überführung unbebauter Grundstücke in 

das Privatvermögen 

BMF-Schreiben vom 26.03.2004, BStBl I S. 434, Rz 27 

„ ... 

Die Veräußerung land- und forstwirtschaftlicher Grundstücke kann unter den vorstehenden 

Voraussetzungen Gegenstand eines selbständigen gewerblichen Unternehmens sein. Hat 

der Land- und Forstwirt schon mit Tätigkeiten begonnen, die objektiv erkennbar auf die Vor-

bereitung von Grundstücksgeschäften gerichtet sind, wechseln die Grundstücke auch bei 

zunächst unveränderter Nutzung nach § 6 Abs. 5 EStG zum Buchwert aus dem Anlagever-

mögen des landwirtschaftlichen Betriebs in das Umlaufvermögen des Gewerbebetriebs ge-

werblicher Grundstückshandel (vgl. BFH-Urteile vom 31. Mai 2001 – BStBl II S. 673 und 

vom 25. Oktober 2001 – BStBl 2002 II S. 289). 

Überführt der Land- und Forstwirt ein Grundstück anlässlich einer Betriebsaufgabe in das 

Privatvermögen, liegt darin eine Entnahme. Wird das Grundstück später veräußert, ist bei 

der Anwendung der Grundsätze zum zeitlichen Zusammenhang (vgl. Tz. 20) der Zeitraum, 

in dem sich das Grundstück vor seiner steuerpflichtigen Entnahme im Betriebsvermögen 

befunden hat, mitzurechnen. 

... “ 
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Nr. 2 Gewillkürtes Betriebsvermögen 

Nr. 2.1 Entnahme durch Änderung der Gewinnermittlungsart (vor dem 

01.07.1978) und durch Nutzungsänderung (vor dem 01.07.1979) 

Nr. 2.1.1 BMF-Schreiben vom 15.03.1979, BStBl I S. 162 und FM BW Erlass vom 

15.03.1979, S 2135 A – 1/76 S 2239 – 2/78 

Zu Fragen der Entnahme durch Änderung der Gewinnermittlungsart und durch Nutzungs-

änderung nahm das BMF vor der Neufassung des § 4 Abs. 1 EStG durch das Gesetz vom 

25.06.1980 (vgl. Fach 5 Nr. 2.2) wie folgt Stellung: 

„1. Änderung der Gewinnermittlungsart 

Wirtschaftsgüter, die bei Gewinnermittlung durch Vermögensvergleich (§ 4 Abs. 1 oder § 5 

EStG) zulässigerweise zum gewillkürten Betriebsvermögen gezogen worden sind, werden 

durch den Übergang zu einer Gewinnermittlungsart, bei der gewillkürtes Betriebsvermögen 

nicht in Betracht kommt, aus dem Betriebsvermögen entnommen (vgl. BFH-Urteil vom 

12.2.1976, BStBl II S. 663 und Abschnitt 13a Abs. 2 Satz 6 EStR 1978). Das gilt auch in 

Fällen der Verpachtung land- und forstwirtschaftlicher Betriebe mit Substanzerhaltungs-

pflicht des Pächters, wenn der Verpächter seinen Gewinn nicht mehr durch Vermögensver-

gleich ermittelt. Auch bei der Gewinnermittlung nach Durchschnittsätzen gem. § 13a EStG 

kommt gewillkürtes Betriebsvermögen nicht in Betracht (vgl. Abschnitt 14 Abs. 5 EStR). 

Deshalb führt auch der Übergang von der Gewinnermittlung durch Vermögensvergleich zur 

Gewinnermittlung nach Durchschnittsätzen zur Entnahme der Wirtschaftsgüter des gewill-

kürten Betriebsvermögens. 

Wegen der Übergangsregelung wird auf den Erlaß vom 25. April 1977 (ESt-Kartei § 4 Abs. 3 

EStG, Nr. 2)1 Bezug genommen. Bei Betrieben der Land- und Forstwirtschaft führen Ent-

nahmen, die sich aus einem Wechsel der Gewinnermittlungsart vor dem 1.7.1978 ergeben, 

nicht zu einer Gewinnrealisierung. 

                                            

1 Überholt. 
Vgl. BMF-Schreiben vom 25.04.1977, BStBl I S. 204. 
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2. Entnahme durch Nutzungsänderung 

Wird bei Gewinnermittlung durch Vollschätzung, durch Überschußrechnung nach § 4 Abs. 3 

EStG oder nach Durchschnittsätzen gemäß § 13a EStG die Nutzung eines Wirtschaftsguts 

in der Weise geändert, daß das Wirtschaftsgut nach der Nutzungsänderung nicht mehr zum 

notwendigen Betriebsvermögen gehört, so ist die Nutzungsänderung eine Entnahme (Ab-

schn. 13a Abs. 2 Satz 9 EStR). 

Nutzungsänderungen vor dem 1.7.1979 führen jedoch nicht zur Gewinnrealisierung, es sei 

denn, das Wirtschaftsgut gehört nach der Nutzungsänderung zum notwendigen Privatver-

mögen.“ 

Nr. 2.1.2 FM BW Erlass vom 28.07.1983, S 2135A – 4/83 zum BFH-Urteil vom 

04.11.1983, BStBl II S. 448 

Zu der Frage, welche Folgerungen aus dem vorgenannten BFH-Urteil im Hinblick auf den 

Erlass vom 15.03.1979 (vgl. 2.1.1) zu ziehen sind, hat das FinMin BW wie folgt Stellung 

genommen: 

„Nach dem Bezugserlaß war die Änderung der Nutzung eines Wirtschaftsguts als Entnahme 

zu behandeln, wenn das Wirtschaftsgut nach der Nutzungsänderung nicht mehr zum not-

wendigen Betriebsvermögen gehörte und die Bildung von gewillkürtem Betriebsvermögen 

wegen der Art der Gewinnermittlung (kein Bestandsvergleich) nicht in Betracht kam. Diese 

Regelung ist durch die gesetzliche Neuregelung in § 4 Abs. 1 Satz 4 EStG überholt. 

Nicht überholt ist die in dem Bezugserlaß gleichfalls enthaltene Vertrauensschutzregelung, 

nach der bei bestimmten, vor dem 1.7.1979 vollzogenen Nutzungsänderungen das Wirt-

schaftsgut als entnommen behandelt, von einer Entnahmegewinnbesteuerung aber abge-

sehen wird. Aus gegebener Veranlassung wird jedoch darauf hingewiesen, daß Entnahmen 

im Sinne dieser Vertrauensschutzregelung nicht vorlagen, wenn z.B. ein Betrieb ohne Be-

triebsaufgabeerklärung im ganzen verpachtet oder wenn die Nutzung einzelner Grund-

stücksflächen eines landwirtschaftlichen Betriebs lediglich eingestellt worden ist. 

Dieser Erlaß ergeht im Einvernehmen mit dem Bundesminister der Finanzen und den obers-

ten Finanzbehörden der anderen Länder. Er entspricht dem Schreiben des Bundesministers 

der Finanzen vom 28.7.1983, das im Bundessteuerblatt 1983 I S. 383 veröffentlicht wird.“ 
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Zusatz der Oberfinanzdirektion 

Zu dem Erlass vom 15.03.1979 wird ergänzend noch auf Folgendes hingewiesen: 

a) Entnahme durch Nutzungsänderung 

Wird ein bisher zum notwendigen Betriebsvermögen gehörendes Wirtschaftsgut durch die 

Nutzungsänderung notwendiges Privatvermögen, so führt die Nutzungsänderung auch 

dann zu einer Gewinnrealisierung, wenn sie vor dem 01.07.1979 vorgenommen worden ist. 

Solche Nutzungsänderungen liegen z.B. bei einem Gewerbetreibenden vor, wenn ein Be-

triebsgrundstück mit einem eigenen Wohnzwecken dienenden Einfamilienhaus bebaut wird, 

und bei einem Land- und Forstwirt, wenn ein betriebliches Grundstück als Wochenend-

grundstück selbst genutzt wird. Bei derartigen Nutzungsänderungen konnte das Wirt-

schaftsgut schon nach der bisherigen Rechtslage nicht als gewillkürtes Betriebsvermögen 

behandelt werden; die Nutzungsänderungen führten deshalb schon immer zu einer Ent-

nahme. 

Zur parzellenweisen Verpachtung von Betrieben siehe Fach 8 Nr. 2.1.2. Sie fällt nicht unter 

diese Übergangsregelung. 

Eine Nutzungsänderung, die von vornherein nur vorübergehend vorgesehen ist, z.B. eine 

Verpachtung für 1 bis 2 Wirtschaftsjahre oder die vorübergehende Nutzungseinstellung bei 

einem landwirtschaftlichen Grundstück, führt nicht zu einer Entnahme; in diesem Fall bleibt 

das Grundstück notwendiges Betriebsvermögen.   

Wegen der Behandlung von Nutzungseinstellungen im Zusammenhang mit Baulandumle-

gungen vgl. Fach 9 Nr. 1.3. 

b) Die Übergangsregelung 

Nach der Übergangsregelung führen Nutzungsänderungen vor dem 01.07.1979 nicht zu 

einer Gewinnrealisierung. Das bedeutet, dass die betreffenden Wirtschaftsgüter (z.B. durch 

Verpachtung vor dem 01.07.1979) mit ihrem Buchwert aus dem Betriebsvermögen aus-

scheiden. 

Bisher bestandskräftig gewordene Steuerbescheide können wegen der Übergangsregelung 

nicht geändert werden. 

c) Betriebsverpachtung im Ganzen 

Durch die Regelung in Abschn. 13a Abs. 2 Satz 9 EStR 1978 und in Nr. 2 des Erlasses vom 

15.03.1979 wird der Verpachtungserlass vom 28.12.1964 (ESt-Kartei BW zu § 16 EStG 
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Nr. 1) nicht berührt. Im Ganzen verpachtete Betriebe können nur insoweit gewillkürtes Be-

triebsvermögen haben, als ein nicht zu den wesentlichen Betriebsgrundlagen gehörendes 

Wirtschaftsgut an einen Dritten verpachtet wird. Im Übrigen wird bei diesen Betrieben wei-

terhin (auch bei Verpachtungen vor dem 01.07.1979) Betriebsvermögen angenommen, so-

lange die Betriebsaufgabe nicht erklärt wird. 

d) Die steuerliche Anerkennung von Nutzungsüberlassungsverträgen 

Es besteht die Möglichkeit, dass insbesondere nicht buchführende Landwirte aufgrund der 

Übergangsregelung wertvolle Grundstücke ohne Gewinnrealisierung durch Abschluss von 

Pachtverträgen vor dem 01.07.1979 in ihr Privatvermögen überführen. 

Dabei ist aber zu beachten, dass Scheinverträge für die Besteuerung unerheblich sind (§ 42 

Abs. 2 AO). Deshalb dürfen Pachtverträge mit steuerlicher Wirkung nur dann anerkannt 

werden, wenn die Verträge klar und eindeutig abgeschlossen sind und auch tatsächlich wie 

vereinbart durchgeführt werden. Das bedeutet, dass der Pächter das Grundstück tatsächlich 

allein bestellen muss und über die Erträge frei verfügen kann. Außerdem ist für die Aner-

kennung des Pachtverhältnisses von Bedeutung, ob ein marktgerechter Pachtzins verein-

bart und zu den vereinbarten Fälligkeitszeitpunkten tatsächlich überwiesen wird. Beginnt die 

Pachtzeit erst nach der Einsaat, so spricht dies gegen die Ernsthaftigkeit des Rechtsge-

schäfts, wenn darüberhinaus eine angemessene Entschädigung für das Feldinventar nicht 

vereinbart und nicht bezahlt wird. Bei Verpachtung an Minderjährige muss ein Abschluss-

pfleger bestellt sein (§§ 181, 1909 BGB). 

Wird eine unentgeltliche Nutzungsüberlassung tatsächlich durchgeführt, so wird sie in der 

Landwirtschaft grundsätzlich ebenso wie die Verpachtung behandelt. Die Unentgeltlichkeit 

kann aber – gegebenenfalls nach den örtlichen Verhältnissen mit Ausnahme des Extensiv-

obstbaus – ein Anhaltspunkt dafür sein, dass das Nutzungsrecht tatsächlich nicht ernsthaft 

überlassen worden ist und das betreffende Grundstück weiterhin zum notwenigen Betriebs-

vermögen gehört.  

 

Durch Missbrauch von rechtlichen Gestaltungsmöglichkeiten kann die Steuerpflicht nicht 

umgangen werden (§ 42 AO). Deshalb können Nutzungsüberlassungsverträge nur aner-

kannt werden, wenn sie wirtschaftlich sinnvoll sind (BFH-Urteil vom 04.08.1977, BStBl II 

S. 843). Verpachtungen und unentgeltliche Nutzungsüberlassungen, die kurze Zeit vor der 

Veräußerung des Grundstücks vereinbart und durchgeführt werden, sowie gegenseitige Zu-
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pachtungen können deshalb regelmäßig steuerlich nicht beachtet werden. Wird beispiels-

weise ein im Flächennutzungs- oder Bebauungsplan ausgewiesenes Baugebiet, das derzeit 

noch landwirtschaftlich genutzt wird, vor dem 01.07.1979 von einem Generalpächter von 

den einzelnen Landwirten gepachtet und an diese wieder zurückverpachtet, so bleiben die 

verpachteten Grundstücke im notwendigen Betriebsvermögen, auch wenn das einzelne 

Grundstück nicht an den jeweiligen Eigentümer zurückverpachtet wird. Außerdem sind an 

die Anerkennung von Nutzungsüberlassungsverträgen zwischen nahen Angehörigen be-

sonders strenge Anforderungen zu stellen. In der unentgeltlichen oder ohne marktgerechte 

Vergütung vereinbarten Überlassung von Grundstücken zur Nutzung durch nahe Angehö-

rige ist grundsätzlich ein einkommensteuerlich beachtlicher Vorgang nicht zu sehen. 

Die Finanzämter werden gebeten, jeweils zu prüfen, ob diese Voraussetzungen für die An-

erkennung von Nutzungsüberlassungsverträgen erfüllt sind. Dabei kann gegebenenfalls 

auch eine abgekürzte Außenprüfung sowohl beim „Verpächter“ als auch beim „Pächter“ 

durchgeführt werden. 

 

Nr. 2.2 Neufassung des § 4 Abs. 1 EStG 1980 

Durch das Gesetz zur Neuregelung der Einkommensbesteuerung der Land- und Forstwirt-

schaft vom 25.06.1980, BStBl I S. 400, ist § 4 Abs. 1 EStG geändert worden. Nach der 

neuen Regelung werden Wirtschaftsgüter des gewillkürten Betriebsvermögens nicht auto-

matisch dadurch entnommen, dass der Steuerpflichtige von einer Gewinnermittlungsart mit 

Bilanzierung zu einer Gewinnermittlungsart ohne Bilanzierung übergeht. Außerdem führt bei 

einer Gewinnermittlungsart ohne Bilanzierung auch eine geänderte Nutzung nicht automa-

tisch zu einer Entnahme, falls das Wirtschaftsgut nach der Nutzungsänderung nicht zum 

notwendigen Privatvermögen gehört. Die neue Regelung gilt nach § 52 Abs. 2c EStG auch 

für noch nicht bestandskräftige Altfälle. 

Nach einem Beschluss der obersten Finanzbehörden ist die gesetzliche Übergangsrege-

lung des § 52 Abs. 2c EStG zeitlich an die in den Erlassen vom 15.03.1979 genannten 

Fristen (Nr. 2.1) anzuschließen. Mit der gesetzlichen Übergangsregelung sei beabsichtigt 

gewesen, „nahtlos“ an die bereits ergangenen Übergangsregelungen der Verwaltung anzu-

knüpfen. Damit verbunden sei die Konsequenz, Entnahmen, die im Lichte des BFH-Urteils 

vom 12.02.1976, BStBl 1976 II S. 663, als vollzogen angesehen worden sind und die nach 

den Verwaltungserlassen nicht zu einer Gewinnrealisierung führten, auch nach Inkrafttreten 



LaFo-Kartei BW Fach 5 Stand: Januar 2024 

Seite 17 

 

des Gesetzes vom 25.06.1980 als vollzogen anzusehen, wenn der Steuerpflichtige nichts 

Gegenteiliges bekundet. § 52 Abs. 2c EStG sei flexibel gefaßt worden, um für mögliche 

Einzelfälle nicht auszuschließen, dass der Steuerpflichtige das Wirtschaftsgut auch in den 

„Altfällen“ nach der Nutzungsänderung als Betriebsvermögen fortführt. 

Nr. 2.3 Einkommensteuerrechtliche Behandlung landwirtschaftlicher Grund-

stücke im Fall der Nutzungsänderung vor Inkrafttreten des § 4 Abs. 1 

Satz 4 EStG; Anwendung der Billigkeitsregelung; Verfahrensrechtliche 

Fragen 

Nr. 2.3.1 BMF-Schreiben vom 20.03.1998, BStBl I S. 356 

„Nach der Billigkeitsregelung in dem BMF-Schreiben vom 15. März 1979 (BStBl I S. 162), 

die durch das BMF-Schreiben vom 28. Juli 1983 (BStBl I S. 383) bestätigt worden ist, galt 

ein Wirtschaftsgut, das zum notwendigen Betriebsvermögen eines Land- und Forstwirtes 

gehörte, der seinen Gewinn durch Vollschätzung, durch Überschussrechnung nach § 4 

Abs. 3 EStG oder nach Durchschnittssätzen gemäß § 13a EStG ermittelte, und das auf-

grund einer Nutzungsänderung nicht mehr dem notwendigen Betriebsvermögen zuzurech-

nen war, als steuerfrei entnommen, wenn es nach der Nutzungsänderung nicht zum not-

wendigen Privatvermögen gehörte. 

Mit Urteil vom 7. November 1996 (BStBl 1997 II S. 245) hat der BFH entschieden, daß diese 

Billigkeitsregelung zu Unrecht erlassen worden ist. 

Im Hinblick darauf wird die Billigkeitsregelung in dem BMF-Schreiben vom 15. März 1979 

(BStBl I S. 162) und vom 28. Juli 1983 (BStBl I S. 383) mit Ablauf des Jahres 1998 aufge-

hoben.“ 

Nr. 2.3.2 Gleichlautendes BMF-Schreiben vom 20.03.1998 IV B 2 – S 2135 – 4/98 

an den Deutschen Bauernverband e.V. 

„ ... 

Um sicherzustellen, dass alle Betroffenen rechtzeitig über die von der Finanzverwaltung 

vorgesehene Behandlung der Fälle ausreichend informiert werden, weise ich ergänzend auf 

folgendes hin: 
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Bis zum Ablauf des Jahres 1998 können Steuerpflichtige die die Regelung in den 

BMF-Schreiben vom 15. März 1979 (Nummer 2 Satz 2) und vom 28. Juli 1983 in Anspruch 

nehmen möchten, gegenüber der zuständigen Finanzbehörde schriftlich klarstellen, dass 

ein zunächst zum notwendigen Betriebsvermögen gehörendes Grundstück, dessen Nut-

zung vor dem 1. Juli 1979 geändert worden ist und das durch diese Nutzungsänderung nicht 

mehr dem notwendigen Betriebsvermögen zuzurechnen war, aber auch nicht zum notwen-

digen Privatvermögen gehörte, zum Zeitpunkt der Nutzungsänderung entnommen worden 

ist. Der Steuerpflichtige, zu dessen Betriebsvermögen das Grundstück zum Zeitpunkt der 

Nutzungsänderung gehörte, muss seinen Gewinn im Wirtschaftsjahr der Nutzungsänderung 

durch Vollschätzung, durch Überschussrechnung nach § 4 Abs. 3 EStG oder nach Durch-

schnittssätzen gemäß § 13 a EStG ermittelt haben. Die Zugehörigkeit des Grundstücks vor 

der Nutzungsänderung zum notwendigen Betriebsvermögen, die Nutzungsänderung vor 

dem 1. Juli 1979, die Zurechnung des Grundstücks nach der Nutzungsänderung zu einer 

anderen Vermögensart als dem notwendigen Betriebsvermögen und dem notwendigen Pri-

vatvermögen sowie die angewandte Gewinnermittlungsart zum Zeitpunkt der Nutzungsän-

derung hat der Steuerpflichtige glaubhaft zu machen, erforderlichenfalls zu beweisen. Dabei 

ist das betroffene Grundstück eindeutig zu umschreiben, wofür folgende Angaben mindes-

tens erforderlich sind: 

 Lage des Grundstücks, 

 Flurstücksnummer, 

 Grundstücksgröße. 

Es ist ausreichend, wenn sich die genaue Grundstücksbezeichnung aus der Flächendar-

stellung in Anlage L zur Einkommensteuererklärung ergibt. 

Besteht die Nutzungsänderung in einer Verpachtung oder unentgeltlichen Nutzungsüber-

lassung des Grundstücks als einzelne Fläche vor dem 1. Juli 1979, ist zum Zweck des 

Nachweises der Verpachtung der Pachtvertrag vorzulegen oder Name und Anschrift des 

damaligen Pächters oder – bei unentgeltlicher Nutzungsüberlassung – des Nutzungsbe-

rechtigten anzugeben. 

Folgende Nutzungsänderungen vor dem 1. Juli 1979 sind von der Regelung der BMF-

Schreiben vom 15. März 1979 (BStBl I S. 162) und vom 28. Juli 1983 (BStBl I S. 383) in 

keinem Fall betroffen: 
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 Einstellung der Nutzung einzelner Flächen (Flächenstillegung), 

 Nutzungsüberlassung von Betrieben oder von Teilbetrieben im ganzen ohne Betriebs-

aufgabeerklärung. 

Verlassen Flächen, die stillgelegt wurden oder stillgelegten Betrieben oder Teilbetrieben zu-

zurechnen sind, z.B. durch Schenkung, das Betriebsvermögen des Steuerpflichtigen, liegt 

regelmäßig eine steuerpflichtige Entnahme vor. 

Nach Ablauf des Jahres 1998 ist das BFH-Urteil vom 7. November 1996 (BStBl 1997 II 

S. 245) uneingeschränkt anzuwenden. Vertrauensschutz kann aus den BMF-Schreiben 

vom 15. März 1979 (BStBl I S. 162) und vom 28. Juli 1983 (BStBl I S. 383) nach diesem 

Zeitpunkt nicht mehr in Anspruch genommen werden. Das gilt unabhängig davon, ob die 

land- und forstwirtschaftlichen Betriebe bis dahin steuerlich erfasst oder steuerlich beraten 

waren. 

In Zweifelsfällen sollten sich die betroffenen Steuerpflichtigen und ihre Berater an das je-

weils zuständige Finanzamt wenden.“ 

Nr. 2.3.3 BMF-Schreiben vom 10.12.1998 an den Deutschen Bauernverband, 

Hauptverband der landwirtschaftlichen Buchstellen und Sachverständi-

gen sowie die Bundessteuerberaterkammer; FM BW Erlass vom 

18.12.1998, 3 – S 223.9/17 

„Die Angelegenheit ist zwischenzeitlich mit den obersten Finanzbehörden der Länder ab-

schließend erörtert worden und zwar mit folgendem Ergebnis: 

An der mit BMF-Schreiben vom 20. März 1998 (BStBl I S. 356) festgelegten Ausschlussfrist 

(31. Dezember 1998) zur Abgabe einer klarstellenden Erklärung über die Nutzungsände-

rung eines zunächst zum notwendigen Betriebsvermögen gehörenden Grundstücks vor 

dem 1. Juli 1979 wird festgehalten. 

Zur Fristwahrung genügt der rechtzeitige Eingang der klarstellenden Erklärung bei der je-

weils zuständigen Finanzbehörde. Die erforderlichen Unterlagen können später nachge-

reicht werden. 

Die im BMF-Schreiben vom 20. März 1998 (– IV B 2 – S 2135 – 4/98 –) enthaltenen Kriterien 

zur Glaubhaftmachung der Nutzungsänderung bleiben unverändert bestehen. Die Erklärung 
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der Pachteinnahmen bei den Einkünften aus Land- und Forstwirtschaft steht einer steuer-

freien Entnahme entgegen. 

Die bereits eingegangenen und bis Fristablauf noch eingehenden Erklärungen der Steuer-

pflichtigen werden von den Finanzbehörden auf Vollständigkeit der beigefügten oder noch 

nachzureichenden Unterlagen geprüft. Die Finanzbehörden können über die Prüfung der 

klarstellenden Erklärung eine Mitteilung herausgeben. Bei Meinungsverschiedenheiten über 

das Vorliegen der Voraussetzungen wird die Entscheidung darüber, ob das Wirtschaftsgut 

aufgrund der bisherigen Billigkeitsregelung aus dem Betriebsvermögen ausgeschieden ist, 

erst im Besteuerungsverfahren des Veranlagungszeitraums getroffen, in dem das Wirt-

schaftsgut veräußert, unentgeltlich übertragen oder privat genutzt wird. 

Die obersten Finanzbehörden der Länder werden ihre Finanzämter entsprechend unterrich-

ten.“ 

Zusatz der Oberfinanzdirektion: 

Ergänzend zu den vorstehenden BMF-Schreiben, die auf Beschlüssen der Abteilungsleiter 

Steuer und Referatsleiter Einkommensteuer beruhen, wird noch auf Folgendes hingewie-

sen: 

 Bei einer Verpachtung oder einer unentgeltlichen Nutzungsüberlassung ist als Zeitpunkt 

der Nutzungsänderung der Beginn des Pacht- oder Nutzungsverhältnisses zu werten 

(nicht schon der Zeitpunkt des Vertragsabschlusses). 

 Einer Klarstellung der Entnahme bedarf es nicht mehr, wenn nach der Nutzungsände-

rung das Grundstück in einem Kalenderjahr, für das eine bestandskräftige und endgül-

tige Veranlagung vorliegt, veräußert oder übertragen oder in das notwendige Privatver-

mögen überführt worden ist. 

 Wie schon bisher liegt ein Fall einer begünstigten Nutzungsänderung nicht vor, wenn 

die Nutzungsänderung nur vorübergehend war. 

 Eine Entnahme durch Nutzungsänderung vor dem 01.07.1979 kann nicht klargestellt 

werden, wenn das betreffende Grundstück unverändert als Betriebsvermögen erklärt 

und behandelt worden ist. Dies ist z.B. der Fall, wenn ein Pachtverhältnis erst im Nach-

hinein (etwa im Zuge einer späteren Betriebsprüfung) dem Finanzamt deklariert wird, 

oder wenn das Grundstück auch bei einem späteren Übergang zur Buchführung in die 

Anfangsbilanz aufgenommen worden ist. 
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Nr. 2.4 Bodenschatzführende landwirtschaftliche Grundstücke 

Nr. 2.4.1 Einbringung eines bodenschatzführenden landwirtschaftlichen Grund-

stücks in das Betriebsvermögen einer GmbH & Co KG durch einen Ge-

sellschafter bzw. Veräußerung des Grundstücks an die GmbH & Co KG 

BMF-Schreiben vom 24.06.1998, IV B 2 – S 2134 – 36/98, FM BW Erlass vom 25.08.1998, 

3 – S 2134/24 

„Das BMF hat zu der Frage, ob ein Landwirt ein bodenschatzführendes Grundstück in eine 

GmbH & Co KG an der er als Kommanditist beteiligt ist, zum Teilwert einbringen oder das 

Grundstück an sie veräußern kann und ob Absetzungen für Substanzverringerungen gel-

tend gemacht werden können wie folgt Stellung genommen: 

Absetzungen für Substanzverringerung bei der Einlage eines Kiesvorkommens in das Be-

triebsvermögen einer Grundbesitz GmbH & Co KG 

Sie fragen, ob eine Grundbesitz GmbH & Co KG Absetzungen für Substanzverringerung 

nach § 7 Abs. 6 EStG geltend machen darf, wenn der alleinige Kommanditist und Gesell-

schafter ein in seinem Eigentum stehendes bodenschatzführendes Grundstück entspre-

chend den Vorschriften des Handelsrechts in das Betriebsvermögen der Grundbesitz GmbH 

& Co KG einlegt oder es an sie verkauft. Ihre Frage beantworte ich im Einvernehmen mit 

den obersten Finanzbehörden der Länder wie folgt: 

Nach § 7 Abs. 6 i.V.m. § 7 Abs. 1 EStG können Bergbauunternehmen, Steinbrüche und 

andere Betriebe, die einen Verbrauch der Substanz mit sich bringen, Absetzungen für Sub-

stanzverringerung in Anspruch nehmen. Dies setzt voraus, daß der Bodenschatz als Wirt-

schaftsgut entstanden und ihnen wirtschaftlich zuzurechnen ist. 

Der Bodenschatz entsteht als ein vom Grund und Boden getrennt zu behandelndes Wirt-

schaftsgut, wenn er zur nachhaltigen Nutzung in den Verkehr gebracht wird, indem mit sei-

ner Aufschließung begonnen wird. Es genügt, daß mit der alsbaldigen Aufschließung zu 

rechnen ist. 

Wird ein bodenschatzführendes Grundstück veräußert, so entsteht der Bodenschatz als ein 

Wirtschaftsgut des Veräußerers, wenn neben dem Kaufpreis für den Grund und Boden ein 
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besonderes Entgelt für den Bodenschatz zu zahlen ist, es sei denn, daß mit dem absehba-

ren Beginn der Aufschließung ausnahmsweise nicht zu rechnen ist. 

Wird ein bodenschatzführendes Grundstück in eine Gesellschaft eingelegt, entsteht das 

Wirtschaftsgut „Bodenschatz“ im Zeitpunkt der Einlage, wenn diese mit dem Ziel erfolgt, den 

Bodenschatz alsbald verwerten zu lassen, sei es von der Gesellschaft selbst oder einem 

Abbauunternehmer. Mit der Einlage ist der Bodenschatz zur nachhaltigen Nutzung in den 

Verkehr gebracht. 

Der Bodenschatz ist somit bei der von Ihnen angedachten Konstruktion in beiden Fällen als 

Wirtschaftsgut entstanden. Er ist jedoch wirtschaftlich nicht der GmbH & Co KG zuzurech-

nen. Die entgeltliche Überlassung des bodenschatzführenden Grundstücks durch den Al-

leingesellschafter zur Verwertung des darin ruhenden Bodenschatzes mag zivilrechtlich ei-

nen Kaufvertrag darstellen mit der Folge, daß der Bodenschatz zivilrechtlich der GmbH & 

Co KG zuzurechnen ist. Für die ertragsteuerliche Beurteilung kommt es jedoch nur auf den 

wirtschaftlichen Gehalt des abgeschlossenen Vertrages an (BFH-Urteil vom 21. Juli 1993, 

BStBl 1994 II Seite 231 m.w.N.). 

Wirtschaftlich gesehen ist der Bodenschatz auch nach dem Verkauf des Grundstücks an 

die GmbH & Co KG oder der Einlage in die Gesellschaft weiterhin dem Gesellschafter zu-

zurechnen, denn dieser bleibt aufgrund seiner Beteiligungs- und Stimmverhältnisse in der 

Lage, auf die weitere Verwendung des Grundstücks Einfluß zu nehmen (st. Rspr., vgl. BFH-

Urteil vom 5. Oktober 1973, BStBl 1974 II S. 130; BFH-Urteil vom 25. Juni 1985, BFH/NV 

1985 S.74; BFH-Urteil vom 24. November 1992, BStBl 1993 II S. 296; BFH-Urteil vom 21. 

Juli 1993, BStBl 1994 II S. 231). Der von der Grundbesitzgesellschaft verfolgte Gesell-

schaftszweck besteht in der Verpachtung des Grundstücks an Abbauunternehmer zur Sub-

stanzausbeute. Dieser Zweck ist mit dem Abbau der Bodenschätze erreicht, so daß für die 

Grundbesitz GmbH & Co KG ein Grund für das Behalten des übertragenen Grundstücks 

nicht mehr besteht. Da das Grundstück nach dem Abbau des Bodenschatzes und der Re-

kultivierung durch das Abbauunternehmen wieder für die landwirtschaftliche Nutzung zur 

Verfügung steht, ist es dem Gesellschafter aufgrund seiner wirtschaftlich beherrschenden 

Stellung als einzigem am Vermögen der Grundbesitz GmbH & Co KG Beteiligten möglich, 

die Rückübertragung an sich zu veranlassen. Eine auf Dauer gerichtete Eigentumsübertra-
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gung des bodenschatzführenden Grundstücks vom Übergeber auf die Grundbesitzgesell-

schaft liegt daher weder bei der Einbringung in das Betriebsvermögen einer Grundbesitz 

GmbH & Co KG noch bei der Veräußerung an sie vor. 

Ein derartiger Überlassungsvertrag ist nach seinem wirtschaftlichen Gehalt steuerlich als 

zeitlich begrenzte Überlassung zur Substanzausbeute und somit als Pachtvertrag zwischen 

dem Grundstückseigentümer und der GmbH & Co KG zu werten. Der Grundstückseigentü-

mer erzielt sowohl hinsichtlich seiner Gewinnanteile an der Gesellschaft als auch hinsicht-

lich des „Pachtentgelts“ als Vergütung für die Überlassung von Wirtschaftsgütern des Son-

derbetriebsvermögens Einkünfte aus Gewerbebetrieb nach § 15 Abs. 1 Nr. 2 i.V.m. § 15 

Abs.3 Nr.2 EStG. 

Zudem ist anzumerken, daß selbst bei steuerlicher Anerkennung der von Ihnen vorgeschla-

genen Konstruktion zweifelhaft ist, ob die zwischengeschaltete Gesellschaft AfS geltend 

machen könnte. Nur der III. Senat des BFH beurteilt im Privatvermögen konkretisierte Bo-

denschätze, die in ein Betriebsvermögen eingebracht werden, als Einlage mit dem Teilwert 

mit der Folge der Möglichkeit von AfS (BFH-Urteil vom 26. November 1993, BStBl 1994 II 

S. 293). Dagegen wird nach der Rechtsauffassung des VIII. Senats des BFH lediglich die 

aus dem Eigentum fließende Berechtigung, den Bodenschatz auszubeuten, eingebracht, 

für die kein Wert angesetzt werden kann (vgl. BFH-Urteil vom 19. Juli 1994, BStBI II S. 846). 

Es bleibt abzuwarten, ob diese Frage dem Großen Senat des BFH zur abschließenden Ent-

scheidung vorgelegt wird.“ 

Zusatz der Oberfinanzdirektion: 

Es wird gebeten, in einschlägigen Fällen entsprechend zu verfahren. 

Nr. 2.4.2 Ertragsteuerliche Behandlung von im Eigentum des Grundeigentümers 

stehenden Bodenschätzen 

BMF-Schreiben vom 07.10.1998, BStBl I S. 1221 

„ ... 

3. Zuordnung des Wirtschaftsguts „Bodenschatz“ zum Betriebsvermögen oder Privatvermö-

gen 
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Hat der Grundstückseigentümer einen Betrieb der Land- und Forstwirtschaft oder einen Ge-

werbebetrieb, ist der Bodenschatz als Wirtschaftsgut entsprechend seiner Nutzung dem Pri-

vatvermögen oder dem Betriebsvermögen zuzuordnen, und zwar unabhängig von der Zu-

gehörigkeit des Grundstücks, in dem er lagert (vgl. Urteil des BFH vom 28. Oktober 1982, 

BStBl 1983 II S. 106). 

a) Notwendiges Betriebsvermögen einer Land- und Forstwirtschaft ist der Bodenschatz, 

wenn er unter dem land- und forstwirtschaftlich genutzten Grund und Boden entdeckt 

und von Anfang an überwiegend für Zwecke der Land- und Forstwirtschaft gewonnen 

und verwertet wird (z.B. Bau von Forstwegen oder Betriebsgebäuden). Notwendiges 

Betriebsvermögen eines Gewerbebetriebs ist der Bodenschatz, wenn er in einem zum 

Gewerbebetrieb gehörenden Grundstück entdeckt und gewerbsmäßig abgebaut und 

verwertet wird (Urteil des BFH vom 28. Oktober 1982 a.a.O.). 

b) Privatvermögen ist der Bodenschatz, wenn er in einem land- und forstwirtschaftlich ge-

nutzten Grundstück entdeckt, aber nicht überwiegend für land- und forstwirtschaftliche 

Zwecke des Grundstückseigentümers verwertet wird. Privatvermögen ist der Boden-

schatz auch dann, wenn ein zum land- und forstwirtschaftlichen Betriebsvermögen ge-

hörendes Grundstück veräußert wird und ein besonderes Entgelt für den Bodenschatz 

zu entrichten ist. 

c) Der im Rahmen eines land- und forstwirtschaftlichen Betriebs i.S. des § 13 Abs. 1 EStG 

aufgeschlossene und dem Privatvermögen zuzuordnende Bodenschatz kann regelmä-

ßig nicht als Betriebsvermögen gewillkürt werden. Gewillkürtes Betriebsvermögen in der 

Land- und Forstwirtschaft können nämlich nur solche Wirtschaftsgüter sein, deren Nut-

zung innerhalb der Land- und Forstwirtschaft möglich ist. Wirtschaftsgüter, die dem Be-

trieb der Land- und Forstwirtschaft wesensfremd sind und denen eine sachliche Bezie-

hung zum Betrieb fehlt, können dagegen auch nicht im Wege der Willkürung zum Be-

triebsvermögen werden (vgl. Beschluss des BFH vom 19. Januar 1982, BStBl II S. 526, 

und Urteil des BFH vom 28. Oktober 1982 a.a.O.). 

...“ 
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Nr. 2.5 Errichtung und Betrieb eines Golfplatzes auf bisher land- und forstwirt-

schaftlichen Grundstücken 

Werden Grundstücke eines land- und forstwirtschaftlichen Betriebsvermögens für Golfplatz-

zwecke verwendet, ist für die ertragsteuerliche Beurteilung zu unterscheiden, 

 ob der Golfplatz vom Land- und Forstwirt selbst betrieben wird, oder 

 ob der Land- und Forstwirt die Grundstücke einem Golfplatzbetreiber (z.B. Golfclub) zur 

Nutzung überlässt. 

Nr. 2.5.1 Eigenbetriebliche Nutzung 

Der Betrieb eines kommerziellen, mit Gewinnerzielungsabsicht bewirtschafteten Golfplatzes 

führt einkommensteuerlich zu Einkünften aus Gewerbebetrieb. Soweit der Betreiber in der 

Golfplatzanlage Grundstücke nutzt, die bisher zu seinem land- und forstwirtschaftlichen Be-

trieb gehört haben, werden diese notwendiges Betriebsvermögen im Gewerbebetrieb. Die 

Überführung der Grundstücke aus dem land- und forstwirtschaftlichen in das gewerbliche 

Betriebsvermögen erfolgt gem. § 6 Abs. 5 Satz 1 EStG zwingend zum Buchwert. 

Wird die Golfplatzanlage nach einer gewissen Zeit (i.d.R. nach einem vollen Wirtschaftsjahr) 

im Ganzen an einen Dritten (z.B. an einen Golfclub) verpachtet, steht dem bisherigen Be-

treiber das Verpächterwahlrecht nach den Grundsätzen des R 16 Abs. 5 EStR zu. Danach 

gilt der im Ganzen verpachtete Betrieb ertragsteuerlich auch während der Verpachtung als 

fortbestehend. Zu einer Aufdeckung der stillen Reserven kommt es erst, wenn der Verpäch-

ter die Aufgabe des Verpachtungsbetriebs ausdrücklich erklärt. 

Nr. 2.5.2 Verpachtung einzelner land- und forstwirtschaftlicher Nutzflächen 

Betreibt der Land- und Forstwirt die Golfanlage nicht selbst, sondern verpachtet er einzelne 

Grundstücke seines land- und forstwirtschaftlichen Betriebs an einen Dritten zur Nutzung 

als Golfplatzflächen, stellt sich die Rechtslage wie folgt dar: 

Die Verpachtung der Nutzflächen führt nicht zwingend zu einer Entnahme aus dem land- 

und forstwirtschaftlichen Betriebsvermögen. Durch die Verpachtung ändert sich zwar die 

Nutzung der Grundstücke; diese Nutzungsänderung führt jedoch nicht zu notwendigem Pri-

vatvermögen, so dass die verpachteten Flächen ohne ausdrückliche Entnahmehandlung 

landwirtschaftliches Betriebsvermögen bleiben. 



LaFo-Kartei BW Fach 5 Stand: Januar 2024 

Seite 26 

 

Für die weitere Zuordnung zum gewillkürten/geduldeten Betriebsvermögen des land- und 

forstwirtschaftlichen Betriebs sind der Umfang der als Golfplatzflächen verpachteten Grund-

stücke und deren Anteil an der Gesamtfläche des land- und forstwirtschaftlichen Betriebs 

ohne Bedeutung. Wie bei einer Verpachtung von Grundstücken des Betriebsvermögens zur 

landwirtschaftlichen Nutzung wird auch durch die Verpachtung von Flächen für eine Golfan-

lage weder der Charakter des verbleibenden land- und forstwirtschaftlichen Betriebs beein-

trächtigt (vgl. dazu BFH-Urteil vom 22.08.2002, BStBI 2003 11 S. 16), noch kann sich durch 

den Umfang einer derartigen Verpachtung das Gesamtbild der land- und forstwirtschaftli-

chen Tätigkeit verändern (vgl. R 4.2 Abs. 9 S. 4 EStR). Entscheidend ist dabei, dass die 

Grundstücke – anders als z.B. bei der Bestellung eines Erbbaurechts zum Zwecke der Be-

bauung – trotz der Verpachtung zu (außerlandwirtschaftlichen) Golfplatzzwecken nach Be-

endigung des Pachtvertrags ohne Weiteres wieder einer land- und forstwirtschaftlichen Nut-

zung zugeführt werden können (BFH-Beschluss vom 03.05.2007, BFH/NV 2007 S. 2084). 

Die weitere Zuordnung der verpachteten Grundstücke zum gewillkürten/geduldeten Be-

triebsvermögen ist unabhängig von der Art der Gewinnermittlung zulässig; sie ist also auch 

möglich bei der Gewinnermittlung nach Durchschnittssätzen und bei der Einnahmenüber-

schussrechnung nach § 4 Abs. 3 EStG. 

Nr. 2.5.3 Verpachtung sämtlicher Nutzflächen für Golfplatzzwecke 

Verpachtet der Land- und Forstwirt seine gesamten landwirtschaftlichen Nutzflächen für 

Golfplatzzwecke, führt dies nicht zu einer Betriebsaufgabe durch schlüssige Handlung. 

Dem Verpächter steht vielmehr auch in diesem Fall das Verpächterwahlrecht nach R 16 

Abs. 5 EStR zu mit der Folge, dass erst dann eine Betriebsaufgabe anzunehmen ist, wenn 

der Verpächter die Aufgabe ausdrücklich erklärt. 

Eine Betriebsaufgabe durch schlüssige Handlung ist insbesondere deshalb nicht anzuneh-

men, weil die zu außerlandwirtschaftlichen Zwecken verpachteten Nutzflächen einer land-

wirtschaftlichen Nutzung nicht endgültig entzogen sind. Der Verpächter hat vielmehr die 

Möglichkeit, nach Beendigung des Pachtverhältnisses wieder eine land- und forstwirtschaft-

liche Eigenbewirtschaftung aufzunehmen (zum Verpächterwahlrecht bei branchenfremder 

Verpachtung vgl. BFH-Urteil vom 28.08.2003, BStBl1I 2004 S. 10). 
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Nr. 2.5.4 Anderweitige Verpachtung zu außerlandwirtschaftlichen Zwecken 

Die in Nr. 2 und 3 dargestellten Grundsätze gelten nicht nur in Fällen der Verpachtung land-

wirtschaftlicher Nutzflächen für Golfplatzzwecke, sondern auch in anderen Fällen der Ver-

pachtung zu außerlandwirtschaftlichen Zwecken, wenn nach dem Pachtvertrag gesichert 

ist, dass der Verpächter die verpachteten Nutzflächen nach Beendigung des Pachtverhält-

nisses wieder landwirtschaftlich nutzen kann. 

Nr. 2.6 Bestellung von dinglichen Nutzungsrechten 

Nr. 2.6.1 Zivilrechtlicher Begriff 

BMF-Schreiben vom 02.09.1992, FM BW Erlass vom 15.09.1992, S 2236/1 

„ ... 

Nach § 1030 BGB kann ein Grundstück in der Weise belastet werden, daß derjenige, zu 

dessen Gunsten die Belastung erfolgt ist, berechtigt ist, die Nutzungen der Sache zu ziehen 

(Nießbrauch). Der Nießbrauch kann durch den Ausschluß einzelner Nutzungen beschränkt 

werden. Wenn z.B. der Altbauer seinem Sohn zivilrechtlich mit dinglicher Wirkung erlauben 

will, auf einem Teilstück des Hofgrundstückes ein Gebäude zu Wohnzwecken zu errichten, 

dürfte die Bestellung eines Nießbrauchs nicht der geeignete Weg sein. Die Belastung des 

(„gesamten“) Grundstücks mit Nießbrauch kann nur in der Art „Rückausnahmen“ nach 

§ 1030 Abs. 2 BGB durch den Ausschluß einzelner Nutzungen beschränkt werden. Selbst 

wenn nach § 7 Abs. 2 GBO der Nießbrauch auf einen realen Teil des Grundstücks be-

schränkt werden kann, so würde doch der Sohn durch §§ 1036 Abs. 2, 1034 BGB bei der 

Ausübung des Nießbrauchs erheblichen Nutzungsbeschränkungen ausgesetzt. Der Nieß-

brauch dürfte als Grundlage für die Errichtung eines Hauses auch wegen § 1061 BGB kaum 

sinnvoll sein (vgl. auch § 1059 BGB). Die Vererbbarkeit des „Hauses“ des Nießbrauchers 

wäre nicht gesichert, was insbesondere im Falle des Vorversterbens des Sohnes, der ggf. 

verheiratet ist und Kinder hat, unerwünschte Folgen haben kann. Im übrigen ist darauf hin-

zuweisen, daß bei Vereinigung von Eigentum an Grundstück und Nießbrauch am Grund-

stück im Erbgang auf den Sohn wegen § 889 BGB Nießbrauch und Grundstückseigentum 

getrennt bleiben, also der Nießbrauch des Sohnes als dessen „Eigentümernießbrauch“ ne-

ben seinem Grundstückseigentum fortbesteht (vgl. auch die insoweit nicht durchgreifenden 

§§ 1063, 1072 BGB). 
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Bei Bestellung des Erbbaurechts gehen nicht alle auf dem Hofgrundstück befindlichen Ge-

bäude in das Eigentum des Erbbauberechtigten, hier z.B. des Sohnes des Altbauern, über. 

Zwar geht die ErbbRVO von folgendem Normalfall aus: Ein einziges Grundstück, auf dem 

sich ein einziges Bauwerk befindet, und ein Erbbaurecht, dessen Rechtsinhalt sich auf das 

ganze Grundstück und das ganze Bauwerk bezieht, d.h. faktische Identität Grundstück/Erb-

baurecht/Bauwerk, sowie schließlich ein Dritter als Erbbauberechtigter, der nicht Eigentü-

mer des Grundstücks ist. Jedoch kann schon die faktische Ausgangslage sowie die Zielset-

zung bei der Erbbaurechtsbestellung hiervon wesentlich abweichen, andererseits können 

sich bei der langen Dauer des Erbbaurechts wirtschaftlich völlig neuartige Situationen erge-

ben (vgl. u.a.v. Oefele/Winkler, Handbuch des Erbbaurechts 2. Kap. Rn. 31, 69 ff.; 3. Kap. 

Rn. 1 ff. m.w.N.). Dadurch ergeben sich eine Reihe von neuartigen Konstruktionsformen, 

die erheblich vom „Normalfall“ differenzieren. Diese Abweichung vom Normalfall kann auch 

darin liegen, daß sich der Inhalt des Erbbaurechts nur auf einen Teil des als solches dinglich 

zur Gänze belasteten Grundstücks bezieht. Dies ist z.B. der Fall, wenn sich das Erbbaurecht 

nur auf eines von mehreren vorhandenen Häusern bezieht oder der Erbbauberechtigte nur 

eines von mehreren geplanten Häusern errichten darf oder die Nutzung nur teilweise auf 

das Grundstück erstreckt wird, während sie im übrigen dem Grundstückseigentümer ver-

bleibt. Es handelt sich hier also um einen Fall, in dem der Rechtsinhalt geringer ist als der 

Belastungsgegenstand. Sachenrechtlich ist das Auseinanderfallen des Rechtsinhalts und 

des Belastungsgegenstandes in der Weise, daß der Rechtsinhalt sich eben nur auf einen 

Teil des Grundstücks bezieht, zulässig. Bestehen auf einem Grundstück mehrere baulich 

nicht verbundene selbstständige (einheitliche) Gebäude, so kann sich das Erbbaurecht auf 

eines oder mehrere von ihnen oder auf alle beziehen. Nur die Gebäude, die zum Rechtsin-

halt des Erbbaurechts gehören, sind Eigentum des Erbbauberechtigten, die übrigen Ge-

bäude bleiben Grundstücksbestandteil. Nicht maßgebend ist hier die wirtschaftliche Bedeu-

tung des Gebäudes: Selbst wenn mehrere selbständige Gebäude wirtschaftlich zusammen 

gehören, kann sich das Erbbaurecht trotzdem nur auf eines von ihnen beziehen. Auch bei 

dieser Konstruktion ist die Voraussetzung erfüllt, daß das Gesamtgrundstück mit dem Erb-

baurecht belastet ist, sich der Rechtsinhalt des Erbbaurechts aber nur auf die Nutzung der 

genau zu beschreibenden Teilfläche bezieht; auch fällt allein das in Ausübung des Erbbau-

rechts errichtete Gebäude nach § 12 ErbbRVO, nicht aber die übrigen Gebäude in das Ei-

gentum des Erbbauberechtigten.“ 
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Nr. 2.6.2 Ertragsteuerliche Behandlung 

BMF-Schreiben vom 29.04.1991, FM BW Erlass vom 16.05.1991, S 2236/1 

„Bestellt der Inhaber eines land- und forstwirtschaftlichen Betriebs unentgeltlich ein Nieß-

brauchsrecht oder ein Erbbaurecht an einem Grundstück zugunsten eines nahen Angehö-

rigen, so ist das Grundstück aus dem landwirtschaftlichen Betriebsvermögen (steuerpflich-

tig) zu entnehmen, weil es – anders als bei einem entgeltlich eingeräumten Erbbaurecht, 

vgl. dazu BFH-Urteile vom 26. 11. 1987, BStBl II 1988 S. 490 und vom 10. 4. 1990, BStBl II 

S. 961 – nicht mehr objektiv geeignet und subjektiv dazu bestimmt ist, den Betrieb zu för-

dern. Das gilt auch, wenn der Inhaber des Betriebs wirtschaftlicher Eigentümer des belas-

teten Grundstücks bleibt. Einer schuldrechtlichen Beschränkung eines Nießbrauchs bzw. 

eines Erbbaurechts auf eine Teilfläche eines Grundstücks kann, wenn sie zivil- und grund-

buchrechtlich zulässig ist, auch steuerlich gefolgt werden. 

Wird das Nießbrauchs- oder Erbbaurecht hingegen entgeltlich bestellt, führt dies grund-

sätzlich nicht zur Entnahme des Grundstücks, vgl. zum Erbbaurecht die o.g. BFH-Urteile. 

Geht das Grundstück später auf den Nießbrauchs- oder Erbbauberechtigten als Hoferben 

über, führt dies, wenn die darauf befindliche Wohnung noch zu eigenen Wohnzwecken ge-

nutzt wird, zur – steuerpflichtigen – Entnahme des Grundstücks. § 52 Absatz 15 Satz 10 

EStG ist nicht anwendbar, da bei der gewählten Gestaltung nicht die Errichtung der Woh-

nung, sondern der Betriebsübergang zur Entnahme des dazugehörenden Grund und Bo-

dens führt. 

Bebaut der Sohn in Ausübung des Nießbrauchs- oder Erbbaurechts das Grundstück, erlangt 

er damit gemäß § 95 Absatz 1 Satz 2 BGB das bürgerlich-rechtliche Eigentum am Gebäude. 

Das reicht aus, um – bei Vorliegen der übrigen Voraussetzungen – § 10 e EStG in Anspruch 

nehmen zu können (vgl. Tz. 5 des BMF-Schreibens vom 25.10.1990, BStBl I S. 626).“ 

Zusatz der Oberfinanzdirektion: 

a) Unentgeltliches Nutzungsrecht 

Grundstücke und Grundstücksteile, die nicht nur vorübergehend eigenen Wohnzwecken 

dienen oder an Dritte zu Wohnzwecken unentgeltlich überlassen werden, gehören nach 

R 4.2 Abs. 9 und 10 EStR 2008 grundsätzlich zum notwendigen Privatvermögen.  
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Bestellt daher der Inhaber eines Betriebs unentgeltlich ein Nießbrauchsrecht oder ein Erb-

baurecht an einem Betriebsgrundstück zugunsten eines nahen Angehörigen zum Zwecke 

der nicht nur vorübergehenden Wohnnutzung, so ist das Grundstück (steuerpflichtig) aus 

dem Betriebsvermögen zu entnehmen, weil es – anders als bei einem entgeltlich einge-

räumten Erbbaurecht (vgl. BFH-Urteile vom 26.11.1987, BStBl II 1988 S. 490 und vom 

10.04.1990, BStBl II 1990 S. 961) – nicht mehr objektiv geeignet und subjektiv dazu be-

stimmt ist, den Betrieb zu fördern. Das gilt auch, wenn der Betriebsinhaber wirtschaftlicher 

Eigentümer des belasteten Grundstücks bleibt. Einer schuldrechtlichen Beschränkung des 

Nießbrauchs bzw. des Erbbaurechts auf eine Teilfläche des Grundstücks kann, wenn sie 

zivil- und grundbuchrechtlich zulässig ist, auch steuerlich gefolgt werden. In diesem Fall ist 

nur die mit dem Nutzungsrecht belastete Teilfläche zu entnehmen.  

Bei vor dem 01.01.1992 zugewandten oder vorbehaltenen dinglichen Nutzungsrechten 

kann auf ausdrücklichen schriftlichen Antrag des Betriebsinhabers auf eine Entnahme des 

Grundstücks aus Gründen des Vertrauensschutzes verzichtet werden. Das Grundstück 

bleibt in diesem Fall bis zu seiner späteren Entnahme oder Veräußerung weiterhin Betriebs-

vermögen. Wurde allerdings das Nutzungsrecht in einem Wirtschaftsjahr bestellt, für das 

bereits eine Veranlagung durchgeführt ist, die nicht mehr berichtigt werden kann, so ist das 

Grundstück in der Bilanz des ersten Wirtschaftsjahres, dem noch keine bestandskräftige 

Veranlagung zugrunde liegt, erfolgsneutral auszubuchen, vgl. H 4.4 (Unterlassene Erfas-

sung einer Entnahme) EStH 2008. 

b) Entgeltliches Nutzungsrecht 

Wird das Nießbrauchs- oder Erbbaurecht hingegen entgeltlich bestellt, so führt dies grund-

sätzlich nicht zur Entnahme des Grundstücks (vgl. zum Erbbaurecht die o.g. BFH-Urteile). 

Geht in diesen Fällen das Grundstück später auf den Nießbraucher oder Erbbauberechtig-

ten als Erben des Betriebs über, so führt dies, wenn die darauf befindliche Wohnung noch 

zu eigenen Wohnzwecken genutzt wird, zur – steuerpflichtigen – Entnahme des Grund-

stücks; § 52 Abs. 15 Satz 10 EStG ist nicht anwendbar, da bei der gewählten Gestaltung 

nicht die Errichtung der Wohnung, sondern der Betriebsübergang zur Entnahme des zur 

Wohnung gehörenden Grund und Bodens führt. 

c) Teilentgeltliches Nutzungsrecht 

Nach dem BFH-Urteil vom 24.03.2011 – IV R 46/08, BStBl II S. 692, führt die Vereinbarung 

eines verbilligten Erbbauzinses zwischen dem Landwirt und seinem Kind nicht zu einer Ent-

nahme des mit dem Erbbaurecht belasteten Grundstücks, sofern der verbilligte Erbbauzins 
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die Geringfügigkeitsgrenze von 10 % des ortsüblichen vollen Erbbauzinses nicht unter-

schreitet. 

Damit ist die bisherige Verwaltungsauffassung, wonach die teilentgeltliche Einräumung ei-

nes dinglichen Nutzungsrechts an einem Grundstück des Betriebsvermögens zu eigenen 

oder fremden Wohnzwecken des Berechtigten eine Entnahme des Grundstücks darstellt, 

wenn das Teilentgelt weniger als 50 % des ortsüblichen Vollentgelts beträgt (FM BW Er-

lass vom 04.11.1994, S 2135/4), überholt. 

Hinweis zur bisherigen Rechtslage: 

FM BW Erlass vom 04.11.1994, S 2135/4 

„Nach einem Beschluß der obersten Finanzbehörden ist bei teilentgeltlicher Einräumung 

eines dinglichen Nutzungsrechts an einem Grundstück des Betriebsvermögens zu eigenen 

oder fremden Wohnzwecken des Berechtigten von einer Entnahme des Grundstücks aus-

zugehen, wenn das Teilentgelt weniger als 50 v.H. des ortsüblichen Vollentgelts beträgt. 

Damit ist die bisherige Regelung, nach der das belastete Grundstück als gewillkürtes oder 

geduldetes Betriebsvermögen weitergeführt werden konnte, wenn das Teilentgelt mindes-

tens 10 v.H. des marktüblichen Entgelts betrug, überholt. 

Aus Gründen des Vertrauensschutzes wird die neue bundeseinheitliche Regelung in Ba-

den-Württemberg erstmals in jenen Fällen angewendet, in denen das dingliche Nutzungs-

recht nach dem 31.12.1994 bestellt (d.h. beurkundet) wird.  

Wurde das dingliche Nutzungsrecht vor dem 1.1.1995 gegen ein Teilentgelt zwischen 

10 v.H. und 50 v.H. des marktüblichen Entgelts bestellt und hat der Stpfl. den Vorgang nicht 

als Entnahme behandelt, so ist wie folgt zu verfahren: 

Ist das Jahr der Bestellung des Nutzungsrechts bereits bestandskräftig veranlagt, so bleibt 

der Stpfl. nach Treu und Glauben an die von ihm gewählte Behandlung des Grundstücks 

als Betriebsvermögen gebunden. 

Ist das Jahr der Bestellung des Nutzungsrechts noch nicht bestandskräftig veranlagt, so 

wird dem Stpfl. aus Vertrauensschutzgründen entsprechend der bisherigen Regelung die 

Möglichkeit eingeräumt, das Grundstück – ohne Anpassung des Entgelts – weiterhin im 

Betriebsvermögen zu belassen, sofern der Stpfl. dieser Sachbehandlung ausdrücklich zu-

stimmt. 

Die obersten Finanzbehörden haben außerdem klargestellt, daß bei teilentgeltlicher Nut-
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zungsüberlassung der unentgeltliche Teil privat veranlaßt ist. Die – insoweit – privat veran-

laßten Kosten dürfen den Gewinn nicht mindern. Die auf das Grundstück entfallenden Auf-

wendungen sind deshalb um den privat veranlaßten Anteil durch eine Entnahme zu korri-

gieren, die nach den Grundsätzen der BFH-Entscheidung vom 24.5.1989 (BStBl 1990 II 

S. 8) nicht mit dem Teilwert, sondern mit den Selbstkosten zu bewerten ist.“ 
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Nr. 3 Wohnung 

Nr. 3.1 Wohnung als Privatgut (§ 52 Abs. 15 EStG 1987) 

Nr. 3.1.1 BMF-Schreiben vom 12.11.1986, BStBl I 1986, S. 528 

„Unter Bezugnahme auf das Ergebnis der Erörterungen mit den obersten Finanzbehörden 

der Länder gilt für die Anwendung des § 52 Abs. 15 und 21 EStG 1986, geändert durch das 

Wohneigentumsförderungsgesetz vom 15. Mai 1986 (BGBl. I S. 730, BStBl I S. 278), fol-

gendes: 

A. Wohnungen im Betriebsvermögen von Land- und Forstwirten 

I. Wegfall der Nutzungswertbesteuerung 

Ab dem Veranlagungszeitraum 1987 fällt die Besteuerung des Nutzungswerts der Wohnung 

des Land- und Forstwirts grundsätzlich fort (§ 52 Abs. 15 Satz 1 EStG). Für Wohnungen, 

die im Veranlagungszeitraum 1986 der Nutzungswertbesteuerung unterliegen oder sich im 

Bau befanden, gilt unter bestimmten Voraussetzungen eine Übergangsregelung (siehe 

zu II.). 

II. Fortsetzung der Nutzungswertbesteuerung 

1. Gehörte der Nutzungswert einer Wohnung des Land- und Forstwirts im Veranlagungs-

zeitraum 1986, wenn auch nur für kurze Zeit, zu den Einkünften aus Land- und Forst-

wirtschaft, gilt dies weiterhin, wenn diese Wohnung in dem betreffenden Veranlagungs-

zeitraum nach dem Veranlagungszeitraum 1986 wenigstens zeitweise für eigene Wohn-

zwecke oder für Wohnzwecke eines Altenteilers genutzt wird (§ 52 Abs. 15 Satz 2 

EStG). Dies gilt auch dann, wenn eine solche Wohnung zwischenzeitlich in anderer 

Weise, z.B. durch Vermietung, genutzt wird. 

2. Die Übergangsregelung nach Nummer 1 ist auch anzuwenden, wenn der Nutzungswert 

der Wohnung bei dem Land- und Forstwirt auf Grund einer Nutzungsberechtigung am 

gesamten Betrieb, z.B. eines Pachtvertrages, Wirtschaftsüberlassungsvertrages, Nieß-

brauchsrechts, zu den Einkünften aus Land- und Forstwirtschaft gehört (siehe aber 

Nr. 4). 
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3. Ist nicht ein gesamter Betrieb, sondern nur eine Wohnung, die zu einem land- und forst-

wirtschaftlichen Betriebsvermögen gehört, einem Dritten unentgeltlich zu eigenen 

Wohnzwecken überlassen – also nicht in den Fällen der Nutzung auf Grund vorbehal-

tenen dinglichen Rechts –, ist zu unterscheiden: 

a) Ist der Nutzungswert der Wohnung im Veranlagungszeitraum 1986 dem Nutzenden 

zuzurechnen, wird er ab dem Veranlagungszeitraum 1987 nicht mehr besteuert (vgl. 

Abschnitt II Nr. 6 des BMF-Schreibens vom 19. September 1986, BStBl I S. 480). 

b) Gehört der Nutzungswert der Wohnung im Veranlagungszeitraum 1986 wenigstens 

zeitweise zu den Einkünften aus Land- und Forstwirtschaft des Überlassenden, fällt 

die Wohnung unter die Übergangsregelung nach Nummer 1 (§ 52 Abs. 15 Satz 9 

EStG). 

4.  Eine Wohnung, die im Veranlagungszeitraum 1986 zeitweise vom Eigentümer, einem 

Altenteiler oder einem am gesamten Betrieb Nutzungsberechtigten zu eigenen Wohn-

zwecken und zeitweise unentgeltlich von einem Dritten mit gesicherter Rechtsposition 

(siehe vorstehend zu 3. a)) genutzt worden ist, fällt unter die Übergangsregelung. Dabei 

ist die Art der Nutzung am 31. Dezember 1986 maßgebend. Wird die Wohnung zu die-

sem Zeitpunkt vom Eigentümer, einem Altenteiler oder einem am gesamten Betrieb Nut-

zungsberechtigten zu eigenen Wohnzwecken genutzt, richtet sich die Übergangsrege-

lung nach § 52 Abs. 15 Satz 2 EStG. Im Falle der unentgeltlichen Überlassung an einen 

Dritten mit gesicherter Rechtsposition am 31. Dezember 1986 fällt die Wohnung bei 

Wiederaufnahme der Nutzung zu eigenen Wohnzwecken unter die Übergangsregelung 

nach § 52 Abs. 21 Satz 2 EStG, weil sie nach § 52 Abs. 15 Satz 9 EStG vom 31. De-

zember 1986 an nicht mehr zum Betriebsvermögen gehört. 

5.  Ebenfalls der Nutzungswertbesteuerung unterliegt eine Wohnung, die von einem Land- 

und Forstwirt auf einem Betriebsgrundstück zu eigenen Wohnzwecken oder als Alten-

teilerwohnung errichtet und nach dem 31. Dezember 1986 fertiggestellt wird. Voraus-

setzungen sind, daß der Antrag auf Baugenehmigung vor dem 1. März 19862 gestellt 

                                            

2 Durch Art. 1 Nr. 73 Buchst. o, aa des Steuerreformgesetzes 1990 vom 25. 7. 1988 (BStBl 1988 I S. 224) 
geändert auf 1. Januar 1987. 
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worden ist und daß die Wohnung im Jahr der Fertigstellung zu Wohnzwecken des Steu-

erpflichtigen oder des Altenteilers genutzt wird (§ 52 Abs. 15 Satz 3 EStG). 

6.  Der Steuerpflichtige kann für einen Veranlagungszeitraum, der auf den Veranlagungs-

zeitraum 1986 folgt und in dem die Voraussetzungen für die Nutzungswertbesteuerung 

vorliegen, bis zur Bestandskraft der Steuerfestsetzung unwiderruflich beantragen, daß 

ab diesem Veranlagungszeitraum der Nutzungswert bei ihm nicht mehr besteuert wird 

(§ 52 Abs. 15 Satz 4 EStG). 

 Im Falle der Betriebsüberlassung kann der Antrag von dem Nutzungsberechtigten ge-

stellt werden, bei dem der Nutzungswert der Wohnung zu besteuern ist. Der Nutzungs-

berechtigte kann den Antrag auf Wegfall der Nutzungswertbesteuerung unabhängig da-

von stellen, ob die Wohnung und der dazugehörende Grund und Boden noch zum Be-

triebsvermögen des Eigentümers gehören oder von diesem bereits entnommen oder 

veräußert worden sind. 

 Gehört eine Wohnung, deren Nutzungswert bei der Gewinnermittlung anzusetzen ist, 

zum Gesamthandsvermögen einer Mitunternehmerschaft, kann der Antrag auf Wegfall 

der Nutzungswertbesteuerung nur von den Mitunternehmern gemeinschaftlich gestellt 

werden. Die Rechtsfolgen des Antrags treten einheitlich bei der Gesamthandsgemein-

schaft ein. 

 Der Antrag ist, unbeschadet der Geltendmachung im Lohnsteuerermäßigungs- oder Vo-

rauszahlungsverfahren, im Veranlagungsverfahren – bei Wohnungen im Gesamthands-

vermögen einer Mitunternehmerschaft im Feststellungsverfahren – zu stellen. Ist dem 

Steuerpflichtigen im Veranlagungszeitraum 1986 der Nutzungswert mehrerer selbstge-

nutzter Wohnungen oder Altenteilerwohnungen zuzurechnen, kann er den Antrag auf 

Wegfall der Nutzungswertbesteuerung für jede Wohnung gesondert stellen. Wird kein 

Antrag gestellt, ist der Nutzungswert letztmals im Veranlagungszeitraum 1998 zu be-

steuern. 

7. Wird nach dem 31. Dezember 1986 im Wege der Erbfolge oder im Rahmen einer un-

entgeltlichen Betriebsübertragung nach § 7 Abs. 1 EStDV eine Wohnung erworben, de-

ren Nutzungswert bei dem Rechtsvorgänger im Veranlagungszeitraum 1986 oder im 

Falle des § 52 Abs. 15 Satz 3 EStG im Veranlagungszeitraum der Fertigstellung zu den 
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Einkünften aus Land- und Forstwirtschaft gehörte, fällt die Wohnung auch bei dem 

Rechtsnachfolger unter die Übergangsregelung nach den Nummern 1 bis 6. 

8. Nach dem Wegfall der Nutzungswertbesteuerung können die auf die Wohnung entfal-

lenden Aufwendungen nicht mehr als Betriebsausgaben abgezogen werden. Handelt 

es sich um eine z.B. im Rahmen eines Betriebspachtvertrages gemietete Wohnung, ist 

daher auch das Pachtentgelt entsprechend aufzuteilen. 

 Haben für den Veranlagungszeitraum 1986 die Voraussetzungen für die Inanspruch-

nahme erhöhter Absetzungen oder von Sonderabschreibungen vorgelegen, können ab 

dem auf das Ende der Nutzungswertbesteuerung folgenden Veranlagungszeitraum bis 

einschließlich des Veranlagungszeitraums, für den die erhöhten Absetzungen oder die 

Sonderabschreibungen letztmals hätten in Anspruch genommen werden können, die 

diesen entsprechenden Beträge wie Sonderausgaben vom Gesamtbetrag der Einkünfte 

abgezogen werden (§ 52 Abs. 15 Satz 5 in Verbindung mit Abs. 21 Satz 4 EStG). 

9. Wird eine Wohnung, mit deren Errichtung vor dem 1. Januar 1987 begonnen worden 

ist, nach dem 31. Dezember 1986 fertiggestellt und selbst genutzt, ohne daß sie nach 

§ 52 Abs. 15 Satz 3 EStG der Nutzungswertbesteuerung unterworfen wird, können die 

Aufwendungen, die mit der Herstellung der Wohnung zusammenhängen und nicht zu 

den Herstellungskosten des Gebäudes oder den Anschaffungskosten des Grund und 

Bodens gehören, als Betriebsausgaben abgezogen werden, soweit sie nach allgemei-

nen Grundsätzen bis zum 31. Dezember 1986 im Rahmen der jeweiligen Gewinnermitt-

lungsart zu berücksichtigen sind. Soweit diese Aufwendungen vor dem 1. Januar 1987 

entstanden sind, aber erst nach dem 31. Dezember 1986 bei der Gewinnermittlung zu 

berücksichtigen wären, können sie unter den Voraussetzungen des § 10e Abs. 6 EStG 

wie Sonderausgaben abgezogen werden. Das kommt z.B. in Betracht, wenn bei Ge-

winnermittlung nach § 4 Abs. 1 EStG Rechnungsabgrenzungsposten zu bilden wären 

oder bei Gewinnermittlung nach § 4 Abs. 3 EStG Zahlungen erst nach dem 31. Dezem-

ber 1986 geleistet werden. 

 Diese Regelung gilt in Anschaffungsfällen entsprechend. 
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III. Entnahme 

1.  Mit dem Wegfall der Nutzungswertbesteuerung beim Betriebseigentümer endet die Zu-

gehörigkeit der Wohnung und des dazugehörenden Grund und Bodens zum Betriebs-

vermögen. Die Wohnung gilt mit dem dazugehörenden Grund und Boden zu dem Zeit-

punkt als entnommen, bis zu dem der Nutzungswert letztmals besteuert wird. Dies be-

deutet im einzelnen: 

a) Bei einer Wohnung, deren Nutzungswert im Veranlagungszeitraum 1986 (§ 52 

Abs. 15 Satz 2 EStG) oder im Veranlagungszeitraum der Fertigstellung nach dem 

31. Dezember 1986 (§ 52 Abs. 15 Satz 3 EStG) zu den Einkünften aus Land- und 

Forstwirtschaft gehört, ist der Entnahmezeitpunkt das Ende des Veranlagungszeit-

raums, für den auf Grund eines Antrags auf Wegfall der Nutzungswertbesteuerung 

der Nutzungswert letztmals angesetzt wird, frühestens also der 31. Dezember 1986 

(§ 52 Abs. 15 Sätze 4 und 6 EStG). Unter diese Regelung fällt auch eine zum Be-

triebsvermögen gehörende Wohnung, die im Veranlagungszeitraum 1986 einem 

Dritten unentgeltlich überlassen ist und deren Nutzungswert dem Überlassenden 

zugerechnet wird (§ 52 Abs. 15 Satz 9 1. Halbsatz EStG). 

Wird nach einer Selbstnutzung im Veranlagungszeitraum 1986 im Anschluß an eine 

zwischenzeitliche andere Nutzung die Wohnung wieder selbst genutzt und für den 

Veranlagungszeitraum der Wiederaufnahme der Selbstnutzung ein Antrag auf Weg-

fall der Nutzungswertbesteuerung gestellt, gilt die Wohnung mit der Wiederauf-

nahme der Selbstnutzung als entnommen. 

b) Wird der Antrag auf Wegfall der Nutzungswertbesteuerung nicht vom Eigentümer, 

sondern von einem am gesamten Betrieb Nutzungsberechtigten gestellt (siehe 

oben zu II. Nr. 2 und Nr. 6 Satz 2), hat dies keinen Einfluß auf die Zugehörigkeit der 

Wohnung und des dazugehörenden Grund und Bodens zum Betriebsvermögen. 

Wird der Nutzungsberechtigte jedoch im Laufe des Übergangszeitraums durch Erb-

fall oder durch unentgeltliche Betriebsübertragung nach § 7 Abs. 1 EStDV Eigentü-

mer der Wohnung, hat sein früher gestellter Antrag die Wirkung, daß die Wohnung 

im Zeitpunkt des Eigentumsübergangs als entnommen gilt. 
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c) Sind die Voraussetzungen für die Nutzungswertbesteuerung beim Eigentümer am 

31. Dezember 1998 gegeben und wurde ein Antrag auf Wegfall der Nutzungswert-

besteuerung nicht gestellt, wird die Entnahme zum Ende des Veranlagungszeit-

raums 1998 angenommen (§ 52 Abs. 15 Sätze 2 und 6 EStG). 

d) Ist nicht ein gesamter Betrieb, sondern nur eine zum Betriebsvermögen gehörende 

Wohnung im Veranlagungszeitraum 1986 einem Dritten unentgeltlich überlassen 

– also nicht in Fällen der Nutzung auf Grund vorbehaltenen dinglichen Rechts – und 

wird ihr Nutzungswert dem Nutzenden am 31. Dezember 1986 zugerechnet, so gilt 

die Wohnung mit dem Wegfall der Nutzungswertbesteuerung nach II. Nr. 3 a), d.h. 

zum 31. Dezember 1986 als entnommen (§ 52 Abs. 15 Satz 9 2. Halbsatz EStG). 

2. Darüber hinaus endet – unabhängig vom Wegfall der Nutzungswertbesteuerung – die 

Zugehörigkeit einer Wohnung und des dazugehörenden Grund und Bodens zum Be-

triebsvermögen in folgenden Fällen ohne Besteuerung eines Entnahme- oder Veräuße-

rungsgewinns: 

a) Eine Wohnung wird vor dem 1. Januar 1999 entnommen oder veräußert, die im 

Veranlagungszeitraum 1986 und im Zeitpunkt der Entnahme oder Veräußerung der 

Nutzungswertbesteuerung unterliegt, weil kein Antrag auf deren Wegfall gestellt 

worden ist (§ 52 Abs. 15 Satz 8 Nr. 1 EStG). 

 Steht die Wohnung am Ende des Veranlagungszeitraums 1986 und danach bis zur 

Entnahme oder Veräußerung leer, ist die letzte Nutzung im Veranlagungszeitraum 

1986 für die Entnahmemöglichkeit nach § 52 Abs. 15 Satz 8 Nr. 1 EStG maßgebend. 

b) Eine Wohnung, die am 31. Dezember 1986 einem Dritten entgeltlich zur Wohnungs-

nutzung überlassen ist und im Veranlagungszeitraum 1986 nicht der Nutzungswert-

besteuerung unterliegt, wird vor dem 1. Januar 1999 für eigene Wohnzwecke oder 

für Wohnzwecke eines Altenteilers entnommen (§ 52 Abs. 15 Satz 8 Nr. 2 EStG). 

Nach dieser Regelung können Wohnungen für Wohnzwecke des Betriebseigentü-

mers und des oder der Altenteiler nur steuerfrei entnommen werden, soweit für 

diese Personen nicht Wohnungen vorhanden waren, für die die Möglichkeit zur 

steuerfreien Entnahme nach den allgemeinen Regeln des § 52 Abs. 15 Satz 6 EStG 

bestand oder besteht (siehe oben zu 1. a) und c) oder die nach § 52 Abs. 15 Satz 8 
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Nr. 1 EStG (siehe vorstehend zu a)) steuerfrei entnommen oder veräußert worden 

sind. 

So kann beispielsweise, falls die übrigen Voraussetzungen gegeben sind, 

– eine weitere Altenteilerwohnung steuerfrei entnommen werden, wenn im Veranla-

gungszeitraum 1986 der Betriebseigentümer und ein Altenteiler in zum Betriebsver-

mögen gehörenden Wohnungen wohnten und erstmals nach dem Veranlagungs-

zeitraum 1986 drei Generationen in getrennten Wohnungen auf dem Hof leben; 

– eine Betriebsleiterwohnung, die nach 1986 vom Betriebseigentümer bezogen wird, 

steuerfrei entnommen werden, obwohl bereits zwei Altenteilerwohnungen nach § 52 

Abs. 15 Satz 6 EStG steuerfrei entnommen worden sind oder noch entnommen 

werden können. 

Steht eine Altenteilerwohnung im gesamten Veranlagungszeitraum 1986 leer und wird 

sie nach dem 31. Dezember 1986 für Wohnzwecke eines Altenteilers genutzt, ist § 52 

Abs. 15 Satz 8 Nr. 2 EStG entsprechend anzuwenden. 

Wohnungen, die nach § 52 Abs. 15 Satz 9 EStG steuerfrei entnommen worden sind 

oder entnommen werden können, zählen bei der Objektbegrenzung nicht mit. 

3. Die Steuerfreiheit des Entnahme- oder Veräußerungsgewinns setzt – außer in den Fäl-

len des § 52 Abs. 15 Satz 8 Nr. 1 beim Leerstehen der Wohnung (siehe vorstehend 

zu 2. a)), des § 52 Abs. 15 Satz 8 Nr. 2 und Satz 9 EStG mit Zurechnung beim Nutzen-

den – voraus, daß dem Eigentümer zum Zeitpunkt der Entnahme oder Veräußerung der 

Nutzungswert der Wohnung zuzurechnen ist. 

 Eine steuerfreie Entnahme oder Veräußerung ist deshalb beispielsweise in folgenden 

Fällen nicht möglich: 

– Eine im Jahre 1986 selbstgenutzte Wohnung wird ab Herbst 1986 über das Jahr 

1998 hinaus an Landarbeiter vermietet. 

Da zum 31. Dezember 1998 dem Eigentümer kein Nutzungswert der Wohnung zu-

zurechnen ist, liegt kein „anderer Fall“ im Sinne des § 52 Abs. 15 Satz 6 EStG vor. 
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– Eine im Jahre 1986 vom Eigentümer selbstgenutzte Wohnung wird ab Herbst 1986 

über das Jahr 1998 hinaus von einem Pächter/Wirtschaftsüberlassungsberechtig-

ten zu eigenen Wohnzwecken genutzt. 

Auch hier liegt mangels Nutzungswertbesteuerung beim Eigentümer im Jahre 1998 

kein „anderer Fall“ im Sinne des § 52 Abs. 15 Satz 6 EStG vor. 

– Eine im Jahre 1986 selbstgenutzte Wohnung wird ab dem 1. Januar 1987 zur La-

gerung von Vorräten verwendet. Im Jahre 1992 wird sie mit dem Betrieb veräußert. 

Da im Jahre 1992 dem Eigentümer kein Nutzungswert der Wohnung zuzurechnen 

ist, ist der Veräußerungsgewinn der Wohnung nicht nach § 52 Abs. 15 Satz 8 Nr. 1 

EStG steuerfrei. 

4. Ist § 52 Abs. 15 Satz 3 EStG auf eine am 31. Dezember 1986 im Bau befindliche Woh-

nung nicht anzuwenden, weil der Bauantrag nach dem 28. Februar 19863 gestellt wor-

den ist, gelten die Wohnung und der dazugehörende Grund und Boden mit dem Ablauf 

des Jahres 1986 als entnommen. Der Entnahmegewinn unterliegt der Besteuerung.3 

5. Bei der Entnahme einer Wohnung, die zum Gesamthandsvermögen einer Mitunterneh-

merschaft gehört, wird unabhängig vom Anteil des sie nutzenden Mitunternehmers am 

Gesamthandsvermögen die gesamte Wohnung ins Privatvermögen überführt. 

6. Wegen des Begriffs „dazugehörender Grund und Boden“ wird auf Abschnitt 133a Abs. 4 

Sätze 2 und 3 EStR verwiesen. 

 Werden bei gemischt genutzten Grundstücken oder Zwei-/Mehrfamilienhäusern nur ein-

zelne Wohnungen entnommen, so kann auch nur der entsprechende Anteil des zum 

Gebäude gehörenden Grund und Bodens steuerfrei entnommen werden. Bleiben ein-

zelne Räume einer entnommenen Wohnung notwendiges Betriebsvermögen, bleibt 

auch der entsprechende Anteil des Grund und Bodens Betriebsvermögen. 

                                            

3 § 52 Abs. 15 Satz 3 EStG ist durch Art. 1 Nr. 73 Buchst. o, aa des Steuerreformgesetzes 1990 vom 
25.07.1988 (BStBl I S. 224) auf Fälle ausgedehnt werden, in denen der Bauantrag vor dem 1. Januar 1987 
gestellt worden ist; Nr. 4 ist dadurch insoweit überholt. 
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 Der Maßstab für die Aufteilung bestimmt sich nach den allgemeinen Grundsätzen. Ein 

Hausgarten bis zur Größe von 1000 qm ist in der Regel allein dem Wohnteil zuzuordnen. 

7. Der Entnahmegewinn bleibt nach § 52 Abs. 15 Satz 7 EStG außer Ansatz. Dies gilt 

auch, soweit er z.B. auf einem zulässigen Abzug nach den §§ 6b/6c EStG oder nach 

Abschnitt 35 EStR1)4 beruht oder wenn Zuschüsse nach Abschnitt 34 EStR5 die AfA-

Bemessungsgrundlage gemindert haben. 

 Ein Entnahmeverlust bleibt berücksichtigungsfähig. 

8. Wird eine fremdfinanzierte Wohnung entnommen, werden die mit der Wohnung 

zusammenhängenden Betriebsschulden zu Privatschulden (BFH-Urteile vom 10. Mai 

1972 – BStBl II S. 620 –, vom 17. April 1985 und vom 5. Juni 1985 – BStBl II 

S. 510 und 619 –). Die Schuldzinsen können nicht mehr als Betriebsausgaben 

abgezogen werden. 

9. Nach § 52 Abs. 15 EStG entnommene Wohnungen dürfen nicht wieder in das Betriebs-

vermögen eingelegt werden, solange sie eigenen Wohnzwecken oder Wohnzwecken 

eines Altenteilers dienen oder unentgeltlich überlassen werden. 

B. Wohnungen, die zu einem gewerblichen oder der selbständigen Arbeit dienenden Be-

triebsvermögen gehören 

I. Wegfall der Nutzungswertbesteuerung 

Mit dem Wegfall der Besteuerung des Nutzungswerts einer Wohnung nach § 21 Abs. 2 

EStG entfällt auch die Möglichkeit der Zuordnung des Nutzungswerts einer Wohnung zu 

einer betrieblichen Einkunftsart gemäß § 21 Abs. 3 EStG. Ab dem Veranlagungszeitraum 

1987 darf deshalb der Nutzungswert einer Wohnung bei der Ermittlung der Einkünfte aus 

Gewerbebetrieb oder aus selbständiger Arbeit nicht angesetzt und die Wohnung infolgedes-

sen nicht als Betriebsvermögen behandelt werden. Abschnitt 14 Abs. 4 EStR ist auf diese 

Wohnungen nicht anzuwenden. Sätze 2 und 3 gelten nicht, wenn diese Wohnungen unter 

die Übergangsregelung des § 52 Abs. 21 Satz 2 EStG fallen. 

                                            

4 Jetzt R 6.6 EStR 2008. 
5 Jetzt R 6.5 EStR 2008. 
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II. Fortsetzung der Nutzungswertbesteuerung 

Die Übergangsregelung des § 52 Abs. 21 EStG gilt auch für die Besteuerung des Nutzungs-

werts von Wohnungen, die im Veranlagungszeitraum 1986 zu einem gewerblichen oder der 

selbständigen Arbeit dienenden Betriebsvermögen gehören und deren Nutzungswert im 

Veranlagungszeitraum 1986 deshalb als Überschuß des Mietwerts über die Betriebsausga-

ben zu erfassen ist. Abschnitt II des BMF-Schreibens vom 19. September 1986 (BStBl I 

S. 480) ist entsprechend anzuwenden. 

Bei Erwerb einer Wohnung im Rahmen einer unentgeltlichen Betriebsübertragung nach § 7 

Abs. 1 EStDV gilt die Übergangsregelung wie im Fall der Gesamtrechtsnachfolge (vgl. Ab-

schnitt II Nr. 7 des o. a. BMF-Schreibens). 

Wegen der Antragsberechtigung in den Fällen der Mitunternehmerschaft wird auf Abschnitt 

A II. Nr. 6 verwiesen. 

III. Entnahme 

Nach § 52 Abs. 15 Satz 106 EStG gelten die Sätze 6 bis 9 sinngemäß für Wohnungen und 

den dazugehörenden Grund und Boden, die zu einem gewerblichen oder der selbständigen 

Arbeit dienenden Betriebsvermögen gehören. Die Ausführungen unter Abschnitt A III. sind 

deshalb sinngemäß anzuwenden. 

IV. Am 31. Dezember 1986 noch nicht fertiggestellte Wohnungen 

Die für land- und forstwirtschaftliches Betriebsvermögen geltende Übergangsregelung für 

eine am 31. Dezember 1986 noch nicht fertiggestellte Wohnung (§ 52 Abs. 15 Satz 3 EStG) 

ist auf Grundstücke, die zu einem gewerblichen oder der selbständigen Arbeit dienenden 

Betriebsvermögen gehören, nicht anzuwenden. In diesen Fällen gelten die im Bau befindli-

che Wohnung und der dazugehörende Grund und Boden mit Ablauf des Jahres 1986 als 

entnommen, wenn sie nicht bereits nach allgemeinen Entnahmegrundsätzen entnommen 

worden sind. Der Entnahmegewinn unterliegt der Besteuerung. 

                                            

6 § 52 Abs. 15 Satz 11 EStG i.d.F. des Steuerreformgesetzes 1990 vom 25.07.1988 (BStBl I S. 224). 
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Wegen der Berücksichtigung von Aufwendungen, die mit der Herstellung der Wohnung zu-

sammenhängen und nicht zu den Herstellungskosten des Gebäudes oder den Anschaf-

fungskosten des Grund und Bodens gehören, vgl. Abschnitt A II. Nr. 9. Dies gilt in Anschaf-

fungsfällen entsprechend.“ 

Nr. 3.1.2 Zweifelsfragen zum BMF-Schreiben vom 12. 11. 1986 (vorstehend) 

BMF-Schreiben vom 16.03.1988, IV B 4 – S 2236 – 5/88 

„ ... 

1. Wohngebäude auf fremdem Grund und Boden 

Sachverhalt: Der Pächter (Sohn) hat auf dem Grundstück des Verpächters (Vater) vor 1987 

mit dessen Zustimmung eine eigene Wohnung errichtet. 

Hinsichtlich des Wohngebäudes findet – gleichgültig ob es dem Pächter als wirtschaftliches 

Eigentum oder wie ein materielles Wirtschaftsgut zugerechnet wird – die Grundregelung der 

Sätze 2 ff. des § 52 Abs. 15 EStG Anwendung. 

Der dazugehörende Grund und Boden kann erst entnommen werden, wenn der Vater in der 

Übergangsfrist das Eigentum an dem Betrieb auf den Sohn überträgt; dieser kann nach der 

Grundregelung der Sätze 2 ff. des § 52 Abs. 15 EStG entnehmen. 

In Fällen, die dem durch BFH-Urteil vom 18.11.1986, BStBl II 1987, 261 entschiedenen ver-

gleichbar sind, ist jedoch stets von einer steuerpflichtigen Entnahme des dazugehörenden 

Grund und Bodens beim Verpächter im Zeitpunkt der Bebauung durch den Pächter auszu-

gehen, wenn das von dem Pächter als wirtschaftlichem Eigentümer zu eigenen Wohnzwe-

cken genutzte Gebäude nicht der Nutzungswertbesteuerung unterliegt. 

2. Wohnung im Sonderbetriebsvermögen, die durch einen anderen Gesellschafter 

genutzt wird 

Bei Nutzung der Wohnung durch einen anderen Gesellschafter ist zunächst zu prüfen, ob 

die Überlassung der Wohnung aufgrund des Gesellschaftsvertrags oder durch schuldrecht-

lichen Vertrag zwischen Eigentümer und Nutzer der Wohnung erfolgt. Ist die Wohnung 

durch Schuldvertrag überlassen, findet die Regelung nach § 52 Abs. 15 Satz 8 Nr. 2 An-

wendung, die zu einer Objektbegrenzung führt. Ist hingegen die Überlassung der Wohnung 
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mit dem Gesellschaftsvertrag verknüpft, findet Satz 9 dieser Vorschrift Anwendung. Danach 

gelten die Wohnung nebst dazugehörendem Grund und Boden, da der Nutzungswert in 

derartigen Fällen beim Nutzenden anzusetzen war, zum 31.12.1986 als entnommen. 

3. Behandlung der Altenteilsleistungen 

Wird eine Wohnung aufgrund eines Altenteilsvertrags überlassen, ist der Nutzungswert der 

Wohnung – wenn § 13 Abs. 2 Nr. 2 und § 13a Abs. 3 Nr. 4 und Abs. 7 EStG nicht mehr 

angewendet werden – weder beim Altenteilsverpflichteten als dauernde Last im Sinne des 

§ 10 Abs. 1 Nr. 1a EStG noch beim Altenteiler als wiederkehrende Bezüge im Sinne des 

§ 22 Nr. 1 Satz 1 EStG zu erfassen. Dies ergibt sich aus der Abschaffung der Besteuerung 

des Nutzungswerts der eigengenutzten Wohnung. Hingegen sind – nach den Grundsätzen 

des BFH-Urteils vom 30.10.1984, BStBl II 1985, 610 – beim Altenteilsverpflichteten solche 

mit der Wohnungsüberlassung verbundenen Aufwendungen als dauernde Last abzugsfä-

hig, die dem Altenteiler als wiederkehrende Sachleistungen zufließen. Zu erfassen sind 

demnach insbesondere Aufwendungen für Strom, Heizung, Wasser und – sofern es sich 

nicht um einen dinglichen Vorbehaltsnießbrauch handelt – Schönheitsreparaturen; nicht an-

zusetzen sind hingegen Absetzungen für Abnutzung und Zinsen7. 

4. Dazugehörender Grund und Boden 

Für die Abgrenzung des zur Wohnung gehörenden Grund und Bodens sind in steuerpflich-

tigen und steuerfreien Entnahmefällen die gleichen Kriterien anwendbar. Nach bisherigem 

Recht gehörte die Wohnung des Land- und Forstwirts zum notwendigen Betriebsvermögen. 

Durch das Wohneigentumsförderungsgesetz ergibt sich nunmehr, daß die Wohnung des 

Land- und Forstwirts – wie auch alle anderen eigengenutzten Wohnungen – notwendiges 

Privatvermögen ist. Für die Abgrenzung des dazugehörenden Grund und Bodens sind die 

in den Einkommensteuer-Richtlinien getroffenen Regelungen sowie die für das Bewertungs-

recht geltenden Abgrenzungsmerkmale zugrunde zu legen. Nach Abschnitt 14a Abs. 1 

Satz 6 EStR8 gehören andere Wirtschaftsgüter als Grundstücke, wenn sie zu mehr als 

90 v.H. privat genutzt werden, in vollem Umfang zum notwendigen Privatvermögen. Sie 

gehören hingegen zum gewillkürten oder notwendigen Betriebsvermögen, wenn sie zu min-

destens 10 v.H. betrieblich genutzt werden. Diese Grundsätze sind auf die Abgrenzung des 

                                            

7 Vgl. die Anmerkungen der Oberfinanzdirektion unter Fach 8 Nr. 4.4. 
8 Jetzt R 4.2 Abs. 1 Satz 5 EStR 2008. 
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zu einem bestimmten Gebäude gehörenden Grund und Bodens entsprechend anzuwenden. 

Grund und Boden, der zu mindestens 10 v.H. betrieblich genutzt wird, darf daher nicht zu-

sammen mit der Wohnung steuerfrei entnommen werden. 

Es empfiehlt sich, bei der Abgrenzung des dazugehörenden Grund und Bodens zunächst 

die Flächen auszuscheiden, die zu mindestens10 v.H. betrieblich genutzt werden und daher 

nicht zur Wohnung gehören. Hierunter fallen in der Regel – neben den zu den Betriebsge-

bäuden gehörenden Flächen – alle gemischt genutzten Flächen wie Zufahrten und Hofflä-

chen. 

Weiterhin ist der Grund und Boden abzugrenzen, der vollständig oder zu mehr als 90 v.H. 

den Wohnzwecken des Betriebsinhabers und Altenteilers dient. Dies ist zunächst die Grund-

stücksfläche, auf der das Wohngebäude steht, sofern es nur die entnommenen Wohnungen 

enthält. Hierzu gehören aber auch eine unter Berücksichtigung der Verhältnisse des Einzel-

falles zu ermittelnde, das Wohnhaus umgebende Abstandsfläche sowie Zier- und Hausgär-

ten, die in engem räumlichem Zusammenhang zu dem Wohngebäude stehen. Bei Haus-

gärten ist Abschnitt 133 a Absatz 4 Satz 3 der Einkommensteuer-Richtlinien entsprechend 

anzuwenden. Demnach gehören Hausgärten bis zur Größe von 10 Ar in der Regel zum 

Wohngebäude. Falls Garagen zu mehr als 90 v.H. privat genutzt werden, ist die zugehörige 

Fläche ebenfalls zu entnehmen. 

Schließlich ist der Grund und Boden zuzuordnen, bei dem eine Aufteilung in Betracht 

kommt. Hauptanwendungsfall ist die Grund- und Abstandsfläche eines Gebäudes, das so-

wohl Wohnzwecken des Betriebsleiters oder Altenteilers als auch betrieblichen Zwecken 

dient. Aufteilungsmaßstab ist in der Regel das Verhältnis der Nutzflächen (Abschnitt 14 

Abs. 2 Sätze 6 und 8 EStR).“ 

Zusatz der Oberfinanzdirektion: 

Auf das BMF-Schreiben vom 04.06.1997 – vgl. Fach 5 Nr. 3.5 – wird hingewiesen. 
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Nr. 3.2 Die Wohnung des künftigen Hofnachfolgers 

Nr. 3.2.1 Der künftige Hofnachfolger als Arbeitnehmer, Betriebspächter oder un-

entgeltlich Nutzungsberechtigter des Betriebs 

BMF-Schreiben vom 05.06.1989 an den Deutschen Bauernverband; FM BW Erlass vom 

21.07.1989 S 2134 A – 20/88 

„Ich komme zurück auf Ihr Schreiben vom 18.7.1988, in dem Sie u.a. die Frage ansprechen, 

ob eine nach dem Wohneigentumsförderungsgesetz zum Privatvermögen gehörende Woh-

nung notwendiges Betriebsvermögen wird, wenn die Wohnung dem jetzigen Arbeitnehmer 

oder Pächter und künftigen Hofnachfolger des land- und forstwirtschaftlichen Betriebs zur 

Nutzung überlassen wird. Nach dem Urteil des BFH vom 1.12.1976 (BStBl 1977 II S. 315) 

führt die Vermietung an Arbeitnehmer bei einem Mietwohngrundstück zum notwendigen Be-

triebsvermögen des Arbeitgebers, wenn für die Vermietung gerade betriebliche Gründe 

maßgebend sind (vgl. Abschnitt 14 Abs. 1 Satz 9 EStR)9. 

Nach dem Ergebnis der Besprechung mit den Vertretern der obersten Finanzbehörden der 

Länder kann bei Vermietung einer Wohnung an den künftigen Hofnachfolger davon ausge-

gangen werden, daß die Wohnung nicht ausschließlich aus betrieblichen sondern auch aus 

privaten Gründen überlassen wird. Die dem künftigen Hofnachfolger überlassene Wohnung 

ist daher grundsätzlich nicht dem notwendigen Betriebsvermögen zuzuordnen.“ 

Nr. 3.3 Steuerfreie Entnahme durch Wohnungsbau für den Betriebsinhaber 

oder Altenteiler nach § 52 Abs. 15 Satz 10 EStG10 

BMF-Schreiben vom 29.04.1991, FM BW Erlass vom 16.04.1991, S 2236/1 

„ ... 

Die Bestellung eines dinglichen Nutzungsrechts an einem Grundstück kann nicht zur steu-

erfreien Entnahme des Grund und Bodens führen. 

... “ 

                                            

9 Jetzt R 4.2 Abs. 4 EStR 2008. 
10 Jetzt § 13 Abs. 5 EStG. 
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Nr. 3.4 Wohnungen in Schlössern und Burgen 

BMF-Schreiben vom 25.02.1991; FM BW Erlass vom 02.04.1991, S 2198 6 A – 10/89 

„a) Ermittlung des Nutzungswertes der selbstgenutzten Wohnung für Veranla-

gungszeiträume ab 1987 

aa) Anwendung des § 21a EStG in 1986 

Soweit der Nutzungswert in 1986 nach § 21a EStG pauschaliert zu ermitteln war, entfällt 

nach § 52 Abs. 21 Satz 1 EStG für VZ ab 1987 ein Ansatz des pauschalierten Nutzungs-

wertes. 

Ein steuermindernder Abzug von Aufwendungen in Zusammenhang mit den selbstgenutz-

ten Wohnungen oder Gebäuden ist unter den Voraussetzungen des § 52 Abs. 21 Satz 4 

EStG in Verbindung mit § 82i EStDV oder nach § 10f EStG 1990 möglich. 

bb) Anwendung des § 21 Abs. 2 EStG in 1986 

Ist im VZ 1986 der Nutzungswert der selbstgenutzten Wohnung durch Ansatz des Mietwerts 

und Abzug der Aufwendungen (Einnahme-Überschußrechnung) ermittelt worden, kann die-

ses Verfahren gemäß § 52 Abs. 21 Sätze2 und 3 EStG bis einschließlich VZ 1998 beibe-

halten werden. 

Soweit nach den Umständen des Einzelfalles mangels vermieteter Vergleichsobjekte die 

Feststellung einer Marktmiete – bei Baudenkmalen wohl der Regelfall – nicht möglich ist, ist 

entsprechend den allgemeinen Grundsätzen der Mietwert der selbstgenutzten Wohnung 

durch Ansatz der Kostenmiete zu ermitteln. Die Kostenmiete kann hierbei in Anlehnung an 

das Schreiben des BMF vom 2. 10. 1986 (BStBl 1986 I S. 486) auf der Grundlage der Her-

stellungs- oder Anschaffungskosten geschätzt werden. Hierbei sind im Einzelfall Aufwen-

dungen, die den Wohnwert nicht erhöht haben, nicht in die Bemessungsgrundlage einzube-

ziehen. 

Soweit mangels feststellbarer Herstellungs- oder Anschaffungskosten eine solche Schät-

zung nicht möglich ist, kann anhand der üblichen Mieten nach den jeweils gültigen Miet-

preisspiegeln unter Berücksichtigung der Gegebenheiten des Einzelfalls (Ausstattung, Orts-

und Verkehrslage, Höhe und Größe der Räume, Heizkosten) ein Mietwert geschätzt wer-

den. 
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Von dem so ermittelten Mietwert können dann unter Beachtung der sich nach den Ausfüh-

rungen zu Buchst. b und c ergebenden Einschränkungen alle Aufwendungen abgezogen 

werden, die in Zusammenhang mit der Nutzung der Wohnung stehen. 

cc) Anwendung des § 52 Abs. 15 Satz 12 EStG 

Selbstgenutzte Wohnungen, die zum Betriebsvermögen gehören und sich in einem Bau-

denkmal befinden, unterliegen ohne zeitliche Begrenzung – über das Jahr 1998 hinaus – 

der Nutzungswertbesteuerung (§ 52 Abs. 15 Satz 12 EStG)11. Die Ausführungen zu bb Ab-

sätze 2 und 3 gelten in diesen Fällen entsprechend mit der Maßgabe, daß der Mietwert als 

Betriebseinnahme und die auf die Wohnung entfallenden Aufwendungen wie bisher als Be-

triebsausgaben zu behandeln sind. Der Nutzungswert der Betriebsinhaberwohnung in der 

Land- und Forstwirtschaft ist dabei in der Regel anhand der Kostenmiete zu ermitteln. 

b) Fehlen einer Einnahme-Überschußerzielungsabsicht 

Ist im Rahmen einer Einkunftsart nach § 2 Abs. 1 EStG auf lange Sicht ein Überschuß der 

Einnahmen über die Werbungskosten oder ein Gewinn nicht zu erwarten, wird die Tätigkeit 

als einkommensteuerlich unbeachtlich angesehen, wenn sie auf privaten Neigungen beruht. 

Ein Ausgleich der durch diese Tätigkeit entstehenden Verluste mit positiven Einkünften im 

Sinne des Einkommensteuergesetzes ist nicht zulässig. 

Im Hinblick auf das Urteil des BFH vom 21.10.1980 (BStBl 1981 II S. 452) kann Vermietung 

und Verpachtung nur in Ausnahmefällen steuerlich unbeachtlich sein (z.B. bei nur gelegent-

licher Vermietung von Ferienwohnungen). 

Werden dagegen Gebäude oder Wohnungen an Fremde vermietet, können regelmäßig die 

negativen Einkünfte hieraus mit positiven anderen Einkünften ausgeglichen werden. 

Leerstehende und eindeutig nicht zu Wohnzwecken genutzte Räume oder Gebäudeteile 

dienen nicht der Erzielung von Einnahmen aus Vermietung und Verpachtung. Die damit in 

Zusammenhang stehenden Aufwendungen können unter den Voraussetzungen des Absat-

zes d nur als außergewöhnliche Belastung abgezogen werden (BFH-Urteil vom 29.3.1988, 

                                            

11 Jetzt § 13 Abs. 2 Nr. 2 i.V. mit Abs. 4 EStG. 
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BFH/NV S. 636). Soweit die Räume oder Gebäudeteile Repräsentationszwecken dienen, 

wird auf die Ausführungen unter Buchst. c verwiesen. 

Ist das Gebäude oder der Gebäudeteil Betriebsvermögen eines gewerblichen oder land- 

und forstwirtschaftlichen Betriebes, so ist bei der Prüfung, ob die Nutzung steuerlich unbe-

achtlich ist, auf das steuerliche Ergebnis des Betriebs und nicht auf die einzelnen Einnah-

men und Aufwendungen in Zusammenhang mit dem Gebäude oder dem Gebäudeteil ab-

zustellen. 

c) Steuerliche Behandlung von Repräsentationsräumen 

Räume, Gebäudeteile oder Nebengebäude, die ausschließlich oder überwiegend Reprä-

sentationszwecken dienen und auf die sich der Haushalt des Stpfl. oder des Mieters von 

Wohnraum nicht erstreckt, werden nicht zu Wohnzwecken genutzt. Wie bei leerstehenden 

oder nicht genutzten Räumen ist daher entsprechend der ständigen Rechtsprechung 

(BFH-Urteile vom 7.4.1987, BStBl II S. 565 und 567) weder ein Mietwert anzusetzen noch 

dürfen die anteiligen Aufwendungen als Werbungskosten abgezogen werden (BFH-Urteil 

vom 29.3.1988 a.a.O.). 

Gehören die Repräsentationsräume zu einem gewerblichen Betriebsvermögen (z.B. einem 

Besichtigungsbetrieb), so sind die anteiligen Aufwendungen insoweit als Betriebsausgaben 

abzugsfähig. 

Soweit nach den vorstehenden Ausführungen ein Abzug der Aufwendungen nicht möglich 

ist, kommt ggf. ein Abzug als außergewöhnliche Belastung unter den Voraussetzungen des 

Absatzes d in Betracht. 

d) Abzug der Aufwendungen als außergewöhnliche Belastung im Sinne des § 33 

EStG 

Aufwendungen zur Erhaltung von Baudenkmalen, die nicht Betriebsausgaben oder Wer-

bungskosten sind, können nach einheitlichen Ländererlassen aus dem Jahre 1972 eine au-

ßergewöhnliche Belastung im Sinne des § 33 EStG darstellen.“ 
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Zusatz der Oberfinanzdirektion 

Abs. d des BMF-Schreibens ist durch § 10g EStG überholt.  

Wegen Ermittlung des Mietwerts (Abs. a, bb) wird zusätzlich auf das BFH-Urteil vom 

29.03.1988, BFH/NV S. 636 hingewiesen. 

Zu Abs. b ist das BMF-Schreiben vom 08.10.2004, BStBl I S. 933 zu beachten. 

Nr. 3.5 Umfang des zur Wohnung gehörenden Grund und Bodens i.S.d. § 52 

Abs. 15 EStG 

Nr. 3.5.1 BMF-Schreiben vom 04.06.1997, BStBl I S. 630, ergänzt durch das 

BMF-Schreiben vom 13.01.1998, BStBl I S. 129 

„Unter Bezugnahme auf das Ergebnis der Erörterung mit den obersten Finanzbehörden der 

Länder wird zur Frage der Bemessung des Umfangs des zur Wohnung gehörenden Grund 

und Bodens i.S.d. § 52 Abs. 15 EStG wie folgt Stellung genommen: 

1. Allgemeines Grundsätze 

Nach § 52 Abs. 15 Satz 4 EStG kann für eine Wohnung des Betriebsvermögens, die unter 

die Übergangsregelung des § 52 Abs. 15 Satz 2 ff. EStG fällt, der Wegfall der Nutzungs-

wertbesteuerung beantragt werden. Der Antrag bewirkt, daß die Wohnung und der dazuge-

hörende Grund und Boden zu dem Zeitpunkt, zu dem ein Nutzungswert letztmals angesetzt 

wird, als entnommen gelten; der Entnahmegewinn bleibt außer Ansatz (§ 52 Abs. 15 Satz 

6 und 7 EStG). Der Umfang des zur Wohnung gehörenden Grund und Bodens i.S.d. § 52 

Abs. 15 EStG richtet sich nach den tatsächlichen Verhältnissen zum Entnahmezeitpunkt 

sowie nach der künftigen Nutzung. 

Zur Wohnung gehören folgende Teile des Grund und Bodens: 

a) Die mit dem Wohngebäude überbaute Fläche mit einem nach den Verhältnissen des 

Einzelfalls zu ermittelnden Umgriff (z.B. Abstandsflächen und Seitenstreifen), 

b) Zugänge, Zufahrten und Stellflächen, die zu mehr als 90 v.H der Wohnung dienen, 

c) Gartenflächen (Vor- und Nutzgärten, Hausgärten) im ortsüblichen Umfang. 
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2. Beschreibung der Gartenflächen 

Die Gartenflächen umfassen, 

– Vorgärten, Blumen- und Gemüsegärten, die zu mehr als 90 v.H. privat genutzt werden 

und 

– Hausgärten. Zu diesen gehören: 

– Flächen, die als typische Obstgärten gestaltet sind (bepflanzt mit Obstbäumen und 

Beerensträuchern, deren Erzeugnisse ausschließlich dem Eigenbedarf der Be-

triebsinhaberfamilie bzw. der Altenteiler dienen) und bei denen eine landwirtschaft-

liche Unternutzung weniger als 10 v.H. der Gesamtnutzung beträgt; 

– Flächen, die mit Zierbäumen und Ziersträuchern bepflanzt bzw. als Grün- und Ra-

senflächen angelegt sind, die nicht betrieblich genutzt werden. 

3. Enger räumlicher Zusammenhang von Gartenflächen und Wohngebäuden 

Gartenflächen gehören nur zur Wohnung, wenn sie in einem engen räumlichen Zusammen-

hang mit dem Wohngebäude stehen. Diese Voraussetzung ist erfüllt, wenn die Gartenfläche 

auf dem Wohngrundstück belegen ist. Ist die Gartenfläche zwangsläufig vom Wohngebäude 

(Hofgrundstück) getrennt – z.B. weil das Wohngebäude und die Gartenfläche durch eine 

öffentliche Straße geteilt sind oder der Nutzgarten wegen der beengten Lage des Hofgrund-

stücks auf dem nächstgelegenen Grundstück angelegt ist –, ist die räumliche Trennung un-

schädlich, wenn im Einzelfall feststeht, daß die Fläche tatsächlich als echter Nutz- oder 

Hausgarten zu mehr als 90 v.H. privat genutzt wird. 

4. Steuerfreie Entnahme 

Die im Rahmen der Übergangsregelung des § 52 Abs. 15 EStG zulässige steuerfreie Ent-

nahme des zu einer Wohnung gehörenden Grund und Bodens umfaßt nur die für ihre private 

Nutzung erforderlichen und üblichen Flächen. Dabei ist auch deren künftige Nutzung zu 

berücksichtigen. Die steuerfreie Entnahme weiterer Flächen ist selbst dann ausgeschlos-
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sen, wenn diese im Entnahmezeitpunkt als Hausgarten genutzt werden (BFH vom 24. Ok-

tober 1996 – BStBl 1997 II S. 50).12 Dies gilt insbesondere, soweit Teilflächen parzelliert 

wurden und dadurch ein verkehrsfähiges Grundstück entstanden ist, das in absehbarer Zeit 

einer anderen Nutzung, z.B. als Bauland, zugeführt werden kann. 

Beträgt die vom Steuerpflichtigen als Garten bezeichnete und genutzte Fläche nicht mehr 

als 1000 qm, kann in der Regel der erklärten Zuordnung zur Wohnung gefolgt werden. Die 

Grenze von 1000 qm gilt für das Wohngebäude als Ganzes, unabhängig von der Zahl der 

darin enthaltenen Wohnungen, und ist eine Aufgriffsgrenze. Wird sie nicht nur geringfügig 

überschritten, so ist unter Anlegung eines strengen Maßstabs zu prüfen, ob eine Gartenflä-

che im Sinne der Tz 2 und 3 vorliegt. Das Merkmal der üblichen Größe von Gartenflächen 

ist nach den örtlichen Verhältnissen bei landwirtschaftlichen Wohngebäuden zu berücksich-

tigen. Liegen Anhaltspunkte vor, daß die Nutzung als Gartenflächen künftig entfällt, ist die 

Grenze von 1000 qm nicht anzuwenden.12 

5. Aufteilung nach dem Verhältnis der Nutzflächen 

Dient ein Gebäude sowohl Wohnzwecken des Betriebsleiters oder Altenteilers als auch be-

trieblichen Zwecken, z.B. durch Nutzung als Büroflächen (notwendiges Betriebsvermögen) 

oder durch Vermietung an Dritte (gewillkürtes Betriebsvermögen), ist der zur Wohnung ge-

hörende Teil des Grund und Bodens i.S.d. Tz 1 Buchstabe a durch entsprechende Auftei-

lung zu ermitteln. Aufteilungsmaßstab ist in der Regel das Verhältnis der jeweiligen Nutzflä-

chen des Gebäudes. 

6. Errichtung von neuen Betriebsleiter- und Altenteilerwohnungen 

Bei Entnahme von Grund und Boden im Zusammenhang mit der Errichtung von neuen Be-

triebsleiter- und Altenteilerwohnungen i.S.d. § 52 Abs. 15 Satz 10 EStG sind Tz 1 bis 5 

entsprechend anzuwenden. 

7. Wesentliche Erweiterungen des zur Wohnung gehörenden Grund und Bodens 

Sind nach dem 31. Dezember 1986 bis zum Entnahmezeitpunkt wesentliche Erweiterungen 

des zur Wohnung gehörenden Grund und Bodens vorgenommen worden, kann die entspre-

                                            

12 Vgl. aber BHF-Urteil vom 24.04.2008, BStBl II S. 707. 
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chende Fläche nur dann steuerfrei entnommen werden, wenn eine dauerhafte Zugehörig-

keit zur Wohnung anzunehmen ist (vgl. BFH vom 11. April 1989 – BStBl II S. 621) und im 

übrigen der erforderliche und übliche Umfang (s. Tz 4) nicht überschritten wird. 

8. Steuerpflichtige Entnahme13 

Der Teil des zur Wohnung gehörenden Grund und Bodens, der den erforderlichen und üb-

lichen Umfang (s. Tz 4) übersteigt, wird mit Wegfall der Nutzungswertbesteuerung steuer-

pflichtig entnommen, auch wenn weiterhin ein einheitlicher Nutzungs- und Funktionszusam-

menhang mit der Wohnung besteht. Durch den Wegfall der Nutzungswertbesteuerung ergibt 

sich in diesem Fall ein Übergang von der bis dahin fiktiven betrieblichen zur privaten Nut-

zung, der zur Aufdeckung von stillen Reserven führen kann. Die Fläche bleibt im Betriebs-

vermögen, wenn der Steuerpflichtige ausdrücklich erklärt, daß sie nach Wegfall der Nut-

zungswertbesteuerung zur Verwendung als betriebliche Nutzfläche (z.B. Acker, Grundland) 

bestimmt ist, und wenn mit dieser Nutzung innerhalb von zwei Jahren nach Wegfall der 

Nutzungswertbesteuerung tatsächlich begonnen wird. 

9. Übergangsregelung 

Soweit die Finanzbehörden der Länder Verwaltungsanweisungen herausgegeben haben, 

die von den vorstehenden Regelungen abweichen, kann weiterhin danach verfahren wer-

den, wenn der Antrag auf Wegfall der Nutzungswertbesteuerung vor dem 17. Februar 1997 

(Tag der Veröffentlichung des in Tz 4 genannten BFH Urteils vom 24.10.1996 im BStBl) 

gestellt worden ist.“ 

Zusatz der Oberfinanzdirektion: 

Tz. 8 ist durch das BMF-Schreiben vom 02.04.2004, BStBl I S. 442 insoweit überholt (Fach 5 

Nr. 3.5.3). Zur Nutzungswertbesteuerung von Baudenkmalen bzw. deren Abwahl vgl. ab 

01.01.1999 § 13 Abs.2 Nr.2 i.V. mit Abs.4 EStG. 

Nr. 3.5.2 Erläuterungen zum BMF-Schreiben vom 04.06.1997 (vorstehend) (Aus 

dem Schreiben des BMF vom 21.01.1998 IV B 9 – S 2135 – 19/97 an den 

                                            

13 Beachte Zusatz der Oberfinanzdirektion und Fach 5 Nr. 3.5.3. 
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Hauptverband der landwirtschaftlichen Buchstellen und Sachverständi-

gen e.V.) 

„ ... 

Die in Tz. 4 – Steuerfreie Entnahme – des o.a. BMF-Schreibens enthaltenen unbestimmten 

Rechtsbegriffe werden wie folgt erläutert: 

1. Aufgriffsgrenze von 1000 m2 

Die Möglichkeit einer steuerfreien Entnahme beschränkt sich bei Gartenflächen nicht auf 

1000 qm. Die im BMF-Schreiben angeführten 1000 qm stellen nach den Formulierungen 

der Tz. 4 ausdrücklich auf eine Aufgriffsgrenze ab, die der Verwaltungsvereinfachung dient. 

Daher ist auch bei Flächen, die 1000 qm überschreiten, eine steuerfreie Entnahme möglich, 

sofern die Voraussetzungen der Tz. 4 vollständig erfüllt sind. 

2. Geringfügiges Überschreiten der Aufgriffsgrenze 

Nach den allgemeinen Grundsätzen wird von Rechtsprechung, Literatur und Verwaltung als 

„geringfügig“ ein Volumen bis zu 10 v.H. angesehen. Folglich führt dies bei einer Aufgriffs-

grenze von 1000 qm zu einer Einzelfallprüfung für Gartenflächen über 1100 qm. 

3. Erforderlichkeit von Gartenflächen 

Die Erforderlichkeit ist in erster Linie an objektiven Kriterien, wie z.B. Wohnungs- und Be-

triebsgröße, jedoch nicht am Familienstand oder an der Zahl der haushaltszugehörigen Per-

sonen usw. zu messen. 

4. Übliche Größe von Gartenflächen 

Gemäß Tz. 4 des BMF-Schreibens sind die örtlichen Verhältnisse bei landwirtschaftlichen 

Wohngebäuden zu berücksichtigen. Mit dieser Regelung soll den Besonderheiten von Gar-

tenflächen landwirtschaftlicher Wohngebäude in Abgrenzung zu Einfamilienhäusern (insbe-

sondere Reihenhäusern) ausdrücklich Rechnung getragen werden. 

5. Absehbare Zeit14 

                                            

14 Vgl. aber BFH-Urteil vom 24.04.2008, BStBl II S. 707. 
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In Anlehnung an § 69 Abs. 1 BewG und die dazu ergangene Rechtsprechung (vgl. BFH-

Urteil vom 18. Juli 1989, BStBl II S. 744) sowie unter Hinweis auf Abschnitt 2 Abs. 7 

BewR Gr und § 4 WertV soll unter dem Begriff „in absehbarer Zeit“ ein Zeitraum von etwa 

sechs Jahren verstanden werden, wobei eine mögliche andere Nutzung zum Entnahmezeit-

punkt, z.B. als Bauland, Industrieland oder Land für Verkehrszwecke, als Indiz für ein baldi-

ges Einstellen der Nutzung als Gartenfläche angesehen wird. 

6. Anhaltspunkte für den künftigen Wegfall der Nutzung als Gartenfläche15 16 

Diese Reglung hat zur Folge, dass die örtlichen Finanzbehörden die erklärte Zuordnung von 

Gartenflächen zur Wohnung nicht ohne weiteres übernehmen können, sondern konkret zu 

prüfen haben, ob eine steuerfrei entnehmbare Gartenfläche vorliegt. 

Ferner wird die in Tz. 8 des BMF-Schreibens – Steuerpflichtige Entnahme – aufgeführte 

12-Monats-Frist auf 24 Monate ausgedehnt. Dadurch kann eine steuerpflichtige Entnahme 

vermieden werden, wenn der Steuerpflichtige ausdrücklich erklärt, die betreffende Fläche 

sei nach Wegfall der Nutzungswertbesteuerung zur Verwendung als betriebliche Nutzfläche 

bestimmt, und wenn mit dieser Nutzung innerhalb von zwei Jahren nach Wegfall der Nut-

zungswertbesteuerung tatsächlich begonnen wird. Das BMF-Schreiben vom 4. Juni 1997 

wird entsprechend geändert; die Änderung wird in Kürze im Bundessteuerblatt Teil I veröf-

fentlicht. 

Außerdem haben die obersten Finanzbehörden der Länder aus Gründen des Vertrauens-

schutzes folgende Widerrufsregelung beschlossen: 

„Soweit ein vor dem 1. Juli 1997 gestellter Antrag auf Wegfall der Nutzungswertbesteuerung 

gemäß § 52 Abs. 15 EStG in noch nicht bestandskräftig veranlagten Fällen zu einer steuer-

pflichtigen Entnahme von Grund und Boden führt, bestehen keine Bedenken, den Steuer-

pflichtigen die Möglichkeit einzuräumen, ihren Antrag auf Wegfall der Nutzungswertbesteu-

erung entsprechend dem zu § 52 Abs. 21 EStG ergangenen BMF-Schreiben vom 5. Juli 

1989 – IV B 3 – S 2253 – 31/89 – innerhalb des maßgebenden Veranlagungsverfahrens zu 

widerrufen. 

                                            

15 Vgl. aber BFH-Urteil vom 24.04.2008, BStBl II S. 707. 
16 Zu Tz 8 vgl. BMF-Schreiben vom 02.04.2004, BStBl I S. 442. 
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... “ 

Nr. 3.5.3 BMF-Schreiben vom 02.04.2004 Anwendung des BFH-Urteils vom 

20.11.2003, BStBl 2004 II S. 272, Tz. 8 der BMF-Schreiben vom 

04.06.1997, BStBl I S. 630 und vom 13.01.1998, BStBl I S. 129); Sitzung 

ESt II/04, zu TOP 21 

„Der BFH hat mit Urteil vom 20. November 2003 (BStBl 2004 II S. 272) entgegen der in Tz. 8 

der BMF-Schreiben vom 4. Juni 1997 (BStBl I S. 630) und vom 13. Januar 1998 (BStBl I S. 

129) vertretenen Rechtsauffassung entschieden, dass bei Anwendung des § 52 Abs. 15 

EStG a. F. der Teil des zur Wohnung gehörenden Grund und Bodens, der den erforderlichen 

und üblichen Umfang übersteigt, mit Wegfall der Nutzungswertbesteuerung nicht steuer-

pflichtig entnommen wird, sondern bis zur Veräußerung oder Entnahme im land- und forst-

wirtschaftlichen Betriebsvermögen verbleibt. 

Im Einvernehmen mit den obersten Finanzbehörden der Länder sind die Grundsätze dieses 

Urteils in allen noch offenen Fällen anzuwenden. Tz. 8 der BMF-Schreiben vom 4. Juni 1997 

(BStBl I S. 630) und vom 13. Januar 1998 (BStBl I S. 129) findet insoweit keine Anwendung 

mehr.“ 

Nr. 3.6 Anwendung des § 4 Abs. 4a EStG bei Überführung von Wohnungen 

nach Maßgabe der bis zum 31. Dezember 1998 geltenden Vorschrift des 

§ 52 Abs. 15 Sätze 1 bis 11 EStG 

BMF-Schreiben vom 16.06.2003 an den Hauptverband der Landwirtschaftlichen Buchstel-

len und Sachverständigen, FM BW Erlass vom 07.07.2003, 3 – S 214.4/53 

„Zu Ihrer Anfrage vom 16. November 2001 zur Anwendung des § 4 Abs. 4a EStG bei Über-

führung von Wohnungen nach Maßgabe der bis zum 31. Dezember 1998 geltenden Vor-

schrift des § 52 Abs. 15 Satz 1 bis 11 EStG nehme ich nach Abstimmung mit den obersten 

Finanzbehörden der Länder wie folgt Stellung: 

Der Betriebsausgabenabzug wird gem. § 4 Abs. 4a EStG für betrieblich veranlasste Schuld-

zinsen eingeschränkt, wenn die Entnahmen höher sind als die Summe aus Gewinn und 

Einlagen des Wirtschaftsjahres. Zu den Entnahmen gehören nach § 4 Abs. 1 Satz 2 EStG 

alle Wirtschaftsgüter, die der Steuerpflichtige dem Betrieb für betriebsfremde Zwecke ent-
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nimmt. Die gem. § 52 Abs. 15 Satz 6 EStG bis zum 31. Dezember 1998 zwangsweise vor-

zunehmende Überführung von Wohnungen aus dem land- und forstwirtschaftlichen Vermö-

gen in das Privatvermögen erfüllt den Entnahmetatbestand und ist somit im Rahmen des 

§ 4 Abs. 4a EStG zu berücksichtigen. Die gesetzlich in § 52 Abs. 15 Satz 7 EStG angeord-

nete Steuerfreiheit des Entnahmegewinnes steht dem nicht entgegen. 

Aus Tz. 8 des BMF-Schreibens vom 22. Mai 2000 (BStBl I S. 588) ergibt sich nichts anderes. 

Nach Satz 5 ist zur Ermittlung der Überentnahmen grundsätzlich der sich aus § 6 Abs. 1 

Nr. 4 EStG ergebende Wert anzusetzen. Aus Vereinfachungsgründen kann jedoch die Ent-

nahme mit dem Buchwert angesetzt werden, wenn die darauf beruhende Gewinnerhöhung 

ebenfalls außer Ansatz bleibt. Die beispielhafte Aufzählung der zu einem steuerfreien Ge-

winn führenden Entnahmen in Satz 5 ist nicht abschließend. Aus der vorgenommenen Auf-

zählung lässt sich nicht ableiten, dass die dort nichtbenannte Entnahme i.S.d. des § 52 

Abs. 15 EStG bei der Ermittlung der nichtabziehbaren Schuldzinsen gem. § 4 Abs. 4a EStG 

unberücksichtigt bleiben darf. 

§ 13 Abs. 4 EStG (1999) ersetzt die Übergangsregelung des § 52 Abs. 15 EStG (1998) nur 

für die auch über den 31. Dezember 1998 hinaus dem land- und forstwirtschaftlichen Ver-

mögen zugeordneten Wohnungen in denkmalgeschützten Gebäuden oder Gebäudeteilen. 

Ein weitergehender Regelungsbedarf für die Wohnungen, die nicht Baudenkmale sind, be-

stand nicht, weil gem. § 52 Abs. 15 EStG diese Wohnungen spätestens bis zum 31. De-

zember 1998 in das Privatvermögen zu überführen waren. 

Daraus lässt sich aber nicht schließen, dass Entnahmen i.S.d. § 52 Abs. 15 EStG (1998) 

keine Entnahmen i.S.d. § 4 Abs. 4a EStG sind. Die bis zum 31. Dezember 1998 auf der 

Grundlage des § 52 Abs. 15 EStG erfolgten Wohnungsüberführungen sind daher entspre-

chend der Tz. 8 des BMF-Schreibens bei der Ermittlung der nichtabziehbaren Schuldzinsen 

wie auch die über den Veranlagungszeitraum 1998 hinaus möglichen zu einem steuerfreien 

Gewinn gem. § 13 Abs. 4 EStG führenden Entnahmen von Wohnungen der Land- und Forst-

wirte in denkmalgeschützten Gebäuden oder Gebäudeteilen zu behandeln. 

Die auf die Wohnungsüberführung nach § 52 Abs. 15 EStG anzuwendenden Regelungen 

zu § 23 EStG in Tz. 34 des BMF-Schreibens vom 5. Oktober 2000 (BStBl I S. 1383) und zu 

§ 13a Abs. 5 ErbStG (R 65 Abs. 3 Satz 3 ErbStR) bieten mangels Vergleichbarkeit der 

gesetzlichen Regelungen und Auswirkungen keinen Anhaltspunkt dafür, die nach § 52 
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Abs. 15 EStG zum 31. Dezember 1998 vorgenommenen Entnahmen bei der Anwendung 

des § 4 Abs. 4a EStG außer Ansatz zu lassen. 

§ 4 Abs. 4a EStG tangiert die gesetzlich verankerte Steuerfreistellung des Entnahmegewin-

nes nicht. Vielmehr wird sichergestellt, dass die Schuldzinsen, die darauf basieren, dass der 

Steuerpflichtige höhere Entnahmen tätigte, als er Gewinne erwirtschaftete und Einlagen vor-

nahm und dadurch einen Fremdkapitalbedarf verursacht wurde, nicht abziehbar sind. Ein-

zubeziehen sind daher auch zwangsläufig vorgenommene Entnahmen. 

Nach Erörterung mit den Vertretern der obersten Finanzbehörden der Länder liegen auch 

keine hinreichenden sachlichen Gründe für eine abweichende Billigkeitsregelung vor. 

Abschließend weise ich darauf hin, dass nach R 130 Abs. 5 Satz 1 EStR17 i.V.m. Tz. 35 des 

BMF-Schreibens vom 22. Mai 2000 § 4 Abs. 4a EStG bei der Gewinnermittlung nach Durch-

schnittssätzen gem. § 13a EStG keine Anwendung findet.“ 

Hinweis der Oberfinanzdirektion: 

Das BMF-Schreiben vom 12.06.2006, BStBl I S. 416, ist zu beachten. 

Gemäß Bundesbeschluss gilt für Land- und Forstwirte mit abweichendem Wirtschaftsjahr 

insoweit Folgendes: 

Vor dem 01.01.1999 entstandene Unterentnahmen sind bei der Ermittlung der nicht abzieh-

baren Schuldzinsen im Wirtschaftsjahr 2000/2001 zu berücksichtigen. 

D.h. die Unterentnahmen, die vor dem 01.01.1999 entstanden sind, werden für die Wirt-

schaftsjahre 1998/1999 bis 2000/2001 einbezogen. Für Wirtschaftsjahre ab 2001/2002 gilt 

dies nicht mehr. Der Anfangsbestand der Über- und Unterentnahmen für das Wirtschaftsjahr 

2001/2002 beträgt 0 Euro. 

 

                                            

17 Jetzt R 13a.2 Abs. 6 EStR 2008. 
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1 Grund und Boden 

 Wertmäßige Erfassung 

Nr. 1 des Erlasses FM BW vom 15.03.1972, S 2188 A – 1/71; BMF-Schreiben vom 

29.02.1972, BStBl I S. 102 

„(1) Der Wert des zum Anlagevermögen gehörenden Grund und Bodens ist bei buchführen-

den Land- und Forstwirten letztmals für Wirtschaftsjahre, die vor dem 1.7.1970 enden, und 

bei selbständig Tätigen letztmals für Wirtschaftsjahre, die vor dem 15.8.1971 enden, außer 

Ansatz zu lassen. Diese Steuerpflichtigen haben deshalb in Bilanzen, die für Stichtage nach 

dem 30.6.1970 bzw. nach dem 14.8.1971 aufgestellt werden, den zum Anlagevermögen 

gehörenden Grund und Boden auszuweisen. Dabei ist der Grund und Boden, der mit Ablauf 

des 30.6.1970 zu ihrem Anlagevermögen gehört hat, mit dem doppelten Ausgangsbetrag 

nach § 55 Abs. 1 EStG oder dem festgestellten höheren Teilwert (§ 55 Abs. 5 EStG) anzu-

setzen. Die Einbuchung des Grund und Bodens hat erfolgsneutral zu erfolgen. Solange für 

eine Grundstücksfläche kein höherer Teilwert nach § 55 Abs. 5 EStG festgestellt ist, ist der 

nach § 55 Abs. 1 EStG maßgebende doppelte Ausgangsbetrag anzusetzen. Dies gilt selbst 

dann, wenn der Steuerpflichtige die Feststellung eines höheren Teilwerts beantragt hat. 

Wird ein höherer Teilwert festgestellt, so ist er statt des doppelten Ausgangsbetrags erfolgs-

neutral in der ersten Bilanz anzusetzen, die nach seiner Feststellung aufgestellt wird. War 

der Grund und Boden an dem betreffenden Bilanzstichtag veräußert oder entnommen, so 

ist der höhere Teilwert bereits in der Bilanz anzusetzen, die für das dem Wirtschaftsjahr der 

Veräußerung oder Entnahme vorausgehende Wirtschaftsjahr aufgestellt ist. Beim erstmali-

gen Ansatz des höheren Teilwerts ist § 55 Abs. 7 EStG zu beachten. 

(2) Absatz 1 gilt auch dann, wenn der Grund und Boden in der Bilanz, die auf den letzten 

vor dem 1.7.1970 bzw. vor dem 15.8.1971 liegenden Bilanzstichtag aufgestellt worden ist, 

mit einem Wert ausgewiesen war. 

(3) Ist es dem Steuerpflichtigen nicht möglich, sich Unterlagen für die Ermittlung des dop-

pelten Ausgangsbetrags für eine ihm zuzurechnende Grundstücksfläche zu beschaffen, so 

sind keine für ihn nachteiligen Folgerungen zu ziehen, wenn die Grundstücksfläche in Bi-

lanzen, die auf einen vor dem 31.12.1973 liegenden Stichtag aufgestellt werden, wertmäßig 

nicht ausgewiesen ist. In Bilanzen, die auf einen Stichtag nach dem 30.12.1973 aufgestellt 

werden, ist der doppelte Ausgangsbetrag, solange er noch nicht ermittelt ist, zu schätzen. 
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(4) Für die Aufstellung des Inventars (Grundstücksverzeichnisses) gilt Fach 6 Nr. 1.8 Abs. 3 

entsprechend. 

... “ 

Zusatz der Oberfinanzdirektion: 

§ 55 EStG gilt nur in den Fällen, in denen der Grund und Boden mit Ablauf des 30.06.1970 

zum Anlagevermögen gehört hat. Wird Grund und Boden erst nach dem 30.06.1970 ange-

schafft, ist der Grund und Boden mit den Anschaffungskosten zu aktivieren. Wird Grund und 

Boden eingelegt, ist die Einlage mit dem Teilwert anzusetzen. Einlagen sind höchstens mit 

den Anschaffungs- oder Herstellungskosten anzusetzen, wenn das eingelegte Wirtschafts-

jahr innerhalb der letzten drei Jahre vor der Einlage angeschafft wurde. Wurde der Grund 

und Boden vor dem 30.06.1970 als Privatvermögen angeschafft und nach dem 30.06.1970 

und innerhalb des Dreijahreszeitraums eingelegt, ist die Einlage mit dem doppelten Aus-

gangsbetrag nach § 55 Abs. 1 bis 4 EStG oder dem höheren Teilwert nach § 55 Abs. 5 EStG 

zu bewerten, wenn diese Werte höher als die Anschaffungskosten sind. Der Ansatz dieser 

Werte ist gerechtfertigt, weil vor dem 01.07.1970 entstandene Bodenwertsteigerungen 

durch die Bodengewinnbesteuerung nicht zu erfassen sind. 

 Die Ausgangsbeträge nach § 55 Abs. 2 bis 4 EStG 

1.2.1 Ermittlung der Ausgangsbeträge nach § 55 Abs. 2 bis 4 EStG 

Nr. 10 des Erlasses FM BW vom 15.03.1972, S 2188 – 1/71; BMF-Schreiben vom 

29.02.1972, BStBl I S. 102 

„ ... 

(1) Für Grund und Boden, der am 1.7.1970 bewertungsrechtlich zum land- und forstwirt-

schaftlichen Vermögen (§ 33 Abs. 1 Satz 1 BewG) gehörte, ist der Ausgangsbetrag nach 

§ 55 Abs. 2 oder 3 EStG zu ermitteln. Gehörte der Grund und Boden am 1.7.1970 bewer-

tungsrechtlich nicht zum land- und forstwirtschaftlichen Vermögen, so ist der Ausgangsbe-

trag nach § 55 Abs. 4 EStG zu ermitteln. 

(2) Für jedes katastermäßig abgegrenzte Flurstück, für das am 1.7.1970 im Liegenschafts-

kataster eine Ertragsmeßzahl ausgewiesen war, ist der Ausgangsbetrag grundsätzlich nach 

§ 55 Abs. 2 Nr. 1 Satz 1 EStG das Vierfache der Ertragsmeßzahl (EMZ). Bei einem Flur-
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stück, das in mehrere Abschnitte (Klassenflächen, Klassenabschnitte, Sonderflächen) ein-

geteilt ist, sind die Ertragsmeßzahlen der Abschnitte zusammenzurechnen; die mit vier mul-

tiplizierte Summe der Ertragsmeßzahlen ist der Ausgangsbetrag für das Flurstück. 

(3) Soll für den Teil eines Flurstücks, der die Voraussetzungen des § 55 Abs. 2 Nr. 1 Satz 1 

EStG erfüllt, der Ausgangsbetrag nach § 55 Abs. 2 Ziff. 1 Satz 2 EStG ermittelt werden oder 

wird für einen Teil eines solchen Flurstücks ein höherer Teilwert nach § 55 Abs. 5 EStG 

festgestellt, so ist eine entsprechende katastermäßige Teilung des Flurstücks nicht erfor-

derlich. Die nicht nach § 55 Abs. 2 Ziff. 1 Satz 1 EStG anzusetzenden Teilflächen müssen 

jedoch in der nach § 55 Abs. 2 Nr. 1 Satz 2 EStG bis zum 30.6.1972 abzugebenden Erklä-

rung bzw. in dem nach § 55 Abs. 5 EStG bis zum 31.12.1975 zu stellenden Antrag nach 

Größe und Lage (ggf. verdeutlicht durch eine maßstabsgerechte Skizze) bezeichnet wer-

den. Für das Restflurstück ist der Ausgangsbetrag des § 55 Abs. 2 Nr. 1 Satz 1 EStG nach 

folgender Formel zu berechnen: 

Ausgangsbetrag des Restflurstücks = 4 x 

EMZ des ganzen 
Flurstücks 

x 
Quadratmeterzahl 
des Restflurstücks 

Quadratmeterzahl des ganzen Flurstücks 

 

(4) Die nach § 55 Abs. 2 Nr. 1 Satz 2 EStG erforderliche Abgabe einer Erklärung über die 

Größe, Lage und Nutzung der Flächen, für die der Ausgangsbetrag nach dieser Vorschrift 

ermittelt werden soll, kann nicht durch einen Hinweis auf die Anlage L zur Steuererklärung 

1970 ersetzt werden, da diese Anlage weder die Bezeichnung der betreffenden Flurstücke 

noch Angaben über die Größe der Flächen enthält. Die Frist für die Abgabe der Erklärung 

ist eine Ausschlußfrist. Sie kann daher nicht verlängert werden. Bei ihrer Versäumung kann 

nur Nachsicht unter den Voraussetzungen des § 86 RAO gewährt werden. 

(5) Maßgebend für die Ermittlung der Ausgangsbeträge nach § 55 Abs. 2 Nr. 1 Satz 2 und 

Nr. 2 bis 8 EStG ist die tatsächliche Nutzung der betreffenden Grundstücksfläche am 

1.7.1970. Weicht die vom Steuerpflichtigen für den 1.7.1970 behauptete Nutzung von der 

im Liegenschaftskataster für diesen Stichtag eingetragenen Nutzung ab und kann der Steu-

erpflichtige die von ihm behauptete Nutzung nicht nachweisen, so wird vermutet, daß die im 

Liegenschaftskataster eingetragene Nutzung richtig ist (BFH-Urteil vom 24.10.1952 – 

BStBl III S. 294). 
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(6) Für Flächen des Spargelbaus, des Gemüse- und Obstbaus sowie der Baumschulen sind 

die Ausgangsbeträge nur dann nach § 55 Abs. 2 Nr. 1 Satz 2 EStG zu ermitteln, wenn sie 

nach bewertungsrechtlichen Vorschriften zum Nutzungsteil Spargel oder zur gärtnerischen 

Nutzung gehören und – ungeachtet der Fortschreibungsgrenzen – auf den 1.1.1971 ent-

sprechend zu bewerten gewesen wären. Landwirtschaftlicher Gemüsebau (Abschn. 1.08 

Abs. 2 und 6.07 Abs. 1 Nr. 1 BewRL), Extensivobstbau (Abschn. 1.08 Abs. 4 BewRL) sowie 

Bagatellflächen (Abschn. 1.13 BewRL) sind in die landwirtschaftliche Nutzung einzubezie-

hen. Sie fallen daher unter die Vorschrift des § 55 Abs. 2 Nr. 1 Satz 1 EStG. 

(7) Für bestimmte intensiv genutzte Flächen, die am 1.7.1970 durch einen anderen Nut-

zungsberechtigten als den Eigentümer bewirtschaftet wurden und bei denen nach § 48a 

BewG der Unterschiedsbetrag zwischen dem für landwirtschaftliche Nutzung maßgebenden 

Vergleichswert und dem höheren, durch die Intensivnutzung bedingten Vergleichswert bei 

der Feststellung des Einheitswerts des Eingentümers nicht zu berücksichtigen ist, ist § 55 

Abs. 2 Nr. 1 Satz 1 EStG anzuwenden. 

(8) Im Gegensatz zu Hof- und Gebäudeflächen sowie Hausgärten im Sinne des § 40 Abs. 3 

BewG, für die Ausgangsbeträge nach § 55 Abs. 2 Ziff. 5 EStG ermittelt werden, sind die 

Ausgangsbeträge für betriebseigene Wege und Gräben nach § 55 Abs. 2 Nr. 1 bis 8 EStG 

in Anlehnung an die Ausgangsbeträge der angrenzenden Flurstücke zu ermitteln. Gehören 

die angrenzenden Flurstücke zu verschiedenen Nutzungen, kann ein flächengewogenes 

Mittel gebildet werden. 

(9) Der Ausgangsbetrag für die bodengeschätzten Flächen eines land- und forstwirtschaft-

lichen Betriebs ist nach § 55 Abs. 3 EStG zu ermitteln, wenn am 1.7.1970 noch kein Liegen-

schaftskataster vorlag, in dem Ertragsmeßzahlen ausgewiesen sind. Das gilt auch dann, 

wenn dem Finanzamt an diesem Stichtag die Ertragsmeßzahlen bereits bekannt waren. 

(10) Bei Betrieben der Land- und Forstwirtschaft, die nach dem 1.1.1964 entstanden sind, 

ist, soweit § 55 Abs. 3 EStG anzuwenden ist, auf den Tag der Entstehung des Betriebs eine 

durchschnittliche Ertragsmeßzahl zu ermitteln. 

(11) Bei bebautem Grund und Boden, der mit Ablauf des 30.6.1970 nicht zu einem land- 

und forstwirtschaftlichen Vermögen im Sinne des Bewertungsgesetzes gehörte, ist nach 

§ 55 Abs. 4 Nr. 2 EStG als Ausgangsbetrag für den Grund und Boden der Wert maßgebend, 

der sich für den Grund und Boden nach seinem Bestand vom 1.7.1970 und nach den Wert-

verhältnissen vom 1.1.1964 als Einheitswert ergeben würde, wenn er nicht bebaut wäre. 
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Dieser Wert stimmt weder mit dem Wert überein, mit dem der Grund und Boden im Einheits-

wert des bebauten Grundstücks enthalten ist, noch steht er zu dem Einheitswert des Grund-

stücks in einem bestimmten Verhältnis. Der Wert kann infolgedessen nicht in Höhe eines 

pauschalen Anteils am Einheitswert geschätzt werden. Abschn. 20 BewRGr ist deshalb für 

die Ermittlung des Ausgangsbetrags für den Grund und Boden bebauter Grundstücke nicht 

anwendbar. 

... “ 

1.2.2 Überprüfung der Ausgangsbeträge 

FM BW Erlass vom 06.06.1972, S 3380 – 1/72 

„I. Zuständigkeit 

Die Ermittlung bzw. Überprüfung der Ausgangsbeträge des zum land- und forstwirtschaftli-

chen Anlagevermögen (§ 55 Abs. 2 und 3 EStG 1971) gehörenden Grund und Bodens fällt 

in die sachliche Zuständigkeit der Veranlagungsstellen der Finanzämter. Dies gilt auch für 

die Ausgangsbeträge des nicht zum land- und forstwirtschaftlichen Vermögen (§ 55 Abs. 4 

EStG 1971) gehörenden Grund und Bodens sowie für die nach § 55 Abs. 5 EStG 1971 

durch das Finanzamt gesondert festzustellenden höheren Teilwerte. 

Die Bewertungsstellen werden den Veranlagungsstellen Hilfe leisten, soweit dies aus den 

Bewertungsunterlagen geschehen kann. 

II. Unterlagen für die Ermittlung der Ausgangsbeträge 

1. Das 2. StÄndG 1971 enthält Vorschriften zur Ermittlung der Anschaffungs- oder Herstel-

lungskosten des zum land- und forstwirtschaftlichen Vermögen i. S. von § 33 Abs. 1 

Satz 1 BewG 1965 gehörenden, vor dem 1. Juli 1970 angeschafften Grund und Bo-

dens. Danach ist es erforderlich, nach dem Stande vom 1. Juli 1970 Angaben aus dem 

darstellenden und dem beschreibenden Teil des amtlichen Verzeichnisses nach § 2 

Abs. 2 der Grundbuchordnung – Liegenschaftskataster (Lieka) für die zukünftige Besteu-

erung zu übernehmen. 

Es werden benötigt: 

a) Für Flächen, die nach dem Bodenschätzungsgesetz vom 16.10.1934 (RGBl I S. 1050), 

zuletzt geändert durch die FG-Ordnung vom 6.10.1965 (BGBl I S. 1477), zu schätzen 
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sind, die katastermäßige Abgrenzung eines jeden Flurstücks sowie die zugehörige Er-

tragsmeßzahl. 

b) Die Flächen der forstwirtschaftlichen Nutzung. 

c) Die Flächen der weinbaulichen Nutzung. 

d) Die Flächen der sonstigen land- und forstwirtschaftlichen Nutzung, die nach dem 

BodSchätzG nicht zu schätzen sind. 

e) Die Flächen des Abbaulandes. 

f) Die Flächen des Unlandes. 

g) Die Hof-, Gebäude- und Hausgartenflächen im Sinne des § 40 Abs. 3 BewG 1965. 

Zu den Buchst. a bis g wird folgendes bemerkt: 

In Gemeinden, in denen das Lieka fertiggestellt ist, sind alle nach dem BodSchätzG zu 

schätzenden Flächen und die katastermäßig abgegrenzten Flurstücke im Lieka nach-

gewiesen. Es waren aber auch Flächen mit Nutzungen und Nutzungsteilen zu schätzen, 

deren Ausgangswerte nach § 55 Abs. 2 Nr. 1 Satz 2 EStG nicht über die Ertragsmeßzahl 

(EMZ) zu ermitteln sind (z.B. gärtnerisch genutzte Flächen). In diesen Fällen wird eine 

Aufteilung der Flurstücke in entsprechende Teilstücke mit den anteiligen EMZ notwendig 

werden. 

In Gemeinden ohne Lieka ist dem Grundstückseigentümer der Nachweis der kataster-

mäßig abgegrenzten Flurstücke mit Auszügen aus dem Grundbuch möglich. Eine Über-

prüfung dieser Angaben kann bei den Bew.-Stellen der FÄ dann vorgenommen werden, 

wenn Grundbuchauszüge, die einen zeitnahen Stand ausweisen, den Bewertungsakten 

beigeheftet sind. In allen anderen Fällen stehen den Bew.-Stellen in der Regel nur die im 

Besitzstandsblatt der EW-Akten nachgewiesenen zusammengefaßten Flächen des Ge-

samtbesitzes ohne Nachweis der Einzelflurstücke, aufgeteilt nach Nutzungen und Nut-

zungsteilen, zur Verfügung. 

Bei der forstwirtschaftlichen Nutzung ist zu beachten, daß die Hof-, Gebäude- und 

Hausgartenfläche in der Waldfläche (Forstbetriebsfläche) enthalten ist (§ 40 Abs. 3 

BewG; Abschn. 1.14 Abs. 1 und 3; 4.09 Abs. 5 BewRL). Diese Flächen sind in dem nach 

§ 4 Abs. 3 Satz 5 EStG aufzustellenden Verzeichnis gesondert aufzuführen. 
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Die Überprüfung der Flächen der forstwirtschaftlichen Nutzung sowie der Hof-, Gebäude- 

und Hausgartenflächen kann bei größeren Forstbetrieben über das Forstbetriebswerk 

oder -gutachten erfolgen. Bei kleineren Betrieben ist eine Überprüfung durch Vergleich 

mit dem Liegenschaftskataster bzw. dem Grundbesitzkataster möglich. Fehlt dieses, so 

können die Unterlagen zur Hauptfeststellung der EW auf den 1.1.1964 als Anhalt dienen. 

Die Flächen der weinbaulichen Nutzung sind im Liegenschaftskataster nachgewiesen. 

In Gemeinden ohne Lieka wird eine Überprüfung der Weinbauflächen mit Hilfe der Un-

terlagen zur Hauptfeststellung der EW auf den 1.1.1964 möglich sein. 

Flächen der Nutzungsteile Weihnachtsbaumkultur und Saatzucht werden regelmäßig 

anhand der Unterlagen zur Hauptfeststellung auf den 1.1.1964 überprüft werden können. 

Die Zuordnung dieser Flächen zur sonstigen land- und forstwirtschaftlichen Nutzung kann 

dem EW-Bescheid zum 1.1.1964 entnommen werden. 

Die Flächen, nach denen die Vergleichswerte für die Binnenfischerei berechnet wurden, 

sind in den bei den Bew.-Stellen abgelegten Listen (vgl. Anlage zum Erlaß vom 25.6.1971 

– S 3171 – 1/69) eingetragen. 

Bei der Teichwirtschaft und Fischzucht, für die das Bewertungsverfahren produktive 

und unproduktive Wasserflächen unterscheidet (Abschn 7.11 Abs. 1 und 7.15 Abs. 1 Be-

wRL) sind die Zufahrtswege zu den Hof- und Gebäudeflächen zu rechnen und die übrigen 

Teichumgebungsflächen (z.B. Dämme, Uferstreifen nicht mehr genutzte Fischteiche 

u.ä.), soweit sie nicht anderen Nutzungen oder Nutzungsteilen zugehören, wie Unland zu 

behandeln. 

Die Flächen des Abbaulandes, des Unlandes sowie die Hof-, Gebäude- und Hausgar-

tenflächen im Sinne des § 40 Abs. 3 BewG 1965 gehen regelmäßig aus den EW-Be-

scheiden zum 1.1.1964 hervor. 

2. Zusätzlich zu den Flurstücken und Ertragsmeßzahlen von Flächen, die unter Ziff. 1 fallen, 

ist in Antragsfällen nach § 55 Abs. 2 Nr. 1 Satz 2 EStG 1971 die Größe und Lage der 

Flächen festzustellen und anzuhalten, die am 1. Juli 1970 entweder 

a) dem Hopfenbau, Spargelbau, Gemüsebau oder Obstbau oder 

b) dem Blumen- und Zierpflanzenbau oder Baumschulen 

gedient haben. 
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Beim Nutzungsteil Spargel, beim Gemüsebau, beim Blumen- und Zierpflanzenbau und 

bei den Baumschulen kann eine Überprüfung der Flächen regelmäßig mit den Unterlagen 

der EW-Bescheide zum 1.1.1964 und den in diesen Unterlagen bereits festgelegten spä-

teren Veränderungen vorgenommen werden. 

Für die Bewertung des Nutzungsteils Hopfen in den Betrieben der Land- und Forstwirt-

schaft ist die produktive Hopfenanbaufläche maßgebend (Abschn. 3.06 BewRL). Es be-

stehen keine Bedenken, zu der Größe der Fläche, die am 1.7.1970 für den Hopfenbau 

genutzt worden ist, auch die von den Außenankerdrähten überspannte Restfläche dem 

Nutzungsteil Hopfen zuzurechnen und damit diese Restflächen bei der Sonderregelung 

nach § 55 Abs. 2 Nr. 1 Satz 2 Buchst. a) EStG 1971 nicht der landwirtschaftlichen Nut-

zung zuzurechnen. 

Landwirtschaftlicher Gemüsebau (Abschn. 1.08 Abs. 2 und Abschn 6.07 Abs. 1 Nr. 1 

BewRL), extensiver Obstbau (Abschn. 1.08 Abs. 4 BewRL) sowie Bagatellflächen (Ab-

schn. 1.13 BewRL) sind nach Nr. 10 Abs. 6 des Erlasses vom 15.3.1972 – S 2188 A – 

1/711 in die landwirtschaftliche Nutzung einzubeziehen. Für diese Flächen gilt nicht die 

Sonderregelung nach § 55 Abs. 2 Nr. 1 Satz 2 EStG 1971. 

Die obstbaulich genutzten Flächen, für die die vorstehend genannte Sonderregelung an-

gewendet werden kann, können anhand der Unterlagen zur Hauptfeststellung auf den 

1.1.1964 überprüft werden. 

In § 55 Abs. 2 Nr. 6 EStG 1971 ist auch für Geringstland ein besonderer Ausgangsbetrag 

festgelegt worden. Nach der geltenden Anweisung für die Aufstellung des Liegenschafts-

katasters in BW (KatAnw. Entwurf 1954 I. Teil) ist das Geringstland nicht unter den Nut-

zungsarten (Anhang 2 zur KatAnw) aufgeführt. Es werden daher Flurstücke, die nach 

dem BodSchätzG zu schätzen sind, für die aber keine Ertragsmeßzahl vorhanden ist, 

weil sie 0 beträgt, mit der Zustandsbezeichnung „Geringstland“ zu übernehmen sein. 

III. Auskünfte und Auszüge aus dem Liegenschaftskataster 

Die Angaben aus dem Liegenschaftskataster, die für die Höhe der Anschaffungs- oder Her-

stellungskosten zum 1. Juli 1970 von vor dem Juli 1970 angeschafften Grund und Boden, 

der zum Anlagevermögen eines Betriebs der Land- und Forstwirtschaft gehört, erforderlich 

 

1 Vgl. Fach 6 Nr. 1.2.1 
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sind, hat der Steuerpflichtige im Rahmen der Erklärungspflicht zur Einkommenbesteuerung 

zu machen. Für Auskünfte und Unterlagen über die Flächen der einzelnen Nutzungen und 

über die im Lieka ausgewiesenen Ertragsmeßzahlen oder über Größe, Lage und Nutzung 

der Flächen im Sinne des § 55 Abs. 2 Nr. 1 Satz 2 EStG 1971 sind ausschließlich die Ver-

messungsämter zuständig. Die Verwendung von Angaben aus den bei den FÄ befindlichen 

Durchschriften der Bestandsblätter des Liegenschaftsbuchs (Abschn. II der Richtlinien für 

die FÄ über die Verbindung des Grundbesitzkatasters mit den EW-Akten – Erl. vom 

21.4.1964 – S 3305 A – 269/58) für Auskünfte an Steuerpflichtige kommt nicht in Betracht. 

Diese Bestandsblattdurchschriften können lediglich zur Überprüfung der eingereichten Er-

klärungen sowie ggf. für von Amts wegen zu ermittelnde Anschaffungs- oder Herstellungs-

kosten im Sinne von § 55 Abs. 1 EStG 1971 dienen. 

IV. Feststellung der Lagenvergleichszahlen nach § 55 Abs. 2 Nr. 3 EStG 1971 

Die für die Ausgangswerte von Flächen der weinbaulichen Nutzung maßgebende Lagenver-

gleichszahl (LVZ) kann nur den Gemeindetabellen i. V. m. den Weinbaukarten, die bei den 

Bew.-Stellen der FÄ aufbewahrt werden, entnommen werden. Die maßgebende LVZ findet 

der Grundstückseigentümer in der Regel nicht in den Erläuterungen des EW-Bescheids zum 

1.1.1964, weil in den OF-Bezirken in den meisten Fällen die geernteten Trauben in Form 

der Trauben/Maische-Ablieferung (Abschn. 5.02 Abs. 2 Nr. 1 BewRL) verwertet werden. 

Dem EW-Bescheid entnommene LVZ müssen daher auf die Verwertungsform Faßweiner-

zeugung umgerechnet werden (§ 55 Abs. 2 Nr. 3 EStG 1971). 

In Weinbaugemeinden mit nur einem Bewertungsabschnitt erscheint es zweckmäßig, zur 

Vereinfachung der Auskunftserteilung des FA dem Bürgermeisteramt die LVZ für Faß-

weinerzeugung und den maßgebenden Ausgangsbetrag je qm in DM zur Bekanntgabe an 

die Grundstückseigentümer mitzuteilen. Es wird anheimgegeben, hiervon auch die landwirt-

schaftlichen Berufsverbände zu unterrichten. 

Sind die weinbaulich genutzten Flurstücke eines Steuerpflichtigen in zwei oder mehr Be-

wertungsabschnitten mit unterschiedlichen Ausgangsbeträgen je qm belegen, ist eine 

Umrechnung aus den Angaben des EW-Bescheids nicht möglich, weil aus ihm nicht hervor-

geht, welche Flurstücke den einzelnen Bewertungsabschnitten zugeordnet worden sind. 

Aufgrund dieser Verhältnisse wird die Zurverfügungstellung der für den Steuerpflichtigen im 

Sinne § 55 Abs. 2 Nr. 3 EStG maßgebenden LVZ nur vom FA auf Antrag vorgenommen 

werden können. Es ist vorgesehen, für diese Auskunftserteilung ein beim FA aufliegendes 

Formular in einfachster Form zu schaffen, in dem der Steuerpflichtige die einzelnen ihm 



LaFo-Kartei BW Fach 6 Stand: Juni 2025 

Seite 12 

 

gehörenden Flurstücke aufführt und in das dann vom FA die entsprechenden LVZ eingetra-

gen werden. 

Bei Rebflurbereinigungen, die seit dem 1.1.1964 durchgeführt worden sind, kann die Fest-

stellung der LVZ für die neu geschaffenen Flurstücke erst durchgeführt werden, wenn das 

FA die Veränderungen einheitswertmäßig erfaßt hat. Dabei kann davon ausgegangen wer-

den, daß umgelegte Rebflurstücke in absehbarer Zeit keiner anderen als weinbaulicher Nut-

zung zugeführt werden. 

V. Ermittlung des Ausgangsbetrags nach § 55 Abs. 3 EStG 1971 

1. In BW war das Lieka am 1.7.1970 noch nicht in allen Gemeinden angelegt. Die Ermittlung 

des Ausgangsbetrags nach § 55 Abs. 3 EStG 1971 wird daher in einer Vielzahl von Be-

trieben mit überwiegend landwitschaftlicher Nutzung in Betracht kommen, da häufig nur 

der Grundbesitz in der Wohnsitzgemeinde, nicht aber der Ausmärkerbesitz oder umge-

kehrt im Lieka nachgewiesen ist. 

In Gemeinden ohne Lieka bestimmt § 55 Abs. 3 EStG 1971, daß der Ausgangsbetrag in 

sinngemäßer Anwendung des § 55 Abs. 2 Nr. 1 Satz 1 EStG auf der Grundlage der 

duchschittlichen Ertragsmeßzahl der landwirtschaftlichen Nutzung eines Betriebs, die die 

Grundlage für die Hauptfeststellung der EW auf den 1.1.1964 bildet, zu ermitteln ist. Maß-

gebend ist immer die durchschnittliche Ertragsmeßzahl, die die Grundlage für die Haupt-

feststellung des EW auf den 1.1.1964 bildet. Veränderungen dieser Meßzahl je ha, die 

durch Zu- oder Abgänge von Grund und Boden nach dem 1.1.1964 entstanden sind, 

bleiben unberücksichtigt. 

In diesen Gemeinden ist aber die bereinigte EMZ die Grundlage der Bewertung auf den 

1.1.1964, während gemäß § 55 Abs. 2 Nr. 1 Satz 1 EStG die durchschnittliche (unberei-

nigte) EMZ maßgebend ist. 

2. Für die Mitwirkung des FA bei der Ermittlung einer durchschnittlichen EMZ wird 

folgendes bestimmt: 

Das Ergebnis der Angleichsverhandlungen wird in der Gemeindebetriebsliste, die aus 

den Zusammenstellungs- und Angleichsbogen (Z- und A-Bogen) der Betriebe der land-

wirtschaftlichen Nutzung besteht, vermerkt. Die Gemeindebetriebsliste enthält die berei-

nigte EMZ je Hektar des angeglichenen Betriebs und den Kennbuchstaben des Bewer-
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tungsstützpunktes. Aus dem Übersichtsblatt mit den Merkmalen der Bewertungsstütz-

punkte kann in Spalte 5 die unbereinigte EMZ und die Spalte 6 die bereinigte EMZ je 

Hektar abgelesen werden. Die Differenz beider Zahlen ist dann der in der Gemeindebe-

triebsliste festgestellten bereinigten durchschnittlichen EMZ je Hektar der landwirtschaft-

lichen Nutzung des Betriebs hinzuzurechnen. Anhand der Unterlagen bei den Bew.- Stel-

len kann damit in den Fällen des § 55 Abs.3 EStG der Ausgangsbetrag für die Gewinner-

mittlung bei Bodenveräußerung ermittelt werden. 

Nach dem Stand der Fertigstellung des Lieka in BW muß damit gerechnet werden, daß 

ein großer Teil aller Betriebe mit landwirtschaftlicher Nutzung bei ihren Betriebs-FÄ we-

gen der zutreffenden EMZ für die Ermittlung der Ausgangsbeträge anfragen werden. Zur 

Vereinfachung der Auskunftserteilung und zur Entlastung der Bewertungsstellen der FÄ 

bestehen keine Bedenken, wenn in Gebieten ohne Lieka die durchschnittliche EMZ der 

Gemeinden für die Ermittlung der Ausgangsbeträge zugrunde gelegt und den landwirt-

schaftlichen Betriebsinhabern über die Bürgermeisterämter oder die örtlichen landwirt-

schaftlichen Berufsverbände der für die durchschnittliche EMZ maßgebende doppelte 

Ausgangsbetrag (§ 55 Abs. 1 EStG 1971) mitgeteilt wird. Diese Vereinfachung kann dort 

angewandt werden, wo sich aus den Übersichtsblättern der Angleichsverhandlungen bei 

der Angleichung der natürlichen Ertragsbedingungen der Ortsbewertungsstützpunkte nur 

so geringe Unterschiede ergeben haben, daß die Abweichungen für die einfache Ermitt-

lung des Ausgangsbetrags als zu vernachlässigende Ungenauigkeiten in Kauf genom-

men werden können. 

VI. Besonderheiten bei der Ermittlung der Ausgangsbeträge nach § 55 Abs. 2 bis 4 

EStG 1971 

1. Zur Ermittlung der Ausgangsbeträge nach § 55 Abs. 2 bis 4 EStG 1971, insbesondere 

wenn für Teile eines Flurstücks ein besonderer Ausgangswert beansprucht wird (§ 55 

Abs. 2 Nr. 1 Satz 2 EStG 1971) oder wenn die tatsächliche Nutzung am 1.7.1970 nicht 

der im Liegenschaftskataster eingetragenen Nutzung entspricht, wird auf Nr. 10 des Er-

lasses vom 15.3.1972 Bezug genommen2. 

2. Sind in Gemeinden nach Einführung des Lieka als amtliches Verzeichnis im Sinne der 

GBO Flurbereinigungen oder ähnliche Flurordnungsmaßnahmen durchgeführt worden 

 

2 Vgl. Fach 6 Nr. 1.2.1 
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und ist das Lieka durch Fortführung noch nicht berichtigt, so daß während der Übergangs-

zeit der Flurbereinigungsplan mit Anlagen (ohne EMZ) als amtliches Verzeichnis im Sinne 

des § 2 Abs. 2 GBO gilt, so sind für Betriebe, die in solchen Gemeinden belegen sind, 

die Ausgangswerte nach den Bestimmungen des § 55 Abs. 3 EStG 1971 zu ermitteln. 

3. Ist die Besitzeinweisung (§ 65 Flurbereinigungsgesetz) nach der Angleichsverhandlung, 

aber vor dem 1.7.1970 durchgeführt worden, richtet sich die Ermittlung der Ausgangs-

werte nach Nr. 3 des Erlasses vom 15.3.1972. 

4. Bei Betrieben mit Ausmärkerbesitz in Gemeinden mit fertiggestellten Lieka, in deren 

Wohnsitzgemeinden noch kein Lieka aufgestellt ist (vgl. Abschn. V), sind die Ausgangs-

werte der Ausmärkerflächen nach dem im Lieka nachgewiesenen EMZ zu ermitteln; die 

Ausgangswerte für Grundstücke der Wohnsitzgemeinde sind dagegen nach § 55 Abs. 3 

EStG 1971 zu ermitteln. 

In den umgekehrten Fällen (in der Wohnsitzgemeinde ist das Lieka fertiggestellt, Aus-

märkerflächen ohne Lieka) werden die Ausgangswerte der Ausmärkerflächen nur über 

die durchschnittliche EMZ der Belegenheitsgemeinde festgestellt werden können. 

Zusatz der Oberfinanzdirektion: 

Bei der Anwendung des Erlasses bitte ich zu Teil IV Abs. 1 wie folgt vorzugehen: 

Sind unter Ziff. 5.1 der Gemeindetabelle nur Lagenvergleichszahlen (LVZ) der Verwertungs-

form Trauben/Maische-Ablieferung eingetragen, so erfolgt die Umrechnung in LVZ der Ver-

wertungsform Fassweinerzeugung durch Addition der angegebenen Trauben/Maische-LVZ 

mit der entsprechenden, der nachstehenden Tabelle zu entnehmenden Zurechnung. 

 

Beispiel: Trauben/Maische-LVZ 43 

 Zurechnung      6 

 Fassweinerzeugung-LVZ 49 
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Teil V Abschn. 2 des Erlasses ist wie folgt anzuwenden: 

Die durchschnittlichen EMZ der Gemeinden sind Nr. 1.23 der Gemeindeblätter zu entneh-

men. Geringe Unterschiede im Sinne des Erlasses liegen dann vor, wenn die in Spalte 5 

der Übersichtsblätter nachgewiesenen EMZ der Ortsbewertungsstützpunkte nicht mehr als 

5 Punkte unter oder 3 Punkte über der durchschnittlichen EMZ der Gemeinde liegen. Wer-

den die unterschiedlichen Bodenverhältnisse der Gemeinde von den EMZ der Ortsbewer 

tungsstützpunkte nicht hinreichend erfasst, so sind die in Spalte B 6 der Z- und A-Bogen 

eingetragenen b EMZ (bereinigte Ertragsmesszahl) der angeglichenen Betriebe zur Beur-

teilung heranzuziehen. Soweit bei den Angleichsverhandlungen Hilfslisten geführt wurden, 

können diesen die b EMZ der angeglichenen Betriebe entnommen werden. Es ist jedoch zu 

beachten, dass zur Ermittlung der unterschiedlichen Bodenverhältnisse einer Gemeinde die 

in Z- und A-Bogen und in Hilfslisten eingetragenen b EMZ zuvor nach Teil V Abschn. 2 

Abs. 1 des Erlasses in EMZ umzurechnen sind. 

 Der höhere Teilwert nach § 55 Abs. 5 EStG 

Nr. 11 des Erlasses FM BW vom 15.03.1972, S 2188 A –1/71; BMF-Schreiben vom 

29.02.1972, BStBl I S. 102 

„ ... 

11. Bewertung mit dem höheren Teilwert 

(1) Der Ansatz eines höheren Teilwerts nach § 55 Abs. 5 EStG hat in allen Fällen, also auch 

dann, wenn Grund und Boden in der Zeit vom 1.7.1970 bis 15.8.1971 zu einem über dem 

doppelten Ausgangsbetrag (§ 55 Abs. 1 EStG) liegenden Preis veräußert worden ist, zur 

Voraussetzung, daß der höhere Teilwert auf Grund eines Antrags vom Finanzamt gesondert 

festgestellt worden ist. Der Antrag muß vor dem 1. 1. 1976 bei dem Betriebsfinanzamt ge-

stellt werden. Bei dieser Frist handelt es sich um eine Ausschlußfrist, die nicht verlängert 

werden kann. Wird sie versäumt, so ist lediglich unter den Voraussetzungen des § 86 RAO 

Nachsichtgewährung möglich. Der Antrag auf Feststellung des höheren Teilwerts kann zu-

rückgenommen werden, solange über den Antrag noch nicht rechtskräftig entschieden ist. 

(2) Gehört eine Grundstücksfläche zu einem Betrieb, der in der Rechtsform einer Personen-

gesellschaft oder von einer Gemeinschaft geführt wird, so kann der Antrag auf Feststellung 

des höheren Teilwerts nur von allen Beteilgten gemeinsam gestellt werden. 

... “ 
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 Nachträgliche Anschaffungs- oder Herstellungskosten für nach § 55 EStG be-
werteten Grund und Boden 

Nr. 12 des Erlasses FM BW vom 15.03.1972, S 21881 – 1/71; BMF-Schreiben vom 

29.02.1972, BStBl I S. 102 

„ ... 

Entstehen für Grund und Boden, für den als Anschaffungs- oder Herstellungskosten der 

doppelte Ausgangsbetrag (§ 55 Abs. 1 EStG) oder der höhere Teilwert (§ 55 Abs. 5 EStG) 

anzusetzen ist, nach dem 30.6.1970 noch Anschaffungsnebenkosten (z.B. Vermessungs-

kosten, Gerichts- und Notariatskosten, Grunderwerbsteuer), so dürfen diese die Anschaf-

fungs- oder Herstellungskosten im Sinne des § 55 EStG nicht erhöhen. Sie sind bei der 

Ermittlung des steuerlichen Gewinns als nicht abzugsfähige Betriebsausgaben zu behan-

deln. Wird bei Grund und Boden, der nach § 55 EStG zu bewerten ist, nach dem 30.6.1970 

nachträglicher Herstellungsaufwand (z.B. für die Herrichtung von Unland für land- und forst-

wirtschaftliche Zwecke) vorgenommen, so erhöhen die nachträglichen Herstellungskosten 

die steuerlichen Anschaffungs- oder Herstellungskosten des Grund und Bodens. 

... “ 

Zusatz der Oberfinanzdirektion: 

Auch Erschließungsbeiträge, die nach dem 30.6.1970 entstehen, erhöhen den Buchwert 

des Grund und Bodens H 6.4 (Erschließungs-, Straßenanlieger- und andere auf das Grund-

stückseigentum bezogene kommende Beiträge) EStH 2008. 

 Anschaffungskosten beim Tausch von Grundstücksflächen 

Nach dem BFH-Urteil vom 13.03.1986 (BStBl II S. 711) sind im Umlegungsverfahren, das 

ein gesetzlich geregeltes Grundstückstauschverfahren darstellt, die eingebrachten Grund-

stücke und die daraus im Zuteilungswege erlangten Grundstücke, soweit insgesamt wert-

gleich, als wirtschaftlich identisch zu werten; denn die Umlegung sei ihrem Wesen nach eine 

ungebrochene Fortsetzung des Eigentums an einem verwandelten Grundstück. Die zuge-

teilten Grundstücke seien Surrogat der eingebrachten Grundstücke. 

Dies hat folgende Auswirkungen: 
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a) Eine Gewinnrealisierung nach Tauschgrundsätzen tritt nicht ein. Das erlangte Grund-

stück wird mit dem Buchwert des eingebrachten Grundstücks weitergeführt, auch wenn 

die Grundstücke z.B. nicht flächengleich sind. 

b) Die etwaige Betriebsvermögenseigenschaft des eingebrachten Grundstücks setzt sich an 

dem oder den erlangten Grundstücken unverändert fort; dies gilt sowohl bei buchführen-

den als auch bei nicht buchführenden Betrieben. Das empfangene Grundstück bleibt so-

mit – auch wenn es nicht landwirtschaftlich genutzt wird und deshalb nicht mehr notwen-

diges Betriebsvermögen darstellt – solange im Betriebsvermögen, bis es durch eine ein-

deutige Entnahmehandlung oder durch Veräußerung ausscheidet; erst dann tritt Gewinn-

realisierung ein. 

Die Verbleibensfrist von 6 Jahren nach § 6b Abs. 4 Nr. 2 EStG wird durch das Umle-

gungsverfahren nicht unterbrochen. 

Eine Entnahme des erlangten Grundstücks liegt allerdings dann vor, wenn die Nutzungs-

änderung derart ist, dass das erlangte Grundstück notwendiges Privatvermögen wird; 

z.B. unentgeltliche Überlassung aus privaten Gründen an eine andere Person zu eigenen 

Wohnzwecken. 

Nach dem BFH-Urteil vom 06.02.1986 (BStBl II S. 666) liegt eine Überführung des ein-

gebrachten Grundstücks in das gewerbliche Betriebsvermögen vor, wenn der Landwirt 

die Umlegung selbst betreibt und insoweit eine über die bloße Parzellierung hinausge-

hende gewerbliche Tätigkeit entfaltet oder das Grundstück in sein Sonderbetriebsvermö-

gen bei einer Personengesellschaft einbringt; in beiden Fällen ist jedoch die Überführung 

zum Buchwert nach § 6 Abs. 5 EStG möglich. 

Der Nämlichkeitsgrundsatz des BFH-Urteils vom 13.03.1986 gilt für das Flurbereinigungs- 

und das Baulandumlegungsverfahren gleichermaßen. Es gilt auch für das in § 76 

BauGB/BBauG geregelte freiwillige Umlegungsverfahren, das zwar ein beschleunigtes, je-

doch ebenfalls ein hoheitliches, mit gesetzlichen Zwangsmöglichkeiten ausgestattetes 

Grundstücksaustauschverfahren darstellt. 

Ausgleichsleistungen in Geld sind im Umlegungsverfahren nur insoweit zulässig, als eine 

wertgleiche Zuteilung von Land objektiv nicht möglich ist. Aus dem BFH-Urteil vom 

13.03.1986 kann gefolgert werden, dass im Falle einer Umlegung mit Wertausgleichszah-
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lungen nicht insgesamt von einer Identität der hingegebenen und erhaltenen Wirtschaftsgü-

ter ausgegangen werden kann („soweit. . . wertgleich“). Vielmehr muss bei derartigen Geld-

leistungen von einer teilweisen Veräußerung bzw. Anschaffung und zum anderen Teil von 

einer Anwendung des Nämlichkeitsgrundsatzes ausgegangen werden. Der Empfänger der 

Wertausgleichszahlung erzielt einen Veräußerungsgewinn in Höhe des Unterschieds zwi-

schen der Ausgleichszahlung und dem anteiligen Buchwert des hingegebenen Grund-

stücks, der nach dem Verhältnis der gemeinen Werte des entgeltlich abgegebenen Grund-

stücksteils zum gesamten Grundstück zu ermitteln ist; ggf. sind die anteiligen Veräuße-

rungskosten abzuziehen. Von einer derartigen Buchwertabspaltung kann dann abgesehen 

werden, wenn diese in der Auswirkung unbedeutend ist. Der Leistende hat in Höhe der 

Geldleistung nachträgliche Anschaffungskosten, die den bisherigen Buchwert des Grund-

stücks erhöhen. 

Ein Landwirt bringt 50 ar (Buchwert: 21 000 Euro, gemeiner Wert 350 000 Euro) in die Bau-

landumlegung ein und erhält 30 ar (gemeiner Wert 300 000 Euro) und einen Wertausgleich 

in bar von 50 000 Euro. Sein Sollanspruch betrug insgesamt (50 ar – 30%) = 35 ar (§ 56 

BBauG); die Ausgleichszahlung erhält er somit für einen nicht erfüllbaren Sollanspruch von 

5 ar. Er hat folgenden Veräußerungsgewinn: 

Veräußerungserlös  50 000 Euro 

./. anteiliger Buchwert 21 000 x 50 000 = 3 000 Euro 

  350 000 

Veräußerungsgewinn   47 000 Euro 

Der Gewinn ist nach §§ 6b, 6c EStG bzw. R 6.6 EStR begünstigt (R 6.6 EStR, u.U. auch bei 

freiwilliger Umlegung; siehe Fach 9 Nr. 1.3). 

Buchwert des verwandelten 

Grundstücks (21 000 Euro – 3 000 Euro =)  18 000 Euro. 

Ein Landwirt bringt 50 ar (Buchwert: 21 000 Euro) in die Baulandumlegung ein und erhält 

37 ar, die er zunächst weiterhin eigenbewirtschaftet (Sollanspruch 50 ar – 30% = 35 ar). Er 

leistet einen Wertausgleich in Geld von 50 000 Euro. 

Beispiel 1: 

Beispiel 2: 
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Buchwert des umgewandelten Grundstücks, das insgesamt Betriebsvermögen darstellt: 

21 000 Euro + 50 000 Euro = 71 000 Euro. 

 Ertragsteuerliche Behandlung von im Eigentum des Grundeigentümers stehen-
den Bodenschätzen 

BMF-Schreiben vom 07.10.1998, BStBl I S. 1221 

„Zu der Frage, wann ein im Eigentum des Grundeigentümers stehender Bodenschatz als 

Wirtschaftsgut entsteht und ob ein solches Wirtschaftsgut dem Betriebs- oder Privatvermö-

gen zuzuordnen ist, nehme ich im Einvernehmen mit den obersten Finanzbehörden der 

Länder wie folgt Stellung: 

1. Bergrechtliche Einteilung der Bodenschätze 

Nach § 3 des Bundesberggesetzes sind Bodenschätze entweder bergfrei oder stehen im 

Eigentum des Grundeigentümers. Zur Gewinnung bergfreier Bodenschätze bedarf es nach 

dem Bundesberggesetz einer Bergbauberechtigung, die das Recht zur Gewinnung und An-

eignung der jeweiligen Bodenschätze gewährt. Dagegen ergibt sich das Recht zur Gewin-

nung der im Eigentum des Grundeigentümers stehenden Bodenschätze aus dem Inhalt des 

Grundeigentums selbst (§§ 903, 93, 94 BGB). Die im Eigentum des Grundeigentümers ste-

henden Bodenschätze gehören entweder zu den grundeigenen Bodenschätzen im Sinne 

des Bundesberggesetzes, deren Abbau dem Bergrecht unterliegt, oder zu den sonstigen 

Grundeigentümerbodenschätzen, auf die das Bundesberggesetz keine Anwendung findet. 

Ob ein Bodenschatz bergfrei oder grundeigen im Sinne des Bundesberggesetzes ist, be-

stimmt sich nach dem Bundesberggesetz. Im Gebiet der ehemaligen DDR (Beitrittsgebiet) 

galt ursprünglich gemäß Anl. 1 Kap. V Sachgebiet D Abschn. III Nr. 1 Buchst. a des Eini-

gungsvertrages vom 31. August 1990 i.V.m. Art. 1 des Gesetzes vom 23. September 1990 

(BGBl. II S. 885, 1004) ein erweiterter Geltungsbereich des Bergrechts. Diese unterschied-

liche Rechtslage ist durch das am 23. April 1996 in Kraft getretene Gesetz zur Vereinheitli-

chung der Rechtsverhältnisse bei Bodenschätzen vom 15. April 1996 (BGBl. I S. 602) an 

die Rechtslage im alten Bundesgebiet angeglichen worden, wobei das vorgenannte Gesetz 

eine Bestandsschutzregelung für die Bergbauberechtigungen enthält, die vor Inkrafttreten 

der Rechtsangleichung auf die von der Neuregelung betroffenen Bodenschätze (z.B. hoch-

wertige Kiese und Sande) erteilt worden sind, und zwar unter Aufrechterhaltung der Berg-

freiheit dieser Bodenschätze. 
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Bergfreie Bodenschätze sind z.B. Stein- und Braunkohle, Erdöl und Erdgas, im Beitrittsge-

biet auch die von der o.g. Bestandsschutzregelung erfaßten mineralischen Rohstoffe (z.B. 

hochwertige Kiese und Sande). Grundeigene Bodenschätze im Sinne des Bundesbergge-

setzes sind z.B. Feldspat und Kaolin, soweit sie nicht von der o.g. Bestandsschutzregelung 

erfaßt sind. Nicht zum Geltungsbereich des Bundesberggesetzes gehörende sonstige 

Grundeigentümerbodenschätze sind z.B. gewöhnliche Kiese und Sande. 

Sowohl bergfreie als auch im Eigentum des Grundeigentümers stehende Bodenschätze 

dürfen regelmäßig erst dann abgebaut werden, wenn die erforderlichen behördlichen Ge-

nehmigungen erteilt sind. 

2. Entstehung eines im Eigentum des Grundstückseigentümers stehenden Bo-

denschatzes als Wirtschaftsgut 

a) Abbau eines Bodenschatzes durch den ursprünglichen Grundeigentümer 

Der Bodenschatz entsteht als ein vom Grund und Boden getrennt zu behandelndes 

Wirtschaftsgut, wenn er zur nachhaltigen Nutzung in den Verkehr gebracht wird, indem mit 

seiner Aufschließung begonnen wird. Es genügt, daß mit der alsbaldigen Aufschließung zu 

rechnen ist. Mit der Aufschließung darf regelmäßig nur begonnen werden, wenn alle zum 

Abbau notwendigen öffentlich-rechtlichen Erlaubnisse, Genehmigungen, Bewilligungen 

oder sonstigen behördlichen Maßnahmen erteilt worden sind. Spätestens wenn diese 

Verwaltungsakte vorliegen, entsteht der Bodenschatz als selbständig bewertbares 

Wirtschaftsgut. Bis zu seiner Entstehung bleibt er unselbständiger Teil des Grund und 

Bodens (BFH-Urteil vom 7. Dezember 1989, BStBl 1990 II S. 317). 

b) Veräußerung des den Bodenschatz enthaltenden Grundstücks 

Wird ein bodenschatzführendes Grundstück veräußert, so entsteht der Bodenschatz als ein 

Wirtschaftsgut des Veräußerers auch ohne das Vorliegen der für den Abbau erforderlichen 

Verwaltungsakte, wenn neben dem Kaufpreis für den Grund und Boden ein besonderes 

Entgelt für den Bodenschatz zu zahlen ist und nach den Umständen des Einzelfalls alsbald 

mit dem Beginn der Aufschließung gerechnet werden kann. 

Bei dem Erwerb durch einen Abbauunternehmer ist in der Regel davon auszugehen, daß 

alsbald mit dem Beginn der Aufschließung gerechnet werden kann. Bei dem Erwerb durch 

andere Personen gilt diese Vermutung nicht, sondern es muß im Einzelfall näher erläutert, 



LaFo-Kartei BW Fach 6 Stand: Juni 2025 

Seite 21 

 

ggf. durch entsprechende Unterlagen nachgewiesen werden (z.B. durch Vorlage des An-

trags auf Erteilung der Abbaugenehmigung), dass alsbald mit der Aufschließung des Bo-

denschatzes begonnen wird. 

Wird der Anspruch auf die Zahlung des auf den Bodenschatz entfallenden Teils des Kauf-

preises von der Bedingung abhängig gemacht, daß die Genehmigungen erteilt werden, wird 

dem Erwerber zunächst nur die Möglichkeit gesichert, einen nach Erteilung der Genehmi-

gungen verwertbaren Bodenschatz zu erwerben. In diesen Fällen wird der Bodenschatz erst 

durch die Erteilung der Genehmigungen zum selbständigen Wirtschaftsgut (BFH-Urteil vom 

7. Dezember 1989, a.a.0.). 

3. Zuordnung des Wirtschaftsguts „Bodenschatz“ zum Betriebsvermögen oder Pri-
vatvermögen 

Hat der Grundstückseigentümer einen Betrieb der Land- und Forstwirtschaft oder einen Ge-

werbebetrieb, ist der Bodenschatz als Wirtschaftsgut entsprechend seiner Nutzung dem Pri-

vatvermögen oder dem Betriebsvermögen zuzuordnen, und zwar unabhängig von der Zu-

gehörigkeit des Grundstücks, in dem er lagert (vgl. Urteil des BFH vom 28. Oktober 1982, 

BStBI 1983 II S. 106). 

a) Notwendiges Betriebsvermögen einer Land- und Forstwirtschaft ist der Bodenschatz, 

wenn er unter dem land- und forstwirtschaftlich genutzten Grund und Boden entdeckt 

und von Anfang an überwiegend für Zwecke der Land- und Forstwirtschaft gewonnen 

und verwertet wird (z.B. Bau von Forstwegen oder Betriebsgebäuden). Notwendiges Be-

triebsvermögen eines Gewerbebetriebs ist der Bodenschatz, wenn er in einem zum Ge-

werbebetrieb gehörenden Grundstück entdeckt und gewerbsmäßig abgebaut und ver-

wertet wird (Urteil des BFH vom 28. Oktober 1982, a.a.0.). 

b) Privatvermögen ist der Bodenschatz, wenn er in einem land- und forstwirtschaftlich ge-

nutzten Grundstück entdeckt, aber nicht überwiegend für land- und forstwirtschaftliche 

Zwecke des Grundstückseigentümers verwertet wird. Privatvermögen ist der Boden-

schatz auch dann, wenn ein zum land- und forstwirtschaftlichen Betriebsvermögen ge-

hörendes Grundstück veräußert wird und ein besonderes Entgelt für den Bodenschatz 

zu entrichten ist. 

c) Der im Rahmen eines land- und forstwirtschaftlichen Betriebs i.S. des § 13 Abs. 1 EStG 

aufgeschlossene und dem Privatvermögen zuzuordnende Bodenschatz kann regelmäßig 
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nicht als Betriebsvermögen gewillkürt werden. Gewillkürtes Betriebsvermögen in der 

Land- und Forstwirtschaft können nämlich nur solche Wirtschaftsgüter sein, deren Nut-

zung innerhalb der Land- und Forstwirtschaft möglich ist. Wirtschaftsgüter, die dem Be-

trieb der Land- und Forstwirtschaft wesensfremd sind und denen eine sachliche Bezie-

hung zum Betrieb fehlt, können dagegen auch nicht im Wege der Willkürung zum Be-

triebsvermögen werden (vgl. Beschluß des BFH vom 19. Januar 1982, BStBI II S. 526, 

und Urteil des BFH vom 28. Oktober 1982, a.a.0.). 

4. Anwendungszeitpunkt 

Die vorstehenden Regelungen treten an die Stelle der Regelungen des BMF-Schreibens 

vom 9. August 1993 (BStBl I S. 678). In den Fällen, in denen der Anspruch auf den Teil des 

Kaufpreises, der auf den Bodenschatz entfällt, von der Bedingung abhängt, daß die Abbau-

genehmigung erteilt wird, sind die vorstehenden Regelungen jedoch nur auf nach dem 

6. November 1998 getroffene Vereinbarungen anzuwenden. Auf Fälle, in denen eine ent-

sprechende Vereinbarung bereits früher getroffen wurde, ist weiterhin Nr. 2 Buchstabe b 

2. Satz des BMF-Schreibens vom 9. August 1993 (BStBl I S. 678) anzuwenden.“ 

 Verlustklausel § 55 Abs. 6 EStG 

Nr. 13 des Erlasses FM BW vom 15.03.1972, S 2188 A – 1/71; BMF-Schreiben vom 

15.03.1972, BStBl I S. 102 

„ ... 

(1) Die Vorschrift des § 55 Abs. 6 EStG (Nichtberücksichtigung bestimmter Verluste, die 

durch die Veräußerung oder Entnahme von Grund und Boden oder durch den Ansatz des 

niedrigeren Teilwerts für eine Grundstücksfläche entstehen) gilt sowohl für mit dem doppel-

ten Ausgangsbetrag (§ 55 Abs. 1 EStG) als auch für mit dem höheren Teilwert (§ 55 Abs. 5 

EStG) angesetzten Grund und Boden. In beiden Fällen dürfen Verluste steuerlich insoweit 

nicht gewinnmindernd berücksichtigt werden, als sie dadurch entstanden sind, daß der Ver-
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äußerungspreis oder der an dessen Stelle tretende Wert abzüglich der Veräußerungskos-

ten bzw. der angesetzte niedrigere Teilwert unter dem doppelten Ausgangsbetrag liegt. Da-

bei ist es ohne Bedeutung, wodurch die Verluste entstanden sind3. 

(2) Die Verlustklausel ist hinsichtlich jeder selbständig bewerteten Grundstücksfläche anzu-

wenden. Werden mehrere selbständig bewertete Grundstücksflächen zu einem Gesamt-

preis veräußert, so ist dieser für die Anwendung der Verlustklausel nach allgemeinen 

Grundsätzen aufzuteilen. Dies gilt auch, wenn Grund und Boden zusammen mit anderen 

Wirtschaftsgütern zu einem Gesamtkaufpreis veräußert wird. Entsprechend ist zu verfah-

ren, wenn die vom Steuerpflichtigen vorgenommene Aufteilung des Veräußerungserlöses 

nicht den wirtschaftlichen Gegebenheiten entspricht. 

... “ 

 Verzeichnis nach § 4 Abs. 3 Satz 5 EStG 

Nr. 2 des Erlasses FM BW vom 15.03.1972, S 2188 A – 1/71; BMF-Schreiben vom 

29.02.1972, BStBl I S. 102 

„ ... 

Verzeichnis für nicht abnutzbare Anlagegüter i.S. des § 4 Abs. 3 Satz 5 EStG 

(1) Land- und Forstwirte, Gewerbetreibende und selbständig Tätige, die keine Bücher füh-

ren, haben nach § 4 Abs. 3 Satz 5 EStG vom 1.1.1971 an ein Verzeichnis über die ihnen 

zuzurechnenden nicht abnutzbaren Wirtschaftsgüter des Anlagevermögens zu führen. Den 

zu ihrem Anlagevermögen gehörenden Grund und Boden haben nicht buchführende Land- 

und Forstwirte vom 1.1.1971 an, nicht buchführende Gewerbetreibende und nicht buchfüh-

rende selbständig Tätige vom 15.8.1971 an in dem Verzeichnis auszuweisen. 

(2) Für den Ausweis des Grund und Bodens in dem Verzeichnis gilt Nr. 1 Abs. 1 Sätze 3 

bis 8 und Abs. 34 entsprechend. 

 

3 Nach dem inzwischen ergangenen BFH-Urteil vom 10.08.1978 (BStBl 1979 II S. 103) ist die Verlustklausel des § 55 
Abs. 6 EStG insgesamt nicht anzuwenden, wenn für das Grundstück der Teilwert nach § 55 Abs. 5 EStG festgestellt 
worden ist. 

4 Vgl. Fach 6 Nr. 1.1. 
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(3) Für die Führung des Verzeichnisses ist keine besondere Form vorgeschrieben. Hinsicht-

lich des bereits mit Ablauf des 30.6.1970 zum Anlagevermögen gehörenden Grund und 

Bodens wird es in der Regel ausreichen, daß der Steuerpflichtige sich die entsprechenden 

Auszüge aus dem Liegenschaftskataster (z.B. Ablichtungen der Bestandsblätter) beschafft 

und diese in der Weise ergänzt, daß bei jedem katastermäßig abgegrenzten Flurstück der 

dafür nach § 55 EStG maßgebende Wert vermerkt wird. Wird ein Teil eines katastermäßig 

abgegrenzten Flurstücks nach § 55 Abs. 2 Nr. 1 Satz 2 EStG bewertet oder wird für einen 

Teil des Flurstücks ein höherer Teilwert festgestellt, so ist in dem Verzeichnis der betref-

fende Teil besonders auszuweisen. Das Restflurstück ist ebenfalls gesondert auszuweisen. 

(4) Bei Grundstücksflächen, die mit Ablauf des 30.6.1970 zum Anlagevermögen eines nicht 

buchführenden Steuerpflichtigen gehörten, ist es nicht zu beanstanden, wenn in dem Ver-

zeichnis statt des Tages der Anschaffung oder Herstellung vermerkt ist, daß die Grund-

stücksflächen bereits mit Ablauf des 30.6.1970 zum Anlagevermögen des Steuerpflichtigen 

gehörten. 

... “ 

 Neuregelung der Teilwertabschreibung gemäß § 6 Abs. 1 Nrn. 1 und 2 EStG 
durch das Steuerentlastungsgesetz 1999/2000/2002; voraussichtlich dauernde 
Wertminderung; Wertaufholungsgebot; steuerliche Rücklage nach § 52 Abs. 16 
EStG 

BMF-Schreiben vom 25.02.2000, BStBl I S. 372 

„Nach § 6 Abs. 1 Nrn. 1 und 2 EStG i.d.F. des Steuerentlastungsgesetzes 1999/2000/2002 

(BGBl. I S. 402, BStBl I S. 304) erfordert der Ansatz des niedrigeren Teilwerts mit Wirkung 

ab dem ersten nach dem 31. Dezember 1998 endenden Wirtschaftsjahr (Erstjahr) eine vo-

raussichtlich dauernde Wertminderung. Daneben ist das bislang geltende Wertbeibehal-

tungswahlrecht aufgehoben und stattdessen ein striktes Wertaufholungsgebot eingeführt 

worden. Zur Sicherung einer dem Unternehmen verbleibenden, ausreichenden Liquidität 

kann der Gewinn, der im Erstjahr aus der Anwendung der Neuregelung entsteht, auf fünf 

Jahre verteilt werden (§ 52 Abs. 16 EStG). Zu den sich hieraus ergebenden Fragen nehme 

ich im Einvernehmen mit den obersten Finanzbehörden der Länder wie folgt Stellung: 
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I. Allgemeines 

1 Der Teilwert ist auch nach der Neuregelung durch das Steuerentlastungsgesetz 

1999/2000/2002 grundsätzlich nach den in den EStR und den entsprechenden Hinwei-

sen enthaltenen Anweisungen zu ermitteln. Insbesondere kann der Teilwert von zum 

Absatz bestimmten Waren bei gesunkenen Verkaufspreisen weiterhin retrograd ermit-

telt werden (vgl. R 36 Abs. 2 EStR 1999)5. Wenn bei rentabel geführten Betrieben der 

Verkaufspreis bewusst nicht kostendeckend kalkuliert ist (so genannte Verlustpro-

dukte), ist eine Teilwertabschreibung nicht zulässig (BFH vom 29. April 1999, BStBl II 

S. 681). 

2 Die Nachweispflicht für den niedrigeren Teilwert liegt unverändert beim Steuerpflichti-

gen. Darüber hinaus trägt der Steuerpflichtige nunmehr auch die Darlegungs- und Fest-

stellungslast für eine voraussichtlich dauernde Wertminderung. Zudem ist im Rahmen 

des Wertaufholungsgebots nachzuweisen, dass und in welchem Umfang der Teilwert 

weiterhin unter der Bewertungsobergrenze liegt. 

II. Voraussichtliche dauernde Wertminderung 

1. Begriff 

3 Eine voraussichtlich dauernde Wertminderung bedeutet ein voraussichtlich nachhalti-

ges Absinken des Werts des Wirtschaftsguts unter den maßgeblichen Buchwert; eine 

nur vorübergehende Wertminderung reicht für eine Teilwertabschreibung nicht aus (vgl. 

auch § 253 Abs. 2 HGB). 

4 Die Wertminderung ist voraussichtlich nachhaltig, wenn der Steuerpflichtige hiermit aus 

der Sicht am Bilanzstichtag aufgrund objektiver Anzeichen ernsthaft zu rechnen hat. 

Aus der Sicht eines sorgfältigen und gewissenhaften Kaufmanns müssen mehr Gründe 

für als gegen eine Nachhaltigkeit sprechen. Grundsätzlich ist von einer voraussichtlich 

dauernden Wertminderung auszugehen, wenn der Wert des Wirtschaftsguts die Bewer-

tungsobergrenze während eines erheblichen Teils der voraussichtlichen Verweildauer 

im Unternehmen nicht erreichen wird. Wertminderungen aus besonderem Anlass (z.B. 

Katastrophen oder technischer Fortschritt) sind regelmäßig von Dauer. Zusätzliche Er-

kenntnisse bis zum Zeitpunkt der Aufstellung der Handelsbilanz sind zu berücksichtigen. 

 

5 Jetzt R 6.8 Abs. 2 EStR 2008. 
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Wenn keine Handelsbilanz aufzustellen ist, ist der Zeitpunkt der Aufstellung der Steuer-

bilanz maßgebend. 

5 Für die Beurteilung eines voraussichtlich dauernden Wertverlustes zum Bilanzstichtag 

kommt der Eigenart des betreffenden Wirtschaftsguts eine maßgebliche Bedeutung zu 

(BFH vom 27. November 1974, BStBl II 1975 S. 294). 

2. Abnutzbares Anlagevermögen 

6 Für die Wirtschaftsgüter des abnutzbaren Anlagevermögens kann von einer voraus-

sichtlich dauernden Wertminderung ausgegangen werden, wenn der Wert des jeweili-

gen Wirtschaftsguts zum Bilanzstichtag mindestens für die halbe Restnutzungsdauer 

unter dem planmäßigen Restbuchwert liegt. Die verbleibende Nutzungsdauer ist für Ge-

bäude nach § 7 Abs. 4 und 5 EStG, für andere Wirtschaftsgüter grundsätzlich nach den 

amtlichen AfA-Tabellen zu bestimmen. 

Beispiel 1: 

7 Der Steuerpflichtige hat eine Maschine zu Anschaffungskosten von 100 000 DM er-

worben. Die Nutzungsdauer beträgt 10 Jahre, die jährliche AfA beträgt 10 000 DM. 

Im Jahre 02 beträgt der Teilwert nur noch 30 000 DM bei einer Restnutzungsdauer 

von 8 Jahren. 

 Lösung: 

8 Eine Teilwertabschreibung auf 30 000 DM ist zulässig. Die Minderung ist voraussicht-

lich von Dauer, da der Wert des Wirtschaftsguts zum Bilanzstichtag bei planmäßiger 

Abschreibung erst nach 5 Jahren, das heißt erst nach mehr als der Hälfte der Rest-

nutzungsdauer, erreicht wird. 

 Abwandlung: 

9 Der Teilwert beträgt 50 000 DM. 

Lösung: 

10 Eine Teilwertabschreibung auf 50 000 DM ist nicht zulässig. Die Minderung ist vo-

raussichtlich nicht von Dauer, da der Wert des Wirtschaftsguts zum Bilanzstichtag 

bei planmäßiger Abschreibung schon nach 3 Jahren und damit früher als nach mehr 

als der Hälfte der Restnutzungsdauer erreicht wird. 
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3. Nichtabnutzbares Anlagevermögen 

11 Für die Wirtschaftsgüter des nichtabnutzbaren Anlagevermögens ist grundsätzlich da-

rauf abzustellen, ob die Gründe für eine niedrigere Bewertung voraussichtlich anhalten 

werden. Kursschwankungen von börsennotierten Wirtschaftsgütern des Anlagevermö-

gens stellen eine nur vorübergehende Wertminderung dar. Sie berechtigen demgemäß 

nicht zum Ansatz des niedrigeren Teilwerts.  

Beispiel 2: 

12 Der Steuerpflichtige ist Eigentümer eines mit Altlasten verseuchten Grundstücks. Die 

ursprünglichen Anschaffungskosten des Grund und Bodens betragen 200 000 DM. 

Zum Bilanzstichtag ermittelt ein Gutachter den Wert des Grundstücks aufgrund der 

festgestellten Altlast mit nur noch 10000 DM. Aus umweltrechtlichen Gründen ist der 

Steuerpflichtige grundsätzlich verpflichtet, die Altlast zu beseitigen. Mangels akuter 

Umweltgefährdung wird die zuständige Behörde die Schadensbeseitigung jedoch 

erst fordern, wenn der Steuerpflichtige die derzeitige Nutzung des Grundstücks än-

dert. Die Bildung einer Rückstellung ist aus diesem Grund nicht zulässig. 

 Lösung: 

13 Eine Teilwertabschreibung in Höhe von 190 000 DM auf den vom Gutachter ermittel-

ten Wert ist zulässig. Zwar ist der Steuerpflichtige grundsätzlich verpflichtet, die Alt-

last zu beseitigen. Allerdings ist vor dem Hintergrund einer eventuellen Nutzungsän-

derung des Grundstücks nicht zu erwarten, dass der Steuerpflichtige in absehbarer 

Zeit behördlich zur Beseitigung des Schadens aufgefordert wird. Aus der Sicht am 

Bilanzstichtag ist daher von einer voraussichtlich dauernden Wertminderung des 

Grundstücks auszugehen. Wird die Altlast später beseitigt und erhöht sich dement-

sprechend der Wert des Grundstücks, ist eine Zuschreibung bis höchstens zu den 

ursprünglichen Anschaffungskosten vorzunehmen. 

 Beispiel 3: 

14 Der Steuerpflichtige betreibt ein Kiesausbeuteunternehmen. Der zu dem Unterneh-

men gehörige Grund und Boden ist z.T. aufgeschlossen, z.T. rekultiviert und wieder 

der ursprünglichen landwirtschaftlichen Nutzung zugeführt. Da die Preise für land-

wirtschaftliche Grundstücke allgemein gefallen sind, macht der Steuerpflichtige zum 

Bilanzstichtag eine Teilwertabschreibung für die Grundstücke geltend. Nach den 
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Feststellungen des Finanzamtes liegen die Richtwerte für die verfüllten Grundstücke 

indes höher als die Anschaffungskosten. 

Lösung: 

15 Eine Teilwertabschreibung ist nicht zulässig. Die Preise auf dem Markt für landwirt-

schaftliche Grundstücke unterliegen ebenso wie die anderen Immobilienpreise markt-

bedingten Schwankungen. Die Preisschwankungen stellen deshalb eine nur vorüber-

gehende Wertminderung dar. Die Preise für die verfüllten Grundstücke liegen am Bi-

lanzstichtag sogar höher als die Anschaffungskosten. Aus diesem Grund ist es auch 

für die Grundstücke, auf denen noch die Kiesausbeute betrieben wird, nicht ausge-

schlossen, dass die Preise bis zu dem Zeitpunkt, an dem die Kiesausbeute und die 

sich daran anschließende Wiederauffüllung abgeschlossen sein werden, die An-

schaffungskosten wieder erreichen oder sogar noch übersteigen. 

... 

III. Wertaufholungsgebot 

1. Allgemeines 

34 Mit der Einführung eines Wertaufholungsgebots anstelle des bislang geltenden Wert-

beibehaltungswahlrechts ergibt sich nunmehr der Wertansatz eines Wirtschaftsguts für 

jeden Bilanzstichtag aus dem Vergleich der um die zulässigen Abzüge geminderten An-

schaffungs- oder Herstellungskosten oder des an deren Stelle tretenden Werts als der 

Bewertungsobergrenze und dem niedrigeren Teilwert als der Bewertungsuntergrenze. 

Hat sich der Wert des Wirtschaftsguts nach einer vorangegangenen Teilwertabschrei-

bung wieder erhöht, so ist diese Betriebsvermögensmehrung bis zum Erreichen der Be-

wertungsobergrenze steuerlich zu erfassen. Dabei kommt es nicht darauf an, ob die 

konkreten Gründe für die vorherige Teilwertabschreibung weggefallen sind. Auch eine 

Erhöhung des Teilwerts aus anderen Gründen führt zu einer Korrektur des Bilanzansat-

zes. Gleiches gilt auch, wenn die vorherige Teilwertabschreibung steuerlich nicht oder 

nicht vollständig wirksam wurde (vgl. Tz. 36). 
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2. Nachweispflicht 

35 Grundsätzlich hat der Steuerpflichtige die Bewertungsobergrenze anhand geeigneter 

Unterlagen (historische Anschaffungs- oder Herstellungskosten) nachzuweisen. Kön-

nen die historischen Anschaffungs- oder Herstellungskosten nicht nachgewiesen wer-

den, gilt der Buchwert, der in der ältesten noch vorhandenen Bilanz als Anfangswert für 

das Wirtschaftsgut ausgewiesen ist, als Bewertungsobergrenze, es sei denn, die Fi-

nanzbehörde legt – zum Beispiel auf Grund der dort vorhandenen Unterlagen – eine 

höhere Bewertungsobergrenze dar. 

3. Steuerrechtliche Sonderregelungen (z.B. § 50c EStG) 

36 Steuerrechtliche Sonderregelungen stehen dem Wertaufholungsgebot nicht entgegen 

(vgl. Tz. 34). So dient beispielsweise die Regelung des § 50c EStG, wonach eine aus-

schüttungsbedingte Teilwertabschreibung letztlich ohne Gewinnauswirkung bleibt, der 

zutreffenden Versteuerung der Dividendeneinnahmen. Die Teilwertabschreibung als 

solche und damit das Wertaufholungsgebot bleiben hiervon unberührt. 

IV. Rücklage nach § 52 Abs. 16 EStG 

37 Nach § 52 Abs. 16 Satz 3, 7 und 10 EStG kann der Gewinn, der im ersten nach dem 

31. Dezember 1998 endenden Wirtschaftsjahr durch die Anwendung der Neuregelung 

in § 6 Abs. 1 Nr. 1 bis 3 und 3a EStG entsteht, in Höhe von vier Fünftel bzw. neun 

Zehntel in eine den Gewinn mindernde Rücklage eingestellt werden. Das sich hiernach 

ergebende steuerrechtliche Wahlrecht ist grundsätzlich in Übereinstimmung mit der 

Handelsbilanz auszuüben (§ 5 Abs. 1 Satz 2 EStG). Die steuerrechtliche Anerkennung 

der Rücklage ist jedoch vom Ausweis eines entsprechenden Sonderpostens mit Rück-

lageanteil in der Handelsbilanz nur abhängig, soweit auch in der Handelsbilanz durch 

Zuschreibung ein entsprechend höherer Gewinn ausgewiesen wird.“ 

2 Gebäude 

 Eröffnungsbilanz 

Hinweis auf Fach 4 Nr. 1.4 
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3 Tiere 

 Viehbewertung 

BMF-Schreiben vom 14.11.2001, BStBl I S. 864 

Zu der Frage, wie Tiere in land- und forstwirtschaftlich tätigen Betrieben nach § 6 Abs. 1 

Nrn. 1 und 2 EStG zu bewerten sind, gilt unter Bezugnahme auf das Ergebnis der Erörte-

rungen mit den obersten Finanzbehörden der Länder Folgendes: 

1. Herstellungskosten 

1 Maßgebend ist die Bestimmung des Begriffs der Herstellungskosten nach § 255 Abs. 2 

HGB (R 33 Abs. 1 EStR)6. 

2 Material- und Fertigungskosten sind die Anschaffungskosten für Jungtiere sowie insbe-

sondere die Kosten des selbst hergestellten und zugekauften Futters (einschl. Feldbe-

stellungskosten, Pachtzinsen für Futterflächen), Deck- und Besamungskosten (einschl. 

Embryotransfer) und die Fertigungslöhne bis zum Zeitpunkt der Fertigstellung. Zu den 

Einzelkosten gehören auch Transport- und Fahrtkosten, die bei der Fertigung entste-

hen. 

3 In die Herstellungskosten sind auch die Material- und Fertigungsgemeinkosten einzu-

beziehen, z.B. die Kosten für Tierarzt, Medikamente, Tierversicherungen (einschl. Tier-

seuchenkasse), Energie, Abwasser, Gülleentsorgung und AfA, Erhaltungs- und laufen-

der Unterhaltungsaufwand für die beweglichen und unbeweglichen Wirtschaftsgüter des 

Anlagevermögens, die der Tierhaltung dienen (z.B. Stallgebäude, Futterlager, Gülleein-

richtungen), sowie Miet- und Pachtzinsen für derartige Wirtschaftsgüter. AfA und Unter-

haltskosten der Elterntiere sind bei der Herstellung von Jungtieren anteilig zu berück-

sichtigen. Zu erfassen sind diese Gemeinkosten aus allen Herstellungsphasen, die bis 

zum Zeitpunkt der Fertigstellung entstehen. 

4 Die Kosten der allgemeinen Verwaltung brauchen nicht erfasst zu werden (z.B. Beiträge 

zur Berufsgenossenschaft, zur Landwirtschaftskammer, Kosten für die Leitung des Be-

triebes, freiwillige soziale Aufwendungen, Gewerbeertragsteuer). Sie sind in den Richt-

werten lt. Anlage nicht enthalten. 

 

6 Jetzt R 6.3 Abs. 1 EStR 2008. 
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5 Nicht zu den Herstellungskosten gehören Umsatzsteuer, Ertragsteuern und Vertriebs-

kosten. 

6 Zu den Zinsen und Geldbeschaffungskosten siehe R 33 Abs. 4 EStR7. 

 2. Herstellungskosten von Jungtieren bis zur Geburt 

7 Ein Jungtier wird jedoch erst mit der Geburt als Wirtschaftsgut greifbar. Deshalb ist es 

erst zu diesem Zeitpunkt mit den bis dahin als Betriebsausgaben behandelten Herstel-

lungskosten zu bewerten. Die vor der Geburt entstandenen Herstellungskosten eines 

Jungtieres sind nur auf kalkulatorischem Weg von den Herstellungs- bzw. Erhaltungs-

aufwendungen des Muttertieres abgrenzbar. 

3. Zeitpunkt der Fertigstellung von Tieren des Anlagevermögens 

8 Ein Tier ist fertiggestellt, wenn es ausgewachsen ist. Als Zeitpunkt der Fertigstellung gilt 

bei männlichen Zuchttieren der Zeitpunkt, in dem sie zur Zucht eingesetzt werden kön-

nen, bei weiblichen Zuchttieren die Vollendung der ersten Geburt (BFH vom 9. Dezem-

ber 1988, BStBl 1989 II S. 244) und bei Gebrauchstieren die erste Ingebrauchnahme. 

Turnier- und Rennpferde gelten mit ihrem ersten Einsatz (BFH vom 23. Juli 1981, BStBl 

II S. 672), Reitpferde mit Beginn des Zureitens als fertig gestellt. 

4. Anschaffungskosten 

9 Maßgebend ist die Bestimmung des Begriffs der Anschaffungskosten nach § 255 Abs. 1 

HGB (R 32 a EStR). 

5. Bewertungsgrundsätze 

10 Tiere sind grundsätzlich einzeln zu bewerten. Als weitere Bewertungsmethode kommt 

die Gruppenbewertung nach § 240 Abs. 4 HGB in Betracht. Innerhalb dieser Bewer-

tungsmethoden sind verschiedene Verfahren zur Wertermittlung zulässig. 

 a) Einzelbewertung 

aa) Betriebsindividuelle Wertermittlung 

 

7 Jetzt R 6.3 Abs. 4 EStR 2008. 
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11 Die dem Tier zurechenbaren Anschaffungs- und Herstellungskosten sind nach den Ver-

hältnissen des Betriebs zu ermitteln. Ist der Teilwert eines Tieres niedriger als der Buch-

wert, der sich aufgrund der Anschaffungs- oder Herstellungskosten ergibt, so kann der 

Teilwert angesetzt werden; für Wirtschaftsjahre, die nach dem 31. Dezember 1998 en-

den, kommt der Ansatz des niedrigeren Teilwerts nur in Betracht, wenn eine voraus-

sichtlich dauernde Wertminderung vorliegt (§ 6 Abs. 1 Nr. 1 Satz 2, Nr. 2 Satz 2 EStG). 

bb) Werte aus vergleichbaren Musterbetrieben 

12 Die Werte können auch aus vergleichbaren Musterbetrieben abgeleitet werden (BFH 

vom 4. Juni 1992, BStBl 1993 II S. 276; vom 1. Oktober 1992, BStBl 1993 II S. 284). 

cc) Richtwerte 

13 Die Anschaffungs- oder Herstellungskosten können auch mit den Richtwerten lt. Spalte 

2/3 der Anlage angesetzt werden, soweit es sich nicht um besonders wertvolle Tiere 

(z.B. Zuchttiere wie Zuchthengste und Zuchtbullen, Turnier- und Rennpferde) handelt. 

 b) Gruppenbewertung 

14 Die am Bilanzstichtag vorhandenen Tiere können in Gruppen zusammengefasst wer-

den, die nach Tierarten und Altersklassen (Aufzuchtstadien) gebildet sind und mit dem 

gewogenen Durchschnittswert bewertet werden (§ 240 Abs. 4 HGB, R 125 EStR)8. Die 

in der Anlage vorgenommene Gliederung kann der Bestimmung der Tiergruppen zu-

grunde gelegt werden. 

15 Für besonders wertvolle Tiere (vgl. Rn. 13) ist die Gruppenbewertung nicht zulässig. 

 aa) Betriebsindividuelle Wertermittlung 

16 Der gewogene Durchschnittswert kann nach den Verhältnissen des Betriebs ermittelt 

werden. 

 bb) Werte aus vergleichbaren Musterbetrieben 

 

8 Jetzt R 13.3 EStR 2008. 
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17 Der gewogene Durchschnittswert kann auch aus vergleichbaren Musterbetrieben abge-

leitet werden (vgl. Rn. 12) 

 cc) Richtwerte 

18 Als gewogener Durchschnittswert können die Richtwerte aus Spalte 6/7 der Anlage an-

gesetzt werden. 

c) Bewertungsstetigkeit 

19 Die gewählte Bewertungsmethode sowie das Wertermittlungsverfahren sind für die 

jeweilige Tiergruppe (vgl. Rn. 10–18) grundsätzlich beizubehalten (§ 252 Abs. 1 Nr. 6 

HGB; BFH vom 14. April 1988, BStBl II S. 672). Von der Gruppenbewertung der Tiere 

des Anlagevermögens kann jedoch für Neuzugänge eines Wirtschaftsjahres der jewei-

ligen Tiergruppe einheitlich zur Einzelbewertung übergegangen werden (BFH vom 

15. Februar 2001, BStBl II S. 548 und S. 549). 

20 Im Übrigen kann eine andere Bewertungsmethode oder auf ein anderes Wertermitt-

lungsverfahren nur dann übergegangen werden, wenn sich die betrieblichen Verhält-

nisse wesentlich geändert haben, z.B. bei Strukturwandel. 

6. Anlagevermögen 

a) Zugehörigkeit zum Anlagevermögen 

21 Zum Anlagevermögen gehören Tiere, die nach ihrer Fertigstellung nicht zur sofortigen 

Veräußerung, Verarbeitung oder zum Verbrauch bestimmt sind (z.B. Zuchttiere, Milch-

vieh, Legehennen). 

22 Tiere des Anlagevermögens sind sowohl zur Nutzung im Betrieb als auch zur Verwen-

dung als Schlachtvieh bestimmt. 

 b) Absetzung für Abnutzung und Sonderabschreibungen 

23 AfA nach § 7 EStG und Sonderabschreibungen können erst ab dem Zeitpunkt der Fer-

tigstellung entsprechend der betriebsgewöhnlichen Nutzungsdauer des Tieres vorge-

nommen werden. Dasselbe gilt für die Bewertungsfreiheit nach § 6 Abs. 2 EStG (R 40 

Abs. 4 EStR). 
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24 Bemessungsgrundlage und Volumen für AfA nach § 7 EStG und Sonderabschreibun-

gen sind die Differenz zwischen den Anschaffungs- oder Herstellungskosten und dem 

Schlachtwert. Schlachtwert ist der Veräußerungserlös, der bei vorsichtiger Beurteilung 

nach Beendigung der Nutzung erzielbar sein wird (BFH vom 4. Juni 1992 a.a.O. und 

vom 1. Oktober 1992 a.a.O.). Der Schlachtwert kann betriebsindividuell, mit Wertansät-

zen aus vergleichbaren Musterbetrieben oder mit den Richtwerten lt. Spalte 4/5 der An-

lage ermittelt werden. 

25 Bei Inanspruchnahme der Bewertungsfreiheit nach § 6 Abs. 2 EStG sind die Anschaf-

fungs- oder Herstellungskosten bis zur Höhe des Schlachtwerts abzusetzen (BFH vom 

15. Februar 2001, BStBl II S. 549). Die Berücksichtigung eines Schlachtwerts braucht 

bei Tieren, die in Wirtschaftsjahren angeschafft oder hergestellt worden sind, die vor 

dem 1. Juli 2002 enden, nicht vorgenommen zu werden. 

Hinweis der Oberfinanzdirektion: 

Eine Berücksichtigung des Schlachtwerts ist nach dem BFH-Urteil vom 24.07.2013, BStBl 

2015 II S. 246, nur dann vorzunehmen, wenn eine Umwidmung von Anlagevermögen in 

Umlaufvermögen gegeben ist. 

c) Betriebsgewöhnliche Nutzungsdauer 

26 Bei der Bemessung der AfA nach § 7 EStG kann folgende betriebsgewöhnliche Nut-

zungsdauer zugrunde gelegt werden: 

Zuchthengste 5 Jahre 

Zuchtstuten 10 Jahre 

Zuchtbullen 3 Jahre 

Milchkühe 3 Jahre 

übrige Kühe 5 Jahre 

Zuchteber und -sauen 2 Jahre 

Zuchtböcke und -schafe 3 Jahre 

Legehennen 1,33 Jahre 

Damtiere 10 Jahre 

d) Gruppenwert beim Anlagevermögen 
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27 Die degressive AfA nach § 7 Abs. 2 EStG und Sonderabschreibungen können nur bei 

Einzelbewertung (Rn. 11–13) in Anspruch genommen werden. Den Gruppenwerten in 

Spalte 6/7 der Anlage liegt die lineare AfA nach § 7 Abs. 1 EStG zugrunde. 

28 Bei der Gruppenbewertung mit Richtwerten (Rn. 18) ist der Wert aus Spalte 6/7 der 

Anlage anzusetzen. Dieser ist das Mittel zwischen dem Richtwert für die Anschaffungs- 

oder Herstellungskosten (Spalte 2/3 der Anlage) und dem Richtwert für den Schlacht-

wert (Spalte 4/5 der Anlage). Bei den betriebsindividuell ermittelten oder aus vergleich-

baren Musterbetrieben abgeleiteten Gruppenwerten ist entsprechend zu verfahren. 

7. Umlaufvermögen 

29 Zum Umlaufvermögen gehören die Tiere, die zur Veräußerung, zur Verarbeitung oder 

zum Verbrauch im Betrieb bestimmt sind (z.B. Masttiere). Sie sind nach § 6 Abs. 1 Nr. 2 

EStG mit den Anschaffungs- oder (Teil-)Herstellungskosten oder mit dem Teilwert zu 

bewerten; für Wirtschaftsjahre, die nach dem 31. Dezember 1998 enden, kommt der 

Ansatz des niedrigeren Teilwerts nur in Betracht, wenn eine voraussichtlich dauernde 

Wertminderung vorliegt. Es gelten die dargestellten Bewertungsgrundsätze (vgl. 

Rn. 10–20). 

8. Anwendung 

a) Sachlicher Geltungsbereich 

30 Die vorstehenden Regelungen gelten für alle land- und forstwirtschaftlich tätigen Be-

triebe unabhängig von ihrer Rechtsform. Sie gelten auch für Betriebe, die Einkünfte aus 

Gewerbebetrieb im Sinne des § 15 EStG erzielen. 

Bei der Gewinnermittlung nach § 4 Abs. 3 EStG sind die Regelungen sinngemäß anzu-

wenden (R 125a EStR)9. 

b) Zeitlicher Geltungsbereich 

31 Die vorstehenden Regelungen gelten für Wirtschaftsjahre, die nach dem 31. Dezember 

1994 enden. Sie können auch für frühere Wirtschaftsjahre angewendet werden. Bi-

lanzänderungen sind im Rahmen des § 4 Abs. 2 Satz 2 EStG zulässig (BMF-Schreiben 

 

9 Jetzt R 13.3 EStR 2008. 
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vom 18. Mai 2000, BStBl I S. 587, und vom 23. März 2001, BStBl I S. 244). Bei einem 

vom Kalenderjahr abweichenden Wirtschaftsjahr ist eine Bilanzberichtigung auch dann 

vorzunehmen, wenn die Veranlagung für das Erstjahr bereits bestandskräftig geworden 

ist (BFH vom 12. November 1992, BStBl II 1993 S. 392). 

Dieses Schreiben ersetzt das BMF-Schreiben vom 22. Februar 1995 (BStBl I S. 179). 
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Anlage 

Richtwerte für die Viehbewertung 

Tierart 

Anschaffungs-/Herstel-
lungskosten 

je Tier 

Schlachtwerte 

je Tier 

Gruppenwert 

je Tier 

DM (bis 
31.12.2001) 

€ (ab 
1.1.2002) 

DM (bis 
31.12.2001) 

€ (ab 
1.1.2002) 

DM (bis 
31.12.2001) 

€ (ab 
1.1.2002 

Spalte 1 Spalte 2 Spalte 3 Spalte 4 Spalte 5 Spalte 6 Spalte 7 

Pferde10       

Pferde bis 1 Jahr 1 600,00 800,00   1 600,00 800,00 

Pferde über 1 bis 
2 Jahre 

2 800,00 1 400,00   2 800,00 1 400,00 

Pferde über 2 bis 
3 Jahre 

4 000,00 2 000,00   4 000,00 2 000,00 

Pferde über 3 
Jahre 

5 200,00 2 600,00 800,00 400,00 3 000,00 1 500,00 

Rindvieh       

Mastkälber 550,00 275,00   550,00 275,00 

Männl. bis ½ Jahr 400,00 200,00   400,00 200,00 

Männl. über ½ bis 
1 Jahr 

670,00 335,00   670,00 335,00 

Männl. über 1 bis  
1,5 Jahre 

1 000,00 500,00   1 000,00 500,00 

Männl. über 1,5 
Jahre 

1 400,00 700,00   1 400,00 700,00 

Weibl. bis ½ Jahr 360,00 180,00   360,00 180,00 

Weibl. über ½ bis 
1 Jahr 

600,00 300,00   600,00 300,00 

Weibl. über 1 bis  
2 Jahre 

1 000,00 500,00   1 000,00 500,00 

Färsen 1 500,00 750,00   1 500,00 750,00 

Kühe 1 600,00 800,00 1 100,00 550,00 1 350,00 675,00 

Schweine       

 

10 Kleinpferde sind mit jeweils 2/3 und Ponys mit 1/3 der Werte anzusetzen. 
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Tierart 

Anschaffungs-/Herstel-
lungskosten 

je Tier 

Schlachtwerte 

je Tier 

Gruppenwert 

je Tier 

DM (bis 
31.12.2001) 

€ (ab 
1.1.2002) 

DM (bis 
31.12.2001) 

€ (ab 
1.1.2002) 

DM (bis 
31.12.2001) 

€ (ab 
1.1.2002 

Spalte 1 Spalte 2 Spalte 3 Spalte 4 Spalte 5 Spalte 6 Spalte 7 

Ferkel bis 25 kg 60,00 30,00   60,00 30,00 

Ferkel bis 50 kg 100,00 50,00   100,00 50,00 

Mastschweine 
über 50 kg 

160,00 80,00   160,00 80,00 

Jungsauen 400,00 200,00   400,00 200,00 

Zuchtsauen 420,00 210,00 300,00 150,00 360,00 180,00 

Schafe       

Lämmer bis ½ 
Jahr 

60,00 30,00   60,00 30,00 

Schafe über ½ bis 
1 Jahr 

100,00 50,00   100,00 50,00 

Jungschafe bis  
20 Monate 

140,00 70,00   140,00 70,00 

Mutterschafe über 
20 Monate 

150,00 75,00 50,00 25,00 100,00 50,00 

Geflügel       

Aufzuchtküken 2,00 1,00   2,00 1,00 

Junghennen 5,90 2,95   5,90 2,95 

Legehennen 9,00 4,50 0,80 0,40 4,90 2,45 

Masthähnchen 1,30 0,65   1,30 0,65 

schwere Mastpu-
ten 

14,50 7,25   14,50 7,25 

Enten 4,50 2,25   4,50 2,25 

Gänse 10,60 5,30   10,60 5,30 
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 Anwendung des § 6 Abs. 2a EStG bei der Viehbewertung eines land- und forst-
wirtschaftlich tätigen Betriebes 

BMF-Schreiben vom 21.04.2008 an den Deutschen Bauernverband e.V., FM BW Erlass 

vom 30.04.2008, 3 – S 218.0/14 

„Die Regelungen des § 6 Abs. 2a EStG gelten nur für bewegliche Wirtschaftsgüter des An-

lagevermögens. Somit sind auch bei Betrieben der Land- und Forstwirtschaft nur diejenigen 

Tierbestände betroffen, die dem Anlagevermögen zuzurechnen sind. Nach dem 

BMF-Schreiben vom 14. November 2001 (BStBl I S. 864) zur Bewertung von Tieren in land- 

und forstwirtschaftlich tätigen Betrieben gehören hierzu Tiere, die nicht zur sofortigen Ver-

äußerung, Verarbeitung oder zum Verbrauch bestimmt sind. So fallen beispielsweise Mast-

schweine nicht unter die Neuregelung. 

Die Möglichkeit einer Erleichterung bei Anwendung der Sammelpostenbewertung nach § 6 

Abs. 2a EStG bei Tieren des Anlagevermögens land- und forstwirtschaftlicher Betriebe soll 

in dem zu überarbeitenden BMF-Schreiben zur Bewertung von Tieren in land- und forstwirt-

schaftlich tätigen Betrieben geregelt werden. Im Einvernehmen mit den obersten Finanzbe-

hörden der Länder bestehen im Vorgriff auf eine Überarbeitung dieses BMF-Schreibens 

aber bereits jetzt schon keine Bedenken, das o.g. BMF-Schreiben vom 14. November 2001 

bei den Tieren des land- und forstwirtschaftlichen Anlagevermögens weiterhin anzuwen-

den.“ 

4 Pflanzen 

 Bewertung von Pflanzenbeständen in gärtnerischen Betrieben 

4.1.1 BMF-Schreiben vom 15.12.1981, BStBl I S. 878 

„ ... 

3.2.1 Bei mehrjährigen Kulturen und Dauerkulturen entsprechen die Anlagekosten den 

Anschaffungs- oder Herstellungskosten. Dazu gehören z.B. die Aufwendungen für 

Jungpflanzen, für die Aushebung der Pflanzgruben, für Baumpfähle und Bindemate-

rial, für Umzäunungen oder Drahtschutz gegen Wildverbiß und für Veredelungsarbei-

ten. Pflegekosten sind aus Vereinfachungsgründen nicht zu aktivieren. Gemeinkos-

ten werden in den meisten Fällen von so geringer Bedeutung sein, daß in der Regel 

auf ihre Aktivierung ebenfalls verzichtet werden kann. Das Aktivierungsrecht des 

Steuerpflichtigen bleibt unberührt. 
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... “ 

4.1.2 Bewertung mehrjähriger Kulturen in Baumschulbetrieben nach § 6 Abs. 1 Nr. 2 
EStG; Neuregelung für die Wirtschaftsjahre ab 2013/2014 ff. 

BMF-Schreiben vom 27.06.2014, BStBl I S. 1094 

„Unter Bezugnahme auf das Ergebnis der Erörterungen mit den obersten Finanzbehörden 

der Länder gilt zur Bewertung mehrjähriger Kulturen in Baumschulbetrieben das Folgende: 

1. Grundsätze 

Mehrjährige Kulturen sind Pflanzungen, die nach einer Gesamtkulturzeit der Pflanzen von 

mehr als einem Jahr einen einmaligen Ertrag liefern (z.B. Baumschulkulturen). Sie unterlie-

gen der jährlichen Bestandsaufnahme und gehören zum Umlaufvermögen. Nach § 6 Ab-

satz 1 Nr. 2 EStG ist das Umlaufvermögen mit den Anschaffungs-, Herstellungskosten oder 

mit dem niedrigeren Teilwert zu bewerten. Wegen der Begriffe der Anschaffungs- und Her-

stellungskosten wird auf § 255 Absatz 1 und 2 HGB hingewiesen. 

2. Vereinfachungsregelungen 

Die jährliche Bestandsaufnahme wird erleichtert und die Bewertung des Umlaufvermögens 

kann im Wege der Schätzung eines Pflanzenbestandswerts wie folgt vereinfacht werden: 

2.1 Pflanzenwert 

1Die am Bilanzstichtag eines Wirtschaftsjahres vorhandenen Pflanzen (Aufschulware – 

R 15.5 Absatz 5 Satz 3 EStR 2012) sowie das Saatgut werden aus Vereinfachungsgründen 

auf die zu bewertende Baumschulfläche bezogen (Pflanzenwert). 2Dabei wird unterstellt, 

dass zugekauftes Pflanz- bzw. Saatgut verwendet wird und dieses nicht zum Verkauf als 

Handelsware (R 15.5 Absatz 5 Satz 7 EStR 2012) bestimmt ist. 3Zur Ermittlung des Pflan-

zenwerts werden die Anschaffungskosten für Aufschulware (Jungpflanzen, Sämlinge, 

Stecklinge, etc.) und Saatgut des laufenden Wirtschaftsjahres herangezogen. 4Aus den Auf-

zeichnungen der einzelnen Wirtschaftsjahre über den Zukauf muss ersichtlich sein, welche 

Ware der Aufschulung und welche als Handelsware dienen. 
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2.2 Flächenwert 

2.2.1 Baumschulbetriebsfläche 

1Zur Baumschulbetriebsfläche gehören die selbst bewirtschafteten Flächen eines Betriebs 

sowie sämtliche Hof- und Gebäudeflächen, die zur Erzeugung und Vermarktung von mehr-

jährigen Kulturen bestimmt sind. 2Hierzu gehören auch die Flächen, auf denen Pflanzen zur 

Vervollständigung der üblichen Produktpalette stehen. 3Maßgeblich ist die am Bilanzstich-

tag auf der Grundlage des Automatisierten Liegenschaftskatasters ausgewiesene Flächen-

größe. 

2.2.2 Zu bewertende Baumschulfläche 

1Die der Bewertung zu Grunde zu legende Fläche ist wie folgt zu ermitteln: 

 Baumschulbetriebsfläche 

abzüglich Hof- und Gebäudeflächen, die Wohnzwecken dienen 

abzüglich Hausgärten 

abzüglich Flächen der Bewässerungsteiche 

abzüglich Brach- und Gründüngungsflächen und am Bilanzstichtag vollständig geräumte 

Quartiere, soweit sie nicht zur Erzeugung von Pflanzen in Töpfen und Contai-

nern bestimmt sind 

 Zwischensumme 

abzüglich 20% von der Zwischensumme für Besonderheiten 

 zu bewertende Baumschulfläche 

2Der Abschlag von 20% berücksichtigt Besonderheiten (wie z.B. Wegeflächen, Wende-

plätze, etc.). 3Die zu bewertende Fläche ist zur Bestimmung des zutreffenden Flächenwer-

tes ggf. in Flächen mit Forstpflanzen, übrige Flächen und Flächen für Pflanzen in Töpfen 

und Containern aufzuteilen. 

2.2.3 Ermittlung des Flächenwerts 

1Zur Ermittlung des Flächenwerts sind je Hektar (ha) zu bewertender Fläche anzusetzen 

für Flächen bzw. Flächenanteile mit Forstpflanzen 4 200 a/ha, 

für Flächen bzw. Flächenanteile aller übrigen Pflanzen 8 200 a/ha. 
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2Werden Pflanzen in Töpfen und/oder Containern erzeugt oder vermarktet, so ist der Flä-

chenwert um 40% zu erhöhen. 3Für Pflanzen auf Schau-, Ausstellungs- und Verkaufsflä-

chen gilt dies entsprechend. 

2.2.4 Nachweis der Baumschulbetriebsfläche 

1Die Baumschulbetriebsfläche muss sich aus dem nach § 142 Abgabenordnung (AO) bzw. 

R 13.6 EStR 2012 zu führenden Anbauverzeichnis ergeben und die Hof- und Gebäudeflä-

chen müssen anhand anderer geeigneter Unterlagen nachgewiesen werden können. 2Bei 

der Übermittlung der Inhalte der Bilanz sowie der Gewinn- und Verlustrechnung nach § 5b 

EStG durch Datenfernübertragung ist die Berechnung des Pflanzen- und Flächenwerts an-

hand des Anbauverzeichnisses oder einer Flächenzusammenstellung im Berichtsteil darzu-

legen. 3Andernfalls ist als vereinfachter Nachweis die Berechnung des Pflanzen- und Flä-

chenwerts als Anlage der Bilanz beizufügen. 

2.3 Pflanzenbestandswert 

1Der Pflanzenbestandswert eines Wirtschaftsjahres setzt sich aus dem Pflanzenwert (vgl. 

Tz. 2.1) und dem Flächenwert (vgl. Tz. 2.2) zusammen. 2Zur Berücksichtigung der durch-

schnittlichen Umtriebszeit mehrjähriger Kulturen ist der aktivierte Pflanzenwert eines Wirt-

schaftsjahres in den nachfolgenden Wirtschaftsjahren zu mindern. 3Am Bilanzstichtag nach 

der ersten Bilanzierung ist der jeweilige Pflanzenwert eines Wirtschaftsjahres für Pflanzen 

in Töpfen und Containern mit 0%, für Forstpflanzen mit 30% und für alle übrigen Pflanzen 

(einschließlich der Pflanzen auf Schau-, Ausstellungs- und Verkaufsflächen) mit 50% seines 

ursprünglichen Werts in der Bilanz auszuweisen; am darauffolgenden Bilanzstichtag ist die-

ser Pflanzenwert für die Forstpflanzen und die übrigen Pflanzen mit 0 € anzusetzen. 

3. Anwendungsregelungen 

3.1 Sachlicher Geltungsbereich 

1Die mehrjährigen Kulturen eines Baumschulbetriebs sind unabhängig vom Vorliegen eines 

Betriebs der Land- und Forstwirtschaft oder eines Gewerbebetriebs insgesamt entweder 

nach den vorstehenden Vereinfachungsregelungen oder nach den allgemeinen 

Grundsätzen zu erfassen und zu bewerten. 2Wurde die Anwendung der 

Vereinfachungsregelungen gewählt, sind diese Methoden grundsätzlich beizubehalten und 

gelten für die gesamte Baumschulbetriebsfläche. 3Eine Bewertung mit dem niedrigeren 

Teilwert ist in diesen Fällen ausgeschlossen. 4Die Vereinfachungsregelungen dürfen nicht 
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bzw. nicht mehr in Anspruch genommen werden, wenn die mehrjährigen Kulturen in einer 

Schlussbilanz des Betriebs für vorangegangene Wirtschaftsjahre, bei einem Wechsel zum 

Betriebsvermögensvergleich oder erstmals in einer Bilanz als Umlaufvermögen mit den 

tatsächlichen Anschaffungs- oder Herstellungskosten ausgewiesen wurden. 

3.2 Zeitlicher Geltungsbereich 

1Die vorstehenden Regelungen gelten erstmals für das Wirtschaftsjahr 2013/2014 bzw. das 

mit dem Kalenderjahr 2014 übereinstimmende Wirtschaftsjahr. 2Sie sind letztmals für das 

Wirtschaftsjahr 2017/2018 bzw. das mit dem Kalenderjahr 2018 übereinstimmende 

Wirtschaftsjahr anzuwenden.11 

4. Übergangsregelung 

1Bei der Anwendung der neuen Vereinfachungsregelungen zur Erfassung und Bewertung 

der Pflanzen und des Saatguts kann im Vergleich zu der Anwendung der bisherigen 

Grundsätze im Wirtschaftsjahr 2014/2015 bzw. 2015 ein Gewinn entstehen. 2Dieser ergibt 

sich aus der Gegenüberstellung der neuen und der bisherigen Bewertungsmethode am 

maßgeblichen Bilanzstichtag im Wirtschaftsjahr 2014/2015 bzw. 2015. 3Der Steuerpflichtige 

kann deshalb in Höhe von höchstens vier Fünfteln des durch die Anwendung der 

Vereinfachungsregelung entstehenden Gewinns in der Schlussbilanz des Wirtschaftsjahres 

eine den steuerlichen Gewinn mindernde Rücklage bilden. 4Die Rücklage ist in den 

folgenden Wirtschaftsjahren mit mindestens einem Viertel der höchstmöglichen Rücklage 

gewinnerhöhend aufzulösen (vgl. Beispiel Tz. 6). 

5. Beispiel zur Berechnung des Pflanzenbestandswerts ab dem Wirtschaftsjahr 

2013/2014 bzw. 2014 

In einem 46 Hektar (ha) großen Baumschulbetrieb werden im Wirtschaftsjahr 

2013/2014 laut Anbauverzeichnis 6 ha Forstpflanzen, 15 ha sonstige Ziergehölze 

und 14,5 ha Obstgehölze erzeugt. Die Brach- und Gründüngungsflächen im 

laufenden Wirtschaftsjahr betragen 4,5 ha, die geräumten Quartiere, die der 

Erzeugung von Containerpflanzen dienen, betragen 2 ha. Die mit sonstigen 

Ziergehölzen bestückten Schau- und Ausstellungsflächen umfassen 1 ha. Ferner 

betragen die Wohngebäudeflächen einschließlich des Hausgartens 1,5 ha und die 

 

11 Tz. 3.2 geändert durch BMF-Schreiben vom 05.10.2018, BStBl I S. 1037, s. Fach 6 Nr. 4.1.3. 
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bereits zutreffend abgegrenzten übrigen Flächen umfassen 1,5 ha (Dauerwege, 

Wendeplätze etc.). Der Wareneinkauf an Aufschulware beträgt im laufenden 

Wirtschaftsjahr insgesamt 230 000 EUR. 

Nach den Vereinfachungsregelungen ist der Pflanzenbestandswert am 

Bilanzstichtag 30.06. des Wirtschaftsjahres 2013/2014 wie folgt zu ermitteln: 

a) Pflanzenwert 

Der Wareneinkauf an Aufschulware beträgt laut Buchführung im laufenden 

Wirtschaftsjahr 30 000 EUR für Forstpflanzen und 20 000 EUR für Ziergehölze in 

Containern. Der Wareneinkauf an Aufschulware beträgt laut Buchführung im 

laufenden Wirtschaftsjahr 180 000 EUR für alle übrigen Pflanzen. Der 

Pflanzenwert im Sinne der Tz. 2.1 beträgt somit 230 000 EUR. 

b) Flächenwert 

1. Berechnung der zu bewertenden Fläche 

Selbst bewirtschaftete Baumschulbetriebsfläche 46,00 ha 

./. Wohnzwecken dienende Flächen und Hausgärten 1,50 ha 

./. Brach- und Gründüngungsflächen des lfd. Wirtschafts- 

jahres 4,50 ha 

Zwischensumme 40,00 ha 

./. 20% für Besonderheiten 8,00 ha 

Zu bewertende Fläche 32,00 ha 

2. Aufteilung der zu bewertenden Fläche und Ermittlung des Flächenwerts 

Für die Aufteilung der zu bewertenden Fläche ist das Verhältnis der Flächen 

laut Anbauverzeichnis maßgebend. 
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 Tatsäch-
liche 

Fläche 
in ha 

Verhältnis 
der 

Flächen 

Zu bewer-
tende 
Fläche 
in ha 

Flächen-
wert 

pro ha 
in EUR 

Flächen-
wert 

gesamt in 
EUR 

Gesamtfläche 38,50  32,00   

Davon      

Forstpflanzen 6,00 15,58% 4,99 4 200,00 20 958,00 

Sonstige Ziergehölze 15,00 38,96% 12,47 8 200,00 102 254,00 

Obstgehölze 14,50 37,66% 12,05 8 200,00 98 810,00 

Ziergehölze in 
Containern 

2,00 5,19% 1,66 11 480,00 19 056,80 

Ziergehölze auf 
Schau-/ 
Ausstellungsfläche 

1,00 2,60% 0,83 11 480,00 9 528,40 

Summe     250 607,20 

nachrichtlich:   32,00   

Brach- und 
Gründüngungsflächen 

4,50     

Zu Wohnzwecken 
dienende Flächen 

1,50     

Sonstige Flächen 1,50     

Summe insgesamt 46,00     

 

c) Pflanzenbestandswert (Bilanzansatz) zum 30.06.2014 

Der Pflanzenwert nach Tz. 2.1 von 230 000 EUR und der Flächenwert 

nach Tz. 2.2 von 250 607,20 EUR sind als Pflanzenbestandswert nach 

Tz. 2.3 in Höhe von 480 607,20 EUR in der Bilanz anzusetzen. 
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d) Darstellung für die folgenden Wirtschaftsjahre 

Bilanzposition dem 
Grunde nach 

Bilanzpositio
n der Höhe 

nach 
in EUR 

davon Forst-
pflanzen 
in EUR 

davon 
Pflanzen in 
Containern 

in EUR 

davon 
übrige 

Pflanzen 
in EUR 

Bilanzansatz     

Pflanzenwert 2013/2014 230 000,00 30 000,00 20 000,00 180 000,00 

Flächenwert 2013/2014 250 607,20 20 958,00 19 056,80 210 592,40 

zum 30.06.2014 480 607,20 50 958,00 39 056,80 390 592,40 

Bilanzansatz     

Pflanzenwert 2013/2014 
 30% von 

30 000,00 
0% von 

20 000,00 
50% von 

180 000,00 
zum 30.06.2015 99 000,00 9 000,00 0,00 90 000,00 

Bilanzansatz     

Pflanzenwert 2013/2014     

zum 30.06.2016 0,00 0,00  0,00 

 

e) Darstellung mehrerer Wirtschaftsjahre 

Der Pflanzenbestandswert zum 30.06. des Wirtschaftsjahrs 2013/2014 

beträgt 480 607,20 €. Im folgenden Wirtschaftsjahr 2014/2015 beträgt der 

Wareneinkauf 20 000 € für Forstpflanzen, 30 000 € für Zierpflanzen in 

Containern und 160 000 € für alle übrigen Pflanzen; der Pflanzenwert 

beträgt somit 210 000 €. Der Pflanzenbestandswert zum 30.06. des 

Wirtschaftsjahrs 2014/2015 beträgt bei identischem Flächenwert in Höhe 

von 250 607,20 € somit 460 607,20 €. Zum Bilanzstichtag 30.06.2015 ist 

der Pflanzenbestandswert wie folgt auszuweisen: 
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Bilanzposition dem 
Grunde nach 

Bilanzposition 
der Höhe nach  

in EUR 

davon 
Forst-

pflanzen 
in EUR 

davon 
Pflanzen in 
Containern 

in EUR 

davon 
übrige 

Pflanzen 
in EUR 

Bilanzansatz     

Pflanzenwert 2013/2014     

zum 30.06.2015 99 000,00 9 000,00 0,00 90 000,00 

Bilanzansatz     

Pflanzenwert 2014/2015 210 000,00 20 000,00 30 000,00 160 000,00 

Flächenwert 2014/2015 250 607,20 20 958,00 19 056,80 210 592,40 

zum 30.06.2015 460 607,20 40 958,00 49 056,80 370 592,40 

Summe 559 607,20    

 

6. Bildung einer Rücklage im Rahmen der Übergangsregelung 

Bildung der Rücklage im Wirtschaftsjahr 2014/2015 bzw. 2015 

Bilanzansatz nach der bisherigen Bewertungsmethode 480 607,20 EUR 

Bilanzansatz nach der neuen Bewertungsmethode 
(vgl. Tz. 5 Buchs. e) 559 607,20 EUR 

Differenz 79 000,00 EUR 

Rücklage davon höchstens 4/5 63 200,00 EUR 

Auflösung ff. Wj. mind. 1/4 15 800,00 EUR 

 

4.1.3 Bewertung mehrjähriger Kulturen in Baumschulbetrieben gemäß § 6 Abs. 1 Nr. 2 
EStG; Zeitliche Verlängerung der Anwendung des BMF-Schreibens vom 27. Juni 2014 
(BStBl I S. 1094)  

BMF-Schreiben vom 05.10.2018, BStBl I S. 1037 

„Im Einvernehmen mit den obersten Finanzbehörden der Länder gilt zur Bewertung mehr-

jähriger Kulturen in Baumschulbeetrieben das Folgende: 

Nach Tz. 3.2 des BMF-Schreibens vom 27. Juni 2014 (BStBl I S. 1094) gilt die Vereinfa-

chungsregelung zur Bewertung mehrjähriger Kulturen in Baumschulbetrieben gemäß § 6 
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Absatz1 Nummer2 EStG letztmals für das Wirtschaftsjahr 2017/2018 bzw. für das mit dem 

Kalenderjahr 2018 übereinstimmende Wirtschaftsjahr. 

Zur Schaffung der statistisch notwendigen Datengrundlagen und der dazu notwendigen 

elektronischen Datenwege im Projekt „Betriebsvergleich 4.0“ wird die Geltungsdauer der 

Verwaltungsregelung abweichend von Tz. 3.2 des o. g. BMF-Schreibens wie folgt geändert: 

Die Regelungen sind bis zum Ablauf des Wirtschaftsjahres 2020/2021 bzw. bis zum Ablauf 

des mit dem Kalenderjahr 2021 übereinstimmenden Wirtschaftsjahrs weiterhin in ihrer bis-

herigen Fassung anzuwenden. 

Darüber hinaus sind die Regelungen bis zum Ablauf des Wirtschaftsjahrs 2022/2023 bzw. 

bis zum Ablauf des mit dem Kalenderjahr 2023 übereinstimmenden Wirtschaftsjahrs weiter 

anzuwenden, wenn nach erfolgreicher Einführung des Projekts „Betriebsvergleich 4.0“ ab 

dem Kalenderjahr 2021 statistisch repräsentative Daten von Baumschulbetrieben der Bun-

desrepublik vorliegen.“ 

 AfA bei Dauerkulturen 

BMF-Schreiben vom 17.09.1990, BStBl I S. 420 

Unter Bezugnahme auf das Ergebnis der Erörterungen mit den obersten Finanzbehörden 

der Länder gilt zur AfA bei Dauerkulturen folgendes: 

Eine Dauerkultur ist eine in sich geschlossene Pflanzenanlage, die während einer Reihe 

von Jahren regelmäßig Erträge durch ihre zum Verkauf bestimmten Früchte oder Pflanzen-

teile liefert. Die gesamte Dauerkultur ist ein einheitliches bewegliches Wirtschaftsgut des 

Anlagevermögens. 

Eine Dauerkultur ist fertiggestellt, sobald sie ihrer Zweckbestimmung entsprechend genutzt 

werden kann. Die bestimmungsgemäße Nutzbarkeit einer Dauerkultur beginnt mit ihrer Er-

tragsreife. Die Ertragsreife tritt in der Regel ein 

– bei Rosen 

im Wirtschaftsjahr der Anpflanzung 

– bei Stauden, bei Beerenobst, bei Äpfeln und Birnen in Dichtpflanzung (über 1 600 St/ha 

Bodenfläche) 

im ersten Wirtschaftsjahr 
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– bei Hopfen und bei Spargeln 

im zweiten Wirtschaftsjahr 

– bei Weinbau, bei den übrigen Obstgehölzen, bei Zierhölzern (einschließlich Schnitt- und 

Bindegrün) und bei Mutterpflanzen aller Arten 

im dritten Wirtschaftsjahr 

nach dem Wirtschaftsjahr der Anpflanzung. 

Soweit im Einzelfall keine davon abweichenden tatsächlichen Feststellungen getroffen wer-

den, bestehen keine Bedenken, wenn eine Dauerkultur in dem jeweils genannten Wirt-

schaftsjahr der Fertigstellung in Höhe des für ein volles Wirtschaftsjahr zulässigen Betrags 

vorgenommen wird. 

An der in Tz. 62 meines Schreibens vom 5. Mai 1977 (BStBl I S. 246) vertretenen Auffas-

sung halte ich nicht mehr fest. 

Zusatz der Oberfinanzdirektion: 

• In Tz. 62 des BMF-Schreibens vom 05.05.1977 (BStBl I S. 246), das zur Investitions-

zulage ergangen ist, ist die Auffassung vertreten worden, eine Pflanzenanlage sei ein 

abnutzbares unbewegliches Wirtschaftsgut. Dies ist durch das vorstehende 

BMF-Schreiben vom 17.09.1990 überholt. Eine Dauerkulturanlage ist somit als abnutz-

bares bewegliches Wirtschaftsgut des Anlagevermögens zu behandeln. Das bedeutet, 

dass die degressive AfA nach § 7 Abs. 2 EStG möglich ist. 

• Wirtschaftsgut ist die gesamte Dauerkulturanlage ggf. einschließlich der „Umgestaltun-

gen“ (Pfähle, Stützanlagen), die einheitlich abgeschrieben werden muss. 

• Bei Rebanlagen, die nach dem 31.12.1988 fertiggestellt sind, ist von einer Nutzungs-

dauer (ab Fertigstellung) von 20 Jahren (linearer AfA-Satz 5 %) auszugehen (AfA-Ta-

belle des BMF Nr. 01163, BStBl 1992 I S. 4; vgl. Fach 12 Nr. 1.6). 

• Wegen der Behandlung der Pflegekosten, die während des Herstellungszeitraums ent-

stehen, vgl. Fach 6 Nr. 4.1.1. 

 Bewertung von Feldinventar/stehender Ernte 

Das Feldinventar/die stehende Ernte einer abgrenzbaren landwirtschaftlichen Nutzfläche ist 

jeweils als selbständiges Wirtschaftsgut des Umlaufvermögens anzusehen. Feldinventar ist 

die auf Grund einer Feldbestellung auf einer landwirtschaftlichen Nutzfläche vorhandene 
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Kultur mit einer Kulturdauer von bis zu einem Jahr. Stehende Ernte ist der auf einer land-

wirtschaftlichen Nutzfläche vorhandene Bestand an erntereifem Feldinventar. Befinden sich 

auf einer abgrenzbaren landwirtschaftlichen Nutzfläche verschiedene Kulturarten, liegen 

entsprechend verschiedene selbständige Wirtschaftsgüter vor. Die Wirtschaftsgüter Feldin-

ventar/stehende Ernte werden mit den Anschaffungs- oder Herstellungskosten einzeln be-

wertet (§ 6 Abs. 1 Nr. 2 Satz 1 EStG). Anstelle der tatsächlichen Anschaffungs- oder Her-

stellungskosten kann bei einer Einzelbewertung unter den Voraussetzungen des § 6 Abs. 1 

Nr. 2 Satz 2 EStG auch der niedrigere Teilwert zum Ansatz kommen (R 6.8 Abs. 1 Satz 2 

EStR 2012). Für einzelne Wirtschaftsgüter jeweils einer Kulturart kann bei der Inventur und 

der Bewertung eine Gruppe gebildet werden (R 6.8 Abs. 4 EStR 2012). Für die Bewertung 

können entweder betriebsindividuelle Durchschnittswerte oder standardisierte Werte (z.B. 

BMEL-Jahresabschluss) zugrunde gelegt werden (R 14 Abs. 2 EStR 2012). 

Die Standardherstellungskosten des BMEL-Jahresabschlusses werden auf der Internetseite 

des Bundesministeriums für Ernährung und Landwirtschaft veröffentlicht. Diese stehen im 

Internet unter folgendem Pfad zur Verfügung: 

www.bmelv-statistik.de → Testbetriebsnetz (linke Spalte) → Ausführungsanweisung zur 

Testbetriebsbuchführung Landwirtschaft (rechte Spalte) → pdf-Dokument aufrufen → als 

Suchbegriff „Feldinventar“ eingeben. 

Bei landwirtschaftlichen Betrieben oder bei landwirtschaftlichen Teilbetrieben kann zur Ver-

einfachung der Bewertung von einer Aktivierung der Wirtschaftsgüter des Feldinventars/der 

stehenden Ernte abgesehen werden. Voraussetzung hierfür ist, dass in der Schlussbilanz 

des Betriebs für vorangegangene Wirtschaftsjahre oder bei einem Wechsel zum Betriebs-

vermögensvergleich bzw. bei einem Wechsel von der Gewinnermittlung nach Durch-

schnittssätzen zur Einnahmenüberschussrechnung im Rahmen der Übergangsbilanz keine 

Aktivierung eines Wirtschaftsguts Feldinventar/stehende Ernte vorgenommen wurde. Das 

gilt insbesondere auch bei unentgeltlicher Rechtsnachfolge oder einem Strukturwandel von 

einem Gewerbebetrieb zu einem Betrieb der Land- und Forstwirtschaft. Die Vereinfachungs-

regelung kann nicht gesondert für einzelne Wirtschaftsgüter des Feldinventars/der stehen-

den Ernte, sondern nur einheitlich, bezogen auf das gesamte Feldinventar/die stehende 

Ernte eines Betriebs, angewendet werden. Das gilt auch dann, wenn sich der Umfang der 

Wirtschaftsgüter Feldinventar/stehende Ernte ändert (z.B. durch Erwerb oder Zupachtung 

von Flächen, Änderung der Anbauverhältnisse). Hat ein Verpächter die Vereinfachungsre-

gelung angewendet, kann er im Fall der eisernen Verpachtung seines Betriebs von einer 
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Aktivierung der auf Rückgabe des Feldinventars/ der stehenden Ernte gerichteten Sach-

wertforderung absehen. Die Verpachtung führt insoweit zu keiner Gewinnrealisierung (R 14 

Abs. 3 EStR 2012). 

5 Sonstige Wirtschaftsgüter 

 Bewertung von mit land- und forstwirtschaftlichem Grund und Boden im Zu-
sammenhang stehenden Milchlieferrechten 

BMF-Schreiben vom 05.11.2014, BStBl I S. 1503 

„Gliederung Rdnr. 

1. Rechtsgrundlagen und Rechtsentwicklung 2 

2. Ertragsteuerliche Behandlung von Milchlieferrechten 7 

3. Abspaltung des Milchlieferrechts vom Grund und Boden 

3.1. Grundsatz 8 

3.2. Milcherzeugungsfläche 1984 10 

3.3. Milchlieferrecht 1984  

3.3.1. Andere Nutzungsmöglichkeiten des Grund und Bodens 11 

3.3.2. Wertermittlung und Schätzung 12 

3.3.3. Umfang des Milchlieferrechts in Pachtfällen 13 

3.3.4. Nachträgliche Zuteilung von Milchlieferrechten / SLOM-Referenzmengen 16 

3.4. (Buch-)Wertabspaltung nach der Gesamtwertmethode  

3.4.1. Flurstücksbezogene Berechnung 17 

3.4.2. Vereinfachungsregelung (betriebsbezogene Berechnung) 18 

4. Bilanzberichtigung bei Gewinnermittlung nach § 4 Abs. 1 EStG 

 und Auswirkungen bei Gewinnermittlung nach § 4 Abs. 3 und § 13a 

 EStG sowie beim Wechsel der Gewinnermittlungsart 

4.1. Gewinnermittlung nach § 4 Abs. 1 EStG 20 

4.2. Auswirkungen bei Gewinnermittlung nach § 4 Abs. 3 EStG und § 13a 

 EStG sowie beim Wechsel der Gewinnermittlungsart 23 

5. Ermittlung der (Buch-)Werte der einzelnen Wirtschaftsgüter 25 

5.1. Kürzungen des Milchlieferrechts nach dem 2. April 1984 26 

5.2. Hinzuerwerb von Grund und Boden oder von Milchlieferrechten nach 

 dem 2. April 1984 27 

5.3 Absetzungen für Abnutzung, Teilwertabschreibung, Wertaufholungs- 

 gebot, Verlustausschlussklausel des § 55 Abs. 6 EStG 28 
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5.4. Veräußerung oder Entnahme vor dem 30. September 1993 30 

5.5. Veräußerung oder Entnahme nach dem 29. September 1993 31 

5.6. Veräußerung von Milchlieferrechten ab dem 1. April 2000 34 

5.7. Inanspruchnahme einer Milchaufgabevergütung 35 

5.8. Beispiele zu den Auswirkungen auf die Bilanzberichtigung oder auf 

 das Anlageverzeichnis 40 

6. Sonderregelungen 

6.1. Verzeichnis 46 

6.2. Personengesellschaft oder -gemeinschaft 47 

6.3. Betriebsveräußerung/Betriebsaufgabe 49 

7. Besonderheiten in den neuen Ländern 

7.1. Rechtsentwicklung 

7.1.1. 1. Juli 1990 bis 31. März 2000 50 

7.1.2. Ab 1. August 2000 54 

7.2. Ertragsteuerliche Behandlung 55 

7.2.1. Aktivierung des Milchlieferrechts in der D-Mark-Eröffnungsbilanz 56 

7.2.2. 2. Juli 1990 bis 31. März 2000 57 

7.2.3. Ab 1. April 2000 60 

7.2.4. Veräußerung des Milchlieferrechts 61 

8. Anwendung 62 

 

1 Zu der Frage der Bewertung von mit land- und forstwirtschaftlichem Grund und Boden im 

Zusammenhang stehenden Milchlieferrechten nehme ich im Einvernehmen mit den 

obersten Finanzbehörden der Länder auf der Grundlage der BFH-Urteile vom 5. März 

1998 (BStBl 2006 II S. 54 und S. 56), vom 25. November 1999 (BStBl 2003 II S. 61), vom 

24. August 2000 (BStBl 2006 II S. 64 und S. 67), vom 29. April 2009 (BStBl 2010 II 

S. 958), vom 10. Juni 2010 (BStBl 2012 II S. 551), vom Juli 2010 (BStBl 2011 II S. 210) 

und vom 9. September 2010 (BStBl 2011 II S. 171) wie folgt Stellung: 

 1. Rechtsgrundlagen und Rechtsentwicklung 

2 Bei Einführung des § 55 EStG zum 1. Juli 1970 war das Recht zur Milchgewinnung und 

-vermarktung noch ein unselbständiges Recht, das in dem Wirtschaftsgut Grund und 

Boden mitenthalten war und daher zusammen mit diesem Wirtschaftsgut bewertet wurde. 

Mit der Milchgarantiemengen-Verordnung (MGV) vom 25. Mai 1984 (BGBl. I S. 720) ist 

mit Wirkung vom 2. April 1984 in den alten Ländern einschließlich West-Berlin ein 
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Milchlieferrecht, die sog. Milchquotenregelung, eingeführt worden (vgl. §§ 22 und 23 

MGV). Es handelt sich um eine Produktionseinschränkung in Form eines durch 

Verordnung geschaffenen Milchlieferrechtes. Die MGV stellt auf den Milcherzeuger selbst 

und nicht auf den Eigentümer des Grund und Bodens ab. Für zugepachtete Flächen 

wurde das Milchlieferrecht daher dem Pächter und nicht dem Grundstückseigentümer 

zugeteilt (§ 7 MGV). Bis zum 29. September 1993 einschließlich konnte das 

Milchlieferrecht grundsätzlich nur zusammen mit der dazugehörigen Fläche übertragen 

werden (sog. Flächenakzessorietät). Die Milchquotenregelungen waren zunächst jeweils 

auf fünf Jahre befristet und sind durch VO (EG) Nr. 1788/2003 des Rates vom 

29. September 2003 (ABl. L 270 vom 21. Oktober 2003, S. 123) über die Erhebung einer 

Abgabe im Milchsektor letztmals bis zum 31. März 2015 verlängert worden. 

3 Nach Einführung der MGV sind die festgesetzten Milchlieferrechte in den alten Ländern 

einschließlich West-Berlin in mehreren Schritten zunächst um insgesamt 8,74% gekürzt 

worden. Aufgrund der § 26b MilchAbgV und § 53 MilchQuotV haben sich die einem 

Milcherzeuger zur Verfügung stehenden Referenzmengen danach wie folgt erhöht: 

am 1. April 2006, 2007 und 2008 um jeweils 0,5%, 

am 1. August 2008 um weitere 2% und 

am 1. Februar 2010 sowie am 1. April 2010, 2011, 2012 und 2013 um jeweils 1%. 

4 Mit dem Wegfall der Flächenakzessorietät zum 30. September 1993 (29. VO zur 

Änderung der MGV vom 24. September 1993; BGBl. I S. 1659) wurden die 

Milchlieferrechte selbstständig handelbar. 

5 Zum 1. April 2000 ist die Zusatzabgabenverordnung vom 12. Januar 2000 (BGBl. I S. 27), 

geändert durch Verordnung vom 6. Februar 2002 (BGBl. I S. 586) in Kraft getreten, mit 

der die MGV aufgehoben und das Übertragungssystem für Milchlieferrechte neu 

geordnet worden ist. Die Übertragung von Milchlieferrechten erfolgt seither grundsätzlich 

über regionale Verkaufsstellen zu bestimmten Übertragungsterminen (§ 8 Abs. 1 

MilchAbgV, zuletzt geändert durch Dritte VO zur Änderung der MilchQuotV vom 8. März 

2011; BGBl. I S. 379). 

6 Wegen der Rechtsentwicklung in der ehemaligen DDR und in den neuen Ländern ab 

1. Juli 1990 s. Rn. 50 bis 61. 
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2. Ertragsteuerliche Behandlung von Milchlieferrechten 

7 Das Milchlieferrecht ist ein einheitliches, selbständiges immaterielles Wirtschaftsgut des 

Anlagevermögens (BFH-Urteil vom 24. August 2000, BStBl 2003 II S. 64), das zugeteilt 

sowie entgeltlich oder unentgeltlich erworben worden sein kann. Zur Berücksichtigung 

von Absetzungen für Abnutzung vgl. Rn. 28 und 29. Für immaterielle Wirtschaftsgüter 

des Anlagevermögens ist ein Aktivposten nur anzusetzen, wenn sie entgeltlich erworben 

worden sind (§ 4 Abs. 1 i.V.m. § 5 Abs. 2 EStG). Entsprechendes gilt bei Einlage in das 

Betriebsvermögen (R 4.3 Abs. 1 i.V.m. R 5.5 Abs. 2 Satz 1 und Abs. 3 EStR). Der Ansatz 

eines Aktivpostens kommt auch für ein zugeteiltes Milchlieferrecht in Betracht (sog. 

(Buch-)Wertabspaltung, vgl. Rn. 8 ff.). 

 3. Abspaltung des Milchlieferrechts vom Grund und Boden 

3.1. Grundsatz 

8 Der (Buch-)Wert des Milchlieferrechts ist zum Zeitpunkt der Einführung dieses Rechts 

(2. April 1984; vgl. Rn. 2) vom (Buch-)Wert des Grund und Bodens nach Maßgabe der 

Gesamtwertmethode abzuspalten (vgl. Rn. 17). Dies gilt unabhängig davon, ob der 

Grund und Boden bereits am 1. Juli 1970 zum Betriebsvermögen gehört hat oder in der 

Zeit vom 1. Juli 1970 bis einschließlich 1. April 1984 Betriebsvermögen geworden ist. 

Spätere Veränderungen der Werte und des Umfangs von Grund und Boden oder 

Milchlieferrecht haben auf die Verhältnisse im Abspaltungszeitpunkt keinen Einfluss (vgl. 

auch Rn. 26 und 27). Der (Buch-)Wert des Grund und Bodens war im Verhältnis der am 

2. April 1984 für das Milchlieferrecht einerseits und den nackten Grund und Boden 

andererseits erzielbaren örtlichen Marktpreise aufzuteilen (BFH-Urteil vom 24. August 

2000, BStBl 2003 II S. 64). Soweit für landwirtschaftliche Nutzflächen z.B. 

Bodenrichtwerte nach § 196 Baugesetzbuch oder Werte aus Kaufpreissammlungen oder 

-statistiken zum letzten vor der Einführung der MGV liegenden Stichtag vorliegen, kann 

zur Ermittlung des Teilwerts des „nackten“ Grund und Bodens auf den 2. April 1984 auf 

diese Werte zurückgegriffen werden. Zur Berücksichtigung von Unsicherheiten konnte 

von diesen Werten zuvor ein Abschlag von 10% vorgenommen werden (vgl. auch BFH-

Urteil vom 22. Juli 2010, BStBl 2011 II S. 210). Veräußerungen, die mit Blick auf eine 

Bebauung erfolgten (Bauerwartung) sowie Flächenveräußerungen an die öffentliche 

Hand oder an Gewerbe- oder Industriebetriebe waren bei der Wertermittlung nicht zu 

berücksichtigen. 
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9 Durch den Wegfall der Flächenakzessorietät des Milchlieferrechts zum 30. September 

1993 hatte noch kein Wertrückfluss in den Grund und Boden stattgefunden. Der 

Aktivposten war fortzuführen. Entsprechendes galt für die Rechtsänderung zum 1. April 

2000. 

9a Nach dem Auslaufen der Milch-Garantiemengen-Verordnung zum 31. März 2015 (vgl. 

Rn. 2) werden die zu diesem Zeitpunkt noch aktivierten abgespaltenen Buchwerte nach 

§ 55 Abs. 1 bis 4 EStG für Milchlieferrechte, die bis zum 31. März 2015 nicht veräußert 

oder entnommen worden sind, wegen Wegfalls der Lieferrechte auf die zugehörigen 

Milcherzeugungsflächen (Rn. 10) zurückfallen. Werden Milchlieferrechte oder 

Milcherzeugungsflächen vor Ablauf des 31. März 2015 veräußert oder entnommen, sind 

bei der Ermittlung der dadurch entstehenden Gewinne die mit diesem Schreiben 

geregelten Grundsätze zur Buchwertabspaltung unter Beachtung des § 55 Abs. 6 EStG 

noch zu berücksichtigen. 

 3.2. Milcherzeugungsfläche 1984 

10 Milcherzeugungsflächen sind alle Flächen des Betriebs, die unmittelbar oder mittelbar zu 

dessen Milcherzeugung beitragen. Hierzu gehören auch Flächen, die nur im Wechsel mit 

einer anderen Bewirtschaftung der Milcherzeugung gedient haben. Aus 

Vereinfachungsgründen sind für die Abspaltung des (Buch-)Werts für das Milchlieferrecht 

alle selbst bewirtschafteten Flächen der landwirtschaftlichen Nutzung (§ 34 Abs. 2 Nr. 1 

Buchst. a BewG) ohne Sonderkulturen (§ 52 BewG) des Betriebs zum 2. April 1984 

zugrunde zu legen, soweit der Landwirt nicht nachweist, dass die Flächen auch nicht 

mittelbar der Milcherzeugung gedient haben. Die Hofstelle kann jeweils unberücksichtigt 

bleiben. 

 3.3. Milchlieferrecht 1984 

 3.3.1. Andere Nutzungsmöglichkeiten des Grund und Bodens 

11 Ausgangspunkt für die Berechnung des Umfangs des Milchlieferrechts ist die dem Betrieb 

zum 2. April 1984 zugeteilte Menge ohne Berücksichtigung von später eingetretenen 

Kürzungen oder Erhöhungen (Rn. 3). Andere Nutzungsmöglichkeiten des Grund und 

Bodens, wie z.B. die Haltung von Mastrindern, die Pferdehaltung, Schaf- oder 

Ziegenhaltung, Aufforstung, Saatzucht, Gemüse-, Obst- oder Zierpflanzenanbau, haben 

keinen Einfluss auf den abzuspaltenden Wert des Milchlieferrechts. 
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 3.3.2. Wertermittlung und Schätzung 

12 Statistiken über die Werte der Milcherzeugungsmöglichkeit im Jahr 1984 liegen für die 

alten Länder und West-Berlin nicht vor. Als Anhaltspunkt für die Wertermittlung können 

die für die Milchaufgabe gewährten Vergütungen aufgrund des Gesetzes über die 

Gewährung einer Vergütung für die Aufgabe der Milcherzeugung für den Markt – MAVG – 

vom 17. Juli 1984 (BGBl. I S. 942) dienen. Nach § 1 Abs. 1 Satz 2 MAVG war die Zahlung 

einer Vergütung in Höhe von bis zu 1000 DM je 1000 kg Milch in zehn gleichen 

Jahresraten, beginnend 1985 möglich. Später wurden die Zahlungsmodalitäten 

dahingehend geändert, dass auch Einmalzahlungen in Höhe von bis zu 700 DM je 

1000 kg Milch oder bis zu 800 DM je 1000 kg Milch bei Zahlung in fünf gleichen 

Jahresraten zugelassen wurden. 1990 stieg die Milchaufgabevergütung auf 1,60 DM/kg 

Milchlieferrecht, im Jahr 1991 fiel sie wieder auf 1,10 DM/kg Milchlieferrecht (Zweites 

Gesetz zur Änderung des MAVG vom 8. März 1990, BGBl I S. 434). Niedrigere und 

höhere Preise wurden nur für Zusatzaufgabemengen und nur für kurze Zeit gewährt, so 

dass sie zu vernachlässigen sind. Ausgehend von einer Milchaufgabevergütung von 

1000 DM je 1000 kg Milch (entspricht 1,00 DM/kg) ergibt sich bei Abzinsung auf 10 Jahre 

ein Wert von 0,775 DM/kg, aufgerundet = 0,80 DM/kg Milch. Dieser Wert ist bei der 

Berechnung des abzuspaltenden (Buch-)Werts für das Milchlieferrecht zugrunde zu 

legen. 

 3.3.3 Umfang des Milchlieferrechts in Pachtfällen 

 3.3.3.1.  Pächter 

13 Besteht die Milcherzeugungsfläche auch aus zugepachteten Flächen, bleibt der hierauf 

entfallende Teil des Milchlieferrechts bei der Ermittlung des vom (Buch-)Wert der 

Eigentumsflächen abzuspaltenden (Buch-)Werts unberücksichtigt. Ist das 

Milchlieferrecht dem Pächter zuzurechnen, ist der Wert des Milchlieferrechts nach den 

folgenden Grundsätzen zu ermitteln. Handelt es sich um ein Milchlieferrecht, das Grund 

und Boden zuzuordnen ist, der vor dem 2. April 1984 gepachtet worden ist, sind dem 

Pächter insoweit keine (fiktiven) Anschaffungs- oder Herstellungskosten entstanden. 

Eine Abspaltung eines (Buch-)Werts für das Milchlieferrecht vom (Buch-)Wert der 

Eigentumsflächen ist nicht zulässig. Damit ist dieser Teil des Milchlieferrechts mit 0,– DM 

zu bewerten. 

 3.3.3.2. Verpächter 
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14 Dem Verpächter ist in den Fällen der Rn. 13 Satz 3 das Milchlieferrecht am 2. April 1984 

nicht zuzurechnen. Folglich ist bei ihm eine Abspaltung vom (Buch-)Wert des Grund und 

Bodens zu diesem Zeitpunkt nicht zulässig. Werden einzelne Flächen eines Betriebs, die 

für die Milcherzeugung genutzt werden, auf Grund eines auslaufenden Pachtvertrags, 

der vor dem 2. April 1984 abgeschlossen worden ist, nach dem 30. September 1984 an 

den Verpächter zurückgewährt, verbleibt regelmäßig ein Teil des Milchlieferrechts beim 

Pächter (§ 7 Abs. 4, 5 MGV). Erhält der Verpächter Flächen aus einem vor dem 2. April 

1984 abgeschlossenen Pachtvertrag zurück (Altpachtflächen), wirkt sich das beim 

Pächter teilweise verbliebene Milchlieferrecht beim Verpächter steuerlich nicht aus, weil 

es ihm zu keinem Zeitpunkt zuzurechnen war. Eine gewinnwirksame Ausbuchung des 

beim Pächter verbliebenen, auf die zurückgegebenen Grundstücke entfallenden 

Milchlieferrechts ist nicht zulässig. Erhält der Verpächter Flächen einschließlich 

Milchlieferrecht zurück, ist zum Rückgabezeitpunkt eine Abspaltung des auf das 

Milchlieferrecht entfallenden (Buch-)Werts dieses Grund und Bodens nach den 

Wertverhältnissen vom 2. April 1984 vorzunehmen. 

 3.3.3.3. Betriebsverpachtung im Ganzen 

15 Bei Betriebsverpachtung im Ganzen ist das Milchlieferrecht dem Verpächter 

zuzurechnen mit der Folge, dass bei ihm die (Buch-)Wertabspaltung nach den 

Wertverhältnissen vom 2. April 1984 zu erfolgen hat. Entsprechendes gilt für den 

Nutzungsverpflichteten (Eigentümer) bei Überlassung der Nutzung eines 

landwirtschaftlichen Betriebs im Rahmen eines teilentgeltlichen oder unentgeltlichen 

Nutzungsüberlassungsvertrags wie z. B. eines sog. Wirtschaftsüberlassungsvertrags. 

 3.3.4. Nachträgliche Zuteilung von Milchlieferrechten/SLOM-Referenzmengen 

16 Die zum 2. April 1984 zugeteilten Milchlieferrechte konnten sich unter bestimmten 

Voraussetzungen mit Wirkung für diesen Termin erhöhen. Diese nachträglich zugeteilten 

Milchlieferrechte sind in den Umfang der zum 2. April 1984 zugeteilten Milchlieferrechte 

einzubeziehen. Das gilt auch für die sog. SLOM-Referenzmengen (§ 6a MGV); nicht 

jedoch für die in Rn. 3 genannten späteren Erhöhungen. 
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 3.4 (Buch-)Wertabspaltung nach der Gesamtwertmethode 

 3.4.1. Flurstücksbezogene Berechnung 

17 Das Milchlieferrecht verteilt sich gleichmäßig nach der Flächengröße auf die gesamte 

Milcherzeugungsfläche i.S.d. Rn. 10. Wegen des Grundsatzes der Einzelbewertung von 

Wirtschaftsgütern ist die Abspaltung flurstücksbezogen vorzunehmen (vgl. auch BFH-

Urteil vom 22. Juli 2010; BStBl 2011 II S. 210). Das Milchlieferrecht ist per 2. April 1984 

wie folgt zuzuordnen: 

 Zugeteiltes Milchlieferrecht zum 2. April 1984: 

 1. auf zugepachtete Flächen entfallen … kg 

 2. auf nach dem 1. Juli 1970 hinzuerworbene Flächen entfallen … kg 

 3. auf am 1. Juli 1970 bereits zum Anlagevermögen gehörende 

  Flächen entfallen ……………………………………………………………………..… kg 

 Summe ………………………………………………………………………………………... kg 

 (Buch-)Wertabspaltung des Milchlieferrechts: 

 Zu 1.: keine Abspaltung auf zugepachtete Flächen 

 Zu 2.: abzuspaltender (Buch-)Wert = 

 Tatsächliche Anschaffungskosten 
x 
 

…kg x 0,80 DM/kg 

Teilwert Grund und Boden 2. April 1984 (Rn. 8) + (…kg x 0,80 DM/kg) 
 
 Zu 3.: abzuspaltender (Buch-)Wert = 

 Wert nach § 55 EStG 
x 
 

…kg x 0,80 DM/kg 

Teilwert Grund und Boden 2. April 1984 (Rn. 8) + (…kg x 0,80 DM/kg) 
 

Beispiel 1: 

Die selbst bewirtschaftete Fläche eines landwirtschaftlichen Betriebs beträgt 28 ha. 

Dem Betrieb wurde ein Milchlieferrecht in Höhe von 107 996 kg zugeteilt. 

Flurstück 1 umfasst eine Fläche von 6 ha. Das Flurstück wird in der Bilanz mit dem 

nach § 55 EStG ermittelten Wert von 180 000 DM ausgewiesen. 

Dem Flurstück 1 ist ein Milchlieferrecht in Höhe von 107 996 kg/28 ha × 6 ha = 

23 142 kg zuzuordnen. 
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Der Teilwert des Flurstücks 1 (Rn. 8) beträgt zum 2. April 1984 120 000 DM 

Es ergibt sich folgende Berechnung: 

(23 142 kg x 0,80 DM/kg) x 180 000 DM 
= 24 058 DM 

 
Teilwert Grund und Boden 2. April 1984 

(120 000 DM) + (23 142 kg x 0,80 DM/kg) 
 
Nach Abspaltung beträgt der (Buch-)Wert für 

– Grund und Boden Flurstück 1: 180 000 DM – 24 058 DM = 155 942 DM 

– Milchlieferrecht  24 058 DM 

Gesamt 180 000 DM 

Für die anderen Flurstücke sind entsprechende Berechnungen vorzunehmen. 

 In den Fällen, in denen der Steuerpflichtige den tatsächlichen Wert der einzelnen 

Milcherzeugungsflächen zum 2. April 1984 nicht durch geeignete Unterlagen darlegen 

oder glaubhaft machen kann, ist der abzuspaltende Buchwert einheitlich für den 

gesamten Betrieb mit Hilfe der Tabelle in Rn. 18 zu ermitteln. Wurden 

Milcherzeugungsflächen oder ein Milchlieferrecht ganz oder teilweise veräußert oder 

entnommen, ist es für die Berechnung des abzuspaltenden (Buch)-Werts ohne 

Bedeutung, ob die Veräußerung oder Entnahme vor dem 30. September 1993 oder nach 

dem 29. September 1993 erfolgt ist (Rn. 30ff.). 

 3.4.2 Vereinfachungsregelung (betriebsbezogene Berechnung) 

18 Aus Vereinfachungsgründen ist es nicht zu beanstanden, wenn anstelle der in Rn. 17 

vorgesehenen flurstücksbezogenen Einzelberechnung der abzuspaltende Buchwert 

einheitlich für den gesamten Betrieb mit Hilfe der nachfolgenden Tabelle ermittelt wird. 
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 Durchschnittlicher Verkehrswert für landwirtschaftliche Grundstücke 
zum 2. April 1984 in DM/qm bis 

 
1,00 DM 

 
2,00 DM 

 
3,00 DM 

 
4,00 DM 

über 
4,00 DM 

Durchschnittliche 
Ertragsmesszahl des Betriebs 

 
Abspaltungsbeträge in DM/kg 

bis 30,0 1,37 DM 0,80 DM 0,56 DM 0,44 DM 0,36 DM 

größer als 30,0 bis 40,0 1,83 DM 1,07 DM 0,75 DM 0,58 DM 0,47 DM 

größer als 40,0 bis 50,0 2,29 DM 1,33 DM 0,94 DM 0,73 DM 0,59 DM 

größer als 50,0 bis 60,0 2,74 DM 1,60 DM 1,13 DM 0,87 DM 0,71 DM 

größer als 60,0 bis 70,0 3,20 DM 1,87 DM 1,32 DM 1,02 DM 0,83 DM 

größer als 70,0 3,66 DM 2,13 DM 1,51 DM 1,16 DM 0,95 DM 

 

Durchschnittliche Ertragsmesszahl = 

Summe der Ertragsmesszahlen der landwirtschaftlichen Nutzung (in Hundert) 

Flächen der landwirtschaftlichen Nutzung in ha 

 

 Maßgeblich ist der zum 2. April 1984 geltende Einheitswertbescheid. Der Verkehrswert 

ist aus den für die jeweilige Region zur Verfügung stehenden Unterlagen wie z.B. 

Bodenrichtwerte oder Kaufpreissammlungen und -statistiken abzuleiten. Er ist weder 

flurstücksbezogen noch betriebsindividuell zu ermitteln. 

Maßgebend ist das am 2. April 1984 auf die Eigentumsflächen entfallende zugeteilte 

Milchlieferrecht. Die Buchwerte der im Eigentum stehenden Milcherzeugungsflächen sind 

nach dem Flächenverhältnis linear um den so ermittelten Abspaltungswert zu mindern. 

Zwischenzeitlich erfolgte (Teil-)Veräußerungen oder -entnahmen sind bei der Ermittlung 

des aktuellen Buchwerts des Milchlieferrechts und des Abspaltungsbetrags vom Grund 

und Boden – aufgrund des Wegfalls der Flächenakzessorietät möglicherweise in 

unterschiedlichem Umfang – zu berücksichtigen. 

 Beispiel 2: 

Die selbst bewirtschaftete Fläche eines landwirtschaftlichen Betriebs betrug zum 

2. April 1984 30 ha. Davon waren 10 ha Pachtfläche. Von den Eigentumsflächen sind 

15 ha nach § 55 Abs. 1 EStG bewertet und 5 ha 1980 entgeltlich für 50 000 DM 
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erworben worden. Dem Betrieb wurde ein Milchlieferrecht in Höhe von 120 000 kg 

zugeteilt. 

Summe der Ertragsmesszahlen der landwirtschaftlichen Nutzung (in Hundert) für die 

20 ha Eigentumsfläche aus dem zum 2. April 1984 geltenden Einheitswertbescheid

 711,23 

Daraus sich ergebende durchschnittliche Ertragsmesszahl des Betriebs 35,5 

Durchschnittlicher Verkehrswert für landwirtschaftliche Grundstücke aus einer 

Kaufpreissammlung des Landkreises, in dem der Betrieb belegen ist, für das Jahr 

1984 in DM/qm 1,80 DM 

Abzuspaltender Buchwert pro kg Milchlieferrecht aus der vorstehenden 

Tabelle 1,07 DM. 

Dieser Wert ist mit dem auf die Eigentumsflächen entfallenden Milchlieferrecht in 

Höhe von 80 000 kg (= 20/30 von 120 000 kg) zu multiplizieren. Daraus ergibt sich 

ein abzuspaltender Wert für das Milchlieferrecht in Höhe von 85 600 DM. Auf die 

nach § 55 Abs. 1 EStG bewerteten Flächen entfällt ein Anteil in Höhe von 15/20 = 

64 200 DM, der von dem Buchwert der nach § 55 Abs. 1 EStG bewerteten Flächen 

abzuspalten ist. Auf die entgeltlich erworbenen Flächen entfällt ein Anteil von (5/20 

von 85 600 DM =) 21 400 DM. 

Wird – in Ergänzung des Beispiels – das gesamte Milchlieferrecht mit Zustimmung 

des Verpächters im Jahr 1999 für 120 000 DM veräußert, ergibt sich aufgrund der 

Anwendung des § 55 Abs. 6 EStG nachfolgende Gewinnberechnung. Vom 

abgespaltenen Buchwert des Milchlieferrechts wurden bisher keine Absetzungen für 

Abnutzung vorgenommen (vgl. Rn. 28). 

Erlös 120 000 DM 

Der Erlös ist wie folgt auf das Milchlieferrecht, das ursprünglich 

– nach § 55 Abs. 1 EStG bewerteten Eigentumsflächen 

 (15/30 von 120 000 DM) 60 000 DM 

– nach Pachtflächen (10/30 von 120 000 DM) 40 000 DM 

– nach entgeltlich erworbenen Eigentumsflächen 

 (5/30 von 120 000 DM) 20 000 DM 
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zuzuordnen war, aufzuteilen (vgl. Rn. 31). 

Dem anteiligen Erlös von 60 000 DM ist der Buchwert, der von dem nach § 55 Abs. 1 

EStG ermittelten Buchwert des Grund und Bodens für das Milchlieferrecht 

abgespalten worden ist (64 200 DM), gegenüber zu stellen. Der Verlust in Höhe von 

4 200 DM kann nach § 55 Abs. 6 EStG nicht berücksichtigt werden (vgl. auch Rn. 29). 

Soweit der Erlös anteilig auf das Milchlieferrecht entfällt, das ursprünglich den 

Pachtflächen zuzuordnen war, ist kein Buchwert zu berücksichtigen. 

Soweit der Erlös dem Milchlieferrecht zuzuordnen ist, das vom Buchwert der 

entgeltlich erworbenen Flächen abgespalten worden ist (21 400 DM), ergibt sich ein 

berücksichtigungsfähiger Verlust in Höhe von 

(20 000 DM ./. 21 400 DM =) 1 400 DM. 

Es ergibt sich insgesamt ein Gewinn in Höhe von 

(40 000 DM ./. 1 400 DM =) 38 600 DM. 

 

19 Wurde ein Milchlieferrecht, das grundsätzlich mit abgespaltenen Buchwerten aus 

pauschalen Buchwerten nach § 55 Abs. 1 bis 4 EStG zu bewerten war, ohne 

Berücksichtigung eines abgespaltenen Buchwerts ganz oder teilweise veräußert oder 

entnommen und wird die Regelung aus Rn. 21c Satz 2 und Rn. 24 angewandt, verbleibt 

der auf den veräußerten oder entnommenen Teil des Milchlieferrechts entfallende 

abzuspaltende (Buch-)Wert beim Grund und Boden. 

Beispiel 3: 

Die selbst bewirtschaftete Fläche eines landwirtschaftlichen Betriebs betrug zum 

2. April 1984 30 ha. Sämtliche Flächen des Betriebs haben der Milcherzeugung 

gedient. Dem Betrieb wurde ein Milchlieferrecht in Höhe von 120 000 kg zugeteilt. 

Nach den vorgenommenen Kürzungen in Höhe von 8,74% = 10 488 kg hat der 

Betrieb im Jahr 1994 einen Teil von 30% des verbliebenen Milchlieferrechts in Höhe 

von 32 854 kg veräußert, ohne einen Buchwert gegen zu rechnen. 

Aus dem am 2. April 1984 geltenden Einheitswertbescheid ergibt sich eine Summe 

der Ertragsmesszahlen (in Hundert) für die landwirtschaftliche Nutzung von 1 230,15 

und daraus abgeleitet eine durchschnittliche Ertragsmesszahl des Betriebs von 
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41,0. Im Jahr 1984 betrug der durchschnittliche Verkehrswert für landwirtschaftliche 

Grundstücke 2,50 DM/qm. 

Aus der Tabelle gemäß Rn. 18 ergibt sich ein abzuspaltender Buchwert pro kg 

Milchlieferrecht in Höhe von 0,94 DM. Dieser Wert ist mit dem Milchlieferrecht in Höhe 

von 120 000 kg zu multiplizieren, so dass sich 1984 ein Wert für das Milchlieferrecht 

in Höhe von 112 800 DM vom Grund und Boden abgespalten hat. Da inzwischen 

30% des ursprünglichen Lieferrechts veräußert worden sind, dürfen in der Bilanz nur 

70% von 112 800 DM = 78 960 DM für das verbliebene Milchlieferrecht angesetzt 

werden. Unter Berücksichtigung der Regelung in Rn. 21c Satz 2 ist auch der Wert 

der Milcherzeugungsfläche lediglich um 78 960 DM zu vermindern. 

Beispiel 4: 

Ein Landwirt mit Gewinnermittlung nach § 13a EStG hat am 2. April 1984 auf 10 ha 

Eigentumsflächen Milchwirtschaft betrieben. Dem Betrieb ist ein Milchlieferrecht in 

Höhe von 40 000 kg zugeteilt worden, das im Jahr 1994 im Zusammenhang mit der 

Aufgabe der Milcherzeugung vollständig veräußert wurde. Der Veräußerungserlös 

war mit dem Grundbetrag abgegolten. Aus dem am 2. April 1984 geltenden 

Einheitswertbescheid ergibt sich eine Summe der Ertragsmesszahlen (in Hundert) 

für die landwirtschaftliche Nutzung von 212,15 und daraus abgeleitet eine 

durchschnittliche Ertragsmesszahl des Betriebs von 21,2. Im Jahr 1984 betrug der 

durchschnittliche Verkehrswert für landwirtschaftliche Grundstücke 1,40 DM/qm. 

Aus der Tabelle gemäß Rn. 18 ergibt sich ein abzuspaltender Buchwert pro kg 

Milchlieferrecht in Höhe von 0,80 DM. Dieser Wert ist mit dem Milchlieferrecht in Höhe 

von 40 000 kg zu multiplizieren, sodass sich 1984 ein Wert für das Milchlieferrecht in 

Höhe von 32 000 DM vom Grund und Boden abgespalten hat. Da das Milchlieferrecht 

nicht mehr vorhanden ist und die Billigkeitsregelung in Rn. 24 nicht anzuwenden ist, 

ist in dem nach Rn.46 zu führenden Verzeichnis der Buchwert des Grund und Bodens 

um den Abspaltungsbetrag in Höhe von 32 000 DM zu mindern. Die Minderung 

verteilt sich entsprechend der Flächengröße auf die unterschiedlichen Flurstücke des 

Betriebs. 
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4. Bilanzberichtigung bei Gewinnermittlung nach § 4 Abs. 1 EStG und 

Auswirkungen bei Gewinnermittlung nach § 4 Abs. 3 und § 13a EStG sowie beim 

Wechsel der Gewinnermittlungsart 

 4.1. Gewinnermittlung nach § 4 Abs. 1 EStG 

20 Ist eine Abspaltung des Buchwerts des Milchlieferrechts vom Buchwert des Grund und 

Bodens (noch) nicht vorgenommen worden, sind die Bilanzansätze grundsätzlich 

fehlerhaft und zu berichtigen (vgl. BFH-Urteil vom 10. Juni 2010; BStBl 2012 II S. 551). 

Zum Rückfall der Buchwerte vgl. Rn. 9a. 

 Bewertung nach § 55 Abs. 1 bis 4 EStG 

21 Soweit im Zeitpunkt der Berichtigung der Bilanz sowohl die Milcherzeugungsfläche 

(Rn. 10) als auch das zugehörige Milchlieferrecht (Rn. 11 ff.) weiterhin zum 

Betriebsvermögen des land- und forstwirtschaftlichen Betriebs gehören, erfolgt die 

Berichtigung erfolgsneutral, wenn die Milcherzeugungsfläche mit dem pauschalen 

Buchwert nach § 55 Abs. 1 bis 4 EStG bewertet ist. 

21a Im Hinblick auf den Rückfall der abgespaltenen Buchwerte (Rn. 9a) kann insoweit aus 

Vereinfachungsgründen von einer Berichtigung der Bilanz abgesehen werden, solange 

weder die Milcherzeugungsfläche noch das zugehörige Milchlieferrecht entnommen oder 

veräußert werden. 

21bWurde vor der tatsächlichen Vornahme der Buchwertabspaltung eine 

Milcherzeugungsfläche veräußert oder entnommen, das dazugehörige Milchlieferrecht 

jedoch zurückbehalten, ist gemäß Rn. 21 eine erfolgsneutrale Berichtigung 

vorzunehmen, sofern die Veranlagung für den Veräußerungs- oder Entnahmezeitraum 

nicht mehr änderbar ist. § 55 Abs. 6 EStG findet Anwendung. 

21cWurde ein Milchlieferrecht vor Vornahme der Buchwertabspaltung veräußert oder 

entnommen, ist jedoch die zugehörige Milcherzeugungsfläche (Rn. 10) im 

Betriebsvermögen verblieben, erfolgt die Bilanzberichtigung für abgespaltene Buchwerte 

gemäß Rn. 21 erfolgsneutral (vgl. BFH-Urteil vom 10. Juni 2010; BStBl 2012 II S. 551). 

Sofern das Milchlieferrecht vor 14. Februar 2003 (Veröffentlichung des BMF-Schreibens 

vom 14. Januar 2003 (BStBl I S. 78)) ganz oder teilweise ohne Gegenrechnung seines 

Buchwerts veräußert oder entnommen worden war, kann insoweit auf eine Abspaltung 
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des Buchwerts vom Buchwert des Grund und Bodens verzichtet werden (vgl. Rn. 19 

Beispiel 3). 

 Entgeltlicher Erwerb oder Bewertung nach § 55 Abs. 5 EStG 

22 Ist die Milcherzeugungsfläche mit dem höheren Teilwert nach § 55 Absatz 5 EStG 

bewertet oder nach dem 30. Juni 1970 bis zum 1. April 1984 entgeltlich erworben worden, 

so liegen dem abgespaltenen Buchwert für das Milchlieferrecht insoweit tatsächliche 

Anschaffungskosten zugrunde, die nicht dem Verlustausgleichsverbot nach § 55 Abs. 6 

EStG unterliegen. Soweit im Zeitpunkt der Berichtigung der Bilanz sowohl die 

Milcherzeugungsfläche (Rn. 10) als auch das zugehörige Milchlieferrecht (Rn. 11 ff.) 

weiterhin zum Betriebsvermögen des land- und forstwirtschaftlichen Betriebs gehören, 

sind die in der Zeit vom 1. April 1984 bis 31. März 1994 nicht berücksichtigten linearen 

Absetzungen für Abnutzung (Rn. 28) in einem Betrag erfolgswirksam im Wege der 

Bilanzberichtigung vorzunehmen (vgl. BFH-Urteil vom 10. Juni 2010, BStBl 2012 II S. 

551). Die Berichtigung ist nach dem BFH-Beschluss vom 31. Januar 2013 (GrS 1/10; 

BStBl 2013 II S. 317) in der ersten Bilanz vorzunehmen, die keiner Steuerfestsetzung 

zugrunde liegt, die nicht mehr aufgehoben oder geändert werden kann (§ 4 Abs. 2 Satz 1 

EStG; zur Übergangsregelung bei vom Kalenderjahr abweichendem Wirtschaftsjahr für 

Bilanzstichtage vor dem 1. Januar 2007 vgl. BFH-Urteil vom 19. Juli 2011 – BStBl II 

S. 1017). Dabei ist bei Milcherzeugungsflächen, für die in der Vergangenheit 

Teilwertabschreibungen in Anspruch genommen worden sind, das Wertaufholungsgebot 

(§ 6 Abs. 1 Nr. 2 Satz 3 i.V.m. Nr. 1 Satz 4 EStG) zu beachten. 

  Beispiel 5 

 Ein Landwirt hatte im Wirtschaftsjahr 1982/83 eine Milcherzeugungsfläche für 

umgerechnet 50 000 EUR erworben. Im Wirtschaftsjahr 1991/92 hatte er damals 

noch ohne Berücksichtigung einer Buchwertabspaltung für das darauf entfallende 

Milchlieferrecht eine Teilwertabschreibung in Höhe von umgerechnet 10 000 EUR 

vorgenommen. Der aktuelle Teilwert des Grund und Bodens beträgt 42 000 EUR, 

so dass der Landwirt bisher wegen Geringfügigkeit der Werterhöhung keine 

Wertaufholung vorgenommen hat. Wegen der nunmehr bestehenden Möglichkeit 

einer linearen Absetzung für Abnutzung für den Buchwertabspaltungsbetrag nimmt 

der Landwirt in der Schlussbilanz für das Wirtschaftsjahr 2010/11 eine der Höhe 

nach zulässige Buchwertabspaltung in Höhe von 15.000 EUR vor. Im Wege der 

Bilanzberichtigung mindert sich der Gewinn um 15 000 EUR. 
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 Durch die nunmehr vorgenommene Buchwertabspaltung (15 000 EUR) vermindern 

sich die Bewertungsobergrenze für den nackten Grund und Boden auf 35 000 EUR 

und der bisherige Buchwert des Grund und Bodens auf 25 000 EUR. Da der Teilwert 

des Grundstücks dauerhaft höher ist als dieser Buchwert, ist die früher in Anspruch 

genommene Teilwertabschreibung in Höhe von 10 000 EUR Gewinn erhöhend 

rückgängig zu machen und der Grund und Boden mit der Bewertungsobergrenze 

von 35 000 EUR zu bewerten. Im Ergebnis kommt es somit im Wirtschaftsjahr 

2010/11 nur zu einer Gewinnminderung von 5 000 EUR. 

22aWurde vor der Vornahme der Buchwertabspaltung eine Milcherzeugungsfläche (Rn. 10) 

veräußert oder entnommen, das zugehörige Milchlieferrecht jedoch zurückbehalten (z.B. 

Verkauf von Flächen als Bauland), ist bei der Ermittlung des Veräußerungsgewinns für 

die Milcherzeugungsfläche ein um den Wert des abzuspaltenden Milchlieferrechts zu 

hoher Buchwert abgezogen worden. Der Veräußerungs- oder Entnahmegewinn wurde 

zu niedrig erfasst. 

 Sofern eine Milcherzeugungsfläche vor dem 14. Februar 2003 (Veröffentlichung des 

BMF-Schreibens vom 14. Januar 2003 (BStBl I S. 78)) ohne Berücksichtigung der 

Buchwertabspaltung für das dazugehörige Milchlieferrecht veräußert oder entnommen 

worden war, war der Bilanzansatz für das Milchlieferrecht erfolgsneutral richtig zu stellen. 

In diesen Fällen ist die in der Zeit vom 1. April 1984 bis 31. März 1994 nicht 

berücksichtigte lineare Absetzung für Abnutzung (Rn. 28) in einem Betrag erfolgswirksam 

im Wege der Bilanzberichtigung vorzunehmen (vgl. BFH-Urteil vom 10. Juni 2010, BStBl 

2012 II S. 551). Zum Zeitpunkt der Bilanzberichtigung vgl. Rn. 22. 

22bSofern eine Milcherzeugungsfläche ab dem 14. Februar 2003 (Veröffentlichung des 

BMF-Schreibens vom 14. Januar 2003 (BStBl I S. 78)) veräußert oder entnommen wurde 

und ein Buchwert für ein aus dieser Fläche abgespaltenes Milchlieferrecht aktiviert wurde, 

gilt Rn. 22 entsprechend. 

22cWurde ein Milchlieferrecht vor Vornahme der Buchwertabspaltung veräußert oder 

entnommen, ist jedoch die zugehörige Milcherzeugungsfläche (Rn. 10) im 

Betriebsvermögen verblieben, erfolgt die Bilanzberichtigung erfolgswirksam (vgl. BFH-

Urteil vom 10. Juni 2010, BStBl 2012 II S. 551). Zum Zeitpunkt der Bilanzberichtigung 

vgl. Rn. 22. 
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 4.2. Auswirkungen bei Gewinnermittlung nach § 4 Abs. 3 und § 13a EStG sowie 

beim Wechsel der Gewinnermittlungsart 

23 Ermittelt der Landwirt seinen Gewinn durch Einnahmenüberschussrechnung (§ 4 Abs. 3 

EStG) oder nach Durchschnittssätzen (§ 13a EStG), sind die nach Maßgabe der Rn. 12 ff. 

abgespaltenen und unter Berücksichtigung bisheriger Zu- und Abgänge ermittelten Werte 

in das nach Rn. 46 zu führende Verzeichnis aufzunehmen. Die (Buch-)Wertabspaltung 

sowie die Auswirkungen der jeweiligen Zu- und Abgänge sind in dem Verzeichnis 

nachzuzeichnen. Die geänderten Werte sind den Veranlagungen all derjenigen 

Zeiträume zugrunde zu legen, die noch nicht bestandskräftig durchgeführt worden sind. 

23aBei einem Wechsel der Gewinnermittlungsart von § 13a EStG nach § 4 Abs. 1 EStG sind 

die Wirtschaftsgüter Grund und Boden sowie Milchlieferrecht in der Übergangsbilanz mit 

den Werten anzusetzen, mit denen sie nach den Grundsätzen ordnungsmäßiger 

Buchführung zu Buche stehen würden, wenn der Gewinn schon vorher durch 

Betriebsvermögensvergleich nach § 4 Abs. 1 EStG ermittelt worden wäre (Rn. 20 bis 22c 

und BFH-Urteil vom 14. April 1988, BStBl II S. 672). Bei abgespaltenen Buchwerten von 

Milcherzeugungsflächen, die mit dem höheren Teilwert nach § 55 Abs. 5 EStG bewertet 

oder in der Zeit nach dem 30. Juni 1970 bis 31. März 1984 entgeltlich erworben worden 

sind, ist ein um die in der Zeit vom 1. April 1984 bis zum 31. März 1994 mit dem Ansatz 

des Durchschnittssatzgewinns abgegoltenen Absetzungen für Abnutzung geminderter 

Buchwert zu berücksichtigen (vgl. Rn. 28). 

 In den übrigen Fällen des Wechsels der Gewinnermittlungsart vgl. R 4.6 EStR. 

24 Die in Rn. 20 bis 22c genannten Regelungen gelten für Steuerpflichtige mit 

Gewinnermittlung nach § 4 Abs. 3 EStG entsprechend. Die in der Zeit vom 1. April 1984 

bis 31. März 1994 nicht berücksichtigten linearen Absetzungen für Abnutzung können 

erst im Zeitpunkt der Veräußerung oder Entnahme des zugehörigen Milchlieferrechts 

oder spätestens im Zeitpunkt des Wegfalls des Milchlieferrechts (31. März 2015; Rn. 2) 

erfolgswirksam berücksichtigt werden. Soweit die Korrektur erfolgsneutral vorzunehmen 

wäre, kann die Regelung nach Rn. 21c Satz 2 auch bei Gewinnermittlung nach § 4 Abs. 3 

EStG in Anspruch genommen werden. Bei Gewinnermittlung nach § 13a EStG ist die 

Regelung nach Rn. 21c Satz 2 nur insoweit anzuwenden, als eine Versteuerung des nicht 

um den Buchwert des Milchlieferrechts geminderten Erlöses nach § 13a Abs. 8 Nr. 3 

EStG a.F. oder § 13a Abs. 6 Satz 1 Nr. 2 EStG n.F. nachweislich erfolgt ist (vgl. Rn. 19 

Beispiel 4 und Rn. 33). 
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 5. Ermittlung der (Buch-)Werte der einzelnen Wirtschaftsgüter 

25 Für die Ermittlung der zutreffenden (Buch-)Werte zum Zwecke der Bilanzberichtigung 

oder zur Berücksichtigung von Veräußerungs- und Entnahmevorgängen in 

Wirtschaftsjahren, für die die ergangenen Steuer- oder Feststellungsbescheide noch 

nicht bestandskräftig sind, sind die Veränderungen der betrieblichen Verhältnisse wie 

nachfolgend zu berücksichtigen. Ausgangspunkt sind die nach Rn. 8ff. auf den 2. April 

1984 ermittelten (Buch-)Werte für die Milcherzeugungsfläche und das Milchlieferrecht. 

Der um den abgespaltenen (Buch-)Wert für das Milchlieferrecht geminderte (Buch-)Wert 

der Milcherzeugungsfläche ist die Bewertungsobergrenze für den Grund und Boden i.S.d. 

§ 6 Abs. 1 Nr. 2 EStG. 

 5.1. Kürzungen des Milchlieferrechts nach dem 2. April 1984 

26 Durch die in Rn. 3 genannten Kürzungsmaßnahmen hat sich das Milchlieferrecht des 

jeweiligen Betriebs ohne Veränderung der zugehörigen Milcherzeugungsfläche 

verringert. Diese Kürzungen haben keine Auswirkung auf den (Buch-)Wert des 

Milchlieferrechts am 2. April 1984. Der (Buch-)Wert des Milchlieferrechts entfällt lediglich 

auf eine geringere Menge. 

 5.2. Hinzuerwerb von Grund und Boden oder von Milchlieferrechten nach dem 

 2. April 1984 

27 Vom 2. April 1984 bis einschließlich 29. September 1993 konnten Milchlieferrechte 

grundsätzlich nur zusammen mit einer Milcherzeugungsfläche erworben werden. In 

diesem Fall findet keine Abspaltung des (Buch-)Werts statt. Vielmehr sind die 

Anschaffungskosten auf den Grund und Boden einerseits und das Milchlieferrecht 

andererseits aufzuteilen. Nach dem 29. September 1993 hinzu erworbene 

Milcherzeugungsflächen oder hinzu erworbene Milchlieferrechte sind mit den jeweiligen 

Anschaffungskosten auszuweisen. 

 5.3. Absetzungen für Abnutzung, Teilwertabschreibung, Wertaufholungsgebot, 

 Verlustausschlussklausel des § 55 Abs. 6 EStG 

28 Ein entgeltlich erworbenes Milchlieferrecht und abgespaltene Buchwerte für ein 

Milchlieferrecht von Milcherzeugungsflächen, die mit dem höheren Teilwert nach § 55 

Abs. 5 EStG oder in der Zeit nach dem 30. Juni 1970 bis 1. April 1984 entgeltlich erworben 

worden sind, sind linear abzuschreiben. Der Abschreibungszeitraum beträgt 10 Jahre. 
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Bei nach dem 31. März 2005 entgeltlich erworbenen Milchlieferrechten ist der 31. März 

2015 als Endzeitpunkt für die linearen Abschreibungen zu berücksichtigen. Absetzungen 

für Abnutzung auf abgespaltene Buchwerte für Milchlieferrechte von pauschal nach § 55 

Abs. 1 bis 4 EStG bewerteten Milcherzeugungsflächen sind nicht zulässig (vgl. 

entsprechend BFH-Urteil vom 9. September 2010, BStBl 2011 II S. 171). Für 

Teilwertabschreibungen und das Wertaufholungsgebot (§6 Abs.1 Nr.2 Satz 3 i. V. m. 

Nr. 1 Satz 4 EStG) gelten die allgemeinen Grundsätze; vgl. BMF-Schreiben vom 

25. Februar 2000 (BStBl I S. 372). 

29 Die Verlustausschlussklausel des § 55 Abs. 6 EStG gilt für Verluste, die bei der 

Veräußerung oder Entnahme von Milcherzeugungsflächen im Sinne des § 55 Abs. 1 

EStG entstehen. Sie ist entsprechend anzuwenden, wenn Milchlieferrechte veräußert 

oder entnommen werden, deren (Buch-)Wert von einer nach § 55 Abs. 1 bis 4 EStG 

pauschal bewerteten Milcherzeugungsfläche abgespalten worden ist (BFH-Urteile vom 

24. August 2000, BStBl 2003 II S. 64 und vom 10. Juni 2010, BStBl 2012 II S. 551). Beruht 

der (Buch-)Wert der Milcherzeugungsfläche auf einer Feststellung des höheren Teilwerts 

nach § 55 Abs. 5 EStG, kommt die Anwendung der Verlustausschlussklausel des § 55 

Abs. 6 EStG nicht in Betracht (BFH-Urteil vom 10. August 1978, BStBl 1979 II S. 103). 

Dies gilt sinngemäß für den daraus abgespaltenen Wert des Milchlieferrechts. 

 5.4. Veräußerung oder Entnahme vor dem 30. September 1993 

30 Ein Milchlieferrecht konnte bis einschließlich 29. September 1993 grundsätzlich nur 

zusammen mit der Milcherzeugungsfläche veräußert oder entnommen werden. Es ist 

davon auszugehen, dass mit der veräußerten oder entnommenen 

Milcherzeugungsfläche genau das Milchlieferrecht aus dem Betriebsvermögen 

ausgeschieden ist, für das 1984 von diesem Grund und Boden ein Buchwert abgespalten 

worden ist. Wurde die Milcherzeugungsfläche nach dem 2. April 1984 – also nachdem 

sich ein Buchwert für das Milchlieferrecht abgespalten hatte – nicht mehr zur 

Milcherzeugung genutzt, waren der Verkauf oder die Entnahme des Grund und Bodens 

auch ohne Milchlieferrecht möglich. In diesem Fall sind für das auf dieses Grundstück 

entfallende Milchlieferrecht die Grundsätze der Rn. 31 ff. anzuwenden. Der 

Veräußerungs-/Entnahmegewinn oder -verlust ist aufgrund der abgespaltenen (Buch-) 

Werte (Rn. 12, 17; BFH-Urteile vom 5. März 1998, BStBl 2003 II S. 54 und S. 56 und vom 

10. Juni 2010, BStBl 2012 II S. 551) oder der aufgeteilten Anschaffungskosten (Rn. 17) 

zu ermitteln. Die Verlustausschlussklausel des § 55 Abs. 6 EStG ist zu beachten (Rn. 29). 
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 5.5. Veräußerung oder Entnahme nach dem 29. September 1993 

31 Seit dem Wegfall der Flächenakzessorietät des Milchlieferrechts zum 30. September 

1993 sind die Veräußerung oder die Entnahme der Milcherzeugungsfläche und des 

Milchlieferrechts getrennt zu beurteilen. Das gilt auch, wenn die Veräußerung oder die 

Entnahme des Grund und Bodens gemeinsam mit dem Milchlieferrecht erfolgt oder im 

Rahmen einer Betriebsveräußerung im Ganzen beide Wirtschaftsgüter übertragen 

werden. Da sich das im Betrieb insgesamt vorhandene Milchlieferrecht aus 

verschiedenen Vorgängen gebildet haben kann (Abspaltung von einem pauschalen 

(Buch-)Wert, Abspaltung von tatsächlichen Anschaffungskosten, Rückgabe von 

Altpachtflächen, entgeltlich erworben), ist bei der Veräußerung die Rechtsqualität der 

einzelnen Komponenten zu berücksichtigen. Als Komponenten kommen in Betracht: 

1. abgespaltener (Buch-)Wert, der der Verlustausschlussklausel unterliegt, 

2. abgespaltener (Buch-)Wert, der nicht der Verlustausschlussklausel unterliegt 

abzüglich der Absetzungen für Abnutzung, 

3. aus tatsächlichen Anschaffungskosten abzüglich der Absetzungen für Abnutzung 

entstandener (Buch-)Wert, 

4. aus der Rückgabe von Altpachtflächen beim Pächter entstandener (Buch-)Wert 

(0 DM). 

32 Der (Buch-)Wertabgang des aus dem Betriebsvermögen ausgeschiedenen 

Milchlieferrechts ist im Verhältnis der Mengen der einzelnen Komponenten vorzunehmen. 

Bei der Ermittlung des Veräußerungsgewinns ist die Verlustausschlussklausel des § 55 

Abs. 6 EStG zu beachten (vgl. Rn. 29). 

33 Bei Gewinnermittlung nach § 13a EStG in der Fassung vor In-Kraft-Treten des StEntlG 

1999/2000/2002 (BStBl 1999 I S. 304) – EStG a.F. – waren die Erlöse aus der 

Übertragung von Milchlieferrechten durch den Ansatz des Grundbetrags nach § 13a 

Abs. 4 EStG a.F. abgegolten, sofern nicht innerhalb eines Zeitraums von zwei Jahren, 

beginnend mit dem Abschluss des Übertragungsvertrages, auch die den 

Milchlieferrechten entsprechenden Flächen veräußert oder verpachtet wurden 

(BMF-Schreiben vom 2. Februar 1995, BStBl I S. 148). Haben Flächenveränderungen 

innerhalb des Zwei-Jahres-Zeitraums stattgefunden, wurde der entsprechende 

Gewinnanteil aus der Übertragung der Milchlieferrechte nach § 13a Abs. 8 Nr. 3 EStG 

a.F. (wahlweise nach § 4 Abs. 1 oder Abs. 3 EStG) im Wirtschaftsjahr der Übertragung 

erfasst. Zu den beim Übergang von der Gewinnermittlung nach § 13a EStG a.F. zur 
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Gewinnermittlung nach § 13a EStG n.F. erforderlichen Gewinnkorrekturen wird auf R 130 

Abs. 7 EStR 1999 verwiesen. Nach § 13a Abs. 6 Satz 1 Nr. 2 EStG in der Fassung des 

StEntlG 1999/2000/2002 (a.a.O.) – EStG n.F. – sind auch Gewinne aus einer 

Veräußerung von Milchlieferrechten in die Durchschnittssatzgewinnermittlung 

einzubeziehen, sofern die Veräußerung im Zusammenhang mit einer Betriebsumstellung 

steht (R 13a.2 Abs. 3 Satz 3 bis 5 EStR). Nach § 13a Abs. 6 Satz 2 EStG n.F. sind diese 

Gewinne nach § 4 Abs. 3 EStG zu ermitteln. 

 5.6. Veräußerung von Milchlieferrechten ab dem 1. April 2000 

34 Ab dem 1. April 2000 wurde das Übertragungssystem für Milchlieferrechte neu geordnet 

(vgl. Rn. 5). In der Zeit vom 1. April 2000 bis zum 31. März 2002 einschließlich – außer 

in Ausnahmefällen wie Erbfall, Verwandten- und Gesamtbetriebsübertragungen oder 

Einbringung in eine Gesellschaft oder Gemeinschaft – konnten die Milchlieferrechte unter 

Berücksichtigung bestimmter Basisabzüge nur noch zu ermittelten 

Gleichgewichtspreisen über Verkaufsstellen (Milchbörsen) veräußert werden. Der 

Umstand, dass bei der Veräußerung über Verkaufsstellen ein Basisabzug vorgenommen 

worden wäre, führte nicht zu einer Minderung des Werts des Milchlieferrechts, weil der 

Landwirt die Möglichkeit hatte, das Milchlieferrecht im Rahmen einer Veräußerung oder 

Übertragung des gesamten Betriebs an einen Dritten zu übertragen. Der Basisabzug 

wirkte sich erst bei der tatsächlichen Veräußerung des Milchlieferrechts im Wege der 

Ermittlung des Veräußerungsgewinns oder -verlusts aus. Entsteht ein 

Veräußerungsverlust, ist die Verlustausschlussklausel des § 55 Abs. 6 EStG zu 

berücksichtigen (Rn. 29). Bei Veräußerungsterminen ab dem 1. April 2002 sind keine 

Basisabzüge mehr zu berücksichtigen. Zu den Auswirkungen bei Gewinnermittlung nach 

§ 13a EStG n.F. vgl. Rn.33. 

 5.7. Inanspruchnahme einer Milchaufgabevergütung 

35 Nach dem Dritten Gesetz zur Änderung des MAVG vom 24. Juli 1990 (BGBl. I S. 1470) 

waren die Länder ermächtigt, von den Milchproduzenten Milchlieferrechte aufzukaufen 

und hierfür eine Vergütung bis zu 1600 DM je 1000 kg Milch zu gewähren. Die steuerliche 

Behandlung der Milchaufgabevergütungen richtete sich nach dem BMF-Schreiben vom 

15. April 1991 (BStBl I S. 497). Von den ertragsteuerlich zu erfassenden Beträgen waren 

regelmäßig keine (Buch-)Werte für die abgegebenen Milchlieferrechte abgesetzt worden. 

Diese Absetzung war in allen noch offenen Fällen nach Maßgabe der Rn. 36 ff. 
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nachzuholen. Darüber hinaus blieben die Regelungen über die steuerliche Behandlung 

der Milchaufgabevergütung unberührt. 

36 Der (Buch-)Wert des Milchlieferrechts war nach Maßgabe der Rn. 12 ff. zu ermitteln. Der 

Veräußerungsgewinn war nach den allgemeinen Grundsätzen als Unterschiedsbetrag 

zwischen der Milchaufgabevergütung und dem auf das veräußerte Milchlieferrecht 

entfallenden (Buch-)Wert und den Veräußerungskosten der sich aus dem BMF-

Schreiben vom 15. April 1991 (a.a.O.) ergebenden ertragsteuerlichen Behandlung zu 

unterwerfen. Handelte es sich um ein Milchlieferrecht, das (teilweise) nach § 55 Abs. 1 

EStG (mit-) bewertet worden war, war insoweit die Verlustausschlussklausel des § 55 

Abs. 6 EStG zu beachten (Rn. 29). 

37 Ermittelte der Landwirt seinen Gewinn nach § 4 Abs. 1 EStG und hatte er von der 

Möglichkeit Gebrauch gemacht, einen passiven Rechnungsabgrenzungsposten zu 

bilden, der über einen Zeitraum von zehn Jahren aufgelöst wurde (Tz. 1.a) aa) des 

BMF-Schreibens vom 15.April 1991, a.a.O.), war, soweit die Steuer- oder 

Feststellungsbescheide für den Auflösungszeitraum noch nicht bestandskräftig waren, 

wie folgt zu verfahren: 

 Der Veräußerungsgewinn war in Anlehnung an Rn.12ff. zu ermitteln. Davon waren die 

bereits in den bestandskräftig veranlagten Zeiträumen aufgelösten Jahresbeträge 

abzuziehen. Ein danach verbleibender positiver Restbetrag war auf den verbleibenden 

Teil des Auflösungszeitraums gleichmäßig zu verteilen. Aus Billigkeitsgründen wurde auf 

die steuerliche Erfassung des über diesen Betrag hinausgehenden Gewinns aus der 

Auflösung des passiven Rechnungsabgrenzungspostens verzichtet. 

 Zur Bilanzberichtigung in anderen Fällen vgl. Rn. 20 ff. Bei Anwendung der Regelung 

nach Rn. 21c Satz 2 war der Ansatz des bereits um den Abspaltungsbetrag geminderten 

Buchwerts für den Grund und Boden um den Betrag zu erhöhen, um den der tatsächlich 

versteuerte Gewinn aus der Auflösung des passiven Rechnungsabgrenzungspostens 

den Veräußerungsgewinn überstieg. 

38 Ermittelte der Landwirt seinen Gewinn nach § 13a EStG a.F., war die 

Milchaufgabevergütung in Form einer einmaligen Zahlung während des Zehn-Jahres-

Zeitraums, für den bei Gewinnermittlung nach § 4 Abs. 1 EStG ein passiver 

Rechnungsabgrenzungsposten gebildet wurde, mit dem Ansatz des Grundbetrags 

abgegolten, solange die bisher für die Milcherzeugung bestimmten Flächen des Betriebs 
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im Ausgangswert nach § 13a Abs. 4 EStG a.F. enthalten waren. Wurden solche Flächen 

vor Ablauf von zehn Jahren veräußert oder verpachtet, war der den veräußerten oder 

verpachteten Flächen entsprechende Teil der Milchaufgabevergütung danach für den 

restlichen Zeitraum anteilig als Gewinnzuschlag nach § 13a Abs. 8 Nr. 3 EStG a.F. 

gesondert zu erfassen (BMF-Schreiben vom 15. April 1991, a.a.O.). Dies konnte 

wahlweise nach § 4 Abs. 1 oder Abs. 3 EStG erfolgen; Rn. 36 und Rn. 37 letzter Satz 

sind in diesen Fällen entsprechend anzuwenden. 

39 Ermittelte der Landwirt seinen Gewinn nach§ 4 Abs. 3 EStG, war die 

Milchaufgabevergütung im Zeitraum des Zuflusses als Betriebseinnahme zu erfassen. 

Rn. 24 Satz 1 war auch auf diese Fälle entsprechend anzuwenden. 



LaFo-Kartei BW Fach 6 Stand: Juni 2025 

Seite 74 

 

 5.8. Beispiele zu den Auswirkungen auf die Bilanzberichtigung oder auf das 

 Anlageverzeichnis 

40  Beispiel 6: 

  Sachverhalt: 

  Gewinnermittlung nach § 4 Abs. 1 EStG   

 Flurstück 1 Flurstück 2 insgesamt 
Landwirtschaftliche Nutzfläche 
= Milcherzeugungsfläche zum 
2. April 1984 

 
 

30 ha 

 
 

10 ha 

 
 

40 ha 

Buchwert nach § 55 EStG 
= 30 ha × 58 000 DM/ha 
und 
10 ha × 60 000 DM/ha 

 
 
 

1 740 000 DM 

 
 
 

600 000 DM 

 
 
 

2 340 000 DM 

Teilwert am 2. April 1984 
= 55 000 DM/ha (Rn. 8) 

 
1 650 000 DM 

 
550 000 DM 

 
2 200 000 DM 

zum 2. April 1984 zugeteiltes 
Milchlieferrecht = 160 000 kg 

 
120 000 kg 

 
40 000 kg 

 
160 000 kg 

nach dem Flächenverhältnis 
zuzuordnen; zu bewerten mit 
0,80 DM/kg (Rn. 10) 

 
 

= 96 000 DM 

 
 

= 32 000 DM 

 
 

= 128 000 DM 

  

Abspaltung des Milchlieferrechts am 2. April 1984: 

– Flurstück 1 
96 000 x 1 740 000 = 95 670 DM  95 670 DM 
1 650 000 + 96 000    

– Flurstück 2 
32 000 x 600 000 

 
= 32 990 DM 32 990 DM 

550 000 + 32 000   

Milchlieferrecht insgesamt 128 660 DM 

Buchwert des Grund und Bodens: 
– Flurstück I     
 (1 740 000 DM – 95 670 DM) 1 644 330 DM   
– Flurstück II     
 (600 000 DM – 32 990 DM)  567 010 DM 2 211 340 DM 
     
Nach Kürzung um 8,74% verbleibendes 
Milchlieferrecht in kg 109 512 kg 36 504 kg 146 016 kg 

 

Die erste noch änderbare Schlussbilanz ist diejenige zum 30. Juni 2011. Die erste 

noch offene Anfangsbilanz ist diejenige zum 1. Juli 2011. 

Eine Buchwertabspaltung für das Milchlieferrecht hat noch nicht stattgefunden. 

  Variante 1: 
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41 Es wurden weder Flächen noch Milchlieferrechte an- oder verkauft. Die 

Bilanzberichtigung erfolgt zum 1. Juli 2011. 

 Flurstück 1 Flurstück 2 Insgesamt 

Grund und Boden steht zum 
30. Juni 2011 in der Bilanz 
mit 1 740 000 DM 600 000 DM 2 340 000 DM 

Abspaltung des Buchwerts 
für das Milchlieferrecht ./. 95 670 DM ./. 32 990 DM ./. 128 660 DM 

Buchwertansatz des Grund 
und Bodens in der 
Anfangsbilanz zum 1. Juli 
2011 1 644 330 DM 567 010 DM 2 211 340 DM 

Buchwertansatz des 
Milchlieferrechts in der 
Anfangsbilanz zum 1. Juli 
2011   128 660 DM 

 

 Variante 2: 

42 Im Wirtschaftsjahr 1993/1994 ist der gesamte Grund und Boden für 2 Mio. DM ohne 

das dazugehörende Milchlieferrecht veräußert worden. Die Milchproduktion erfolgte 

danach ausschließlich auf gepachteten Flächen. 

Dieser Vorgang war 1993/1994 wie folgt behandelt worden: 

Veräußerungserlös Grund und Boden 1993/1994 2 000 000 DM 

Buchwert (ohne Abspaltung) ./. 2 340 000 DM 

Ergebnis ./. 340 000 DM 

Ansatz nach Anwendung des § 55 Abs. 6 EStG 0 DM 

 

Bilanzberichtigung zum 30. Juni 2011: 

Der Grund und Boden steht zum 30. Juni 2011 nicht mehr in der Bilanz, da er nicht 

mehr Teil des Betriebsvermögens ist. Insofern liegt kein Bilanzierungsfehler vor. 

 

Das Milchlieferrecht steht zum 30. Juni 2011 in der Bilanz mit 0 DM 

Buchwert nach Maßgabe der Rn. 21b und 40 128 660 DM 
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Buchwertansatz des Milchlieferrechts nach Bilanzberichtigung 128 660 DM 

 

Die dadurch eingetretene Gewinnauswirkung (+ 128 660 DM) ist außerhalb der 

Steuerbilanz nach Einlage-/Entnahmegrundsätzen wieder zu neutralisieren, weil die 

Bilanzberichtigung erfolgsneutral erfolgt (vgl. Rn. 20 und 21). 

Variante 3: 

43 Im Wirtschaftsjahr 1993/1994 ist ein Teil des Grund und Bodens, und zwar  

Flurstück 2 (= 10 ha) für 56 000 DM/ha = 560 000 DM ohne das dazugehörende 

Milchlieferrecht veräußert worden. 

Dieser Vorgang war 1993/1994 wie folgt behandelt worden: 

Veräußerungserlös Grund und Boden 1993/1994 560 000 DM 

Buchwert (ohne Abspaltung) ./. 600 000 DM 

Ergebnis ./. 40 000 DM 

Ansatz nach Anwendung des § 55 Abs. 6 EStG 0 DM 

 

Bilanzberichtigung zum 30. Juni 2011: 

 Flurstück 1 Flurstück 2 Insgesamt 
Grund und Boden steht zum 30. Juni 
2011 in der Bilanz mit 1 740 000 DM – 1 740 000 DM 

Abspaltung des Buchwerts für das 
Milchlieferrecht des noch 
vorhandenen Grund und Bodens ./. 95 670 DM – ./. 95 670 DM 

Buchwertansatz des Grund und 
Bodens nach Bilanzberichtigung 1 644 340 DM – 1 644 340 DM 

Das Milchlieferrecht steht zum 
30. Juni 2011 in der Bilanz mit   0 DM 

Zuwachs durch Abspaltung vom 
Buchwert des Grund und Bodens 
nach Maßgabe der Rn. 21b und 40   128 660 DM 

Buchwertansatz des Milchlieferrechts 
nach Bilanzberichtigung   128 660 DM 

 

Die dadurch eingetretene Gewinnauswirkung (+ 128 660 DM ./. 95 670 DM = 

+ 32 990 DM) ist außerhalb der Steuerbilanz nach Einlage-/Entnahmegrundsätzen 
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wieder zu neutralisieren, weil die Bilanzberichtigung erfolgsneutral erfolgt (vgl. Rn. 20 

und 21). 

Variante 4: 

44 Im Wirtschaftsjahr 1994/1995 ist das gesamte Milchlieferrecht nach Aufhebung der 

Flächenakzessorietät ohne den dazugehörenden Grund und Boden für 300 000 DM 

veräußert worden. 

Dieser Vorgang war 1994/1995 wie folgt behandelt worden: 

Veräußerungserlös 1994/1995 300 000 DM 

Buchwert (ohne Abspaltung) ./. 0 DM 

Gewinn (1994/1995 versteuert) 300 000 DM 

 

Im Wirtschaftsjahr 1995/1996 ist der gesamte Grund und Boden für 45 000 DM/ha 

(= 1 800 000 DM) veräußert worden. 

Dieser Vorgang ist 1995/1996 wie folgt behandelt worden: 

Veräußerungserlös 1995/1996 1 800 000 DM 

Buchwert (ohne Abspaltung) ./. 2 340 000 DM 

Verlust ./. 540 000 DM 

 

Der Verlust konnte nach § 55 Abs. 6 EStG nicht abgezogen werden. 

Es liegt kein Bilanzierungsfehler mehr vor, weil weder das Milchlieferrecht noch der 

Grund und Boden noch zum Betriebsvermögen des Landwirts gehören. 



LaFo-Kartei BW Fach 6 Stand: Juni 2025 

Seite 78 

 

Beispiel 7: 

45 Berechnung der (Buch-)Wertabspaltung bei Gewinnermittlung nach § 4 Abs. 3 EStG: 

 Landwirtschaftliche Nutzfläche 

 (= Milcherzeugungsfläche) zum 2. April 1984 7,4000 ha 

 (Buch-)Wert nach § 55 EStG 429 280 DM 

 Teilwert am 2. April 1984 55 576 DM/ha 

 zum 2. April 1984 zugeteiltes Milchlieferrecht 30 000 kg 

 Das Milchlieferrecht wurde im Wirtschaftsjahr 1996/1997 veräußert, Kaufpreis 

48 000 DM; keine Gegenrechnung von (Buch-)Werten. 

 Die ESt-Veranlagungen für 1996 und 1997 sind bereits bestandskräftig. 

 1. Berechnung der (Buch-)Wertabspaltung: 

  Abzuspaltender (Buch-)Wert nach der Berechnung in Rn. 17:   

(30 000 kg x 0,80 DM/kg) x 429 280 DM  

Teilwert Grund und Boden 2.4.1984 (7,4 ha x 55 576 DM) 
+ (30 000 kg x 0,80 DM/kg) 

 

  = 23 670 DM 
 

 2. Berichtigung des Anlageverzeichnisses: 

  Ansatz für den Grund und Boden 

  (429 280 DM – 23 670 DM=) 405 610 DM 

 Nach Rn. 24 Satz 1 i. V.m. Rn. 21c Satz 2 kann in diesem Fall die Berichtigung des 

Anlageverzeichnisses unterbleiben. 

 6. Sonderregelungen 

 6.1. Verzeichnis 

46 Der Steuerpflichtige hat über den zu seinem Betriebsvermögen gehörenden Grund und 

Boden sowie die Milchlieferrechte – unabhängig von der Art der Gewinnermittlung – ein 

Verzeichnis zu führen (§ 4 Abs. 1 EStG i.V.m. R 4.1 Abs. 5 EStR, § 4 Abs. 3 Satz 5 EStG, 

§ 13a Abs. 6 Satz 2 EStG und Tz. 3 des BMF-Schreibens vom 15. Dezember 1981 

(BStBl I S. 878). Darin festzuhalten sind u.a. die (Buch-)Wertentwicklungen des 

jeweiligen Flurstücks, die vorgenommene Abspaltung für das Milchlieferrecht, 
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Teilwertabschreibungen, Wertaufholungen sowie die Zusammensetzung und die 

(Buch-)Wertentwicklung des Milchlieferrechts. 

 6.2. Personengesellschaft oder -gemeinschaft 

47 Wurde der land- und forstwirtschaftliche Betrieb am 2. April 1984 in der Form einer 

Personengesellschaft oder -gemeinschaft ausgeübt, ist eine Abspaltung nur 

vorzunehmen, wenn sich sowohl die Milcherzeugungsfläche als auch das Milchlieferrecht 

im Gesamthandsvermögen der Gesellschaft oder Gemeinschaft befinden. Das gilt auch, 

wenn beide Wirtschaftsgüter zum selben Sonderbetriebsvermögen gehören. Fällt 

dagegen das jeweilige Eigentum auseinander, z.B. weil sich Milcherzeugungsflächen im 

Sonderbetriebsvermögen eines oder mehrerer Mitunternehmer befinden, liegen weder 

bei der Gesellschaft oder Gemeinschaft noch bei den Mitunternehmern die 

Voraussetzungen für eine (Buch-)Wertabspaltung vor. In diesen Fällen ist entsprechend 

den Regelungen in Rn. 13 und 14 eine Buchwertabspaltung erst dann und insoweit 

vorzunehmen, als ein Milchlieferrecht nach Beendigung der Nutzungsüberlassung an den 

Eigentümer des Grund und Bodens zurückfällt oder auf ihn übergeht; für das bei der 

Personengesellschaft verbleibende Milchlieferrecht ist ein Buchwert nicht anzusetzen. 

Bei der Verpachtung eines Betriebs im Ganzen an eine Personengesellschaft 

oder -gemeinschaft gilt Rn. 15. 

48 Bei der Auseinandersetzung von Personengesellschaften und -gemeinschaften gelten für 

die bereits am 2. April 1984 der Gesellschaft oder Gemeinschaft zur Nutzung 

überlassenen Flächen die Grundsätze für Altpachtverträge sinngemäß (vgl. Rn. 14). 

 6.3. Betriebsveräußerung/Betriebsaufgabe 

49 Wird ein land- und forstwirtschaftlicher Betrieb veräußert, wird mit dem 

Veräußerungserlös der Wert des Grund und Bodens und – seit April 1984 zusätzlich – 

der Wert des Milchlieferrechts vergütet. Für die Berechnung des Veräußerungsgewinns 

ist nicht maßgebend, ob der Landwirt den (Buch-)Wert des Milchlieferrechts bereits 

abgespalten hat oder ob der Wert im (Buch-)Wert des Grund und Bodens noch mit erfasst 

ist. Ist die (Buch-)Wertabspaltung bisher nicht erfolgt, ist sie spätestens in der nach § 6 

Abs. 2 EStDV auf den Zeitpunkt der Veräußerung aufzustellenden Schlussbilanz 

nachzuholen. Bei der Ermittlung des auf das Milchlieferrecht entfallenden 

Veräußerungsgewinns ist ggf. die Verlustausschlussklausel des § 55 Abs. 6 EStG zu 

beachten (Rn. 29). Bei Betriebsaufgabe gilt Entsprechendes. 
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 7. Besonderheiten in den neuen Ländern 

 7.1. Rechtsentwicklung 

 7.1.1. 1. Juli 1990 bis 31. März 2000 

50 Land- und forstwirtschaftlichen Betrieben wurde für den Zeitraum vom 1. Juli 1990 bis 

zum 31. März 2000 ein Milchlieferrecht nur vorläufig und unentgeltlich zugeteilt. 

51 Die Zuteilung erfolgte für die Zeit vom 1. Juli 1990 bis 31. März 1991 auf Grund der 

Anordnung über die Liefermengen von Kuhmilch vom 22. August 1990 (vgl. BGBl. I 

S. 2129). Grundlage für diese Anordnung waren Ermächtigungen in § 6 des 

Marktorganisationsgesetzes vom 6. Juli 1990. (DDR-GBl. I S. 657) und in § 4 der 

Milchverordnung vom 11. Juli 1990 (DDR-GBl. I S. 1215; in Kraft getreten am 27. August 

1990). Die Anordnung vom 22. August 1990 wurde durch die EG-Recht-

Überleitungsverordnungen vom 28. September 1990 (BGBl. I S. 2119) und vom 

18. Dezember 1990 (BGBl. I S. 2915) fortgeschrieben. 

52 Ab dem 1. April 1991 galten für Milcherzeuger in den neuen Ländern die neu 

eingeführten §§ 16a bis 16i der Neunzehnten Verordnung zur Änderung der Milch-

Garantiemengen-Verordnung (MGV) vom 25. März 1991 (BGBl. I S. 799; in Kraft getreten 

am 1. April 1991), zuletzt geändert durch Verordnung vom 25. März 1996 (BGBl. I 

S. 535). Danach wurde den Milcherzeugern im Beitrittsgebiet die 

Anlieferungsreferenzmenge für Kuhmilch vorläufig zugeteilt (vorläufige Referenzmenge). 

Maßgebend für die Zuteilung der Referenzmenge war die tatsächliche Milchproduktion 

am 1. April 1991 und der – in bestimmter Höhe – gekürzte Umfang der Milchanlieferung 

im Kalenderjahr 1989. 

53 Die allgemeinen Regelungen der Verteilung und Übertragung der Milchlieferrechte 

entsprechend §§ 6 und 7 MGV waren in den neuen Ländern nicht anwendbar (§§ 16g, 

16e MGV), d.h. die Rechte konnten nicht verkauft, verschenkt oder verpachtet werden. 

Eine Übertragung auf Dritte war nur in besonderen Fällen möglich, z.B. bei Teilung einer 

landwirtschaftlichen Produktionsgenossenschaft. Im Falle der endgültigen Einstellung 

der Milcherzeugung wurden die Milchlieferrechte zugunsten der nationalen Reserve des 

Bundeslandes freigesetzt, in dem der Betrieb lag. Sofern sich andere Unternehmen um 

Milchlieferrechte beworben hatten, wurde ihnen eine Quote aus dieser Reserve 
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unentgeltlich zugeteilt. Eine Flächenanbindung der Milchlieferrechte war nicht 

vorgesehen. 

 7.1.2 Ab 1. April 2000 

54 Mit Inkrafttreten der Verordnung zur Durchführung der Zusatzabgabenregelung 

(Zusatzabgabenverordnung) vom 12. Januar 2000 (BGBl. I S. 27) am 1. April 2000 wurde 

die MGV aufgehoben. Die vorläufig zugeteilten Milchlieferrechte wurden in endgültige 

umgewandelt und das Übertragungssystem neu geordnet. Die Unterschiede bei der 

Vergabe von Milchlieferrechten zwischen Landwirten in den alten und neuen Ländern 

sind damit beseitigt. Vgl. im Übrigen Rn. 5, 34. 

 7.2. Ertragsteuerliche Behandlung 

55 Bei dem Milchlieferrecht kann es sich um ein eigenständiges immaterielles Wirtschaftsgut 

(vgl. Rn. 7) handeln, das grundsätzlich zu bilanzieren ist. 

 7.2.1. Aktivierung des Milchlieferrechts in D-Markeröffnungsbilanz 

56 Eine Aktivierung des Milchlieferrechts in der D-Markeröffnungsbilanz zum 1. Juli 1990 

war nicht zulässig, da die Milchlieferrechte betreffenden Rechtsvorschriften erst nach 

dem 1. Juli 1990 in Kraft gesetzt wurden (vgl. Rn. 51). § 4 Abs. 3 Satz 1 

D-Markbilanzgesetz (DMBilG) lässt zwar eine Rückbeziehung von Übertragungsakten, 

die nach dem 1. Juli 1990 zum Zwecke der Neustrukturierung oder Privatisierung 

vorgenommen worden sind, auf den 1.Juli 1990 zu. Die Vorschrift bezieht sich aber nur 

auf die Übertragung von Vermögensgegenständen, die in der D-Markeröffnungsbilanz 

zum 1. Juli 1990 des übertragenden Unternehmens auszuweisen waren. War der 

übertragene Vermögensgegenstand in der D-Markeröffnungsbilanz des übertragenden 

Unternehmens jedoch auch nicht ausgewiesen, z.B. weil es ihn erst nach dem 1. Juli 

1990 erworben hat, ist § 4 Abs. 3 Satz 1 DMBilG nicht anwendbar. 

 7.2.2. 2. Juli 1990 bis 31. März 2000 

57 Das Inkrafttreten der das Milchlieferrecht betreffenden Vorschriften nach dem 1. Juli 1990 

führt nicht zur Entstehung eines eigenständigen immateriellen Wirtschaftsguts, da das 

Milchlieferrecht nach den besonderen, gesetzlichen Bestimmungen in den neuen 

Ländern nicht frei handelbar war; insbesondere war es nicht zusammen mit dem Betrieb 

übertragbar (Rn. 53). Eine Aktivierung kommt deshalb auch auf Grund der 
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unentgeltlichen Zuweisung der Milchlieferrechte durch die Verwaltungsbehörde nicht in 

Betracht. 

58 Da die Befugnis zur Milcherzeugung und Milchvermarktung in der 

D-Markeröffnungsbilanz in dem Wirtschaftsgut Grund und Boden nicht mitbewertet 

worden war (§ 9 DMBilG), ist keine Abspaltung des Milchlieferrechts vom Grund und 

Boden vorzunehmen. § 55 EStG findet auf Grund und Boden in den neuen Ländern keine 

Anwendung. 

59 Wenn allerdings der Milcherzeuger gegen Entgelt auf sein Milchlieferrecht zugunsten 

eines anderen verzichtet, entsteht als Folge der Konkretisierung des Vermögensvorteils 

ein selbständig bewertbares Wirtschaftsgut. Der Zahlungsempfänger hat in Höhe des 

Entgelts Betriebseinnahmen, der Leistende Anschaffungskosten für ein immaterielles 

Wirtschaftsgut, das regelmäßig dem Anlagevermögen zuzuordnen und zu aktivieren ist 

(Rn. 7). Das entgeltlich erworbene Milchlieferrecht ist abnutzbar. Zu Absetzungen für 

Abnutzung/Teilwertabschreibung siehe Rn. 28. 

 7.2.3. Ab 1. April 2000 

60 Eine Aktivierung der endgültig zugeteilten Milchlieferrechte auf Grund der zum 1. April 

2000 in Kraft getretenen Zusatzabgabenverordnung ist nicht zulässig. Nach § 5 Abs. 2 

EStG sind immaterielle Wirtschaftsgüter des Anlagevermögens nur zu aktivieren, wenn 

sie entgeltlich erworben worden sind (Rn. 7). 

 7.2.4. Veräußerung des Milchlieferrechts 

61 Die Veräußerung des Milchlieferrechts führt zu Gewinnen, die nach den §§ 14 und 16 

EStG begünstigt sein können. Der Veräußerungserlös ist mit Ausnahme des in Rn. 59 

aufgeführten Falles nicht um einen (Buch-)Wert zu kürzen. 

 8. Anwendung 

62 Dieses Schreiben ersetzt das BMF-Schreiben vom 14. Januar 2003 (BStBl I S. 78). Die 

Grundsätze dieses Schreibens sind in allen noch offenen Fällen anzuwenden. “ 
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 Ertragsteuerliche Behandlung von Zuckerrübenlieferrechten 

OFD Karlsruhe Verfügung vom 31.07.2009, S 213.4/8 – St 133 

Die gemeinsame Marktorganisation für Zucker (Zuckermarktordnung) vom 20.02.2006 ist 

bis zum Ablauf des Zuckerwirtschaftsjahres 2014/2015 (30. 09. 2015) befristet (Verordnung 

(EG) Nr. 318/2006 des Rates vom 20.02.2006, ABl. L 58/1, zuletzt geändert durch Verord-

nung (EG) Nr. 1260/2007, ABl. L 283/1). 

Ein wesentliches Element der Reform ist die Senkung des Mindestpreises für Zuckerrüben 

in vier Schritten im Rahmen der Quotenregelung um 39,7%. Zum Ausgleich für diese Preis-

senkungen erhalten die Zuckerrüben anbauenden Landwirte trotz der Fortgeltung der Zu-

ckermarktordnung auf dem Zuckermarkt Ausgleichsleistungen, die als zusätzliche betriebs-

individuelle Beträge (BIB) in die Betriebsprämienregelung einbezogen worden sind. Dies ist 

durch Zuteilung eines betriebsindividuellen Zuckerbetrags geschehen, der durch die am 

15.05.2006 vorhandenen Zahlungsansprüche des Betriebs geteilt worden ist und als zu-

sätzliche BIB die Zahlungsansprüche des Betriebs erhöht hat (vgl. § 5a Abs. 3 Betriebsprä-

miendurchführungsgesetz – BetrPrämDurchfG – i.V.m. § 2 BetrPrämDurchfGZuckV). Wei-

tere Erhöhungen erfolgten in den Jahren 2007 – 2009 (vgl. § 5 Abs. 4a G i. V. m. § 3 VO). 

Dieser Ausgleich entspricht einem Betrag von 64,2% der Preissenkung in der Endstufe. 

Umgerechnet erhielten die Landwirte pro dt Zuckerrüben in etwa folgende Zahlungsansprü-

che: 2006 0,62 EUR, 2007 0,82 EUR, 2008 1,01 EUR und ab 2009 1,12 EUR. Zur steuerli-

chen Behandlung der Zahlungsansprüche vgl. BMF-Schreiben vom 25.06.2008, BStBI I 

S. 682 und vom 13.10.2008, BStBII S. 939. 

Ertragsteuerliche Behandlung: 

Um für die Produktion des Zuckers die Anlieferung von Zuckerrüben in dem erforderlichen 

Umfang sicherstellen zu können, werden zwischen Zuckerherstellern und der Süddeut-

schen Zuckerrübenverwertungs-Genossenschaft e.G. (SZVG) privatrechtliche Vereinbarun-

gen in Gestalt von Rübenlieferverträgen abgeschlossen. Die dadurch entstandenen Liefer-

rechte wurden von der SZVG an die Rübenanbauer gegen entsprechende Kapitalbereitstel-

lung ausgegeben. Mit dem Vertragsabschluss geht der Zuckerrübenanbauer zwar einerseits 

eine Lieferverpflichtung ein, er dient ihm andererseits aber auch als Abnahmegarantie. So-

weit die Zuckerhersteller nicht selbst Kürzungen ihres von der EG zugewiesenen Kontin-

gents (Zuckerquote) hinnehmen müssen, verändert sich das Lieferrecht des Zucker-
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rübenanbauers nicht. Die meist einjährigen Verträge wurden bislang von beiden Vertrags-

parteien mit Ablauf der Frist regelmäßig um ein weiteres Jahr verlängert. Die Zuckerrüben-

lieferrechte sind an den Aktienbesitz geknüpft. 

Die SZVG ist eine Beteiligungsgesellschaft in genossenschaftlicher Rechtsform, deren Mit-

glieder acht regionale Rübenanbauerverbände, ein überregionaler Dachverband der Rü-

benanbauer sowie vier Genossenschaftszentralen sind. Die zuliefernden Landwirte sind 

Treugeber des gemeinschaftlich gehaltenen Aktienbesitzes und des sonstigen Geldvermö-

gens (Darlehen, A+R-Mittel [Absicherungs- und Rücklagenmittel], Anbaubonus usw.). Die 

Gemeinschaft der Rübenanbauer wird treuhänderisch von der SZVG verwaltet, die den An-

teil am Treuhandvermögen des einzelnen Landwirts jährlich ermittelt und dem Landwirt mit-

teilt (Gesamtbestätigung der Zeichnungen und Lieferrechte zum 30.06. eines jeweiligen 

Jahres). 

Mit dem Ziel der Reduzierung der EU-Quotenproduktion wurde zusammen mit der Reform 

der Zuckermarktordnung die Einführung eines Umstrukturierungsfonds beschlossen. Hier-

durch wird dem Zuckerhersteller die Möglichkeit gegeben, seine Quoten in den Wirtschafts-

jahren 2006/2007 bis 2009/2010 ganz oder teilweise an den Fonds gegen Erhalt einer ein-

maligen Umstrukturierungsbeihilfe zurückzugeben. Die Höhe der Prämie richtet sich da-

nach, in welchem Umfang der Zuckerhersteller dazu bereit ist, seine Quotenproduktion ein-

zustellen. Mindestens 10 % der an den jeweiligen Zuckerhersteller ausgezahlten Umstruk-

turierungsbeihilfe sind den betroffenen Zuckerrübenanbauern vorbehalten. 

Zusätzlich zur EU-Umstrukturierungsbeihilfe zahlt die Südzucker-AG (bei vollständiger frei-

williger Rückgabe der Rübenquoten) ab dem 51. Kilometer eine entfernungsabhängige 

Frachtprämie für jeden weiteren Kilometer Entfernung des land- und forstwirtschaftlichen 

Betriebs zum nächstgelegenen Südzuckerwerk. 

a) Bilanzierung und Bewertung 

Zuckerrübenlieferrechte sind immaterielle Wirtschaftsgüter, weil der Zuckerrübenanbauer 

durch ein solches Lieferrecht den Zuckerrübenanbau rentabel gestalten kann und damit ei-

nen vermögenswerten Vorteil erlangt, der gesondert bewertbar ist und dessen Erlangung er 

sich etwas kosten lässt (vgl. BFH-Urteil vom 26.08.1992 – I R 24/91, BStBl II S. 977 m.w.N.). 

Das gilt auch, wenn es sich um an den Aktienbesitz bei der Zuckerfabrik geknüpfte sog. 

Aktienlieferrechte handelt. Sofern das Zuckerrübenlieferrecht entgeltlich erworben wurde, 
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ist das Wirtschaftsgut nach § 5 Abs. 2 EStG i.V.m. § 248 Abs. 2 HGB in der Bilanz auszu-

weisen. 

Die von der SZVG ausgegebenen Lieferrechte sind untrennbar mit den Zeichnungen (Akti-

enanteile und Darlehen) verbunden und können deshalb nicht einzeln übertragen werden. 

Die Anzahl der übertragenen Wirtschaftsgüter können der Übertragungsnachricht der SZVG 

entnommen werden. Die Zuckerrübenlieferrechte sind mit den Anschaffungskosten zu be-

werten. Die Anschaffungskosten entsprechen in der Regel dem tatsächlich vereinbarten 

Kaufpreis. Steht der Erwerb der Zuckerrübenlieferrechte im Zusammenhang mit der An-

schaffung anderer Wirtschaftsgüter und haben die Vertragsparteien für den Verkauf aller 

Wirtschaftsgüter einen Gesamtkaufpreis vereinbart, ist der Gesamtkaufpreis grundsätzlich 

im Verhältnis der Teilwerte auf die einzelnen Wirtschaftsgüter aufzuteilen. 

Zur Aufteilung des Gesamtkaufpreises sind die Darlehen, A+R-Mittel und Rübengelder mit 

dem in der Übertragungsnachricht oder Gesamtbestätigung ausgewiesenen Nennwert an-

zusetzen. Die mitveräußerten treuhänderisch gehaltenen Südzuckeraktien werden zwar an 

der Börse gehandelt, zur Ermittlung des Teilwertes kann der an der Börse gehandelte Akti-

enkurs allerdings nicht herangezogen werden. Teilwert ist nach § 6 Abs. 1 Nr. 1 EStG der 

Betrag, den ein Erwerber eines ganzen Betriebs im Rahmen des Gesamtkaufpreises für das 

einzelne Wirtschaftsgut ansetzen würde; dabei ist davon auszugehen dass der Erwerber 

den Betrieb fortführt (BFH-Urteil vom 31.01.1991 – IV R 31/90, BStBl II S. 627). Auf Antrag 

wird im Rahmen der Zuckermarktordnung auch der Wert der Südzuckeranteile in Höhe der 

auf der Gesamtbestätigung ausgewiesenen Beträge ausbezahlt. Diese Beträge liegen deut-

lich unter dem Kurswert der an der Börse gehandelten Aktien. Die Landwirte können die 

Anteile nur an andere Landwirte oder an die SZVG zu den feststehenden Beträgen veräu-

ßern. Ein gedachter Erwerber würde deshalb auch nicht den Kurswert der Südzuckeraktien, 

sondern nur den in der Gesamtbestätigung ausgewiesenen Wert der Zeichnungen anset-

zen. Als Teilwert kommt deshalb nur dieser Wert in Betracht. 

Zur Ermittlung des Teilwerts bei Erwerb eines Lieferrechts einschließlich der damit verbun-

denen Zeichnungen sind vom Gesamtkaufpreis die Zeichnungen (Südzuckeranteile, Darle-

hen, A+R-Mittel und die Restrübengelder) mit den lt. Übertragungsbestätigung ausgewiese-

nen Werten vom Gesamtkaufpreis abzuziehen. 

Sofern in der Vergangenheit der Grundsatz der Einzelbewertung nicht beachtet und der 

Gesamtkaufpreis für das Lieferrecht einschließlich Zeichnungen nicht auf die einzelnen Wirt-
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schaftgüter aufgeteilt wurde, ist der Kaufpreis ggf. die Summe aller Kaufpreiszahlungen an-

hand der Angaben in den Übertragungsmitteilungen auf die einzelnen Wirtschaftsgüter auf-

zuteilen. Die Angaben in der Gesamtbestätigung können nur dann herangezogen werden, 

wenn alle Lieferrechte entgeltlich erworben wurden oder die unentgetlich erworbenen Lie-

ferrechte einschließlich der damit zusammenhängenden Zeichnungen herausgerechnet 

werden. 

b) Einheitlichkeit des Wirtschaftsgutes Zuckerrübenlieferrechte 

Das erworbene Zuckerrübenlieferrecht verbindet sich mit dem originären Lieferrecht bei der-

selben Zuckerfabrik zu einem einheitlichen Wirtschaftsgut. 

c) Abschreibung von Zuckerrübenlieferrechten 

Nach dem BFH-Urteil vom 16.10.2008 – IV R 1/06, BFH/NV 2009 S. 723, handelt es sich 

bei einem entgeltlich erworbenen, betriebsgebundenen Zuckerrübenlieferrecht um ein ab-

nutzbares immaterielles Wirtschaftsgut. Im Streitfall wurde dessen Nutzungsdauer auf 

15 Jahre geschätzt. Die Grundsätze dieser Rechtsprechung sind in allen noch offenen Steu-

erfällen anzuwenden. 

Nach der EU-VO 318/06 ist die Zuckermarktordnung bis zum 30.09.2015 befristet. Daher 

bestehen keine Bedenken, dieses Datum allgemein als Endzeitpunkt für die vorzuneh-

mende AfA zu berücksichtigen. Eine längere Nutzungsdauer ergibt sich auch dann nicht, 

wenn der Zuckererzeuger den Zuckerrübenanbauern privatrechtlich den grundsätzlichen 

Fortbestand einer Liefermöglichkeit über den 30.09.2015 hinaus zusichert. 

Die Grundsätze des BFH-Urteils vom 16.10.2008, a.a.O., sind zwingend erstmals ab dem 

Wirtschaftsjahr 2008/09 (2009) anzuwenden. Für davor beginnende Wirtschaftsjahre ist zwi-

schen den einzelnen Gewinnermittlungsarten zu unterscheiden: 

aa) Gewinnermittlung nach §§ 4 Abs. 1 oder 5 EStG 

Die unter Berücksichtigung des Endzeitpunkts 30.09.2015 zu ermittelnde jährliche lineare 

AfA (Restbuchwert verteilt über Restnutzungsdauer; vgl. H 7.4 [Unterlassene oder über-

höhte AfA] EStH 2008) ist grundsätzlich erstmals in der nach Bekanntwerden des o.g. BFH-

Urteils eingereichten Bilanz zu berücksichtigen. Bis zur Bekanntgabe des BFH-Urteils vom 

16.10.2008 erstellte und beim Finanzamt eingereichte Bilanzen, in denen der Steuerpflich-

tige entsprechend der bisherigen Auffassung der Finanzverwaltung keine lineare AfA für 
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entgeltlich erworbene Zuckerrübenlieferrechte berücksichtigt hat und auch nicht i.S. von 

R 4.4 Abs. 1 Sätze 6-8 EStR 2008 berücksichtigen wollte, bleiben subjektiv richtig und müs-

sen daher nicht berichtigt werden. 

Hat der Steuerpflichtige durch Einlegung eines Rechtsbehelfs oder durch Dokumentation 

i.S. von R 4.4 Abs. 1 Sätze 6-8 EStR 2008 für ein zurückliegendes Wirtschaftsjahr zu erken-

nen gegeben, dass er einen von der Auffassung der Finanzverwaltung abweichenden Bi-

lanzansatz für richtig gehalten hat, so sind Bilanzberichtigungen für das zurückliegende 

Wirtschaftsjahr und die nachfolgenden Wirtschaftsjahre vorzunehmen. (Gewährung einer 

AfA für entgeltlich erworbene Zuckerrübenlieferrechte unter Berücksichtigung des Rest-

buchwerts und einer Restnutzungsdauer bis zum 30.09.2015). Dies gilt auch, wenn der 

Steuerpflichtige keine lineare AfA, sondern eine Teilwertabschreibung begehrt hat. § 4a 

Abs. 2 Nr. 1 EStG und R 4.4 Abs. 1 Satz 10 EStR 2008 sind zu beachten. 

bb) Gewinnermittlung nach § 4 Abs. 3 EStG 

Bei Gewinnermittlung nach § 4 Abs. 3 EStG gelten die Grundsätze der Bilanzberichtigung 

nicht. Die unter Berücksichtigung des Endzeitpunkts 30.09.2015 zu ermittelnde jährliche li-

neare AfA (Restbuchwert verteilt über Restnutzungsdauer; vgl. H 7.4 [Unterlassene oder 

überhöhte AfA] EStH 2008) ist erstmals ab dem Wirtschaftsjahr zu gewähren, bei dem beide 

Veranlagungen, denen die Gewinnermittlung zugrunde liegt, noch geändert werden können. 

cc) Gewinnermittlung nach § 13a EStG 

Bei Gewinnermittlung nach § 13a EStG ist eine Gleichstellung mit der Gewinnermittlung 

nach § 4 Abs. 1 EStG zu gewährleisten. Daher ist entsprechend der bisherigen Verwal-

tungsauffassung bis einschließlich des Wirtschaftsjahres 2007/08 keine AfA für entgeltlich 

erworbene Zuckerrübenlieferrechte mit dem Ansatz des Grundbetrags abgegolten. Ab dem 

Wirtschaftsjahr 2008/09 ist die durch Verteilung des Restbuchwerts bis zum 30.09.2015 er-

mittelte jährliche lineare AfA abgegolten. 

dd) Teilwertabschreibung 

Begehren Land- und Forstwirte mit Gewinnermittlung nach § 4 Abs. 1 EStG eine Teilwertab-

schreibung für ein entgeltlich erworbenes Zuckerrübenlieferrecht, so ist nunmehr zu beach-

ten, dass es sich um ein abnutzbares Wirtschaftsgut handelt. 
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Nach dem BMF-Schreiben vom 25.02.2000 (BStBI I S. 372) ist eine Teilwertabschreibung 

nur möglich, soweit nachgewiesen werden kann, dass der Wert der entgeltlich erworbenen 

Zuckerrübenlieferrechte am Bilanzstichtag unter deren Wert nach der Hälfte der Restlaufzeit 

gesunken ist. 

d) Abspaltung vom Grund und Boden nach § 55 EStG 

Nach dem Urteil des FG Baden-Württemberg vom 13.10.2005 – 6 K 123/03, EFG 2006 

S. 198, haben sich die Zuckerrübenlieferrechte bereits vor dem 01.07.1970 zu einem selb-

ständigen immateriellen Wirtschaftsgut verfestigt. Die Abspaltung eines Buchwertes kommt 

für die Zuckerrübenlieferrechte vom Grund und Boden nach § 55 EStG nicht in Betracht. 

e) Veräußerung und Rückgabe von Zuckerrübenlieferrechten 

Zur Ermittlung des Gewinns aus der Veräußerung von Zuckerrübenlieferrechten gelten die 

allgemeinen Grundsätze. Beim Verkauf von Zuckerrübenlieferrechten im Rahmen einer Be-

triebsveräußerung oder Betriebsaufgabe sind die Vorschriften des § 14 i.V.m. § 16 EStG zu 

beachten. 

Für Umstrukturierungsbeihilfen, die der Landwirt für die Rückgabe von Zuckerrübenliefer-

rechten an den Umstrukturierungsfonds erhält, ist im Wirtschaftsjahr der Zahlung ein be-

trieblicher Ertrag auszuweisen. Für den Ertrag ist bei Gewinnermittlung nach § 4 Abs. 1 

EStG ein passiver Rechnungsabgrenzungsposten (§ 5 Abs. 5 Satz 1 Nr. 2 EStG) zu bilden, 

da es sich um einen zeitraumbezogenen Ertrag handelt. Er ist bis zum 30.09.2015 aufzulö-

sen. Der Buchwert ist aufwandswirksam auszubuchen. 

Dementsprechend ist bei Gewinnermittlung nach § 4 Abs. 3 EStG die Zahlung der Umstruk-

turierungsbeihilfe im Zeitpunkt des Zuflusses als Betriebseinnahme zu erfassen und der 

Buchwert als Betriebsausgabe zu berücksichtigen. 

Die Veräußerung von Zuckerrübenlieferrechten als immaterielle Wirtschaftsgüter ist grund-

sätzlich mit dem Ansatz des Grundbetrages nach § 13a Abs. 4 EStG abgegolten. Im Falle 

einer Betriebsumstellung ist die Veräußerung oder Entnahme der Zuckerrübenlieferrechte 

nach § 13a Abs. 6 Satz 1 Nr. 2 EStG gesondert zu erfassen. Hierbei gelten die Grundsätze 

der Gewinnermittlung nach § 4 Abs. 3 EStG. Eine Betriebsumstellung ist anzunehmen, 

wenn alle Zuckerrübenlieferrechte veräußert werden. 
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Bei Gewinnermittlung nach § 13a EStG ist die Umstrukturierungsbeihilfe mit dem Ansatz 

des Grundbetrages nach § 13a Abs. 4 EStG abgegolten. 

f) Wechsel von der Gewinermittlung nach Durchschnittsätzen zur Gewinnermittlung 

nach § 4 Abs. 1 oder § 4 Abs. 3 EStG 

Bei einem Wechsel der Gewinnermittlungsart ist zu beachten, dass die Gewinnermittlung 

nach § 13a Abs. 3 bis 5 EStG dem Betriebsvermögensvergleich nach § 4 Abs. 1 EStG 

gleichzustellen ist. Unter Berücksichtigung der obigen Ausführungen zur Abschreibung der 

Zuckerrübenlieferrechte sind in der Übergangsbilanz die Buchwerte der entgeltlich erwor-

benen Zuckerrübenlieferrechte mit den ursprünglichen Anschaffungskosten abzüglich AfA 

ab dem Wirtschaftsjahr 2008/2009 einzustellen. Beim Übergang zur Einnahmenüber-

schussrechnung sind die ursprünglichen Anschaffungskosten abzüglich AfA ab dem Wirt-

schaftsjahr 2008/2009 in das gemäß § 4 Abs. 3 Satz 5 EStG zu führende Verzeichnis auf-

zunehmen. 

g) Frachtprämie 

Für die steuerliche Behandlung der gewährten Frachtprämien gelten die Ausführungen zu 

den Umstrukturierungsbeihilfen entsprechend. Insbesondere ist bei bilanzierenden Landwir-

ten ein passiver Rechnungsabgrenzungsposten zu bilden, der bis zum 30.09.2015 aufzulö-

sen ist. 

6 Entnahmen 

 Pauschbeträge für den Eigenverbrauch und für die Beköstigung 

Zu den nachstehenden Pauschbeträgen für den Eigenverbrauch und die Beköstigung bei 

buchführenden Land- und Forstwirten wird bemerkt: 

1. Durch den Pauschbetrag für den Eigenverbrauch wird der Verbrauch selbst erzeugter 

landwirtschaftlicher Produkte durch die Familie des Landwirts steuerlich erfasst. 

2. Der Zukauf von Lebensmitteln kann in Höhe des Pauschbetrags insoweit als Betriebs-

ausgabe berücksichtigt werden, als er auf die Beköstigung von Arbeitnehmern entfällt. 

3. Die Pauschbeträge für den Eigenverbrauch und die Beköstigung können am Ende des 

Wirtschaftsjahres in einem Betrag gebucht werden. 
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4. Zu den Betrieben mit vielseitiger Viehhaltung gehören auch Betriebe, die nur Rindvieh-

haltung mit Milcherzeugung haben. 

5. Durch die Pauschbeträge für die Naturalentnahmen sollen alle Erzeugnisse des Betriebs 

– auch die der Sondernutzungen mit Ausnahme des Weins bei eigenem Weinbau – er-

fasst sein. 

6. Die Pauschbeträge für den Eigenverbrauch und die Beköstigung sind Bruttobeträge ein-

schließlich Umsatzsteuer. 

7. Die Pauschbeträge sind Durchschnittswerte. Sie finden deshalb keine Anwendung, wenn 

über die Beköstigung usw. Einzelaufzeichnungen geführt werden oder eine anderweitige 

Schätzung nach den besonderen Umständen des Einzelfalles geboten ist. 
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 Wj. 18/19, Kj. 2018 
(aufgrund der SvEV 2018) Jah-
resbetrag je Person Betriebe 

Wj. 19/20, Kj. 2019 
(aufgrund der SvEV 2019) Jah-
resbetrag je Person Betriebe 

  
 

mit viel-
seitiger 

Viehhal-
tung 

ohne 
Viehhalt
ung oder 
mit nur 
einseiti-

ger 
Viehhal-

tung 

 
ohne 

nennens-
werte Na-
turalent-
nahmen 

 
 

mit viel-
seitiger 

Viehhal-
tung 

ohne 
Viehhalt
ung oder 
mit nur 

ein-
seitiger 
Vieh-

haltung 

 
ohne 

nennens-
werte Na-
turalent-
nahmen 

 € € € € € € 
Für den Betriebsinhaber bzw. 
Arbeitnehmer 
Naturalentnahmen 

 
 

768 

 
 

472 

 
 
0 

 
 

783 

 
 

482 

 
 
0 

Zukauf Lebensmittel, Kosten Ar-
beitserledigung, Energie, Güter 
der Haushaltsführung 
(für den Arbeitnehmer) 

 
 
 

2184 

 
 
 

2480 

 
 
 

2952 

 
 
 

2229 

 
 
 

2530 

 
 
 

3012 
Wert der Beköstigung 2952 2952 2952 3012 3012 3012 
Für den Ehegatten oder andere 
Angehörige über 18 Jahre 
Naturalentnahmen 

 
 

768 

 
 

472 

 
 
0 

 
 

783 

 
 

482 

 
 
0 

Zukauf Lebensmittel, Kosten Ar-
beitserledigung, Energie, 
Güter der Haushaltsführung 

 
 

2184 

 
 

2480 

 
 

2952 

 
 

2229 

 
 

2530 

 
 

3012 
Wert der Beköstigung 2952 2952 2952 3012 3012 3012 
Für ein Kind über 14 bis 18 Jahre 
Naturalentnahmen 

 
614 

 
377 

 
0 

 
627 

 
386 

 
0 

Zukauf Lebensmittel, Kosten Ar-
beitserledigung, Energie, Güter 
der Haushaltsführung (für 
ein Kind des Arbeitnehmers) 

 
 
 

1747 

 
 
 

1984 

 
 
 

2361 

 
 
 

1783 

 
 
 

2024 

 
 
 

2410 
Wert der Beköstigung 2361 2361 2361 2410 2410 2410 
Für ein Kind über 7 bis 14 Jahre 
Naturalentnahmen 

 
307 

 
189 

 
0 

 
313 

 
193 

 
0 

Zukauf Lebensmittel, Kosten Ar-
beitserledigung, Energie, 
Güter der Haushaltsführung (für 
ein Kind des Arbeitnehmers) 

 
 
 

873 

 
 
 

991 

 
 
 

1180 

 
 
 

892 

 
 
 

1012 

 
 
 

1205 
Wert der Beköstigung 1180 1180 1180 1205 1205 1205 
Für ein Kind bis 7 Jahre 
Naturalentnahmen 

 
230 

 
141 

 
0 

 
235 

 
145 

 
0 

Zukauf Lebensmittel, Kosten Ar-
beitserledigung, Energie, Güter 
der Haushaltsführung (für 
ein Kind des Arbeitnehmers) 

 
 
 

655 

 
 
 

744 

 
 
 

885 

 
 
 

669 

 
 
 

759 

 
 
 

904 
Wert der Beköstigung 885 885 885 904 904 904 
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 Wj. 20/21, Kj. 2020 
(aufgrund der SvEV 2020) Jahresbe-

trag je Person Betriebe 

Wj. 21/22, Kj. 2021 
(aufgrund der SvEV 2021) Jahresbe-

trag je Person Betriebe 

  
 

mit viel-
seitiger 

Viehhal- 
tung 

ohne 
Viehhal-

tung oder 
mit nur 

einseitiger 
Viehhal-

tung 

 
ohne nen-
nenswerte 

Natu-
ralentnah-

men 

 
mit viel-
seitiger 
Viehhal 

tung 

ohne 
Viehhal-

tung oder 
mit nur 

einseitiger 
Viehhal-

tung 

 
ohne nen-
nenswerte 

Natu-
ralentnah-

men 

 € € € € € € 
Für den Betriebsinhaber bzw. Ar-
beitnehmer 
Naturalentnahmen 

 
 

805 

 
 

495 

 
 

0 

 
 

821 

 
 

505 

 
 

0 

Zukauf Lebensmittel, Kosten Arbeits-
erledigung, Energie, Güter der Haus-
haltsführung 
(für den Arbeitnehmer) 

 
 
 

2291 

 
 
 

2601 

 
 
 

3096 

 
 
 

2335 

 
 
 

2651 

 
 
 

3156 
Wert der Beköstigung 3096 3096 3096 3156 3156 3156 
Für den Ehegatten oder andere An-
gehörige über 18 Jahre 
Naturalentnahmen 

 
 

805 

 
 

495 

 
 

0 

 
 

821 

 
 

505 

 
 

0 

Zukauf Lebensmittel, Kosten Arbeits-
erledigung, Energie, 
Güter der Haushaltsführung 

 
 

2291 

 
 

2601 

 
 

3096 

 
 

2335 

 
 

2651 

 
 

3156 
Wert der Beköstigung 3096 3096 3096 3156 3156 3156 
Für ein Kind über 14 bis 18 Jahre 
Naturalentnahmen 

 
644 

 
396 

 
0 

 
657 

 
404 

 
0 

Zukauf Lebensmittel, Kosten Arbeits-
erledigung, Energie, Güter der Haus-
haltsführung (für 
ein Kind des Arbeitnehmers) 

 
 
 

1833 

 
 
 

2081 

 
 
 

2477 

 
 
 

1868 

 
 
 

2121 

 
 
 

2525 
Wert der Beköstigung 2477 2477 2477 2525 2525 2525 
Für ein Kind über 7 bis 14 Jahre 
Naturalentnahmen 

 
322 

 
198 

 
0 

 
328 

 
202 

 
0 

Zukauf Lebensmittel, Kosten Arbeits-
erledigung, Energie, 
Güter der Haushaltsführung (für ein 
Kind des Arbeitnehmers) 

 
 
 

916 

 
 
 

1040 

 
 
 

1238 

 
 
 

934 

 
 
 

1060 

 
 
 

1262 
Wert der Beköstigung 1238 1238 1238 1262 1262 1262 
Für ein Kind bis 7 Jahre 
Naturalentnahmen 

 
242 

 
149 

 
0 

 
246 

 
152 

 
0 

Zukauf Lebensmittel, Kosten Arbeits-
erledigung, Energie, Güter der Haus-
haltsführung (für 
ein Kind des Arbeitnehmers) 

 
 
 

687 

 
 
 

780 

 
 
 

929 

 
 
 

701 

 
 
 

795 

 
 
 

947 
Wert der Beköstigung 929 929 929 947 947 947 
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 Wj. 22/23, Kj. 2022 
(aufgrund der SvEV 2022) Jahresbe-

trag je Person Betriebe 

Wj. 23/24, Kj. 2023 
(aufgrund der SvEV 2023) Jahresbe-

trag je Person Betriebe 

  
 

mit viel-
seitiger 

Viehhal- 
tung 

ohne 
Viehhal-

tung oder 
mit nur 

einseitiger 
Viehhal-

tung 

 
ohne nen-
nenswerte 

Natu-
ralentnah-

men 

 
mit viel-
seitiger 
Viehhal 

tung 

ohne 
Viehhal-

tung oder 
mit nur 

einseitiger 
Viehhal-

tung 

 
ohne nen-
nenswerte 

Natu-
ralentnah-

men 

 € € € € € € 
Für den Betriebsinhaber bzw. Ar-
beitnehmer 
Naturalentnahmen 

 
 

842 

 
 

518 

 
 

0 

 
 

899 

 
 

553 

 
 

0 

Zukauf Lebensmittel, Kosten Arbeits-
erledigung, Energie, Güter der Haus-
haltsführung 
(für den Arbeitnehmer) 

 
 
 

2398 

 
 
 

2722 

 
 
 

3240 

 
 
 

2557 

 
 
 

2903 

 
 
 

3456 
Wert der Beköstigung 3240 3240 3240 3456 3456 3456 
Für den Ehegatten oder andere An-
gehörige über 18 Jahre 
Naturalentnahmen 

 
 

842 

 
 

518 

 
 

0 

 
 

899 

 
 

553 

 
 

0 

Zukauf Lebensmittel, Kosten Arbeits-
erledigung, Energie, 
Güter der Haushaltsführung 

 
 

2398 

 
 

2722 

 
 

3240 

 
 

2557 

 
 

2903 

 
 

3456 
Wert der Beköstigung 3240 3240 3240 3456 3456 3456 
Für ein Kind über 14 bis 18 Jahre 
Naturalentnahmen 

 
674 

 
414 

 
0 

 
719 

 
442 

 
0 

Zukauf Lebensmittel, Kosten Arbeits-
erledigung, Energie, Güter der Haus-
haltsführung (für 
ein Kind des Arbeitnehmers) 

 
 
 

1918 

 
 
 

2178 

 
 
 

2592 

 
 
 

2046 

 
 
 

2323 

 
 
 

2765 
Wert der Beköstigung 2592 2592 2592 2765 2765 2765 
Für ein Kind über 7 bis 14 Jahre 
Naturalentnahmen 

 
337 

 
207 

 
0 

 
345 

 
212 

 
0 

Zukauf Lebensmittel, Kosten Arbeits-
erledigung, Energie, 
Güter der Haushaltsführung (für ein 
Kind des Arbeitnehmers) 

 
 
 

959 

 
 
 

1089 

 
 
 

1296 

 
 
 

1037 

 
 
 

1170 

 
 
 

1382 
Wert der Beköstigung 1296 1296 1296 1382 1382 1382 
Für ein Kind bis 7 Jahre 
Naturalentnahmen 

 
253 

 
156 

 
0 

 
270 

 
166 

 
0 

Zukauf Lebensmittel, Kosten Arbeits-
erledigung, Energie, Güter der Haus-
haltsführung (für 
ein Kind des Arbeitnehmers) 

 
 
 

719 

 
 
 

816 

 
 
 

972 

 
 
 

767 

 
 
 

871 

 
 
 

1037 
Wert der Beköstigung 972 972 972 1037 1037 1037 
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 Wj. 24/25, Kj. 2024 
(aufgrund der SvEV 2024) Jahresbe-

trag je Person Betriebe 

Wj. 25/26, Kj. 2025 
(aufgrund der SvEV 2025) Jahresbe-

trag je Person Betriebe 

  
 

mit viel-
seitiger 

Viehhal- 
tung 

ohne 
Viehhal-

tung oder 
mit nur 

einseitiger 
Viehhal-

tung 

 
ohne nen-
nenswerte 

Natu-
ralentnah-

men 

 
ohne nen-
nenswerte 

Natu-
ralentnah-

men 

ohne 
Viehhal-

tung oder 
mit nur 

einseitiger 
Viehhal-

tung 

 
ohne nen-
nenswerte 

Natu-
ralentnah-

men 

 € € € € € € 
Für den Betriebsinhaber bzw. Ar-
beitnehmer 
Naturalentnahmen 

 
 

976 

 
 

601 

 
 

0 1038 639 0 
Zukauf Lebensmittel, Kosten Arbeits-
erledigung, Energie, Güter der Haus-
haltsführung 
(für den Arbeitnehmer) 

 
 
 

2780 

 
 
 

3155 

 
 
 

3756 2958 3357 3996 
Wert der Beköstigung 3756 3756 3756 3996 3996 3996 
Für den Ehegatten oder andere An-
gehörige über 18 Jahre 
Naturalentnahmen 

 
 

976 

 
 

601 

 
 

0 1038 639 
0 

Zukauf Lebensmittel, Kosten Arbeits-
erledigung, Energie, 
Güter der Haushaltsführung 

 
 

2780 

 
 

3155 

 
 

3756 2958 3357 3996 
Wert der Beköstigung 3756 3756 3756 3996 3996 3996 
Für ein Kind über 14 bis 18 Jahre 
Naturalentnahmen 

 
781 

 
481 

 
0 831 512 0 

Zukauf Lebensmittel, Kosten Arbeits-
erledigung, Energie, Güter der Haus-
haltsführung (für 
ein Kind des Arbeitnehmers) 

 
 
 

2224 

 
 
 

2524 

 
 
 

3005 2366 2685 3197 
Wert der Beköstigung 3005 3005 3005 3197 3197 3197 
Für ein Kind über 7 bis 14 Jahre 
Naturalentnahmen 

 
391 

 
241 

 
0 416 256 0 

Zukauf Lebensmittel, Kosten Arbeits-
erledigung, Energie, 
Güter der Haushaltsführung (für ein 
Kind des Arbeitnehmers) 

 
 
 

1111 

 
 
 

1261 

 
 
 

1502 1183 1343 1599 
Wert der Beköstigung 1502 1502 1502 1599 1599 1599 
Für ein Kind bis 7 Jahre 
Naturalentnahmen 

 
293 

 
180 

 
0 311 192 0 

Zukauf Lebensmittel, Kosten Arbeits-
erledigung, Energie, Güter der Haus-
haltsführung (für 
ein Kind des Arbeitnehmers) 

 
 
 

834 

 
 
 

947 

 
 
 

1127 888 1007 1199 
Wert der Beköstigung 1127 1127 1127 1199 1199 1199 
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 Richtpreise12 zur Bewertung der Naturalentnahmen 

 2020/21 2021/22 2022/23 2023/24 2024/25 

 € € € € € 

Vollmilch je l 0,33 039 0,48 0,41 0,50 
Eier je Stück 0,15 0,16 0,17 0,17 0,18 

Mastbullen13  je 100kg 202,00 250,00 285,00 265,00 320,00 

Färsen13  je 100kg 175,00 220,00 260,00 235,00 300,00 

Kühe13  je 100kg 130,00 180,00 215,00 195,00 240,00 

Kälber13 je 100kg 345,00 385,00 410,00 400,00 440,00 

Rindfleisch  je 100kg 340,00 425,00 490,00 460,00 490,00 

Kuhfleisch je 100kg 240,00 340,00 410,00 370,00 420,00 

Kalbfleisch  je 100kg 525,00 585,00 620,00 605,00 640,00 

Schwein13  je 100kg 110,00 120,00 180,00 185,00 170,00 

Schweinefleisch je 100kg 130,00 140,00 210,00 220,00 200,00 

Mastlämmer13 je 100kg 230,00 270,00 310,00 310,00 380,00 

Sonstige Schafe13 je 100kg 110,00 125,00 145,00 145,00 116,00 

Lammfleisch  je 100kg 460,00 540,00 620,00 630,00 750,00 
Fleisch von sonstigen Schafen je 100kg 227,00 260,00 300,00 300,00 330,00 

Wild- und Geflügelfleisch je kg 7,50 8,00 9,00 9,00 9,00 

Speisekartoffeln je 100kg 8,00 9,00 11,00 12,50 12,00 

Weißkraut je 100kg 6,50 6,50 7,50 8,00 8,00 

Rotkraut je 100kg 7,50 7,50 8,50 9,50 8,50 

Most (100 kg Obst = 80 l) je l 0,50 0,50 0,50 0,50 0,50 

Branntwein je l 9,00 9,50 10,00 10,00 10,00 

Gurken je 100kg 45,00 45,00 50,00 50,00 50,00 

Weizen je 100kg 15,00 25,00 27,00 16,50 16,50 

Roggen je 100kg 14,00 22,00 25,00 14,50 16,00 

Honig je kg 9,00 9,00 10,00 10,00 10,00 

Wein (Haustrunk) je l 2,20 2,20 2,20 2,20 2,20 

Tafelobst je 100kg 42,00 39,00 41,00 60,00 65,00 

Wirtschaftsobst je 100kg 12,00 12,00 12,00 16,00 18,00 

Geflügel je kg 
Hühner 

 
0,15 

 
0,20 

 
0,25 

 
0,13 

 
0,20 

Masthähnchen je kg 0,80 0,95 1,10 1,00 1,10 

übriges Geflügel je kg 1,25 1,35 1,50 1,40 1,40 

Zugarbeiten 
Schlepperstunden14 
bis 40 PS bzw. bis 30 KW 

 
 

17,00 

 
 

19,00 

 
 

19,00 

 
 

17,50 

 
 

17,50 
bis 60 PS bzw. bis 45 KW 21,00 23,00 23,00 21,50 21,50 

ab 60 PS bzw. bis 80 KW (und Allradschlepper) 34,00 36,00 36,00 33,50 33,50 

ab 110 PS bzw. ab 80 KW mit Allrad 43,00 45,00 45,00 42,00 42,00 

Wärme aus Kraft-Wärme-Kopplung15 
Fernwärmeleitung betrieblich je kWh 

 
0,065 

 
0,07 

 
0,08 

 
0,09 

 
0,09 

Fernwärmeleitung im privaten Bereich je kWh 0,03 0,035 0,04 0,045 0,04 

 

12 ohne Umsatzsteuer 
13 Lebendgewicht 
14 Einschließlich Kraftstoff, ohne Lohnaufwand Fahrer. 
15 Liegt Wärmeverkauf an Dritte vor, sind max. die Nettoverkaufspreise als Entnahmewerte anzusetzen. 
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Preise gelten für Landwirtschafts-, Forstwirtschafts- und Kalenderjahr (Stichtage 

30.06., 30.09. und 31.12.) 

Fichte (Preis je EFm ohne Rinde) 

Stammholz/Langholz 

Klasse Güte 2019 2020 2021 2022 2023 2024 2025 

1a B – 34 € 42 € 72 € 70 € 59 € 71 € 

1b B 55 € 48 € 63 € 92 € 89 € 81 € 93 € 

2a B 62 € 57 € 73 € 101 € 98 € 92 € 104 € 

2b B 75 € 65 € 81 € 108 € 104 € 99 € 111 € 

3a B 79 € 65 € 81 € 108 € 104 € 99 € 111 € 

3b B 78 € 66 € 82 € 107 € 104 € 98 € 111 € 

4 B 72 € 67 € 83 € 107 € 104 € 99 € 111 € 

5 B 67 € 67 € 85 € 109 € 105 € 102 € 108 € 

6 B 55 € 71 € 89 € 109 € 107 € 110 € 111 € 

*ML B 60 € – – – – - - 

* ML = Mischlose mit Mischung über sämtliche Stärkeklassen   

 

Tanne (Preis je EFm ohne Rinde) 

Stammholz/Langholz 

Klasse Güte 2019 2020 2021 2022 2023 2024 2025 

1a B – 22 € 35 € 57 € 59 € 27 € 78 € 

1b B 65 € 43 € 61 € 89 € 83 € 76 € 91 € 

2a B 68 € 52 € 69 € 97 € 94 € 87 € 99 € 

2b B 73 € 59 € 74 € 102 € 99 € 93 € 105 € 

3a B 77 € 58 € 73 € 101 € 98 € 93 € 105 € 

3b B 73 € 57 € 72 € 100 € 97 € 92 € 104 € 

4 B 64 € 58 € 73 € 99 € 96 € 91 € 102 € 

5 B – 63 € 75 € 99 € 96 € 93 € 97 € 

6 B – 66 € 80 € 103 € 99 € 107 € 98 € 

*ML B 112 € – – – – - - 

* ML = Mischlose mit Mischung über sämtliche Stärkeklassen   
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Douglasie (Preis je EFm ohne Rinde) 

Stammholz/Langholz 

Klasse Güte 2019 2020 2021 2022 2023 2024 2025 

1a B – – 63 € – 70 € 25 € 80 € 

1b B 91 € 81 € 91 € 108 € 100 € 100 € 105 € 

2a B 90 € 94 € 104 € 124 € 115 € 114 € 119 € 

2b B 90 € 100 € 111 € 132 € 123 € 119 € 126 € 

3a B 90 € 101 € 112 € 133 € 123 € 119 € 127 € 

3b B 90 € 101 € 113 € 132 € 124 € 119 € 125 € 

4 B 90 € 96 € 107 € 126 € 118 € 111 € 117 € 

5 B 91 € 90 € 99 € 117 € 109 € 104 € 104 € 

6 B – 90 € 102 € 119 € 107 € 105 € 102 € 

*ML B 90 € – – – – - - 

* ML = Mischlose mit Mischung über sämtliche Stärkeklassen   

 

Kiefer (Preis je EFm ohne Rinde) 

Stammholz/Langholz 

Klasse Güte 2019 2020 2021 2022 2023 2024 2025 

1a B – – – 35 € – - - 

1b B 70 € 34 € 36 € 55 € - 59 € 53 € 

2a B 75 € 40 € 47 € 66 € 68 € 64 €  65 € 

2b B 80 € 53 € 57 € 80 € 73 € 75 € 75 € 

3a B 80 € 52 € 66 € 82 € 76 € 78 € 78 € 

3b B 80 € 70 € 77 € 90 € 92 € 94 € 92 € 

4 B 60 € 94 € 101 € 107 € 114 € 119 € 108 € 

5 B – 102 € 108 € 111 € 122 € 119 € 110 € 

6 B – 102 € 115 € 110 € 124 € 120 € 111 € 

*ML B 79 € – – – – - - 

* ML = Mischlose mit Mischung über sämtliche Stärkeklassen   
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Eiche (Preis je EFm ohne Rinde) 

Stammholz/Langholz 

Klasse Güte 2019 2020 2021 2022 2023 2024 2025 

1a B – – – – – - - 

1b B – 74 € – 64 € 89 € 70 € 80 € 

2a B 87 € 68 € 78 € 81 € 111 € 78 € 85 € 

2b B – 82 € 88 € 96 € 115 € 107 € 107 € 

3a B 172 € 133 € 142 € 173 € 206 € 186 € 184 € 

3b B – 199 € 206 € 241 € 281 € 255 € 257 € 

4 B 313 € 320 € 331 € 374 € 465 € 444 € 438 € 

5 B 376 € 397 € 421 € 465 € 585 € 535 € 539 € 

6 B 443 € 420 € 490 € 588 € 597 € 551 € 529 € 

*ML B 128 € – – – – - - 

* ML = Mischlose mit Mischung über sämtliche Stärkeklassen   

 

Buche (Preis je EFm ohne Rinde) 

Stammholz/Langholz 

Klasse Güte 2019 2020 2021 2022 2023 2024 2025 

1a B – – – – – - - 

1b B – 72 € – - – 102 € - 

2a B 66 € 51 € 63 € 60 € 24 € - 75 € 

2b B – 61 € 65 € 61 € 92 € 83 € 83 € 

3a B 71 € 66 € 67 € 72 € 100 € 87 € 77 € 

3b B – 71 € 71 € 79 € 108 € 93 € 82 € 

4 B 86 € 83 € 85 € 94 € 118 € 106 € 95 € 

5 B 96 € 91 € 94 € 106 € 128 € 117 € 105 € 

6 B 103 € 93 € 101 € 112 € 137 € 121 € 109 € 

*ML B 77 € – – – – - - 

* ML = Mischlose mit Mischung über sämtliche Stärkeklassen   
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Industrieholz (IS) und Grubenschichtholz 

Erlöse für Fm ohne Rinde) 

Baumart Güte 2019 2020 2021 2022 2023 2024 2025 

Fi/Ta/Dgl N 43 € 39 € 36 € 51 € 61 € 52 € 48 € 

Bu N 47 € 34 € - 47 € 50 € 26 € 44 € 

 

Industrieholz lang und nach Gewicht (IL und IG) 

(Erlöse für Fm ohne Rinde) 

Baumart Sorte 2019 2020 2021 2022 2023 2024 2025 

Fi/Ta/Dgl IL + IG 36 € 25 € 25 € 39 € 47 € 39 € 39 € 

Kie/Lä IL + IG 31 € 20 € 18 € 27 € 40 € 35 € 40 € 

Ei/REi IL + IG 38 € 33 € 28 € 37 € 54 € 47 € 52 € 

Bu/sonst. 

Lbh. 

IL + IG 43 € 42 € 41 € 45 € 68 € 70 € 
63 € 

 

Brennholz 

(Erlöse für Fm ohne Rinde) 

Baumart Güte 2019 2020 2021 2022 2023 2024 2025 

Nadel-

holz 

N 25 € 21 € 24 € 37 € 46 € 37 € 
37 € 

Ei/REi N 49 € 38 € 44 € 53 € 68 € 69 € 59 € 

Bu/sonst. 

Lbh. 

N 53 € 54 € 52 € 62 € 76 € 79 € 
73 € 

 

Anmerkungen: 

Die Preise gelten für mittlere Holzgüte (B-Qualität). Für bessere bzw. schlechtere Holzgüten 

sind folgende Zu- bzw. Abschläge vorzunehmen: 

– Holzgüte A Zuschlag in Höhe von 30–50 % 

  Abhängig von der jeweiligen Baumart 

– Holzgüten C und D Abschläge in Höhe von: 

  13 % bis Stärkeklasse 2 

  21 % bis Stärkeklasse 3 

  25 % bis Stärkeklasse 4 
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Für unentrindetes Nadelstammholz ist ein Abschlag von einheitlich 4 EUR/EFm vorzuneh-

men. 

Bei der Sorte Industrieholz lang, die nach Gewicht verkauft wird (IG), sind die Preise in 

EUR/EFm umgerechnet worden. 

Die Preise gelten für autoladbar gerücktes Holz. Die Umsatzsteuer ist in den Preisen nicht 

enthalten. 

Bei teilweise fehlenden Angaben in den Stärkeklassen lagen keine Verkäufe vor. 

Private Pferdehaltung 

Zur Bewertung von Betriebsleistungen, die der privaten Pferdehaltung dienen, kann für Fut-

ter und Einstreu sowie anteilige Gebäudekosten von folgenden Sätzen ausgegangen wer-

den: 

 Wj. bis 2017/2018 Wj. ab 2018/2019 Wj. ab 2021/2022 

Pferde 650,- €/Jahr 700,-€/Jahr 850 €/Jahr 

Ponys und  

Kleinpferde 

350,-€/Jahr 375,-€/Jahr 425 €/Jahr 

 

Die Richtsätze gelten für eine normale Ausstattung mit Gebäuden. Sind darüber hinaus 

noch eine Reithalle oder sonstige Besonderheiten (z. B. Bewegungsmaschine usw.) vor-

handen, können die Richtsätze um bis zu 50 % erhöht werden. 

Die Wertansätze werden regelmäßig überprüft und bei Bedarf angepasst. 

7 Behandlung der Umsatzsteuer 

 Vorsteuern 

FM BW Erlass vom 09.05.1972, S 2132 a A – 1/71. 

„Nach § 9 b EStG gehört der Vorsteuerbetrag nach § 15 UStG, soweit er bei der Umsatz-

steuer abgezogen werden kann, nicht zu den Anschaffungs- oder Herstellungskosten des 

Wirtschaftsguts, auf dessen Anschaffung oder Herstellung er entfällt. Als Vorsteuerbeträge 

im Sinne des § 15 UStG sind bei Unternehmern, die Umsätze im Rahmen eines land- und 
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forstwirtschaftlichen Betriebs ausführen, auch die diesen Umsätzen nach § 24 Abs. 1 Satz 4 

UStG zuzurechnenden Vorsteuerbeträge anzusehen. Bei ihnen besteht nur die Besonder-

heit, daß sie unabhängig von der tatsächlichen Höhe der Vorsteuerbeträge nach einheitli-

chen Durchschnittsätzen festgesetzt werden. Diese Regelung, die nur eine den besonderen 

Verhältnissen der Land- und Forstwirtschaft entsprechende Vereinfachung bei der Ermitt-

lung der Vorsteuerbeträge darstellt, hat für die Anwendung des § 9 b EStG keine Bedeutung. 

Nach § 9 b EStG mindern auch bei Land- und Forstwirten die tatsächlichen – nicht die nach 

§ 24 Abs. 1 Satz 4 UStG den Umsätzen zuzurechnenden – Vorsteuerbeträge die Anschaf-

fungs- oder Herstellungskosten der Wirtschaftsgüter. 

Dieser Erlaß ergeht im Einvernehmen mit dem Bundesminister für Wirtschaft und Finanzen 

und den obersten Finanzbehörden der Länder.“ 
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Nr. 1 Entschädigung und Zuschüsse 

Nr. 1.1 Maßnahmen zur Verbesserung der Agrarstruktur 

FM BW Erlass vom 08.02.1971, S 2230 A – 1/70 

„ ... 

Für die einkommensteuerrechtliche Behandlung von Maßnahmen zur Verbesserung der 

Agrarstruktur gilt folgendes: 

Landabgaberente 

Auf Grund des Vierten Gesetzes zur Änderung und Ergänzung des Gesetzes über eine Al-

tershilfe für Landwirte vom 19. Juli 1969 (BGBl I S. 1017) erhält ein landwirtschaftlicher 

Unternehmer unter bestimmten Voraussetzungen Landabgaberente. 

Die Landabgaberente stellt – ebenso wie das Altersgeld – eine private Leibrente im Sinne 

des § 22 Nr. 1 Buchst. a EStG dar, die nur mit dem Ertragsanteil einkommensteuerpflichtig 

ist. Soweit Altersgeld und eine um den Betrag des Altersgeldes gekürzte Landabgaben-

rente nebeneinander gewährt werden, stellt jede Rentenleistung eine selbständige Rente 

dar, für die der Ertragsanteil entsprechend dem jeweiligen Rentenbeginn gesondert zu er-

mitteln ist. 

Übernahme von Beitragsleistungen zur Flurbereinigung 

1. Allgemeine Grundsätze 

Nach § 19 des Flurbereinigungsgesetzes vom 14. Juli 1953 (BGBl I S. 591) können die 

Kosten für Gemeinschaftsanlagen, für die erforderlichen Bodenverbesserungen und für 

andere Gemeinschaftsaufgaben im Rahmen einer Flurbereinigung von der Teilnehmerge-

meinschaft auf die einzelnen Teilnehmer nach dem Verhältnis des Werts ihrer neuen 

Grundstücke umgelegt werden. Aus Vereinfachungsgründen können diese Kosten auf 

Grund von Verwaltungsanweisungen der obersten Finanzbehörden der Länder in vollem 

Umfang als sofort abzugsfähige Betriebsausgaben behandelt werden. 

... 



LaFo-Kartei BW Fach 7 Stand: Januar 2024 

 

 Seite 3 

 

c) § 13a EStG-Landwirte 

Ein Abzug der Flurbereinigungskosten kommt nicht in Betracht. Auch die Bundeszu-

schüsse haben deshalb keine Auswirkungen auf die Gewinnermittlung. 

... “ 

Anmerkung der Oberfinanzdirektion: 

Soweit die Flurbereinigungskosten jedoch auf einen forstwirtschaftlichen Teilbetrieb entfal-

len, sind sie bei der Ermittlung des Sondergewinns i.S. des § 13a Abs. 6 Nr. 1 EStG im Jahr 

der Zahlung anteilig als Betriebsausgaben zu berücksichtigen. Die Betriebsausgaben sind 

um die erstatteten Geldbeiträge entsprechend zu kürzen. 

 

Nr. 1.2 Steuerliche Erleichterung bei der Bekämpfung der Tuberkulose, Brucel-

lose und Leukose der Rinder 

FM BW Erlass vom 13.11.1979, S 2230 A – 15/79 

„Der Bekämpfung der Tuberkulose, Brucellose und Leukose der Rinder kommt im Inte-

resse der Landwirtschaft und der Gesundheitsvorsorge eine außerordentliche Bedeutung 

zu. Insbesondere die Leukose der Rinder wird bereits seit Jahren – besonders intensiv seit 

Mitte 1978 – in einem freiwilligen Verfahren mit staatlichen Mitteln bekämpft. Zur Unter-

stützung dieser Maßnahmen gewährt die Tierseuchenkasse Beihilfen für die Ausmerzung 

leukoseverdächtiger Tiere (Ausmerzungsbeihilfe). 

Die auszumerzenden und die als Ersatz anzuschaffenden Rinder werden in der Bilanz 

überwiegend mit Durchschnittswerten angesetzt. Das Ausmerzungsverfahren führt infolge 

des regelmäßig über dem Durchschnittswert liegenden Verkaufspreises und der Zahlung 

der Ausmerzungsbeihilfe zu einem Gewinn, wenn die ausgemerzten Tiere nicht wieder im 

Wirtschaftsjahr der Ausmerzung, sondern erst in den folgenden Wirtschaftsjahren ersetzt 

werden. Andererseits wird im Jahr der Ersatzbeschaffung ein Verlust ausgewiesen. 

Zur Vermeidung dieser Gewinnschwankungen ist das Finanzministerium mit folgender Re-

gelung einverstanden: 
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1. Buchführende Landwirte können jeweils beim Verkauf von Tieren des Anlagevermö-

gens, die nachweislich im Rahmen der Bekämpfung der Rindertuberkulose, der Rin-

derbrucellose oder der Rinderleukose abgeschafft werden, eine steuerfreie Rücklage 

in Höhe des durch den Verkauf entstehenden Gewinns bilden. Die Rücklage ist in den 

folgenden drei Wirtschaftsjahren im Verhältnis zur Wiederauffüllung des Viehbestan-

des aufzulösen, mindestens jedoch jährlich in Höhe eines Drittels der jeweils gebilde-

ten Rücklage. 

2. Für nichtbuchführende Landwirte kommt die Bildung einer Rücklage nicht in Betracht. 

Statt dessen können die außerordentlichen Gewinne, die im Wirtschaftsjahr der Aus-

merzung erzielt werden, im Verhältnis der Wiederauffüllung des Viehbestandes auf die 

folgenden drei Wirtschaftsjahre verteilt werden. Dabei ist jährlich mindestens ein Drittel 

der außerordentlichen Gewinne zu erfassen. 

... 

Diese Regelung ist erstmals auf Gewinne aus der Ausmerzung von Rindern im Wirt-

schaftsjahr 1978/1979 anzuwenden. 

Dieser Erlaß ergeht im Einvernehmen mit dem Bundesminister der Finanzen und den 

obersten Finanzbehörden der anderen Länder.“ 

Zusatz der Oberfinanzdirektion: 

Bei Landwirten, die ihren Gewinn nach § 13a EStG ermitteln, hat die Ausmerzung keinen 

Einfluss auf die Ermittlung des Gewinns nach Durchschnittssätzen 

 

Nr. 1.3 Hagelentschädigungen bei buchführenden Land- und Forstwirten 

FM BW Erlass vom 21.03.1968, S 2132 a A – 4/67 

„Ist in einem buchführenden land- und forstwirtschaftlichen Betrieb ein Hagelschaden in 

dem Wirtschaftsjahr eingetreten, in dem auch die Ernte angefallen wäre, so ist die Ent-

schädigung für den Hagelschaden im gleichen Wirtschaftsjahr als Betriebseinnahme zu 

erfassen. 
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Ist der Hagelschaden jedoch nicht in dem Wirtschaftsjahr entstanden, in dem die Ernte an-

gefallen wäre, so ist es aus Billigkeitsgründen nicht zu beanstanden, wenn der Steuer-

pflichtige die Hagelentschädigung bilanzmäßig so behandelt, daß sie in dem Wirtschafts-

jahr zugerechnet wird, in dem die von dem Schaden betroffene Ernte angefallen wäre. In 

der Schlußbilanz des Wirtschaftsjahres, in dem der Hagelschaden eingetreten ist, kann in 

diesen Fällen in Höhe des Entschädigungsanspruchs oder in Höhe der bereits zugeflosse-

nen Entschädigung eine steuerfreie Rücklage gebildet werden. Die Rücklage ist in dem 

folgenden Wirtschaftsjahr, in dem die Ernte angefallen wäre, erfolgswirksam aufzulösen. 

Dieser Erlaß ergeht im Einvernehmen mit den obersten Finanzbehörden der anderen Län-

der und mit Zustimmung des Bundesministers der Finanzen.“ 

Zusatz der Oberfinanzdirektion: 

Der Erlass behandelt ausdrücklich Hagelschäden und deren Entschädigung, betrifft aber 

sämtliche witterungsbedingten Schäden und deren Entschädigung bei land- und forstwirt-

schaftlichen Betrieben. 

In Anlehnung an R 6.6 Abs. 5 EStR, nach der die Rücklage für Ersatzbeschaffung sinnge-

mäß auch auf die Einnahmenüberschussrechnung anwendbar ist, gilt der Erlass für die Ein-

nahmenüberschussrechnung entsprechend. 

Bei der Gewinnermittlung nach § 13a EStG sind die Grundsätze des BMF-Schreibens vom 

10.11.2015, BStBl I S. 877, anzuwenden. Entschädigungen, die als Ersatz für entgangene 

Einnahmen oder als Ersatz  für erhöhte Betriebsausgaben gewährt werden, sind bei ent-

sprechendem Veranlassungszusammenhang mit dem Gewinn der landwirtschaftlichen Nut-

zung nach § 13a Abs. 4 EStG und dem Gewinn aus Sondernutzungen nach § 13a Abs. 6 

Satz 2 EStG abgegolten (BMF-Schreiben vom 10.11.2015, BStBl I S. 877, RdNr. 53). 

Die Anwendung der Billigkeitsmaßnahme ist beim zuständigen Finanzamt zu beantragen. 

 

Nr. 1.4 Entschädigungen für Wertminderungen des Grund und Bodens 

FM BW Erlass vom 15.03.1972, S 2188 A – 1/71, BStBl 1972 I S. 102 
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„ 

1. Entschädigungen für Wertminderungen bei Grund und Boden, der zu einem Betriebs-

vermögen gehört, sind bei der Gewinnermittlung als Betriebseinnahmen zu berücksich-

tigen. Aufwendungen für die Beseitigung solcher Wertminderungen sind bei der Ge-

winnermittlung durch Betriebsvermögensvergleich grundsätzlich als nachträgliche Her-

stellungskosten zu aktivieren. Bei der Gewinnermittlung nach § 4 Abs. 3 EStG dürfen 

sie grundsätzlich nicht sofort abgezogen werden (§ 4 Abs. 3 Satz 4 EStG). Bei der Ge-

winnermittlung durch Betriebsvermögensvergleich kann für die Wertminderungen (§ 6 

Abs. 1 Ziff. 2 EStG) eine Teilwertabschreibung in Betracht kommen; dabei ist aber § 55 

Abs. 6 EStG zu berücksichtigen. Es ist nicht zu beanstanden, wenn – abweichend von 

den vorstehenden Grundsätzen – die Entschädigung dadurch erfolgsneutral behandelt 

werden, daß die Aufwendungen zur Beseitigung der Wertminderung, soweit sie die 

Entschädigung nicht übersteigen, nicht aktiviert bzw. entgegen § 4 Abs. 3 Satz 4 EStG 

sofort als Betriebsausgaben abgezogen werden. 

2. Wird die Wertminderung nicht oder nicht in vollem Umfang in dem Wirtschaftsjahr be-

seitigt, in dem der Anspruch auf die Entschädigung entstanden ist, so können buchfüh-

rende Steuerpflichtige am Schluß des Wirtschaftsjahres in Höhe des Betrags, um den 

die Entschädigung die bisherigen Aufwendungen für die Beseitigung der Wertminde-

rung übersteigt, eine steuerfreie Rücklage bilden. Die Rücklage darf den Betrag nicht 

übersteigen, der den Aufwendungen entspricht, die zur Beseitigung der Wertminde-

rung bis zum Ablauf der auf die Entstehung des Entschädigungsanspruchs folgenden 

beiden Wirtschaftsjahre ernstlich geplant und zu erwarten sind. Die innerhalb der ge-

nannten Frist zur Beseitigung der Wertminderungen angefallenen Aufwendungen sind 

– soweit sie die Entschädigung nicht übersteigen – nicht als nachträgliche Herstel-

lungskosten zu aktivieren, sondern gegen die Rücklage zu verbuchen. Soweit die 

Rücklage am Schluß des zweiten auf ihre Bildung folgenden Wirtschaftsjahrs noch vor-

handen ist, ist sie in diesem Zeitpunkt gewinnerhöhend aufzulösen. 

3. Wird die Wertminderung bei einem Steuerpflichtigen, der seinen Gewinn nach § 4 

Abs. 3 EStG ermittelt, nicht oder nicht in vollem Umfang in dem Wirtschaftsjahr besei-

tigt, in dem die Entschädigung zugeflossen ist, so ist es nicht zu beanstanden, wenn 

die Entschädigung in Höhe des Betrages, um den sie die bisherigen Aufwendungen für 
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die Beseitigung der Wertminderung übersteigt, als Betriebseinnahme erst in dem Wirt-

schaftsjahr berücksichtigt wird, in dem Aufwendungen für die Beseitigung der Wertmin-

derung anfallen. Voraussetzung hierfür ist, daß am Schluß des Wirtschaftsjahrs, in 

dem die Entschädigung zugeflossen ist, die Beseitigung der Wertminderung ernstlich 

geplant und innerhalb der folgenden beiden Wirtschaftsjahre zu erwarten ist. Die Auf-

wendungen für die Beseitigung der Wertminderung sind, soweit sie die Entschädigung 

nicht übersteigen, in jedem Fall als Betriebsausgaben sofort abzuziehen. § 4 Abs. 3 

Satz 4 EStG ist insoweit nicht anzuwenden. Übersteigt die Entschädigung die Beträge, 

die bis zum Ende der auf den Zufluß der Entschädigung folgenden beiden Wirtschafts-

jahre für die Beseitigung der Wertminderung aufgewendet sind, so ist der überstei-

gende Betrag grundsätzlich als Gewinn des auf den Zufluß der Entschädigung folgen-

den zweiten Wirtschaftsjahrs anzusetzen.“ 

Zusatz der Oberfinanzdirektion: 

Wegen öffentlich-rechtlichen Entschädigungen in der Forstwirtschaft vgl. Fach 10 Nr. 4.3. 

 

Nr. 1.5 Produktionsbeschränkungen auf dem Milchmarkt 

Nr. 1.5.1 Referenzmengenüberschreitung 

FM BW Erlass vom 26.03.1985, S 2132 a A – 6/86 

„Zu den ertragssteuerrechtlichen Fragen, die sich aus den Vorschriften über die Produkti-

onsbeschränkungen auf dem Milchmarkt ergeben, nimmt das Finanzministerium wie folgt 

Stellung: 

... 

II. Abgaben wegen Referenzmengenüberschreitung 

Abgaben, die nach der Milch-Garantiemengen-Verordnung vom 

20. Dezember 1984 (BGBl 1985 I S. 5) erhoben werden, sind abziehbare Betriebsausga-

ben. 
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Bei Gewinnermittlung nach § 4 Abs. 1 EStG ist für den Teil der noch nicht erhobenen Ab-

gabe, der anteilig auf die Überproduktion in Monaten bis zum Bilanzstichtag entfällt, eine 

Rückstellung zu bilden. 

Bei Gewinnermittlung nach § 4 Abs. 3 EStG ist die Abführung oder Einbehaltung der Ab-

gabe nach § 11 EStG zu behandeln. 

Bei Gewinnermittlung nach § 13a EStG sind Abgaben wegen der Überschreitung der 

Milchanlieferungs-Referenzmenge mit dem Grundbetrag nach § 13a Abs. 4 EStG abge-

golten. Die Abgaben werden in der Regel mit den im Grundbetrag enthaltenen Einnah-

men aus der Milcherzeugung verrechnet. Auch direkte Zahlungen können nicht zusätzlich 

geltend gemacht werden, weil Betriebsausgaben mit Ausnahme von Schuldzinsen und 

Lasten im Grundbetrag pauschaliert erfaßt sind. 

... “ 

 

Nr. 1.5.2 Übertragung und zeitweilige Überlassung der 29. MGV 

FM BW Erlass vom 02.02.1995, S 2132 a/10 

„Nach § 7 Abs. 2a Nr. 1 der Milch-Garantiemengen-Verordnung (MGV) in der Fassung der 

29. Verordnung zur Änderung der MGV vom 24. September 1993 (BGBl I S. 1659) können 

Anlieferungsreferenzmengen ohne Übergang des Betriebs oder der entsprechenden Fläche 

übertragen oder für mindestens zwei 12-Monatszeiträume pachtweise überlassen werden. 

Zur ertragsteuerlichen Behandlung dieser flächenunabhängigen Übertragung oder Überlas-

sung von Anlieferungsreferenzmengen nimmt das Finanzministerium wie folgt Stellung: 

1. Gewinnermittlung durch Bestandsvergleich (§ 4 Abs. 1 EStG) und durch Einnah-

menüberschußrechnung (§ 4 Abs. 3 EStG) 

a) Übertragung von Anlieferungsreferenzmengen 
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Bei der Gewinnermittlung nach § 4 Abs. 1 und 3 EStG sind die Erlöse aus der vollständigen 

oder teilweisen Übertragung der Referenzmengen als laufender Gewinn zu erfassen. 

Bei Gewinnermittlung nach § 4 Abs. 1 EStG ist eine passivische Rechnungsabgrenzung 

nach den Regeln über die Behandlung der Milchaufgabevergütung nicht zulässig, da das 

Entgelt für die Übertragung des immateriellen Wirtschaftsguts „Referenzmenge“ gezahlt 

wird und nicht die künftigen Ertragsausfälle wegen der Aufgabe der Milchproduktion abgilt. 

b) Zeitweilige Überlassung von Anlieferungsreferenzmengen 

Für die vollständige oder teilweise flächenunabhängige Überlassung von Anlieferungsrefe-

renzmengen gelten die Regelungen des Erlasses vom 15. April 1991 S 2132 a/1 zum sog. 

„Quotenleasing“ entsprechend. 

c) Behandlung der Aufwendungen des Erwerbers oder Übernehmers der Anliefe-

rungsreferenzmengen 

Der Erwerber wendet Anschaffungskosten für ein regelmäßig auf 10 Jahre befristetes 

Recht auf. Auf Seiten des Übernehmers (Pächters) handelt es sich um Pachtzahlungen für 

ein immaterielles Wirtschaftsgut des Anlagevermögens. 

2. Gewinnermittlung nach Durchschnittssätzen (§ 13a EStG) 

a) Übertragung und zeitweilige Überlassung von Anlieferungsreferenzmengen 

Bei Gewinnermittlung nach § 13a EStG hat die vollständige oder teilweise Übertragung oder 

Überlassung von Anlieferungsreferenzmengen ohne Übergang der entsprechenden Fläche 

keine Auswirkungen auf den Umfang der selbst bewirtschafteten Betriebsfläche. Diese 

bleibt weiterhin im Ausgangswert nach § 13a Abs. 4 EStG berücksichtigt. Die Erlöse aus 

der Übertragung oder Überlassung der Referenzmengen sind daher durch den Ansatz des 

Grundbetrags nach § 13a Abs. 4 EStG abgegolten. 

b) Enger zeitlicher Zusammenhang der Übertragung oder Überlassung von Referenz-

mengen mit der Veräußerung oder Verpachtung von Flächen 
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Die Regelungen unter Buchstabe a gelten nicht, wenn mit der Übertragung oder Überlas-

sung von Anlieferungsreferenzmengen innerhalb eines Zeitraums von zwei Jahren, be-

ginnend mit dem Abschluß des Übertragungs- oder Überlassungsvertrags der Anlieferungs-

referenzmengen, auch die den Referenzmengen entsprechenden Flächen veräußert oder 

verpachtet werden. 

c) Behandlung der Aufwendungen des Erwerbers oder Übernehmers der Anliefe-

rungsreferenzmengen 

Aufwendungen für den Erwerb oder die Überlassung von Referenzmengen können im Rah-

men der Gewinnermittlung nach Durchschnittssätzen nicht gesondert geltend gemacht wer-

den. 

3. Wechsel der Gewinnermittlungsart 

Wechselt ein Landwirt, der seine Anlieferungsreferenzmengen überlassen hat, während des 

Überlassungszeitraums von der Gewinnermittlung nach § 13a EStG zur Gewinnermittlung 

nach § 4 Abs. 1 EStG, ist das für die zeitweilige Überlassung von Referenzmengen für den 

gesamten Überlassungszeitraum im voraus entrichtete Entgelt, das auf die künftige Über-

lassungszeit entfällt, über den noch verbleibenden Überlassungszeitraum passivisch abzu-

grenzen. Wechselt der Landwirt zur Gewinnermittlung nach § 4 Abs. 3 EStG, ist das auf die 

künftige Überlassungsdauer entfallende im voraus entrichtete Entgelt im Zeitpunkt des 

Wechsels der Gewinnermittlungsart als Betriebseinnahme zu erfassen. Beim Übergang von 

der Gewinnermittlung nach Durchschnittssätzen nach § 13a EStG zur 

Gewinnermittlung durch Bestandsvergleich anläßlich der Ermittlung eines Betriebsveräuße-

rungs- oder Betriebsaufgabegewinns ist das für die zeitweilige Überlassung im voraus ent-

richtete Entgelt, das auf die künftige Überlassungszeit entfällt, als Bestandteil des Betriebs-

veräußerungs- oder Betriebsaufgabegewinns erfolgswirksam zu erfassen. 

4. Geltungsbereich 

Die vorstehenden Regelungen gelten nicht für Übertragungen von Referenzmengen nach 

§ 16g MGV in dem in Artikel 3 des Einigungsvertrags genannten Gebiet. 
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Dieser Erlaß ergeht im Einvernehmen mit dem Bundesministerium der Finanzen und den 

obersten Finanzbehörden der anderen Länder. 

... “ 

Nr. 1.6 Ausgleichszulage zur Förderung landwirtschaftlicher Betriebe in be-

nachteiligten Agrarzonen 

Nach den Richtlinien des Ministeriums für Ernährung, Landwirtschaft, Umwelt und Forsten 

zur Förderung landwirtschaftlicher Betriebe in Berggebieten und in bestimmten benachtei-

ligten Gebieten kann land- und forstwirtschaftlichen Betrieben eine Ausgleichszulage ge-

währt werden. Die Ausgleichszulage ist bei Landwirten mit Gewinnermittlung nach § 4 Abs. 

1 oder 3 EStG als Betriebseinnahme zu erfassen. Bei Landwirten mit Gewinnermittlung 

nach § 13a EStG ist die Ausgleichszulage durch den Grundbetrag abgegolten. 

 

Nr. 1.7 Entschädigungen wegen Nutzungsbeschränkungen in Wasserschutz-

gebieten 

Nach der Schutzgebiets- und Ausgleichsverordnung (SchALVO) des Ministeriums für Um-

welt BW vom 20.02.2001 (GBl S. 145) werden aufgrund des § 19 Abs. 2 des Wasserhaus-

haltsgesetzes (WHG) vom 19.08.2002 (BGBl. I S. 3249) wegen der angeordneten Verbote 

bestimmter Bewirtschaftungsmaßnahmen in land- und forstwirtschaftlichen Grundstücken, 

die in den ausgewiesenen Wasser- und Quellenschutzgebieten liegen, jeweils für das Ka-

lenderjahr Ausgleichsleistungen gewährt. Der Pauschalausgleich beträgt 165 Euro je ha 

landwirtschaftlich genutzter Fläche im Schutzgebiet (§ 12 Abs. 1 SchALVO). Anstelle des 

Pauschalausgleichs können auf Antrag die nachgewiesenen wirtschaftlichen Nachteile 

durch Einzelausgleich ersetzt werden (§ 13 SchALVO). Für forstwirtschaftlich genutzte Flä-

chen wird stets ein Einzelausgleich gewährt (§ 12 Abs. 3 SchALVO). Die Ausgleichsleistun-

gen sollen die durch die Nutzungsbeschränkungen im Kalenderjahr verursachten wirtschaft-

lichen Nachteile entschädigen (§ 19 Abs. 4 WHG). Auf die Ausgleichsleistungen besteht in 

der gesetzlich bestimmten Höhe ein Rechtsanspruch. Antragsberechtigt ist, wer am Tag der 

Antragstellung Bewirtschafter ist (§ 14 Abs. 1 SchALVO). Der Antrag muss spätestens am 
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15.05. des Kalenderjahres, dessen wirtschaftliche Nachteile ausgeglichen werden sollen, 

gestellt werden. 

Die Ausgleichsleistungen sind Betriebseinnahmen. Sie sind zwar Entschädigungen für 

entgehende Einnahmen (§ 24 Nr. 1 Buchst. a EStG); für den entstehenden Gewinn kann 

jedoch die Tarifermäßigung nach § 34 Abs. 1 EStG auch bei der Gewinnermittlung nach 

§ 4 Abs. 3 EStG nicht in Betracht kommen, da keine außerordentlichen Einkünfte vorliegen. 

Bei Landwirten, die ihren Gewinn nach den Durchschnittssätzen des § 13a EStG ermitteln, 

sind die Ausgleichsleistungen mit dem Grundbetrag abgegolten, soweit für die Erträge der 

in das Schutzgebiet fallenden Grundstücke ein Grundbetrag nach § 13a Abs. 4 EStG ange-

setzt wird. Gehört hingegen das Grundstück zur forstwirtschaftlichen Nutzung i.S. des § 13a 

Abs. 6 Nr. 1 EStG, so ist die Entschädigung bei Ermittlung des Sondergewinns in voller 

Höhe als Betriebseinnahme zu erfassen. Bei der Gewinnermittlung nach § 4 Abs. 3 EStG 

ist die Ausgleichsleistung im Zeitpunkt ihres Zufließens als Betriebseinnahme zu erfassen. 

Buchführende Land- und Forstwirte müssen den Anspruch auf die Ausgleichsleistung in 

der Bilanz auf den Stichtag nach dem 15.05. des Kalenderjahres mit dem Nennwert aktivie-

ren, soweit er noch nicht ausgezahlt ist. Der Aktivposten ist auch dann zu bilden, wenn der 

Antrag bei der gewährenden Behörde zum Bilanzstichtag noch nicht gestellt und die An-

tragsfrist bei der Bilanzerstellung nicht versäumt ist (BFH-Urteil vom 12.04.1984, BStBl II S. 

554). In Fällen des Pauschalausgleichs ist der Bilanzierung nach der gegenwärtigen Rege-

lung der SchALVO ein Jahresbetrag von 165 Euro je ha zugrundezulegen. Bei Anträgen auf 

Einzelausgleich, über die nach dem Bilanzstichtag aber vor Bilanzerstellung entschieden 

wird, sind die Grundsätze der Wertaufhellung zu beachten. Wird der Bewilligungsbescheid 

erst nach der Bilanzerstellung erteilt, so ist der Bilanzierung der Ausgleichsbetrag zugrunde-

zulegen, der bei Bilanzerstellung unter Beachtung des Vorsichtsprinzips mindestens erwar-

tet werden konnte. Das ist zumindest der Pauschalausgleich von 165 Euro je ha. 

Da durch die Ausgleichsleistung der im Kalenderjahr eingetretene Ertragsausfall abgegolten 

werden soll, ist der entstehende Gewinn dem Wirtschaftsjahr zuzuordnen, in dem der Er-

tragsausfall eintritt (BFH-Urteil vom 17.09.1987, BStBl 1988 II S. 327); aus Vereinfachungs-

gründen erscheint es vertretbar, die Ausgleichsleistung insoweit passiv abzugrenzen, als 

sie zeitanteilig auf den Zeitraum des Kalenderjahres nach dem Bilanzstichtag entfällt. Der 
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passive Rechnungsabgrenzungsposten ist auch dann zu bilden, wenn die Ausgleichsleis-

tung am Bilanzstichtag ausbezahlt ist und der Ansatz des Aktivpostens deshalb entfällt. 

Die Eigenschaft der betroffenen Grundstücke als Betriebsvermögen ändert sich durch die 

gesetzlich auferlegte Nutzungsbeschränkung nicht. Eine Teilwert-Abschreibung nach § 6 

Abs. 1 Nr. 2 EStG wird im Allgemeinen nicht in Betracht kommen, weil der Teilwert durch 

die Nutzungsbeschränkung regelmäßig nicht unter den Buchwert absinken wird; ist dies je-

doch ausnahmsweise der Fall, so ist § 55 Abs. 6 EStG zu beachten. 

Nr. 1.8 Entschädigungen für Wirtschaftserschwernisse 

FM BW Erlass vom 05.03.1992, S 2132 a A – 4/82; BMF-Schreiben vom 05.03.1992, 

BStBl I S. 187 

„ ... 

Zur ertragsteuerlichen Behandlung der Entschädigungen für Wirtschaftserschwernisse in 

der Landwirtschaft gilt folgendes: 

Für die Gewinnermittlung durch Bestandsvergleich nach § 4 Abs. 1 EStG und durch 

Einnahmen-Überschussrechnung nach § 4 Abs. 3 EStG gilt folgendes: 

... 

1. Die Entschädigungsregelung ist in einem Vertrag vereinbart, der nach dem 31.12.1990 

geschlossen worden ist: 

a) Steuerpflichtige, die den Gewinn aus Land- und Forstwirtschaft nach § 4 Abs. 1 EStG 

ermitteln, dürfen in ihrer Bilanz einen passiven Rechnungsabgrenzungsposten gemäß § 

5 Abs. 5 Nr. 2 EStG nicht bilden, da die Entschädigung für Wirtschaftserschwernisse 

keine Einnahme ist, die Ertrag für eine bestimmte Zeit nach dem Abschlussstichtag dar-

stellt, sondern lediglich erhöhten betrieblichen Aufwand auch für künftige Wirtschafts-

jahre ausgleicht. Die Bildung einer Rückstellung oder eines anderen Schuldpostens in 

der Steuerbilanz ist nicht zulässig, da es sich bei den Aufwendungen aus Wirtschafts-

erschwernissen weder um ungewisse Verbindlichkeiten noch um drohende Verluste aus 

schwebenden Geschäften handelt. 
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b) Bei der Gewinnermittlung nach § 4 Abs. 3 EStG sind die Entschädigungen für Wirt-

schaftserschwernisse im Zeitpunkt des Zuflusses als Betriebseinnahmen zu erfassen; 

eine Verteilung über einen bestimmten Zeitraum ist nicht zulässig. 

Dieser Erlass ergeht im Einvernehmen mit dem Bundesminister der Finanzen und den 

obersten Finanzbehörden der anderen Länder. Er entspricht dem Schreiben des Bundes-

ministers der Finanzen vom 5. März 1992 IV C 4 – S 2149 – 5/92, das im BStBl I S. 187 

veröffentlicht worden ist.“ 

 

Nr. 1.9 Steuerliche Behandlung von Ausgleichszahlungen und öffentlichen 

Beihilfen 

FM BW Erlass vom 17.01.2000, 3 – S 223.0/52; Schreiben vom 17.01.2000 an den Landes-

bauernverband 

„Sehr geehrte Damen und Herren, 

das Ministerium Ländlicher Raum hat Ihr Schreiben vom 16. 9. 1999, in dem Sie die Frage 

des Zeitpunkts der Aktivierung von Ausgleichszahlungen und öffentlichen Beihilfen ange-

sprochen haben, an das Finanzministerium mit der Bitte um Beantwortung weitergeleitet. 

Zu Ihrem Schreiben nehme ich wie folgt Stellung: 

Buchführende Land- und Forstwirte, die ihren Gewinn nach § 4 Abs. 1 EStG ermitteln, dür-

fen Gewinne (Ansprüche auf Ausgleichsleistungen) nur dann ausweisen, wenn sie am Bi-

lanzstichtag realisiert sind (§ 252 Abs. 1 Nr. 4 HGB). 

Ansprüche auf öffentliche Zuschüsse, Prämien und Ausgleichsleistungen entstehen grund-

sätzlich mit der Erteilung eines Bewilligungsbescheids. Besteht allerdings auf eine öffentli-

che Leistung ein Rechtsanspruch, dann ist der Anspruch auch dann zu aktivieren, wenn am 

Bilanzstichtag bzw. bei Bilanzerstellung noch kein Bewilligungsbescheid vorliegt (BFH v. 

12.4.1984 – BStBl II 1984 S. 554). 
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Bei der Ihnen beispielhaft angeführten Schutzgebiets- und Ausgleichsverordnung 

(SchALVO) vom 8.4.1991 (GBl 1991 S. 545) hat das Umweltministerium Baden-Württem-

berg für die land- und forstwirtschaftliche Nutzung von Grundstücken in Wasser- und Quel-

lenschutzgebieten Beschränkungen getroffen. Für die damit verbundenen wirtschaftlichen 

Nachteile erhält der Grundstückseigentümer nach den §§ 8 u. 9 SchALVO, § 19 Abs. 4 

Wasserhaushaltsgesetz und § 40 Abs. 1 Wassergesetz Baden-Württemberg einen pau-

schalen Ausgleich von 310 DM je Hektar in dem betreffenden Schutzgebiet und je Kalen-

derjahr. Anstelle des Pauschalausgleichs ist ein Einzelausgleich bei Nachweis der tatsäch-

lichen wirtschaftlichen Nachteile möglich (§ 9 Abs. 2 SchALVO). 

Bei landwirtschaftlich genutzten Flächen wird mindestens der Pauschalausgleich in Höhe 

von 310 DM je Hektar und Kalenderjahr geleistet (§ 9 Abs. 2 SchALVO) – in dieser Höhe 

besteht ein gesetzlicher (Mindest-)Anspruch. Dies hat zur Folge, dass bei einer Gewinner-

mittlung nach § 4 Abs. 1 EStG der Anspruch auf die Ausgleichszahlung unabhängig von der 

Bekanntgabe des Bewilligungsbescheids zum 15.2. zu aktivieren ist. Zu diesem Zeitpunkt 

steht nach § 11 Abs. 1 SchALVO die gesetzliche Anspruchsberechtigung und damit der 

Anspruch des Land- und Forstwirts in Höhe von mindestens des Pauschalausgleichs fest. 

Durch die Ausgleichsleistungen sollen die Ertragsausfälle des laufenden Kalenderjahrs aus-

geglichen werden. Der durch die Aktivierung des Anspruchs entstehende Gewinn ist somit 

dem Wirtschaftsjahr zuzuordnen, in dem der Ertragsausfall eintritt (BFH v. 17.9.1987 – 

BStBl II S. 327). Aus Vereinfachungsgründen lässt die Landwirtschaftskartei Baden-Würt-

temberg auch eine zeitanteilige passive Abgrenzung zu (LandwKartei Baden-Württemberg 

G III Nr. 10)1. 

Soweit der Land- oder Forstwirt auf die Prämien, Zuschüsse oder Beihilfen keinen Rechts-

anspruch hat, ist eine Aktivierung des Anspruchs erst mit der Erteilung des Bewilligungsbe-

scheids zulässig (z.B. MEKA-Richtlinie). Erfolgt die Bewilligung einer solchen Ausgleichs-

leistung für ein bereits abgelaufenes Wirtschaftsjahr, so ist eine passive Abgrenzung grund-

sätzlich nicht mehr möglich und der Anspruch ist in vollem Umfang mit Zugang des Bewilli-

gungsbescheids zu aktivieren.“ 

                                            

1 Jetzt Fach 7 Nr. 1.7 
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Zusatz der Oberfinanzdirektion: 

Die Ausführungen zur Schutzgebiets- und Ausgleichsverordnung (SchALVO) sind bereits 

überholt. Die aktuellen Regelungen zur SchALVO sind unter Fach 7 Nr. 1.7 dargestellt. 

 

Nr. 1.10 Ertragsteuerliche Behandlung der Einrichtung von Ersatzflächenpools 

durch Landwirte für die Vornahme von Ausgleichsmaßnahmen nach 

den Naturschutzgesetzen 

BMF-Schreiben vom 03.08.2004, BStBl I S. 716 

„Zur ertragsteuerlichen Behandlung der Einrichtung von Ersatzflächenpools durch Land- 

und Forstwirte für Ausgleichsmaßnahmen nach den Naturschutzgesetzen beim Empfänger 

der Leistungen – den Land- und Forstwirten – nehme ich im Einvernehmen mit den obersten 

Finanzbehörden der Länder wie folgt Stellung: 

I. Einrichtung von Ersatzflächenpools für Ausgleichsmaßnahmen nach den Natur-

schutzgesetzen 

Gebietskörperschaften und private Eingriffsverursacher sind gesetzlich verpflichtet, Aus-

gleichsflächen für die mit der Bebauung von Grundstücken verbundenen Eingriffe in den 

Naturhaushalt und das Landschaftsbild zu schaffen. Der Ausgleich kann an anderer Stelle 

als dem Ort des Eingriffs erfolgen; die Ausgleichsflächen müssen nicht zwingend im Eigen-

tum des Eingriffsverursachers stehen. Land- und Forstwirte erklären sich gegenüber den 

Gebietskörperschaften/ privaten Eingriffsverursachern damit einverstanden, dass Flächen 

ihres Betriebs mit Naturschutzauflagen belastet werden, die sie danach unter Wahrung und 

Förderung naturschutzrechtlicher Aspekte weiter bewirtschaften (Ausgleichsflächen). Als 

Vertragsgrundlage für die Einrichtung sog. Ersatzflächenpools zwischen dem Land- und 

Forstwirt und dem Ausgleichsverpflichteten dienen vielfach Pflege- und Entwicklungspläne. 

Diese beinhalten u.a. Angaben über den Zustand der einzelnen Flächen zu Vertragsbeginn 

und ein Konzept zum Erhalt und zur langfristigen Verbesserung/Intensivierung der naturge-

rechten Bewirtschaftung der Ausgleichsflächen. 
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II. Ertragsteuerliche Beurteilung 

1. Zuordnung zum Betriebsvermögen 

Die vom Land- und Forstwirt zur Verfügung gestellten Ausgleichsflächen gehören unverän-

dert zu dessen Betriebsvermögen. Die Zurverfügungstellung der Flächen unter Weiternut-

zung durch den Landwirt rechtfertigt für sich betrachtet grundsätzlich keine Wertminderun-

gen oder -erhöhungen des Grund und Bodens. 

Die Einnahmen aus der Zurverfügungstellung der Ausgleichsflächen mit veränderter ökolo-

gischer, naturschutzfördernder Bewirtschaftung führen aufgrund des objektiven wirtschaftli-

chen Zusammenhangs mit dem Land- und Forstwirtschaftsbetrieb zu Betriebseinnahmen 

des Landwirts. Durch die Einrichtung des Ersatzflächenpools beim Landwirt ggf. entste-

hende Einnahmeverluste, Wertminderungen des Grund und Bodens oder zusätzliche Be-

triebsausgaben sind nachrangige Folgekosten, die mit der Zahlung auch abgegolten wer-

den. Eine Aufteilung und Unterscheidung des Gesamtentgeltes für diese Kostenbestand-

teile ist nicht erforderlich. Gleiches gilt auch für mehrere, innerhalb eines kurzen, überschau-

baren Zeitraumes gezahlte Teilleistungen. 

2. Gewinnrealisierung bei Gewinnermittlung nach § 4 Abs. 1 EStG 

Die Einnahmen des Landwirtes aus der Einrichtung der Ersatzflächenpools sind in dem 

Wirtschaftsjahr zu berücksichtigen, dem sie wirtschaftlich zuzurechnen sind. 

Fließen dem Landwirt zu Vertragsbeginn die Einnahmen aus einer befristeten Zurverfügung-

stellung der Ausgleichsflächen und deren zukünftiger vereinbarter naturgerechter Bewirt-

schaftung in einer Summe zu, sind die Einnahmen gem. § 5 Abs. 5 Nr. 2 EStG passiv ab-

zugrenzen und über den Vertragszeitraum in gleichen Raten erfolgswirksam aufzulösen. Ist 

eine zeitlich unbegrenzte Dauerleistung vereinbart worden, bei der sich rechnerisch ein Min-

destzeitraum bestimmen lässt, so ist der passive Rechnungsabgrenzungsposten über einen 

Zeitraum von 25 Jahren gleichmäßig aufzulösen (BFH vom 9. Dezember 1993, BStBl II 1995 

S. 202). 

3. Ertragsteuerliche Beurteilung bei Einnahmenüberschussrechnung nach § 4 Abs. 3 

EStG 
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Die Betriebseinnahmen sind in dem Wirtschaftsjahr anzusetzen, in dem sie dem Steuer-

pflichtigen zugeflossen sind. Aufwendungen für ökologisch notwendige Pflege- und Unter-

haltungsmaßnahmen sowie Verwaltungskosten sind im Zeitpunkt des Abflusses zu berück-

sichtigen. 

4. Ertragsteuerliche Behandlung bei Gewinnermittlung nach Durchschnittssätzen ge-

mäß § 13a EStG 

Die vom Land- und Forstwirt zur Verfügung gestellten Ausgleichsflächen der landwirtschaft-

lichen Nutzung (§ 34 Abs. 2 Nr. 1 a BewG) ohne Sonderkulturen (§ 52 BewG) sind unver-

ändert bei der Bemessung des Grundbetrages nach § 13a Abs. 4 EStG als selbst bewirt-

schaftete Fläche zu berücksichtigen (vgl. R 130 Abs. 1 EStR)2. Die hieraus erzielten Ein-

nahmen sind durch den Ansatz des Grundbetrages nach § 13a Abs. 4 EStG abgegolten. 

Stellt der Land- und Forstwirt Flächen der forstwirtschaftlichen Nutzung (§ 34 Abs. 2 Nr. 1b 

BewG) zur Verfügung, sind die hieraus erzielten Gewinne als Sondergewinne nach § 13a 

Abs. 6 Satz 1 Nr. 1 EStG zu erfassen. Gem. § 13a Abs. 6 Satz 2 EStG erfolgt die Gewinner-

mittlung durch Einnahmenüberschussrechnung nach § 4 Abs. 3 EStG. Insofern gelten die 

Ausführungen unter II.3. entsprechend.“ 

Nr. 1.11 Ertragsteuerliche Folgen aus der Umsetzung der auf EU-Ebene be-

schlossenen Reform der Gemeinsamen Agrarpolitik (GAP) in nationales 

Recht 

BMF-Schreiben vom 25.06.2008, BStBl I S. 682, geändert durch BMF-Schreiben vom 

13.10.2008, BStBl I S. 939 und 

BMF-Schreiben vom 13.12.2016, BStBl 2017 I S. 33 

„Im Einvernehmen mit den obersten Finanzbehörden der Länder gilt hinsichtlich der ertrag-

steuerlichen Auswirkungen der auf EU-Ebene gefassten Beschlüsse zur Gemeinsamen Ag-

rarpolitik (GAP) das Folgende: 

                                            

2 Jetzt R 13a.2 Abs. 1 EStR 2008 
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I. Rechtsgrundlagen 

1. EU-Gesetzgebung  

Das Recht über Beihilfen in der Landwirtschaft wurde durch die 1 Europäische Union im 

Rahmen der Reform der Gemeinsamen Agrarpolitik (GAP-Reform) neu geregelt: Die we-

sentlichen Bestimmungen zur Betriebsprämienregelung finden sich in der Verordnung (EG) 

Nr. 1782/2003 des Rates vom 29. September 2003, zuletzt geändert durch die Verordnung 

(EG) Nr. 293/2008 vom 1. April 2008 (ABl. L 90/5) mit gemeinsamen Regeln für Direktzah-

lungen im Rahmen der Gemeinsamen Agrarpolitik und mit bestimmten Stützungsregelun-

gen für Inhaber landwirtschaftlicher Betriebe (ABl. L 270/1), in Verbindung mit der Verord-

nung (EG) Nr. 795/2004 der Kommission vom 21. April 2004 mit Durchführungsbestimmun-

gen zur Betriebsprämienregelung (ABl. L 141/1) zuletzt geändert durch die Verordnung (EG) 

Nr. 319/2008 vom 7. April 2008 (ABl. L 116/20) sowie der Verordnung (EG) Nr. 796/2004 

der Kommission vom 21. April 2004 mit Durchführungsbestimmungen zur Einhaltung ander-

weitiger Verpflichtungen, zur Modulation und zum Integrierten Verwaltungs- und Kontroll-

system (ABl. L 141/18), zuletzt geändert durch die Verordnung (EG) Nr. 1550/2007 vom 20. 

Dezember 2007 (ABl. L 337/79). (Rn. 1) 

2. Umsetzung in nationales Recht  

In nationales Recht wurden die im Rahmen der GAP-Reform auf EU-Ebene beschlossenen 

Regelungen zur Betriebsprämie vor allem durch das Gesetz zur Durchführung der einheitli-

chen Betriebsprämie (Betriebsprämiendurchführungsgesetz) vom 21. Juli 2004 (BGBl. I S. 

1763); zuletzt geändert durch Bekanntmachung der Neufassung des Dritten Gesetzes zur 

Änderung des Betriebsprämiendurchführungsgesetzes (BetrPrämDurchfGÄndG) vom 28. 

März 2008 (BGBl. I S. 495), die Verordnung zur Durchführung der einheitlichen Betriebs-

prämie (Betriebsprämiendurchführungsverordnung) vom 26. Oktober 2006 (BGBl. I S. 2376) 

zuletzt geändert durch Verordnung vom 08.05.2008 (BGBl. I 2008 Nr. 17, S. 801) umge-

setzt. (Rn. 2) 

II. Inhalt der neuen Beihilferegelungen 

1. Kernelemente  
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Kernelemente der Reform der GAP sind die Entkoppelung der Direktzahlungen von der Pro-

duktion, die Verknüpfung von Standards in den Bereichen Umwelt- und Tierschutz sowie 

Lebens- und Futtermittelsicherheit mit den Direktzahlungen (Cross Compliance) und die Be-

reitstellung von Mitteln für Maßnahmen zur Förderung der ländlichen Entwicklung (Modula-

tion). Im Weiteren werden die im Rahmen der GAP-Reform beschlossenen Regelungen nur 

dargestellt, soweit sie für die spätere steuerliche Beurteilung von Bedeutung sind. (Rn. 3) 

2. Entkoppelung der Direktzahlungen von der Produktion  

Mit Wirkung ab 1. Januar 2005 wurde der größte Teil der bisher als Flächen- und Tierprä-

mien gewährten Direktzahlungen von der landwirtschaftlichen Produktion entkoppelt mit der 

Folge, dass zu diesem Stichtag eine Vielzahl der bisherigen Direktzahlungen wegfallen. An 

ihre Stelle tritt die so genannte einheitliche Betriebsprämie. Die Entkoppelung erfolgt an-

fangs durch ein dynamisches Kombimodell. Ab 2006 erhöht sich die Betriebsprämie um 

einen zusätzlichen betriebsindividuellen Milchbetrag, einen betriebsindividuellen Zuckerbe-

trag sowie auf Grund der teilweisen Entkopplung der Tabakprämie um einen betriebsindivi-

duellen Tabakbetrag. (Rn. 4) 

Abweichend davon gibt es aber auch weiterhin Zahlungen, deren Gewährung teilweise oder 

vollständig an die Produktion des jeweiligen Erzeugnisses gebunden ist (produktspezifische 

Direktzahlungen). Dazu gehören vor allem Zahlungen für Eiweißpflanzen, Schalenfrüchte, 

Energiepflanzen, Stärkekartoffeln sowie (vorübergehend) Tabak. (Rn. 5) 

3. Arten von Zahlungsansprüchen 

a) Allgemeines 

Um Zahlungen im Rahmen der Betriebsprämienregelung erhalten zu können, muss der Be-

triebsinhaber über entsprechende Zahlungsansprüche verfügen. Unterschieden werden 

drei Arten von Zahlungsansprüchen, nämlich die Zahlungsansprüche auf einheitliche Be-

triebsprämie, Zahlungsansprüche bei Stilllegung von Flächen sowie besondere Zahlungs-

ansprüche. (Rn. 6) 

b) Berechtigter Personenkreis 
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Zahlungsansprüche erhält der Betriebsinhaber, der bis zum Stichtag (im ersten Jahr der 

Betriebsprämienregelung bis zum 17. Mai 2005) einen Antrag auf Festsetzung von Zah-

lungsansprüchen gestellt hat und über eine beihilfefähige Fläche (Eigentums- oder Pacht-

fläche, die mindestens 10 Monate zur Verfügung stehen muss) von mindestens 0,3 Hektar 

verfügt. Betriebsinhaber kann jede natürliche Person, juristische Person oder eine Vereini-

gung natürlicher oder juristischer Personen sein, die eine landwirtschaftliche Tätigkeit aus-

übt. (Rn 7) 

c) Einheitliche Betriebsprämie 

Die Höhe des Zahlungsanspruchs wird auf der Grundlage von Referenzbeträgen ermittelt. 

Der Referenzbetrag setzt sich aus einem betriebsindividuellen Betrag (BIB oder top up) 

und einem flächenbezogenen Betrag zusammen. (Rn. 8) 

Der betriebsindividuelle Betrag wird durch Saldierung von bestimmten Direktzahlungen, die 

dem jeweiligen landwirtschaftlichen Betrieb im Bezugszeitraum (2000 bis 2002) durch-

schnittlich zugeflossen sind (§ 5 Abs. 2 und 3 BetrPrämDurchfG), ermittelt. Zu diesen Di-

rektzahlungen gehören die Sonderprämie für männliche Rinder, die Schlachtprämie für Käl-

ber, die Mutterkuhprämie, die Mutterschaf- und Ziegenprämie, 50% der Extensivierungszu-

schläge für Rinder, die Milchprämie, 25% des entkoppelten Teils der Stärkekartoffelprämie, 

der entkoppelte Teil der Trockenfutterbeihilfe und ab 2006 der entkoppelte Teil der Tabak-

prämie. Da es für Milch in den Jahren 2000 bis 2002 noch keine Direktzahlungen gab, 

kommt es hier auf die Höhe der verfügbaren einzelbetrieblichen Referenzmenge zum Stich-

tag 31. März 2005 (§ 5 Abs. 2 Nr. 2 BetrPrämDurchfG) an. (Rn. 9) 

Der flächenbezogene Betrag berechnet sich in mehreren Schritten. Im ersten Schritt ist von 

dem Prämienvolumen aus der jeweiligen regionalen Obergrenze der betriebsindividuelle 

Betrag abzuziehen. Anschließend ist der danach verbleibende Betrag im zweiten Schritt 

gleichmäßig auf die von dem landwirtschaftlichen Betrieb im Jahr 2005 gemeldete beihilfe-

fähige Fläche der entsprechenden Region zu verteilen. Für die Berechnung des flächenbe-

zogenen Betrags ist eine Differenzierung zwischen Dauergrünland und sonstigen beihilfe-

fähigen Flächen – sog. Ackerland – vorzunehmen. Bei Stilllegung entsprechen die Zah-

lungsansprüche dem flächenbezogenen Betrag je Hektar Ackerland der jeweiligen Region. 

(Rn. 10) 
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d) Zahlungsansprüche für Stilllegung 

Betriebsinhaber, die beihilfefähige Ackerflächen bewirtschaften und für deren Nutzung Zah-

lungsansprüche erhalten, müssen einen Teil ihrer Flächen stilllegen. Für die Stilllegung wird 

dem Betriebsinhaber ein spezieller Zahlungsanspruch (sog. Zahlungsanspruch bei Stillle-

gung) zugewiesen. 

Die Verpflichtung zur Flächenstilllegung kann durch unmittelbare Rechtsakte der Organe 

der Europäischen Gemeinschaft oder auf Grund solcher Rechtsakte ausgesetzt werden. 

(Rn. 11) 

e) Besondere Zahlungsansprüche 

Betriebsinhaber, die im Bezugszeitraum bestimmte Tierprämien erhalten haben und im Jahr 

2005 über keine oder nur sehr wenig beihilfefähige Fläche verfügen (zum Beispiel Wander-

schäfer), können besondere Zahlungsansprüche beantragen. (Rn. 12) 

4. Festsetzung und Auszahlung der Zahlungsansprüche 

Die Festsetzung der Zahlungsansprüche erfolgt durch den Bescheid an den Betriebsinhaber 

(endgültige Festsetzung spätestens bis zum 31. Dezember 2005). Aus dem Bescheid gehen 

die Anzahl, Art und Wert der Zahlungsansprüche hervor. (Rn. 13) 

Die Betriebsprämie wird zwischen dem 1. Dezember des Antragsjahres und dem 30. Juni 

des Folgejahres ausgezahlt. Eine Auszahlung kann nur erfolgen, wenn ein Mindestbetrag 

von 100 € überschritten wird. (Rn. 14) 

5. Übertragung von Zahlungsansprüchen 

Eine Übertragung von Zahlungsansprüchen ist frühestens möglich, wenn die Zahlungsan-

sprüche endgültig festgesetzt worden sind. Zahlungsansprüche können grundsätzlich mit 

oder ohne Fläche entgeltlich oder unentgeltlich an andere Betriebsinhaber übertragen wer-

den, z.B. durch Verkauf oder Verpachtung. Für eine Übertragung ohne Flächen gelten be-

sondere Regelungen. Eine Verpachtung oder ähnliche Übertragung von Zahlungsansprü-

chen ist nur mit Fläche zulässig. Bei besonderen Zahlungsansprüchen wird eine Flächen-

übertragung fiktiv unterstellt, wenn der Betriebsinhaber alle Zahlungsansprüche im Wege 

des Verkaufs oder der Verpachtung überträgt. (Rn. 15) 
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6. Endstufe Regionalmodell 

Langfristig ist die Überführung des dynamischen Kombinationsmodells in ein reines Regio-

nalmodell vorgesehen. Dazu werden die von Betrieb zu Betrieb unterschiedlichen Werte der 

Zahlungsansprüche schrittweise zu regional einheitlichen Zahlungsansprüchen umgewan-

delt (Abschmelzung des BIB und teilweise Anhebung des flächenbezogenen Betrags). Die-

ser Übergang erfolgt in der so genannten Angleichungsphase zwischen den Jahren 2010 

und 2013. Am Ende der Angleichungsphase im Jahr 2013 kann allen Zahlungsansprüchen 

in einer Region ein einheitlicher Wert je Hektar zugeordnet werden. (Rn. 16) 

7. Cross Compliance 

Voraussetzung für den vollständigen Erhalt der entkoppelten und gekoppelten Direktzah-

lungen ist die Einhaltung von bestimmten Bewirtschaftungsauflagen. Die Auflagen betreffen 

die landwirtschaftlichen Flächen, die landwirtschaftliche Erzeugung und die landwirtschaft-

liche Tätigkeit. Verstößt der Betriebsinhaber gegen diese Vorschriften, führt dies zu einer 

Kürzung seiner Direktzahlungen. (Rn. 17) 

III. Ertragsteuerrechtliche Behandlung der Ansprüche 

1. Nach GAP-Reform zugeteilte Zahlungsansprüche (Betriebsprämie, Stilllegungs-

prämie und besondere Zahlungsansprüche) 

a) Bilanzierung von Zahlungsansprüchen  

Bei den Zahlungsansprüchen handelt es sich um immaterielle Wirtschaftsgüter des An-

lagevermögens, weil sie Vermögenswerte Vorteile des Betriebs darstellen, die – unabhän-

gig von der Fläche – einzeln oder zusammen mit dem Betrieb handelbar sind. Wirtschaftsgut 

ist der einzelne Zahlungsanspruch. Nach § 5 Abs. 2 EStG ist der Zahlungsanspruch als 

immaterielles Wirtschaftsgut bei entgeltlichem Erwerb zu aktivieren. Die erstmalige Zutei-

lung des Zahlungsanspruchs führt mangels entgeltlichen Erwerbs noch nicht zur Bilanzie-

rung. Mehrere Zahlungsansprüche können nicht zu einem einheitlichen Wirtschaftsgut zu-

sammengefasst werden. (Rn. 18) 

b) Abschreibungen von Zahlungsansprüchen  

aa) lineare Abschreibungen 
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Entgeltlich erworbene Zahlungsansprüche sind mit den Anschaffungskosten zu bewerten. 

Die Anschaffungskosten sind nach § 7 Abs. 1 EStG linear abzuschreiben (BFH vom 21. 

Oktober 2015, BStBl 2017 II Seite 45). Die betriebsgewöhnliche Nutzungsdauer ist grund-

sätzlich typisierend mit 10 Jahren zu schätzen. Es wird jedoch nicht beanstandet, wenn die 

Anschaffungskosten von nach dem 31. Dezember 2004 entgeltlich erworbenen Zahlungs-

ansprüchen gleichmäßig auf die Zeit bis zum 31. Dezember 2014 (Auslaufen der Zahlungen 

aufgrund der Verordnung der EU Nr. 1306/2013 des Europäischen Parlaments und des Ra-

tes vom 17. Dezember 2013, ABl EU 2013 Nr. L 347 Seite 547 und Verordnung der EU Nr. 

1307/2013 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 17. Dezember 2013, ABl EU 

2013 Nr. L 347 Seite 608 sowie Direktzahlungen-Durchführungsgesetz, BGBl I 2014 Seite 

897) verteilt werden. (Rn. 19)3 

bb) Teilwertabschreibungen 

Mit der Umstellung vom Kombinationsmodell zum Regionalmodell können Zahlungsansprü-

che, deren Werte 2009 oberhalb des regionalen Zielwertes 2013 liegen, sich im Wert ver-

ringern, z.B. durch die schrittweise Abschmelzung der BIBs und der nur teilweisen Anhe-

bung der flächenbezogenen Beträge. Für die in diesen Fällen voraussichtlich von Dauer 

eintretenden Wertminderungen dürfen daher beginnend ab dem Jahr 2010 zum jeweiligen 

Bilanzstichtag Teilwertabschreibungen vorgenommen werden. Der Teilwert zum jeweiligen 

Bilanzstichtag entspricht mindestens den am Bilanzstichtag als Betriebsprämie gezahlten 

flächenbezogenen Beträgen für die jeweilige Region. Für den Fall, dass bereits nach Erwerb 

der Zahlungsansprüche aber noch vor der Umstellungsphase Wertminderungen eintreten, 

richtet sich die Gewährung von Teilwertabschreibungen nach den allgemeinen Grundsätzen 

(vgl. BMF-Schreiben vom 25. Februar 2000, BStBI I S. 372). (Rn. 20) 

c) Abspaltung vom Grund und Boden 

Eine Abspaltung der Zahlungsansprüche vom Grund und Boden kommt nicht in Betracht, 

da kein Bezug zwischen einem Zahlungsanspruch und einer bestimmten Fläche besteht 

und die neue Agrarförderung zu keinerlei Einschränkungen der Nutzbarkeit des Grund und 

Bodens führt. (Rn. 21) 

                                            

3 Rn. 19 geändert durch BMF-Schreiben vom 13.12.2016, BStBl 2017 I S. 33 
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2. Vor der GAP-Reform zugeteilte Prämienansprüche und Produktionsrechte 

Hinsichtlich der entgeltlich erworbenen Prämien- und Produktionsrechte stellt sich die Situ-

ation nach der Agrarreform wie folgt dar: 

a) Milchquoten 

Die Quotenregelung zur Regulierung des Milchmarkts wurde bis zum Jahre 2015 verlängert. 

Sie wird damit als eigenständiges Instrument neben der neuen Agrarförderung (GAP-Re-

form) weitergeführt. Hinsichtlich der ertragsteuerlichen Behandlung von Milchreferenzmen-

gen gelten die Regelungen im BMF-Schreiben vom 14. Januar 2003, BStBI I 2003 S. 784. 

Soweit für sie aufgrund entgeltlichen Erwerbs oder durch Abspaltung vom Grund und Boden 

ein Buchwert angesetzt wurde, ist dieser Buchwert unverändert fortzuführen. (Rn. 22) 

b) Zuckerrübenlieferrechte 

Trotz Fortgeltung der Zuckermarktordnung bis zum Wirtschaftsjahr 2014/15 unterliegen die 

Mindestpreise für Zuckerrüben auf Grund eines Beschlusses des EU-Agrarrats einer suk-

zessiven Absenkung. Als Ausgleich hierfür wird ein betriebsindividueller Zuckerbetrag zu-

geteilt, der den betriebsindividuellen Betrag der Zahlungsansprüche erhöht. Das Wirt-

schaftsgut „Zuckerrübenlieferrecht“ bleibt auch nach neuem EU-Recht bestehen. Für die 

durch die Absenkung der Zuckerrübenpreise eingetretenen dauernden Wertminderungen 

können Teilwertabschreibungen gewährt werden. (Rn. 23) 

c) Mutterkuhprämienrechte 

Im Tierprämienbereich wurden insbesondere Mutterkuhprämienrechte gehandelt. Mutter-

kuhprämienrechte, die vor dem Bezugszeitraum entgeltlich erworben wurden, sind entspre-

chend der Produktion im Bezugszeitraum über die betriebsbezogenen Beträge im Wert der 

Zahlungsansprüche (Betriebsprämie) aufgegangen. Mit dem Wegfall der entkoppelten Tier-

prämien sind Mutterkuhprämienrechte wertlos geworden. Das immaterielle Wirtschaftsgut 

„Mutterkuhprämienrecht“ geht mit der Umstellung auf das neue System unter. Bei zulässiger 

Aktivierung ist das jeweilige Wirtschaftsgut – je nach Wirtschaftsjahr des Land- und Forst-

wirts – zum 30. Juni 2005 oder zum 31. Dezember 2005 aufwandswirksam in Höhe des 

                                            

4 Jetzt BMF-Schreiben vom 05.11.2014, BStBl I S. 1503 
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Restbuchwerts auszubuchen. Teilwertabschreibungen kommen beim Wechsel zum neuen 

Prämienrecht nicht in Betracht, weil das Wirtschaftsgut als solches nicht mehr vorhanden 

ist. Bei Gewinnermittlung durch Einnahmenüberschussrechnung nach § 4 Abs. 3 EStG liegt 

in Höhe des im Anlageverzeichnis zulässigerweise enthaltenen Werts des Prämienrechts 

eine Betriebsausgabe vor. (Rn. 24) 

d) Mutterschafprämienrechte 

Mutterschafprämienrechte konnten in der Regel unentgeltlich aus der nationalen Reserve 

erworben werden. Sofern Mutterschafprämienrechten in der Vergangenheit entgeltlich er-

worben wurden, finden die Ausführungen zur ertragsteuerlichen Behandlung von Mutter-

kuhprämienrechten gleichermaßen Anwendung. (Rn. 25) 

e) Tabakquoten 

Die Tabakquoten entfallen ab dem 1. Januar 2006. Der entkoppelte Teil der Tabakprämien 

(40%) geht im Wert der Zahlungsansprüche als betriebsindividueller Betrag auf. Die gekop-

pelte Tabakprämie (60%) kann ab 2006 jeder Tabakerzeuger beantragen, der im Bezugs-

zeitraum 2000 bis 2002 Tabak im Rahmen einer Quote geliefert hat. Mit Auslaufen der 

Marktordnung für Rohtabak geht das immaterielle Wirtschaftsgut „Tabakquote“ unter. Hat 

der Tabakerzeuger vor 2006 Tabakquoten entgeltlich erworben, ist – je nach Wirtschaftsjahr 

des Land- und Forstwirts – zum 30. Juni 2005 oder zum 31. Dezember 2005 der (Rest-

)Buchwert auszubuchen. (Rn. 26) 

3. Verstoß gegen die Cross-Compliance-Regelung und andere Sanktionsmaßnahmen 

Die Cross-Compliance-Regelung und die Nicht-Einhaltung der darin genannten Anforderun-

gen haben wegen ihres fehlenden Bezugs zu bestimmten Zahlungsansprüchen oder ande-

ren Wirtschaftsgütern des Betriebsvermögens keine direkten Auswirkungen auf deren bilan-

ziellen Wertansatz und führen damit nicht zur Teilwertabschreibung der Zahlungsansprü-

che. Vielmehr wirken sie sich über die im Falle eines Verstoßes geringeren Betriebseinnah-

men des Steuerpflichtigen auf den Gewinn aus. (Rn. 27) 

4. Stilllegungs-Zahlungsansprüche 
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Auch Zahlungsansprüche für Stilllegung können ab dem 1. Januar 2006 übertragen werden. 

Die ertragsteuerliche Behandlung die Zahlungsansprüche für Stilllegung bei entgeltlichem 

Erwerb richtet sich nach den unter III. 1. dargelegten allgemeinen Grundsätzen. (Rn. 28) 

Werden Zahlungsansprüche mit Stilllegungsverpflichtung veräußert, wird es Fälle geben, in 

denen es sich der veräußernde Landwirt etwas kosten lassen wird, sich von der Stilllegungs-

verpflichtung zu befreien. Die Aufwendungen, die er zusätzlich für die Abgabe dieser Zah-

lungsverpflichtung aufwenden muss, sind sofort abziehbare Betriebsausgaben. Beim Erwer-

ber stellen die Zahlungen für die Übernahme der Verpflichtung Betriebseinnahmen dar. We-

gen der zumindest bis zum 31. Dezember 2013 bestehenden Stilllegungsverpflichtung hat 

der Erwerber gemäß§5 Abs.5 Satz 1 Nr. 2 EStG einen passiven Rechnungsabgrenzungs-

posten zu bilden, der bis 2013 in gleichen Jahresbeträgen Gewinn erhöhend aufzulösen ist, 

unabhängig davon, ob für einige Jahre die Verpflichtung zur Stilllegung ausgesetzt worden 

ist. (Rn. 29) 

5. Veräußerung und Verpachtung von Zahlungsansprüchen 

a) Gewinnermittlung nach § 4 Abs. 1 und Abs. 3 EStG 

Werden Zahlungsansprüche, die dem Land- und Forstwirten zugeteilt wurden oder die er 

zwischenzeitlich entgeltlich erworben hat, veräußert oder verpachtet, ist der jeweilige Erlös 

oder der Pachtzins bei ihm als Betriebseinnahme zu erfassen. Für die Ermittlung des Ver-

äußerungsgewinns gelten die allgemeinen Grundsätze. (Rn. 30) 

Zahlungsansprüche werden auch für Pachtflächen zugeteilt. Grundsätzlich bleiben die Zah-

lungsansprüche auch bei Beendigung des Pachtvertrages beim Pächter. Pächter und Ver-

pächter können vertraglich etwas anderes regeln. Sieht die abweichende vertragliche Ver-

einbarung vor, dass die Zahlungsansprüche des Pächters oder ein Teil davon unentgeltlich 

bei Pachtende auf einen vom Verpächter zu bestimmenden Betriebsinhaber übergehen, 

sind die Zahlungsansprüche beim Verpächter im Zeitpunkt des tatsächlichen Übergangs 

mit dem gemeinen Wert gewinnwirksam zu aktivieren. Handelt es sich um Zahlungsansprü-

che, die dem Pächter (unentgeltlich) zugeteilt wurden, entstehen durch Abgang der Zah-

lungsansprüche beim Pächter keine Gewinnauswirkungen. Handelt es sich um Zahlungs-

ansprüche, die der Pächter entgeltlich erworben hat, ist insoweit eine Betriebsausgabe in 

Höhe des (Rest-)Buchwerts bei Abgang zu berücksichtigen. Zahlt der Verpächter bei der 
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unentgeltlichen Rückgabe eines Zahlungsanspruchs eine Entschädigung für die im Zah-

lungsanspruch enthaltenen BIB, stellen diese Zahlungen insoweit nachträgliche Anschaf-

fungskosten dar. Die Entschädigung ist beim Pächter in diesem Zeitpunkt als laufende Be-

triebseinnahme zu erfassen, da die Voraussetzungen des § 24 Nr. 1 i.V.m. § 34 Abs. 1 EStG 

nicht erfüllt sind. (Rn. 31) 

Überträgt der Pächter die Zahlungsansprüche auf Weisung des Verpächters auf einen an-

deren Pächter, verbunden mit der Verpflichtung, nach Ablauf des – neuen – Pachtvertrages 

Zahlungsansprüche gleicher Anzahl und Wertigkeit zurück zu übertragen, handelt es sich 

um die Gewährung eines Sachdarlehens vom Verpächter an den neuen Pächter. Beim Ver-

pächter tritt an die Stelle der Zahlungsansprüche eine Sachwertforderung, die in gleicher 

Höhe anzusetzen ist wie der Wert der übertragenen Zahlungsansprüche. Der neue Pächter 

hat die Zahlungsansprüche zu aktivieren und in gleicher Höhe eine Rückgabeverpflichtung 

zu passivieren. (Rn. 32) 

Bei unentgeltlicher Übertragung eines landwirtschaftlichen Betriebes oder Teilbetrie-

bes oder eines Anteils eines Mitunternehmers an einem landwirtschaftlichen Betrieb 

(§ 6 Abs. 3 EStG) oder bei Einbringung unter Buchwertfortführung (§ 24 UmwStG) wer-

den auch die Zahlungsansprüche gewinnneutral übertragen. Bei Verpachtung eines 

landwirtschaftlichen Betriebs oder bei Verpachtung lediglich der Zahlungsansprüche 

an eine landwirtschaftliche Personengesellschaft, an der der Verpächter als Gesell-

schafter beteiligt ist, werden die Zahlungsansprüche ohne Gewinnrealisierung Son-

derbetriebsvermögen des Verpächter-Gesellschafters, weil sich insoweit die Rechts-

trägerschaft nicht ändert. (Rn. 33) 

Der Tausch von Zahlungsansprüchen sowie von Stilllegungs-Zahlungsansprüchen gegen 

andere Zahlungsansprüche ist nach den allgemeinen Grundsätzen des § 6 Abs. 6 EStG zu 

beurteilen. (Rn. 34) 

Hinsichtlich der Ermittlung von Gewinnen aus der Veräußerung von Zahlungsansprüchen 

im Rahmen einer Betriebsveräußerung oder Betriebsaufgabe i. S. d. §§ 14 i. V. m. § 16 

EStG gelten die allgemeinen Grundsätze. Der bei Betriebsaufgabe anzusetzende gemeine 

Wert entspricht dem Marktwert zum Zeitpunkt der Betriebsaufgabe. Ist ein Marktwert auf-

grund von Vergleichverkäufen nicht feststellbar, muss der gemeine Wert durch Kapitalisie-

rung ermittelt werden. (Rn. 35) 
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Werden Zahlungsansprüche mangels Nutzung während drei aufeinander folgender Jahre in 

die nationale Reserve eingezogen, ist im Zeitpunkt der Rückgabe für zuvor entgeltlich er-

worbene Zahlungsansprüche eine Betriebsausgabe in Höhe des Restbuchwertes zu erfas-

sen. (Rn. 36) 

b) Gewinnermittlung nach § 13a EStG 

Bei der Gewinnermittlung nach § 13a EStG sind Gewinne aus der Veräußerung von Zah-

lungsansprüchen mit dem Grundbetrag abgegolten. Steht die Veräußerung von Zahlungs-

ansprüchen im Zusammenhang mit einer Betriebsumstellung, sind die Gewinne hieraus als 

Sondergewinne zu versteuern (vgl. § 13a Abs. 6 Satz 1 Nr. 2 EStG). (Rn. 37) 

Entgelte für die Verpachtung von Zahlungsansprüchen sind als vereinnahmte Miet- und 

Pachtzinsen nach § 13a Abs. 3 Satz 1 Nr. 4 EStG zu erfassen. Aufwendungen für gepach-

tete Zahlungsansprüche sind nach § 13a Abs. 3 Satz 2 EStG vom Grundbetrag abzusetzen. 

(Rn. 38) 

Werden Zahlungsansprüche gegen Zahlungsansprüche mit Stilllegungsverpflichtung ge-

tauscht, liegt in dem Entgelt für die Übernahme der Stilllegungsverpflichtung kein Gewinn 

aus der Veräußerung eines Wirtschaftsguts des Anlagevermögens. Vielmehr handelt es 

sich wirtschaftlich um eine Gegenleistung für die Übernahme einer Verpflichtung. Dieser 

Gewinn ist grundsätzlich mit dem Grundbetrag abgegolten. Der aus der Hingabe der eige-

nen Zahlungsansprüche realisierte Gewinn ist nur dann als Sondergewinn zu erfassen, 

wenn er im Zusammenhang mit einer Betriebsumstellung erzielt wird. (Rn. 39) 

6. Prämienzahlungen 

a) Gewinnermittlung nach § 4 Abs. 1 EStG 

Bei Gewinnermittlung durch Bestandsvergleich nach §4 Abs. 1 EStG ist der Auszahlungs-

anspruch bei Vorliegen der übrigen Voraussetzungen (vgl. BFH vom 8. November 2000, 

BStBl 2001 II S. 349) als Forderung zu aktivieren. Dies setzt bis zum Antragsjahr 2007 

voraus, dass am Abschlussstichtag der Zehnmonatszeitraum (vgl. Rz. 7) bereits abgelaufen 

und ggf. bestehende Stilllegungsverpflichtungen erfüllt sind. Ab dem Antragsjahr 2008 ist 

der Zehnmonatszeitraum entfallen. Da die angemeldeten Flächen während des gesamten 

Jahres beihilfefähig sein müssen, entsteht die Forderung mit Ablauf des Kalenderjahres.  
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Sollte es durch die Abschaffung des Zehnmonatszeitraums zur Erfassung von zwei Be-

triebsprämien in einem Wirtschaftsjahr kommen und die Steuerbelastung zu einer erhebli-

chen Härte beim Steuerpflichtigen führen, so kann die Steuer gemäß § 222 AO gestundet 

werden. (Rn. 40)5 

b) Gewinnermittlung nach § 4 Abs. 3 EStG 

Bei Gewinnermittlung durch Einnahmenüberschussrechnung nach § 4 Abs. 3 EStG sind 

die Auszahlungen aus den Zahlungsansprüchen im Zeitpunkt der Vereinnahmung als Be-

triebseinnahmen zu erfassen. (Rn. 41) 

c) Gewinnermittlung nach § 13a EStG 

Die Auszahlungen aus Zahlungsansprüchen sind grundsätzlich mit dem Grundbetrag abge-

golten. (Rn 42) 

IV. Umsatzsteuerliche Behandlung von Zahlungsansprüchen 

Hinsichtlich der umsatzsteuerlichen Behandlung von Zahlungsansprüchen nach der GAP-

Reform finden die mit BMF-Schreiben vom 26. Februar 2007 (BStBl I S. 271) bekannt ge-

gebenen Grundsätze Anwendung.“ (Rn. 43) 

                                            

5 Geändert durch BMF-Schreiben vom 18.10.2008, BStBl I S. 939 
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1 Allgemeines 

 Betriebsteilungen 

1.1.1 Voraussetzungen zur Anerkennung einer Betriebsteilung 

a) Allgemeines 

Es kann vorkommen, dass Land- und Forstwirte ihre Betriebe umstrukturieren, um das 

Überschreiten steuerlich bedeutsamer Grenzen (z.B. § 13 Abs. 1 Nr. 1 EStG, § 13a Abs. 1 

Nr. 2 und 3 EStG, § 141 Abs. 1 Nr. 1 bis 5 AO, § 51 Abs. 1 BewG) zu vermeiden. Zu diesem 

Zweck wird nicht selten angestrebt, bisher einheitliche Betriebe in mehrere selbständige 

Betriebe aufzuteilen. Diese „Betriebsteilungen“ können z.B. in der Aufteilung eines bisher 

einheitlich geführten Betriebes in mehrere Einzelbetriebe in der Hand des bisherigen Be-

triebsinhabers, in der Verpachtung bzw. Übertragung von Betriebsteilen an Angehörige oder 

in der Gründung von Gesellschaften bestehen. 

b) Betriebsteilungen in der Land- und Forstwirtschaft bei Einbeziehung von Ange-

hörigen 

Betriebsteilungen in der Land- und Forstwirtschaft unter Einbeziehung von Angehörigen 

sind stets sorgfältig zu überprüfen. Dabei sind für die steuerliche Anerkennung derartiger 

Verträge die auch sonst bei der Beurteilung von Verträgen zwischen nahen Angehörigen zu 

beachtenden strengen Maßstäbe anzulegen. Es ist nicht allein auf den Wortlaut, sondern 

auch auf den wirtschaftlichen Gehalt der Verträge abzustellen. 

Wegen der Vielfalt der denkbaren Fallgestaltungen kann über die Anerkennung von Be-

triebsteilungen zwischen nahen Angehörigen nur unter Würdigung aller Umstände des Ein-

zelfalls im Rahmen einer gewichtenden Wertung der für bzw. gegen die Anerkennung spre-

chenden Gründe entschieden werden. Dabei kommt neben der formellen Gestaltung und 
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der Durchführbarkeit insbesondere der tatsächlichen Durchführung der Verträge eine ent-

scheidende Bedeutung zu. 

Die Überprüfung der Verträge über Betriebsteilungen in rechtlicher und vor allem in tatsäch-

licher Hinsicht erfordert regelmäßig umfangreiche Ermittlungen im Einzelfall. Bei Neugrün-

dungen sind sämtliche Verträge stets von den Veranlagungsstellen anzufordern. Bei Bedarf 

sind die Betriebsteilungen einer Überprüfung durch die Landwirtschaftlichen Betriebsprü-

fungsstellen zuzuführen. In geeigneten Fällen ist eine Nachschau durch den ALS vorzuse-

hen. Ist bereits auf Grund der vorgelegten Verträge die Anerkennung der Betriebsteilung zu 

versagen, ist eine Beteiligung der Betriebsprüfungsstellen und des ALS entbehrlich. Bis zur 

endgültigen Entscheidung sind Veranlagungen unter dem Vorbehalt der Nachprüfung 

(§ 164 AO) durchzuführen. 

Bei der Überprüfung geltend gemachter Betriebsteilungen unter Einbeziehung von Angehö-

rigen sind vor allem folgende Beurteilungskriterien zu beachten: 

c) Allgemeine Beurteilungskriterien bei Teilung von Betrieben zwischen Angehöri-

gen (R 4.8 EStR, H 4.8 EStH) 

Form und Inhalt der Verträge 

aa) Voraussetzung für die steuerliche Anerkennung von Verträgen zwischen nahen Ange-

hörigen ist, dass der Vertrag ernstlich gemeint ist. Dabei ist das Motiv für den Vertrags-

abschluss nicht notwendigerweise entscheidungserheblich für dessen steuerliche An-

erkennung. Das Zustandekommen der Vereinbarung kann daher durchaus auf außer-

betrieblichen, z.B. steuerlichen oder familienrechtlichen Gesichtspunkten beruhen 

(vgl. BFH-Urteil vom 22.08.1951, BStBl 1951 III S. 181), ohne dass dies stets der An-

erkennung der Teilung entgegenstehen müsste. Allerdings deutet das Vorliegen ledig-

lich steuerlicher Gesichtspunkte vielfach auf das Vorliegen von Gestaltungsmiss-

brauch i. S. von § 42 AO hin (vgl. H 4.8 [Fremdvergleich], [Personengesellschaft] EStH 

2008), während das Vorliegen gewichtiger betrieblicher bzw. wirtschaftlicher Gründe 

ein Indiz für die Ernsthaftigkeit des Vertragswerkes ist. 

bb) Da die Verträge nachprüfbar sein müssen, ist stets die Schriftform zu verlangen. 

cc) Der Vertragsinhalt muss wie zwischen fremden Dritten klar und eindeutig vereinbart 

sein und dem entsprechen, was unter sonst gleichen oder vergleichbaren Umständen 

auch zwischen Fremden vereinbart worden wäre (Maßstab des „Fremdvergleichs“): 
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– Aus den Verträgen muss eindeutig ersichtlich sein, wer in welchem Umfang das 

Unternehmerrisiko sowie die Kosten trägt und wer die Dispositionsbefugnis über die 

einzelnen Betriebsteile hat. 

– Erforderlich ist eine eindeutige Trennung der Vermögens- und Ertragsverhältnisse, 

denn nur dann kann der Vertrag wie zwischen Fremden tatsächlich durchgeführt 

werden. So sind z.B. die einzelnen überlassenen bzw. übertragenen Wirtschafts-

güter genau und eindeutig im Vertrag zu bezeichnen. Ferner sollten Vereinbarun-

gen darüber enthalten sein, wer für den Unterhalt, für etwaige Reparaturen wegen 

Verschleißes oder Beschädigung und für die Versicherungen der überlasse-

nen/übertragenen Wirtschaftsgüter aufzukommen hat. Auch ist zu regeln, wer in 

Fällen des Untergangs oder der Abnutzung der überlassenen/übertragenen Wirt-

schaftsgüter das Risiko bzw. die Kosten erforderlich werdender Ersatzbeschaffun-

gen zu tragen hat und welche Eigentumsverhältnisse an den Ersatzwirtschaftsgü-

tern bestehen sollen. 

Soweit sich die vertragliche Vereinbarung auch auf das lebende und tote Inventar 

erstreckt, sind entsprechende Regelungen wie zwischen fremden Dritten zu treffen. 

Denkbar sind in diesem Zusammenhang die entgeltliche und unentgeltliche Über-

eignung der Wirtschaftsgüter oder die Überlassung in Form der Verpachtung. Die 

von den Vertragspartnern einmal festgelegte Form der Überlassung bzw. Übereig-

nung der Wirtschaftsgüter (z.B. Verkauf) kann später nicht in eine andere Form 

(z.B. Schenkung) umgedeutet werden. 

– Die Vertragsdauer muss der zwischen Fremden üblicherweise vereinbarten Dauer 

von Verträgen gleicher Art entsprechen. Eine nur kurze Dauer der Verträge spricht 

gegen deren Ernsthaftigkeit. Regelmäßig ist eine mehrjährige Pachtdauer erforder-

lich. 

– Die Verträge müssen ins Einzelne gehende Vereinbarungen über Kündigungsmög-

lichkeiten (z.B. über Kündigungsmöglichkeiten und Regelungen zu damit ggf. in 

Zusammenhang stehenden Entschädigungsansprüchen) enthalten. 

– Die in den Verträgen vereinbarten Entgelte müssen marktgerecht sein und einem 

Fremdvergleich standhalten. Werden Veräußerungsentgelte kreditiert, so ist darauf 

zu achten, dass das Darlehen angemessen verzinslich und – bei größeren Darle-

henssummen – gegen Sicherheitsleistung vereinbart sein muss; ferner müssen 



LaFo-Kartei BW Fach 8 Stand: Juni 2025 

Seite 5 

 

Laufzeit und Kündigungsmöglichkeiten im einzelnen feststehen (s.a. BMF-Schrei-

ben vom 01.12.1982, BStBl I S. 729 und vom 25.05.1993, BStBl I S. 410). 

– Benutzt ein Angehöriger, mit dem ein Betriebsteilungsvertrag abgeschlossen wor-

den ist, auch Wirtschaftsgüter (z.B. Maschinen) seines Vertragspartners, die ihm 

nicht ausschließlich zur Nutzung überlassen worden sind, so muss von Beginn an 

geregelt sein, nach welchen Verrechnungssätzen, aufgrund welcher Methoden und 

nach welchen Unterlagen die Aufteilung und Abrechnung der Kosten erfolgen soll. 

Aufteilungsmodus und Entgelte bzw. Kostenerstattungen müssen dem entspre-

chen, was in derartigen Fällen zwischen fremden Dritten üblich ist. 

d) Durchführbarkeit und Durchführung der Verträge 

aa) Der Vertragsinhalt muss in der vereinbarten Form tatsächlich durchführbar sein, ande-

renfalls ist der Vertrag als nicht ernsthaft gemeint anzusehen (vgl. BFH-Urteil vom 

26.02.1969, BStBl II S. 315; in Fällen der Gütergemeinschaft zwischen Ehegatten vgl. 

H 26a EStH 2008). 

bb) Der Angehörige, mit dem der Betriebsteilungsvertrag abgeschlossen worden ist, muss 

regelmäßig über ausreichende Kenntnisse oder Erfahrungen zur selbständigen Füh-

rung und sachgerechten Bewirtschaftung des Betriebes verfügen. 

Betriebsteilungsverträge mit minderjährigen Kindern sind daher – auch wenn sie zivil-

rechtlich wirksam abgeschlossen worden sind – grundsätzlich nicht anzuerkennen, 

weil minderjährige Kinder die vorgenannte Voraussetzung in der Regel nicht erfüllen 

(vgl. H 4.8 [sonstige Rechtsverhältnisse zwischen Angehörigen] EStH 2008). 

cc) In Fällen der Verpachtung von Teilbetrieben bzw. Betriebsteilen ist Voraussetzung für 

die steuerliche Anerkennung, dass der Verpächter weder entgeltlich noch unentgeltlich 

bei der Leitung und Bewirtschaftung des verpachteten Teilbetriebs/Betriebsteils mit-

wirkt. Sollte jedoch im Einzelfall eine Mitwirkung vorliegen, muss diese einem Fremd-

vergleich entsprechen. 

dd) Die Einkommens- und Vermögensbereiche der Vertragspartner müssen sowohl im In-

nenverhältnis (vgl. BFH-Urteil vom 22.03.1972, BStBl II S. 614) wie auch im Verhältnis 

zu Dritten tatsächlich getrennt sein. Der Berechtigte bzw. die Berechtigten aus Be-

triebsteilungsverträgen müssen somit selbst am Marktgeschehen teilnehmen. Dazu ist 

u.a. folgendes zu fordern:  
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– Belegmäßig überprüfbare und nachvollziehbare buchmäßige Selbständigkeit der 

Betriebe; 

– verwaltungsmäßige und organisatorische Trennung der Betriebe; 

– getrennter Einkauf von Waren sowie getrennte Rechnungslegung oder bei gemein-

samem Einkauf sachgerechte Aufteilung, zeitnahe Abrechnung und entsprechende 

tatsächliche Zahlung (vgl. auch Fach 1 Nr. 1.1.2), 

– getrennte Vermarktung der Erzeugnisse; 

– genaue und zeitnahe Abrechnung zwischen den Betrieben entsprechend den ver-

traglichen Vereinbarungen (z.B. Maschineneinsatz, Lieferungen etc.) (vgl. auch 

Fach 1 Nr. 1.1.2), wobei gegenseitige Verrechnungen (z.B. Naturaltausch ohne 

Rechnungserteilung) größeren Umfangs als schädlich anzusehen sind; 

– getrennte Konten bei Banken und landwirtschaftlichen Genossenschaften (ggf. ei-

gener Anteil an der landwirtschaftlichen Genossenschaft, falls eine Geschäftsbe-

ziehung ansonsten nicht möglich ist). Ausschließliches Zugriffsrecht des Betriebs-

inhabers oder eines bevollmächtigten Angestellten. 

ee) Die Umstrukturierung des Betriebs muss den zuständigen Behörden und Institutionen 

angezeigt worden sein, weil aufgrund der Veränderungen ggf. Förderungsmaßnah-

men und Beiträge neu zu berechnen sind. In diesem Zusammenhang ist z.B. folgendes 

vorauszusetzen: 

– getrennte EU-Betriebsnummer: 

– Selbständiges Auftreten gegenüber landwirtschaftlichen Verbänden und Berufsge-

nossenschaften; 

– getrennte Beanragung von Fördermaßnahmen (z.B. Gasölverbilligung); 

– getrennte Meldungen und Anzeigen im Rahmen gesetzlicher Vorgaben (z.B. 

HI-Tier-Datenbank oder zur Seuchenkasse); 

– getrennte Abgaben und Beiträge im Rahmen gesetzlicher Bestimmungen (z.B. zur 

landwirtschaftlichen Alterskasse sowie zur landwirtschaftlichen Krankenversiche-

rung); 
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– getrennte Betriebsnummer bei der Invekos-Datenbank. 

e) Besonderheiten bei einzelnen Fallgestaltungen 

Durch die Teilung eines Betriebes soll die Nutzung von Wirtschaftsgütern vom bisherigen 

Betriebsinhaber auf seinen Angehörigen übergehen. Dies setzt unter dem Gesichtspunkt 

der Durchführbarkeit und Durchführung der Vereinbarungen eine klar erkennbare räumliche 

Trennung der übelassenen bzw. übertragenen Wirtschaftsgüter vom Restbetrieb voraus. 

Die Wirtschaftsgüter müssen demgemäß zu einer selbständigen landwirtschaftlichen Nut-

zung fähig sein. Unter diesem Gesichtspunkt sind bei den nachfolgenden Fallgestaltungen 

folgende Besonderheiten zu beachten: 

aa) Betriebsteilung durch Flächenverpachtung/-übertragung 

Ein bisher einheitlich bewirtschafteter land- und forstwirtschaftlicher Betrieb kann durch Flä-

chenverpachtung oder -übertragung nur dann in zwei selbständige Betriebe aufgeteilt wer-

den, wenn sichergestellt ist, dass die Bewirtschaftung tatsächlich getrennt erfolgt. Die ge-

trennt bewirtschafteten Flächen sind zu benennen (z.B. Flur und Flurstücksnummer). Gegen 

eine getrennte Bewirtschaftung sprechen folgende Indizien: 

– die Flächen sind räumlich nicht voneinander getrennt; 

– der neu gegründete Betrieb verfügt über keine eigene maschinelle Grundausstattung, die 

ihm das selbständige Bewirtschaften eines land- und forstwirtschaftlichen Betriebs er-

möglicht; wird die Hilfe fremder Lohnunternehmer/des Maschinenringes in Anspruch ge-

nommen, so spricht dies für die unabhängige Bewirtschaftung des neu gegründeten Be-

triebes; 

– die Bewirtschaftung erfolgt weiterhin nach einem einheitlichen Plan (z.B. keine getrenn-

ten Fruchtfolgen, wirtschaftliche Abhängigkeit der geteilten Betriebe voneinander). 

Ist ein Vertrag über die Betriebsteilung durch Nutzungsüberlassung von Flächen steuerlich 

nicht anzuerkennen, so sind die Einkünfte aus Land- und Forstwirtschaft wie bisher dem 

Eigentümer des Betriebes zuzurechnen. 

Ist in Fällen der Eigentumsübertragung von Flächen die Betriebsteilung nicht anzuerkennen, 

so ist stets zu prüfen, ob nach der Rechtsprechung eine Mitunternehmerschaft vorliegt (vgl. 



LaFo-Kartei BW Fach 8 Stand: Juni 2025 

Seite 8 

 

Nr. 1.3.1 „3. Mitunternehmerschaft“). In jedem Fall ist zu prüfen, ob durch die Eigentums-

übertragung an den Angehörigen ein steuerpflichtiger Veräußerungs- oder Entnahmege-

winn entstanden ist. 

bb) Betriebsteilung durch Nutzungsüberlassung/-übertragung von Betriebsstellen 

eines Viehhaltungsbetriebs 

Nutzungsüberlassung 

Gegen die für die Anerkennung einer Betriebsteilung erforderliche getrennte Bewirtschaf-

tung von zur Nutzung überlassenen Teilen eines Viehhaltungsbetriebes sprechen u.a. fol-

gende Indizien: 

– Die Wirtschaftsgüter (z.B. Maststall) sind nicht vom Restbetrieb klar erkennbar räumlich 

getrennt. Die Teilung eines einheitlichen Gebäudes (z.B. Schweinemaststalls) kann unter 

diesen Voraussetzungen z.B. nicht anerkannt werden. Es sind zumindest nach außen hin 

klar erkennbar selbständige Gebäudeteile erforderlich. Dies gilt selbst dann, wenn in ei-

nem Gebäude/Gebäudeteil unterschiedliche Tierzweige gehalten bzw. gemästet werden 

können. Auch kann die auf einzelne Mastdurchgänge befristete Verpachtung von Ställen 

zwischen Angehörigen steuerlich nicht anerkannt werden. 

– Der Berechtigte aus dem Betriebsteilungsvertrag verfügt nicht über das notwendige In-

ventar. 

– Eine getrennte Futterversorgung ist nicht gewährleistet. Da die Zusammensetzung des 

Futters bei Viehmastbetrieben regelmäßig die wesentliche Unternehmerentscheidung ist, 

reicht es grundsätzlich nicht aus, wenn zwar eine Trennung des Futterverbrauchs mög-

lich ist, das Futter jedoch aus einer einheitlichen Siloanlage stammt. 

– Wasser und Strom können nicht auf Grund fehlender Zähler separat abgerechnet wer-

den. 

– Die Gülleentsorgung (Lagerung, Abnahme, Aufbringen) ist nicht wie unter Fremden ge-

regelt. 

Werden Betriebsteile eines Viehhaltungsbetriebs zusammen mit Flächen verpachtet bzw. 

werden in diesem Zusammenhang auch Flächen übereignet, so sind zusätzlich die Rege-

lungen unter Buchst. aa zu beachten. 
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Kann die vereinbarte Nutzungsüberlassung nach Abwägen aller Umstände steuerlich nicht 

anerkannt werden, so sind die Einkünfte aus dem Betrieb weiterhin in vollem Umfang dem 

Eigentümer zuzurechnen, sofern die Voraussetzungen für die Annahme einer Mitunterneh-

merschaft nicht vorliegen. 

Eigentumsübertragung 

Wird das Eigentum an Teilen eines Viehhaltungsbetriebs auf einen Angehörigen übertra-

gen, so gilt zwar auch hier der Grundsatz, dass die Einkünfte aus Land- und Forstwirtschaft 

in der Regel dem Eigentümer der den Betrieb prägenden Wirtschaftsgüter (Grund und Bo-

den und Gebäude) zuzurechnen sind (vgl. BFH-Urteil vom 07.10.1982, BStBl 1983 II S. 73 

und vom 22.01.2004, BStBl S. 500). Auch in diesen Fällen kann aber eine Teilung in zwei 

selbständige Betriebe nicht anerkannt werden, wenn durch die tatsächliche Bewirtschaftung 

ein einheitlicher Betrieb (Mitunternehmerschaft) gegeben ist. Zur Prüfung dieser Frage kön-

nen die zur Nutzungsüberlassung von Betriebsteilen aufgestellten Indizien herangezogen 

werden. 

Auch in diesen Fällen ist stets zu prüfen, ob durch die Eigentumsübertragung des Betriebs-

teils auf einen Angehörigen ein steuerpflichtiger Veräußerungs- oder Entnahmegewinn ent-

standen ist. 

cc) Betriebsteilung durch Gründung von Personengesellschaften mit Angehörigen 

Die Teilung landwirtschaftlicher Betriebe durch Begründung einer Mitunternehmerschaft, die 

den abgetrennten Betriebsteil bzw. Teilbetrieb bewirtschaften soll, wird durch folgende Ge-

staltungsformen angestrebt: 

– Aus dem bisherigen Einzelbetrieb werden Wirtschaftsgüter an eine neu gegründete Mit-

unternehmerschaft – bestehend aus dem bisherigen Betriebsinhaber und einem oder 

mehreren Angehörigen – verpachtet bzw. als Gesellschafterbeitrag (Sonderbetriebsver-

mögen) in die Mitunternehmerschaft eingebracht; 

– das Eigentum an Wirtschaftsgütern des Betriebes, die für sich einen landwirtschaftlichen 

Betrieb bilden können, wird auf die Mitunternehmerschaft übertragen. 

Derartige Gesellschaftsverhältnisse können, sofern die Voraussetzungen für die Annahme 

einer faktischen Mitunternehmerschaft nicht vorliegen (vgl. BFH-Urteile vom 07.10.1982, 

BStBl 1983 II S. 73 und vom 22.01.2004, BStBl II S. 500), steuerlich nur dann anerkannt 
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werden, wenn jeder Gesellschafter einen auf die Erreichung des Gesellschaftszwecks aus-

gerichteten Gesellschafterbeitrag leistet (z.B. Mitarbeit, Kapital usw), der nicht nur von un-

tergeordneter Bedeutung ist (besteht der ausdrücklich vereinbarte Beitrag nur in der Mitar-

beit, so muss diese Arbeit für den Betrieb eine tragende Funktion haben, vgl. BFH-Urteil 

vom 03.08.1973, BStBl II S. 844). Besteht der Beitrag eines Gesellschafters nur in der Be-

reitstellung eines geringfügigen Kapitalbetrags oder nur in untergeordneter und mehr me-

chanischer Mitarbeit, so kann das der Anerkennung des Gesellschaftsverhältnisses entge-

genstehen. Denn es ist in diesen Fällen üblich, mit einer fremden Person kein Gesellschafts-

verhältnis, sondern ein Darlehens- oder Arbeitsverhältnis abzuschließen (vgl. BFH-Urteil 

vom 26.08.1958, BStBl III S. 445 und vom 14.08.1986, BStBl 1987 II S. 23). Die Gewinn-

verteilung muss darüber hinaus dem Gesellschafterbeitrag entsprechen. Eine abweichende 

Gewinnverteilung steht jedoch der Anerkennung des Vertrages nicht entgegen (vgl. H 15.9 

Nr. 3 [Allgemeines] EStH 2008). Zur Mitunternehmerschaft bei Ehegatten vgl. auch H 13.4 

EStH 2008. 

Auch in diesen Fällen ist wesentliche Voraussetzung für die steuerliche Anerkennung der 

Betriebsteilung, dass eine tatsächliche Trennung der Betriebe vorliegt. Dies ist nach den 

Kriterien zu beurteilen, die für die Anerkennung von Betriebsteilungen in der Form der Grün-

dung zweier selbständiger Einzelunternehmen maßgebend sind. Buchst. d, cc finden keine 

Anwendung. 

Sprechen die o.a. Gesichtspunkte gegen das Vorliegen einer Betriebsteilung, so ist zu prü-

fen, ob ein einheitlicher Betrieb in der Form der Mitunternehmerschaft vorliegt. 

f) Betriebsteilungen ohne Beteiligung Dritter 

Ein landwirtschaftlicher Betrieb wird ohne Abschluss eines Vertrages mit anderen Personen 

verschiedentlich in der Weise geteilt, dass neben einem landwirtschaftlichen Tierhaltungs-

betrieb ein selbständiger gewerblicher Tierhaltungsbetrieb begründet werden soll. So wird 

z.B. angestrebt, ein bereits bestehendes, bisher zum landwirtschaftlichen Betrieb gehören-

des Stallgebäude mit dem entsprechenden Viehbesatz als gewerblichen Betrieb einzustu-

fen oder ein auf der Hofstelle neu errichtetes Gebäude von vornherein im Rahmen einer 

gewerblichen Viehhaltung zu nutzen. Zum Teil wird auch versucht, neben einem landwirt-

schaftlichen Tierhaltungsbetrieb einen zweiten landwirtschaftlichen Betrieb zu begründen. 

Derartige Betriebsteilungen können steuerlich nicht anerkannt werden, wenn nach den be-

wertungsrechtlichen Vorschriften keine getrennten wirtschaftlichen Einheiten anzunehmen 
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sind. Das Herauslösen einzelner Betriebszweige (z.B. eines Maststalles, einer Tierproduk-

tionsstufe, einer Haltungsphase) aus einem bisher einheitlich bewirtschafteten Betrieb (z.B. 

ein Teil der Schweinemast soll selbständiger Gewerbebetrieb, die restliche Schweinemast 

selbständiger landwirtschaftlicher Betrieb sein) ist nicht möglich, weil es aufgrund der ein-

deutigen gesetzlichen Regelung des § 51 BewG und des § 13 Abs. 1 EStG nicht im Belieben 

des Steuerpflichtigen steht, in welchem Umfang seine Betätigung als gewerblich oder als 

land- und forstwirtschaftlich anzusehen ist (Hinweis auf R 13.2 Abs. 2 Satz 2 EStR 2008, 

wonach ein Tierbestandszweig stets einheitlich entweder insgesamt landwirtschaftliche 

oder gewerbliche Tierzucht bzw. Tierhaltung ist). Der Steuerpflichtige kann auch nicht selbst 

entscheiden, welche Tierart seines Betriebes zunächst als gewerblich zu beurteilen ist. 

Diese Entscheidung hängt ausschließlich von der Flächenabhängigkeit der Tiere und der 

Größe der Tierbestandszweige ab (R 13.2 Abs. 2 EStR 2008). Entsprechend können auf 

bisher zum land- und forstwirtschaftlichen Betriebsvermögen gehörende Flächen neu er-

richtete und mit Mastvieh besetzte Ställe nur dann von vornherein Gegenstand einer ge-

werblichen Viehhaltung sein, wenn der Tierbestandszweig, zu dem die neuen Viehbestände 

gehören, entweder bereits wegen Überschreitens der Grenze des § 13 Abs. 1 Nr. 1 EStG 

aus dem Bereich der Landwirtschaft ausgeschieden ist (gewerbliche Viehhaltung) oder 

wenn er infolge der mit der „Neugründung“ einhergehenden Erweiterung wegen Umstruktu-

rierung der Viehaltung mit sofortiger Wirkung ausscheidet (Hinweis auf R 15.2 Abs. 2 Satz 7 

i.V.m. R 15.5 Abs. 2 EStR 2008). 

g) Ausgliederung eines Ladengeschäfts bei Direktvermarktung 

Ohne Einschaltung einer anderen Person kann ein Ladengeschäft nur unter den Vorausset-

zungen des BMF-Schreibens vom 18.01.2010, BStBl I S. 46 als selbständiger Gewerbebe-

trieb angesehen werden. 

Wird das Ladengeschäft dagegen auf einen Angehörigen übertragen, der es getrennt und 

eigenverantwortlich bewirtschaftet, so handelt es sich hierbei regelmäßig um einen selb-

ständigen Gewerbebetrieb. In diesem Fall ist jedoch zu prüfen, ob durch die Übertragung 

des Ladengeschäfts ein steuerpflichtiger Entnahme- oder Veräußerungsgewinn entstanden 

ist. 

Wird das Ladengeschäft einem Angehörigen zur Nutzung überlassen, so ist neben einer 

eindeutigen organisatorischen Trennung vom Produktionsbetrieb zu verlangen, dass der 

Nutzungsüberlassende aus der Mitarbeit und insbesondere der Leitung des Ladengeschäfts 

ausscheidet (vgl. Buchst. d, cc). 
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Gründet der bisherige Betriebsinhaber zusammen mit anderen Angehörigen eine Gesell-

schaft, die das Ladengeschäft betreibt, so spricht dies grundsätzlich für das Vorliegen eines 

selbständigen Gewerbebetriebs, wenn die erforderliche rechtliche und tatsächliche Tren-

nung zwischen Ladengeschäft und Produktionsbetrieb gegeben ist. 

h) Auflösung einer bestehenden Mitunternehmerschaft durch Realteilung 

Wird eine zwischen Angehörigen bestehende Gesellschaft durch Realteilung rechtlich be-

endet, so bedeutet dies nicht stets auch die tatsächliche Beendigung einer einheitlichen 

Bewirtschaftung. Erfolgt die Bewirtschaftung auch nach der Realteilung tatsächlich nicht ge-

trennt, so liegt weiterhin eine Mitunternehmerschaft vor (Fach 5 Nr. 1.3.1 „3. Mitunterneh-

merschaft“). 

i) Schlussbemerkungen 

Liegen die Voraussetzungen für die ertragsteuerliche Anerkennung einer Betriebsteilung 

vor, so ist zu prüfen, ob nach den Vorschriften des BewG (insbesondere §§ 2, 26, 33 und 

34 BewG) für die Einheitsbewertung dieser Betriebe entsprechende Folgerungen zu ziehen 

sind. Die einkommensteuerliche und die bewertungsrechtliche Beurteilung sollte dabei 

grundsätzlich übereinstimmen. 

1.1.2 Weitere Ausführungen zu Betriebsteilungen 

FM BW Erlass vom 28.06.1988, S 2233 B – 5/88 

„ ... 

Die Teilung eines land- und forstwirtschaftlichen Betriebes in zwei oder mehrere Betriebe in 

verschiedenen Händen ist auch bei Angehörigen mit steuerlicher Wirkung möglich. Bei der 

steuerlichen Beurteilung von Betriebsteilungen zwischen Angehörigen sind aber wie bei al-

len Vereinbarungen zwischen Angehörigen strenge Maßstäbe anzulegen. Voraussetzung 

für ihre steuerliche Anerkennung ist danach, daß sie ernsthaft gewollt, rechtswirksam ver-

einbart und auch tatsächlich vollzogen werden. 

Dabei muß sowohl der Vertragsinhalt als auch dessen Durchführung der zwischen fremden 

Dritten unter vergleichbaren Umständen üblicherweise vorgenommenen Gestaltung ent-

sprechen. Die entstandenen Betriebe müssen nicht nur bei rechtlicher, sondern auch bei 

wirtschaftlicher Betrachtung selbständig sein. 
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Die Annahme selbständiger Betriebe setzt voraus, daß die Bewirtschaftung der durch Be-

triebsteilung abgespaltenen Flächen tatsächlich auf Rechnung des Angehörigen, mit dem 

die Betriebsteilung vereinbart wurde, erfolgt. Hierfür ist erforderlich, daß 

– dem Angehörigen die Einnahmen aus der Vermarktung seiner Erzeugnisse tatsächlich 

zufließen und verbleiben, 

– der Angehörige die auf seine Flächen entfallenden Unkosten selbst trägt und 

– insbesondere im Fall der Betriebsteilung durch Flächenverpachtung aufgrund entspre-

chender Kenntnisse in der Lage ist, den Betrieb selbständig und sachgerecht zu führen. 

Ein gemeinsamer Einkauf (z.B. Dünge- und Spritzmittel) steht der steuerlichen Anerkennung 

der Betriebsteilung nicht entgegen, wenn die anfallenden Kosten zwischen den Betrieben 

sachgerecht aufgeteilt, zeitnah abgerechnet und tatsächlich gezahlt werden. Aus Vereinfa-

chungsgründen ist es jedoch nicht zu beanstanden, wenn die Kosten in einem angemesse-

nen Verhältnis pauschal, z.B. nach der bewirtschafteten Fläche, aufgeteilt werden. Für die 

Überlassung von Maschinen und Geräten sind im Regelfall die unter Fremden üblichen Ver-

rechnungssätze anzusetzen. Auf die Führung getrennter Bankkonten kann dabei im Inte-

resse einer nachprüfbaren Trennung der Einkommens- und Vermögensbereiche der einzel-

nen Betriebe nicht verzichtet werden. 

Bei der Betriebsteilung durch Flächenverpachtung ist neben einem schriftlichen Pachtver-

trag zudem Voraussetzung, daß der Angehörige die gepachteten Flächen im wesentlichen 

selbst – ohne Mitarbeit des Verpächters – bewirtschaftet. Eine gelegentliche Mithilfe des 

Verpächters ist jedoch unschädlich. 

Der Vollständigkeit halber weise ich noch darauf hin, daß die Übereignung von betrieblichen 

Flächen an Angehörige in aller Regel eine Entnahme darstellt. Dies gilt auch dann, wenn 

die übertragenen Grundstücke – wie z.B. bei einer Betriebsteilung – bei dem Angehörigen 

ebenfalls zum Betriebsvermögen gehören. Die Entnahme hat nach der geltenden Bodenge-

winnbesteuerung zur Folge, daß die in den Grundstücken enthaltenen stillen Reserven auf-

gelöst und einkommensteuerlich erfaßt werden müssen. 

... “ 

 Betriebsaufgabe 
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Die Einstellung der Bewirtschaftung eines land- und forstwirtschaftlichen Betriebs unter Zu-

rückbehaltung und Verpachtung oder unentgeltlicher Nutzungsüberlassung aller wesentli-

chen Betriebsgrundlagen, sei es geschlossen an einen Pächter oder Nutzungsberechtigten 

oder aber einzeln an mehrere, führt nicht ohne weiteres zur Betriebsaufgabe. Nach der 

höchstrichterlichen Rechtsprechung (BFH-Urteil vom 15.10.1987, BStBl 1988 II S. 260) 

kann es für die Annahme einer Betriebsfortführung genügen, dass die maßgeblichen Grund-

lagen des Betriebes in Gestalt des Grund und Bodens, der Wirtschaftsgebäude und der 

Hofstelle zur Nutzung überlassen sind, während das lebende und tote Inventar veräußert 

wird. Vgl. Fach 8 Nr. 2. 

 Wesentliche Betriebsgrundlagen 

1.3.1 Allgemeines 

Eine wesentliche Betriebsgrundlage ist ein Wirtschaftsgut, das für die Erreichung des Be-

triebszwecks erforderlich ist und besonderes Gewicht für die Betriebsführung besitzt (BFH-

Urteil vom 26.03.1992, BStBl II S. 830). 

In der Land- und Forstwirtschaft sind grundsätzlich nur der bewirtschaftete Grund und Bo-

den und die Wirtschaftsgebäude, z.B. Ställe, Lagergebäude, Unterstellräume für Maschi-

nen, wesentliche Betriebsgrundlagen. Für die Frage, welche Grundstücksflächen für den 

Betrieb nur von unwichtiger Bedeutung sind und deshalb keine wesentliche Betriebsgrund-

lagen bilden, gibt es keine feste Grenze. Nach einer Faustregel sind Grundstücksflächen 

von nicht mehr als 10 % der Gesamtflächen des Betriebs keine wesentlichen Betriebsgrund-

lagen (BFH-Urteile vom 28.03.1985, BStBl II S. 508; vom 24.07.1986, BStBl II S. 808; vom 

01.02.1990, BStBl II S. 428). 

Bei Eigentumsbetrieben sind die Maschinen ebenso wie die Pferde einer Reitschule (BFH-

Urteil vom 15.11.1984, BStBl II 1985 S. 205), das Umlaufvermögen, z.B. die Masttiere 

(BFH-Urteil vom 18.04.1991, BStBl II S. 833), keine wesentlichen Betriebsgrundlagen (BFH-

Urteile vom 14.12.1978, BStBl II 1979 S. 300; vom 15.11.1984, BStBl II 1985 S. 205; vom 

18.04.1991, BStBl II S. 833), allenfalls bei reinen Zuchtbetrieben die Zuchttiere (BFH-

Urteile vom 18.02.1971, BStBl II S. 485; vom 19.02.1976, BStBl II S. 415; vom 23.06.1977, 

BStBl II S. 719). 

Bei Milchviehbetrieben sind die Milchtiere aus den selben Gründen keine wesentlichen Be-

triebsgrundlagen. 
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Bei einem Pachtbetrieb können die Pachtrechte und das zum Anlagevermögen des Päch-

ters gehörende tote und lebende Inventar (BFH-Urteil vom 26.10.1989, BStBl II 1990 S. 373) 

die wesentlichen Betriebsgrundlagen bilden. Bei einem Eigentümerbetrieb können Pacht-

rechte an umfangreichem fremden Grundbesitz eine wesentliche Betriebsgrundlage sein, 

wenn ihr Wegfall den Betriebszweck erheblich gefährden und die Betriebsfortführung in der 

bisherigen Identität unmöglich machen würde. 

 Realteilung von Personengesellschaften 

BMF-Schreiben vom 28.02.2006, BStBl I S. 228 

„Werden im Zuge einer Realteilung einer Mitunternehmerschaft Teilbetriebe, Mitunterneh-

meranteile oder einzelne Wirtschaftsgüter in das jeweilige Betriebsvermögen der einzelnen 

Mitunternehmer (Realteiler) übertragen, sind bei der Ermittlung des Gewinns der Mitunter-

nehmerschaft die Wirtschaftsgüter mit den Buchwerten anzusetzen, sofern die Besteuerung 

der stillen Reserven sichergestellt ist; der übernehmende Mitunternehmer ist an diese Werte 

gebunden. Dagegen ist für den jeweiligen Übertragungsvorgang rückwirkend der gemeine 

Wert anzusetzen, soweit bei einer Realteilung, bei der einzelne Wirtschaftsgüter übertragen 

worden sind, zum Buchwert übertragener Grund und Boden, übertragene Gebäude oder 

andere übertragene wesentliche Betriebsgrundlagen innerhalb einer Sperrfrist nach der 

Übertragung veräußert oder entnommen werden; diese Sperrfrist endet drei Jahre nach Ab-

gabe der Steuererklärung der Mitunternehmerschaft für den Veranlagungszeitraum der Re-

alteilung (§ 16 Abs. 3 Satz 2 und 3 EStG). 

Im Einvernehmen mit den obersten Finanzbehörden der Länder gilt für die Anwendung des 

§ 16 Abs. 3 Satz 2 bis 4 EStG Folgendes: 

I. Definition der Realteilung 

Die Realteilung i.S.d. § 16 Abs. 3 Satz 2 und 3 EStG ist durch den auf der Ebene der Mit-

unternehmerschaft verwirklichten Tatbestand der Betriebsaufgabe gekennzeichnet. § 16 

Abs. 3 EStG hat Vorrang vor den Regelungen des § 6 Abs. 3 und 5 EStG. Unschädlich für 

die Annahme einer im Übrigen steuerneutralen Realteilung ist jedoch die Zahlung eines 

Spitzen- oder Wertausgleichs (siehe auch VI.). Eine Realteilung setzt voraus, dass mindes-

tens eine wesentliche Betriebsgrundlage nach der Realteilung weiterhin Betriebsvermögen 

eines Realteilers darstellt. Wesentliche Betriebsgrundlage i.S.d. § 16 Abs. 3 Satz 3 EStG 

sind Wirtschaftsgüter, in denen erhebliche stille Reserven ruhen (quantitative Betrachtungs-

weise) oder Wirtschaftsgüter, die zur Erreichung des Betriebszwecks erforderlich sind und 
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denen ein besonderes wirtschaftliches Gewicht für die Betriebsführung zukommt (funktio-

nale Betrachtungsweise). Es ist nicht erforderlich, dass jeder Realteiler wesentliche Be-

triebsgrundlagen des Gesamthandsvermögens erhält. Die in das Privatvermögen überführ-

ten oder übertragenen Wirtschaftsgüter stellen Entnahmen der Realteilungsgemeinschaft 

dar. Im Übrigen sind zwingend die Buchwerte fortzuführen. 

Eine begünstigte Realteilung i.S. vom § 16 Abs. 3 Satz 2 EStG ist insoweit nicht gegeben, 

als Einzelwirtschaftsgüter der real zu teilenden Mitunternehmerschaft unmittelbar oder mit-

telbar in das Betriebsvermögen einer Körperschaft, Personenvereinigung oder Vermögens-

masse übertragen werden (§ 16 Abs. 3 Satz 4 EStG) und die Körperschaft nicht schon bis-

her mittelbar oder unmittelbar an dem übertragenen Wirtschaftsgut beteiligt war. Dies gilt 

auch dann, wenn an der real zu teilenden Mitunternehmerschaft ausschließlich Körperschaf-

ten, Personenvereinigungen oder Vermögensmassen beteiligt sind. 

II. Abgrenzung der Realteilung von der Veräußerung/Aufgabe eines Mitunterneh-

meranteils 

Von der Realteilung ist die Veräußerung oder die Aufgabe eines Mitunternehmeranteils bei 

Fortbestehen der Mitunternehmerschaft zu unterscheiden. Scheidet ein Mitunternehmer aus 

einer mehrgliedrigen Mitunternehmerschaft aus und wird diese im Übrigen von den verblei-

benden Mitunternehmern fortgeführt, liegt kein Fall der Realteilung vor. Dies gilt auch dann, 

wenn der ausscheidende Mitunternehmer wesentliche Betriebsgrundlagen des Gesamt-

handsvermögens erhält. Es handelt sich in diesen Fällen um den Verkauf oder die Aufgabe 

eines Mitunternehmeranteils nach § 16 Abs. 1 Satz 1 Nr. 2 oder § 16 Abs. 3 Satz 1 EStG. 

Ggf. ist eine Buchwertfortführung nach § 6 Abs. 3 oder 5 EStG unter den dort genannten 

Voraussetzungen vorzunehmen. Dies gilt insbesondere auch im Fall des Ausscheidens ei-

nes Mitunternehmers aus einer zweigliedrigen Mitunternehmerschaft unter Fortführung des 

Betriebes als Einzelunternehmen durch den verbleibenden Mitunternehmer (vgl. BFH-Urteil 

vom 10. März 1998, BStBl 1999 II S. 269). 

Scheidet ein Mitunternehmer aus einer mehrgliedrigen Mitunternehmerschaft in der Weise 

aus, dass sein Mitunternehmeranteil allen verbleibenden Mitunternehmern anwächst und er 

einen Abfindungsanspruch gegen die Gesellschaft erhält (Sachwertabfindung), liegt eben-

falls kein Fall der Realteilung vor. 
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III. Gegenstand der Realteilung 

Gegenstand einer Realteilung ist das gesamte Betriebsvermögen der Mitunternehmer-

schaft, einschließlich des Sonderbetriebsvermögens der einzelnen Realteiler. Die Realtei-

lung kann durch Übertragung oder Überführung von Teilbetrieben, Mitunternehmeranteilen 

oder Einzelwirtschaftsgütern erfolgen. Mitunternehmeranteile in diesem Sinne sind auch 

Teile von Mitunternehmeranteilen. Die Übertragung von Mitunternehmeranteilen stellt kei-

nen Fall der Übertragung von Einzelwirtschaftsgütern mit der Folge der Anwendbarkeit der 

Sperrfrist dar (vgl. VIII). 

Die Übertragung einer 100%igen Beteiligung an einer Kapitalgesellschaft ist als Übertra-

gung eines Teilbetriebs zu behandeln. 

IV. Übertragung in das jeweilige Betriebsvermögen der einzelnen Mitunternehmer 

1. Umfang des Betriebsvermögens 

Voraussetzung für die Buchwertfortführung ist, dass das übernommene Betriebsvermögen 

– hierzu gehört auch das Sonderbetriebsvermögen – nach der Realteilung weiterhin Be-

triebsvermögen bleibt. Hierfür ist es ausreichend, wenn erst im Rahmen der Realteilung bei 

den Realteilern durch die Übernahme einzelner Wirtschaftsgüter ein neuer Betrieb (z.B. 

durch Begründung einer Betriebsaufspaltung) entsteht. Es ist demnach nicht erforderlich, 

dass die Realteiler bereits vor der Realteilung außerhalb der real zu teilenden Mitunterneh-

merschaft noch Betriebsvermögen (z.B. im Rahmen eines Einzelunternehmens) haben. Das 

übernommene Betriebsvermögen muss in das jeweilige Betriebsvermögen des einzelnen 

Realteilers übertragen werden. Hierzu zählt auch das Sonderbetriebsvermögen bei einer 

anderen Mitunternehmerschaft. Eine Übertragung einzelner Wirtschaftsgüter des Gesamt-

handsvermögens in das Gesamthandsvermögen einer anderen Mitunternehmerschaft, an 

der der Realteiler ebenfalls beteiligt ist, ist jedoch zu Buchwerten nicht möglich. Dies gilt 

auch dann, wenn es sich um eine personenidentische Schwesterpersonengesellschaft han-

delt. 

Beim Übergang eines Mitunternehmeranteils oder eines Teiles eines Mitunternehmeranteils 

ist eine Übertragung oder Überführung in ein weiteres Betriebsvermögen des Realteilers 

nicht erforderlich. 
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2. Betriebsverpachtung im Ganzen 

Wird eine Mitunternehmerschaft real geteilt und erfolgt die Realteilung durch Übertragung 

von Teilbetrieben, können diese Teilbetriebe anschließend im Rahmen einer Betriebsver-

pachtung im Ganzen unter den Voraussetzungen von R 139 Abs. 5 EStR 2003 (R 16.5 EStR 

2005) verpachtet werden (vgl. BFH vom 14. Dezember 1978, BStBl 1979 II S. 300). Wird 

ein land- und forstwirtschaftlicher Betrieb im Wege der Realteilung mit Einzelwirtschaftsgü-

tern geteilt, kann das Verpächterwahlrecht nach der Realteilung erstmalig begründet oder 

fortgeführt werden, wenn die erhaltenen Wirtschaftsgüter bei dem Realteiler nach der Real-

teilung einen selbständigen land- und forstwirtschaftlichen Betrieb darstellen (vgl. 

BMF-Schreiben vom 1. Dezember 2000, BStBl I S. 1556). 

V. Sicherstellung der Versteuerung der stillen Reserven 

Eine Übertragung oder Überführung des übernommenen Betriebsvermögens des Realtei-

lers zu Buchwerten in ein anderes Betriebsvermögen ist nur dann möglich, wenn die stillen 

Reserven weiterhin steuerverhaftet bleiben. Dies ist z.B. dann nicht der Fall, wenn die Wirt-

schaftsgüter in eine ausländische Betriebsstätte überführt werden, deren Einkünfte durch 

ein DBA freigestellt sind. Im Übrigen wird auf Tz 2.6 des BMF-Schreibens vom 24.12.1999 

(BStBl 1999 I S. 1076) hingewiesen. 

VI. Realteilung und Spitzen- oder Wertausgleich 

Wird ein Spitzen- oder Wertausgleich gezahlt, liegt im Verhältnis des Spitzenausgleichs zum 

Wert des übernommenen Betriebsvermögens ein entgeltliches Geschäft vor. In Höhe des 

um den anteiligen Buchwert verminderten Spitzenausgleichs entsteht ein Veräußerungsge-

winn für den veräußernden Realteiler. Dieser Gewinn ist nicht nach §§ 16 und 34 EStG 

begünstigt, sondern als laufender Gewinn zu versteuern. Die Realteilung ist auch nach Ge-

werbesteuerrecht eine Betriebsaufgabe (BFH vom 17. Februar 1994, BStBl II S. 809); die 

nachträgliche Aufdeckung vorgenannter stiller Reserven ist diesem Vorgang zuzuordnen. 

Der Gewinn rechnet grundsätzlich nicht zum Gewerbeertrag nach § 7 Satz 1 GewStG. Ab 

Erhebungszeitraum 2002 ist der Gewinn aus der Aufdeckung der stillen Reserven aber nach 

§ 7 Satz 2 GewStG als Gewerbeertrag zu erfassen, soweit er nicht auf eine natürliche Per-

son als unmittelbar beteiligter Mitunternehmer entfällt. 
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Beispiel: 

A und B sind Mitunternehmer eines aus zwei Teilbetrieben bestehenden Gewerbe-

betriebs. Teilbetriebsvermögen 1 hat einen Wert von 2 Mio. EUR und einen Buch-

wert von 200 000 EUR. Teilbetriebsvermögen 2 hat einen Wert von 1,6 Mio. EUR 

und einen Buchwert von 160 000 EUR. Im Wege der Realteilung erhält A das Teil-

betriebsvermögen 1 und B das Teilbetriebsvermögen 2. Außerdem zahlt A an B 

eine Abfindung von 200 000 EUR. A stehen bei der Realteilung wertmäßig 1,8 Mio. 

EUR (50 % von 3,6 Mio. EUR) zu. Da er aber 2 Mio. EUR erhält, also 200 000 EUR 

mehr, zahlt er diesen Betrag für 1/10 (10% von 2 Mio. EUR = 200 000 EUR) des 

Teilbetriebsvermögens 1, das er mehr erhält. A erwirbt also 9/10 des Teilbetriebs-

vermögens 1 unentgeltlich und 1/10 entgeltlich. Auf diese 1/10 entfällt ein Buchwert 

von 20 000 EUR, so dass A die Aktivwerte um 180 000 EUR (200 000 EUR Abfin-

dung abzgl. anteiligem Buchwert von 20 000 EUR) aufstocken muss und B einen 

als laufenden Gewinn zu versteuernden Veräußerungsgewinn von 180 000 EUR 

(200 000 EUR Abfindung ./. 20 000 EUR anteiliger Buchwert) zu versteuern hat. 

VII. Ansatz des übernommenen Betriebsvermögens 

Entspricht der Buchwert des erhaltenen Vermögens dem Buchwert des bisherigen Kapital-

kontos des jeweiligen Realteilers und geht auf den betreffenden Realteiler betragsmäßig 

genau der Anteil an den stillen Reserven über, der ihm zuvor auf Ebene der Mitunterneh-

merschaft zuzurechnen war, erübrigen sich in den Eröffnungsbilanzen der Realteiler bilan-

zielle Anpassungsmaßnahmen. Entspricht jedoch die Summe der Buchwerte der übernom-

menen Wirtschaftsgüter nicht dem Buchwert des Kapitalkontos, sind bilanzielle Anpas-

sungsmaßnahmen erforderlich, damit sich Aktiva und Passiva in der Bilanz des Realteilers 

entsprechen. Hierzu ist die sog. Kapitalkontenanpassungsmethode anzuwenden. Bei der 

Kapitalkontenanpassungsmethode werden die Buchwerte der übernommenen Wirtschafts-

güter von den Realteilern in ihren eigenen Betrieben fortgeführt. Die Kapitalkonten der Re-

alteiler laut Schlussbilanz der Mitunternehmerschaft werden durch Auf- oder Abstocken ge-

winnneutral dahin angepasst, dass ihre Höhe der Summe der Buchwerte der übernomme-

nen Wirtschaftsgüter entspricht (BFH-Urteil vom 10. Dezember 1991 – BStBl 1992 II S. 385). 
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Beispiel: 

A ist zu 40%, B zu 60% an der AB-OHG beteiligt. A und B beschließen, die OHG 

aufzulösen. Im Wege der Realteilung soll A den Teilbetrieb I und B den Teilbetrieb 

II erhalten. Die Schlussbilanz der OHG sieht wie folgt aus: 

Aktiva Passiva 

Buchwerte  Gemeine 
Werte 

Buchwerte Auseinandersetzungs- 
ansprüche 

Teilbetrieb I 50 000 80 000 Kapital A 40 000 80 000 

Teilbetrieb II 50 000 120 000 Kapital B 60 000 120 000 

 100 000 200 000  100 000 200 000 

 

Der Buchwert des Teilbetriebs I (50 000) übersteigt den Buchwert des Kapitalkontos 

des A um 10 000, während der Buchwert des Teilbetriebs II den Buchwert des Ka-

pitalkontos des B um 10 000 unterschreitet. 

Lösung: 

Die Eröffnungsbilanzen stellen sich wie folgt dar: 

Eröffnungsbilanz A 

Aktiva Passiva 

Teilbetrieb I 50 000  Kapital A 40 000  

Kapitalanpas-
sung 10 000 50 000 

 50 000    50 000 

 

Eröffnungsbilanz B 

Aktiva Passiva 

Teilbetrieb II 50 000  Kapital B 60 000  

Kapitalanpas-
sung – 10 000 50 000 

 50 000    50 000 

 

VIII. Sperrfrist 
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Werden im Rahmen einer Realteilung einzelne Wirtschaftsgüter in ein Betriebsvermögen 

des Realteilers übertragen, ist für den jeweiligen Übertragungsvorgang nach § 16 Abs. 3 

Satz 3 EStG rückwirkend der gemeine Wert anzusetzen, soweit übertragener Grund und 

Boden, Gebäude (ausgenommen Umlaufvermögen) oder andere übertragene wesentliche 

Betriebsgrundlagen innerhalb der Sperrfrist entnommen oder veräußert (maßgeblicher Zeit-

punkt: Übergang des wirtschaftlichen Eigentums) werden. Auch die Entnahme oder Veräu-

ßerung von Grund und Boden und Gebäuden des Anlagevermögens, die keine wesentli-

chen Betriebsgrundlagen darstellen, löst die Folgen des § 16 Abs. 3 Satz 3 EStG aus. Bei 

einer Realteilung durch Übertragung von Betrieben, Teilbetrieben oder Mitunternehmeran-

teilen ist die Sperrfrist jedoch unbeachtlich. Die Sperrfrist beginnt im Zeitpunkt der Realtei-

lung und endet drei Jahre nach Abgabe der Feststellungserklärung der Mitunternehmer-

schaft für den Veranlagungszeitraum der Realteilung. 

Eine Veräußerung ist grundsätzlich auch eine Einbringung der im Rahmen der Realteilung 

erhaltenen einzelnen Wirtschaftsgüter, wenn sie zusammen mit einem Betrieb, Teilbetrieb 

oder Mitunternehmeranteil nach §§ 20, 24 UmwStG eingebracht werden, unabhängig da-

von, ob die Buchwerte, Teilwerte oder Zwischenwerte angesetzt werden. Als Veräußerung 

gilt auch ein Formwechsel nach § 25 UmwStG. Überträgt der Realteiler Wirtschaftsgüter, 

die im Anschluss an die Realteilung Betriebsvermögen geworden sind, gegen Gewährung 

von Gesellschaftsrechten nach § 6 Abs. 5 EStG auf einen Dritten, liegt auch eine Veräuße-

rung vor. 

IX. Folgen bei Veräußerung oder Entnahme während der Sperrfrist 

Eine schädliche Entnahme oder Veräußerung i.S.d. § 16 Abs. 3 Satz 3 EStG führt zu einer 

rückwirkenden Aufdeckung der in den veräußerten oder entnommenen Wirtschaftsgütern 

enthaltenen stillen Reserven. Dieser Vorgang stellt ein Ereignis mit steuerlicher Rückwir-

kung dar (§ 175 Abs. 1 Satz 1 Nr. 2 AO). Eine Aufdeckung der übrigen stillen Reserven 

erfolgt nicht. Der aus der nachträglichen Aufdeckung entstehende Gewinn stellt einen lau-

fenden Gewinn dar, der nicht nach §§ 16 und 34 EStG begünstigt ist. Die Realteilung ist 

auch nach Gewerbesteuerrecht eine Betriebsaufgabe (BFH vom 17. Februar 1994, BStBl II 

S. 809); die nachträgliche Aufdeckung vorgenannter stiller Reserven ist diesem Vorgang 

zuzuordnen. Der Gewinn rechnet daher grundsätzlich nicht zum Gewerbeertrag nach § 7 

Satz 1 GewStG. Ab Erhebungszeitraum 2002 ist der Gewinn aus der Aufdeckung der stillen 

Reserven aber nach § 7 Satz 2 GewStG als Gewerbeertrag zu erfassen, soweit er nicht auf 

eine natürliche Person als unmittelbar beteiligter Mitunternehmer entfällt. 
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Dieser Gewinn ist bei Wirtschaftsgütern, die zum Gesamthandsvermögen der Mitunterneh-

merschaft gehörten, allen Realteilern nach dem allgemeinen Gewinnverteilungsschlüssel 

zuzurechnen, es sei denn, dass der Gewinn nach dem Gesellschaftsvertrag oder den von 

den Mitunternehmern schriftlich getroffenen Vereinbarungen über die Realteilung allein dem 

entnehmenden oder veräußernden Realteiler zuzurechnen ist. Gehörten die Wirtschaftsgü-

ter zum Sonderbetriebsvermögen eines Realteilers, ist der Gewinn aus der schädlichen Ent-

nahme oder Veräußerung diesem Realteiler zuzurechnen. Soweit Sonderbetriebsvermögen 

eines Realteilers von einem anderen Realteiler im Rahmen der Realteilung übernommen 

wurde, ist der Gewinn nur dann dem übernehmenden Realteiler zuzurechnen, wenn dies in 

den schriftlichen Vereinbarungen über die Realteilung so vereinbart wurde. 

X. Zeitliche Anwendung 

Für Veranlagungszeiträume 1999 und 2000 war eine steuerneutrale Realteilung nur bei 

Übertragung von Betrieben, Teilbetrieben oder Mitunternehmeranteilen möglich. Ab Veran-

lagungszeitraum 2001 ist eine steuerneutrale Realteilung auch bei Übertragung von Einzel-

wirtschaftsgütern möglich. Wurde eine Realteilung mit Übertragung von Einzelwirtschafts-

gütern vor dem 1. Januar 2001 begonnen, aber erst nach dem 31. Dezember 2000 beendet, 

liegt keine Realteilungi.S.d. § 16 Abs. 3 Satz 2 bis 4 EStG i.d.F. des StEntlG 1999/2000/2002 

vom 24. März 1999 (BStBl I S. 402) vor. Die Realteilung beginnt mit der Übertragung der 

ersten wesentlichen Betriebsgrundlage auf den jeweiligen Mitunternehmer und endet mit 

der Übertragung der letzten wesentlichen Betriebsgrundlage auf den jeweiligen Mitunter-

nehmer. 

Dieses Schreiben ist auf alle offenen Fälle für Übertragungen ab dem 1.1.2001 anzuwen-

den.“ 

2 Betriebsverpachtung 

 Verpachtung land- und forstwirtschaftlicher Betriebe 

2.1.1 Grundsätze des Erlasses des FM BW vom 17.12.1965, S 2110 A – 2/62 und die spätere 
Rechtsentwicklung 

Im Anschluss an das BFH-Urteil vom 13.11.1963 (BStBl 1964 III S. 124) ist zur Verpachtung 

gewerblicher Betriebe der Erlss vom 28.12.1964 S 2110 A – 2/62 (BStBl 1965 II S. 2) er-

gangen. Nachdem die Grundsätze des BFH-Urteils vom 13.11.1963 entsprechend auch bei 

der Verpachtung eines land- und forstwirtschaftlichen Betriebs gelten (BFH-Urteil vom 
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18.03.1964 – BStBl III S. 303), sind auch die Anweisungen des Erlasses vom 28.12.1964 

entsprechend anzuwenden. 

Mit dem Urteil vom 20.04.1989 (BStBl 1989 II S. 863) hat der BFH – entgegen Abschn. 139 

Abs. 5 Satz 18 EStR 1987 – entschieden, dass der Verpächter den verpachteten Betrieb 

(Teilbetrieb) nur dann als Betriebsvermögen führen kann, wenn er – oder im Falle der un-

entgeltlichen Betriebsübergabe in vorweggenommener Erbfolge oder von Todes wegen 

sein Rechtsvorgänger – den Betrieb (Teilbetrieb) bisher als Unternehmer selbst bewirtschaf-

tet hat. Die obersten Finanzbehörden haben hierzu folgende Übergangsregelung getroffen 

(BMF vom 23.11.1990, BStBl I S. 770): 

„Der Bundesfinanzhof (BFH) hat mit Urteil vom 20.04.1989 (BStBl II S. 863) entschieden, 

daß ein Steuerpflichtiger, der einen entgeltlich erworbenen land- und forstwirtschaftlichen 

Betrieb nicht als Landwirt selbst bewirtschaftet, sondern ihn in unmittelbarem Anschluß an 

den Erwerb verpachtet, anders als bei der Verpachtung eines bislang selbst bewirtschafte-

ten Betriebs kein Wahlrecht besitzt, den Betrieb als Verpachtungsbetrieb fortzuführen, statt 

ihn als Privatvermögen zu behandeln. Der BFH hat im Leitsatz des Urteils darauf hingewie-

sen, daß er von der Auffassung der Finanzverwaltung in Abschnitt 139 Abs. 5 Satz 18 EStR 

1987 abgewichen ist. Nach dieser Verwaltungsvorschrift, die über den Bereich der Land- 

und Forstwirtschaft hinausging, bestand das Wahlrecht zur Betriebsfortführung auch in den 

Fällen, in denen ein Steuerpflichtiger einen erworbenen Betrieb in unmittelbarem Anschluß 

an den Erwerb verpachtet hat oder einen verpachteten Betrieb erworben hat und diesen 

neu verpachtet hat oder der Erwerber eines verpachteten Betriebs in ein bestehendes 

Pachtverhältnis eingetreten ist.“ 

Zu der Frage, welche Folgerungen aus dem vorgenannten BFH-Urteil zu ziehen sind, nimmt 

das Finanzministerium wie folgt Stellung: 

„Das BFH-Urteil vom 20.04.1989 (BStBl II S. 863) ist grundsätzlich – also nicht nur im Be-

reich der Land- und Forstwirtschaft – anzuwenden. Deshalb ist der bisherige Abschnitt 139 

Abs. 5 Satz 18 EStR im Rahmen der Einkommensteuer-Änderungsrichtlinien 1990 durch 

folgenden Satz ersetzt worden: 

„Eine Betriebsverpachtung setzt außerdem voraus, daß der Betrieb zuvor von dem Ver-

pächter oder im Falle des unentgeltlichen Erwerbs von seinem Rechtsvorgänger selbst be-

wirtschaftet worden ist (vgl. BFH-Urteil vom 20.04.1989 – BStBl II S. 863).“ 
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Künftig können deshalb unter der Voraussetzung der Ausübung des Verpächterwahlrechts 

nur noch in den vorstehend genannten Fällen die an einen Betrieb anknüpfenden Steuer-

vergünstigungen gewährt werden (z.B. Rücklagen nach §§ 6 b, 6 c EStG, AfA nach § 7 Abs. 

2 EStG, nach § 7 Abs. 4 Nr. 1 EStG oder § 7 Abs. 5 Satz 1 Nr. 1 EStG, erhöhte Absetzungen 

für Abnutzung und Sonderabschreibungen). 

Hat ein Steuerpflichtiger einen Betrieb aufgrund einer nach dem 31.12.1989 getroffenen 

Investitionsentscheidung erworben und hat weder er selbst, noch – im Fall des unentgelt-

lichen Erwerbs – sein Rechtsvorgänger den Betrieb zuvor selbst bewirtschaftet, so steht ihm 

das Verpächterwahlrecht nicht mehr zu. 

Hat der Steuerpflichtige dagegen den Betrieb aufgrund einer vor dem 01.01.1990 getroffe-

nen Investitionsentscheidung erworben, so darf er aus Gründen des Vertrauensschutzes 

auch ohne vorherige Eigenbewirtschaftung weiterhin den erworbenen Betrieb entsprechend 

der bisherigen Verwaltungsvorschrift des Abschnitts 139 Abs. 5 Satz 18 EStR 1987 als Be-

triebsvermögen behandeln. In diesem Fall ist der Steuerpflichtige auch für die nachfolgen-

den Besteuerungszeiträume an seine Entscheidung gebunden (vgl. BFH-Urteil vom 

15.03.1990 – BStBl II S. 689). Dies bedeutet, daß die Wirtschaftsgüter des verpachteten 

Betriebs bis zu ihrer Veräußerung oder Entnahme bzw. bis zur Aufgabe des Betriebs als 

Betriebsvermögen zu behandeln sind. Entsprechendes gilt, wenn die Ausübung des Ver-

pächterwahlrechts bereits in eine Steuerfestsetzung bzw. Gewinnfeststellung eingegangen 

ist. 

Als Investitionsentscheidung für den Erwerb eines Betriebs ist auch die Veräußerung von 

Anlagegütern anzusehen, wenn sie nach §§ 6b, 6c EStG begünstigt ist und der zulässige 

Betrag insgesamt von den Anschaffungskosten der begünstigten Anlagegüter des erworbe-

nen Betriebs abgezogen wird.“ 

Entnahme einzelner Grundstücke 

Wird ein land- und forstwirtschaftlicher Betrieb unter Fortführung des Betriebs verpachtet, 

so sind die dem Verpächter gehörenden mitverpachteten Grundstücksflächen bei diesem 

notwendiges Betriebsvermögen. Ihre Entnahme ist daher nur möglich, wenn sie aus dem 

verpachteten Betrieb ausscheiden, d.h. durch eine Änderung des Pachtvertrages nicht mehr 

mitverpachtet sind. Werden dem Verpächter gehörende mitverpachtete Grundstücke veräu-

ßert, so scheiden sie durch die Veräußerung aus dem Betriebsvermögen des Verpächters 

aus. 
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Zurückbehaltung einzelner Grundstücke 

Behält ein Land- und Forstwirt, der seinen Betrieb im Ganzen verpachtet, zur weiteren Be-

wirtschaftung Grundstücksflächen zurück, die im Verhältnis zur Gesamtfläche von unterge-

ordneter Bedeutung sind (z.B. von einer Gesamtfläche von 10 ha werden 60 ar zurückbe-

halten), so ist dies für die Annahme einer Betriebsverpachtung im Ganzen unschädlich. 

Umfsst die zurückbehaltene landwirtschaftlich genutzte Fläche mehr als 30 Ar (Fach 5 

Nr. 1.1), so bildet sie neben dem im Ganzen verpachteten Betrieb einen eigenständigen 

land- und forstwirtschaftlichen Betrieb. Wird der zurückbehaltene Betrieb zu einem späteren 

Zeitpunkt aufgegeben oder veräußert, so entsteht ein nach § 14, § 34 Abs. 1 EStG begüns-

tigter Gewinn. 

Umfasst hingegen die zurückbehaltene Fläche nicht mehr als 30 Ar (Fach 5 Nr. 1.1), so stellt 

ihre Bewirtschaftung für sich allein keinen eigenständigen Betrieb dar; die Fläche kann aber 

als geduldetes Betriebsvermögen des im Übrigen im Ganzen verpachteten Betriebs behan-

delt werden, da der Gesamtbetrieb weiterhin eine Einkunftsquelle darstellt. Überführt der 

Land- und Forstwirt die zurückbehaltene Fläche in sein Privatvermögen, so entsteht hier-

durch – sofern er nicht gleichzeitig die Aufgabe des verpachteten Betriebs erklärt – ein lau-

fender Entnahmegewinn. 

Waren die zurückbehaltenen Wirtschaftsgüter eine wesentliche Betriebsgrundlage, z.B. das 

Wirtschaftsgebäude oder eine große Anbaufläche, so kann der Verpachtungserlass nicht 

angewendet werden. Es handelt sich um die Verpachtung einzelner Wirtschaftsgüter des 

weiterbestehenden Betriebs, die vom Steuerpflichtigen bei einer Verpachtung auf Dauer 

entnommen werden oder in seinem Betriebsvermögen verbleiben können (§ 4 Abs. 1 

Sätze 3 u. 4 EStG). 

Beispiel: 

Ein Landwirt (im Nebenberuf) hat eine Fläche von 80 Ar und verpachtet, hiervon 40 Ar 

auf Dauer, die restlichen 40 Ar bewirtschaftet er selbst. Er kann wählen, ob er die 

verpachteten 40 Ar in seinem Betriebsvermögen belassen oder entnehmen will. Ent-

nimmt er die verpachteten 40 Ar, ist der Entnahmegewinn laufender Gewinn (keine 

Vergünstigung nach §§ 14, 34 EStG). Die restlichen 40 Ar, die er selbst bewirtschaf-

tet, stellen weiterhin einen Betrieb dar. 
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2.1.2 Parzellenweise Verpachtung eines land- und forstwirtschaftlichen Betriebs 

Nach früherer Auffassung der Finanzverwaltung stellte die Verpachtung eines ganzen Be-

triebs an verschiedene Pächter (parzellenweise Verpachtung) grundsätzlich eine Betriebs-

aufgabe dar. Sie war jedoch – bei Vorliegen einer entsprechenden Willensäußerung des 

Land- und Forstwirts – damit einverstanden, dass die parzellenweise Verpachtung nicht wie 

eine Betriebsaufgabe behandelt wird, wenn die Verpachtung eine auf besonderen Umstän-

den beruhende vorübergehende Maßnahme darstellte, der Verpächter die Absicht hatte, 

den Betrieb später wieder aufzunehmen und diese Möglichkeit nach Ablauf der Pachtzeit 

auch hinreichend gesichert erschien (Erlass FM BW vom 17.12.1965, S 2110 – 2/62). 

Nach dem BFH-Urteil vom 15.10.1987 (BStBl 1988 II S. 260) ist die parzellenweise Ver-

pachtung des Betriebs allein keine Betriebsaufgabe. Sie ist vielmehr – ebenso wie die 

Betriebsverpachtung im Ganzen an einen Pächter – lediglich eine Betriebsunterbrechung. 

Das bedeutet, dass auch ohne Fortführungserklärung vom Fortbestehen des an verschie-

dene Pächter verpachteten Betriebs solange auszugehen ist, als alle wesentlichen Betriebs-

grundlagen im Eigentum des Verpächters bleiben und nicht endgültig einer außerland- und 

außerforstwirtschaftlichen Nutzung zugeführt werden. Der Verpächter kann durch eindeu-

tige Erklärung den parzellenweise verpachteten Betrieb aufgeben. 

Aufgrund dieser veränderten Rechtslage ist die Frage aufgeworfen worden, ob parzellen-

weise verpachtete Betriebe, die nach der früheren Verwaltungsauffassung mangels Fort-

führungserklärung längst als aufgegeben zu betrachten waren, nachträglich wieder als fort-

bestehende Betriebe zu behandeln sind. Die obersten Finanzbehörden haben hierzu fol-

gende Beschlüsse gefasst: 

1. In Fällen, in denen „in der Vergangenheit“ keine Fortführungserklärung abgegeben 

wurde, verbleibt es bei der Annahme einer Betriebsaufgabe im Zeitpunkt des Pachtbe-

ginns. 

2. Aus Gründen der Rechtssicherheit wird daran festgehalten, dass bei parzellenweiser 

Verpachtung für die Annahme eines fortbestehenden Betriebs auch künftighin eine Fort-

führungserklärung zu verlangen ist. 

Zu den Einzelfragen der getroffenen Übergangsregelung hat das FM BW mit Erlass vom 

08.08.1990, S 2230 A – 24/83, wie folgt Stellung genommen: 
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„1. Anwendungsbereich der Übergangsregelung 

Nach dem bundeseinheitlichen Besprechungsergebnis verbleibt es bei parzellenweisen Be-

triebsverpachtungen, bei denen in der Vergangenheit eine Fortführungserklärung nicht ab-

gegeben worden ist, entsprechend der bisherigen Verwaltungsauffassung bei der Betriebs-

aufgabe. 

Diese Übergangsregelung gilt für alle Fälle, bei denen die parzellenweise Verpachtung vor 

dem 15.04.1988, dem Tag der Veröffentlichung des BFH-Urteils vom 15.10.1987 im Bun-

dessteuerblatt, begonnen hat. Dabei kommt es nicht darauf an, ob der Aufgabegewinn ein-

kommensteuerlich erfaßt worden ist. Ob eine nachträgliche Erfassung des Aufgabegewinns 

möglich ist, richtet sich nach den allgemeinen verfahrensrechtlichen Vorschriften. 

Die Annahme einer Betriebsaufgabe zum Zeitpunkt des Beginns der parzellenweisen Ver-

pachtung kommt in Altfällen allerdings dann nicht in Betracht, wenn Steuerpflichtiger und 

Finanzamt in der Vergangenheit auch ohne ausdrückliche Fortführungserklärung überein-

stimmend von dem Fortbestand des Betriebs ausgegangen sind und dementsprechend die 

Einkünfte aus der parzellenweisen Verpachtung als Einkünfte aus Land- und Forstwirtschaft 

behandelt haben. 

2. Nachträgliche Fortführungserklärung in Altfällen 

In Altfällen, in denen die bisher unterbliebene Versteuerung des Aufgabegewinns verfah-

rensrechtlich noch nachgeholt werden könnte, kann die Betriebsaufgabe durch die nach-

trägliche Abgabe einer Fortführungserklärung vermieden werden. 

3. Fortführungserklärung in künftigen Fällen 

Im Hinblick auf das BFH-Urteil vom 15.10.1987 ist die von der Verwaltung bisher geforderte 

Fortführungserklärung nicht mehr als notwendige Tatbestandsvoraussetzung für die Fort-

führung des Betriebs im Fall einer parzellenweise Verpachtung anzusehen. Die verpachte-

ten Wirtschaftsgüter bleiben daher, sofern die übrigen von der Rechtsprechung geforderten 

Voraussetzungen vorliegen, solange Betriebsvermögen, bis der Steuerpflichtige dem Fi-

nanzamt gegenüber eine eindeutige Betriebsaufgabeerklärung abgibt. In Fällen, in denen 

unklar ist, ob der Steuerpflichtige den Betrieb aufgeben oder fortführen will, erscheint es 

zweckmäßig, daß das Finanzamt zur Klärung des Sachverhalts den Steuerpflichtigen zur 

Abgabe einer Aufgabe- oder Fortführungserklärung veranlaßt.“ 
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2.1.3 Pachtverhältnis aus der Zeit vor der Währungsreform 

In den Fällen, in denen vor dem 17.03.1964 (Tag der Veröffentlichung des BFH-Urteils vom 

13.11.1963) ein Betrieb verpachtet und bis zum Ablauf der Steuererklärungsfrist 1964 die 

Aufgabe des Betriebs erklärt worden ist, brauchen nur die bei Pachtbeginn vorhandenen 

stillen Reserven versteuert zu werden (vgl. FM BW Erlass vom 28.12.1964, BStBl 1965 II 

S. 2, Abschnitt II Nr. 5a). Das gilt auch für einen land- und forstwirtschaftlichen Betrieb. Ist 

dieser jedoch schon vor der Währungsreform verpachtet worden, so kann aus Vereinfa-

chungsgründen davon ausgegangen werden, dass er bereits bei Pachtbeginn aufgegeben 

worden ist, wenn die Pachteinnahmen seit dem 21.06.1948 als Einkünfte aus Vermietung 

und Verpachtung behandelt worden sind. Ob bei Pachtbeginn eine Versteuerung der stillen 

Reserven erfolgt ist, braucht deshalb in diesem Fall nicht mehr geprüft zu werden. Sind 

dagegen bei einer Verpachtung aus der Zeit vor der Währungsreform die Pachteinnahmen 

seit dem 21.06.1948 als Einkünfte aus Land- und Forstwirtschaft behandelt worden, so kann 

der Verpächter nunmehr die Aufgabe des Betriebs erklären. In diesem Fall sind nicht die 

stillen Reserven vom Pachtbeginn, sondern die stillen Reserven vom 21.06.1948 zu ver-

steuern. Zur Ermittlung des Veräußerungsgewinns sind deshalb die Preise, die am 

21.06.1948 wahrscheinlich zu erzielen gewesen wären, den Höchstwerten nach den Vor-

schriften des DMBG gegenüber zu stellen. 

Die Abgabe der Erklärung über die Aufgabe des Betriebs muss in den o.g. Fällen auch bei 

den Land- und Forstwirten spätestens bis zur Abgabe der Steuererklärung für den Veranla-

gungszeitraum 1964 erfolgen (FM BW Erlass vom 28.12.1964, BStBl 1965 II S. 2, Abschnitt 

II Nr. 5a). Ist die Frist für die Abgabe der Steuererklärung verlängert worden, so gilt das in 

gleicher Weise für die Abgabe der Erklärung über die Aufgabe des Betriebs. 

2.1.4 Gewinnermittlung im Falle einer Verpachtung 

1. Verpächter, die den verpachteten Betrieb nicht aufgeben, deren Pachteinnahmen infol-

gedessen als Einkünfte aus Land- und Forstwirtschaft zu behandeln sind, haben den 

Gewinn jeweils für das laufende Wirtschaftsjahr zu ermitteln (§ 4a Abs. 1 Nr. 1 EStG, 

§ 8c EStDV). 

2. Die Absetzungen für Abnutzung, Abschreibungen und Sonderabschreibungen für die 

verpachteten Wirtschaftsgüter des Anlagevermögens stehen grundsätzlich dem Ver-

pächter zu. Der Pächter kann lediglich den Erhaltungsaufwand abziehen. 

2.1.5 Bewertung von Forderungen aus Sachdarlehen bei der Verpachtung land- und forst-
wirtschaftlicher Betriebe 
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Nach R 14 Abs. 2 Satz 3 EStR 2008 kann bei landwirtschaftlichen Betrieben mit jährlicher 

Fruchtfolge von einer Aktivierung des Feldinventars und der stehenden Ernte abgesehen 

werden, da der Wert dieser Wirtschaftsgüter des Umlaufsvermögens zu Beginn und am 

Ende eines Wirtschaftsjahres in der Regel annähernd gleich ist. Diese Vereinfachungsrege-

lung gilt auch für selbstgewonnene, nicht zum Verkauf bestimmte Vorräte, z.B. Heu, Stroh, 

Silofutter, Trockenfutter, Futtergetreide, Dünger (Fach 4 Nr. 1.1, Tz. 3.13 und Fach 4 Nr. 1.4, 

Tz. 8.1). 

Es stellt sich die Frage, welche einkommensteuerlichen Auswirkungen es hat, wenn ein 

buchführender Landwirt seinen landwirtschaftlichen Betrieb nach Maßgabe der §§ 587 ff 

BGB verpachtet. Er gewährt in diesem Fall dem Pächter mit der Übergabe des Feldinven-

tars, der stehenden Ernte, der selbstgewonnenen, nicht zum Verkauf bestimmten Vorräte 

sowie des übrigen Umlaufvermögens (z.B. der Masttiere) ein Sachdarlehen (§ 607 BGB). 

Der Pächter ist verpflichtet, dem Verpächter bei Beendigung des Pachtverhältnisses Ge-

genstände gleicher Art, Güte und Menge zurückzuerstatten bzw. Wertersatz zu leisten. 

Hierzu hat der BFH in seinem Urteil vom 06.12.1984 (BStBl 1985 II S. 391) bestätigt, dass 

der Pächter bei der darlehensweisen Übergabe des Umlaufvermögens zumindest dessen 

wirtschaftlicher Eigentümer wird. Er hat das Umlaufvermögen als solches zu aktivieren und 

die Rückgabeverpflichtung in gleicher Höhe zu passivieren. Der Verpächter hat den Rück-

gabeanspruch zu aktivieren. Hinsichtlich der Bewertung hat der BFH entegegen der bishe-

rigen Verwaltungsauffassung entschieden, dass der Rückgabeanspruch des Verpächters 

mit dem Wert anzusetzen ist, der dem Aktivposten des Pächters für die gleichartigen Güter 

entspricht. Bestünden für die Bewertung des darlehensweise übergegangenen Vorratsver-

mögens Wahlrechte, so bindet die durch den Verpächter ursprünglich ausgeübte Wahl 

fortan nicht nur den Pächter für die Aufstellung seiner Eröffnungsbilanz, sonder auch den 

Verpächter bei der Bewertung der Rückgabeforderung. Denn der Verpächter habe keinen 

Gewinnrealisierungstatbestand verwirklicht; durch den Übergang des Umlaufvermögens bei 

Beginn der Verpachtung vom Verpächter auf den Pächter wird somit beim Verpächter 

grundsätzlich kein Gewinn realisiert, denn der Übergang erfolgt zu Buchwerten. 

Das bedeutet, dass der Verpächter – wie im Falle des BFH-Urteils vom 06.12.1984 

(a.a.O.) – die Rückgabeforderung für das Feldinventar, die stehende Ernte und die 

selbstgewonnenen, nicht zum Verkauf bestimmten Hofvorräte (Futter usw.) nicht akti-

vieren darf, wenn er bisher die Bewertungsfreiheit nach R 14 Abs. 2 Satz 3 EStR 2008 in 
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Anspruch genommen und für diese Wirtschaftsgüter keinen Aktivposten angesetzt hat. Das-

selbe muss nach Auffassung der Oberfinanzdirektion entsprechend auch hinsichtlich der 

Tiere des Umlaufvermögens (z.B. Masttiere) gelten, die bei Beginn der Verpachtung dar-

lehensweise vom Vorpächter auf den Pächter übergegangen sind. Soweit diese Tiere vom 

Verpächter mit den Durchschnittswerten (vgl. BMF-Schreiben vom 14.11.2001, Fach 6 

Nr. 3.1) bewertet und auch vom Pächter in seine Eröffnungsbilanz zu übernehmen sind, ist 

die auf die Tiere entfallende Rückgabeforderung vom Verpächter auf der Aktivseite mit den-

selben Durchschnittswerten einzustellen. 

Bei der unentgeltlichen Nutzungsüberlassung (Wirtschaftüberlassung) des Betriebs inso-

weit eine Gewinnrealisierung auch dann nicht statt, wenn der Verpächter und/oder der Päch-

ter ihren Gewinn nach § 4 Abs. 3 EStG ermitteln, und sowohl der Verpächter als auch der 

Pächter die Durchschnittswerte angesetzt haben; auch in diesen Fällen kann der Übergang 

des Umlaufvermögens vom Verpächter auf den Pächter nach dem BFH-Urteil vom 

06.12.1984 (a.a.O.) nicht als Veräußerung des Verpächters an den Pächter behandelt wer-

den. 

Die Durchschnittssätze des § 13a Abs. 3 bis 6 EStG sind der Gewinnermittlung nach § 4 

Abs. 1 EStG gleichzustellen; dabei ist zu unterstellen, dass die Bewertungswahlrechte zu-

gunsten des Landwirts in Anspruch genommen worden sind (BFH-Urteil vom 03.06.1965, 

BStBl III S. 579). Das bedeutet, dass bei Ermittlung der Buchwerte z.B. im Falle der späteren 

Betriebsveräußerung oder -aufgabe davon auszugehen ist, dass beim Verpächter für die 

Rückgabeforderung, um beim Pächter für das Umlaufvermögen und die Rückgabeschuld 

hinsichtlich des Feldinventars, der stehenden Ernte sowie der selbstgewonnenen und nicht 

zum Verkauf bestimmten Hofvorräte ein Buchwert nicht zu berücksichtigen ist und hinsicht-

lich der Tiere des Umlaufvermögens nur die Durchschnittswerte anzusetzen sind. 

2.1.6 Betriebsverpachtung vor dem 01.07.1970 

2.1.6.1 Allgemeines 

Die Verpachtung eines land- und forstwirtschaftlichen Betriebs im Ganzen kann nach dem 

sog. „Verpachtungserlass“ (Fach 8 Nr. 2.1.1) nur angenommen werden, wenn die wesentli-

chen Betriebsgrundlagen (Betrieb mit Gebäuden, Grund und Boden sowie toten und leben-

den Inventar) als einheitliches Ganzes verpachtet werden. Der Steuerpflichtige hat dabei 

die Möglichkeit, die Betriebsaufgabe entweder zum Beginn der Verpachtung oder zu einem 

beliebigen späteren Zeitpunkt zu erklären. Wurde der Betrieb von mehreren Personen be-

trieben, muss die Aufgabeerklärung von allen Beteiligten einheitlich abgegeben werden. 



LaFo-Kartei BW Fach 8 Stand: Juni 2025 

Seite 31 

 

Nach Nr. 6 des Erlasses vom 15.03.1972 (Fach8 Nr. 2.1.6.3) kann in den dort genannten 

Fällen der Betriebsverpachtung, in denen die Pachteinnahmen bei der rechtskräftigen Ver-

anlagung für 1969 als Einkünfte aus Vermietung und Verpachtung behandelt worden sind, 

von einer vor dem 01.07.1970 erfolgten Betriebsaufgabe ausgegangen werden. Aus Grün-

den des Vertrauensschutzes gilt dies auch, wenn die Pachteinnahmen in der Einkommen-

steuererklärung 1969 zwar als Einnahmen aus Vermietung und Verpachtung erklärt wurden, 

das Finanzamt aber keine Veranlagung durchgeführt hat und eine nach Fach 8 Nr. 2.1.6.2 

mögliche Betriebsaufgabeerklärung nicht abgegeben wurde. 

2.1.6.2 Voraussetzungen für die Annahme einer Betriebsaufgabe 

FM BW Erlass vom 15.03.1972, S 2188 A – 1/71, BStBl 1972 I S. 102 

„ ... 

(1) Inwieweit die Verpachtung eines land- und forstwirtschaftlichen Betriebs eine Betriebs-

aufgabe darstellt, bestimmt sich nach den Erlassen des Finanzministeriums vom 28. De-

zember 1964 und 17. Dezember 1965 S 2110 A – 2/62. War bei Ablauf des 30. 6. 1970 ein 

land- und forstwirtschaftlicher Betrieb im ganzen verpachtet und hatte der Verpächter vor 

dem 1. 7. 1970 die Aufgabe des Betriebs erklärt, so sind Gewinne aus der Veräußerung von 

Grundstücksflächen, die zu dem verpachteten Betrieb gehören, keine Einkünfte aus Land- 

und Forstwirtschaft. Hat der Verpächter eines bei Ablauf des 30. 6. 1970 im ganzen ver-

pachteten land- und forstwirtschaftlichen Betriebs vor dem 1. 7. 1970 die Aufgabe seines 

Betriebs nicht ausdrücklich erklärt, so kann aus Gründen des Vertrauensschutzes von einer 

vor dem 1. 7. 1970 erfolgten Betriebsaufgabe ausgegangen werden, wenn die Pachteinnah-

men bei der rechtskräftigen Veranlagung für den Veranlagungszeitraum 1969 als Einkünfte 

aus Vermietung und Verpachtung behandelt worden sind. Sind dagegen die Pachteinnah-

men als Einkünfte aus Land- und Forstwirtschaft angesehen worden, ist der land- und forst-

wirtschaftliche Betrieb des Verpächters als fortgeführt zu behandeln. In diesen Fällen ist 

jedoch, wenn der Verpächter die Aufgabe des land- und forstwirtschaftlichen Betriebs spä-

testens mit Wirkung auf den 30. 6. 1972 erklärt, im allgemeinen auch ohne besonderen 

Nachweis davon auszugehen, daß der Wert des Grund und Bodens im Zeitpunkt der Be-

triebsaufgabe nicht über dem Wert liegt, der sich für ihn nach § 55 EStG ergibt, es sei denn, 

besondere Umstände sprechen dagegen (z.B. bei einer Grundstücksfläche ist seit dem 

30. 6. 1970 eine Wertsteigerung offenkundig eingetreten). 
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(2) Verpachtet ein Land- und Forstwirt einzelne zu seinem Betriebsvermögen gehörende 

Grundstücksflächen, so ist nach allgemeinen Grundsätzen zu beurteilen, ob die Verpach-

tung zu einer Entnahme führt oder ob die verpachteten Flächen weiterhin zum Betriebsver-

mögen gehören. 

... “ 

2.1.6.3 Verpachtung von Stückländereien vor dem 01.07.1970 

Der Begriff des land- und forstwirtschaftlichen Betriebs setzt grundsätzlich weder eine Min-

destgröße noch vollen landwirtschaftlichen Besatz voraus (Fach 5 Nr. 1.1). Auch die Bewirt-

schaftung einer Stückländerei mit Gewinnerzielungsabsicht ist daher ein Betrieb der Land- 

und Forstwirtschaft. War eine Stückländerei (geringe Fläche ohne Gebäude und Inventar) 

am 01.07.1970 geschlossen oder an verschiedene Pächter verpachtet, so kann aus Ver-

trauensschutzgründen weiterhin davon ausgegangen werden, dass sie zu diesem Zeitpunkt 

zum Privatvermögen des Grundstückseigentümers gehört hat. 

 Nutzungsüberlassung von Betrieben mit Substanzerhaltungspflicht des Berech-
tigten; sog. Eiserne Verpachtung 

BMF-Schreiben vom 21.02.2002, BStBl I S. 262 

„Zur Gewinnermittlung des Verpächters und des Pächters bei der Verpachtung von Betrie-

ben mit Substanzerhaltungspflicht des Pächters („Eiserne Verpachtung“) nach §§ 582 a, 

1048 BGB nehme ich im Einvernehmen mit den obersten Finanzbehörden der Länder wie 

folgt Stellung: 

Für den Verpächter und für den Pächter sind entsprechend der BFH-Rechtsprechung (BFH-

Urteil vom 17. Februar 1998, BStBl II S. 505; BFH-Urteil vom 28. Mai 1998, BStBl 2000 II 

S. 286; BFH-Urteil vom 24. Juni 1999, BStBl 2000 II S. 309) die allgemeinen Gewinnermitt-

lungsgrundsätze, im Falle des Betriebsvermögensvergleichs nach § 4 Abs. 1, § 5 EStG ins-

besondere die handels- und steuerrechtlichen Grundsätze ordnungsmäßiger Buchführung 

maßgebend. Die für den Bereich der Land- und Forstwirtschaft getroffenen Erleichterungs-

regelungen (Ziffer 4 zweiter Absatz der einheitlichen Ländererlasse vom 17. Dezember 

1965, BStBl 1966 II S. 34) sowie die ergänzenden Regelungen der Länder werden aufge-

hoben. Es gilt Folgendes: 
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I. Gewinnermittlung nach § 4 Abs. 1, § 5 EStG 

A. Pachtbeginn 

1. Anlagevermögen 

Das vom Pächter unter Rückgabeverpflichtung (§ 582 a Abs. 3 Satz 1, § 1048 BGB) zur 

Nutzung übernommene Inventar, d.h. die beweglichen Wirtschaftsgüter des Anlagevermö-

gens, bleibt im zivilrechtlichen und wirtschaftlichen Eigentum des Verpächters und ist ohne 

Rücksicht auf die Gewinnermittlungsart weiterhin ihm zuzurechnen und von ihm unverän-

dert mit den Werten fortzuführen, die sich nach den Vorschriften über die Gewinnermittlung 

ergeben. Die Abschreibungen der abnutzbaren Wirtschaftsgüter stehen allein dem Verpäch-

ter als dem zivilrechtlichen und wirtschaftlichen Eigentümer zu (BFH-Urteil vom 21. Dezem-

ber 1965, BStBl 1966 III S. 147). 

2. Umlaufvermögen 

Übergibt der Verpächter im Zeitpunkt der Verpachtung mit eisernem Inventar auch Umlauf-

vermögen, das der Pächter nach Beendigung des Pachtverhältnisses zurückzugeben hat, 

so handelt es sich dabei um die Gewährung eines Sachdarlehens. Beim Verpächter tritt an 

die Stelle der übergebenen Wirtschaftsgüter eine Sachwertforderung, die mit dem gleichen 

Wert anzusetzen ist wie die übergebenen Wirtschaftsgüter (BFH-Urteil vom 6. Dezember 

1984, BStBl II 1985 S. 391; BFH-Urteil vom 30. Januar 1986, BStBl II S. 399). Der Pächter 

wird wirtschaftlicher Eigentümer der überlassenen Wirtschaftsgüter. Er muss diese bei Ge-

winnermittlung durch Betriebsvermögensvergleich nach § 4 Abs. 1, § 5 EStG nach den all-

gemeinen Grundsätzen aktivieren und in gleicher Höhe eine Rückgabeverpflichtung passi-

vieren (BFH-Urteil vom 16. November 1978, BStBl II 1979 S. 138 und R 131 Abs. 2 EStR)1. 

B. Substanzerhaltung 

1. Anspruch des Verpächters auf Substanzerhaltung 

Der Verpächter hat den Anspruch gegen den Pächter auf Substanzerhaltung des eisern 

verpachteten Inventars als sonstige Forderungen zu aktivieren (BFH-Urteil vom 17. Februar 

1998, a.a.O.; BFH-Urteil vom 24. Juni 1999, a.a.O.). Der Anspruch ist zu jedem Bilanzstich-

tag unter Berücksichtigung der Wiederbeschaffungskosten neu zu bewerten. Er beträgt bei 

 

1 Jetzt R 14 Abs. 2 EStR 2008. 
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Pachtbeginn 0 DM/0 Euro und wird infolge der Abnutzung der verpachteten Wirtschaftsgüter 

von Jahr zu Jahr um den Wert der Abnutzung – unter Berücksichtigung der veränderten 

Wiederbeschaffungskosten – erhöht. Im Ergebnis wirkt sich damit beim Verpächter nur der 

Unterschiedsbetrag zwischen der vorgenommenen Abschreibung und der Veränderung des 

Anspruchs auf Substanzerhaltung gewinnwirksam aus. 

2. Verpflichtung des Pächters zur Substanzerhaltung 

Die Verpflichtung des Pächters, die zur Nutzung übernommenen Pachtgegenstände bei Be-

endigung der Pacht zurückzugeben, muss sich in seiner Bilanz gewinnwirksam widerspie-

geln. Der Pächter muss den Erfüllungsrückstand (noch nicht eingelöste Verpflichtung zur 

Substanzerhaltung) erfolgswirksam durch Passivierung einer Rückstellung ausweisen, auch 

wenn diese Verpflichtung noch nicht fällig ist (BFH-Urteil vom 3. Dezember 1991, BStBl II 

1993 S. 89). Der Bilanzposten entwickelt sich korrespondierend mit jenem des Verpächters 

wegen seines Anspruchs auf Substanzerhaltung (BFH-Urteil vom 17. Februar 1998, a.a.O.). 

3. Erhaltungsaufwendungen und Ersatzbeschaffungen des Pächters 

Der Pächter hat die Verpflichtung, das zur Nutzung übernommene bewegliche Anlagever-

mögen zu erhalten und laufend zu ersetzen (§ 582a Abs. 2 Satz 1, § 1048 Abs. 1 Satz 2, 

1. Halbsatz BGB). Die Erhaltungsaufwendungen im ertragsteuerlichen Sinn sind bei ihm als 

Betriebsausgaben zu berücksichtigen. Die vom Pächter ersetzten Wirtschaftsgüter werden 

Eigentum des Verpächters auch insoweit, als ihre Anschaffung oder Herstellung durch den 

Pächter über diese Verpflichtung hinausgeht (§ 582 a Abs. 2 Satz 2, § 1048 Abs. 1 Satz 2, 

2. Halbsatz BGB). Sie sind vom Verpächter mit den vom Pächter aufgewendeten Anschaf-

fungs- oder Herstellungskosten zu aktivieren und abzuschreiben. Der Verpächter hat den 

auf die ersetzten Wirtschaftsgüter entfallenden (als sonstige Forderung aktivierten) An-

spruch auf Substanzerhaltung aufzulösen (vgl. BFH-Urteil vom 17. Februar 1998, a.a.O.). 

Beim Pächter ist die Rückstellung insoweit aufzulösen. 

Für über die zivilrechtliche Verpflichtung hinausgehende Anschaffungs- oder Herstellungs-

kosten hat der Verpächter eine Wertausgleichsverpflichtung zu passivieren und der Pächter 

einen Wertausgleichsanspruch als sonstige Forderung zu aktivieren. Beide Bilanzposten 

sind in den folgenden Wirtschaftsjahren unter Berücksichtigung von geänderten Wiederbe-

schaffungskosten gleichmäßig aufzulösen. Der Auflösungszeitraum ergibt sich aus der Dif-
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ferenz zwischen der Nutzungsdauer des neu angeschafften oder hergestellten Wirtschafts-

guts und der bei Pachtbeginn verbliebenen Restnutzungsdauer des ersetzten Wirtschafts-

guts. 

II. Gewinnermittlung nach § 4 Abs. 3 EStG 

Bei Gewinnermittlung durch Einnahmenüberschussrechnung nach § 4 Abs. 3 EStG haben 

die vorgenannten Forderungen und Verbindlichkeiten keine Auswirkung auf den Gewinn. 

Ersatzbeschaffungen von Wirtschaftsgütern des Anlagevermögens führen beim Pächter im 

Wirtschaftsjahr der Zahlung zu einer Betriebsausgabe. Beim Verpächter führen sie im Wirt-

schaftsjahr der Ersatzbeschaffung zu einer Betriebseinnahme. 

Dies gilt unabhängig von der Gewinnermittlungsart des jeweils anderen Vertragspartners. 

III. Unentgeltliche Betriebsübertragung vom Verpächter auf den Pächter 

Durch eine unentgeltliche Betriebsübertragung auf den Pächter (§ 6 Abs. 3 EStG) verzichtet 

der Verpächter aus privaten Gründen auf seinen Anspruch auf Substanzerhaltung (BFH-

Urteil vom 24. Juni 1999, a.a.O.). 

Der Forderungsverzicht löst beim Verpächter eine Gewinnrealisierung aus, wenn dieser sei-

nen Gewinn durch Einnahmenüberschussrechnung ermittelt. Bei einem bilanzierenden Ver-

pächter ist der Vorgang dagegen erfolgsneutral. 

Ist der Pächter verpflichtet, die gepachteten Gegenstände dem Verpächter nach Ablauf der 

Pachtzeit in neuwertigem Zustand zurückzugeben und erlässt der Verpächter dem Pächter 

diese Verbindlichkeit aus privaten Gründen (z.B. in Schenkungsabsicht), so ist die gebildete 

Pachterneuerungsrückstellung vom Pächter erfolgsneutral aufzulösen. Es entsteht bei die-

sem Vorgang eine betriebliche Vermögensmehrung, die auf den Wegfall eines Passivpos-

tens aus außerbetrieblichen Gründen zurückzuführen ist (BFH-Urteil vom 12. April 1989, 

BStBl II S. 612). Bei Gewinnermittlung des Pächters durch Einnahmenüberschussrechnung 

kann der Pächter eine Betriebsausgabe in der Höhe geltend machen, in der bei Gewinner-

mittlung nach Bestandsvergleich eine Rückstellung für die Verpflichtung zur Substanzerhal-

tung zu bilden gewesen wäre. 

Hat der Pächter im Zeitpunkt des Betriebsübergangs gegen den Verpächter einen Wertaus-

gleichsanspruch, entfällt dieser durch Vereinigung von Forderung und Verbindlichkeit in sei-

ner Person. 
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IV. Buchwertmethode 

Ist die Eiserne Verpachtung im Vorgriff auf eine spätere Hofübertragung in der Land- und 

Forstwirtschaft vorgenommen worden, kann auf gemeinsamen Antrag von Pächter und Ver-

pächter abweichend von den vorstehenden Grundsätzen aus Vereinfachungs- und Billig-

keitsgründen auch nach der sog. Buchwertmethode verfahren werden. Dies gilt jedoch nicht, 

wenn sowohl der Pächter als auch der Verpächter ihren Gewinn nach § 4 Abs. 1 EStG 

ermitteln. 

Unter Zugrundelegung der Buchwertmethode hat der Pächter die eisern übernommenen 

Wirtschaftsgüter in der Anfangsbilanz mit den Buchwerten des Verpächters anzusetzen und 

in gleicher Höhe eine Rückgabeverpflichtung zu bilanzieren, die in unveränderter Höhe fort-

zuführen ist; eine Abzinsung ist nicht vorzunehmen. Er hat die Abschreibungen des Ver-

pächters für die „eisern“ zur Nutzung über lassenen Wirtschaftsgüter fortzuführen und kann 

für die von ihm vorgenommenen Ersatzbeschaffungen Absetzungen für Abnutzung, Son-

derabschreibungen und Teilwertabschreibungen vornehmen. Der Verpächter ist dagegen 

nicht mehr zu Abschreibungen berechtigt. Die Buchwerte für die „eisern“ zur Nutzung über-

lassenen Wirtschaftsgüter bleiben unverändert bestehen. 

Im Falle einer späteren unentgeltlichen Übertragung des Betriebs vom Verpächter auf den 

Pächter ist unter Zugrundelegung dieser Vereinfachungsregelung davon auszugehen, daß 

sich die Rückgabeverpflichtung des Pächters und die eingefrorenen Buchwerte des Ver-

pächters gegenseitig ausgleichen, so daß sich eine Gewinnauswirkung im Sinne der Tz. III 

Abs. 2 daraus nicht ergibt. Durch die Buchwertmethode werden im Ergebnis die steuerlichen 

Auswirkungen der späteren Betriebsübertragung in den Zeitpunkt der Verpachtung teilweise 

vorverlagert. 

V. Übergangsregelungen 

Die vorstehenden Regelungen sind grundsätzlich auf alle noch offenen Fälle anzuwenden. 

Sind Verträge vor dem 1. April 2002 abgeschlossen worden, für die die Erleichterungsrege-

lungen für den Bereich der Land- und Forstwirtschaft (a.a.O.) in Anspruch genommen wor-

den sind, sind jedoch auf einvernehmlichen Antrag von Pächter und Verpächter aus Ver-

trauensschutzgründen die bisherigen Grundsätze anzuwenden. 

Beim Übergang auf die neuen Grundsätze gilt Folgendes: 
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1. Auswirkungen beim Verpächter 

a) mit Gewinnermittlung nach § 4 Abs. 1, § 5 EStG 

Die Wirtschaftsgüter des Anlagevermögens sind mit ihren fortentwickelten Anschaffungs- 

oder Herstellungskosten anzusetzen, unabhängig davon, ob sie vom Verpächter oder vom 

Pächter angeschafft oder hergestellt worden sind. Der auf der Grundlage der Wiederbe-

schaffungskosten ermittelte Anspruch auf Substanzerhaltung und ggf. eine Wertausgleichs-

verpflichtung ist in der Bilanz auszuweisen. 

b) mit Gewinnermittlung nach § 4 Abs. 3 EStG 

Die nicht in Anspruch genommenen Absetzungen für Abnutzung oder Substanzverringe-

rung für die bei Vertragsbeginn auf den Pächter übertragenen Wirtschaftsgüter des Anlage-

vermögens sind nachzuholen. Die Buchwerte der vom Pächter ersatzbeschafften Wirt-

schaftsgüter sind gewinnerhöhend zu berücksichtigen. 

2. Auswirkungen beim Pächter 

a) mit Gewinnermittlung nach § 4 Abs. 1, § 5 EStG 

Die vom Verpächter übernommenen und die ersatzbeschafften Wirtschaftsgüter des Anla-

gevermögens sind auszubuchen. Die bisher angesetzte Verpflichtung zur Substanzerhal-

tung ist durch eine auf der Grundlage der Wiederbeschaffungskosten ermittelte Verpflich-

tung oder ggf. durch eine Forderung (Wertausgleichsanspruch) zu ersetzen. 

b) mit Gewinnermittlung nach § 4 Abs. 3 EStG 

Die während der Vertragslaufzeit vorgenommenen Absetzungen für Abnutzung oder Sub-

stanzverringerung für die vom Verpächter übernommenen Wirtschaftsgüter des Anlagever-

mögens sind gewinnerhöhend rückgängig zu machen. Die Buchwerte der vom Pächter er-

satzbeschafften Wirtschaftsgüter sind gewinnmindernd zu berücksichtigen. 

Die vorgenannten Grundsätze sind bei Gewinnermittlung nach § 4 Abs. 1 EStG gewinnwirk-

sam im Wege einer Bilanzberichtigung in der ersten Schlussbilanz vorzunehmen, deren Er-

gebnis noch nicht einer bestandskräftigen Veranlagung zugrunde liegt. 

Bei Gewinnermittlung nach § 4 Abs. 3 EStG sind die Gewinnauswirkungen im ersten Wirt-

schaftsjahr, dessen Ergebnis noch nicht einer bestandskräftigen Veranlagung zugrunde 

liegt, zu berücksichtigen. 
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 Betriebsaufgabe 

2.3.1 Aufgabebehandlung bei Betriebsverpachtung im Ganzen 

Zu der Frage, unter welchen Voraussetzungen die Betriebsaufgabe i.S. des § 14 EStG eines 

im Ganzen verpachteten land- und forstwirtschaftlichen Betriebs vorliegt, wenn während 

der Verpachtung mehr als 10 % der Grundstücke veräußert oder entnommen werden, hat 

das FinMin BW durch Erlass vom 31.05.1985, S 2239 – 31/84 im Einvernehmen mit dem 

Bundesminister der Finanzen und den obersten Finanzbehörden der anderen Länder wie 

folgt Stellung genommen: 

„Eine Betriebsverpachtung im Ganzen kann nur angenommen werden, wenn und solange 

die wesentlichen Grundlagen des Betriebs als einheitliches Ganzes verpachtet werden. 

Dazu zählen grundsätzlich auch die Betriebsgrundstücke. Der Begriff des land- und forst-

wirtschaftlichen Betriebs setzt weder eine Mindestgröße noch vollen landwirtschaftlichen 

Besatz voraus. Veräußerungen und Entnahmen von Grundstücken berühren deshalb das 

Fortbestehen des Betriebs nur, wenn die im Eigentum des Verpächters verbleibenden Flä-

chen nicht mehr ausreichen, um nach Beendigung des Pachtverhältnisses einen land- und 

forstwirtschaftlichen Betrieb zu bilden.“ 

Zu Einzelheiten vgl. ergänzend Fach 8 Nr. 2.4. 

2.3.2 Aufgabeerklärung (Drei-Monatsfrist) 

Die Aufgabeerklärung kann nicht rückwirkend erfolgen. Die Betriebsaufgabe ist mit dem 

Eingang der eindeutigen Erklärung beim zuständigen Finanzamt vollzogen. Nach R 16 

Abs. 5 Satz 6 EStR 2008 ist die Aufgabe des Betriebs für den vom Steuerpflichtigen ge-

wählten Zeitpunkt anzuerkennen, wenn die Aufgabeerklärung spätestens 3 Monate nach 

diesem Zeitpunkt abgegeben wird. Nach der BFH-Rechtsprechung liegt darin allenfalls eine 

Vereinfachungsregelung für die Ermittlung des gemeinen Werts i.S. der §§ 14, 16 Abs. 2 

EStG (BFH-Urteil vom 13.12.1984, BStBl 1985 II S. 456). Die Erklärung kann nicht auf einen 

längstens 3 Monate früheren Zeitpunkt zurückbezogen werden, wenn erhebliche Wertstei-

gerungen des Betriebsvermögens zwischen dem gewählten Aufgabezeitpunkt und dem Ein-

gang der Aufgabeerklärung beim Finanzamt eingetreten sind. 

 Abgrenzung zur Betriebsaufgabe bei Veräußerung bzw. Entnahme von Grund-
stücken im Ganzen verpachteter land- und forstwirtschaftlicher Betriebe 

Wird ein land- und forstwirtschaftlicher Betrieb entweder im Ganzen oder parzellenweise 

verpachtet, so kann der Verpächter – solange die Voraussetzungen erfüllt sind – zwischen 
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der Aufgabe des Betriebs und der Fortführung in verpachteter Form wählen. Wählt der Stpfl. 

die Betriebsaufgabe, so ist er hinsichtlich der Abgabe dieser Erklärung zwar an keine be-

stimmte Form gebunden. Die Betriebsaufgabe als Totalentnahme erfordert jedoch einen 

nach außen tretenden Entschluss des Steuerpflichtigen, der von dem Bewusstsein getragen 

sein muss, dass alle stillen Reserven aufzudecken sind. Wegen dieser weitreichenden Fol-

gen der Betriebsaufgabeerklärung ist nach ständiger Rechtsprechung des BFH die Abgabe 

einer eindeutigen und unmissverständlichen Aufgabeerklärung erforderlich (BFH-Urteile 

vom 30.08.2007, BStBl 2008 II S. 113 und 21.09.2000, BFH/NV 2001 S. 433). Wird eine 

Aufgabeerklärung nicht abgegeben, so ist in der Regel nach der Verpachtung das bisherige 

Betriebsvermögen so lange weiterhin als Betriebsvermögen anzusehen, wie dies rechtlich 

möglich ist (BFH-Urteil vom 15.12.1987, BStBl 1988 II S. 260). 

Werden während der Zeit der Verpachtung eines land- und forstwirtschaftlichen Betriebs 

Grundstücke bzw. Grundstücksteile veräußert oder entnommen, stellt sich die Frage, ob 

und ggf. zu welchem Zeitpunkt eine Betriebsaufgabe anzunehmen ist. Hierzu bitte ich fol-

gende Rechtsauffassung zu vertreten: 

1. Nach H 16 Abs. 5 (Abgrenzung Betriebsverpachtung/Betriebsaufgabe) EStH 2008 er-

fordert eine Betriebsverpachtung die Überlassung der wesentlichen Betriebsgrundla-

gen, zu denen bei land- und forstwirtschaftlichen Betrieben primär die land- und forst-

wirtschaftlichen Grundstücke gehören. 

Veräußerungen und Entnahmen von land- und forstwirtschaftlichen Grundstücken wäh-

rend der Verpachtung führen nur dann zu einer (Zwangs-)Betriebsaufgabe, wenn die im 

Eigentum des Verpächters verbleibenden Flächen nicht mehr als Grundlage für einen 

eigenständigen land- und forstwirtschaftlichen Betrieb ausreichen. Dabei ist zu beach-

ten, daß ein landwirtschaftlicher Betrieb weder eine bestimmte Mindestgröße noch ei-

nen vollen landwirtschaftlichen Besatz (Betriebsgebäude, Inventar usw.) voraussetzt. 

Auch die Bewirtschaftung von Stückländereien führt zu Einkünften aus Land- und Forst-

wirtschaft (BFH-Urteile vom 28.11.1991, BStBl 1992 II S. 521, vom 12.11.1992, BStBl 

1993 II S. 430 und vom 24.11.1994, BFH/NV 1995 S. 592). 

2. Sofern Steuerpflichtige vortragen, in der Vergangenheit (vielfach in verjährten Veranla-

gungszeiträumen) seien größere Flächen entnommen oder veräußert worden und des-

halb sei zu diesem Zeitpunkt von einer Zwangsbetriebsaufgabe auszugehen, kann dem 

nicht gefolgt werden. Denn nach der gefestigten Rechtsprechung des BFH kann aus 
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Beweisgründen eine Betriebsaufgabe nur angenommen werden, wenn der Steuerpflich-

tige seinen Aufgabewillen gegenüber dem Finanzamt in Form einer eindeutigen und 

unmissverständlicher Aufgabeerklärung zum Ausdruck bringt (vgl. BFH-Urteile vom 

02.03.1995 – BFH/NV 1996 S. 110 vom 23.11.1995, BFH/NV 1997 S. 218 und vom 

05.12.1996 BFH/NV 1997 S. 225). Insoweit trifft ihn auch die Feststellungslast. 

 Anforderungen an eine Betriebsaufgabeerklärung 

Die Anforderungen an die Eindeutigkeit und Unmissverständlichkeit einer Betriebsaufga-

beerklärung erfüllt die bloße Angabe von Einkünfen aus Vermietung und Verpachtung nicht 

(u.a. BFH-Urteile vom 19.10.1995, BStBl 1996 S. 188 und vom 20.08.2007, BStBl 2008 II 

S. 113). Denn auch bei einer derartigen „stillschweigenden“ Betriebsaufgabeerklärung des 

Steuerpflichtigen kann auf eine Bestimmung des Zeitpunkts der Betriebsaufgabe und die 

Versteuerung der stillen Reserven in den Wirtschaftsgütern des Betriebsvermögens selbst 

dann nicht verzichtet werden, wenn der Stpfl. annimmt auch das Finanzamt habe seine An-

gaben als Aufgabeerklärung gedeutet (BFH-Urteil vom 07.12.1995, BFH/NV 1996 S. 663). 

Diese Grundsätze gelten selbst bei wiederholter Erklärung von Einkünften aus Vermietung 

und Verpachtung. 

Eine Betriebsaufgabe kann auch nicht darin gesehen werden, dass das Finanzamt den 

Stpfl. mit dem betreffenden Sachverhalt ggf. jahrelang erklärungsgemäß zu Einkünften aus 

Vermietung und Verpachtung veranlagt hat. Entsprechendes gilt, wenn das Finanzamt es 

entgegen der in R 16 Abs. 5 EStR 2008 enthaltenen Weisung unterlassen hat, den Tatbe-

stand einer eventuellen Betriebsaufgabe durch Rückfrage bei dem Stpfl. zu klären (BFH-

Urteil vom 07.12.1995, BFH/ NV 1996 S. 663). Denn dadurch wird der Steuerpflichtige we-

der von seiner Erklärungspflicht entbunden noch treten hierdurch die möglichen Rechtsfol-

gen der Betriebsaufgabe nach den Grundsätzen von Treu und Glauben ein. Denn nach dem 

Grundsatz der Abschnittsbesteuerung ist das Finanzamt an seine bei einer früheren Veran-

lagung zugrunde gelegten Rechtsauffassung selbst dann nicht gebunden, wenn der Stpfl. 

im Vertrauen darauf in der Folgezeit disponiert hat (BFH-Urteile vom 22.03.1990, BStBl II 

S. 643, vom 14.03.1991, BStBl II S. 769 und vom 25.05.1993, BStBl II S. 634, jeweils 

m.w.N.). Das Finanzamt hat vielmehr bei jeder Veranlagung die einschlägigen Besteue-

rungsgrundlagen erneut zu prüfen und zu würdigen. Eine Ausnahme von diesen Grundsät-

zen gilt nur dann, wenn das Finanzamt eine Zusage erteilt oder durch sein früheres Verhal-

ten außerhalb einer Zusage einen Vertrauenstatbestand geschaffen hat (BFH-Urteil vom 

07.12.1995, BFH/NV 1996 S. 663 m.w.N.). Durch den bloßen (erklärungsgemäßen) Ansatz 
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von Einkünften aus Vermietung und Verpachtung wird jedenfalls ein derartiger Vertrauens-

tatbestand, durch den sich ein Stpfl. zu Vermögensdispositionen veranlasst fühlen durfte, 

nicht geschaffen. 

In einer gegenüber der Bewertungsstelle des Finanzamts im Zusammenhang mit Fragen 

zur Fortschreibung des Einheitswert des land- und forstwirtschaftlichen Betriebs oder der 

Zuordnung der Hofstelle zum Grundvermögen abgegebenen Erklärung kann auch keine 

klare und unmissverständliche Aufgabeerklärung gesehen werden (BFH-Urteile vom 

09.11.1984, BStBI 1985 II S. 191, vom 20.06.1985, BStBl II S. 492 und vom 02.03. bzw. 

23.11.1995, BFH/NV 1996 S. 110 und 398). Die unmissverständliche Erklärung ist vielmehr 

gegenüber der für die Besteuerung der stillen Reserven zuständigen Stelle des Finanzamts 

(VTB) abzugeben. 

Ist die Abgabe einer klaren und eindeutigen Aufgabeerklärung mangels einer Aktenführung 

des Finanzamt nicht feststellbar, so trifft den Stpfl. die Feststellungslast für den Nachweis 

der Tatsache einer bereits abgegebenen Aufgabeerklärung (BFH-Urteil vom 02.03. 1995, 

BFH/NV 1996 S. 110). 

Die vorstehend dargestellten hohen Anforderungen an die Eindeutigkeit und Unmissver-

ständlichkeit der Betriebsaufgabeerklärung dienen im Übrigen nicht zuletzt dem Schutz des 

Steuerpflichtigen. Denn die Erklärung der Betriebsaufgabe kann grundsätzlich nicht wider-

rufen werden. Der Steuerpflichtige ist vielmehr an eine einmal abgegebene Erklärung ge-

bunden und kann sich von ihr nur unter den Voraussetzungen des § 119 BGB (Anfechtbar-

keit wegen Irrtums) lösen (BFH-Urteil vom 23.11.1995, BFH/NV 1996 S. 398). 

 Einkommensteuerliche Behandlung der Verpachtung eines land- und forstwirt-
schaftlichen Betriebs im Ganzen 

BMF-Schreiben vom 01.12.2000, BStBl I 2000 S. 1556 

„Unter Bezugnahme auf das Ergebnis der Erörterung mit den obersten Finanzbehörden der 

Länder nehme ich zur Frage, ob und inwieweit die Veränderung von Wirtschaftsgebäuden 

im Rahmen einer Verpachtung eines land- und forstwirtschaftlichen Betriebs zu einer Be-

triebsaufgabe führt, wie folgt Stellung: 

Veräußerungen und Entnahmen von Grundstücken berühren das Fortbestehen eines im 

Ganzen verpachteten land- und forstwirtschaftlichen Betriebs (nur) dann, wenn die im Ei-
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gentum des Verpächters verbleibenden Flächen nicht mehr ausreichen, um nach Beendi-

gung des Pachtverhältnisses einen land- und forstwirtschaftlichen Betrieb zu bilden. Das 

Schicksal der Wirtschaftsgebäude ist für die Annahme einer Zwangsbetriebsaufgabe uner-

heblich, da auch die Veräußerung oder Entnahme von einzelnen Flächen des Grund und 

Bodens – als wesentliche Betriebsgrundlage – unerheblich ist, sofern überhaupt ein Betrieb 

der Land- und Forstwirtschaft fortgeführt werden kann. Für die Annahme einer Zwangsbe-

triebsaufgabe im Rahmen einer Betriebsverpachtung im Ganzen ist damit im Bereich der 

Land- und Forstwirtschaft regelmäßig kein Raum mehr. 

Im Bereich der Land- und Forstwirtschaft wird eine Betriebsaufgabe nur (noch) dann ange-

nommen werden können, wenn der Steuerpflichtige seinen Aufgabewillen gegenüber dem 

Finanzamt in unmissverständlicher Weise durch Abgabe einer Aufgabeerklärung zum Aus-

druck bringt (BFH-Urteil vom 18. März 1999 – BStBl II S. 398). 

Die Grundsätze dieses Schreibens sind nur im Bereich der Land- und Forstwirtschaft und in 

allen offenen Fällen anzuwenden.“ 

3 Betriebsübertragung in vorweggenommener Erbfolge 

 Allgemeines 

Überträgt ein Steuerpflichtiger den land- und forstwirtschaftlichen Betrieb im Ganzen unent-

geltlich auf den Sohn, ist § 6 Abs. 3 EStG anzuwenden. Die im Betriebsvermögen enthalte-

nen stillen Reserven sind nicht zu realisieren. 

War der auf den Sohn übertragene land- und forstwirtschaftliche Betrieb im Zeitpunkt der 

Übertragung im Ganzen verpachtet, ohne dass eine Betriebsaufgabe erklärt wurde, kann 

§ 6 Abs. 3 EStG ebenfalls angewendet werden. 

 Zurückbehalt von Wirtschaftsgütern 

3.2.1 Allgemeines 

a) Überträgt ein Steuerpflichtiger den land- und forstwirtschaftlichen Betrieb unentgeltlich 

auf einen Nachfolger, behält er das Betriebsgebäude aber zurück, ist § 6 Abs. 3 EStG 

nicht anwendbar, da nicht die wesentlichen Grundlagen des Betriebs auf den Nachfol-

ger übergehen. Zu den wesentlichen Betriebsgrundlagen eines aktiven land- und forst-

wirtschaftlichen Betriebs gehören außer dem Grund und Boden auch die Betriebsge-

bäude. Bei Zurückbehaltung des Betriebsgebäudes wird somit nicht ein Betrieb im Gan-

zen übertragen. Da nur einzelne Wirtschaftsgüter unentgeltlich übergeben werden, 
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während das Betriebsgebäude in das Privatvermögen übernommen wird, liegt eine Be-

triebsaufgabe im Sinne des § 14 EStG vor (H 16 Abs. 6 (Betriebsaufgabe) EStH 2008). 

b) Werden bei einer unentgeltlichen Betriebsübertragung nicht Betriebsgebäude, sondern 

einzelne Grundstücksflächen zur eigenen Bewirtschaftung zurückbehalten, die als 

landwirtschaftlicher Betrieb zu behandeln sind (weil sie mehr als 30 Ar ausmachen), 

kann § 6 Abs. 3 EStG angewendet werden, wenn die zurückbehaltenen Grundstücke 

im Verhältnis zum übergebenen landwirtschaftlichen Betrieb von untergeordneter Be-

deutung sind und der Nachfolger den übergebenen Betrieb ohne Neuanschaffungen als 

lebenden Organismus fortführen kann. 

 Beispiel: 

 Der landwirtschaftliche Betrieb wird auf 9 ha Grund und Boden betrieben. Gebäude 

und Inventar sind vorhanden. Der Steuerplichtige überträgt den Betrieb auf den 

Sohn und behält 40 Ar zurück. 

 Anders ist die Sache zu beurteilen, wenn kein Betrieb im Sinne des § 6 Abs. 3 EStG, 

sondern nur einzelne Wirtschaftsgüter übertragen wurden. 

 Beispiel: 

 Ein Steuerpflichtiger hat zwei Grundstücke, die 40 Ar bzw. 60 Ar groß sind. Er be-

wirtschaftet sie selbst. Er schenkt das Grundstück von 60 Ar seinem Sohn, das 

Grundstück von 40 Ar bewirtschaftet er weiterhin selbst. 

Die zurückbehaltene Fläche ist im Verhältnis zur übergebenen Fläche nicht von un-

tergeordneter Bedeutung. Es wird kein landwirtschaftlicher Betrieb als Ganzes, son-

dern nur ein einzelnes Wirtschaftsgut übertragen. Es liegt eine Entnahme vor. Das 

zurückbehaltene Grundstück ist ein landwirtschaftlicher Betrieb und daher Betriebs-

vermögen. 

c) Überträgt ein Landwirt seinen land- und forstwirtschaftlichen Betrieb unentgeltlich auf 

einen Nachfolger und behält er Grundstücksflächen von weniger als 30 Ar zur eige-

nen Bewirtschaftung zurück, so liegt in der Zurückbehaltung im Regelfall eine Ent-

nahme, weil zu vermuten ist, dass die Bewirtschaftung der zurückbehaltenen Fläche 

mangels Gewinnerzielungsabsicht keinen Betrieb, sonderen Liebhaberei darstellt. Für 

die Abgrenzung des Betriebs von der Liebhaberei kann als Faustregel die sogenannte 
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30-Ar-Regelung (Fach 5 Nr. 1.1) dienen, nach der im Allgemeinen dann kein land- und 

forstwirtschaftlicher Betrieb angenommen wird, wenn die landwirtschaftlich genutzten 

Flächen nicht größer als 30 Ar sind (BFH-Urteil vom 09.12.1986, BStBl 1987 II S. 342 

unter 1 b, aa). Wird die 30-Ar-Grenze bei landwirtschafticher Nutzung nicht überschrit-

ten, so ist demnach zu vermuten, dass die Bewirtschaftung der Fläche Liebhaberei dar-

stellt; die Vermutung kann vom Stpfl. ggf. widerlegt werden. In der Zurückbehaltung 

einer landwirtschaftlich genutzten Fläche von nicht mehr als 30 Ar liegt deshalb regel-

mäßig eine Entnahme, die einen laufenden Gewinn auslöst. Im Übrigen liegt eine un-

entgeltliche Betriebsübertragung nach § 6 Abs. 3 EStG vor. 

3.2.2 Zurückbehalt unwesentlicher Flächen im Zusammenhang mit der unentgeltlichen 
Übergabe land- und forstwirtschaftlicher Betriebe; Anwendung des BFH-Urteils vom 
24.02.2005 (BFH/NV 2005 S. 1062) 

BMF-Schreiben vom 20.05.2008 an den Hauptverband der landwirtschaftlichen Buchstellen 

und Sachverständigen e.V.; FM BW Erlass vom 25.06.2008, 3-S 223.9/26 

„Mit Ihrem Schreiben vom 23. April 2007 begehren Sie eine rechtliche Klarstellung im Falle 

eines Rückbehalts unwesentlicher Flächen im Zusammenhang mit einer unentgeltlichen Be-

triebsübertragung land- und forstwirtschaftlicher Betriebe. 

Hierzu nehme ich in Abstimmung mit den obersten Finanzbehörden der Länder wie folgt 

Stellung: 

Ein Landwirt beendet seine bisherige Tätigkeit nicht, wenn er bei Hofübergabe Flächen zu-

rück behält und diese weiter bewirtschaftet (BFH vom 29. Oktober 1992, BFH/NV 1994, 

533). Vielmehr führt der Hofübergeber seine bisherige Tätigkeit mit einem Teil des bisheri-

gen Betriebsvermögens in verkleinerter Form fort, wenn auch begrifflich ein Betrieb der 

Land- und Forstwirtschaft vorliegt. 

Nach dem Urteil des Bundesfinanzhofs (BFH) vom 19. Februar 1981 (BStBl II 1981, 566) 

gelten die bei einer unentgeltlichen Betriebsübertragung von der Übertragung ausgenom-

menen Wirtschaftsgüter zwar grundsätzlich als entnommen. Jedoch führt die Zurückbehal-

tung von landwirtschaftlich genutztem Grund und Boden bei der Übertragung eines land- 

und forstwirtschaftlichen Betriebes nicht zu einer Zwangsentnahme, wenn der Landwirt 

seine bisherige Tätigkeit nicht beendet, sondern sie mit den zurückbehaltenen Flächen als 

einem Teil des bisherigen Betriebsvermögens in verkleinerter Form weiterführt (BFH vom 

24. Juli 1986 – BStBl II 1986, 808 und vom 28. November 1991 – BStBl II 1992, 521). 
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Eine Entnahme liegt nicht vor, wenn das Wirtschaftsgut zwar den Betrieb verlässt, aber nach 

wie vor vom Betriebsinhaber betrieblich genutzt wird (BFH vom 9. Dezember 1986 – BStBl 

II 1987, 342, und vom 20. November 1987 – BFH/NV 1989, 225). Darüber hinaus stellt nach 

der ständigen Rechtsprechung des BFH die Betriebsverpachtung im Ganzen oder auch eine 

parzellenweise Verpachtung als sog. Betriebsunterbrechung noch keine Betriebsaufgabe 

dar. 

Im Falle einer unentgeltlichen Betriebsübertragung unter Zurückbehalt unwesentlicher Flä-

chen liegt daher eine Betriebsverkleinerung vor, so dass im Rahmen des verkleinerten Be-

triebs die bisher unwesentlichen Flächen zu wesentlichen Betriebsgrundlagen in der Hand 

des Eigentümers werden. Da die Betriebsverpachtung im Ganzen eine Fortsetzung der bis-

herigen land- und forstwirtschaftlichen Tätigkeit auf andere Art und Weise darstellt, liegen 

für den verkleinerten Betrieb auch die einschlägigen Voraussetzungen zur Anwendung des 

Verpächterwahlrechts vor. 

Nach dem Ergebnis der Erörterungen mit den obersten Finanzbehörden der Länder kann 

ich Ihnen mitteilen, dass die rechtliche Zuordnung zurückbehaltener nicht aktiv bewirtschaf-

teter Flächen zum Privatvermögen unberührt bleibt, wenn im Einzelfall nachweislich eine 

dem Grunde nach steuerpflichtige Entnahme im Besteuerungsverfahren vollzogen worden 

ist. Dies gilt unabhängig von der Frage, ob die Entscheidung des BFH eine Rechtspre-

chungsänderung darstellt.“ 

 Hofübergabe innerhalb eines Wirtschaftsjahres 

BFH-Urteil vom 23. August 1979, BStBl 1980 II S. 8 

Der BFH hat in dem o. g. Urteil entschieden, dass im Falle der unentgeltlichen Hofübergabe 

an Familienangehörige innerhalb eines Wirtschaftsjahres der Gewinn für jedes der beiden 

Rumpfwirtschaftsjahre getrennt zu ermitteln ist. 

Die obersten Finanzbehörden haben sich dafür ausgesprochen, dass es aus Vereinfa-

chungsgründen nicht beanstandet werden soll, wenn beim Hofübergang im Erbfalle der 

Gewinn einheitlich für das gesamte Wirtschaftsjahr ermittelt und zeitanteilig auf den alten 

und den neuen Hofinhaber aufgeteilt wird. Voraussetzung dafür ist wie bisher, dass der Ge-

winn für den alten und den neuen Hofinhaber nach derselben Methode zu ermitteln ist. 
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 Ertragsteuerliche Behandlung der vorweggenommenen Erbfolge 

BMF-Schreiben vom 13.01.1993, BStBl I S. 80 unter Berücksichtigung der Änderungen 

durch BMF-Schreiben vom 26.02.2007, BStBl I S. 269 

Inhaltsübersicht 

A. Allgemeines 

 1. Begriff der vorweggenommenen Erbfolge 1 

 2. Abgrenzung zu voll entgeltlichen Geschäften 2 

B. Übertragung von Privatvermögen 

I. Arten der Vermögensübertragung 3 

 1. Versorgungsleistungen 4 – 6 

 2. Ausgleichs- und Abstandsverpflichtungen 7 – 8 

 3. Übernahme von Verbindlichkeiten 9 

 4. Vorbehalt oder Einräumung von Nutzungsrechten an dem 
  übertragenen Vermögen 10 

II. Höhe der Anschaffungskosten  

 1. Unverzinsliche Geldleistungspflichten 11 

 2. Leistungen in Sachwerten 12 

 3. Anschaffungsnebenkosten 13 

III. Aufteilung des Veräußerungs- und Anschaffungsvorgangs in einen 
 entgeltlichen und einen unentgeltlichen Teil 14 – 15 

IV. Absetzungen für Abnutzung 

 1. Bemessungsgrundlage 16 

 2. Vomhundertsatz 17 – 18 

V. Bedingung und Befristung 19 –21 

VI. Schuldzinsenabzug 22 

VII. Steuerpflicht der Veräußerungsgewinne 23 

C. Übertragung von Betriebsvermögen 
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I. Arten der Vermögensübertragung 24 

 1. Versorgungsleistungen 25 – 26 

 2. Übernahme von Verbindlichkeiten 27 – 31 

 3. Verpflichtung zur Übertragung von Gegenständen des Betriebs- 
  vermögens 32 

II. Übertragung einzelner Wirtschaftsgüter des Betriebsvermögens 

 1. Unentgeltliche Übertragung 33 

 2. Teilentgeltliche Übertragung 34 

III. Übertragung eines Betriebs, Teilbetriebs oder Mitunternehmeranteils 

 1. Über dem Kapitalkonto liegendes Veräußerungsentgelt 35 – 37 

 2. Veräußerungsentgelt bis zur Höhe des Kapitalkontos 38 

IV. Abschreibungen 39 

V. Schuldzinsen 40 

VI. Verbleibensfristen und Vorbesitzzeiten 41 

D. Übertragung von land- und forstwirtschaftlichem Vermögen 42 

 1. Freibetrag nach § 14a Abs. 4 EStG2 43 

 2. Abfindungen nach der Höfeordnung 44 

 3. Gutabstandsgelder 45 

 4. Nach § 55 EStG pauschal bewerteter Grund und Boden 46 

E. Mischfälle 47 

F. Übergangsregelung 

 1. Allgemeines 48 – 49 

 2. Nachholung unterbliebener AfA 50 – 54 

 3. Anschaffungsnaher Aufwand 55 

 

2 § 14a Abs. 4 EStG ist letztmals für Entnahmen und Veräußerungen vor dem 01.01.2006 anzuwenden. 
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Unter Bezugnahme auf das Ergebnis der Erörterung mit den obersten Finanzbehörden der 

Länder nehme ich zur ertragsteuerlichen Behandlung der vorweggenommenen Erbfolge 

wie folgt Stellung: 

 A. Allgemeines 

 1. Begriff der vorweggenommenen Erbfolge 

1 Unter vorweggenommener Erbfolge sind Vermögensübertragungen unter Lebenden mit 

Rücksicht auf die künftige Erbfolge zu verstehen. Der Übernehmer soll nach dem Willen 

der Beteiligten wenigstens teilweise eine unentgeltliche Zuwendung erhalten (Beschluß 

des Großen Senats des BFH vom 5. Juli 1990, BStBl II S. 847). Der Vermögensüber-

gang tritt nicht kraft Gesetzes, sondern aufgrund einzelvertraglicher Regelungen ein. 

 2. Abgrenzung zu voll entgeltlichen Geschäften 

2 Im Gegensatz zum Vermögensübergang durch vorweggenommene Erbfolge ist ein Ver-

mögensübergang durch voll entgeltliches Veräußerungsgeschäft anzunehmen, wenn 

die Werte der Leistung und Gegenleistung wie unter Fremden nach kaufmännischen 

Gesichtspunkten gegeneinander abgewogen sind (vgl. Abschnitt 23 Abs. 1 und 123 

Abs. 3 EStR 1990). Trotz objektiver Ungleichwertigkeit von Leistung und Gegenleistung 

kann ein Veräußerungs-/Erwerbsgeschäft vorliegen, wenn die Beteiligten subjektiv von 

der Gleichwertigkeit ausgegangen sind (BFH-Urteil vom 29. Januar 1992, BStBl 1992 II 

S. 465)3. 

 B. Übertragung von Privatvermögen 

 I. Arten der Vermögensübertragung 

3 Je nach Art der anläßlich der Vermögensübertragung durch vorweggenommene Erb-

folge vereinbarten Leistungen liegt eine voll unentgeltliche oder eine teilentgeltliche 

Übertragung vor. 

 1. Versorgungsleistungen 

4 Eine unentgeltliche Übertragung liegt vor, soweit Versorgungsleistungen (Versorgungs-

renten und dauernde Lasten) bei der Übertragung von Vermögen vom Übernehmer dem 

 

3 Bestätigt durch BFH vom 16.12.1993 (BStBl 1996 II S. 669) und vom 30.07.2003 (BStBl 2004 II S. 211). 
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Übergeber oder Dritten (z.B. Ehegatten des Übergebers, Geschwister des Überneh-

mers) zugesagt werden. Sie sind von den als Anschaffungskosten zu beurteilenden 

Veräußerungsleistungen und von steuerlich nicht abziehbaren Unterhaltsleistungen ab-

zugrenzen4. 

5 Eine als Anschaffungskosten zu beurteilende Veräußerungsleistung ist anzunehmen, 

wenn die beiderseitigen Leistungen nach den unter Tz. 2 dargestellten Grundsätzen 

nach kaufmännischen Gesichtspunkten gegeneinander abgewogen sind. Bei Vermö-

gensübertragungen auf Abkömmlinge besteht eine nur in Ausnahmefällen zu widerle-

gende Vermutung dafür, daß die Übertragung aus familiären Gründen, nicht aber im 

Wege eines Veräußerungsgeschäfts unter kaufmännischer Abwägung von Leistung 

und Gegenleistung erfolgt (Beschluß des Großen Senats des BFH vom 5. Juli 1990, 

a. a. O.). 

 Bei der Abgrenzung zu nicht abziehbaren Unterhaltsleistungen ist Abschnitt 123 Ab-

satz 3 EStR 1990 zu beachten (Beschluß des Großen Senats des BFH vom 15. Juli 

1991, BStBl 1992 II S. 78)5. 

6 Versorgungsleistungen können mit dem Ertragsanteil zu berücksichtigende Leibrenten 

(§ 10 Abs. 1 Nr. 1 a Satz 2, § 22 Nr. 1 Satz 1 i. V. m. Satz 3 Buchstabe a6 EStG) oder 

in voller Höhe zu berücksichtigende dauernde Lasten (§ 10 Absatz 1 Nr. 1 a Satz 1 

EStG) darstellen (vgl. Beschluß des Großen Senats des BFH vom 5. Juli 1990, a. a. O.). 

Das gilt auch, wenn die Versorgungsleistung nicht aus den Erträgen des übertragenen 

Vermögens geleistet werden kann (BFH-Urteil vom 23. Januar 1992, BStBl II S. 526)7. 

Versorgungsleistungen in Geld sind als dauernde Last abziehbar, wenn sich ihre Abän-

derbarkeit entweder aus einer ausdrücklichen Bezugnahme auf § 323 ZPO oder in an-

derer Weise aus dem Vertrag ergibt (Beschluß des Großen Senats des BFH vom 

15. Juli 1991, a. a. O.)8. 

 2. Ausgleichs- und Abstandsverpflichtungen 

 

4 Zur Abgrenzung BMF vom 16.09.2004 (BStBl I S. 922). 
5 Überholt durch BMF vom 16.09.2004 (BStBl I S. 922, Rz 50). 
6 Jetzt Satz 3 Buchstabe a Doppelbuchstabe bb EStG. 
7 Aber BMF vom 16.09.2004 (BStBl I S. 922, Rz 47 und 48). 
8 BMF vom 16.09.2004 (BStBl I S. 922, Rz 47 und 48). 
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7 Ein Veräußerungs- und Anschaffungsgeschäft liegt vor, soweit sich der Übernehmer zur 

Zahlung eines bestimmten Geldbetrags an andere Angehörige des Übergebers oder an 

Dritte (Gleichstellungsgeld) oder zu einer Abstandszahlung an den Übergeber verpflich-

tet. Entsprechendes gilt, wenn der Übernehmer verpflichtet ist, bisher in seinem Vermö-

gen stehende Wirtschaftsgüter auf Dritte zu übertragen, oder wenn er zunächst zu einer 

Ausgleichszahlung verpflichtet war und diese Verpflichtung später durch Hingabe eines 

Wirtschaftsguts erfüllt. 

8 Der Übernehmer erwirbt nicht deshalb entgeltlich, weil er Teile des übernommenen Ver-

mögens an Angehörige oder Dritte zu übertragen hat. 

 3. Übernahme von Verbindlichkeiten 

9 Die Übernahme von Verbindlichkeiten des Übergebers durch den Übernehmer führt zu 

einem Veräußerungsentgelt und zu Anschaffungskosten. Hierbei macht es keinen Un-

terschied, ob die Verbindlichkeiten im wirtschaftlichen oder rechtlichen Zusammenhang 

mit dem übernommenen Wirtschaftsgut stehen oder ob es sich um Verbindlichkeiten 

handelt, die nicht mit einer Einkunftsart in Zusammenhang stehen (vgl. BMF-Schreiben 

vom 7. August 1992, BStBl I S. 522). 

4. Vorbehalt oder Einräumung von Nutzungsrechten an dem übertragenen Ver-

mögen9 

10 Behält sich der Übergeber ein dingliches oder obligatorisches Nutzungsrecht (z.B. Nieß-

brauch, Wohnrecht) an übertragenen Wirtschaftsgütern vor oder verpflichtet er den 

Übernehmer, ihm oder einem Dritten ein solches Nutzungsrecht einzuräumen, wird das 

bereits mit dem Nutzungsrecht belastete Vermögen erworben. Ein entgeltlicher Erwerb 

liegt insoweit nicht vor (vgl. BFH-Urteil vom 24. April 1991, BStBl II S. 793). 

 

9
 Zur einkommensteuerrechtlichen Behandlung des Nießbrauchs und anderer Nutzungsrechte bei Einkünften aus Ver-
mietung und Verpachtung BMF vom 24.07.1998 (BStBl I S. 914) unter Berücksichtigung der Änderun- gen durch 
BMF vom 09.02.2001 (BStBl I S. 522) und vom 29.05.2006 (BStBl I S. 392). 
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 II. Höhe der Anschaffungskosten 

 1. Unverzinsliche Geldleistungspflichten 

11 Hat sich der Übernehmer zu einer unverzinslichen Geldleistung verpflichtet, die nach 

mehr als einem Jahr zu einem bestimmten Zeitpunkt fällig wird, liegen Anschaffungs-

kosten nicht in Höhe des Nennbetrags, sondern in Höhe des nach den Vorschriften des 

Bewertungsgesetzes abgezinsten Gegenwartswerts vor (BFH-Urteil vom 21. Oktober 

1980, BStBl 1981 II S. 160). 

 Den Zinsanteil kann der Übernehmer nach § 9 Abs. 1 Nr. 1 EStG als Werbungskosten 

im Jahr der Zahlung abziehen. Der Inhaber des aufgrund der getroffenen Vereinbarun-

gen entstandenen Forderungsrechts hat insoweit steuerpflichtige Einkünfte nach § 20 

Abs. 1 Nr. 7 EStG. Das ist bei echten Verträgen zugunsten Dritter der Begünstigte. 

Beispiel: 

V überträgt im Wege der vorweggenommenen Erbfolge auf seinen Sohn S zum 

1. Januar 1992 ein schuldenfreies vermietetes Mehrfamilienhaus. S verpflichtet sich 

gegenüber V, an seine Schwester T am 1. Januar 1995 200 000 DM zu zahlen. 

Lösung: 

S hat Anschaffungskosten für das Mehrfamilienhaus i. H. des Gegenwartswerts der 

unverzinslichen Geldleistungspflicht. Der Gegenwartswert beträgt nach § 12 Abs. 3 

BewG 170 32210 DM. Den Zinsanteil i.H.v. 29 67811 DM kann S im Jahr der Zahlung 

als Werbungskosten nach § 9 Abs. 1 Nr. 1 EStG abziehen. T hat im Jahr der Zah-

lung in gleicher Höhe Einnahmen i.S.d. § 20 Abs. 1 Nr. 7 EStG. 

 2. Leistungen in Sachwerten 

12 Ist der Übernehmer verpflichtet, Leistungen in Sachwerten zu erbringen (vgl. Tz. 7), hat 

er Anschaffungskosten in Höhe des gemeinen Werts der hingegebenen Wirtschaftsgü-

ter. Entnimmt er ein Wirtschaftsgut aus dem Betriebsvermögen, ist der Teilwert maßge-

bend. 

 

10 170 400 DM auf Basis der Anlage zu BMF vom 26.05.2005 (BSTBl I S. 699). 
11 29 600 DM auf Basis der Anlage zu BMF vom 26.05.2005 (BStBl I S. 699). 
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 3. Anschaffungsnebenkosten 

13 Im Rahmen eines teilentgeltlichen Erwerbs aufgewandte Anschaffungsnebenkosten 

(z.B. Notar-, Gerichtsgebühren) werden in voller Höhe den Anschaffungskosten zuge-

rechnet (BFH-Urteil vom 10. Oktober 1991, BStBl 1992 II S. 239). Nebenkosten eines 

in vollem Umfang unentgeltlichen Erwerbs führen weder zu Anschaffungskosten noch 

zu Werbungskosten. Nicht zu den Anschaffungskosten gehört die Schenkungsteuer 

(§ 12 Nr. 3 EStG). 

III. Aufteilung des Veräußerungs- und Anschaffungsvorgangs in einen entgeltli-

chen und einen unentgeltlichen Teil 

1412 Wird ein Wirtschaftsgut teilentgeltlich übertragen, ist der Vorgang in einen entgeltlichen 

und einen unentgeltlichen Teil aufzuteilen. Dabei berechnen sich der entgeltlich und der 

unentgeltlich erworbene Teil des Wirtschaftsguts nach dem Verhältnis des Entgelts 

(ohne Anschaffungsnebenkosten) zu dem Verkehrswert des Wirtschaftsguts. Werden 

mehrere Wirtschaftsgüter teilentgeltlich übertragen, ist eine von den Vertragsparteien 

vorgenommene Zuordnung der Anschaffungskosten auf die einzelnen Wirtschaftsgüter 

maßgeblich für die Besteuerung, wenn die Zuordnung nach außen hin erkennbar ist und 

die Aufteilung nicht zu einer nach § 42 AO unangemessenen wertmäßigen Berücksich-

tigung der einzelnen Wirtschaftsgüter führt. Ansonsten sind die Anschaffungskosten 

vorweg nach dem Verhältnis der Verkehrswerte den einzelnen Wirtschaftsgütern antei-

lig zuzurechnen. 

15 Hat sich der Übergeber ein Nutzungsrecht an dem übertragenen Wirtschaftsgut vorbe-

halten, ist bei Aufteilung des Rechtsgeschäfts in den entgeltlichen und den unentgeltli-

chen Teil dem Entgelt der um den Kapitalwert des Nutzungsrechts geminderte Wert des 

Wirtschaftsguts gegenüberzustellen (BFH-Urteil vom 24. April 1991, BStBl II S. 793). 

 IV. Absetzungen für Abnutzung 

 1. Bemessungsgrundlage 

16 Soweit der Übernehmer das Wirtschaftsgut unentgeltlich erworben hat, führt er die AfA 

des Übergebers fort. Er kann die AfA nur bis zu dem Betrag abziehen, der anteilig von 

 

12
 Tz. 14 i.d.F. BMF vom 26.02.2007 (BStBl I S. 269). Die Grundsätze dieses Schreibens sind in allen noch offenen 

Fällen anzuwenden. 
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der Bemessungsgrundlage des Übergebers nach Abzug der AfA, der erhöhten Abset-

zungen und Sonderabschreibungen verbleibt (§ 11d Abs. 1 EStDV). Soweit er das Wirt-

schaftsgut entgeltlich erworben hat, bemessen sich die AfA nach seinen Anschaffungs-

kosten. 

Beispiel: 

V überträgt seinem Sohn S im Wege der vorweggenommenen Erbfolge ein schul-

denfreies Mietwohngrundstück mit einem Verkehrswert von 2 Millionen DM (Ge-

bäude 1,6 Millionen DM, Grund und Boden 400 000 DM). V hatte das Mietwohn-

grundstück zum 1. Januar 1970 erworben und die auf das Gebäude entfallenden 

Anschaffungskosten von 700 000 DM mit jährlich 2 v.H. abgeschrieben. S hat sei-

ner Schwester T einen Betrag von 1 Million DM zu zahlen. Der Übergang von Nut-

zungen und Lasten erfolgt zum 1. Januar 1992. 

Lösung: 

S hat Anschaffungskosten in Höhe von 1 Million DM. Nach dem Verhältnis der 

Verkehrswerte entfallen auf das Gebäude 800 000 DM und auf den Grund und 

Boden 200 000 DM. Eine Gegenüberstellung von Anschaffungskosten und Ver-

kehrswert ergibt, daß S das Gebäude zu 1/2 unentgeltlich und zu 1/2 entgeltlich 

für 800 000 DM erworben hat. 

Die AfA-Bemessungsgrundlage und das AfA-Volumen ab 1992 berechnen sich 

wie folgt: 

 unentgeltlich entgeltlich 

erworbener Teil des Gebäudes 

Bemessungsgrundlage ab 1992 350 000 DM 

(1/2 von 700 000) 

800 000 DM 

./. bereits von V für den unentgelt-
lich erworbenen Gebäudeteil in 
Anspruch genommene AfA 
22 × 2 v.H. von 350 000 DM 
(1/2 von 700 000 DM) 

 

 

154 000 DM 

 

AfA-Volumen ab 1992 196 000 DM 800 000 DM 
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 2. Vomhundertsatz 

17 Hinsichtlich des weiteren AfA-Satzes des Erwerbers ist zwischen dem unentgeltlich und 

dem entgeltlich erworbenen Teil des Wirtschaftsguts zu unterscheiden. 

 Für den unentgeltlich erworbenen Teil des Wirtschaftsguts hat der Übernehmer die vom 

Übergeber begonnene Abschreibung anteilig fortzuführen (§ 11d Abs. 1 EStDV). 

 Für den entgeltlich erworbenen Teil des Wirtschaftsguts bemessen sich die AfA 

– bei beweglichen Wirtschaftsgütern und bei unbeweglichen Wirtschaftsgütern, die 

keine Gebäude sind, nach der tatsächlichen künftigen Nutzungsdauer des Wirt-

schaftsguts im Zeitpunkt des Übergangs von Nutzungen und Lasten, 

– bei Gebäuden regelmäßig nach § 7 Abs. 4 EStG. 

 Danach ergibt sich bei Gebäuden für den unentgeltlich und den entgeltlich erworbenen 

Teil regelmäßig eine unterschiedliche Abschreibungsdauer. 

Beispiel: 

Beträgt im vorigen Beispiel die tatsächliche Nutzungsdauer des Gebäudes am 

1. Januar 1992 nicht weniger als 50 Jahre, sind folgende Beträge als AfA abzuzie-

hen: 

 unentgeltlich entgeltlich 

erworbener Teil des Gebäudes 

AfA-Satz (§ 7 Abs. 4 S. 1 Nr. 2 a EStG) 2 v.H. 2 v.H. 

AfA jährlich 7 000 DM 16 000 DM 

Abschreibungszeitraum 1992–2019 1992–2041 

 

Die abzuziehenden AfA betragen mithin in den Jahren 1992 bis 2019 insgesamt 

23 000 DM jährlich und in den Jahren 2020 bis bis 2041 16 000 DM jährlich. 

18 Entsprechendes gilt im Grundsatz, wenn kein Gebäude, sondern ein bewegliches Wirt-

schaftsgut übernommen wird; da jedoch die Nutzungsdauer des entgeltlich erworbenen 

Teils des Wirtschaftsguts hier regelmäßig mit der Restnutzungsdauer des unentgeltlich 
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erworbenen Teils des Wirtschaftsguts übereinstimmt, kann in diesen Fällen auf eine 

Aufspaltung in zwei AfA-Reihen verzichtet werden. 

 V. Bedingung und Befristung 

19 Eine Leistungsverpflichtung des Übernehmers steht i.d.R. unter einer aufschiebenden 

Bedingung, wenn ihre Entstehung von einem Ereignis abhängt, dessen Eintritt ungewiß 

ist (z.B. Heirat); sie steht i.d.R. unter einer aufschiebenden Befristung, wenn ihre Ent-

stehung von einem Ereignis abhängt, dessen Eintritt sicher, der Zeitpunkt aber ungewiß 

ist (z.B. Tod). 

20 Von der Befristung ist die bloße Betagung zu unterscheiden, bei der lediglich der Eintritt 

der Fälligkeit der bereits bei Begründung des Schuldverhältnisses entstandenen Forde-

rung von einem bestimmten Termin abhängt (BFH-Urteil vom 24. November 1972, 

BStBl 1973 II S. 354). Hier liegen Anschaffungskosten bereits im Zeitpunkt der Vermö-

gensübertragung vor. Die Grundsätze der Tz. 11 sind zu beachten. 

21 Aufschiebend bedingte oder befristete Leistungsverpflichtungen des Übernehmers füh-

ren erst bei Eintritt des Ereignisses, von dem die Leistungspflicht abhängt, zu Veräuße-

rungsentgelten und Anschaffungskosten (vgl. §§ 6, 8 BewG). Der Umfang des entgelt-

lichen Erwerbs des Wirtschaftsguts bestimmt sich nach dem Verhältnis seines Ver-

kehrswertes zur Höhe der Leistungsverpflichtung im Zeitpunkt ihrer Entstehung und hat 

Auswirkungen für die Bemessung der künftigen AfA. 

Beispiel: 

V überträgt im Wege der vorweggenommenen Erbfolge auf seinen Sohn S zum 

1. Januar 1985 ein schuldenfreies Mehrfamilienhaus. V hat die Herstellungskosten 

in Höhe von 400 000 DM mit jährlich 2 v.H. bis auf 320 000 DM abgeschrieben. 

S verpflichtet sich, an seine Schwester T im Zeitpunkt ihrer Heirat einen Betrag von 

300 000 DM zu zahlen. T heiratet am 1. Januar 1990. Das Mehrfamilienhaus hat zu 

diesem Zeitpunkt einen Wert von 600 000 DM (Grund und Boden 120 000 DM, Ge-

bäude 480 000 DM). 
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Lösung: 

S hat das Mehrfamilienhaus zunächst unentgeltlich erworben und setzt gem. § 11d 

EStDV die AfA des V fort. Zum 1. Januar 1990 entstehen dem S Anschaffungskos-

ten in Höhe von 300 000 DM. Nach dem Verhältnis der Verkehrswerte zum 1. Ja-

nuar 1990 entfallen auf das Gebäude 240 000 DM und auf den Grund und Boden 

60 000 DM. Die Gegenüberstellung der Anschaffungskosten und des Verkehrswer-

tes des Gebäudes ergibt, daß S das Gebäude jeweils zur Hälfte entgeltlich für 

240 000 DM und zur Hälfte unentgeltlich erworben hat. 

Die AfA berechnen sich ab 1985 wie folgt: 

AfA 1. Januar 1985 bis 31. Dezember 1989: 

5 Jahre × 2 v.H. = 10 v.H. von 400 000 DM = 40 000 DM 

ab 1. Januar 1990: 

AfA unentgeltlich erworbener Gebäudeteil: 

2 v.H. von 200 000 DM (1/2 von 400 000 DM) =  4 000 DM 

AfA entgeltlich erworbener Gebäudeteil: 

2 v.H. von 240 000 DM =  4 800 DM 

Der verbleibende Abschreibungszeitraum beträgt für den unentgeltlich erworbenen 

Gebäudeteil 35 Jahre und für den entgeltlich erworbenen Gebäudeteil 50 Jahre, 

wenn keine kürzere Nutzungsdauer nachgewiesen wird. 

 VI. Schuldzinsenabzug 

22 Schuldzinsen für Verbindlichkeiten, die im Rahmen der vorweggenommenen Erbfolge 

übernommen werden oder die aufgenommen werden, um Abfindungszahlungen zu leis-

ten, sind als Werbungskosten abziehbar, wenn und soweit der Übernehmer das betref-

fende Wirtschaftsgut zur Erzielung steuerpflichtiger Einkünfte einsetzt. Dies gilt auch, 

wenn die Verbindlichkeiten, die der Übernehmer übernehmen muß, beim Übergeber 

ursprünglich privat veranlaßt waren (BFH-Urteil vom 8. November 1990, BStBl 1991 II 

S. 450). 
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 VII. Steuerpflicht der Veräußerungsgewinne 

23 Die teilentgeltliche Veräußerung von Wirtschaftsgütern des Privatvermögens führt beim 

Übergeber nur unter den Voraussetzungen der §§ 17 und 23 EStG und der §§ 20, 2113 

zu steuerpflichtigen Einkünften. Die Übertragung ist zur Ermittlung der steuerpflichtigen 

Einkünfte nach dem Verhältnis des nach den vorstehenden Grundsätzen ermittelten 

Veräußerungsentgelts zum Verkehrswert des übertragenen Wirtschaftsguts aufzuteilen 

(BFH-Urteil vom 17. Juli 1980, BStBl 1981 II S. 11)14. 

Beispiel: 

V hält Aktien einer Aktiengesellschaft (Grundkapital 100 000 DM) im Nennwert von 

30 000 DM (Verkehrswert 120 000 DM). Er überträgt seine Aktien im Wege der 

vorweggenommenen Erbfolge auf seinen Sohn S. S leistet an V eine Abstandszah-

lung von 60 000 DM. V hatte die Anteile für 94 000 DM erworben. 

Lösung: 

V erhält ein Veräußerungsentgelt i. H. v. 60 000 DM. Nach dem Verhältnis des Ver-

äußerungsentgelts zum Verkehrswert ist die Beteiligung zu 1/2 entgeltlich übertra-

gen worden. Der Veräußerungsgewinn wird nach § 17 Abs. 3 EStG nur insoweit zur 

Einkommensteuer herangezogen, als er den Teil von 20 000 DM übersteigt, der 

dem Nennwert des entgeltlich übertragenen Anteils (1/2 von 30 000 DM = 

15 000 DM) entspricht. 

Der steuerpflichtige Veräußerungsgewinn i.S.d. § 17 EStG beträgt: 

Veräußerungspreis  60 000 DM 

./. 1/2 Anschaffungskosten des V  47 000 DM 

  13 000 DM15 

./. Freibetrag nach § 17 Abs. 3 EStG   

 15/100 von 20 000 DM 3 000 DM  

Kürzung des Freibetrags   

 

13  § 21 UmwStG i. d. F. des UmwStG vom 28.10.1994, zuletzt geändert durch das StVergAbG, war letztmals für Ein-
bringungen vor dem 31.12.2006 anzuwenden. 

14  Zum Werbungskkostenabzug vgl. BMF vom 05.10.2000 (BStBl I S. 1383, Rz 30). 
15  Für Veräußerungen nach dem 31.12.2001 unterliegt der Veräußerungsgewinn nach § 3 Nr. 40 Satz 1 Buch stabe c 

EStG dem Halbeinkünfteverfahren 
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Veräußerungsgewinn 13 000 DM  

./. 15/100 von 80 000 DM 12 000 DM  

 1 000 DM  

verbleibender Freibetrag  2 000 DM 

  11 000 DM 

 

 In den Fällen des § 17 EStG ist bei einer späteren Veräußerung des unentgeltlich über-

tragenen Anteils durch den Übernehmer § 17 Abs. 1 Satz 5 EStG16 zu beachten. 

 C. Übertragung von Betriebsvermögen 

 I. Arten der Vermögensübertragung 

24 Für die Übertragung von Betriebsvermögen im Wege der vorweggenommenen Erbfolge 

gelten die unter den Tz. 3 bis 10 dargelegten Grundsätze entsprechend. Folgende Be-

sonderheiten sind zu beachten: 

 1. Versorgungsleistungen 

25 Private Versorgungsleistungen stellen wie bei der Übertragung von Privatvermögen we-

der Veräußerungsentgelt noch Anschaffungskosten dar, sondern können wiederkeh-

rende Bezüge (§ 22 Nr. 1 EStG) und Sonderausgaben (§ 10 Abs. 1 Nr. 1 a EStG) sein 

(vgl. Tz. 4). 

2517 Sie sind von betrieblichen Versorgungsleistungen und betrieblichen Veräußerungsren-

ten abzugrenzen. Betriebliche Versorgungsleistungen sind nur in Ausnahmefällen an-

zunehmen (vgl. BFH-Urteil vom 20. Dezember 1988, BStBl 1989 II S. 585). Eine be-

triebliche Veräußerungsrente ist gegeben, wenn bei der Veräußerung eines Betriebs, 

eines Teilbetriebs, eines Mitunternehmeranteils oder einzelner Wirtschaftsgüter des Be-

triebsvermögens Leistung und Gegenleistung nach den unter Tz. 2 dargestellten 

Grundsätzen gegeneinander abgewogen werden. Bei Betriebsübertragungen zwischen 

nahen Angehörigen gegen wiederkehrende Leistungen spricht, unabhängig vom Wert 

der übertragenen Vermögenswerte, eine widerlegbare Vermutung für eine private Ver-

 

16  Jetzt § 17 Abs. 1 Satz 4 EStG. 
17  Zur Abgrenzung BMF vom 16.09.2004 (BStBl I S. 922). 
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sorgungsrente (BFH-Urteile vom 9. Oktober 1985, BStBl 1986 II S. 51 und vom 29. Ja-

nuar 1992, BStBl II S. 465). Dies gilt auch, wenn der Übernehmer Versorgungsleistun-

gen an Angehörige des Übergebers zusagt (BFH-Beschluß vom 5. Juli 1990, a.a.O.). 

 2. Übernahme von Verbindlichkeiten 

27 Im Zusammenhang mit der Übertragung von Betriebsvermögen im Wege der vorweg-

genommenen Erbfolge übernommene private Verbindlichkeiten des Übergebers stellen 

Veräußerungsentgelte und Anschaffungskosten dar. Die Verbindlichkeiten sind, soweit 

sich aus ihrer Übernahme Anschaffungskosten des Betriebsvermögens ergeben, als 

Betriebsschulden zu passivieren (vgl. BFH-Urteil vom 6. November 1990, BStBl 1991 II 

S. 450). 

28 Die Übernahme betrieblicher Verbindlichkeiten führt zu einem Veräußerungsentgelt und 

zu Anschaffungskosten, wenn sie im Zusammenhang mit der Übertragung einzelner 

Wirtschaftsgüter des Betriebsvermögens steht. 

29 Bei der Übertragung eines Betriebs, Teilbetriebs oder Mitunternehmeranteils stellen die 

übernommenen Verbindlichkeiten des übertragenen Betriebs, Teilbetriebs oder Mitun-

ternehmeranteils kein Veräußerungsentgelt und keine Anschaffungskosten dar, so daß 

der Betriebsübernehmer hinsichtlich der übernommenen positiven und negativen Wirt-

schaftsgüter die Buchwerte des Übergebers fortzuführen hat. 

30 Dies gilt grundsätzlich auch bei der Übertragung eines Betriebs, Teilbetriebs oder Mit-

unternehmeranteils, dessen steuerliches Kapitalkonto negativ ist, da das Vorhanden-

sein eines negativen Kapitalkontos einer unentgeltlichen Betriebsübertragung nicht ent-

gegensteht (BFH-Urteile vom 23. April 1971, BStBl II S. 686 und vom 24. August 1972, 

BStBl 1973 II S. 111). 

31 Ist allerdings neben der Übernahme des negativen Kapitalkontos noch ein Gleichstel-

lungsgeld oder eine Abstandszahlung zu leisten oder wird eine private Verbindlichkeit 

übernommen, handelt es sich um eine entgeltliche Vermögensübertragung. 

 Der Übergeber erhält ein Veräußerungsentgelt in Höhe der ihm zusätzlich gewährten 

Leistungen zuzüglich des übertragenen negativen Kapitalkontos, das in der Regel auch 

der Veräußerungsgewinn ist, und der Übernehmer hat Anschaffungskosten in entspre-

chender Höhe. 
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Beispiel: 

V überträgt seinen Gewerbebetrieb mit einem Verkehrswert von 600 000 DM im 

Wege der vorweggenommenen Erbfolge auf seinen Sohn S. V hat ein negatives 

Kapitalkonto von 100 000 DM (Aktiva 300 000 DM, Passiva 400 000 DM). S hat an 

seine Schwester T ein Gleichstellungsgeld in Höhe von 150 000 DM zu zahlen. 

Lösung: 

Das an T zu zahlende Gleichstellungsgeld zuzüglich des übertragenen negativen 

Kapitalkontos führen zu einem Veräußerungsentgelt i.H.v. 250 000 DM, das auch 

gleichzeitig der Veräußerungsgewinn ist, und zu Anschaffungskosten bei S in glei-

cher Höhe. 

 3. Verpflichtung zur Übertragung von Gegenständen des Betriebsvermögens 

32 Überträgt der Übernehmer aufgrund einer Verpflichtung gegenüber dem Übergeber ei-

nem Dritten ein Wirtschaftsgut des übernommenen Betriebsvermögens in unmittelba-

rem Anschluß an die Übertragung oder hält der Übergeber ein Wirtschaftsgut des Be-

triebsvermögens zurück und verliert das Wirtschaftsgut dadurch seine Eigenschaft als 

Betriebsvermögen, handelt es sich um eine Entnahme des Wirtschaftsguts durch den 

Übergeber. Ist der Übernehmer verpflichtet, das Wirtschaftsgut zu einem späteren Zeit-

punkt auf einen Dritten zu übertragen, erfolgt die Entnahme regelmäßig durch den Über-

nehmer, der den durch die Entnahme realisierten Gewinn zu versteuern hat. 

 II. Übertragung einzelner Wirtschaftsgüter des Betriebsvermögens 

 1. Unentgeltliche Übertragung 

33 Die unentgeltliche Übertragung einzelner Wirtschaftsgüter des Betriebsvermögens stellt 

beim Übergeber regelmäßig eine Entnahme des Wirtschaftsguts dar. Die anschlie-

ßende Übertragung im Rahmen der vorweggenommenen Erbfolge erfolgt im Privatver-

mögen nach den hierfür geltenden Grundsätzen. Der Übernehmer des Wirtschaftsguts 

hat daher seine Abschreibung regelmäßig nach dem Entnahmewert des Übergebers zu 

bemessen (§ 11d Abs. 1 EStDV). 
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 2. Teilentgeltliche Übertragung 

34 Werden einzelne Wirtschaftsgüter des Betriebsvermögens teilentgeltlich auf den Über-

nehmer übertragen, handelt es sich in Höhe des unentgeltlich übertragenen Teils um 

eine Entnahme in Höhe des anteiligen Teilwerts und in Höhe des entgeltlich übertrage-

nen Teils um eine Veräußerung. 

Beispiel: 

V überträgt ein bebautes Betriebsgrundstück im Wege der vorweggenommenen 

Erbfolge auf seinen Sohn S. Der Teilwert des Gebäudes beträgt 1 000 000 DM 

(Buchwert 100 000 DM). S hat an V eine Abstandszahlung zu leisten, die mit 

250 000 DM auf das Gebäude entfällt. 

Lösung: 

Nach dem Verhältnis Veräußerungsentgelt zum Teilwert hat V das Gebäude zu 3/4 

entnommen (anteiliger Teilwert 750 000 DM) und zu 1/4 veräußert (Veräußerungs-

erlös 250 000 DM). S hat, soweit das Gebäude von V entnommen wurde, seine AfA 

nach dem Entnahmewert des V i.H.v. 750 000 DM (3/4 von 1 000 000 DM) und, 

soweit er das Gebäude entgeltlich erworben hat, nach seinen Anschaffungskosten 

von 250 000 DM zu bemessen. 

 III. Übertragung eines Betriebs, Teilbetriebs oder Mitunternehmeranteils 

 1. Über dem Kapitalkonto liegendes Veräußerungsentgelt 

35 Führen die vom Vermögensübernehmer zu erbringenden Leistungen bei Erwerb eines 

Betriebs, Teilbetriebs oder Mitunternehmeranteils zu einem Veräußerungspreis, der 

über dem steuerlichen Kapitalkonto des Übergebers liegt, ist von einem entgeltlichen 

Erwerb des Betriebs, Teilbetriebs oder Mitunternehmeranteils auszugehen. Der Veräu-

ßerungsgewinn im Sinne des § 16 Abs. 2 EStG ist durch Gegenüberstellung des Ent-

gelts und des steuerlichen Kapitalkontos des Übergebers zu ermitteln (BFH-Urteil vom 

10. Juli 1986, BStBl II S. 811). Zur Ermittlung der Anschaffungskosten muß zunächst 

festgestellt werden, in welchen Buchwerten stille Reserven enthalten sind und wieviel 

sie insgesamt betragen. Diese stillen Reserven sind dann gleichmäßig um den Vomhun-

dertsatz aufzulösen, der dem Verhältnis des aufzustockenden Betrages (Unterschied 
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zwischen dem Buchwert des übertragenen Betriebsvermögens und dem Veräußerungs-

preis) zum Gesamtbetrag der vorhandenen stillen Reserven des beim Veräußerer aus-

gewiesenen Betriebsvermögens entspricht. 

 Zu einer Aufdeckung der stillen Reserven, die auf einen in dem vom Übertragenden 

selbst geschaffenen Geschäfts- oder Firmenwert entfallen, kommt es erst nach vollstän-

diger Aufdeckung der stillen Reserven, die in den übrigen Wirtschaftsgütern des Be-

triebsvermögens enthalten sind. 

Beispiel: 

V überträgt im Wege der vorweggenommenen Erbfolge seinen Gewerbebetrieb mit 

einem Verkehrswert von 10 000 000 DM einschließlich der betrieblichen Verbind-

lichkeiten auf seinen Sohn S. S verpflichtet sich, an seinen Vater V eine Abstands-

zahlung von 500 000 DM und an seine Schwester T einen Gleichstellungsbetrag 

von 2 Mio. DM zu zahlen. Die Bilanz des Gewerbebetriebs zum Übertragungszeit-

punkt stellt sich wie folgt dar: 

 Buchwert 
DM 

(Teilwert) 
DM 

 Buchwert 
DM 

Geschäfts- oder 

Firmenwert 

– (3 Mio.) Kapital 1 Mio. 

Anlagevermögen 4 Mio. (9 Mio.) Verbindlichkeiten 7 Mio. 

Umlaufvermögen 5 Mio. (6 Mio.) Rückstellungen 1 Mio. 

 9 Mio. 18 Mio.  9 Mio. 

 

Lösung: 

Zum Erwerb des Betriebs wendet S 2 500 000 DM auf. Nicht zu den Anschaffungs-

kosten gehören die übernommenen betrieblichen Verbindlichkeiten. V erzielt durch 

die entgeltliche Übertragung seines Betriebs einen nach §§ 1618, 3419 EStG begüns-

tigten Veräußerungsgewinn in Höhe von 1 500 000 DM (Veräußerungsentgelt 

2 500 000 DM ./. Betriebsvermögen 1 Mio. DM). 

 

18
 Für Veräußerungen nach dem 31.12.1995 ist dem Steuerpflichtigen der Freibetrag nach § 16 Abs. 4 EStG nur einmal 

zu gewähren. 
19  Für Veräußerungen nach dem 31.12.2000 kann der Steuerpflichtige die Steuerermäßigung nach § 34 Abs. 3 EStG 

nur einmal im Leben in Anspruch nehmen. 
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S hat V neben dem Kapitalkonto von 1 Mio. DM auch Teile der bisher nicht aufge-

deckten stillen Reserven bezahlt (vgl. BFH-Urteil vom 10. Juli 1986, BStBl II S. 811). 

Für S ergeben sich folgende Wertansätze: 

Im Anlage- und Umlaufvermögen sind folgende stille Reserven enthalten: 

Anlagevermögen 5 Mio. 

Umlaufvermögen 1 Mio. 

 6 Mio. 

 

Diese stillen Reserven werden i. H. v. 1 500 000 DM (= 25 v.H.) aufgedeckt. Zu 

einer Aufdeckung der in dem von V selbst geschaffenen Geschäfts- oder Firmen-

wert enthaltenen stillen Reserven kommt es nicht. 

S hat die Buchwerte um die anteilig aufgedeckten stillen Reserven wie folgt aufzu-

stocken: 

Anlagevermögen: 

bisheriger Buchwert 4 000 000 DM 

+ anteilig aufgedeckte stille Reserven 
(25 v.H. von 5 Mio. DM) 1 250 000 DM 

 5 250 000 DM 

 

Umlaufvermögen: 

bisheriger Buchwert 5 000 000 DM 

+ anteilig aufgedeckte stille Reserven 
(25 v.H. von 1 Mio. DM) 250 000 DM 

 5 250 000 DM 

 

Die Eröffnungsbilanz des S lautet: 

Geschäfts- oder 
Firmenwert 

0 DM Kapital 2 500 000 DM 

Anlagevermögen 5 250 000 DM Verbindlichkeiten 7 000 000 DM 

Umlaufvermögen 5 250 000 DM Rückstellungen 1 000 000 DM 

 10 500 000 DM  10 500 000 DM 



LaFo-Kartei BW Fach 8 Stand: Juni 2025 

Seite 64 

 

 

3620 Der Freibetrag nach § 16 Abs. 4 EStG wird in den Fällen, in denen das Entgelt den 

Verkehrswert des Betriebs, Teilbetriebs oder Mitunternehmeranteils nicht erreicht, nur 

im Verhältnis des bei der Veräußerung tatsächlich entstandenen Gewinns zu dem bei 

einer unterstellten Veräußerung des ganzen Betriebs erzielbaren Gewinns gewährt 

(BFH-Urteil vom 10. Juli 1986, BStBl II S. 811). 

37 Überschreiten die Anschaffungskosten das steuerliche Kapitalkonto des Übergebers, 

bestimmt sich der entgeltlich und der unentgeltlich erworbene Teil der einzelnen Wirt-

schaftsgüter nach dem Verhältnis der gesamten Anschaffungskosten zum Verkehrswert 

des Betriebs, Teilbetriebs oder Mitunternehmeranteils. 

 Aus Vereinfachungsgründen können die Aufstockungsbeträge wie nachträgliche An-

schaffungskosten behandelt werden. 

 2. Veräußerungsentgelt bis zur Höhe des Kapitalkontos 

38 Wendet der Übernehmer Anschaffungskosten bis zur Höhe des steuerlichen Kapital-

kontos auf, hat er die Buchwerte des Übergebers fortzuführen. Ein Veräußerungsverlust 

liegt beim Übergeber nicht vor. 

Beispiel: 

V überträgt seinen Gewerbebetrieb mit einem Verkehrswert von 1 000 000 DM 

(steuerliches Kapitalkonto 500 000 DM) im Wege der vorweggenommenen Erbfolge 

auf seinen Sohn S. S hat an seine Schwester T eine Abstandszahlung in Höhe von 

200 000 DM zu leisten, die er durch Kredit finanziert. 

Lösung: 

V erzielt keinen Veräußerungsgewinn. S führt die Buchwerte des V unverändert fort 

(§ 7 Abs. 1 EStDV)21. Der Kredit führt zu einer Betriebsschuld, die zu passivieren 

ist. 

 

20 Abweichend von Tz. 36 ist bei Übertragungen von Betrieben, Teilbetrieben oder Mitunternehmeranteilen im Wege 
der vorweggenommenen Erbfolge der Freibetrag nach § 16 Abs. 4 EStG auch in den Fällen, in denen das Entgelt den 
Verkehrswert des Betriebs, Teilbetriebs oder Mitunternehmeranteils nicht erreicht (teilentgeltliche Veräußerung), in 
voller Höhe zu gewähren (BMF vom 20.12.2005, BStBl 2006 I S. 7). 

21 Jetzt § 6 Abs. 3 EStG. 
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 IV. Abschreibungen 

39 Der Übernehmer hat, soweit ein entgeltlicher Erwerb nicht gegeben ist, die Abschrei-

bungen des Übergebers fortzuführen (§ 7 Abs. 1 EStDV)21. 

 V. Schuldzinsen 

40 Schuldzinsen für einen Kredit, der zur Finanzierung von Abstandszahlungen und Gleich-

stellungsgeldern aufgenommen wird, sind als Betriebsausgaben abziehbar, wenn und 

soweit sie im Zusammenhang mit der Übertragung des Betriebsvermögens stehen. Dies 

gilt auch, wenn die Schuldzinsen auf einer vom Rechtsvorgänger übernommenen privat 

veranlaßten Verbindlichkeit beruhen (vgl. Tz. 27). 

 VI. Verbleibensfristen und Vorbesitzzeiten 

41 Fordern einzelne Regelungen (z.B. § 6 b EStG, § 3 Zonenrandförderungsgesetz, § 5 

Abs. 6 Investitionszulagengesetz 1986, § 2 Fördergebietsgesetz) ein Verbleiben der be-

günstigten Wirtschaftsgüter für einen bestimmten Zeitraum im Betriebsvermögen des 

Steuerpflichtigen, können die Verbleibensfristen nur hinsichtlich des nach Tz. 24 bis 37 

unentgeltlich übertragenen Teils des Betriebsvermögens beim Rechtsvorgänger und 

beim Rechtsnachfolger zusammengefaßt werden (vgl. BFH-Urteil vom 10. Juli 1986, 

BStBl II S. 811 ). Hinsichtlich des entgeltlich erworbenen Teils der Wirtschaftsgüter han-

delt es sich um eine Anschaffung, die gegebenenfalls neue Fristen in Gang setzt. Zu 

den Verbleibensvoraussetzungen für die Sonderabschreibungen nach § 3 Zonenrand-

förderungsgesetz vgl. das BMF-Schreiben vom 27. Dezember 1989, BStBl I S. 518. 

 D. Übertragung von land- und forstwirtschaftlichen Vermögen 

42 Die vorstehenden Grundsätze gelten für die Übertragung land- und forstwirtschaftlichen 

Vermögens im Wege einer vorweggenommenen Erbfolge entsprechend. Folgende Be-

sonderheiten sind zu beachten. 



LaFo-Kartei BW Fach 8 Stand: Juni 2025 

Seite 66 

 

 1. Freibetrag nach § 14a Abs. 4 EStG22 

43 Veräußert der Hofübernehmer Grund und Boden, um mit dem Veräußerungserlös wei-

chende Erben abzufinden, können ggf. die Freibeträge nach § 14a Abs. 4 EStG bean-

sprucht werden (vgl. Abschnitt 133b Abs. 3 EStR 1990)23. 

 2. Abfindungen nach der Höfeordnung 

44 Auf Abfindungen und Ergänzungsabfindungen, die der Übernehmer eines land- und 

forstwirtschaftlichen Betriebs nach §§ 12, 13, 17 Abs. 2 Höfeordnung an andere Ab-

kömmlinge des Übergebers zahlen muß, sind die Grundsätze der ertragsteuerlichen 

Behandlung der Erbauseinandersetzung (Tz. 89 des BMF-Schreibens vom 11. 1. 1993, 

BStBl I S. 62)24 anzuwenden. 

 Für die Übertragung von hofesfreiem Vermögen gelten die Grundsätze der vorwegge-

nommenen Erbfolge. 

 3. Gutabstandsgelder 

45 Bei der Hofübergabe neben Altenteilsleistungen vereinbarte unverzinsliche Geldansprü-

che des Übergebers, die nur auf sein Verlangen zu erbringen sind und die mit seinem 

Tod erlöschen (Gutabstandsgelder), führen erst bei ihrer Entstehung zu Veräußerungs-

entgelten des Übergebers und Anschaffungskosten des Übernehmers. 

 4. Nach § 55 EStG pauschal bewerteter Grund und Boden 

46 Bei Übertragung von nach § 55 Abs. 1 EStG mit pauschalen Buchwerten angesetztem 

Grund und Boden ist die Verlustklausel des § 55 Abs. 6 EStG zu beachten25. Der ent-

geltlich erworbene Teil des Grund und Bodens ist beim Übernehmer mit den tatsächli-

chen Anschaffungskosten zu bilanzieren. Veräußerungsverluste, die sich für den ent-

geltlich übertragenen Teil aufgrund der pauschalen Werte ergeben, dürfen nach § 55 

 

22 § 14a Abs. 4 EStG ist letztmals für Entnahmen und Veräußerungen vor dem 01.01.2006 anzuwenden. 
23 Zuletzt R 14a EStR (letztmals abgedruckt im EStH 2006). 
24 Jetzt BMF vom 14.03.2006 (BStBl I S. 253), Tz. 77. 
25  Dies gilt auch für vom pauschal bewertetem Grund und Boden abgespaltenen immateriellen Wirtschaftsgütern BMF 

vom 14.01.2003 (BStBl I S. 78), Rn. 29. 
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Abs. 6 EStG nicht berücksichtigt werden; d.h. der Veräußerungsgewinn ist um die Dif-

ferenz aus pauschalem Wert und Entgelt für den entgeltlich übertragenen Teil des 

Grund und Bodens zu erhöhen. 

Beispiel: 

V überträgt seinen land- und forstwirtschaftlichen Betrieb mit einem Verkehrswert 

von 600 000 DM (steuerliches Kapitalkonto 300 000 DM) im Wege der vorwegge-

nommenen Erbfolge auf seinen Sohn S. S hat an seine Schwester T ein Gleichstel-

lungsgeld in Höhe von 400 000 DM zu leisten. 

Bei Aufstellung einer Bilanz zum Übertragungszeitpunkt ergeben sich folgende 

Werte: 

 Buchwert 
(Teilwert) 

 Buchwert 
(Teilwert) 

pauschal bewerteter 
Grund und Boden 

390 000 
(260 000) 

Kapital 300 000 
(800 000) 

Sonstige Aktive 60 000 
(690 000) 

Verbindlichkeiten 150 000 
(150 000) 

 450 000 
(950 000) 

 450 000 
(950 000) 

 

Lösung: 

Mit dem Gleichstellungsgeld von 400 000 DM erwirbt S 100 000 DM stille Reserven 

(400 000 DM Gleichstellungsgeld ./. 300 000 DM Kapital). Er hat damit 1/5 der ge-

samten stillen Reserven aufzudecken (500 000 DM gesamte stille Reserven zu 

100 000 DM entgeltlich erworbene stille Reserven). Die sonstigen Aktiva sind somit 

um 126 000 DM (1/5 von 630 000 DM) aufzustocken, der Grund und Boden ist um 

26 000 DM (1/5 von 130 000 DM) abzustocken. Der Betrag von 26 000 DM fällt 

unter das Verlustausgleichsverbot des § 55 Abs.6 EStG. 



LaFo-Kartei BW Fach 8 Stand: Juni 2025 

Seite 68 

 

 E. Mischfälle 

4726Besteht das übertragene Vermögen sowohl aus Privatvermögen als auch aus Betriebs-

vermögen, sind der steuerlichen Beurteilung die für die jeweiligen Vermögensarten gel-

tenden Grundsätze zu Grunde zu legen. Werden zusammen mit dem Betrieb auch Wirt-

schaftsgüter des Privatvermögens übertragen, sind vertraglich vereinbarte Einzelpreise 

für das gesamte Betriebsvermögen einerseits und für das jeweilige Wirtschaftsgut des 

Privatvermögens andererseits bis zur Höhe der jeweiligen Verkehrswerte nicht zu be-

anstanden. Ansonsten ist das Entgelt vorweg nach dem Verhältnis der Verkehrswerte 

des Betriebsvermögens und der privaten Wirtschaftsgüter aufzuteilen. 

Beispiel 1: 

Im Rahmen der vorweggenommenen Erbfolge erhält S von seinem Vater V einen 

Betrieb der Land- und Forstwirtschaft mit einem Verkehrswert von 1 000 000 € 

(Buchwert 200 000 €) und ein Mietgrundstück mit einem Verkehrswert von 

800 000 €. S ist verpflichtet, an V einen Betrag von 900 000 € zu zahlen. Sie ver-

einbaren einen Preis von 800 000 € für das Mietwohn grundstück und einen Preis 

von 100 000 € für den Betrieb der Land- und Forstwirtschaft. 

Lösung 1: 

S hat Anschaffungskosten für den Betrieb der Land- und Forstwirtschaft und das 

Mietwohngrundstück in Höhe der Zahlung von 900 000 €. Aufgrund der vereinbarten 

Einzelpreise ist das Mietwohngrundstück voll entgeltlich erworben worden, die 

Übernahme des Betriebs der Land- und Forstwirtschaft wird wegen Unterschreitung 

des Kapitalkontos dagegen steuerlich neutral behandelt. Zur Bemessung der Ab-

schreibung ist für das Mietgrundstück eine Kaufpreisaufteilung (nach den Verkehrs-

wertanteilen von Grund und Boden und dem Gebäude) vorzunehmen. 

Beispiel 2: 

Im Rahmen der vorweggenommenen Erbfolge erhält S von seinem Vater V einen 

Gewerbebetrieb mit einem Verkehrswert von 1 000 000 € (Buchwert 100 000 €) und 

 

26 Tz. 47 i.d.F. des BMF-Schreibens vom 26.02.2007 (BStBl I S. 269). Die Grundsätze dieses Schreibens sind in allen 
noch offenen Fällen anzuwenden. 
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ein Mietwohngrundstück mit einem Verkehrswert von 500 000 €, das mit Verbind-

lichkeiten in Höhe von 150 000 € belastet ist. Die Verbindlichkeiten stehen im Zu-

sammenhang mit dem Erwerb des Mietwohngrundstücks. S ist verpflichtet, seiner 

Schwester T einen Betrag von 600 000 € zu zahlen. 

Lösung 2: 

S hat Anschaffungskosten für den Gewerbebetrieb und das Mehrfamilienhaus von 

insgesamt 750 000 € (Verbindlichkeiten 150 000 €, Gleichstellungsgeld 600 000 €). 

Nach dem Verhältnis der Verkehrswerte (Gewerbebetrieb 1 000 000 €, Mietwohn-

grundstück 500 000 €) entfallen die Anschaffungskosten zu 2/3 auf den Gewerbe-

betrieb und zu 1/3 auf das Mietwohngrundstück. S hat danach Anschaffungskosten 

für den Gewerbebetrieb i.H.v. 500 000 € und für das Mietgrundstück von 250 000 €. 

Das Mehrfamilienhaus (Verkehrswert 500 000 €) erwirbt er zu 1/2 entgeltlich und zu 

1/2 unentgeltlich. Die auf den Betriebserwerb entfallenden Verbindlichkeiten i.H.v. 

100 000 € (2/3 von 150 000 €) stellen betriebliche Verbindlichkeiten des S dar. 

 F. Übergangsregelung 

 1. Allgemeines 

48 Die Grundsätze dieses Schreibens sind in allen noch offenen Fällen anzuwenden. So-

weit die Vermögensübertragung vor dem 1. Januar 1991 rechtlich bindend festgelegt 

und bis spätestens 31. Dezember 1993 vollzogen worden ist, sind auf Antrag die 

Rechtsgrundsätze anzuwenden, die aufgrund der Rechtsprechung vor Ergehen des Be-

schlusses des BFH vom 5. Juli 1990 (BStBl 1990 II S. 847) gegolten haben; in diesen 

Fällen ist nach den bisher maßgebenden Grundsätzen (vgl. BFH Urteil vom 26. Novem-

ber 1985, BStBl 1986 II S. 161) zu verfahren. 

49 Im Falle der Tz. 48 Satz 2 ist ein Veräußerungsgewinn beim Übergeber unabhängig von 

der steuerlichen Behandlung beim Übernehmer gemäß § 163 AO oder § 176 AO außer 

Ansatz zu lassen. Zugunsten des Übernehmers sind auch in diesen Fällen die Grund-

sätze dieses Schreibens anzuwenden. 

 2. Nachholung unterbliebener AfA 

50 Soweit eine vorweggenommene Erbfolge über abnutzbare Wirtschaftsgüter, die nach 

der Übertragung zur Erzielung von Einkünften im Sinne von § 2 Abs. 1 Nrn. 1 bis 7 EStG 
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dienen, nach den bisher anzuwendenden Grundsätzen als unentgeltlicher Vorgang be-

handelt worden ist, sind die AfA in der Regel für den entgeltlich erworbenen Teil des 

Wirtschaftsguts zu niedrig angesetzt worden. 

51 Für bereits veranlagte Kalenderjahre können die AfA nur berichtigt werden, soweit eine 

Aufhebung oder Änderung der Steuerfestsetzung verfahrensrechtlich zulässig ist 

(§§ 164, 165, 172 ff. AO). Eine Aufhebung oder Änderung nach § 173 Abs. 1 Nr. 2 AO 

scheidet aus, weil das Finanzamt bei ursprünglicher Kenntnis des Sachverhalts nach 

damaliger Rechtslage nicht anders entschieden hätte (BFH-Beschluß vom 23. Novem-

ber 1987, BStBl 1988 II S. 180). 

52 AfA, die bei dem entgeltlich erworbenen Teil eines Gebäudes unterblieben sind, für den 

die AfA nach § 7 Abs. 4 Satz 1 EStG zu bemessen gewesen wäre, sind in der Weise 

nachzuholen, daß die weiteren AfA von der nach den Grundsätzen dieses Schreibens 

ermittelten Bemessungsgrundlage mit dem für den entgeltlich erworbenen Teil des Ge-

bäudes maßgebenden Vomhundertsatz vorgenommen werden. Die AfA können bis zu 

dem Betrag abgezogen werden, der von dieser Bemessungsgrundlage nach Abzug der 

bisherigen AfA, der erhöhten Absetzungen und Sonderabschreibungen verbleibt. Hier-

bei verlängert sich der Abschreibungszeitraum für den entgeltlich erworbenen Teil des 

Gebäudes über 25, 40 bzw. 50 Jahre hinaus (BFH-Urteil vom 3. Juli 1984, BStBl II 

S. 709). 

Beispiel: 

V übertrug mit Wirkung zum 1. Januar 1980 im Wege der vorweggenommenen Erb-

folge ein bebautes Grundstück mit einem Verkehrswert von 1 Mio. DM (Gebäude 

800 000 DM, Grund und Boden 200 000 DM) auf seinen Sohn S. V hatte das Grund-

stück zum 1. Januar 1970 für 600 000 DM (Gebäude 480 000 DM, Grund und Boden 

120 000 DM) erworben. S übernahm auf dem Grundstück lastende Verbindlichkei-

ten in Höhe von 400 000 DM und hatte an seine Schwester T 300 000 DM zu zahlen. 

Das Gebäude hatte am 1. Januar 1980 eine tatsächliche Nutzungsdauer von 

50 Jahren. S hat seitdem die AfA des V, der das Gebäude nach § 7 Abs. 4 Nr. 2 a 

EStG mit jährlich 2 v.H. abgeschrieben hat, unverändert fortgeführt. Die Einkom-

mensteuerbescheide für S bis einschließlich 1989 sind bestandskräftig. In 1990 

legte S dem Finanzamt den Sachverhalt dar. 
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Lösung: 

S hat zum Erwerb des Grundstücks ingesamt 700 000 DM (Abfindungszahlung 

300 000 DM und übernommene Verbindlichkeiten 400 000 DM) aufgewendet. Nach 

dem Verhältnis der Verkehrswerte entfallen auf das Gebäude 560 000 DM und auf 

den Grund und Boden 140 000 DM. Eine Gegenüberstellung der Anschaffungskos-

ten und des Verkehrswerts des Gebäudes ergibt, daß S das Gebäude zu 3/10 un-

entgeltlich und zu 7/10 entgeltlich für Anschaffungskosten in Höhe von 560 000 DM 

erworben hat. 

Ab 1990 berechnen sich die AfA wie folgt: 

 unentgeltlich entgeltlich 

erworbener Teil des Gebäudes 

Bemessungsgrundlage ab 1990 144 000 DM 

(3/10 von 480 000) 

560 000 DM 

./. AfA 1970 bis 1989 für den unentgelt-
lich erworbenen Teil: 

 20 Jahre x 2 v.H.= 40 v.H. von 
 144 000 DM 

57 600 DM  

./. AfA 1980 bis 1989 für den entgeltlich 
erworbenen Teil, die S nach 

 § 11d EStDV bemessen hat: 
10 Jahre x 2 v.H.= 20 v.H. von 

 336 000 DM (7/10 von 480 000) 

 67 000 DM 

insgesamt verbleibende AfA ab 1990 86 400 DM 492 800 DM 

jährliche AfA ab 1990 2 v.H. 2 880 DM 11 200 DM 

verbliebener Absetzungszeitraum ab 
1990 

30 Jahre 44 Jahre 

bis einschließlich 2019 2033 

 

Die AfA betragen mithin in den Jahren 1990 bis 2019 insgesamt 14 080 DM jährlich 

und in den Jahren 2020 bis 2033 11 200 DM jährlich. 

53 Sind AfA bei dem entgeltlich erworbenen Teil des Gebäudes teilweise unterblieben, den 

der Übernehmer nunmehr nach § 7 Abs. 4 Satz 2 EStG abschreibt, bemessen sich die 

weiteren AfA nach seinen um die bereits abgezogenen AfA, erhöhten Absetzungen und 

Sonderabschreibungen verminderten Anschaffungskosten und der Restnutzungsdauer 
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des Gebäudes. Entsprechendes gilt für den entgeltlich erworbenen Teil eines bewegli-

chen Wirtschaftsgutes. 

54 Die vorstehenden Grundsätze sind entsprechend anzuwenden, wenn die Aufstockungs-

beträge wie nachträgliche Anschaffungskosten behandelt werden (Tz. 36). 

 3. Anschaffungsnaher Aufwand 

55 Erhaltungsaufwand, den der Übernehmer bereits in bestandskräftig veranlagten Kalen-

derjahren – ausgehend von den bisher für die vorweggenommene Erbfolge angewand-

ten Grundsätzen – als Werbungskosten abgezogen hat, und der sich bei Annahme ei-

nes teilentgeltlichen Erwerbs als anschaffungsnaher Aufwand (Abschnitt 157 Abs. 5 

EStR 1990) darstellt, ist nicht nachträglich in die AfA-Bemessungsgrundlage einzube-

ziehen. 

 Einkommensteuerrechtliche Behandlung von wiederkehrenden Leistungen im 
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Unter Bezugnahme auf das Ergebnis der Erörterungen mit den obersten Finanzbehör-

den der Länder gilt zur einkommensteuerrechtlichen Behandlung von wiederkehrenden 

Leistungen im Zusammenhang mit einer Vermögensübertragung Folgendes: 

 A. Allgemeines / Abgrenzung 

1 Wiederkehrende Leistungen im Zusammenhang mit einer Vermögensübertragung kön-

nen Versorgungsleistungen, Unterhaltsleistungen oder wiederkehrende Leistungen im 

Austausch mit einer Gegenleistung sein. Liegen die Voraussetzungen des § 10 Absatz 1 

Nummer 1a EStG vor, sind die Versorgungsleistungen beim Verpflichteten als Sonder-

ausgaben abziehbar und beim Berechtigten nach § 22 Nummer 1b EStG steuerpflichtig 

(vgl. B.). Unterhaltsleistungen (Zuwendungen) dürfen nach § 12 Nummer 2 EStG nicht 

abgezogen werden. Wiederkehrende Leistungen im Austausch mit einer Gegenleistung 

enthalten eine nichtsteuerbare oder steuerbare Vermögensumschichtung und einen 

Zinsanteil (vgl. C.). 

B. Versorgungsleistung im Zusammenhang mit einer unentgeltlichen Vermö-

gensübertragung 

 I. Vermögensübertragung i. S. des § 10 Abs. 1 Nummer 1a EStG 

 1. Begriff der Vermögensübertragung 

2   Nach § 10 Absatz 1 Nummer 1a EStG begünstigte Versorgungsleistungen sind wieder-

kehrende Leistungen, die im Zusammenhang mit einer Vermögensübertragung – in der 

Regel zur vorweggenommenen Erbfolge – geleistet werden. Voraussetzung ist die 
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Übertragung bestimmten Vermögens (vgl. B.I.4.) grundsätzlich kraft einzelvertraglicher 

Regelung unter Lebenden mit Rücksicht auf die künftige Erbfolge. Eine Vermögens-

übertragung i.S. des § 10 Absatz 1 Nummer 1a EStG kann ihren Rechtsgrund auch in 

einer Verfügung von Todes wegen haben, wenn sie im Wege der vorweggenommenen 

Erbfolge zu Lebzeiten des Erblassers ebenfalls begünstigt wäre (BFH vom 11. Oktober 

2007 – BStBl 2008 II Seite 123). 

3 Der Übergeber behält sich in Gestalt der Versorgungsleistungen typischerweise Erträge 

seines Vermögens vor, die nunmehr allerdings vom Übernehmer erwirtschaftet werden 

müssen (BFH vom 15. Juli 1991 – BStBl 1992 II Seite 78). Somit ist eine Versorgung 

insoweit gewährleistet, als der Vermögensübergeber durch die jeweilige Übertragung 

begünstigten Vermögens nicht länger selbst die Früchte aus diesem übertragenen Ver-

mögen erwirtschaftet. Soweit im Zusammenhang mit der Vermögensübertragung Ver-

sorgungsleistungen zugesagt werden, sind diese weder Veräußerungsentgelt noch An-

schaffungskosten (BFH vom 5. Juli 1990 – BStBl II Seite 847). 

 2. Empfänger des Vermögens 

4 Eine nach § 10 Absatz 1 Nummer 1a EStG begünstigte Vermögensübertragung (vgl. 

Rz. 2 f.) ist stets unter Angehörigen, grundsätzlich aber auch unter Fremden möglich 

(BFH vom 16. Dezember 1997 – BStBl 1998 II Seite 718). Empfänger des Vermögens 

können die Abkömmlinge und grundsätzlich auch gesetzlich erbberechtigte entferntere 

Verwandte des Übergebers sein (vgl. BFH vom 16. Dezember 1993 – BStBl 1996 II 

Seite 669). Hat der Übernehmer aufgrund besonderer persönlicher Beziehungen zum 

Übergeber ein persönliches Interesse an der lebenslangen angemessenen Versorgung 

des Übergebers oder sind die Vertragsbedingungen allein nach dem Versorgungsbe-

dürfnis des Übergebers und der Leistungsfähigkeit des Übernehmers vereinbart wor-

den, können auch nahe stehende Dritte (z.B. Schwiegerkinder, Neffen und Nichten) und 

ausnahmsweise auch familienfremde Dritte Empfänger des Vermögens sein (vgl. BFH 

vom 16. Dezember 1997 – BStBl 1998 II Seite 718). 

 3. Unentgeltlichkeit 

5 Bei der Vermögensübertragung im Zusammenhang mit Versorgungsleistungen soll der 

Übernehmer nach dem Willen der Beteiligten – wenigstens teilweise – eine unentgeltli-

che Zuwendung erhalten. In den Fällen der Vermögensübertragung auf Angehörige 
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spricht eine widerlegbare Vermutung dafür, dass die wiederkehrenden Leistungen un-

abhängig vom Wert des übertragenen Vermögens nach dem Versorgungsbedürfnis des 

Berechtigten und nach der wirtschaftlichen Leistungsfähigkeit des Verpflichteten (vgl. 

B.I.6.) bemessen worden sind. Diese Vermutung ist widerlegt, wenn die Beteiligten Leis-

tung und Gegenleistung nach kaufmännischen Gesichtspunkten gegeneinander abge-

wogen haben und subjektiv von der Gleichwertigkeit der beiderseitigen Leistungen aus-

gehen durften, auch wenn Leistung und Gegenleistung objektiv ungleichwertig sind (vgl. 

hierzu BFH vom 29. Januar 1992 – BStBl II Seite 465, vom 16. Dezember 1993 – BStBl 

1996 II Seite 669 und vom 30. Juli 2003 – BStBl 2004 II Seite 211). In diesem Fall ist 

der Anwendungsbereich des § 10 Absatz 1 Nummer 1a EStG nicht eröffnet. Es gelten 

die Grundsätze über die einkommensteuerrechtliche Behandlung wiederkehrender 

Leistungen im Austausch mit einer Gegenleistung (vgl. C.). 

6 Unter Fremden besteht eine nur in Ausnahmefällen widerlegbare Vermutung, dass bei 

der Übertragung von Vermögen Leistung und Gegenleistung kaufmännisch gegenei-

nander abgewogen sind. Ein Anhaltspunkt für ein entgeltliches Rechtsgeschäft kann 

sich auch daraus ergeben, dass die wiederkehrenden Leistungen auf Dauer die erziel-

baren Erträge übersteigen. Die für die Entgeltlichkeit des Übertragungsvorgangs spre-

chende Vermutung kann hingegen z.B. widerlegt sein, wenn der Übernehmer aufgrund 

besonderer persönlicher (insbesondere familienähnlicher) Beziehungen zum Übergeber 

ein persönliches Interesse an der lebenslangen angemessenen Versorgung des Über-

gebers hat (BFH vom 16. Dezember 1997 – BStBl 1998 II Seite 718). 

 4. Gegenstand der Vermögensübertragung 

7 Eine begünstigte Vermögensübertragung i.S. des § 10 Absatz 1 7 Nummer 1a EStG 

liegt nur vor bei Versorgungsleistungen im Zusammenhang mit der Übertragung 

– eines Mitunternehmeranteils an einer Personengesellschaft, die eine Tätigkeit 

i.S. der §§ 13, 15 Absatz 1 Satz 1 Nummer 1 oder des § 18 Absatz 1 EStG ausübt 

(vgl. Rz. 8 bis 11), 

– eines Betriebs oder Teilbetriebs (vgl. Rz. 12 bis 14) sowie 

– eines mindestens 50 Prozent betragenden Anteils an einer Gesellschaft mit be-

schränkter Haftung (GmbH), wenn der Übergeber als Geschäftsführer tätig war und 
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der Übernehmer diese Tätigkeit nach der Übertragung übernimmt (vgl. Rz. 15 bis 

20). 

 a) Mitunternehmeranteil an einer Personengesellschaft 

8 Die Übertragung eines Mitunternehmeranteils an einer Personengesellschaft (OHG, 

KG, GbR) oder an einer anderen Gesellschaft, bei der der Gesellschafter als Mitunter-

nehmer anzusehen ist (z.B. atypisch stille Gesellschaft), ist nur dann begünstigt, wenn 

die Gesellschaft Einkünfte aus Land- und Forstwirtschaft, Gewerbebetrieb oder selb-

ständiger Arbeit erzielt. Als Personengesellschaften gelten auch Gemeinschaften, wenn 

die Beteiligten eine dem Gesellschafter einer Personengesellschaft wirtschaftlich ver-

gleichbare Stellung haben, z.B. als Beteiligter an einer Erbengemeinschaft oder Güter-

gemeinschaft (BFH vom 25. Juni 1984 – BStBl II Seite 751). Die Begünstigung kann in 

Anspruch genommen werden bei der Übertragung des gesamten Mitunternehmeran-

teils (einschließlich Sonderbetriebsvermögen) auf einen oder mehrere Übernehmer, bei 

der Übertragung eines Teils eines Mitunternehmeranteils (einschließlich der quotalen 

Übertragung der wesentlichen Betriebsgrundlagen des Sonderbetriebsvermögens) und 

bei der unentgeltlichen Aufnahme des Übernehmers in ein bestehendes Einzelunter-

nehmen. 

9 Die Übertragung von Anteilen an einer gewerblich infizierten Personengesellschaft 

i.S. des § 15 Absatz 3 Nummer 1 1. Alternative EStG erfüllt den Tatbestand der begüns-

tigten Übertragung eines Mitunternehmeranteils i.S. von § 10 Absatz 1 Nummer 1a 

Satz 2 Buchstabe a EStG. Ein Mitunternehmeranteil an einer Besitzgesellschaft im Rah-

men einer Betriebsaufspaltung kann begünstigt im Zusammenhang mit Versorgungs-

leistungen übertragen werden, soweit ihr die gewerbliche Tätigkeit der Betriebsgesell-

schaft auch nach der Übertragung zugerechnet wird. Keine Begünstigung liegt vor, 

wenn eine vermögensverwaltende Personengesellschaft lediglich an einer gewerblich 

tätigen Gesellschaft beteiligt ist, § 15 Absatz 3 Nummer 1 2. Alternative EStG. 

10 Anteile an einer gewerblich geprägten Personengesellschaft i.S. des § 15 Absatz 3 

Nummer 2 EStG (z.B. an einer vermögensverwaltenden GmbH & Co. KG) können nicht 

im Rahmen einer begünstigten Vermögensübertragung im Zusammenhang mit Versor-

gungsleistungen übertragen werden, da die Gesellschaft keine Tätigkeit i.S. des § 15 

Absatz 1 Satz 1 Nummer 1 EStG ausübt. 
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11 Der Sonderausgabenabzug kommt auch in Betracht, wenn im Zusammenhang mit Ver-

sorgungsleistungen Anteile an einer Personengesellschaft übertragen werden, die ver-

pachtet sind, oder wenn Anteile an einer Personengesellschaft übertragen werden, die 

selbst ihren gesamten Betrieb verpachtet hat, sofern der Betrieb mangels Betriebsauf-

gabeerklärung als fortgeführt gilt. 

 b) Betrieb oder Teilbetrieb 

12 Neben der Übertragung eines laufenden Betriebs oder Teilbetriebs ist nach§ 10 Ab-

satz 1 Nummer 1a Satz2 Buchstabe b EStG auch die Übertragung eines verpachteten 

Betriebs oder Teilbetriebs begünstigt, sofern der Betrieb oder Teilbetrieb mangels Be-

triebsaufgabeerklärung als fortgeführt gilt. 

13 Ein Teilbetrieb i.S. des § 10 Absatz 1 Nummer 1a Satz 2 Buchstabe b EStG liegt vor, 

wenn ein mit einer gewissen Selbständigkeit ausgestatteter, organisch geschlossener 

Teil des Gesamtbetriebs übertragen wird, der für sich betrachtet alle Merkmale eines 

Betriebs i.S. des EStG aufweist und für sich lebensfähig ist. Eine völlig selbständige 

Organisation mit eigener Buchführung ist nicht erforderlich (R 16 Absatz 3 EStR). Der 

Teilbetrieb muss bereits vor der Vermögensübertragung als solcher existiert haben. 

14 Die Teilbetriebsfiktion des § 16 Absatz 1 Satz 1 Nummer 1 Satz 2 EStG ist für die Fälle 

der begünstigten Vermögensübertragung im Zusammenhang mit Versorgungsleistun-

gen nicht anzuwenden. Eine das gesamte Nennkapital umfassende Beteiligung an einer 

Kapitalgesellschaft kann daher nicht nach § 10 Absatz 1 Nummer 1a Satz 2 Buch-

stabe b EStG begünstigt übertragen werden. Für die Übertragung von Anteilen an einer 

GmbH richtet sich die begünstigte Übertragung nach den Tatbestandsvoraussetzungen 

des § 10 Absatz 1 Nummer 1a Satz 2 Buchstabe c EStG. 

 c) Anteil an einer GmbH 

15 Zu einer begünstigten Vermögensübertragung im Zusammenhang mit Versorgungsleis-

tungen führt nur die Übertragung eines mindestens 50 Prozent betragenden Anteils an 

einer GmbH (einschließlich Unternehmergesellschaft, § 5a GmbHG), wenn der Überge-

ber als Geschäftsführer tätig war und der Übernehmer die Geschäftsführertätigkeit nach 

der Übertragung übernimmt. Begünstigt ist auch die Übertragung von Anteilen an einer 

der GmbH vergleichbaren Gesellschaftsform eines anderen Mitgliedstaats der Europä-
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ischen Union oder eines Staates, auf den das Abkommen über den Europäischen Wirt-

schaftsraum anwendbar ist (vgl. Tabellen zum BMF-Schreiben vom 24. Dezember 1999 

– BStBl I Seite 1076). Werden Anteile an anderen Körperschaften im Zusammenhang 

mit wiederkehrenden Leistungen übertragen, liegt keine begünstigte Vermögensüber-

tragung nach § 10 Absatz 1 Nummer 1a EStG vor. 

16 Es ist nicht erforderlich, dass der Übergeber seinen gesamten Anteil überträgt, sofern 

der übertragene Anteil mindestens 50 Prozent beträgt. Dabei sind Teilübertragungen 

jeweils isoliert zu betrachten. 

17  Beispiel:  

V ist zu 80 Prozent an der X-GmbH beteiligt. Außerdem ist er Geschäftsführer der 

X-GmbH. V überträgt am 10. Januar 2008 einen 20 Prozent betragenden Anteil an 

der X-GmbH auf seinen Sohn S. S verpflichtet sich dafür, wiederkehrende Leistun-

gen i.H.v. monatlich 200 a an V zu zahlen. Am 1. Januar 2011 überträgt V den 

restlichen Anteil an der X-GmbH (60 Prozent) auf S. S wird Geschäftsführer der X-

GmbH, V zieht sich aus der Geschäftsführertätigkeit vollständig zurück. S verpflich-

tet sich im Zuge dieser Übertragung, V zusätzlich monatliche Versorgungsleistun-

gen i.H.v. 2 000 a zu zahlen. 

Lösung: 

Die wiederkehrenden Leistungen, die S im Zusammenhang mit der ersten Teilüber-

tragung an V zu leisten hat, stellen keine Leistungen aufgrund einer nach § 10 Ab-

satz 1 Nummer 1a Satz 2 Buchstabe c EStG begünstigten Vermögensübertragung 

dar, weil der übertragene GmbH-Anteil nicht mindestens 50 Prozent betragen hat. 

Im Übrigen hat S die Geschäftsführertätigkeit von V zu diesem Zeitpunkt noch nicht 

übernommen. Die Übertragung des 60 Prozent betragenden GmbH-Anteils stellt 

hingegen eine begünstigte Übertragung dar, weil isoliert betrachtet alle Vorausset-

zungen des § 10 Absatz 1 Nummer 1a Satz 2 Buchstabe c EStG erfüllt sind. S kann 

daher ab dem 1. Januar 2011 einen Betrag i.H.v. 2 000 a monatlich als Sonderaus-

gaben geltend machen. 

18 Überträgt ein Gesellschafter-Geschäftsführer einen mindestens 50 Prozent betragen-

den Anteil an der GmbH auf den Übernehmer, liegen begünstigte Versorgungsleistun-

gen nur vor, solange der Vermögensübernehmer eine Geschäftsführertätigkeit ausübt. 
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Es ist unschädlich, wenn der Übernehmer bereits vor der Übertragung Geschäftsführer 

der Gesellschaft war, solange er es auch nach der Übertragung bleibt. Voraussetzung 

ist jedoch, dass der Übergeber seine Geschäftsführertätigkeit insgesamt aufgibt. So ist 

es z.B. unschädlich, wenn der Vermögensübernehmer bereits die Funktion des Ge-

schäftsführers für die finanziellen Aufgaben innehatte und der Vermögensübergeber 

Geschäftsführer für den technischen Bereich war und der Übergeber die Geschäftsfüh-

rertätigkeit mit der Vermögensübertragung aufgibt. Es ist nicht erforderlich, dass der 

Übernehmer dieselbe Funktion im Rahmen der Geschäftsführung ausübt wie vormals 

der Übergeber. Wird der Vermögensübergeber für die GmbH in anderer Weise als der 

eines Geschäftsführers tätig (im Rahmen einer selbständigen oder nichtselbständigen 

Tätigkeit), so ist dieses ebenfalls unschädlich. 

19 Überträgt der Vermögensübergeber seine GmbH-Beteiligung auf mehrere Vermögens-

übernehmer, liegt eine begünstigte Vermögensübertragung i.S. des § 10 Absatz 1 Num-

mer 1a Satz 2 Buchstabe c EStG nur bezogen auf den Vermögensübernehmer vor, der 

mindestens einen 50 Prozent betragenden Anteil erhalten und die Geschäftsführertätig-

keit übernommen hat. Überträgt der Vermögensübergeber seine 100 Prozent-GmbH-

Beteiligung zu jeweils 50 Prozent auf zwei Vermögensübernehmer, wird aber nur einer 

der Vermögensübernehmer Geschäftsführer, führt nur die Anteilsübertragung auf die-

sen zu einer begünstigten Vermögensübertragung i.S. des § 10 Absatz 1 Nummer 1a 

EStG. Sind oder werden beide Übernehmer Geschäftsführer der Gesellschaft, dann 

liegt in beiden Fällen eine begünstigte Übertragung i.S. des § 10 Absatz 1 Nummer 1a 

EStG vor. 

20   Beispiel: 

V ist zu 80 Prozent an der X-GmbH beteiligt. Er ist außerdem Geschäftsführer der 

Gesellschaft. V überträgt seine GmbH-Beteiligung auf seine drei Söhne S, T und U. 

S erhält einen 15 Prozent betragenden Anteil an der GmbH und verpflichtet sich, 

seinem Vater V wiederkehrende Leistungen i.H.v. 300 a monatlich zu zahlen. V 

überträgt dem Sohn T ebenfalls einen 15 Prozent betragenden Anteil an der GmbH 

und die Geschäftsführung im Bereich der Produktionsplanung. T verpflichtet sich, V 

wiederkehrende Leistungen i.H.v. 800 a monatlich zu zahlen. U erhält von V einen 

50 Prozent betragenden Anteil an der GmbH und übernimmt die Geschäftsführung 
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für den finanziellen Bereich der Gesellschaft von V. Er verpflichtet sich, V wieder-

kehrende Leistungen i.H.v. 2 000 a monatlich zu zahlen. V hat die Geschäftsführer-

tätigkeit insgesamt aufgegeben. 

Lösung: 

Die Übertragungen der Anteile an S und T stellen keine begünstigten Übertragun-

gen von Vermögen i.S. des § 10 Absatz 1 Nummer 1a Satz 2 EStG dar, da in beiden 

Fällen nicht mindestens ein 50 Prozent betragender Anteil übertragen wurde. An 

diesem Ergebnis ändert im Fall des T auch die Übertragung der Geschäftsführertä-

tigkeit im Bereich der Produktionsplanung nichts, da die Voraussetzungen der An-

teilshöhe und der Übernahme der Geschäftsführung gemeinsam erfüllt sein müs-

sen. Die monatlichen Zahlungen der Söhne S und T sind somit nach den Grunds-

ätzen über die einkommensteuerrechtliche Behandlung wiederkehrender Leistun-

gen im Austausch mit einer Gegenleistung zu behandeln (vgl. C.). Lediglich die 

Übertragung auf den Sohn U ist begünstigt nach § 10 Absatz 1 Nummer 1a EStG. 

 d) Anderes Vermögen, Wiederüberlassungsverträge und Nießbrauchsrechte 

21 Wird anderes als das in Rz. 7 genannte Vermögen übertragen (z.B. privater Grundbe-

sitz, Wertpapiervermögen) oder erfüllt das übertragene Vermögen nicht die in Rz. 8 bis 

20 genannten Bedingungen, liegt keine begünstigte Vermögensübertragung im Zusam-

menhang mit Versorgungsleistungen vor. Dies gilt auch für die Einräumung eines Nieß-

brauchsrechts und zwar unabhängig davon, ob das Nießbrauchsrecht an Vermögen 

i.S. des § 10 Absatz 1 Nummer 1a Satz 2 EStG bestellt ist oder nicht (vgl. aber zur sog. 

zeitlich gestreckten „gleitenden“ Vermögensübertragung Rz. 25). Es gelten die Grunds-

ätze über die einkommensteuerrechtliche Behandlung wiederkehrender Leistungen im 

Austausch mit einer Gegenleistung (vgl. C.). 

22 Entsprechendes gilt für land- und forstwirtschaftliche Betriebe, wenn sie aufgrund von 

Wirtschaftsüberlassungsverträgen, die Vorstufe zur Hof- und Betriebsübertragung sind, 

überlassen werden. Eine begünstigte Vermögensübertragung im Zusammenhang mit 

Versorgungsleistungen kann in diesen Fällen erst bei der späteren tatsächlichen Über-

tragung des Hofs und Betriebs im Zusammenhang mit wiederkehrenden Leistungen 

vorliegen. Dies gilt auch für Pachtverträge, die steuerrechtlich als Wirtschaftsüberlas-

sungsverträge gewürdigt werden. 



LaFo-Kartei BW Fach 8 Stand: Juni 2025 

Seite 82 

 

 e) Missbrauchsregelung 

23 Wird der Anteil an einer GmbH im Betriebsvermögen eines Betriebs, Teilbetriebs oder 

einer Mitunternehmerschaft (Gesamthands- und Sonderbetriebsvermögen) im Zusam-

menhang mit wiederkehrenden Leistungen auf den Vermögensübernehmer (mit-)über-

tragen, liegt eine insgesamt nach § 10 Absatz 1 Nummer 1a Satz 2 Buchstabe a oder b 

EStG begünstigte Übertragung vor. Wurde der Anteil an der Körperschaft binnen eines 

Jahres vor der Vermögensübertragung in den Betrieb, Teilbetrieb oder die Mitunterneh-

merschaft eingelegt und gehört er dort nicht zum notwendigen Betriebsvermögen, oder 

der Betrieb, Teilbetrieb oder die Mitunternehmerschaft ist binnen eines Jahres vor der 

Vermögensübertragung durch Umwandlung einer Körperschaft entstanden, ist zu ver-

muten, dass § 10 Absatz 1 Nummer 1a Satz 2 Buchstabe c EStG umgangen werden 

soll; § 2 Absatz 1 und Absatz 2 UmwStG ist nicht anzuwenden. 

 5. Übertragung von Vermögen unter Nießbrauchsvorbehalt 

24 Überträgt der Vermögensübergeber begünstigtes Vermögen im Zusammenhang mit 

Versorgungsleistungen (vgl. Rz. 7 bis 20) unter Vorbehalt eines Nießbrauchs, steht dies 

der Anerkennung von Versorgungsleistungen nicht entgegen, wenn der Nießbrauch le-

diglich Sicherungszwecken dient und der Vermögensübergeber gleichzeitig mit der Be-

stellung des Nießbrauchs dessen Ausübung nach § 1059 BGB dem Vermögensüber-

nehmer überlässt. 

25 Wird ein an begünstigtem Vermögen (vgl. Rz. 7 bis 20) vorbehaltenes oder durch Ver-

mächtnis eingeräumtes Nießbrauchsrecht im Zusammenhang mit wiederkehrenden 

Leistungen abgelöst, können diese im sachlichen Zusammenhang mit der Vermögens-

übertragung stehen und daher Versorgungsleistungen sein (sog. zeitlich gestreckte 

„gleitende“ Vermögensübertragung; vgl. BFH vom 3. Juni 1992, BStBl 1993 II Seite 23). 

Dies gilt nicht, wenn die Ablösung des Nießbrauchs der lastenfreien Veräußerung des 

Vermögens dient. Für die Anerkennung von Versorgungsleistungen kommt es nicht da-

rauf an, ob die wiederkehrenden Leistungen bereits im Übertragungsvertrag selbst ver-

einbart wurden oder erst im Zusammenhang mit der Ablösung des Nießbrauchs verein-

bart werden. Dies gilt auch, wenn im Fall des § 14 HöfeO Versorgungsleistungen (in 

Form des Altenteils) erbracht werden, sowie in den Fällen der sog. „Rheinischen Hof-

übergabe“, wenn der Übergeber den Betrieb in Ausübung des Nießbrauchs wiederum 

an den Übernehmer verpachtet. 
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 6. Ausreichend Ertrag bringendes Vermögen 

 a) Grundsätze 

26 Das Merkmal der Versorgung ist nur bei der Übertragung von Vermögen i.S. des § 10 

Absatz 1 Nummer 1a Satz 2 EStG erfüllt, das ausreichend Ertrag bringt, um die Versor-

gung des Übergebers aus dem übernommenen Vermögen zumindest zu einem Teil zu 

sichern. 

27 Von ausreichend Ertrag bringendem Vermögen ist auszugehen, wenn nach überschlä-

giger Berechnung die wiederkehrenden Leistungen nicht höher sind als der langfristig 

erzielbare Ertrag des übergebenen Vermögens. 

28 Zu Erträgen führen grundsätzlich nur Einnahmen, die den Tatbestand einer Einkunftsart 

i.S. des § 2 Absatz 1 EStG erfüllen. Einnahmen aus einer Tätigkeit ohne Einkünfte- oder 

Gewinnerzielungsabsicht sind daher nicht als Erträge zu beurteilen. 

29 Wird ein Betrieb oder Teilbetrieb i.S. des § 10 Absatz 1 Nummer 1a Satz 2 Buchstabe b 

EStG im Zusammenhang mit wiederkehrenden Leistungen im Wege der vorweggenom-

menen Erbfolge übertragen, besteht eine widerlegbare Vermutung (z.B. mehrjährige 

Verluste oder im Verhältnis zu den wiederkehrenden Leistungen geringe Gewinne des 

Unternehmens) dafür, dass die Erträge ausreichen, um die wiederkehrenden Leistun-

gen in der vereinbarten Höhe zu erbringen, wenn der Betrieb oder Teilbetrieb vom Über-

nehmer tatsächlich fortgeführt wird. Entsprechendes gilt, wenn ein Mitunternehmeranteil 

oder der Teil eines Mitunternehmeranteils i.S. des § 10 Absatz 1 Nummer 1a Satz 2 

Buchstabe a EStG oder ein Anteil an einer GmbH i.S. des § 10 Absatz 1 Nummer 1a 

Satz 2 Buchstabe c EStG übertragen wird. Die Beweiserleichterung ist nicht anzuwen-

den bei verpachteten oder überwiegend verpachteten Betrieben, Teilbetrieben, (Teil-) 

Mitunternehmeranteilen und GmbH-Anteilen oder bei Personengesellschaften, die 

selbst ihren gesamten Betrieb verpachtet haben. 

30 Wird im Rahmen einer einheitlichen Vermögensübertragung neben begünstigtem Ver-

mögen i.S. des § 10 Absatz 1 Nummer 1a Satz 2 EStG weiteres nicht begünstigtes 

Vermögen übertragen, greift die Beweiserleichterung nicht. Im Übrigen vgl. in diesem 

Fall Rz. 47. 

31 Versorgungsleistungen, die aus den langfristig erzielbaren Erträgen des übergebenen 

Vermögens erbracht werden können, sind auch dann als Sonderausgaben abziehbar, 
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wenn das übertragene Vermögen nicht über einen ausreichenden Unternehmenswert 

verfügt (entgegen BFH vom 12. Mai 2003 – BStBl 2004 II Seite 100). 

 b) Ermittlung der Erträge 

32 Greift die Beweiserleichterung (Rz. 29) nicht, sind zur Ermittlung der maßgebenden Er-

träge die auf der Grundlage des steuerlichen Gewinns ermittelten Erträge heranzuzie-

hen. Absetzungen für Abnutzung, erhöhte Absetzungen und Sonderabschreibungen so-

wie außerordentliche Aufwendungen, z.B. größere Erhaltungsaufwendungen, die nicht 

jährlich üblicherweise anfallen, sind dabei den Erträgen hinzuzurechnen. Bei Einkünften 

aus Land- und Forstwirtschaft, aus Gewerbebetrieb und aus selbständiger Arbeit ist ein 

Unternehmerlohn nicht abzuziehen. Bei der Übertragung eines Anteils an einer GmbH 

mindert im Falle der Rz. 34 das Gesellschafter-Geschäftsführergehalt des Vermögens-

übergebers und im Falle der Rz. 35 das Gesellschafter-Geschäftsführergehalt des Ver-

mögensübernehmers die auf der Grundlage des steuerlichen Gewinns ermittelten Er-

träge nicht. Bei der Ermittlung der Erträge aus dem GmbH-Anteil ist im Übrigen nicht 

auf die tatsächlich ausgeschütteten, sondern auf die ausschüttungsfähigen Gewinne 

abzustellen (BFH vom 21. Juli 2004 – BStBl 2005 II Seite 133). 

33 Greift die Beweiserleichterung (Rz. 29) bei einem land- und forstwirtschaftlichen Betrieb 

nicht, kann die Ertragskraft ungeachtet der tatsächlichen Gewinnermittlung nach § 13a 

EStG durch Betriebsvermögensvergleich oder Einnahmen-Überschussrechnung be-

rechnet werden. 

34 Die wiederkehrenden Leistungen müssen durch entsprechende Erträge aus dem über-

nommenen Vermögen abgedeckt sein. Davon ist auszugehen, wenn nach den Verhält-

nissen im Zeitpunkt der Vermögensübertragung der durchschnittliche jährliche Ertrag 

ausreicht, um die jährlichen wiederkehrenden Leistungen zu erbringen. Bei Ablösung 

eines vom Übergeber vorbehaltenen Nutzungsrechts in den Fällen der zeitlich gestreck-

ten Vermögensübertragung (vgl. Rz. 25) sind die Verhältnisse im Zeitpunkt der Ablö-

sung maßgeblich (BFH vom 16. Juni 2004 – BStBl 2005 II Seite 130). Aus Vereinfa-

chungsgründen ist es nicht zu beanstanden, wenn zur Ermittlung des durchschnittlichen 

Ertrags die Gewinne des Jahres der Vermögensübertragung und der beiden vorange-

gangenen Jahre herangezogen werden. 

35 Reicht der durchschnittliche jährliche Ertrag nach den Verhältnissen im Zeitpunkt der 

Vermögensübertragung nicht aus, um die jährlichen wiederkehrenden Leistungen zu 
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erbringen, bleibt es dem Übernehmer unbenommen, nachzuweisen, dass für die Zu-

kunft ausreichend hohe Nettoerträge zu erwarten sind. Hiervon kann regelmäßig aus-

gegangen werden, wenn die durchschnittlichen Erträge des Jahres der Vermögens-

übertragung und der beiden folgenden Jahre ausreichen, um die wiederkehrenden Leis-

tungen zu erbringen. Die Veranlagungen sind insoweit sowohl beim Übergeber als auch 

beim Übernehmer in dem Jahr der Vermögensübertragung und in den beiden Folgejah-

ren vorläufig gemäß § 165 AO vorzunehmen. 

7. Betriebsaufgabe, Übertragung, Umwandlung und Umschichtung von übertra-

genem Vermögen 

 a) Umschichtungsverpflichtung im Übertragungsvertrag 

36 Verpflichtet sich der Übernehmer im Übertragungsvertrag zur Umschichtung des über-

tragenen Vermögens in Vermögen i.S. des § 10 Absatz 1 Nummer 1a Satz 2 EStG, liegt 

keine begünstigte Vermögensübertragung im Zusammenhang mit Versorgungsleistun-

gen vor. 

b) Betriebsaufgabe, Übertragung, Umwandlung und nachträgliche Umschich-

tung 

37 Der sachliche Zusammenhang der wiederkehrenden Leistungen mit der begünstigten 

Vermögensübertragung endet grundsätzlich, wenn der Übernehmer den Betrieb aufgibt 

oder das übernommene Vermögen dem Übernehmer steuerrechtlich nicht mehr zuzu-

rechnen ist. Die im Zusammenhang mit der Vermögensübertragung vereinbarten wie-

derkehrenden Leistungen zwischen dem Übergeber und dem Übernehmer sind ab die-

sem Zeitpunkt Unterhaltsleistungen i.S. des § 12 Nummer 2 EStG und dürfen beim 

Übernehmer nicht mehr als Sonderausgaben nach § 10 Absatz 1 Nummer 1a EStG 

abgezogen werden. Beim Übergeber sind sie nicht mehr nach § 22 Nummer 1b EStG 

steuerbar (BFH vom 31. März 2004 – BStBl II Seite 830). 

38 Der sachliche Zusammenhang der wiederkehrenden Leistungen mit der Vermögens-

übertragung endet nicht, wenn der Übernehmer seinerseits das übernommene Vermö-

gen im Wege der vorweggenommenen Erbfolge weiter überträgt (vgl. Rz. 50). Geht da-

bei die Versorgungsverpflichtung nicht mit über, können die Versorgungsleistungen wei-

terhin abgezogen werden, wenn der Übernehmer diese aus ihm im Rahmen der weite-

ren Vermögensübertragung seinerseits eingeräumten Versorgungsleistungen oder aus 
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einem an dem weiter übertragenen Vermögen vorbehaltenen Nießbrauchsrecht bewir-

ken kann. 

39   Beispiel:  

Der 65jährige Vater V übergab seinen bislang als Einzelunternehmen geführten Be-

trieb im Jahre 2008 im Zusammenhang mit lebenslänglich zu erbringenden wieder-

kehrenden Leistungen von monatlich 5 000 € an seinen Sohn S. Im Jahre 2028 

überträgt S das Einzelunternehmen im Hinblick auf die Generationennachfolge an 

seinen Sohn, den Enkel E des V. S erhält hierfür von dem weiteren Vermögens-

übernehmer E lebenslang monatlich 10 000 €. Er bleibt aber weiterhin verpflichtet, 

an seinen inzwischen 85jährigen Vater wiederkehrende Leistungen zu erbringen, 

die zwischenzeitlich in steuerlich anzuerkennender Weise auf 8 000 € monatlich 

angepasst wurden. 

Lösung: 

Die von S zu erbringenden Zahlungen an V bleiben auch im Jahre 2028 und in den 

folgenden Jahren Versorgungsleistungen und können von S als Sonderausgaben 

abgezogen werden. Korrespondierend muss V die von S erhaltenen wiederkehren-

den Leistungen ebenso als sonstige Einkünfte versteuern, wie dies für S hinsichtlich 

der von E gezahlten Versorgungsleistungen der Fall ist. 

40 Werden nur Teile des begünstigt übernommenen Vermögens i.S. des § 10 Absatz 1 

Nummer 1a Satz 2 EStG auf Dritte übertragen, können die nach der Übertragung ent-

richteten wiederkehrenden Leistungen an den Übergeber weiterhin als Versorgungs-

leistungen zu beurteilen sein. Voraussetzung ist, dass der nicht übertragene Teil des 

übernommenen Vermögens nach der Übertragung auf den Dritten ausreichende Er-

träge abwirft, um die Versorgungsleistungen zu finanzieren, und weiterhin begünstigtes 

Vermögen i.S. des § 10 Absatz 1 Nummer 1a Satz 2 EStG vorliegt. Maßgebend für die 

Beurteilung sind die Erträge ab dem Zeitpunkt, ab dem der übertragene Vermögensteil 

dem Übernehmer steuerrechtlich nicht mehr zuzurechnen ist (zur Ermittlung der Erträge 

vgl. Rz. 32 bis 35). 

41 Überträgt der Vermögensübernehmer das begünstigt übernommene Vermögen auf ei-

nen Dritten und erwirbt mit dem Erlös zeitnah anderes Vermögen i.S. des § 10 Absatz1 
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Nummer 1a Satz 2 EStG, sind die nach der Übertragung an den Übergeber entrichteten 

wiederkehrenden Leistungen weiterhin Versorgungsleistungen. 

 Dies gilt auch, wenn 

– nicht der gesamte Erlös aus der Veräußerung zur Anschaffung verwendet wird, die 

wiederkehrenden Leistungen aber durch die Erträge aus dem neu angeschafften Ver-

mögen abgedeckt werden 

oder 

– der gesamte Erlös aus der Veräußerung zur Anschaffung dieses Vermögens nicht 

ausreicht, der Übernehmer bei der Umschichtung zusätzlich eigene Mittel zur An-

schaffung aufwendet und der auf den reinvestierten Veräußerungserlös entfallende 

Anteil an den Erträgen ausreicht, um die vereinbarten wiederkehrenden Leistungen 

zu erbringen. 

 Maßgebend für die Beurteilung sind die Erträge ab dem Zeitpunkt der Anschaffung die-

ses Vermögens (nachträgliche Umschichtung). Von ausreichenden Erträgen kann re-

gelmäßig ausgegangen werden, wenn die durchschnittlichen Erträge des Jahres der 

nachträglichen Umschichtung und der beiden folgenden Jahre ausreichen, um die wie-

derkehrenden Leistungen zu erbringen. Die Veranlagungen sind insoweit sowohl beim 

Übergeber als auch beim Übernehmer in dem Jahr der Umschichtung und in den beiden 

Folgejahren vorläufig gemäß § 165 AO vorzunehmen. 

42 Die Einbringung begünstigt übernommenen Vermögens in eine GmbH i.S. des § 20 

UmwStG oder in eine Personengesellschaft i.S. des § 24 UmwStG gegen Gewährung 

von Gesellschaftsanteilen oder -rechten und der Anteilstausch i.S. des § 21 UmwStG 

stellen – unabhängig davon, mit welchem Wert das eingebrachte Vermögen bei der 

übernehmenden Gesellschaft angesetzt wird – keine nachträgliche Umschichtung 

i.S. der Rz. 41 dar, wenn auch nach der Einbringung die übrigen Voraussetzungen der 

Rz. 7 bis 11 und 15 bis 20 bzw. nach dem Anteilstausch die übrigen Voraussetzungen 

der Rz. 15 bis 20 erfüllt sind. Der sachliche Zusammenhang der wiederkehrenden Leis-

tungen mit der begünstigten Vermögensübertragung endet in diesen Fällen nicht. Dies 

gilt auch für die formwechselnde Umwandlung oder Verschmelzung von Personenge-
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sellschaften. Der sachliche Zusammenhang endet hingegen, soweit dem Vermögens-

übernehmer die erhaltenen GmbH-Anteile oder Mitunternehmeranteile steuerrechtlich 

nicht mehr zuzurechnen sind; Rz. 38 bleibt unberührt. 

43 Im Fall der Realteilung (§ 16 Absatz 3 Satz 2 bis 4 EStG) wird der sachliche Zusam-

menhang der wiederkehrenden Leistungen mit der begünstigten Vermögensübertra-

gung nur dann nicht beendet, wenn der Vermögensübernehmer einen Teilbetrieb oder 

Mitunternehmeranteil erhält und nach der Realteilung die übrigen Voraussetzungen der 

Rz. 7 bis 11 oder der Rz. 13 und 14 erfüllt sind. Im Falle der Realteilung eines land- und 

forstwirtschaftlichen Betriebs gilt dies auch, wenn der Vermögensübernehmer einzelne 

Wirtschaftsgüter erhält, die bei ihm nach der Realteilung einen selbständigen landwirt-

schaftlichen Betrieb darstellen (vgl. BMF-Schreiben vom 28. Februar 2006 BStBl I Seite 

228). 

 II. Versorgungsleistungen i.S. des § 10 Absatz 1 Nummer 1a EStG 

 1. Umfang der Versorgungsleistungen 

44 Versorgungsleistungen sind alle im Übertragungsvertrag vereinbarten wiederkehrenden 

Leistungen in Geld oder Geldeswert. Hierzu gehören insbesondere Geldleistungen, 

Übernahme von Aufwendungen und Sachleistungen. Bei Sachleistungen sind mit Aus-

nahme persönlicher Dienstleistungen und der Wohnraumüberlassung die Werte nach 

§ 8 Absatz 2 EStG maßgebend. Zur Bewertung von unbaren Altenteilsleistungen vgl. 

BFH vom 18. Dezember 1990 – BStBl 1991 II Seite 354. 

45 Die Verpflichtung zur Erbringung wiederkehrender persönlicher Dienstleistungen durch 

persönliche Arbeit ist keine Versorgungsleistung. Stellt der Verpflichtete dagegen eine 

fremde Arbeitskraft, sind die Dienstleistungen Versorgungsleistungen i.H. des Lohnauf-

wands (BFH vom 22. Januar 1992 – BStBl II Seite 552). 

46 In den Fällen der Wohnungsüberlassung an den Übergeber sind nur die mit der Nut-

zungsüberlassung tatsächlich zusammenhängenden Aufwendungen anzusetzen. 

Hierzu gehören insbesondere Aufwendungen für Sachleistungen wie Strom, Heizung, 

Wasser und Instandhaltungskosten, zu denen der Übernehmer aufgrund einer klaren 

und eindeutigen Bestimmung im Übertragungsvertrag verpflichtet ist. Entsprechendes 

gilt für Aufwendungen, mit denen der Übernehmer seiner bürgerlich-rechtlich wirksamen 

Verpflichtung zur Instandhaltung nachkommt. Instandhaltungskosten dürfen jedoch nur 
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als Versorgungsleistungen abgezogen werden, soweit sie der Erhaltung des vertrags-

gemäßen Zustands der Wohnung im Zeitpunkt der Übertragung dienen (BFH vom 

25. August 1999 – BStBl 2000 II Seite 21 sowie BMF-Schreiben vom 21. Juli 2003 – 

BStBl I Seite 405). Ein Abzug anteiliger Absetzungen für Abnutzung und Schuldzinsen 

sowie anteiliger – vor allem öffentlicher – Lasten des Grundstücks, die vom Übernehmer 

als Eigentümer geschuldet werden, kommt nicht in Betracht (BFH vom 25. März 1992 – 

BStBl II Seite 1012). 

47 Hat der Vermögensübergeber neben dem nach § 10 Absatz 1 Nummer 1a Satz 2 EStG 

begünstigten Vermögen im Rahmen des Übertragungsvertrags oder der Verfügung von 

Todes wegen weiteres nicht begünstigtes Vermögen übertragen (z.B. Grundvermögen, 

Wertpapiervermögen), ist für die Zuordnung der Versorgungsleistungen die konkrete 

Vereinbarung im Übertragungsvertrag maßgebend. Dabei wird es grundsätzlich nicht 

beanstandet, wenn die wiederkehrenden Leistungen in vollem Umfang der Übertragung 

des begünstigten Vermögens zugeordnet werden. Wirft das begünstigte Vermögen im 

Zeitpunkt der Vermögensübertragung im Verhältnis zu den wiederkehrenden Leistun-

gen durchschnittlich nur geringe Erträge ab oder wurde keine konkrete Vereinbarung 

getroffen, sind die wiederkehrenden Leistungen anhand eines angemessenen Maß-

stabs (z.B. Verhältnis der Erträge der einzelnen Vermögenswerte) aufzuteilen. 

48 Wird ein Betrieb der Land- und Forstwirtschaft übertragen, ist auch der Teil der Versor-

gungsleistungen begünstigt, der auf den Wohnteil des Betriebes (§ 160 Absatz 1 Num-

mer 3 BewG) entfällt (§ 10 Absatz 1 Nummer 1a Satz3 EStG). 

49 Versorgungsleistungen, die mit steuerbefreiten Einkünften des Übernehmers, z.B. auf-

grund eines DBA, in wirtschaftlichem Zusammenhang stehen, können nicht als Sonder-

ausgaben berücksichtigt werden. § 3 Nummer 40, § 3 Nummer 40a und § 32d EStG 

stehen der Abziehbarkeit der Versorgungsleistungen nicht entgegen. 

 2. Empfänger der Versorgungsleistungen 

50 Als Empfänger der Versorgungsleistungen kommen in erster Linie der Übergeber des 

Vermögens i.S. des § 10 Absatz 1 Nummer 1a EStG, dessen Ehegatte und die gesetz-

lich erb- und pflichtteilsberechtigten Abkömmlinge des Übergebers (vgl. BFH vom 

27. Februar 1992 – BStBl II Seite 612 und vom 26. November 2003 – BStBl 2004 II 

Seite 820) sowie der Lebenspartner einer eingetragenen Lebenspartnerschaft in Be-

tracht. Empfänger von Versorgungsleistungen können auch die Eltern des Übergebers 
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sein, wenn der Übergeber das übergebene Vermögen seinerseits von den Eltern im 

Wege der Vermögensübertragung im Zusammenhang mit Versorgungsleistungen er-

halten hat (BFH vom 23. Januar 1997 – BStBl II Seite 458). Sind Empfänger der wie-

derkehrenden Leistungen die Geschwister des Übernehmers, besteht die widerlegbare 

Vermutung, dass diese nicht versorgt, sondern gleichgestellt werden sollen (vgl. BFH 

vom 20. Oktober 1999 – BStBl 2000 II Seite 602). Nicht zum Generationennachfolge-

verbund gehörende Personen (z.B. die langjährige Haushälterin, der Lebensge-

fährte/die Lebensgefährtin, Mitarbeiter im Betrieb) können nicht Empfänger von Versor-

gungsleistungen sein (vgl. BFH vom 26. November 2003 – a. a. O.). 

 3. Korrespondenzprinzip bei Versorgungsleistungen 

51 Im Zusammenhang mit einer Vermögensübertragung vereinbarte Versorgungsleistun-

gen sind vom Berechtigten als Einkünfte nach § 22 Nummer 1b EStG zu versteuern, 

wenn der Verpflichtete zum Abzug der Leistungen als Sonderausgaben nach § 10 Ab-

satz 1 Nummer 1a EStG berechtigt ist. Es kommt nicht darauf an, dass sich die wieder-

kehrenden Leistungen auch tatsächlich steuermindernd ausgewirkt haben. 

52 Versorgungsleistungen anlässlich einer begünstigten Vermögensübertragung sind beim 

Empfänger in vollem Umfang steuerpflichtig und beim Verpflichteten in vollem Umfang 

als Sonderausgaben abziehbar. Dies gilt unabhängig davon, ob die wiederkehrenden 

Versorgungsleistungen in Form von Renten oder dauernden Lasten vereinbart sind. Bei 

der Ermittlung der Einkünfte nach § 22 Nummer 1b EStG ist § 9a Satz 1 Nummer 3 

EStG anzuwenden. 

53 Versorgungsleistungen können nur dann nach § 10 Absatz 1 Nummer 1a EStG als Son-

derausgaben abgezogen werden, wenn der Empfänger der Versorgungsleistungen un-

beschränkt einkommensteuerpflichtig ist. Eine Ausnahme gilt in den Fällen des § 1a 

Absatz 1 Nummer 1a EStG: Ist der Vermögensübernehmer Staatsangehöriger eines 

Mitgliedstaates der Europäischen Union oder eines Staates, auf den das Abkommen 

über den Europäischen Wirtschaftsraum anwendbar ist, und ist er nach § 1 Absatz 1 

oder Absatz 3 EStG unbeschränkt einkommensteuerpflichtig, sind Versorgungsleistun-

gen auch dann als Sonderausgaben abziehbar, wenn der Empfänger nicht unbe-

schränkt einkommensteuerpflichtig ist. Voraussetzung ist in diesem Fall, dass der Emp-

fänger seinen Wohnsitz oder gewöhnlichen Aufenthalt im Hoheitsgebiet eines anderen 

Mitgliedstaates der Europäischen Union oder eines Staates hat, auf den das Abkommen 

über den Europäischen Wirtschaftsraum Anwendung findet, und dass die Besteuerung 
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der Versorgungsleistungen beim Empfänger durch eine Bescheinigung der zuständigen 

ausländischen Steuerbehörde nachgewiesen wird. 

54 Fallen die Voraussetzungen der Rz. 53 nach der Vermögensübertragung weg, liegen 

ab dem Zeitpunkt des Wegfalls nichtabziehbare Unterhaltsleistungen i.S. des § 12 Num-

mer 2 EStG vor. Ebenso stellen die wiederkehrenden Leistungen solange Unterhalts-

leistungen i.S. des § 12 Nummer 2 EStG dar, bis die Voraussetzungen der Rz. 53 erfüllt 

werden, sofern diese Voraussetzungen im Zeitpunkt der Vermögensübertragung nicht 

vorliegen. 

55 Ist der Vermögensübernehmer in Deutschland nicht unbeschränkt einkommensteuer-

pflichtig und kann daher die wiederkehrenden Leistungen nicht als Sonderausgaben 

nach § 10 Absatz 1 Nummer 1a EStG abziehen, hat der Empfänger der Versorgungs-

leistungen die wiederkehrenden Leistungen nicht zu versteuern. 

4. Wiederkehende Leistungen auf die Lebenszeit des Empfängers der Versor-

gungsleistungen 

56 Versorgungsleistungen sind nur wiederkehrende Leistungen, die lebenslang – auf die 

Lebenszeit des Empfängers – gezahlt werden. Wiederkehrende Leistungen auf die Le-

benszeit des Empfängers der Versorgungsleistungen, die 

(a) für eine Mindestlaufzeit zu erbringen sind (sog. Mindestzeitrenten oder verlängerte 

Leibrenten oder dauernde Lasten), 

(b) auf eine bestimmte Zeit beschränkt sind (sog. abgekürzte Leibrenten oder dauernde 

Lasten), 

 sind stets nach den Grundsätzen über die einkommensteuerrechtliche Behandlung wie-

derkehrender Leistungen im Austausch mit einer Gegenleistung zu behandeln (zu (a) 

BFH vom 21. Oktober 1999 – BStBl 2002 II Seite 650). 

5. Rechtliche Einordnung von wiederkehrenden Leistungen, die keine Versor-

gungsleistungen sind 

57 Liegen die Voraussetzungen einer begünstigten unentgeltlichen Vermögensübertra-

gung im Zusammenhang mit Versorgungsleistungen nicht vor, weil z.B. kein begünstig-

tes Vermögen i.S. des § 10 Absatz 1 Nummer 1a Satz 2 EStG übertragen worden ist, 

die wiederkehrenden Leistungen nicht auf die Lebenszeit des Berechtigten zu zahlen 
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sind (vgl. Rz. 56) oder die Erträge nicht ausreichen, um die wiederkehrenden Leistungen 

zu finanzieren (vgl. Rz. 26 bis 35), gelten die Grundsätze zu C. (BFH vom 12. Mai 2003 

– BStBl 2004 II Seite 95). 

58 Sind wiederkehrende Leistungen an Berechtigte zu erbringen, die nicht zum Generati-

onennachfolgeverbund gehören (vgl. Rz. 50 Satz 4) oder erfüllt der Übertragungsver-

trag die Voraussetzungen für eine steuerrechtliche Anerkennung nicht (Rz. 59 bis 64), 

ist zu prüfen, ob nichtabziehbare Unterhaltsleistungen nach § 12 Nummer 2 EStG oder 

wiederkehrende Leistungen im Austausch mit einer Gegenleistung vorliegen. Gleiches 

gilt, wenn der Übernehmer das übernommene Vermögen auf einen Dritten überträgt 

und die Voraussetzungen der Rz. 38 und 40 nicht vorliegen. 

 III. Anforderungen an den Übertragungsvertrag 

59 Die steuerrechtliche Anerkennung des Übertragungsvertrags setzt voraus, dass die ge-

genseitigen Rechte und Pflichten klar und eindeutig sowie rechtswirksam vereinbart und 

ernsthaft gewollt sind und die Leistungen wie vereinbart tatsächlich erbracht werden. 

Als wesentlicher Inhalt des Übertragungsvertrags müssen der Umfang des übertrage-

nen Vermögens, die Höhe der Versorgungsleistungen und die Art und Weise der Zah-

lung vereinbart sein (BFH vom 15. Juli 1992 – BStBl II Seite 1020). 

60 Die Vereinbarungen müssen zu Beginn des durch den Übertragungsvertrag begründe-

ten Rechtsverhältnisses oder bei Änderung dieses Verhältnisses für die Zukunft getrof-

fen werden. Änderungen der Versorgungsleistungen sind steuerrechtlich nur anzuer-

kennen, wenn sie durch ein in der Regel langfristig verändertes Versorgungsbedürfnis 

des Berechtigten und/oder die veränderte wirtschaftliche Leistungsfähigkeit des Ver-

pflichteten veranlasst sind (BFH vom 15. Juli 1992 – BStBl II Seite 1020). Rückwirkende 

Vereinbarungen sind steuerrechtlich nicht anzuerkennen, es sei denn, die Rückbezie-

hung ist nur von kurzer Zeit und hat lediglich technische Bedeutung (BFH vom 21. Mai 

1987 – BStBl II Seite 710 und vom 29. November 1988 – BStBl 1989 II Seite 281). 

61 Einigen sich die Vertragsbeteiligten auf ein in Anbetracht des gestiegenen Versorgungs-

bedürfnisses – z.B. wegen des Umzugs des Versorgungsberechtigten in ein Pflegeheim 

– neues Versorgungskonzept, sind Zahlungen, die ab diesem Zeitpunkt nicht mehr aus 

dem Ertrag des übergebenen Vermögens erbracht werden können, freiwillige Leistun-

gen i.S. des § 12 Nummer 2 EStG (BFH vom 13. Dezember 2005 – BStBl 2008 II Seite 

16). Um freiwillige Leistungen i.S. des § 12 Nummer 2 EStG handelt es sich auch, soweit 
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die Zahlungen zwar aus dem Ertrag des übergebenen Vermögens erbracht werden kön-

nen, aber die Anpassung der wiederkehrenden Leistungen zwecks Übernahme eines 

Pflegerisikos im ursprünglichen Übertragungsvertrag ausdrücklich ausgeschlossen war. 

62 Werden die Versorgungsleistungen im Fall einer erheblichen Ertragsminderung infolge 

einer Betriebsverpachtung nicht angepasst, obwohl die Abänderbarkeit aufgrund we-

sentlich veränderter Bedingungen vertraglich nicht ausgeschlossen war, sind die die 

dauerhaften Erträge übersteigenden Zahlungen freiwillige Leistungen i.S. des § 12 

Nummer 2 EStG. 

63 Werden die auf der Grundlage eines Übertragungsvertrags geschuldeten Versorgungs-

leistungen ohne Änderung der Verhältnisse, also willkürlich nicht mehr erbracht, sind 

sie steuerrechtlich nicht anzuerkennen, auch wenn die vereinbarten Zahlungen später 

wieder aufgenommen werden. Rz. 59 und 60 bleiben unberührt. 

64 Machen die Parteien eines Übertragungsvertrags von einer vereinbarten Wertsiche-

rungsklausel keinen Gebrauch, lässt dies für sich allein noch keinen zwingenden 

Schluss auf das Fehlen des Rechtsbindungswillens zu; die Abweichung vom Vereinbar-

ten kann aber im Rahmen der gebotenen Gesamtwürdigung von Bedeutung sein (BFH 

vom 3. März 2004 – BStBl II Seite 826). 

 C. Entgeltliche Vermögensübertragung gegen wiederkehrende Leistungen 

65 Wiederkehrende Leistungen im Austausch mit einer Gegenleistung enthalten bis zur 

Grenze der Angemessenheit eine nichtsteuerbare oder steuerbare Vermögensum-

schichtung i.H. ihres Barwerts (Tilgungsanteil) und einen Zinsanteil. 

66 Ist der Barwert (Tilgungsanteil) der wiederkehrenden Leistungen höher als der Wert des 

übertragenen Vermögens, ist Entgeltlichkeit i.H. des angemessenen Kaufpreises anzu-

nehmen. Der übersteigende Betrag ist eine Zuwendung i.S. des § 12 Nummer 2 EStG. 

Ist der Barwert der wiederkehrenden Leistungen mehr als doppelt so hoch wie der Wert 

des übertragenen Vermögens, liegt insgesamt eine Zuwendung i.S. des § 12 Nummer 2 

EStG vor. Wiederkehrende Leistungen werden teilentgeltlich erbracht, wenn der Wert 

des übertragenen Vermögens höher ist als der Barwert der wiederkehrenden Leistun-

gen. 

 I. Übertragung von Betriebsvermögen 
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67 Zur ertragsteuerlichen Behandlung der Veräußerung von Wirtschaftsgütern des Be-

triebsvermögens gegen Leibrenten, Veräußerungsrenten oder Kaufpreisraten gelten die 

allgemeinen Grundsätze. Im Fall der Gewinnermittlung nach § 4 Absatz 3 EStG siehe 

R 4.5 Absatz 5 EStR. 

68 Das Wahlrecht nach R 16 Absatz 11 EStR im Fall der Veräußerung eines Betriebs ge-

gen wiederkehrende Bezüge bleibt unberührt. 

II. Übertragung von Privatvermögen gegen wiederkehrende Leistungen auf Le-

benszeit 

 1. Behandlung beim Verpflichteten 

 a) Anschaffungskosten 

69 Die Anschaffungskosten bemessen sich nach dem Barwert der wiederkehrenden Leis-

tungen, ggf. nach dem anteiligen Barwert (vgl. Rz. 65 f.), der nach §§ 12 ff. BewG (bei 

lebenslänglichen Leistungen nach § 14 Absatz 1 BewG) oder nach versicherungsma-

thematischen Grundsätzen berechnet werden kann (vgl. R 6.2 Satz 1 EStR). Bei der 

Berechnung des Barwerts ungleichmäßig wiederkehrender Leistungen (dauernde Las-

ten) ist als Jahreswert der Betrag zu Grunde zu legen, der – aus der Sicht des Anschaf-

fungszeitpunkts – in Zukunft im Durchschnitt der Jahre voraussichtlich erzielt wird (BFH 

vom 18. Oktober 1994 – BStBl 1995 II Seite 169). 

70 Werden die wiederkehrenden Leistungen für den Erwerb eines zur Einkünfteerzielung 

dienenden abnutzbaren Wirtschaftsguts gezahlt, ist der Barwert der Rente oder dauern-

den Last Bemessungsgrundlage für die Absetzungen für Abnutzung, erhöhten Abset-

zungen und Sonderabschreibungen (BFH vom 9. Februar 1994 – BStBl 1995 II 

Seite 47). Der in den wiederkehrenden Leistungen enthaltene Tilgungsanteil kann im 

Zeitpunkt der Zahlung nicht gesondert als Werbungskosten abgezogen werden. 

 b) Zinsanteil 

71 Der Zinsanteil von Veräußerungsleibrenten ist nach der Ertragsanteilstabelle des § 22 

Nummer 1 Satz 3 Buchstabe a Doppelbuchstabe bb EStG (ggf. i.V.m. § 55 Absatz 1 

EStDV) zu ermitteln (BFH vom 25. November 1992 – BStBl 1996 II Seite 666). Der 

Zinsanteil von dauernden Lasten ist in entsprechender Anwendung der Ertragsanteil-

stabelle des § 22 Nummer 1 Satz 3 Buchstabe a Doppelbuchstabe bb EStG (ggf. i.V.m. 
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§ 55 Absatz 1 EStDV) zu berechnen (BFH vom 9. Februar 1994 – BStBl 1995 II 

Seite 47), kann aber auch nach finanzmathematischen Grundsätzen unter Verwendung 

eines Zinsfußes von 5,5 Prozent berechnet werden. Bei der Berechnung nach finanz-

mathematischen Grundsätzen ist die voraussichtliche Laufzeit nach der zum jeweiligen 

Berechnungszeitpunkt geltenden Sterbetafel (zurzeit Sterbetafel nach dem Stand 

2005/2007) zu bemessen (BFH vom 25. November 1992 – BStBl 1996 II Seite 663). 

72 Der Zinsanteil von Renten und dauernden Lasten darf grundsätzlich nicht abgezogen 

werden (BFH vom 25. November 1992 – BStBl 1996 II Seite 666). Dient das gegen 

Zahlung einer Rente oder dauernden Last erworbene Wirtschaftsgut der Einkünfteer-

zielung, ist der in den einzelnen Zahlungen enthaltene Zinsanteil dagegen als Wer-

bungskosten abzuziehen (BFH vom 9. Februar 1994 – BStBl 1995 II Seite 47), sofern 

kein Werbungskostenabzugsverbot greift (z.B. § 20 Absatz 9 EStG). Bei Veräußerungs-

leibrenten sind auch die Erhöhungs- und Mehrbeträge aufgrund einer Wertsicherungs-

klausel nur mit dem Ertragsanteil als Werbungskosten zu berücksichtigen (BFH vom 

19. August 2008 – BStBl 2010 II Seite 24). 

 2. Behandlung beim Berechtigten 

 a) Veräußerungspreis 

73 Der Berechtigte erzielt für das entgeltlich im Austausch mit wiederkehrenden Leistungen 

übertragene Vermögen einen Veräußerungspreis i.H. des nach Rz. 69 zu ermittelnden 

Barwerts der wiederkehrenden Leistungen. 

74 Veräußerungspreis bei privaten Veräußerungsgeschäften (§ 22 Nummer 2 EStG) ge-

gen wiederkehrende Leistungen (Renten oder dauernde Lasten) ist – bis zur Höhe des 

nach Rz. 69 ermittelten Barwerts der wiederkehrenden Leistungen – der Unterschieds-

betrag zwischen der Summe der jährlichen Zahlungen und dem nach Rz. 71 zu ermit-

telnden Zinsanteil. Ein Gewinn aus privaten Veräußerungsgeschäften entsteht erstmals 

in dem Veranlagungszeitraum, in dem der in der Summe der jährlichen Zahlungen ent-

haltene Veräußerungspreis die ggf. um die Absetzungen für Abnutzung, erhöhten Ab-

setzungen und Sonderabschreibungen verminderten Anschaffungs- oder Herstellungs-

kosten sowie die zugehörigen Werbungskosten übersteigt. Bei Veräußerungsgewinnen 

i.S. des § 17 Absatz 2 EStG entsteht der Gewinn im Zeitpunkt der Veräußerung. Wird 

eine Beteiligung i.S. des § 17 EStG gegen eine Leibrente oder gegen einen in Raten zu 

zahlenden Kaufpreis veräußert, sind die Grundsätze der R 17 Absatz 7 Satz 2 i.V.m. 
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R 16 Absatz 11 EStR und des BMF-Schreibens vom 3. August 2004 (BStBl I Seite 1187) 

zu beachten. Wird Kapitalvermögen gegen wiederkehrende Leistungen veräußert, kann 

auch ein Gewinn oder Ertrag i.S. des § 20 Absatz 2 EStG vorliegen, der den Regelungen 

über die Abgeltungsteuer unterliegt. 

 b) Zinsanteil 

75 Der in wiederkehrenden Leistungen enthaltene Zinsanteil ist Entgelt für die Stundung 

des Veräußerungspreises, das auf die Laufzeit der wiederkehrenden Leistungen zu ver-

teilen ist. Der Zinsanteil wird gemäß den in Rz. 71 dargelegten Grundsätzen ermittelt. 

Bei dauernden Lasten ist der zu ermittelnde Zinsanteil als Einkünfte aus Kapitalvermö-

gen nach § 20 Absatz 1 Nummer 7 EStG zu versteuern (vgl. BFH vom 25. November 

1992 – BStBl 1996 II Seite 663 und vom 26. November 1992 – BStBl 1993 II Seite 298). 

Der in Veräußerungsleibrenten enthaltene Ertragsanteil ist nach § 22 Nummer 1 Satz 3 

Buchstabe a Doppelbuchstabe bb EStG zu versteuern. 

76  Beispiel:  

V überträgt seinem Sohn S im Wege der vorweggenommenen Erbfolge eine ver-

mietete Eigentumswohnung mit einem Verkehrswert von 210 000 €. S verpflichtet 

sich, V eine an dessen Bedürfnissen orientierte lebenslängliche Rente i.H. von mo-

natlich 2 500 € (jährlich 30 000 €) zu zahlen. Der Barwert der wiederkehrenden 

Leistungen beträgt 350 000 €. 

Lösung: 

Da die vermietete Eigentumswohnung nicht zu den begünstigten Wirtschaftsgütern 

i.S. des § 10 Absatz 1 Nummer 1a Satz 2 EStG gehört (vgl. Rz. 7), liegt keine Ver-

mögensübertragung im Zusammenhang mit Versorgungsleistungen (vgl. B.), son-

dern bis zur Höhe eines angemessenen Kaufpreises (210 000 €) ein entgeltliches 

Geschäft gegen wiederkehrende Leistungen vor. Die Gegenleistung ist in dem Um-

fang als unangemessen anzusehen, in dem der Barwert der wiederkehrenden Leis-

tungen (350 000 €) den Verkehrswert des übertragenen Vermögens (210 000 €) 

übersteigt (140 000 / 350 000 = 40 Prozent). S hat Anschaffungskosten für die ver-

mietete Eigentumswohnung i.H.v. 210 000 €, die – abzüglich des Anteils für den 

Grund und Boden – Bemessungsgrundlage für die Absetzungen für Abnutzung sind. 
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Der unangemessene Anteil der jährlichen Zahlung, also ein Betrag i.H. von (40 Pro-

zent von 30 000 € =) 12 000 €, ist als Zuwendung i.S. des § 12 Nummer 2 EStG zu 

beurteilen. Der verbleibende Betrag von (30 000 € ./. 12 000 € =) 18 000 € ist in 

einen Tilgungs- und einen Zinsanteil zu zerlegen. Den nach der Ertragsanteilsta-

belle des § 22 Nummer 1 Satz 3 Buchstabe a Doppelbuchstabe bb EStG ermittelten 

Zinsanteil der Veräußerungsleibrente muss V als Berechtigter versteuern. S, als 

Verpflichteter, kann den Zinsanteil, der ebenfalls nach der Ertragsanteilstabelle des 

§ 22 Nummer 1 Satz 3 Buchstabe a Doppelbuchstabe bb EStG zu ermitteln ist, als 

Werbungskosten nach § 9 Absatz 1 Satz 3 Nummer 1 EStG abziehen, weil er das 

erworbene Wirtschaftsgut zur Erzielung von Einkünften aus Vermietung und Ver-

pachtung verwendet. Bei V ist zu prüfen, ob der (angemessene) Tilgungsanteil als 

Gewinn aus einem privaten Veräußerungsgeschäft zu erfassen ist (vgl. Rz. 74). 

III. Übertragung von Privatvermögen gegen wiederkehrende Leistungen auf be-

stimmte Zeit 

 1. Anschaffungskosten und Veräußerungspreis 

77 Bei wiederkehrenden Leistungen auf bestimmte Zeit und bei für eine Mindestlaufzeit zu 

erbringenden wiederkehrenden Leistungen liegen Anschaffungskosten i.H. des nach 

§ 13 Absatz 1 BewG zu ermittelnden (ggf. anteiligen) Barwerts (Tilgungsanteil) vor. Bei 

wiederkehrenden Leistungen auf die Lebenszeit des Berechtigten, die auf eine be-

stimmte Zeit beschränkt sind, hat der Verpflichtete Anschaffungskosten i.H. des nach 

§ 13 Absatz 1 Satz 2 BewG i.V.m. § 14 BewG zu ermittelnden Barwerts. Der Barwert 

kann auch nach versicherungsmathematischen Grundsätzen ermittelt werden. Der Ver-

äußerungspreis ist diesen Grundsätzen entsprechend zu ermitteln. Zur steuerlichen Be-

handlung der Anschaffungskosten vgl. Rz. 69 f. Zur steuerlichen Behandlung des Ver-

äußerungspreises vgl. Rz. 73 f. 

 2. Zinsanteil 

78 Für die Ermittlung des Zinsanteils einer Rente auf die Lebenszeit des Berechtigten bei 

vereinbarter Mindestlaufzeit ist zunächst zu bestimmen, ob die laufenden Zahlungen 

mehr von den begrifflichen Merkmalen einer Leibrente oder mehr von denjenigen einer 

(Kaufpreis-) Rate geprägt werden. Eine einheitliche Rente ist dabei nicht in eine Zeit-

rente und in eine durch den Ablauf der Mindestlaufzeit aufschiebend bedingte Leibrente 



LaFo-Kartei BW Fach 8 Stand: Juni 2025 

Seite 98 

 

aufzuspalten. Wurde die durch die Lebensdauer des Berechtigten bestimmte Wagnis-

komponente nicht zugunsten eines vorausbestimmten Leistungsvolumens ausgeschal-

tet, dann ist der Ertragsanteil mittels der Ertragswerttabelle des § 22 Nummer 1 Satz 3 

Buchstabe a Doppelbuchstabe bb Satz 4 EStG zu ermitteln (BFH vom 19. August 2008 

– BStBl 2010 II Seite 24). Dies ist z.B. bei einer Rente auf die Lebenszeit des Empfän-

gers mit vereinbarter Mindestlaufzeit, die kürzer ist als die durchschnittliche Lebens-

dauer, der Fall. Zur steuerlichen Behandlung dieses Ertragsanteils beim Verpflichteten 

und Berechtigten vgl. Rz. 72 und 75. 

79 Überwiegen hingegen die Gründe für die Annahme, bei den wiederkehrenden Leistun-

gen handele es sich um (Kaufpreis-) Raten (z.B. bei einer Zeitrente, bei einer abgekürz-

ten Leibrente oder bei einer Leibrente, bei der die Mindestlaufzeit höher ist als die durch-

schnittliche Lebensdauer), dann ist der Zinsanteil dieser auf besonderen Verpflichtungs-

gründen beruhenden Renten bzw. dauernden Lasten der Unterschiedsbetrag zwischen 

der Summe der jährlichen Zahlungen (vgl. aber Rz. 65 ff.) und der jährlichen Minderung 

des Barwerts der wiederkehrenden Leistungen, der nach finanzmathematischen 

Grundsätzen unter Verwendung eines Zinsfußes von 5,5 Prozent zu ermitteln ist (BFH 

vom 26. November 1992 – BStBl 1993 II Seite 298). Die jährliche Barwertminderung ist 

nach § 13 Absatz 1 BewG, bei sog. verlängerten Leibrenten oder dauernden Lasten 

nach § 13 Absatz 1 Satz 2 BewG i.V.m. § 14 BewG zu bestimmen. Aus Vereinfachungs-

gründen kann der Zinsanteil auch in Anlehnung an die Ertragswerttabelle des § 55 Ab-

satz 2 EStDV bestimmt werden. Zur steuerlichen Behandlung dieses Zinsanteils beim 

Verpflichteten vgl. Rz. 72. Beim Berechtigten ist der Zinsanteil nach § 20 Absatz 1 Num-

mer 7 EStG zu besteuern. 

 D. Anwendungsregelung 

 I. Allgemeines 

80 Vorstehende Regelungen sind grundsätzlich auf alle wiederkehrenden Leistungen im 

Zusammenhang mit einer Vermögensübertragung anzuwenden, die auf einem nach 

dem 31. Dezember 2007 geschlossenen Übertragungsvertrag (Abschluss des schuld-

rechtlichen Rechtsgeschäfts) beruhen. 

81 Für wiederkehrende Leistungen im Zusammenhang mit einer Vermögensübertragung, 

die auf einem vor dem 1. Januar 2008 geschlossenen Übertragungsvertrag beruhen, 

bleiben grundsätzlich § 10 Absatz 1 Nummer 1a EStG in der vor dem 1. Januar 2008 
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geltenden Fassung und das BMF-Schreiben vom 16. September 2004 (BStBl I Seite 

922) weiter anwendbar. Dies gilt auch für vor dem 1. Januar 2008 geschlossene Wirt-

schaftsüberlassungsverträge und Pachtverträge, die als Wirtschaftsüberlassungsver-

träge anzusehen sind. 

82 Bringt das übertragene Vermögen nur deshalb einen ausreichenden Ertrag, weil er-

sparte Aufwendungen zu den Erträgen des Vermögens gerechnet werden, gelten § 10 

Absatz 1 Nummer 1a EStG in der Fassung des JStG 2008 und die Regelungen dieses 

BMF-Schreibens. Rz. 76 des BMF-Schreibens vom 16. September 2004 findet ab dem 

Veranlagungszeitraum 2008 keine Anwendung mehr. § 10 Absatz 1 Nummer 1a EStG 

in der vor dem 1. Januar 2008 geltenden Fassung und das BMF-Schreiben vom 

16. September 2004 (BStBl I Seite 922) sind jedoch weiter anwendbar, wenn ein aus-

reichender Ertrag in Form des Nutzungsvorteils eines zu eigenen Zwecken genutzten 

Grundstücks vorliegt. 

83 Maßgeblich für die zeitliche Einordnung ist bei der Regelung der Vermögensübertra-

gung in einer Verfügung von Todes wegen der Eintritt des Erbfalls. Ergibt sich der An-

spruch auf Versorgungsleistungen aus einem in einer Verfügung von Todes wegen ge-

regelten Vermächtnis, ist auf den Zeitpunkt des Anfalls des entsprechenden Vermächt-

nisses, also auf den Zeitpunkt der schuldrechtlichen Entstehung des Vermächtnisan-

spruchs oder der Auflagenbegünstigung abzustellen. 

84 Bedarf die schuldrechtliche Vereinbarung einer staatlichen Genehmigung (z.B. fami-

lien-, vormundschafts- oder nachlassgerichtliche Genehmigung), wirkt die Erteilung die-

ser Genehmigung auf den Zeitpunkt der Vornahme des Rechtsgeschäfts zurück, wenn 

die Vertragsparteien alles in ihrer Macht stehende getan haben, um einen wirksamen 

zivilrechtlichen Vertrag abzuschließen. Steht die schuldrechtliche Vereinbarung unter 

einer aufschiebenden Bedingung, tritt die von der Bedingung abhängige Wirkung erst 

mit dem Eintritt der aufschiebenden Bedingung ein. 

 II. Ablösung eines Nießbrauchsrechts 

85 Wurde aufgrund eines vor dem 1. Januar 2008 abgeschlossenen Übertragungsvertrags 

(Rz. 81) Vermögen unter Nießbrauchsvorbehalt auf den Vermögensübernehmer über-

tragen und wird dieses Nießbrauchsrecht nach dem 31. Dezember 2007 im Zusammen-

hang mit wiederkehrenden Leistungen abgelöst, gilt Folgendes: 
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– Wurde die Ablösung des Nießbrauchsrechts gegen Versorgungsleistungen und der 

Zeitpunkt bereits im Übertragungsvertrag verbindlich vereinbart, bleiben § 10 Ab-

satz 1 Nummer 1a EStG in der vor dem 1. Januar 2008 geltenden Fassung und das 

BMF-Schreiben vom 16. September 2004 (BStBl I Seite 922) weiter anwendbar. 

– Erfolgt die Vereinbarung der Ablösung des Nießbrauchsrechts erst später und nach 

dem 31. Dezember 2007, gelten § 10 Absatz 1 Nummer 1a EStG in der Fassung des 

JStG 2008 und die Regelungen dieses BMF-Schreibens. 

86 Entsprechendes gilt, wenn das Nießbrauchsrecht im Wege des Vermächtnisses einge-

räumt worden ist. 

 III. Umschichtung 

 1. Umschichtungsverpflichtung im Übertragungsvertrag 

87 Wurde vor dem 1. Januar 2008 ein Übertragungsvertrag abgeschlossen, der die Ver-

pflichtung des Vermögensübernehmers vorsieht, ertragloses oder nicht ausreichend Er-

trag bringendes Vermögen in eine ihrer Art nach bestimmte, ausreichend Ertrag brin-

gende Vermögensanlage umzuschichten (vgl. Rz. 13 des BMF-Schreibens vom 

16. September 2004 – BStBl I Seite 922), gelten § 10 Absatz 1 Nummer 1a EStG in der 

Fassung des JStG 2008 und die Regelungen dieses BMF-Schreibens, wenn die Um-

schichtung nicht vor dem 1. Januar 2008 vollzogen ist. 

 2. Nachträgliche Umschichtung 

88 Wurde vor dem 1. Januar 2008 rechtswirksam eine Vermögensübertragung im Zusam-

menhang mit Versorgungsleistungen vereinbart und wird das begünstigte Vermögen 

nach dem 31. Dezember 2007 nachträglich umgeschichtet, ist die nachträgliche Um-

schichtung nach den Regelungen in den Rz. 28 ff. des BMF-Schreibens vom 16. Sep-

tember 2004 (BStBl I Seite 922) zu beurteilen. Es ist in diesen Fällen nicht erforderlich, 

dass in Vermögen i.S. des § 10 Absatz 1 Nummer 1a Satz 2 EStG in der Fassung des 

JStG 2008 umgeschichtet wird. 

 IV. Besteuerung nach § 22 Nummer 1b EStG 

89 § 22 Nummer 1b EStG gilt ab dem Veranlagungszeitraum 2008 für die Besteuerung von 

Versorgungsleistungen beim Empfänger der Leistungen unabhängig vom Zeitpunkt des 
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Abschlusses des Übertragungsvertrags. § 22 Nummer 1b EStG regelt, dass die Ein-

künfte aus Versorgungsleistungen zu versteuern sind, soweit sie beim Zahlungsver-

pflichteten nach § 10 Absatz 1 Nummer 1a EStG als Sonderausgaben abgezogen wer-

den können. Sofern also bei einem Vertragsabschluss vor dem 1. Januar 2008 Versor-

gungsleistungen in Form einer Leibrente vereinbart wurden und diese beim Vermögens-

übernehmer lediglich i.H. des Ertragsanteils als Sonderausgaben abziehbar sind, unter-

liegen beim Vermögensübergeber die Bezüge auch nur insoweit der Besteuerung nach 

§ 22 Nummer 1b EStG. 

 V. Umwandlung einer Versorgungsleistung 

90 Für vor dem 1. Januar 2008 abgeschlossene Vermögensübertragungsverträge bleibt 

Rz. 48 des BMF-Schreibens vom 16. September 2004 (BStBl I Seite 922) weiter an-

wendbar, auch wenn die Umwandlung einer Leibrente in eine dauernde Last erst nach 

dem 31. Dezember 2007 erfolgt.“ 

4 Versorgungsleistungen 

 Nichtbeanstandungsgrenze für die unbaren Altenteilsleistungen 

Unbare Altenteilsleistungen sind (auch bei Landwirten mit Gewinnermittlung nach § 13a 

EStG) mit ihrem tatsächlichen Wert zu bewerten (BFH-Urteile vom 09.10.1975, BStBl 1976 

II S. 67; vom 30.04.1976, BStBl II S. 539). Wird ein Einzelnachweis nicht geführt, so ist die 

Höhe der Aufwendungen in der Regel zu schätzen. Dabei bilden die in § 1 Abs. 1 der Sach-

bezugsverordnungen (SachbezV) und ab 01.01.2007 die in § 2 Sozialversicherungsentgelt-

verordnung (SvEV) festgesetzten Werte einen geeigneten Schätzungsmaßstab (BFH-Urteil 

vom 23.05.1989, BStBl II S. 784). 

 Einzelperson Altenteilerehepaar 

 Verpflegung Heizung, Be-
leuchtung und 

sonstige Neben-
kosten 

Verpflegung Heizung, Be-
leuchtung und 

sonstige Neben-
kosten 

 EUR EUR EUR EUR 

2015 2 748 612 5 496 1 224 

2016 2 832 631 5 664 1 262 

2017 2 892 645 5 784 1 290 

2018 2 952 654 5 904 1 308 

2019 3 012 672 6 024 1 344 
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2020 3 096 691 6 192 1 382 

2021 3 156 705 6 312 1 410 

2022 3 240 724 6 480 1 448 

2023 3 456 773 6 912 1 546 

2024 3.756 841 7.512 1.682 

2025 3.996 895 7.992 1.790 

2026 4.140 928 8.280 1.856 

 

Diese Nichtbeanstandungsgrenzen gelten auch, wenn der Gewinn nach § 13a EStG ermit-

telt wird (BFH-Urteil vom 30.04.1976, BStBl II S. 539). Sie sind nicht anwendbar, wenn statt 

voller Verpflegung nur bestimmte Naturalien zur Verfügung gestellt werden; bei der Bewer-

tung der Teilverpflegung können die in Fach 6 Nr. 6.2 bekanntgegebenen Richtpreise zu-

grunde gelegt werden. 

Die Nichtbeanstandungsgrenzen für Heizung, Beleuchtung und sonstige Nebenkosten sind 

auch dann nicht anwendbar, wenn aufgrund der Gewinnermittlungsunterlagen des Betriebs 

offensichtlich ist, dass die auf die Altenteiler entfallenden Kosten niedriger sind. 

Bei Landwirten, die den Gewinn nach § 13a EStG ermitteln, hat es nach Auffassung der 

obersten Finanzbehörden des Bundes und der Länder auf den Abzug der Altenteilsleistun-

gen als Sonderausgaben keinen Einfluss, wenn der Altenteiler noch im Betrieb mitarbeitet 

(FM BW Erlass vom 04.01.1983, S 2149 A – 7/82). Das anderslautende BFH-Urteil vom 

09.10.1975 (BStBl 1976 II S. 67) ist danach nicht mehr anzuwenden. 

 Altenteilerwohnung nach Wegfall der Nutzungswertbesteuerung 

Wird eine Wohnung aufgrund eines Altenteilsvertrags überlassen, ist seit der Abschaffung 

der Nutzungswertbesteuerung (§ 52 Abs. 15 EStG 1998) der Nutzungswert der Wohnung 

weder beim Altenteilsverpflichteten als dauernde Last im Sinne des § 10 Abs. 1 Nr. 1a EStG 

noch beim Altenteiler als wiederkehrende Bezüge im Sinne des § 22 Nr. 1 Satz 1 EStG zu 

erfassen. Eine Ausnahme gilt nur für noch der Nutzungswertbesteuerung unterliegende 

Baudenkmale (§ 13 Abs. 2 Nr. 2 und Abs. 4 EStG). 

Mit der Wohnungsüberlassung verbundenen Aufwendungen, die dem Altenteiler als wieder-

kehrende Leistungen zufließen, sind dagegen als dauernde Lasten abzugsfähig und beim 

Altenteiler als wiederkehrende Bezüge zu berücksichtigen (BFH-Urteil vom 26.07.1995, 
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BStBl II S. 836). Zu erfassen sind demnach insbesondere Aufwendungen für Strom, Hei-

zung, Wasser und Schönheitsreparaturen (BFH-Urteil vom 08.12.1982, BStBl 1983 II 

S. 710); nicht anzusetzen sind hingegen Absetzungen für Abnutzung und Zinsen. Ein Abzug 

als dauernde Last kommt nicht in Betracht, wenn sich der Vermögensgeber die Nutzungs-

befugnis am gesamten übertragenen Vermögen vorbehalten hat (BFH-Urteil vom 

25.03.1992, BStBl II S. 1012). 

 Außergewöhnliche Instandhaltungen als dauernde Last im Sinne des § 10 Abs. 
1 Nr. 1a EStG 

BMF-Schreiben vom 21.07.2003, BStBl I S. 405 

„Nach dem BFH-Urteil vom 28. Februar 2002 (BStBl 2003 II S. 644) darf im Rahmen eines 

(landwirtschaftlichen) Wirtschaftsüberlassungsvertrages der Nutzungsberechtigte Moderni-

sierungsaufwendungen für die vom Hofeigentümer beibehaltenen Wohnung als dauernde 

Last abziehen, sofern er sich dazu im Überlassungsvertrag verpflichtet hat. 

Voraussetzung ist neben der zivilrechtlich wirksamen Vereinbarung im Vermögensüberga-

bevertrag, dass die geschuldeten Leistungen den Charakter von Versorgungsleistungen ha-

ben. Dies ist nach der Entscheidung des BFH vom 25. August 1999 (BStBl 2000 II S. 21) 

nur gegeben, wenn die Aufwendungen der Erhaltung des im Zeitpunkt der Übergabe ver-

tragsgemäßen Zustandes der Wohnung dienen. Unschädlich ist, wenn eine zur Erhaltung 

erforderlichen Maßnahme gleichzeitig eine zeitgemäße Modernisierung bewirkt. 

Außergewöhnliche Instandhaltungsaufwendungen, die über die Erhaltung des im Zeitpunkt 

der Übergabe vertragsgemäßen Zustandes hinausgehen, sind keine Leistungen zur Ver-

sorgung des Vermögensübergebers und dürfen daher nicht als dauernde Last abgezogen 

werden. Diese Leistungen werden im überwiegenden Interesse des Vermögensüberneh-

mers an der Werterhaltung und Werterhöhung seines Eigentums erbracht.“ 

 Einkommensteuerrechtliche Behandlung von wiederkehrenden Leistungen im 
Zusammenhang mit der Übertragung von Privat- oder Betriebsvermögen 

BMF-Schreiben vom 11.03.2010, BStBl I S. 227 

Das BMF-Schreiben vom 11.03.2010, BStBl I S. 227, ist unter Fach 8 Nr. 3.5 abgedruckt. 
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 Einkommensteuerliche Behandlung von wiederkehrenden Leistungen im Zu-
sammenhang mit einer Übertragung eines land- und forstwirtschaftlichen Be-
triebs 

BMF-Schreiben vom 17.08.2011 – IV C 3 – S 2221/09/10004:016, MFW BW Erlass vom 

29.08.2011 – 3-S222.1/186 

Das BMF hat zu der Frage, ob die Übertragung eines Mehrfamilienhauses und eines Erb-

baugrundstücks, die sich im gewillkürten Betriebsvermögen eines land- und forstwirtschaft-

lichen Betriebs befinden, im Rahmen der Übertragung des gesamten Betriebs gegen Ver-

sorgungsleistungen nach § 10 Abs. 1 Nr. 1a EStG begünstigt ist, im Einvernehmen mit den 

obersten Finanzbehörden der Länder wie folgt Stellung genommen: 

„Auch hinsichtlich des gewillkürten Betriebsvermögens eines an sich erfassten Betriebsver-

mögens kann es sich grundsätzlich um begünstigtes Vermögen im Sinne des § 10 Absatz 1 

Nummer 1a EStG handeln. Die Behandlung von gewillkürtem Betriebsvermögen eines land- 

und forstwirtschaftlichen Betriebs beurteilt sich nach R 4.2 Absatz 9 und H 4.2 Absatz 9 des 

Einkommensteuerhandbuchs. Das gilt unabhängig von der erb- und schenkungsteuerlichen 

Behandlung dieses Betriebsvermögensteils.“ 

5 Erbauseinandersetzung 

 Ertragsteuerliche Behandlung der Erbengemeinschaft und ihre Auseinander-
setzung 

BMF-Schreiben vom 14.03.2006, BStBl I S. 253 

„Im Einvernehmen mit den obersten Finanzbehörden der Länder gilt zur ertragsteuerlichen 

Behandlung der Erbengemeinschaft und ihrer Auseinandersetzung auf der Grundlage des 

BFH-Beschlusses vom 5. Juli 1990 (BStBl II S. 837) Folgendes: 

Inhaltsübersicht Tz. 

A. Allgemeines 1 

B. Zurechnung der laufenden Einkünfte zwischen Erbfall und 
 Erbauseinandersetzung 2 – 9 

 1. Allgemeines 2 

 2. Zurechnung laufender Gewinneinkünfte 3 – 5 

 3. Zurechnung laufender Überschusseinkünfte 6 

 4. Beendigung der Erbengemeinschaft und rückwirkende Zurechnung 
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  der laufenden Einkünfte 7 – 9 

C. Erbauseinandersetzung durch Aufteilung des Nachlasses 10 – 36 

I. Erbauseinandersetzung über Betriebsvermögen 10 – 21 

1. Teilung ohne Abfindungszahlungen 10 – 13 

 a) Allgemeines 10 

 b) Gewinnrealisierung nach den Grundsätzen über die Betriebsaufgabe 11 

 c) Buchwertfortführung bei Übertragung in ein anderes Betriebsvermögen 
  der Miterben 12 

 d) Ansatz bei Überführung von Wirtschaftsgütern in das Privatvermögen 13 

2. Teilung mit Spitzen- oder Wertausgleich 14 – 21 

 a) Allgemeines 14 – 17 

 b) Übernahme von Verbindlichkeiten über die Erbquote hinaus 18 

 c) Buchwertfortführung im Zusammenhang mit Abfindungszahlungen 19 – 21 

II. Erbauseinandersetzung über Privatvermögen 22 – 31 

1. Teilung ohne Abfindungszahlungen 22 – 25 

 a) Allgemeines 22 

 b) Behandlung von Nachlassverbindlichkeiten 23 – 25 

2. Teilung mit Abfindungszahlungen 26 – 31 

 a) Allgemeines 26 – 27 

 b) Aufteilung von Abfindungszahlungen 28 – 29 

 c) Behandlung liquider Mittel des Nachlasses 30 

 d) AfA-Bemessungsgrundlage und AfA-Satz nach Erbauseindersetzung 31 

III. Erbauseinandersetzung über einen Mischnachlass 32 – 36 

1. Teilung oder Abfindungszahlungen 32 – 35 

 a) Allgemeines 32 

 b) Schaffung von Privatvermögen im engen zeitlichen Zusammenhang 
  mit der Auseinandersetzung 33 

 c) Behandlung von Nachlassverbindlichkeiten bei Mischnachlässen, 
  insbesondere Schuldzinsenabzug 34 – 35 

2. Teilung mit Abfindungszahlung 36 

D. Entgeltliche und unentgeltliche Übertragung eines Erbteils 37 – 47 

1. Allgemeines 37 

2. Zum Nachlass gehört nur Betriebsvermögen 38 – 39 
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 a) Schenkung eines Erbteils 38 

 b) Verkauf eines Erbteils 39 

3. Zum Nachlass gehört nur Privatvermögen 40 – 43 

 a) Schenkung eines Erbteils 40 

 b) Verkauf eines Erbteils 41 – 43 

4. Mischnachlass 44 – 47 

 a) Schenkung eines Erbteils 45 

 b) Verkauf eines Erbteils 46 – 47 

E. Ausscheiden eines Miterben 48 – 52 

1. Allgemeines 48 

2. Ausscheiden ohne Abfindung 49 

3. Ausscheiden gegen Barabfindung 50 

4. Ausscheiden gegen Sachwertabfindung 51 – 52 

 a) Grundsatz 51 

 b) Buchwertfortführung 

F. Erbauseinandersetzung durch Veräußerung des Nachlasses 53 – 55 

1. Allgemeines 53 

2. Betriebsvermögen 54 

3. Privatvermögen 55 

G. Teilerbauseinandersetzung 56 – 59 

1. Behandlung wie Gesamtauseinandersetzung 56 – 57 

2. Behandlung von umgekehrten Abfindungen 58 – 59 

H. Vermächtnisse, Vorausvermächtnisse, Teilungsanordnung 60 – 68 

1. Steuerliche Auswirkung von Vermächtnissen 60 – 63 

2. Besonderheiten bei Vorausvermächtnissen 64 – 66 

3. Steuerliche Auswirkung von Teilungsanordnungen 67 – 68 

I. Sonderfragen 69 – 82 

I. Erbfolge bei der Beteiligung an einer Personengesellschaft 69 – 74 

1. Fortsetzung der Gesellschaft durch die übrigen Gesellschafter oder 
 Auflösungsklausel 69 

2. Eintrittsklausel 70 

3. Einfache Nachfolgeklausel 71 
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4. Qualifizierte Nachfolgeklausel 72 – 74 

II. Sonderfragen im Bereich der Land- und Forstwirtschaft 75 – 82 

1. Erbfolge im Bereich der Land- und Forstwirtschaft 75 – 81 

2. Behandlung von Abfindungen, die das Kapitalkonto unterschreiten 82 

J. Übergangsregelung 83 

 

 A. Allgemeines 

1 Mit dem Tod des Erblassers geht der gesamte Nachlass unentgeltlich im Wege der Ge-

samtrechtsnachfolge auf den Alleinerben oder die Erbengemeinschaft über. Der Nach-

lass ist Gesamthandsvermögen der Erben (§ 1922 BGB). Die Erbengemeinschaft wird 

bis zu ihrer Auseinandersetzung (§ 2042 BGB) steuerlich bei den Überschusseinkünften 

wie eine Bruchteilsgemeinschaft (§ 39 Abs. 2 Nr. 2 AO) und bei den Gewinneinkünften 

als Mitunternehmerschaft behandelt. 

 Die steuerlichen Grundsätze zur Erbauseinandersetzung sind auch auf Abfindungszah-

lungen infolge eines gerichtlichen Vergleichs an angebliche Miterben anzuwenden 

(BFH-Urteil vom 14. März 1996, BStBl II S. 310). Ein Erbprätendent mit möglichem 

Pflichtteilsanspruch, der zur Vermeidung weiterer Streitigkeiten Wirtschaftsgüter aus 

dem Nachlass erhält, ist steuerlich wie ein Erbe zu behandeln (BFH-Urteil vom 13. Feb-

ruar 1997, BStBl II S. 535). 

B. Zurechnung der laufenden Einkünfte zwischen Erbfall und Erbauseinander-

setzung 

 1. Allgemeines 

2 Sowohl für den Bereich des Betriebsvermögens als auch für den Bereich des Privatver-

mögens bilden Erbfall und Erbauseinandersetzung keine rechtliche Einheit. Hinterlässt 

ein Erblasser mehrere Erben, geht sein Vermögen mit dem Tod im Ganzen auf die Er-

ben über und wird bei ihnen zu gemeinschaftlichem Vermögen. Die Miterben verwalten 

den Nachlass gemeinsam und können über Nachlassgegenstände nur gemeinschaftlich 

verfügen. Die Erbengemeinschaft kann unbegrenzt bestehen bleiben. Das Ergebnis ih-

rer Betätigung wird Bestandteil des gemeinschaftlichen Vermögens. Hieraus ergeben 
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sich Folgerungen für das Entstehen und die Zurechnung von steuerlichen Einkünften 

bei den Miterben. 

3 Gehört ein gewerbliches, freiberufliches oder land- und forstwirtschaftliches Unterneh-

men zum Nachlass, geht es mit dem Erbfall auf die Erbengemeinschaft über (§ 1922 

BGB). Sämtliche Miterben werden – abgesehen von bestimmten Sonderfällen (siehe 

Tz. 69 ff.) – Mitunternehmer i.S. vom § 15 Abs. 1 Satz 1 Nr. 2 EStG. Aufgrund ihrer 

Stellung als Miterben tragen sie ein Mitunternehmerrisiko und können Mitunternehmer-

initiative entfalten. Diese Beurteilung hängt nicht von der Länge des Zeitraums ab, in 

dem die Erbengemeinschaft das Unternehmen weiterführt. Auch wenn die Erben ein 

Unterneh men frühzeitig nach dem Erbfall abwickeln und einstellen oder es auf eine 

andere Person übertragen, haben sie zunächst die Eigenschaft von Mitunternehmern 

erlangt und behalten diese bis zur Betriebsbeendigung oder Auseinandersetzung über 

den Betrieb. Als solche beziehen die Erben ihre Einkünfte kraft eigener Verwirklichung 

des Einkünftetatbestandes. Die laufenden Einkünfte sind den einzelnen Miterben als 

Mitunternehmer nach dem allgemeinen Gewinnverteilungsschlüssel zuzurechnen, der 

sich bei den Miterben grundsätzlich nach ihren Erbteilen bestimmt (§ 2038 Abs. 2, § 743 

Abs. 1 BGB). Zur rückwirkenden Zurechnung laufender Einkünfte vgl. Tz. 7 ff., zur Zu-

rechnung der Einkünfte an einen Vermächtnisnehmer als wirtschaftlichem Eigentümer 

eines Gewerbebetriebes vgl. Tz. 61. 

4 Gehört zu einem Nachlass neben einem Gewerbebetrieb ein der selbständigen Arbeit 

dienendes Betriebsvermögen, ein land- und forstwirtschaftlicher Betrieb oder Privatver-

mögen, findet § 15 Abs. 3 Nr. 1 EStG (sog. Abfärberegelung) keine Anwendung. 

5 Ist der Erblasser selbständig tätig i.S.d. § 18 Abs. 1 Nr. 1 EStG gewesen, erzielt die 

Erbengemeinschaft Einkünfte aus selbständiger Arbeit i.S. vom § 18 EStG allerdings 

nur dann, wenn keine berufsfremden Erben an der Erbengemeinschaft beteiligt sind. 

Berufsfremd ist, wer nicht die erforderliche freiberufliche Qualifikation besitzt. Ist zumin-

dest ein Miterbe berufsfremd, erzielt die Erbengemeinschaft Einkünfte aus Gewerbebe-

trieb. Ist mit dem Übergang eines freiberuflichen Betriebsvermögens auf Grund fehlen-

der Qualifikation des Erben, Miterben oder Vermächtnisnehmers eine Umqualifizierung 

des bisher freiberuflichen Vermögens in gewerbliches Betriebsvermögen und eine ent-

sprechende Umqualifizierung der aus dem Betrieb erzielten Einkünfte verbunden, 

kommt es nicht zu einer Betriebsaufgabe (vgl. BFH-Urteil vom 12. März 1992, BStBl 

1993 II S. 36). 
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 3. Zurechnung laufender Überschusseinkünfte 

6 Hat der Erblasser Einkünfte aus Kapitalvermögen oder aus vermietetem oder verpach-

tetem Vermögen gehabt, wird dieses Vermögen nach dem Erbfall durch die Erbenge-

meinschaft zur Nutzung oder zum Gebrauch überlassen. Die Miterben bestimmen über 

die Verwendung des Vermögens, ihnen fließt der Vermögensertrag zu. Sie verwirklichen 

damit gemeinsam den Tatbestand der Einkunftserzielung nach §§ 20 oder 21 EStG. Die 

erzielten Einkünfte werden ihnen grundsätzlich nach ihren Erbanteilen zugerechnet 

(§  2038 Abs. 2, § 743 Abs. 1 BGB). 

4. Beendigung der Erbengemeinschaft und rückwirkende Zurechnung der lau-

fenden Einkünfte 

7 Die Einkunftserzielung durch die Erbengemeinschaft und damit die Zurechnung der lau-

fenden Einkünfte an die Miterben findet ihr Ende, soweit sich die Miterben hinsichtlich 

des gemeinsamen Vermögens auseinandersetzen. 

8 In den Fällen der Auseinandersetzung von Erbengemeinschaften – auch in den Fällen 

der Auseinandersetzung einer Mitunternehmerschaft – ist eine steuerlich unschädliche 

Rückwirkung auf den Zeitpunkt des Erbfalls in engen Grenzen anzuerkennen, da die 

Erbengemeinschaft eine gesetzliche Zufallsgemeinschaft ist, die auf Teilung angelegt 

ist. Bei der Auseinandersetzungsvereinbarung wird in der Regel eine rückwirkende Zu-

rechnung laufender Einkünfte für sechs Monate anerkannt. Die Frist beginnt mit dem 

Erbfall. In diesen Fällen können die laufenden Einkünfte daher ohne Zwischenzurech-

nung ab dem Erbfall ungeschmälert dem die Einkunftsquelle übernehmenden Miterben 

zugerechnet werden. Dies gilt auch bei Teilauseinandersetzungen. Liegt eine Teilungs-

anordnung (§ 2048 BGB) des Erblassers vor und verhalten sich die Miterben tatsächlich 

bereits vor der Auseinandersetzung entsprechend dieser Anordnung, indem dem das 

Unternehmen fortführenden Miterben die Einkünfte zugeordnet werden, ist eine rück-

wirkende Zurechnung laufender Einkünfte auch über einen längeren Zeitraum, der sich 

an den Umständen des Einzelfalls zu orientieren hat, vorzunehmen. Soweit laufende 

Einkünfte rückwirkend zugerechnet werden, ist die Auseinandersetzung steuerlich so 

zu behandeln, als ob sich die Erbengemeinschaft unmittelbar nach dem Erbfall ausei-

nandergesetzt hätte (Durchgangserwerb der Erbengemeinschaft). Solange die Tei-

lungsanordnung von den Erben vor der Auseinandersetzung beachtet wird, sind die 

Veranlagungen vorläufig nach § 165 Abs. 1 Satz 1 AO durchzuführen. 
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9 Allerdings reicht es nicht aus, wenn die Miterben innerhalb der Frist lediglich den Ent-

schluss fassen, sich auseinanderzusetzen. Vielmehr muss innerhalb der Frist eine klare 

und rechtlich bindende Vereinbarung über die Auseinandersetzung und ihre Modalitäten 

vorliegen. Diese Auseinandersetzungsvereinbarung muss den Übergang von Nutzun-

gen und Lasten für die von dieser Auseinandersetzung betroffenen Wirtschaftsgüter auf 

den Zeitpunkt des Erbfalls festlegen; sie muss auch tatsächlich durchgeführt werden. 

Soweit noch eine Wertfindung erforderlich ist, kann diese jedoch auch außerhalb der 

Frist erfolgen. 

 C. Erbauseinandersetzung durch Aufteilung des Nachlasses 

 I. Erbauseinandersetzung über Betriebsvermögen 

 1. Teilung ohne Abfindungszahlungen 

 a) Allgemeines 

10 Gehört zum Nachlass nur Betriebsvermögen und wird der Nachlass ohne Zahlung von 

Abfindungen real geteilt, ist die Aufteilung kein entgeltlicher Vorgang, da es sich weder 

um einen Tausch von (Miteigentums-)Anteilen an den einzelnen Wirtschaftsgütern des 

Nachlasses noch um einen Tausch eines Gesamthandsanteils gegen Alleineigentum 

an den zugeteilten Wirtschaftsgütern, sondern um die Erfüllung des durch die Ausei-

nandersetzungsvereinbarung konkretisierten gesetzlichen Auseinandersetzungsan-

spruchs handelt. Durch die Aufteilung können also weder Anschaffungskosten noch 

Veräußerungserlöse entstehen. 

 b) Gewinnrealisierung nach den Grundsätzen über die Betriebsaufgabe 

11 Die Aufteilung eines Betriebsvermögens der Erbengemeinschaft 11 ohne Betriebsfort-

führung ist zugleich eine Betriebsaufgabe, durch die regelmäßig ein begünstigter Auf-

gabegewinn (§ 16 Abs. 3 Satz 1, § 34 EStG) entsteht; es sei denn, es liegt ein Fall der 

Realteilung i.S. vom § 16 Abs. 3 Satz 2 bis 4 EStG (vgl. Tz. 12) oder der Buchwertfort-

führung nach § 6 Abs. 5 EStG vor. 

Beispiel 1 

A und B sind Miterben zu je 1/2. Zum Nachlass gehört ein Betriebsvermögen, das 

lediglich aus zwei Grundstücken besteht, die beide einen Buchwert von je 200.000 € 

und einen Verkehrswert von je 2 Mio. € haben. A und B setzen sich unter Aufgabe 
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des Betriebs in der Weise auseinander, dass A das Grundstück 1 und B das Grund-

stück 2 erhält. Die Grundstücke gehören bei A und B jeweils zum Privatvermögen. 

Durch die Betriebsaufgabe entsteht ein Aufgabegewinn von 3,6 Mio. € in der Erben-

gemeinschaft, den A und B je zur Hälfte zu versteuern haben. A und B müssen für 

die künftige Gebäude-AfA jeweils von den Entnahmewerten ausgehen (vgl. R 7.3 

Abs. 6 Satz 4 und R 7.4 Abs. 11 EStR) 

c) Buchwertfortführung bei Übertragung in ein anderes Betriebsvermögen der 

Miterben 

12 Die Miterben haben jedoch nach Maßgabe des § 16 Abs. 3 Satz 2 bis 4 EStG die Buch-

werte fortzuführen, wenn die bei der Aufteilung erworbenen Wirtschaftsgüter in ein an-

deres Betriebsvermögen übertragen werden. Die Grundsätze des BMF-Schreibens zur 

Realteilung vom 28. Februar 2006 (BStBl 2006 I S. 228) sind sinngemäß anzuwenden. 

Beispiel 2 

S und T sind Miterben zu je 1/2. Zum Nachlass gehört ein aus zwei Teilbetrieben 

bestehender Betrieb im Wert von je 1 Mio. €. S erhält Teilbetrieb 1, T erhält Teilbe-

trieb 2. 

Es liegt ein Fall der Realteilung vor. S und T haben nach § 16 Abs. 3 Satz 2 bis 4 

EStG die Buchwerte fortzuführen. 

 Gleiches gilt, wenn der Nachlass aus zwei Betrieben besteht. Da die Mitunternehmer-

schaft (Erbengemeinschaft) nur ein Betriebsvermögen hat, sind die geerbten Betriebe 

wie Teilbetriebe der Erbengemeinschaft zu behandeln. 

 d) Ansatz bei Überführung von Wirtschaftsgütern in das Privatvermögen 

13  Werden Wirtschaftsgüter, die zu den wesentlichen Betriebsgrundlagen gehören, von 

den Miterben insgesamt ins Privatvermögen überführt, liegt zwingend eine Betriebsauf-

gabe vor. Im Übrigen wird auf Abschnitt I des BMF-Schreibens zur Realteilung vom 

28.2. (BStBl I S. 228) verwiesen. Ein etwaiger Entnahmegewinn ist allen Miterben zu-

zurechnen; es sei denn, dass der Gewinn nach den von den Miterben schriftlich ge-

troffenen Vereinbarungen über die Erbauseinandersetzung dem entnehmenden Miter-

ben zuzurechnen ist. 
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 2. Teilung mit Spitzen- oder Wertausgleich 

 a) Allgemeines 

14 Wird im Rahmen einer Erbauseinandersetzung ein Nachlass real geteilt und erhält ein 

Miterbe wertmäßig mehr, als ihm nach seiner Erbquote zusteht, und zahlt er für dieses 

”Mehr” an seine Miterben einen Spitzen- oder Wertausgleich (Abfindung), liegt insoweit 

ein Anschaffungs- und Veräußerungsgeschäft vor. In Höhe der Abfindungszahlung lie-

gen Anschaffungskosten vor. Derjenige, der die Abfindung erhält, erzielt einen Veräu-

ßerungserlös. Werden die bei der Aufteilung erworbenen Wirtschaftsgüter in ein ande-

res Betriebsvermögen der Miterben übertragen, ist der sich aus dem Veräußerungsge-

schäft ergebende Veräußerungsgewinn nicht nach §§ 16 und 34 EStG begünstigt, son-

dern als laufender Gewinn zu besteuern. Der Gewinn rechnet grundsätzlich nicht zum 

Gewerbeertrag nach § 7 Satz 1 GewStG. Ab Erhebungszeitraum 2002 ist der Gewinn 

aus der Aufdeckung der stillen Reserven aber nach § 7 Satz 2 GewStG als Gewerbe-

ertrag zu erfassen, soweit er nicht auf eine natürliche Person als unmittelbar beteiligtem 

Mitunternehmer entfällt. Werden die bei der Aufteilung erworbenen Wirtschaftsgüter ins-

gesamt ins Privatvermögen übertragen, führt dieser Vorgang zu einer nach §§ 16 und 

34 EStG steuerbegünstigten Betriebsaufgabe. Aufgabegewinn ist der Gewinn, der sich 

aus dem Entnahmegewinn (Übertragung der Wirtschaftsgüter ins Privatvermögen) und 

dem Gewinn aus der Abfindungszahlung ergibt. 

Beispiel 3 

A und B sind Miterben zu je 1/2. Zum Nachlass gehört ein Betriebsvermögen, das 

lediglich aus zwei Grundstücken besteht. Grundstück 1 hat einen Buchwert von 

300 000 € und einen Verkehrswert von 3 Mio. €. Grundstück 2 hat einen Buchwert 

von 200 000 € und einen Verkehrswert von 2 Mio. €. A erhält das Grundstück 1, B 

das Grundstück 2 und eine Abfindung von A in Höhe von 500 000 €. A führt den 

Betrieb mit Grundstück 1 fort. Grundstück 2 wird Privatvermögen des B. 

Die Abfindung stellt bei A Anschaffungskosten und bei B Veräußerungserlös dar. A 

erwirbt 5/6 seines Betriebsvermögens unentgeltlich und führt insoweit den Buchwert 

(= 250 000 €) fort. Der Buchwert ist zusätzlich um die Abfindungszahlung i.H.v. 

500 000 € zu erhöhen. Nach Erbauseinandersetzung beträgt der Buchwert 

750 000 €. 
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Für B liegt eine Betriebsaufgabe vor. Durch die Aufgabe seines Mitunternehmeran-

teils erzielt er einen Aufgabegewinn i.H.v. 2,25 Mio. €, der sich aus dem Gewinn 

aus der Entnahme des Grundstücks 2 (2 Mio. abzgl. 200 000 € Buchwert) und dem 

Gewinn aus der Abfindungszahlung (500 000 € abzgl. 50 000 € Buchwert) zusam-

mensetzen. Der Gewinn ist nach §§ 16, 34 EStG begünstigt zu besteuern. 

15 Die vorstehenden Grundsätze gelten auch, soweit sich die Erbengemeinschaft gemäß 

§ 2042 Abs. 2, § 753 Abs. 1 BGB durch Zwangsversteigerung zum Zweck der Aufhe-

bung der Gemeinschaft auseinandersetzt und die Erben dabei Nachlassgegenstände 

erwerben (BFH-Urteil vom 29. April 1992, BStBl II S. 727). 

16 Bei der Teilung im Rahmen einer Erbauseinandersetzung bezieht sich das Entgelt nicht 

auf das, was ein Miterbe aufgrund seiner Erbquote erhält, sondern nur auf das „Mehr“, 

das er aufgrund eines neben der Teilung bestehenden besonderen entgeltlichen 

Rechtsgeschäfts bekommt. Es handelt sich hier also nicht um die bloße Aufteilung eines 

einheitlichen Rechtsvorgangs, sondern um die Beurteilung von zwei rechtlich selbstän-

digen Vorgängen, von denen der eine unentgeltlich und der andere entgeltlich ist. Für 

die Zahlung einer Abfindung bedarf es daher regelmäßig einer gesonderten Vereinba-

rung zwischen den Beteiligten, da sich eine derartige Abwicklung nicht aus dem erb-

rechtlichen Auseinandersetzungsanspruch ergibt; die Zahlung einer Abfindung kann 

sich allerdings auch auf Grund einer Teilungsanordnung des Erblassers oder aufgrund 

einer vom Erblasser angeordneten Testamentsvollstreckung ergeben. Die Vereinba-

rung ist bei der Berechnung des Anteils des Miterben am Aufgabegewinn in den Fällen 

der Betriebsaufgabe zu berücksichtigen. 

17 Die Abfindungszahlung ist bei der Übertragung von Betrieben oder Teilbetrieben dem 

Teil des Kapitalkontos gegenüberzustellen, der dem Verhältnis von Abfindungszahlung 

zum Wert des übernommenen Betriebsvermögens entspricht. 

Beispiel 4 

S und T sind Miterben zu je 1/2. Zum Nachlass (3,6 Mio. €) gehört ein aus zwei 

Teilbetrieben bestehender Gewerbebetrieb. Teilbetriebsvermögen 1 hat einen Wert 

von 2 Mio. € und einen Buchwert von 200 000 €. Teilbetriebsvermögen 2 hat einen 

Wert von 1,6 Mio. € und einen Buchwert von 160 000 €. Im Wege der Erbauseinan-

dersetzung erhält S das Teilbetriebsvermögen 1 und T das Teilbetriebsvermögen 2. 

Außerdem zahlt S an T eine Abfindung von 200 000 €. 
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S stehen wertmäßig am Nachlass 1,8 Mio. € (50 % von 3,6 Mio. €) zu. Da er aber 

2 Mio. € erhält, also 200 000 € mehr, zahlt er diesen Betrag für 1/10 (10 % von 

2 Mio. € = 200 000 €) des Teilbetriebsvermögens 1, das er mehr erhält. S erwirbt 

also 9/10 des Teilbetriebsvermögens 1 unentgeltlich und 1/10 entgeltlich. Auf diese 

1/10 entfällt ein Buchwert von 20 000 €, so dass S die Aktivwerte um 180 000 € 

(200 000 € Abfindung abzgl. anteiligem Buchwert von 20 000 €) aufstocken muss 

und T einen als laufenden Gewinn zu versteuernden Veräußerungsgewinn von 

180 000 € (200 000 € Abfindung ./. 20 000 € anteiliger Buchwert) zu versteuern hat. 

Im Übrigen (für 9/10 des Nachlasses) liegt eine steuerneutrale Realteilung vor (vgl. 

BMF-Schreiben zur Realteilung vom 28. Februar 2006, BStBl 2006 I S. 228). 

 Gleiches gilt, wenn der Nachlass aus zwei Betrieben besteht. Da die Mitunternehmer-

schaft (Erbengemeinschaft) nur ein Betriebsvermögen hat, sind die geerbten Betriebe 

wie Teilbetriebe der Erbengemeinschaft zu behandeln. 

Beispiel 5 

S und T sind Miterben zu je 1/2. Zum Nachlass gehört ein Betriebsvermögen, das 

aus dem Grundstück 1 (Teilwert 2 Mio. €, Buchwert 200 000 €) und dem Grund-

stück 2 (Teilwert 1,6 Mio. €, Buchwert 160 000 €) besteht. S erhält das Grundstück 1 

und zahlt an T 200 000 € Abfindung. T erhält Grundstück 2 und die Abfindung. Beide 

bringen die Grundstücke in ein ihnen gehörendes Betriebsvermögen ein. 

S stehen an dem Nachlass wertmäßig 1,8 Mio. € zu. Da er aber das Grundstück 1 

im Wert von 2 Mio. € erhält, also 200 000 € mehr, zahlt er diesen Betrag für 1/10 

(200 000 € / 2 Mio. € = 1/10) des Grundstücks 1, das er erhält. S erwirbt also 9/10 

des Grundstücks 1 unentgeltlich und 1/10 entgeltlich. Auf diese 1/10 entfällt ein 

Buchwert von 20 000 €, so dass S den Grundstücksbuchwert in seiner Bilanz um 

180 000 € aufstocken muss und T einen Gewinn von 180 000 € (200 000 € Abfin-

dung ./. 20 000 € anteiliger Buchwert) als laufenden Gewinn zu versteuern hat. Im 

Übrigen (für 9/10 des Nachlasses) liegt eine steuerneutrale Realteilung vor. 
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 b) Übernahme von Verbindlichkeiten über die Erbquote hinaus 

1827 Eine Übernahme von Schulden über die Erbquote hinaus führt nicht zu Anschaffungs-

kosten. Deshalb entsteht auch kein Veräußerungserlös, soweit ein Miterbe Verbindlich-

keiten über die Erbquote hinaus übernimmt. Zur Übernahme von Verbindlichkeiten vgl. 

im Übrigen Tz. 23 ff. 

Beispiel 6 

Wie Beispiel 3 mit der Abwandlung, dass S den T von Betriebsschulden i.H.v. 

200 000 €, die zum Teilbetriebsvermögen 2 gehören, freistellt, also zum gesamt-

händerisch gebundenen Nachlass gehörende Verbindlichkeiten i.H.v. 200 000 € 

übernimmt. S erhält wertmäßig nur 1,8 Mio. € und braucht an T keine Abfindung zu 

zahlen. Es liegt keine entgeltliche Teilung vor. 

 c) Buchwertfortführung im Zusammenhang mit Abfindungszahlungen 

19 Werden Abfindungszahlungen geleistet, haben die Miterben, abgesehen von der not-

wendigen teilweisen Gewinnrealisierung nach Maßgabe der Abfindung, nach § 16 

Abs. 3 Satz 2 bis 4 EStG die Buchwerte fortzuführen, soweit die zugeteilten Wirtschafts-

güter Betriebsvermögen bleiben. Der vom Miterben, der die Abfindungszahlung erhält, 

zu versteuernde Gewinn ist nicht nach §§ 16, 34 EStG begünstigt. Der Gewinn rechnet 

grundsätzlich nicht zum Gewerbeertrag nach § 7 Satz 1 GewStG. Ab Erhebungszeit-

raum 2002 ist der Gewinn aus der Aufdeckung der stillen Reserven aber nach § 7 Satz 2 

GewStG als Gewerbeertrag zu erfassen, soweit er nicht auf eine natürliche Person als 

unmittelbar beteiligtem Mitunternehmer entfällt. Ist eine Buchwertfortführung nach § 16 

Abs. 3 Satz 2 bis 4 EStG nicht möglich, kommt ggf. unter den dortigen Voraussetzungen 

eine Buchwertfortführung nach § 6 Abs. 5 EStG in Betracht. 

20 Soweit Wirtschaftsgüter gegen Abfindungszahlungen übernommen werden und Be-

triebsvermögen bleiben, gilt für die AfA Folgendes: Bei der Übernahme eines Grund-

stücks ergeben sich hinsichtlich des Gebäudes zwei AfA-Reihen. Hinsichtlich des un-

entgeltlich erworbenen Gebäudeteils muss der übernehmende Miterbe die Buchwerte 

der Erbengemeinschaft fortführen. Bezüglich des entgeltlich erworbenen Gebäudeteils 

 

27  Grundsätzlich bestätigt durch BFH-Urteil vom 19.12.2006 (BStBl 2007 II S. 216); eine überquotale Schuld- über-
nahme kann ausnahmsweise zu Anschaffungskosten führen, wenn sie die Gegenleistung für ein zeitliches Vorziehen 
der Erbauseinandersetzung darstellt. 
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hat er Anschaffungskosten in Höhe der Abfindungszahlung, die Bemessungsgrundlage 

für die weitere AfA hinsichtlich des entgeltlich erworbenen Teils des Gebäudes sind. 

Entsprechendes gilt im Grundsatz, wenn kein Gebäude, sondern ein bewegliches Wirt-

schaftsgut übernommen wird; da jedoch die Nutzungsdauer des entgeltlich erworbenen 

Teils des Wirtschaftsguts hier regelmäßig mit der Restnutzungsdauer des unentgeltlich 

erworbenen Teils des Wirtschaftsguts übereinstimmt, kann in diesen Fällen auf eine 

Aufspaltung in zwei AfA-Reihen verzichtet werden. 

21 Soweit Wirtschaftsgüter gegen Abfindungszahlungen übernommen werden, gilt für die 

Anwendung des § 6b Abs. 3 EStG Folgendes: 

 Für den entgeltlich erworbenen Teil des Wirtschaftsguts kann auf die durch die Abfin-

dungszahlungen entstandenen Anschaffungskosten eine Rücklage nach § 6b EStG 

übertragen werden. Hinsichtlich des unentgeltlich erworbenen Teils des Wirtschaftsgu-

tes ist im Falle einer späteren Veräußerung die Besitzzeit der Erbengemeinschaft und 

des Erblassers für die Besitzzeit i.S.d. § 6b Abs. 4 Satz 1 Nr. 2 EStG zu berücksichtigen, 

wenn die entsprechenden Voraussetzungen erfüllt sind. 

 II. Erbauseiandersetzung über Privatvermögen 

 1. Teilung ohne Abfindungszahlungen 

 a) Allgemeines 

22 Auch bei der Erbauseinandersetzung über Privatvermögen führt eine Teilung ohne Ab-

findungszahlungen nicht zur Entstehung von Anschaffungskosten oder Veräußerungs-

erlösen. Eine Erbauseinandersetzung kann auch in der Weise durchgeführt werden, 

dass einem Miterben ein Nutzungsrecht an einem zum Nachlass gehörenden Wirt-

schaftsgut eingeräumt wird, das einem anderen Miterben zugeteilt wird (z.B. Wohnrecht 

an einem Gebäude). Dieses Nutzungsrecht ist nicht gegen Entgelt bestellt. Die Ablö-

sung des Nutzungsrechts durch den Miterben führt zu nachträglichen Anschaffungskos-

ten (BFH-Urteil vom 28. November 1991, BStBl 1992 II S. 381). 

 Ein unentgeltlicher Vorgang liegt auch vor, wenn Gesamthandseigentum in Bruchteils-

eigentum umgewandelt wird und ein Miterbe Anteile an der Bruchteilsgemeinschaft von 

einem anderen Miterben im Tauschwege gegen eigene Anteile erwirbt. 

 b) Behandlung von Nachlassverbindlichkeiten 
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2328 Eine Schuldübernahme führt auch insoweit nicht zu Anschaffungskosten, als sie die 

Erbquote übersteigt. Dies bedeutet gleichzeitig, dass Nachlassverbindlichkeiten einen 

wertmäßigen Ausgleich unter den Miterben bei einer Teilung und damit einen unentgelt-

lichen Rechtsvorgang ermöglichen. Dabei kommt es nicht darauf an, ob die übernom-

menen Verbindlichkeiten in einem Finanzierungszusammenhang mit zugeteilten Nach-

lassgegenständen stehen. 

Beispiel 7 

A und B sind Erben zu je 1/2. Zum Nachlass gehört ein Grundstück (Wert 2 Mio. €), 

das mit einer noch voll valutierten Hypothek von 1 Mio. € belastet ist. Zum Nachlass 

gehören außerdem Wertpapiere (Wert 3 Mio. €). Die Erben setzen sich dahin aus-

einander, dass A das Grundstück und B die Wertpapiere erhält. B übernimmt au-

ßerdem die Verbindlichkeit in voller Höhe. 

Es liegt eine Teilung ohne Abfindungszahlung, also ein unentgeltlicher Rechtsvor-

gang vor. A erhält einen Wert von 2 Mio. € (Grundstück). B erhält ebenfalls einen 

Wert von 2 Mio. € (Wertpapiere im Wert von 3 Mio. € abzüglich einer übernomme-

nen Verpflichtung von 1 Mio. €). 

24 Die Übernahme von Verbindlichkeiten der Erbengemeinschaft durch einzelne Miterben 

über die Erbquote hinaus führt auch dann nicht zu Anschaffungskosten, wenn durch die 

Art der Verteilung von Verbindlichkeiten zusätzlich Abfindungsbedarf geschaffen wird. 

Dies gilt unabhängig davon, ob durch die Art der Verteilung von Verbindlichkeiten ein 

bisher bestehender Finanzierungszusammenhang zwischen Wirtschaftsgut und Schuld 

erhalten bleibt oder nicht. Regelmäßig wird der Übernahme von Verbindlichkeiten eine 

interne Freistellungsverpflichtung zugrunde liegen. 

 

28  Grundsätzlich bestätigt durch BFH-Urteil vom 19.12.2006 (BStBl 2007 II S. 216); eine überquotale Schuld- über-
nahme kann ausnahmsweise zu Anschaffungskosten führen, wenn sie die Gegenleistung für ein zeit- liches Vorzie-
hen der Erbauseinandersetzung darstellt. 
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Beispiel 8 

A und B sind Erben zu je 1/2. Zum Nachlass gehören zwei Grundstücke im Wert 

von je 1 Mio. €, die mit Hypotheken von je 500 000 € belastet sind. A erhält Grund-

stück 1 und übernimmt auch die das Grundstück 2 betreffende Hypothek. B erhält 

das Grundstück 2 und zahlt an A 500 000 €. 

Es liegt eine Teilung ohne Abfindungszahlung vor. B hat mit der Zahlung von 

500 000 € an A die Freistellung von der das Grundstück 2 belastenden Schuld intern 

beglichen. 

Beispiel 9 

A und B sind Erben zu je 1/2. Zum Nachlass gehört ein Grundstück (Wert 2 Mio. €), 

das mit einer noch voll valutierten Hypothek von 1 Mio. € belastet ist. Die zu Grunde 

liegende Verpflichtung betrifft ein Darlehen, das zur Anschaffung des Grundstücks 

verwendet worden ist. Zum Nachlass gehört außerdem eine Beteiligung an einer 

Kapitalgesellschaft (Wert 3 Mio. €). Die Erben setzen sich dahin auseinander, dass 

A das Grundstück und das dazugehörige Darlehen und B die Beteiligung über-

nimmt. B leistet zusätzlich an A eine Zahlung von 1 Mio. €. 

B bezahlt mit der Leistung von 1 Mio. € an A eine interne Schuldfreistellung wegen 

der Übernahme des hypothekarisch gesicherten Darlehens durch A i.H.v. 1 Mio. €. 

Im Ergebnis hat somit A infolge der Freistellungsverpflichtung des B ein unbelaste-

tes Grundstück im Wert von 2 Mio. € erhalten und B hat die Beteiligung zugeteilt 

bekommen, ist allerdings durch die Zahlung für die Freistellung belastet, so dass er 

im Ergebnis ebenfalls einen Wert von 2 Mio. € erhalten hat. Dass die Übernahme 

der Darlehensschuld durch A nach außen hin den Finanzierungszusammenhang 

zwischen Wirtschaftsgut und Schuld aufrechterhält, ist dabei ohne Bedeutung. 

25 Die vom BFH in seinem Beschluss vom 5. Juli 1990 (BStBl II S. 837) zur Wertanglei-

chung zugelassene Möglichkeit der Übernahme von Verbindlichkeiten der Erbenge-

meinschaft über die Erbquote hinaus bezieht sich nur auf Nachlassverbindlichkeiten. 

Dabei kommt es nicht darauf an, ob die Verbindlichkeit bereits im Zeitpunkt des Erbfalls 

bestanden hat oder ob sie erst im Zuge der Verwaltung des Nachlasses entstanden ist. 

Geht die Erbengemeinschaft dagegen im engen zeitlichen Zusammenhang mit der Er-
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bauseinandersetzung Verbindlichkeiten ein, um insoweit eine gewinnneutrale Realtei-

lung zu ermöglichen, handelt es sich nicht mehr um Nachlassverbindlichkeiten (§ 42 

AO). 

 2. Teilung mit Abfindungszahlungen 

 a) Allgemeines 

26 Wird im Rahmen einer Erbauseinandersetzung ein Nachlass real geteilt und erhält ein 

Miterbe wertmäßig mehr, als ihm nach seiner Erbquote zusteht, und zahlt er für dieses 

„Mehr“ an seine Miterben eine Abfindung, liegt insoweit – wie bei der Erbauseinander-

setzung über Betriebsvermögen – ein Anschaffungs- und Veräußerungsvorgang vor. In 

Höhe der Abfindungszahlung entstehen Anschaffungskosten. Das gilt auch, soweit sich 

die Erbengemeinschaft durch Zwangsversteigerung zum Zwecke der Aufhebung der 

Gemeinschaft auseinandersetzt. Wird ein Wirtschaftsgut gegen Abfindungszahlung er-

worben, berechnen sich der entgeltlich und der unentgeltlich erworbene Teil des Wirt-

schaftsguts nach dem Verkehrswert (vgl. BFH-Urteil vom 29. Oktober 1991, BStBl 1992 

II S. 512). In der Regel kann davon ausgegangen werden, dass der Verkehrswert dem 

Wert entspricht, den die Miterben der Erbauseinandersetzung zugrunde legen (Anrech-

nungswert). 

Beispiel 10 

A und B sind Miterben zu je 1/2. Der Nachlass besteht aus einem Gebäude auf 

einem Erbbaugrundstück (Verkehrswert 1 Mio. €) und Bargeld (500 000 €). A erhält 

das Gebäude und zahlt an B eine Abfindung i.H.v. 250 000 €. B erhält das Bargeld 

und die Abfindungszahlung. 

A hat Anschaffungskosten in Höhe von 250 000 €. Es ist unerheblich, aus welchem 

Vermögensbereich der die Abfindung Zahlende die Mittel für die Abfindungszahlung 

entnimmt. A zahlt die Abfindung nicht für das ganze Gebäude, auch nicht für den 

gesamten Anteil des B an dem Gebäude (1/2), sondern nur für das wertmäßige 

„Mehr“, das er bei der Erbteilung erhalten hat. Das Gebäude ist 1 Mio. € wert. 

750 000 € stehen dem A nach seiner Erbquote zu, so dass A mithin 1/4 des Gebäu-

des für 250 000 € entgeltlich und 3/4 des Gebäudes unentgeltlich erworben hat. 
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27 Der Veräußerungsgewinn ist nur steuerpflichtig, wenn die Voraussetzungen der §§ 17, 

23 EStG oder des § 21 UmwStG29 vorliegen. 

Beispiel 11 

Erblasser E, zu dessen Privatvermögen eine 50%ige Beteiligung an einer GmbH 

gehörte, wird von A und B beerbt. Im Zuge der Erbauseinandersetzung erhält A die 

gesamte Beteiligung gegen Ausgleichszahlung an B für dessen hälftigen Anteil. 

A erlangt – auf der Grundlage getrennter Rechtsgeschäfte – die Beteiligung zum 

einen i.H.v. 1/2 (25 %) in Erfüllung seines erbrechtlichen Auseinandersetzungsan-

spruchs entsprechend § 11d EStDV und zum anderen bezüglich des Mehrempfangs 

entgeltlich von B. B erzielt in Höhe der Ausgleichszahlung einen Veräußerungser-

lös, der im Rahmen des § 17 EStG anzusetzen ist. 

A führt die Anschaffungskosten des Erblassers zur Hälfte, nämlich für die auf ihn 

entfallende 25%ige Beteiligung fort; im Übrigen ist die Zahlung des A als Anschaf-

fungskosten für die von B erhaltene 25%ige Beteiligung anzusehen. 

 b) Aufteilung von Abfindungsleistungen 

28 Erhält ein Miterbe alle oder mehrere Wirtschaftsgüter des Nachlasses gegen Leistung 

einer Abfindung an die übrigen Miterben, ist die Abfindung nach dem Verhältnis der 

Verkehrswerte der Wirtschaftsgüter aufzuteilen. Tz. 42 ist entsprechend anzuwenden. 

Beispiel 12 

Erben sind A und B je 1/2. Zum Nachlass gehören Grundstück 1 (Verkehrswert 

800 000 €) und Grundstück 2 (Verkehrswert 400 000 €). A übernimmt beide Grund-

stücke und zahlt an B 600 000 €. 

Die Abfindungszahlungen sind Anschaffungskosten, die mit 400 000 € für den Er-

werb des hälftigen Anteils am Grundstück 1 und mit 200 000 € für den Erwerb des 

hälftigen Anteils am Grundstück 2 aufgewendet worden sind. 

 

29  § 21 UmwStG i.d.F. des UmwStG vom 28.10.1994, zuletzt geändert durch das StVergAbG, war letztmals für Einbri-
gungen vor dem 13.12.2006 anzuwenden. 
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29 Erhalten bei einer Erbauseinandersetzung mit Abfindungszahlungen mehrere Miterben 

Wirtschaftsgüter des Nachlasses, sind die Anschaffungskosten ebenfalls im Verhältnis 

der Verkehrswerte auf die erlangten Nachlassgegenstände zu verteilen. Tz. 42 ist ent-

sprechend anzuwenden. 

Beispiel 13 

Erben sind A und B je 1/2. Zum Nachlass gehören Grundstück 1 (Verkehrswert 

800 000 €) Grundstück 2 (Verkehrswert 600 000 €) und Grundstück 3 (Verkehrswert 

400 000 €). A erhält Grundstück 1, B die Grundstücke 2 und 3. B zahlt an A eine 

Abfindung von 100 000 €. 

Die Abfindung von 100 000 € stellt für B Anschaffungskosten dar. B muss diese 

Abfindung im Verhältnis der Verkehrswerte (6 : 4) auf Grundstück 2 und 3 verteilen. 

Somit erwirbt er jedes Grundstück zu 1/10 entgeltlich und zu 9/10 unentgeltlich. 

 c) Behandlung liquider Mittel des Nachlasses 

30 Keine Anschaffungskosten liegen vor, soweit eine Abfindungszahlung dem Wert über-

nommener liquider Mittel des Nachlasses (z.B. Bargeld, Bankguthaben, Schecks) ent-

spricht, weil es sich wirtschaftlich um einen Leistungsaustausch „Geld gegen Geld“ han-

delt, der einer Rückzahlung der Abfindungszahlung gleichsteht. 

Beispiel 14 

Ein Nachlass besteht aus einem Grundstück (Verkehrswert 2 Mio. €) und aus Bank-

guthaben (Verkehrswert 2 Mio. €). Miterben sind A und B zu je 1/2. A erhält das 

Grundstück und das Bankguthaben und zahlt an B eine Abfindung von 2 Mio. €. 

Es ist steuerlich davon auszugehen, dass der Nachlass im Wege der Naturalteilung 

verteilt wurde, bei der A das Grundstück und B das Bankguthaben erhalten hat. A 

hat deshalb keine Anschaffungskosten (vgl. auch Beispiel 8). 

 d) AfA-Bemessungsgrundlage und AfA-Satz nach Erbauseiandersetzung 

31 Nach der Erbauseinandersetzung ist hinsichtlich der weiteren Abschreibung zwischen 

dem unentgeltlich erworbenen Teil des Wirtschaftsguts und dem entgeltlich erworbenen 

Teil zu unterscheiden. 
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 Auf den unentgeltlich erworbenen Teil ist § 11d Abs. 1 EStDV anzuwenden. Der Miterbe 

führt die von der Erbengemeinschaft vorgenommene Abschreibung anteilig fort. 

 Soweit der Miterbe das Wirtschaftsgut entgeltlich erworben hat, sind der weiteren AfA 

seine Anschaffungskosten zu Grunde zu legen. Für den entgeltlich erworbenen Teil des 

Wirtschaftsguts bemessen sich die AfA 

– bei beweglichen Wirtschaftsgütern und bei unbeweglichen Wirtschaftsgütern, die 

keine Gebäude sind, nach der tatsächlichen künftigen Nutzungsdauer des Wirt-

schaftsguts im Zeitpunkt der Erbauseinandersetzung. 

– bei Gebäuden nach den hierfür geltenden Vorschriften (i.d.R. § 7 Abs. 4 EStG). 

 Danach kann sich bei Gebäuden für den unentgeltlich und den entgeltlich erworbenen Teil 

eine unterschiedliche Abschreibungsdauer ergeben. 

Beispiel 15 

Miterben sind S und T je zu 1/2. Zum Nachlass gehören ein bebautes Grundstück 

(Verkehrswerte: Gebäude 1,5 Mio. € und Grund und Boden 500 000 €) und Bargeld 

(1 Mio. €). Die ursprünglichen Anschaffungskosten des Gebäudes i.H.v. 2 Mio. € sind 

bei der Auseinandersetzung der Erbengemeinschaft am 1. Januar 04 bereits mit jähr-

lich 2% bis auf 800 000 € abgeschrieben. S erhält das Grundstück und zahlt an T 

eine Abfindung i.H.v. 500 000 €. T erhält das Bargeld und die Abfindungszahlung. 

S hat das Grundstück zu 1/4 entgeltlich erworben. Nach dem Verhältnis der Verkehrs-

werte entfallen auf das Gebäude 375 000 € und auf den Grund und Boden 125 000 € 

der Abfindungszahlung. Die AfA, die S nach der Erbauseinandersetzung vornehmen 

kann, bemessen sich wie folgt: Hinsichtlich 3/4 des Gebäudes hat S nach § 11d 

EStDV die AfA-Reihe der Erbengemeinschaft fortzuführen und mithin jährlich 2% von 

1 500 000 € (3/4 von 2 Mio. € Anschaffungskosten des Erblassers) = 30 000 € abzu-

schreiben. 

Hinsichtlich 1/4 des Gebäudes liegt ein entgeltlicher Erwerb vor. S hat insofern – so-

weit keine kürzere Nutzungsdauer als 50 Jahre in Betracht kommt (§ 7 Abs.4 Satz 2 

EStG) – 2% von 375 000 € (= 7 500 €) jährlich abzusetzen. 
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 III. Erbauseinandersetzung über einen Mischnachlass 

 1. Teilung ohne Abfindungszahlung 

 a) Allgemeines 

32 Auch beim Mischnachlass führt eine Teilung ohne Abfindungszahlungen nicht zur Ent-

stehung von Anschaffungskosten oder Veräußerungserlösen. Demzufolge können auch 

hier keine Veräußerungsgewinne entstehen. 

Beispiel 16 

Erben sind A und B zu je 1/2. Zum Nachlass gehört ein Betriebsvermögen (Wert 

3 Mio. €) und privater Grundbesitz (Wert 3 Mio. €). A und B setzen sich in der Weise 

auseinander, dass A den Betrieb und B den privaten Grundbesitz erhält. 

Es liegen keine Anschaffungs- oder Veräußerungsgeschäfte vor mit der Folge, dass 

weder für A noch für B Anschaffungskosten entstehen. Der Mitunternehmeranteil 

des B geht ohne Gewinnrealisierung auf A nach § 6 Abs. 3 EStG zum Buchwert 

über. Dies gilt auch dann, wenn die Erbauseinandersetzung erst viele Jahre nach 

dem Erbfall stattfindet und der Umfang des Betriebsvermögens sich zwischenzeit-

lich verändert hat. A muss die Buchwerte fortführen. B tritt gemäß § 11d Abs. 1 

EStDV in die Abschreibungsreihe der Erbengemeinschaft ein. 

 In der Teilung eines Mischnachlasses ohne Abfindungszahlungen liegt – ebenso wie in 

der Realteilung eines nur aus Betriebsvermögen bestehenden Nachlasses – nicht nur 

keine entgeltliche Anschaffung oder Veräußerung, sondern auch keine zur Gewinnrea-

lisierung führende Aufgabe eines Mitunternehmeranteils gemäß § 16 Abs. 3 Satz 1 

EStG, sofern nicht alle wesentlichen Betriebsgrundlagen in das Privatvermögen über-

führt werden (vgl. Tzn. 11 und 13). 

b) Schaffung von Privatvermögen im engen zeitlichen Zusammenhang mit der 

Auseinandersetzung 

33 Die Teilung eines Mischnachlasses ohne Abfindungszahlung führt nicht zur Entstehung 

von Anschaffungskosten einerseits sowie eines Veräußerungs- oder Aufgabegewinns 

andererseits, es sei denn alle wesentlichen Betriebsgrundlagen werden ins Privatver-

mögen überführt. Dabei kommt es nicht darauf an, ob bereits im Zeitpunkt des Erbfalls 

ein Mischnachlass bestanden hat oder ob sich im Zuge der Verwaltung des Nachlasses 
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privates Nachlassvermögen gebildet hat. Wird dagegen durch Entnahmen liquider Mittel 

im engen zeitlichen Zusammenhang mit der Auseinandersetzung Privatvermögen ge-

schaffen, um insoweit eine gewinnneutrale Teilung zu ermöglichen, ist diese Gestaltung 

nach § 42 AO steuerlich nicht anzuerkennen. 

c) Behandlung von Nachlassverbindlichkeiten bei Mischnachlässen, insbeson-

dere Schuldzinsenabzug 

34 Auch bei einem Mischnachlass kann die Abstimmung mit dem Auseinandersetzungs-

guthaben des Miterben dadurch erreicht werden, dass der Miterbe Verbindlichkeiten der 

Erbengemeinschaft übernimmt. Wie sich derartige Schulden in der Folge bei den Miter-

ben auswirken, hängt davon ab, mit welchem Vermögen sie in Zusammenhang stehen 

und wie dieses Vermögen beim Erben verwendet wird. So kann Privatvermögen der 

Erbengemeinschaft beim Miterben Betriebsvermögen und die damit zusammenhän-

gende Verbindlichkeit Betriebsschuld werden. 

 Die Übernahme von Schulden über die Erbquote hinaus kann trotz fehlender Anschaf-

fungskosten (vgl. Tz. 18 Satz 1) zu Betriebsvermögen führen, das den Schuldzinsenab-

zug ermöglicht. 

Beispiel 17 

A und B sind Miterben zu je 1/2. Zum Nachlass gehören ein Betrieb (Wert 3 Mio. €) 

sowie ein privates Grundstück (Wert 2 Mio. €), das mit einer Hypothek von 1 Mio. € 

belastet ist. A übernimmt den Betrieb und die Verbindlichkeit, B erhält das Grund-

stück. 

Es ist von einer gewinnneutralen Teilung eines Mischnachlasses auszugehen, da 

auch beim Mischnachlass eine Wertangleichung zur Vermeidung von Ausgleichs-

zahlungen durch überproportionale Übernahme von Nachlassverbindlichkeiten er-

reicht werden kann. Die von A zusätzlich zum Betrieb übernommene private Nach-

lassschuld bleibt keine Privatschuld, sondern wandelt sich nach der Übernahme 

durch A in eine Betriebsschuld um mit der Folge, dass A künftig die auf diese Schuld 

entfallenden Schuldzinsen als Betriebsausgaben abziehen kann. 

35 Die Begleichung von Erbfallschulden (z.B. Pflichtteils- und Erbersatzansprüche) führt 

nicht zu Anschaffungskosten. Die Aufwendungen für die Finanzierung von Pflichtteils- 
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und Erbersatzansprüchen dürfen nicht als Betriebsausgaben oder Werbungskosten ab-

gezogen werden (BFH-Urteile vom 2. März 1993, BStBl 1994 II S. 619, vom 25. Novem-

ber 1993, BStBl 1994 II S. 623 und vom 27. Juli 1993, BStBl 1994 II S. 625). Dies gilt 

auch für die Aufwendungen zur Finanzierung von Vermächtnissen. 

 Werden Pflichtteilsansprüche durch die Übertragung von im Nachlass befindlichen Wirt-

schaftsgütern, Betrieben, Teilbetrieben oder Mitunternehmeranteilen abgegolten, liegt 

grundsätzlich eine entgeltliche Übertragung vor. Dies bedeutet, dass der Erbe das ein-

zelne Wirtschaftsgut, den Betrieb, Teilbetrieb oder Mitunternehmeranteil veräußert und 

der Pflichtteilsberechtigte Anschaffungskosten für das erhaltene Vermögen in Höhe sei-

nes Pflichtteilsanspruchs hat (BFH-Urteil vom 16.12.2004, BStBl 2005 II S. 554). 

 2. Teilung mit Abfindungszahlungen 

36 Auch beim Mischnachlass liegt Entgeltlichkeit nur vor, soweit Abfindungszahlungen ge-

leistet werden. Hat daher im Rahmen einer Teilung ein Miterbe an andere Miterben Ab-

findungszahlungen zu leisten, führt dies insoweit zu Anschaffungskosten einerseits und 

zu einem– ggf. einkommensteuerpflichtigen – Veräußerungserlös andererseits. 

Beispiel 18 

Erben sind A undB je 1/2. Zum Nachlass gehören ein Betrieb (Wert 1 Mio.€, Buch-

wert 200 000 €) und ein Privatgrundstück (Wert 500 000 €). A erhält den Betrieb, B 

das Grundstück und eine Abfindung von A i.H.v. 250 000 €. 

Die Abfindung stellt bei A Anschaffungskosten, bei B Veräußerungserlös für die 

Übertragung eines Mitunternehmeranteils dar. Da A und B jeweils im Wert von 

750 000 € am Gesamtnachlass beteiligt sind (= 1/2 von 1,5 Mio. €), erwirbt A 3/4 

des Betriebs unentgeltlich und führt insoweit die Buchwerte (= 150 000 €) fort. B 

erzielt durch die Übertragung eines Mitunternehmeranteils von 1/4 einen – als nicht 

nach §§ 16, 34 EStG begünstigten – Veräußerungsgewinn von 200 000 € (= 

250 000 € ./. 50 000 €). A stockt die Buchwerte um 200 000 € auf, da B 1/4 des 

Betriebs entgeltlich an A übertragen hat. Das restliche 1/4, das dem B als Mitunter-

nehmer zuzurechnen war, ist unentgeltlich auf A übergegangen. 
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 D. Entgeltliche und unentgeltliche Übertragung eines Erbteils 

 1. Allgemeines 

37 Ein Miterbe kann seinen Anteil am Nachlass (seinen Erbteil) an einen anderen Miterben 

oder an einen Dritten verschenken oder verkaufen (§ 2033 Abs. 1 BGB). Wird ein Erbteil 

verschenkt, entstehen weder Anschaffungskosten noch Veräußerungserlöse. Wird ein 

Erbteil verkauft, hat der Käufer dagegen Anschaffungskosten und der Verkäufer einen 

Veräußerungserlös. Die Ausschlagung der Erbschaft gegen eine Abfindung steht der 

entgeltlichen Veräußerung des Erbteils gleich (vgl. BFH-Urteil vom 20. April 2004, 

BStBl II S. 987). 

 2. Zum Nachlass gehört nur Betriebsvermögen 

 a) Schenkung eines Erbteils 

38 Wird ein Erbteil verschenkt und gehört zum Nachlass nur Betriebsvermögen, hat der 

Beschenkte die Buchwerte des Schenkers fortzuführen (§ 6 Abs. 3 EStG). 

 b) Verkauf eines Erbteils 

39 Die entgeltliche Übertragung des Erbanteils bedeutet die Veräußerung eines Mitunter-

nehmeranteils i.S. vom § 16 Abs. 1 Satz 1 Nr. 2 EStG, und zwar auch dann, wenn der 

Erwerber Miterbe ist. Anschaffungskosten und Veräußerungsgewinn errechnen sich wie 

bei der Übertragung eines Mitunternehmeranteils. 

Beispiel 19 

Der Nachlass besteht allein aus einem Einzelunternehmen. Das Kapitalkonto betrug 

600 000 €. Erben sind A, B und C zu je 1/3, so dass auf jeden Miterben ein Kapital-

konto von 200 000 € entfällt. C verkauft seinen Erbteil und damit gleichzeitig seinen 

Mitunternehmeranteil an D für 320 000 €. 

In diesem Fall liegt ein entgeltliches Veräußerungsgeschäft vor. Für C entsteht nach 

§ 16 Abs. 2 EStG ein Veräußerungsgewinn i.H.v. 120 000 € (320 000 € Veräuße-

rungserlös ./. 200 000 € Buchwert), der nach §§ 16, 34 EStG begünstigt ist. D hat 

Anschaffungskosten von 320 000 €, mit denen er seinen Anteil in der Bilanz der 
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Erbengemeinschaft ausweisen muss. Das geschieht i.H.v. 200 000 € in der Haupt-

bilanz (Fortführung des Kapitalkontos des C) und i.H.v. 120 000 € in einer für D 

aufzustellenden positiven Ergänzungsbilanz. 

 3. Zum Nachlass gehört nur Privatvermögen 

 a) Schenkung eines Erbteils 

40 Wird ein Erbteil verschenkt und gehört zum Nachlass nur Privatvermögen, findet § 11d 

Abs. 1 EStDV Anwendung. Durch den unentgeltlichen Erwerb des Erbteils ist der Be-

schenkte in die Rechtsstellung des Schenkers eingetreten, die dieser innerhalb der Er-

bengemeinschaft gehabt hat. Die anteilige AfA, die dem Beschenkten an den zum Nach-

lass gehörenden abnutzbaren Wirtschaftsgütern des Privatvermögens zusteht, bemisst 

sich demzufolge (weil der Schenker ebenfalls unentgeltlich erworben hat) nach der AfA-

Bemessungsgrundlage der Erbengemeinschaft (§ 11d Abs. 1 Satz 1 EStDV). Der Be-

schenkte kann – anteilmäßig – nur noch das nicht bereits verbrauchte AfA-Volumen 

abschreiben. 

 b) Verkauf eines Erbteils 

41 Verkauft ein Miterbe seinen Erbteil und gehört zum Nachlass nur Privatvermögen, ist 

§ 11d Abs. 1 EStDV nicht anwendbar. Der Erwerber muss seine AfA ausgehend von 

seinen Anschaffungskosten nach § 7 EStG bemessen. 

Beispiel 20 

E wird von seinen Söhnen A, B und C zu je 1/3 beerbt. Zum Nachlass gehört nur 

ein privates Mietwohnhaus, das E für 2,5 Mio. € (Anteil Gebäude 2 Mio. €) erworben 

und jährlich mit 2 % abgeschrieben hatte. C veräußert seinen Erbteil zum 1. Januar 

2004 für 700 000 € an D. Hiervon entfallen 560 000 € auf das Gebäude und 

140 000 € auf den Grund und Boden. Im Zeitpunkt der Veräußerung hatte das Ge-

bäude einen Restwert von 1,2 Mio. €. 

Die AfA für das immer noch zum Nachlass gehörende Gebäude kann nicht mehr 

einheitlich vorgenommen werden. A und B haben als Miterben ihre Anteile am 

Nachlass und damit an dem Grundstück, aus dem der Nachlass besteht, unentgelt-

lich erworben. Sie müssen demzufolge nach § 11d Abs. 1 EStDV die AfA der Er-

bengemeinschaft – anteilig – fortführen. A und B können also jährlich je 13 334 € 
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(je 1/3 von 40 000 €) absetzen. Für D hingegen ist, da er entgeltlich erworben hat, 

seine anteilige AfA nach seinen Anschaffungskosten zu bemessen. Er muss seinen 

Gebäudeanteil mit 2 % von 560 000 € = 11 200 € abschreiben. Zu einem anderen 

Ergebnis kann D nur dann kommen, wenn er nachweist, dass die Nutzungsdauer 

kürzer ist. 

42 Wird ein Erbteil entgeltlich erworben und gehören mehrere Wirtschaftsgüter zum Nach-

lass, ist für die Aufteilung der Anschaffungskosten des Erbteils einer nach außen hin 

erkennbaren Zuordnung der Anschaffungskosten durch die Erben zu folgen, soweit die 

Aufteilung nicht zu einer unangemessenen wertmäßigen Berücksichtigung der einzel-

nen Wirtschaftsgüter gehört (vgl. BFH-Urteil vom 27. Juli 2004, BStBl 2006 II S. 9). 

43 Verkauft ein Miterbe seinen Erbteil, ist ein Veräußerungsgewinn nur steuerpflichtig, 

wenn die Voraussetzungen des § 17 EStG, des § 23 EStG oder des § 21 UmwStG30 

vorliegen. 

 4. Mischnachlass 

44 Wird der Anteil an einem Mischnachlass veräußert, gelten die unter Tz. 32 ff. genannten 

Grundsätze. 

 a) Schenkung eines Erbteils 

45 Eine Bewertung der Nachlassgegenstände ist hier nicht erforderlich. Im privaten Bereich 

des Nachlasses hat der Erwerber die AfA der Erbengemeinschaft nach § 11d Abs. 1 

EStDV und im betrieblichen Bereich die Buchwerte der Erbengemeinschaft (§ 6 Abs. 3 

EStG) fortzuführen. 

 b) Verkauf eines Erbteils 

46 Wird bei einem Mischnachlass ein Erbteil verkauft, muss der für den Erbteil erzielte Ver-

äußerungserlös aufgeteilt werden. Dabei ist der Veräußerungserlös im Verhältnis des 

Verkehrswertes des Mitunternehmeranteils und der anteiligen Verkehrswerte der Wirt-

schaftsgüter des Privatvermögens zu verteilen. Tz. 42 gilt entsprechend. Der Kaufpreis 

ist beim Erbschaftskäufer entsprechend aufzuteilen. 

 

30  § 21 UmwStG i.d.F. des UmwStG vom 28.10.1994, zuletzt geändert durch das StVergAbG, war letztmals für Ein-
bringungen vor dem 13.12.2006 anzuwenden. 
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47 § 15 Abs. 3 Nr. 1 EStG (sog. Abfärberegelung) ist auch dann nicht auf die Erbenge-

meinschaft anzuwenden, wenn ein Miterbe seinen Erbteil veräußert und ein fremder 

Dritter in die Erbengemeinschaft eintritt. 

 E. Ausscheiden eines Miterben 

 1. Allgemeines 

48 Scheidet ein Miterbe freiwillig aus der Erbengemeinschaft aus, wächst zivilrechtlich sein 

Anteil am Gemeinschaftsvermögen den verbliebenen Miterben zu. Die Anwachsung ei-

nes Erbteils für den Fall, dass mehrere Erben in der Weise eingesetzt sind, dass sie die 

gesetzliche Erbfolge ausschließen, und dass einer der Erben vor oder nach dem Eintritt 

des Erbfalls wegfällt, ist in § 2094 BGB geregelt. Die Anwachsung ist ein Unterfall der 

Veräußerung des Erbteils. Ertragsteuerlich ist das Anwachsen als entgeltliche oder un-

entgeltliche Übertragung des Anteils des ausscheidenden Miterben auf die verbleiben-

den Miterben anzusehen. 

 2. Ausscheiden ohne Abfindung 

49 Scheidet ein Miterbe ohne Abfindung aus der Erbengemeinschaft aus, finden die 

Grundsätze über die Schenkung eines Erbteils Anwendung. 

 3. Ausscheiden gegen Barabfindung 

50 Scheidet ein Miterbe gegen Barabfindung aus der Erbengemeinschaft aus, finden die 

Grundsätze über den Verkauf eines Erbteils Anwendung. 

 4. Ausscheiden gegen Sachwertabfindung 

 a) Grundsatz 

51 Beim Ausscheiden gegen Sachwertabfindung können sich zusätzlich zu dem vom aus-

scheidenden Miterben zu versteuernden Veräußerungsgewinn auch für die verbleiben-

den Miterben Veräußerungsgewinne ergeben. 

Beispiel 21 

A, B und C sind Miterben zu je 1/3. Der Nachlass besteht nur aus einem Betriebs-

vermögen. Der Wert des Betriebsvermögens beträgt 3 Mio. €, der Buchwert 

300 000 €. Die Bilanz des Unternehmens sieht wie folgt aus: 
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Aktiva Passiva 

Wirtschaftsgut 1 100 000 € KapKto A 100 000 € 

 (TW: 1 Mio. €) KapKto B 100 000 € 

Wirtschaftsgut 2 200 000 € KapKto C 100 000 € 

 (TW: 2 Mio. €)  

300 000 € 300 000 € 

 

C scheidet gegen eine Abfindung von 1 Mio € aus dem Unternehmen aus. Nach 

dem Ausscheiden des C hat die Bilanz folgendes Bild: 

Aktiva Passiva 

Wirtschaftsgut 1 100 000 € KapKto A 100 000 € 

+ 300 000 € = 400 000 € KapKto B 100 000 € 

Wirtschaftsgut 2 200 000 € Anspruch C 1 000 000 € 

+ 600 000 € = 800 000 €  

1 200 000 € 1 200 000 € 

 

Für C ist ein tarifbegünstigter Veräußerungsgewinn von 900 000 € (1 000 000 € ./. 

100 000 €) entstanden. A und B müssen die Buchwerte der Wirtschaftsgüter 1 und 2 

entsprechend aufstocken. Da die Wirtschaftsgüter zu 1/3 entgeltlich erworben wur-

den, erhöht sich die AfA-Bemessungsgrundlage um 900 000 € (Anschaffungskosten 

1 Mio. € ./. Buchwert 100 000 €). Wenn C das Wirtschaftsgut 1 (Buchwert nunmehr 

400 000 €) zur Tilgung seiner Ausgleichsforderung von 1 Mio. € erhält, müssen A 

und B dieses Wirtschaftsgut aus dem Betrieb nehmen. Da das Wirtschaftsgut 

1 Mio. € wert ist, entsteht dadurch ein Veräußerungsgewinn i.H.v. 600 000 €, den A 

und B je zur Hälfte als laufenden Gewinn versteuern müssen. Ein Veräußerungsge-

winn – und kein Entnahmegewinn – entsteht deshalb, weil die Hingabe des Sach-

werts zum Wegfall der Schuld führt. Darin ist keine Entnahme, sondern eine Veräu-

ßerung, verbunden mit einer Gewinnrealisierung hinsichtlich des den Buchwert des 

Wirtschaftsguts übersteigenden Schuldenteils (Ausgleichsanspruch des C), zu se-

hen. 

 b) Buchwertfortführung 

52 Gelangt die Sachwertabfindung beim ausscheidenden Miterben in ein Betriebsvermö-

gen, hat der Miterbe die Buchwerte der Erbengemeinschaft fortzuführen. 
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 Im Beispiel 21 entsteht kein Veräußerungsgewinn, wenn C das ihm zur Abfindung über-

eignete Wirtschaftsgut 1 in ein ihm gehörendes Betriebsvermögen nach § 6 Abs. 5 EStG 

zum Buchwert überführt. Für diesen Fall wird das Wirtschaftsgut 1 dem C zum Buchwert 

gegen Minderung seiner Beteiligungsrechte am Betrieb der Erbengemeinschaft über-

tragen. Da der Buchwert des Wirtschaftsguts 100 000 € beträgt, sinkt dadurch das Ka-

pitalkonto des C unter gleichzeitigem Ausscheiden des C aus dem Betrieb auf Null. C 

muss das Wirtschaftsgut in seinen eigenen Betrieb mit 100 000 € erfolgsneutral (gegen 

entsprechende Erhöhung seines Kapitalkontos) einlegen. Für C entsteht weder ein Ent-

nahme- noch ein Veräußerungsgewinn. Auch für A und B ergeben sich keine Gewinn-

auswirkungen. 

 F. Erbauseinandersetzung durch Veräußerung des Nachlasses 

 1. Allgemeines 

53 Die Erbauseinandersetzung kann gem. §§ 2046 ff. BGB auch in der Weise erfolgen, 

dass alle Wirtschaftsgüter des Nachlasses veräußert werden. Anschließend werden alle 

Nachlassverbindlichkeiten abgezogen. Der Rest der Veräußerungserlöse wird den 

Erbquoten entsprechend anteilmäßig unter den Miterben verteilt. 

 2. Betriebsvermögen 

54 Gehört zum Nachlass ein Betriebsvermögen, kann der gesamte Betrieb von der Erben-

gemeinschaft veräußert werden. Dann liegt ein Fall des § 16 Abs. 1 EStG vor. Der von 

der Erbengemeinschaft erzielte Veräußerungsgewinn ist von den Miterben begünstigt 

zu versteuern (§§ 16, 34 EStG). 

 Wird der Betrieb von den Miterben nicht fortgeführt und werden die einzelnen Wirt-

schaftsgüter des Betriebsvermögens veräußert, kann eine begünstigte Betriebsaufgabe 

vorliegen (§ 16 Abs. 3 Satz 1 EStG). 
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 3. Privatvermögen 

55 Soweit zum Nachlass Privatvermögen gehört, ist die Veräußerung einkommensteuer-

rechtlich nur dann zu erfassen, wenn die §§ 17, 23 EStG oder § 21 UmwStG31 zur An-

wendung kommen. 

 G. Teilerbauseinandersetzung 

 1. Behandlung wie Gesamtauseinandersetzung 

56 Bei der gegenständlichen Teilauseinandersetzung stellen die geleisteten Abfindungen 

Anschaffungskosten bzw. Veräußerungsentgelt dar und zwar unabhängig davon, dass 

die Miterben am Restnachlass beteiligt bleiben. 

Beispiel 22 

Erben sind A undB je 1/2. Zum Nachlass gehören ein Betrieb (Wert 1 Mio. €, Buch-

wert 200 000 €) und ein Privatgrundstück (Wert 500 000 €). Bei einer Teilauseinan-

dersetzung erhält A den Betrieb, B bekommt eine Abfindung von A i.H.v. 500 000 €. 

Das Grundstück verbleibt in der Erbengemeinschaft. 

B erzielt einen tarifbegünstigten Veräußerungsgewinn von 400 000 €. A stockt die 

Buchwerte des Betriebs um 400 000 € auf. Der Wert und die spätere Verteilung des 

Restnachlasses bleiben zunächst außer Betracht. 

57 Soweit im Rahmen einer Teilauseinandersetzung ein Wirtschaftsgut des Betriebsver-

mögens einem Miterben zu Lasten seiner Beteiligung am Restnachlass zugewiesen 

wird, das er in sein Privatvermögen übernimmt, entsteht ein Entnahmegewinn. Der Ent-

nahmegewinn ist Teil des Gesamtgewinns der Mitunternehmerschaft. Dieser ist den 

Mitunternehmern (Miterben) nach dem allgemeinen Gewinnverteilungsschlüssel zuzu-

rechnen, der sich bei den Miterben nach ihrem Anteil am Nachlass bestimmt (§ 2038 

Abs. 2, § 743 Abs. 1 BGB), es sei denn, dass der Gewinn nach den von den Miterben 

schriftlich getroffenen Vereinbarungen über die Teilauseinandersetzung dem entneh-

menden Miterben zuzurechnen ist. 

 

31  § 21 UmwStG i.d.F. des UmwStG vom 28.10.1994, zuletzt geändert druch das StVergAbG, war letztmals für Ein-
bringungen vor dem 31.12.2006 anzuwenden. 
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 Wird im Rahmen einer Teilauseinandersetzung ein Wirtschaftsgut aus dem Betriebsver-

mögen der Erbengemeinschaft (Mitunternehmerschaft) in ein anderes Betriebsvermö-

gen eines der Miterben überführt, ist nach § 6 Abs. 5 EStG der Buchwert fortzuführen. 

 2. Behandlung von umgekehrten Abfindungen 

58 Abfindungen in umgekehrter Richtung vermindern grundsätzlich die bei einer Teilausei-

nandersetzung angenommenen Anschaffungskosten und Veräußerungserlöse, wenn 

die Miterben eine weitere Auseinandersetzung im Auge hatten, bei der es zu umgekehr-

ten Abfindungen kommt (BFH-Beschluss vom 5. Juli 1990, BStBl II S. 837). Davon ist 

auszugehen, wenn seit der vorausgegangenen Teilauseinandersetzung nicht mehr als 

fünf Jahre vergangen sind. Eine spätere (weitere) Teilauseinandersetzung oder End-

auseinandersetzung ist nicht mehr mit vorangegangenen Teilauseinandersetzungen als 

Einheit zu betrachten, sondern wie eine selbständige Auseinandersetzung zu behan-

deln. 

 Ist bei einer vorangegangenen Teilauseinandersetzung eine Abfindung für den Erwerb 

mehrerer Wirtschaftsgüter geleistet worden, ist die umgekehrte Abfindung auf diese 

Wirtschaftsgüter nach dem Verhältnis ihrer Verkehrswerte im Zeitpunkt der vorange-

gangenen Teilauseinandersetzung aufzuteilen. Tz. 42 ist entsprechend anzuwenden. 

Beispiel 23 

Erben sind A und B zu je 1/2. Zum Nachlass gehören ein Betrieb (Wert 1 Mio. €, 

Buchwert 200 000 €) und ein Privatgrundstück. Bei einer Teilauseinandersetzung 

erhält A den Betrieb und muss an B eine Abfindung i.H.v. 500 000 € zahlen. Im 

Rahmen der vier (sechs) Jahre später erfolgenden Endauseinandersetzung erhält 

B das Grundstück, dessen Wert auf 500 000 € festgestellt wurde, und zahlt deshalb 

an A eine Abfindung i.H.v. 250 000 €. 

Die von B bei der Endauseinandersetzung an A zu zahlende umgekehrte Abfindung 

i.H.v. 250 000 € bewirkt, dass der Veräußerungsgewinn des B von ursprünglich 

400 000 € nunmehr nur noch 200 000 € beträgt und nicht mehr nach §§ 16, 34 EStG 

begünstigt ist. Die bisherige Aufstockung der Buchwerte bei A um 400 000 € muss 

auf einen Aufstockungsbetrag von 200 000 € gemindert werden. 

Dagegen würde sich die ursprüngliche Behandlung der Teilauseinandersetzung 

nicht mehr ändern, wenn die Endauseinandersetzung sechs Jahre später erfolgt. 
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Aus der Veräußerung des Mitunternehmeranteils hat B einen nach den §§ 16 

und 34 EStG begünstigten Veräußerungsgewinn i.H.v. 400 000 € zu versteuern; A 

hat die Buchwerte entsprechend aufzustocken. Der sich aus der sechs Jahre spä-

teren Teilerbauseinandersetzung über das Grundstück ergebende Veräußerungs-

gewinn ist nur steuerpflichtig, wenn die Voraussetzungen des § 23 EStG vorliegen. 

59 Werden im Rahmen einer Teilauseinandersetzung entstandene Veräußerungsgewinne 

durch umgekehrte Abfindungen gemindert, ist dies ein Ereignis, das Rückwirkung für 

die Vergangenheit hat (§ 175 Abs. 1 Satz 1 Nr. 2 AO), weshalb die Minderung des Ver-

äußerungsgewinns rückwirkend erfolgen muss. 

 Auch die bei dem die ursprüngliche Abfindung leistenden Miterben durch die umge-

kehrte Abfindung eintretende Verminderung der Anschaffungskosten hat rückwirkend 

zu erfolgen (§ 175 Abs. 1 Satz 1 Nr. 2 AO). Umgekehrte Abfindungen sind insoweit nicht 

erst ab dem Jahr ihrer Zahlung zu berücksichtigen. 

 H. Vermächtnisse, Vorausvermächtnisse, Teilungsanordnung 

 1. Steuerliche Auswirkungen von Vermächtnissen 

60 Im Falle der Erbeinsetzung liegt in vollem Umfang ein unentgeltlicher Erwerb unmittelbar 

vom Erblasser vor. Der Erbe ist an die Buch- und Steuerwerte gem. § 6 Abs. 3 EStG 

und § 11d Abs. 1 EStDV gebunden, auch wenn ihm die Erfüllung von Vermächtnissen 

auferlegt wird. Die Erfüllung eines Vermächtnisses durch den beschwerten Erben stellt 

kein Entgelt für den Erwerb des Erbteils dar und führt daher bei ihm nicht zu Anschaf-

fungskosten (BFH-Urteil vom 17. Oktober 1991, BStBl 1992 II S. 392). Dies gilt auch, 

wenn ein Sachvermächtnis hinsichtlich eines Wirtschaftsguts des Betriebsvermögens 

ausgesetzt wird und dieses Sachvermächtnis vom Erben und Betriebsübernehmer er-

füllt wird. Geht daher ein Betrieb durch Erbeinsetzung mit der Verpflichtung über, dass 

der Erbe oder die Erbengemeinschaft ein Wirtschaftsgut des Betriebsvermögens an ei-

nen Dritten herausgeben muss, führt dies zur Entnahme dieses Wirtschaftsguts. Dies 

gilt auch dann, wenn das Wirtschaftsgut beim Vermächtnisnehmer Betriebsvermögen 

wird (vgl. aber Tz. 65). Der Entnahmegewinn ist dem Alleinerben oder allen Miterben 

zuzurechnen. 
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 Der Alleinerbe oder die Miterben können bei der Entnahme von Grund und Boden aus 

einem land- und forstwirtschaftlichen Betrieb ggf. den Freibetrag nach § 14a Abs. 4 

EStG in Anspruch nehmen, wenn die Entnahme vor dem 1.1.2006 erfolgt. 

Beispiel 24 

A wurde vom Erblasser als Alleinerbe eingesetzt. Zum Nachlass gehört ein Gewer-

bebetrieb. In Erfüllung eines Vermächtnisses überträgt A auf B ein Betriebsgrund-

stück (Teilwert 1 Mio. €, Buchwert 400 000 €). 

A führt nach § 6 Abs. 3 EStG die Buchwerte des Erblassers fort. Er erzielt bei der 

Übertragung des Grundstücks auf B einen nicht begünstigten Entnahmegewinn 

i.H.v. 600 000 € (= 1 Mio. € ./. 400 000 €). Das gilt auch, wenn das Grundstück beim 

Vermächtnisnehmer ins Betriebsvermögen übernommen wird. 

61 Betrifft das Sachvermächtnis dagegen einen ganzen Betrieb, erzielt die Erbengemein-

schaft (oder der Alleinerbe) keinen Veräußerungs- oder Aufgabegewinn. Der Vermächt-

nisnehmer führt nach § 6 Abs. 3 EStG die Buchwerte der Erbengemeinschaft fort. Ist 

ein Betrieb (Einzelunternehmen) aufgrund eines Sachvermächtnisses an einen der Mit-

erben oder einen Dritten (Vermächtnisnehmer) herauszugeben, sind die nach dem Erb-

fall bis zur Erfüllung des Vermächtnisses erzielten betrieblichen Einkünfte grundsätzlich 

den Miterben als Mitunternehmern zuzurechnen. Abweichend von diesem Grundsatz 

sind die zwischen Erbfall und Erfüllung des Vermächtnisses angefallenen Einkünfte dem 

Vermächtnisnehmer zuzurechnen, wenn dieser schon vor der Erfüllung des Vermächt-

nisses als Inhaber des Betriebs (Unternehmer) anzusehen ist (BFH-Urteil vom 24. Sep-

tember 1991, BStBl 1992 II S. 330). 

62 Besteht das Vermächtnis darin, dass dem Bedachten ein privates Wirtschaftsgut zu 

übertragen ist, ist er nach § 11d Abs. 1 EStDV an die bisher für den Alleinerben oder 

die Erbengemeinschaft maßgebenden Steuerwerte gebunden. 

63 Wie die Erfüllung eines Vermächtnisses führt auch die Begleichung von Erbfallschulden 

(Pflichtteils- und Erbersatzansprüche) nicht zu Anschaffungskosten. Aufwendungen für 

die Finanzierung von Pflichtteils- und Erbersatzansprüchen dürfen nicht als Betriebs-

ausgaben oder Werbungskosten abgezogen werden. Ein Vermächtnis führt ausnahms-

weise dann zu einem Veräußerungserlös des beschwerten Erben oder der beschwerten 
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Miterben und zu Anschaffungskosten des Vermächtnisnehmers, wenn der Vermächt-

nisnehmer für den Erwerb des vermachten Gegenstandes eine Gegenleistung zu er-

bringen hat. 

 2. Besonderheiten bei Vorausvermächtnissen 

64 Wird ein Miterbe durch ein Vermächtnis bedacht (Vorausvermächtnis), hat er – ebenso 

wie ein nicht zu den Miterben gehörender Vermächtnisnehmer – lediglich einen schuld-

rechtlichen Anspruch gegenüber der Erbengemeinschaft. Die ihm durch das Vorausver-

mächtnis zugewandten Vermögensgegenstände des Erblassers erwirbt er daher nicht 

unmittelbar vom Erblasser, sondern von der Erbengemeinschaft. 

65 Betrifft das Vorausvermächtnis einen Betrieb, erzielt die Erbengemeinschaft keinen Ver-

äußerungs- oder Aufgabegewinn. Der Vermächtnisnehmer führt nach § 6 Abs. 3 EStG 

die Buchwerte der Erbengemeinschaft fort. Demgegenüber liegt eine Entnahme durch 

die Erbengemeinschaft (nicht durch den Erblasser) vor, wenn ein Einzelwirtschaftsgut 

des Betriebsvermögens in Erfüllung eines Vorausvermächtnisses auf einen der Miter-

ben in dessen Privatvermögen übertragen wird. 

Beispiel 25 

Erben sind A und B zu je 1/2. Der Nachlass umfasst neben anderen Nachlassge-

genständen einen Betrieb. A erhält im Wege des Vorausvermächtnisses ein Grund-

stück dieses Betriebs (Teilwert 500 000 €, Buchwert 200 000 €), das er privat nutzt. 

Die Erfüllung des Vorausvermächtnisses durch Übertragung des Betriebsgrund-

stücks auf A führt zu einem laufenden Entnahmegewinn bei der Erbengemeinschaft 

i.H.v. 300 000 €, der den beiden Miterben A und B im Rahmen der gesonderten und 

einheitlichen Feststellung der Gewinneinkünfte je hälftig zuzurechnen ist. 

 Wird in Erfüllung eines Vorausvermächtnisses ein Einzelwirtschaftsgut aus dem Be-

triebsvermögen der Erbengemeinschaft in ein anderes Betriebsvermögen eines der Mit-

erben überführt, besteht nach § 6 Abs. 5 EStG die Pflicht zur – gewinnneutralen – Buch-

wertfortführung. 
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Beispiel 26 

Erben sind A und B zu je 1/2. Zum Nachlass gehört u.a. ein Betrieb. A erhält im 

Wege des Vorausvermächtnisses ein Grundstück dieses Betriebs (Teilwert 

500 000 €, Buchwert 200 000 €), das er in einem eigenen Betrieb nutzt. 

Ein Entnahmegewinn entsteht nicht, da A als Mitunternehmer zur Fortführung des 

Buchwertes verpflichtet ist. 

 Besteht das Vorausvermächtnis darin, dass dem Bedachten ein privates Wirtschaftsgut 

zu übertragen ist, ist er nach § 11d Abs. 1 EStDV an die bisher für die Erbengemein-

schaft maßgebenden Steuerwerte gebunden. 

 3. Steuerliche Auswirkungen von Teilungsanordnungen 

67 Durch eine Teilungsanordnung (§ 2048 BGB) wird lediglich die Art und Weise der Er-

bauseinandersetzung durch den Erblasser festgelegt. Deshalb gehen auch bei der Tei-

lungsanordnung zunächst alle Nachlassgegenstände auf die Erbengemeinschaft und 

nicht einzelne Nachlassgegenstände unmittelbar auf denjenigen Miterben über, der sie 

aufgrund der Teilungsanordnung erhalten soll. Verhalten sich die Miterben jedoch be-

reits vor der Auseinandersetzung entsprechend der Teilungsanordnung, ist dies auch 

steuerrechtlich anzuerkennen, solange die tatsächliche Auseinandersetzung innerhalb 

einer sich an den Umständen des Einzelfalls orientierten Frist vorgenommen wird. Dies 

gilt auch bei Anordnung einer Testamentsvollstreckung. Setzen sich die Erben einver-

ständlich über die Teilungsanordnung hinweg, ist für die steuerliche Beurteilung die tat-

sächliche Auseinandersetzung maßgeblich. Solange die Teilungsanordnung von den 

Erben vor der Auseinandersetzung beachtet wird, sind die Veranlagungen vorläufig 

nach § 165 Abs. 1 Satz 1 AO durchzuführen. 

68 Zur Abgrenzung zwischen Teilungsanordnung und Vorausvermächtnis ist von Bedeu-

tung, dass sich die Teilungsanordnung in der Zuweisung bestimmter Nachlassgegen-

stände innerhalb des Rahmens des Erbteils erschöpft, während das Vorausvermächtnis 

in der Zuweisung bestimmter Nachlassgegenstände außerhalb des Erbteils, d.h. über 

den Erbteil hinaus, besteht. Mit dem Vorausvermächtnis will der Erblasser einem der 

Erben einen zusätzlichen Vermögensvorteil zuwenden. Bei der Teilungsanordnung fehlt 

ein derartiger Begünstigungswille, sie beschränkt sich auf die Verteilung der Nachlass-



LaFo-Kartei BW Fach 8 Stand: Juni 2025 

Seite 138 

 

gegenstände bei der Erbauseinandersetzung. Bei der Abgrenzung zwischen Teilungs-

anordnung und Vorausvermächtnis kommt es nicht auf die formale Bezeichnung, son-

dern auf das tatsächlich Gewollte an. 

 I. Sonderfragen 

 I. Erbfolge bei der Beteiligung an einer Personengesellschaft 

1. Fortsetzung der Gesellschaft durch die Übrigen Gesellschafter oder Auflö-

sungsklausel 

69 Bei Tod eines Gesellschafters scheidet der verstorbene Gesellschafter aus der Gesell-

schaft aus und die überlebenden Gesellschafter setzen die Gesellschaft fort (§ 131 

Abs. 3 Nr. 1 HGB). In diesem Fall geht zivilrechtlich der Gesellschaftsanteil nicht auf die 

Erben über. Diese erlangen lediglich einen privaten Abfindungsanspruch gegenüber 

den verbleibenden Gesellschaftern. Steuerlich realisiert der Erblasser durch Aufgabe 

seines Mitunternehmeranteils unter Anwachsung bei den verbleibenden Gesellschaf-

tern einen begünstigten Veräußerungsgewinn (§§ 16, 34 EStG) in Höhe des Unter-

schieds zwischen dem Abfindungsanspruch und dem Buchwert seines Kapitalkontos im 

Todeszeitpunkt (BFH-Urteil vom 15. April 1993, BStBl 1994 II S. 227). 

 Ist im Gesellschaftsvertrag eine sog. Auflösungsklausel, nach der sich die Gesellschaft 

bei Tod eines Gesellschafters auflöst, enthalten, liegt insgesamt eine nach §§ 16, 34 

EStG begünstigte Betriebsaufgabe vor, soweit weder nach Realteilungsgrundsätzen 

(vgl. BMF-Schreiben vom 28. Februar 2006, BStBl 2006 I S. 228) noch nach § 6 Abs. 5 

EStG eine Buchwertfortführung möglich ist. Satz 1 gilt nicht, sofern die Gesellschafter 

die Gesellschaft fortsetzen. 

 2. Eintrittsklausel 

70 Ist im Gesellschaftsvertrag eine Eintrittsklausel des Inhalts vereinbart worden, dass ein 

oder mehrere Erben mit dem Tod eines Gesellschafters das Recht haben, in die Gesell-

schaft einzutreten, wird die Gesellschaft zunächst mit den verbleibenden Gesellschaf-

tern fortgesetzt. Der Gesellschaftsanteil des verstorbenen Gesellschafters wächst mit-

hin den übrigen Gesellschaftern an und die eintrittsberechtigten Erben erben lediglich 

das Eintrittsrecht. Hieraus folgt grundsätzlich, dass bei Zahlung einer Abfindung im Fall 

des Nichteintritts – wie bei der Fortsetzungsklausel – der Erblasser einen tarifbegüns-

tigten Veräußerungsgewinn (§§ 16, 34 EStG) erzielt. Wird allerdings das Eintrittsrecht 



LaFo-Kartei BW Fach 8 Stand: Juni 2025 

Seite 139 

 

innerhalb von 6 Monaten nach dem Erbfall ausgeübt, gelten, wenn alle Erben von ihrem 

Eintrittsrecht Gebrauch machen, die Ausführungen über die einfache Nachfolgeklausel 

(Tz. 71), wenn nur einer oder einige Erben von ihrem Eintrittsrecht Gebrauch machen, 

die Ausführungen über die qualifizierte Nachfolgeklausel (Tz. 72) entsprechend. 

 3. Einfache Nachfolgeklausel 

71 Im Fall der sog. einfachen Nachfolgeklausel wird die Gesellschaft beim Tod eines Ge-

sellschafters mit allen Erben dieses Gesellschafters fortgesetzt. Mitunternehmeranteile, 

die vom Erblasser gesondert auf die Miterben übergegangen sind, können im Fall der 

sog. einfachen Nachfolgeklausel in die Erbauseinandersetzung einbezogen und abwei-

chend aufgeteilt werden. Ausgleichszahlungen an die weichenden Miterben führen auch 

in diesem Fall zu Anschaffungskosten (BFH-Urteile vom 13. Dezember 1990, BStBl 

1992 II S. 510 und vom 29. Oktober 1991, BStBl 1992 II S. 512). 

 Diese Betrachtungsweise hat zur Folge, dass durch die Einbeziehung von Mitunterneh-

meranteilen in die Erbauseinandersetzung im Fall der sog. einfachen Nachfolgeklausel 

eine gewinnneutrale Realteilung eines Nachlasses erreicht wird. 

Beispiel 27 (bei Mischnachlass) 

Gesellschafter einer OHG sind A, B und C. A stirbt. Erben sind D und E je zur Hälfte. 

Zum Nachlass gehören der OHG-Anteil (Wert 2 Mio. €) sowie ein Privatgrundstück 

(Wert 2 Mio. €). D und E treten aufgrund der im Gesellschaftsvertrag verbrieften 

einfachen Nachfolgeklausel in die OHG ein. Das Grundstück wird zunächst in Er-

bengemeinschaft verwaltet. Nach einiger Zeit setzen sich D und E dergestalt ausei-

nander, dass E dem D seinen Gesellschaftsanteil überlässt und dafür aus der Er-

bengemeinschaft das Privatgrundstück erhält. Ausgleichszahlungen erfolgen nicht. 

Es ist von einer gewinnneutralen Teilung eines Mischnachlasses auszugehen, bei 

der D den Gesellschaftsanteil und E das Grundstück erhalten hat. Anschaffungs-

kosten und Veräußerungsgewinne entstehen mangels Ausgleichszahlungen nicht. 

 Aus dieser Betrachtungsweise ergibt sich weiter, dass auch beim Vorhandensein von 

Sonderbetriebsvermögen eine gewinnneutrale Realteilung eines Nachlasses möglich 

ist. 
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Beispiel 28 (bei Mischnachlass) 

Gesellschafter einer OHG sind A, B und C. A stirbt. Erben sind D und E je zur Hälfte. 

Zum Nachlass gehören der OHG-Anteil (Wert 1,2 Mio. €), ein der OHG überlasse-

nes Grundstück (Wert 800 000 €) und ein Privatgrundstück (Wert 2 Mio. €). D und 

E treten aufgrund der im Gesellschaftsvertrag verbrieften einfachen Nachfolgeklau-

sel in die OHG ein. Das Privatgrundstück wird zunächst von der Erbengemeinschaft 

verwaltet. Nach einiger Zeit setzen sich D und E dergestalt auseinander, dass E 

dem D seinen Gesellschaftsanteil und seinen Anteil an dem der OHG überlassenen 

Grundstück überträgt und dafür aus der Erbengemeinschaft das Privatgrundstück 

erhält. Ausgleichszahlungen erfolgen nicht. 

Es liegt eine gewinnneutrale Teilung eines Mischnachlasses vor, bei der D den Ge-

sellschaftsanteil an der OHG und das der OHG überlassene Grundstück und E das 

Privatgrundstück erhält. Anschaffungskosten und Veräußerungs- oder Entnahme-

gewinne entstehen mangels Ausgleichszahlungen nicht. 

 4. Qualifizierte Nachfolgeklausel 

72 In den Fällen der sog. qualifizierten Nachfolgeklausel folgen nicht alle Miterben, sondern 

nur einer oder einzelne von mehreren Miterben dem Erblasser in seiner Gesellschafter-

stellung nach. Nach dem BFH-Urteil vom 29. Oktober 1991 (BStBl 1992 II S. 512) hat 

dies zur Folge, dass nur die qualifizierten Miterben, nicht dagegen die nicht qualifizierten 

Miterben als Mitunternehmer anzusehen sind (kein Durchgangserwerb). Werden von 

den qualifizierten Erben an die nicht qualifizierten Miterben Abfindungen geleistet, ent-

stehen deshalb weder Veräußerungsgewinne noch Anschaffungskosten. Zur Behand-

lung der Schuldzinsen, die durch die Finanzierung der Wertausgleichsverbindlichkeiten 

veranlasst sind, wird auf das BMF-Schreiben vom 11. August 1994 (BStBl I S. 603) 

verwiesen. 

73 Daraus ergibt sich weiter, dass es mit dem Erbfall zu einer anteiligen Entnahme etwai-

gen Sonderbetriebsvermögens kommt, soweit das Sonderbetriebsvermögen auf nicht 

qualifizierte Miterben entfällt (§ 39 Abs. 2 Nr. 2 AO). Denn das Sonderbetriebsvermögen 

geht – im Gegensatz zum Gesellschaftsanteil – zivilrechtlich auf die Erbengemeinschaft 

als Ganzes über. Dies gilt auch, wenn bei einer zeitnahen Auseinandersetzung das 

Sonderbetriebsvermögen auf den qualifizierten Miterben übergeht. 



LaFo-Kartei BW Fach 8 Stand: Juni 2025 

Seite 141 

 

74 Der Entnahmegewinn ist dem Erblasser zuzurechnen, da der nicht qualifizierte Miterbe 

nicht Mitunternehmer geworden ist. 

 II. Sonderfragen im Bereich der Land- und Forstwirtschaft 

 1. Erbfolge im Bereich der Land- und Forstwirtschaft 

75 Die Erbfolge im Bereich der Land- und Forstwirtschaft ist zivilrechtlich nach Landesrecht 

unterschiedlich geregelt. Im Übrigen gibt es bundesrechtliche Besonderheiten. 

 Während in den Ländern Hamburg, Niedersachsen, Nordrhein- Westfalen und Schles-

wig-Holstein für bestimmte Höfe die sog. Höfeordnung (HöfeO) Anwendung findet, sind 

in anderen Ländern (z.B. in Hessen und in Teilen von Baden-Württemberg bis 

31.12.2000) für bestimmte Höfe sog. Landesanerbengesetze maßgebend. Es gibt aber 

auch Länder, die weder eine HöfeO noch ein Landesanerbenrecht kennen (Bayern, 

Berlin, Brandenburg, Mecklenburg-Vorpommern, Saarland, Sachsen, Sachsen-Anhalt 

und Thüringen). Soweit keine Sonderregelung eingreift, können das Landgutrecht nach 

§ 2049 BGB sowie das Zuweisungsverfahren nach §§ 13 bis 17 Grundstücksverkehrs-

gesetz bedeutsam sein. 

76 Abfindungen an weichende Erben sind stets Entgelte, wenn nach den jeweiligen lan-

desrechtlichen Vorschriften der Hof nicht unmittelbar vom Altbauer im Wege der Son-

dererbfolge auf den Hoferben als Alleinerben übergeht (”Höferecht”), sondern zunächst 

auf die Erbengemeinschaft (”Anerbenrecht”). Im letzteren Falle erwirbt der Hoferbe den 

Hof von der Erbengemeinschaft (Durchgangserwerb). 

77 Was die als partielles Bundesrecht geltende HöfeO angeht, bestimmt § 4 HöfeO, dass 

der Hof als Teil der Erbschaft kraft Gesetzes nur einem der Erben zufällt und an seine 

Stelle im Verhältnis der Miterben zueinander der Hofeswert tritt. Diese Norm ist zivil-

rechtlich so zu verstehen, dass im Rahmen eines gespaltenen Nachlasses der Hof un-

mittelbar und sofort dem Hoferben als Alleinerben zufällt, während daneben zugleich für 

das hofesfreie Vermögen eine Erbengemeinschaft besteht. In den Fällen der HöfeO ist 

eine Miterbengemeinschaft hinsichtlich des Hofes ausgeschlossen, die weichenden Mit-

erben erhalten vielmehr insoweit schuldrechtliche Abfindungsansprüche im Sinne ge-

setzlich angeordneter Vermächtnisse. Die weichenden Erben erhalten daher die Abfin-

dung nach § 12 HöfeO nicht als Entgelt für die Aufgabe einer Erbquote am Hof. Die 

Abfindung einschließlich einer Nachabfindung nach § 13 HöfeO ist daher kein Entgelt. 
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Aufwendungen für die Finanzierung der Abfindung sind nicht als Betriebsausgaben ab-

zugsfähig. 

 Diese Betrachtungsweise gilt auch für die übrigen Landes-Höfegesetze. Nach § 9 Abs. 1 

des Bremischen HöfeG fällt der Hof als Teil derErbschaft nur einem Erben zu. § 14 des 

Rheinland-Pfälzischen Landesgesetzes über die HöfeO regelt die Erbfolge in gleicher 

Weise wie § 4 der HöfeO. 

78 Nehmen in den Fällen der Tz. 77 Wirtschaftsgüter des Betriebsvermögens nicht an der 

Sonderrechtsnachfolge teil (hofesfreies Vermögen), sind sie auch steuerlich der Erben-

gemeinschaft zuzurechnen. Soweit diese Wirtschaftsgüter nicht anteilig dem Hoferben 

zuzurechnen sind, liegt eine Entnahme durch den Erblasser vor. Im Übrigen gelten die 

allgemeinen Regeln über die Behandlung der Erbauseinandersetzung. 

79 Nehmen umgekehrt Wirtschaftsgüter des Privatvermögens an der Sonderrechtsnach-

folge teil (z.B. Wohnung des Betriebsinhabers), findet insoweit ein unentgeltlicher Er-

werb vom Erblasser statt und die Abfindung führt nicht zu Anschaffungskosten. 

80 Anders als bei land- und forstwirtschaftlichen Betrieben, die unter den Anwendungsbe-

reich der HöfeO oder unter vergleichbare Landes-Höferechte fallen („Höferecht“), ist die 

Erbfolge bei Betrieben zu beurteilen, in denen der Hof zunächst auf die Erbengemein-

schaft übergeht. Dies ist insbesondere nach dem Badischen Hofgütergesetz und der 

Hessischen Landgüterordnung der Fall („Anerbenrecht“). Die Abfindung der „weichen-

den Erben“ nach Badischem und Hessischem Landesrecht sowie deren Ergänzungs-

abfindungen (wenn die Berechtigung zur erbrechtlichen Schlechterstellung der Nicht-

Hoferben entfällt) sind Entgelte. Denn der Hofübernehmer hat mehr an land- und forst-

wirtschaftlichem Betriebsvermögen bekommen, als ihm nach seiner Erbquote zustand. 

Insoweit vollzieht sich die Erbauseinandersetzung nach den allgemeinen Regeln. 

81 Nach den allgemeinen Regeln vollzieht sich die Erbauseinandersetzung über einen 

land- und forstwirtschaftlichen Betrieb auch in den Bundesländern, die weder eine Hö-

feO noch ein Landesanerbenrecht kennen (Bayern, Berlin, Brandenburg, Mecklenburg-

Vorpommern, Saarland, Sachsen, Sachsen-Anhalt und Thüringen). 

 2. Behandlung von Abfindungen, die das Kapitalkonto unterschreiten 

82 Gehört zum Nachlass ein land- und forstwirtschaftlicher Betrieb, wird dieser gemäß 

§ 2049 BGB im Rahmen der Erbauseinandersetzung in den meisten Fällen nur mit dem 
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Ertragswert berücksichtigt. Wegen der geringen Ertragsfähigkeit liegen die Ertragswerte 

solcher Betriebe deutlich unter dem Verkehrswert und regelmäßig auch unter dem 

Buchwert. Das bedeutet, dass die weichenden Erben nach erbrechtlichen Regelungen 

eine geringere Abfindung erhalten, als ihrem Kapitalkonto (gemessen an der Erbquote) 

entspricht. Abfindungen, die das Kapitalkonto unterschreiten, sind ertragsteuerlich in 

der Weise zu behandeln, dass in solchen Fällen der Betriebsübernehmer gemäß § 6 

Abs. 3 EStG die Buchwerte fortführt. Dies bedeutet, dass keine Abstockung der Buch-

werte erforderlich ist und die weichenden Erben keinen Veräußerungsverlust erleiden. 

 J. Übergangsregelung 

83 Die Grundsätze dieses Schreibens sind in allen noch offenen Fällen anzuwenden. Es 

tritt an die Stelle der BMF-Schreiben vom 11. Januar 1993 (BStBl I S. 62) und vom 

5. Dezember 2002 (BStBl I S. 1392). 

 Soweit die Erbauseinandersetzung vor dem 1 Januar 2001 durchgeführt worden ist, 

gelten weiterhin die in den BMF-Schreiben vom 11. Januar 1993 und 11. August 1994 

genannten Grundsätze (einschließlich Übergangsregelungen) unter Berücksichtigung 

der Gesetzesänderungen in § 6 Abs. 5 Satz 3 und § 16 Abs. 3 Satz 2 EStG i.d.F. des 

StEntlG 1999/2000/2002 für Vorgänge in der Zeit vom 1. Januar 1999 bis 31. Dezember 

2000.“ 

 Abzug von Schuldzinsen als Betriebsausgaben oder Werbungskosten 

BMF-Schreiben vom 11.08.1994, BStBl I S. 603 

„Mit Urteil vom 2. März 1993 – VIII R 47/90 – (BStBl 1994 II S. 619) hat der VIII. Senat des 

BFH mit Zustimmung des I., III. und IV. Senats die sog. Sekundärfolgenrechtsprechung (vgl. 

BFH-Urteile vom 2. April 1987 – BStBl II S. 621 –, vom 28. April 1989 – BStBl II S. 618 – 

und vom 17. Oktober 1991 – BStBl 1992 II S. 392 –) unter Hinweis auf die Beschlüsse des 

Großen Senats zur steuerlichen Behandlung von Kontokorrentzinsen vom 4. Juli 1990 

(BStBl II S. 817) und zur Erbauseinandersetzung vom 5. Juli 1990 (BStBl II S. 837) als 

überholt aufgegeben. 

Wird ein Pflichtteilsanspruch aufgrund einer Vereinbarung mit dem Erben eines Betriebs 

verzinslich gestundet, dürfen die hierauf entfallenden Schuldzinsen nach dem Urteil des 

VIII. Senats vom 2. März 1993 (a.a.O.) mangels Vorliegens einer Betriebsschuld nicht als 

Betriebsausgaben abgezogen werden. 
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Hat ein Hoferbe ein Darlehen aufgenommen, um damit die höferechtlichen Abfindungsan-

sprüche der weichenden Erben zu tilgen, dürfen die Darlehenszinsen nach dem Urteil des 

IV. Senats vom 25. November 1993 – IV R 66/93 – (BStBl 1994 II S. 623) nicht als Betriebs-

ausgaben abgezogen werden. 

Ist eine OHG-Beteiligung aufgrund einer sog. qualifizierten Nachfolgeklausel unmittelbar 

und ausschließlich auf einen Miterben mit der Maßgabe übergegangen, daß er die übrigen 

Miterben insoweit abzufinden hat, stellen die durch die Finanzierung dieser – privaten – 

Wertausgleichsverbindlichkeit entstandenen Schuldzinsen keine Sonderbetriebsausgaben 

dar, wie der VIII. Senat mit Urteil vom 27. Juli 1993 – VIII R 72/90 – (BStBl 1994 II S. 625) 

entschieden hat. 

Zur Anwendung der genannten BFH-Urteile nehme ich unter Bezugnahme auf das Ergebnis 

der Erörterungen mit den obersten Finanzbehörden der Länder wie folgt Stellung: 

Das Urteil des VIII. Senats vom 2. März 1993 (a.a.O.) ist auch für Aufwendungen zur Finan-

zierung von Vermächtnisschulden, Erbersatzverbindlichkeiten und Zugewinnausgleichs-

schulden (vgl. zu letzteren auch das BFH-Urteil vom 8. Dezember 1992 – IX R 68/89 – BStBl 

1993 II S. 434) zu beachten. Solche Aufwendungen sind nach der neuen Rechtsprechung 

privat veranlaßt. Die geänderte Rechtsprechung des BFH hat deshalb zur Folge, daß Auf-

wendungen für die Stundung bzw. Finanzierung von 

– Pflichtteilsverbindlichkeiten 

– Vermächtnisschulden 

– Erbersatzverbindlichkeiten 

– Zugewinnausgleichsschulden 

– Abfindungsschulden nach der Höfeordnung 

– Abfindungsschulden im Zusammenhang mit der Vererbung eines Anteils an einer Per-

sonengesellschaft im Wege der qualifizierten Nachfolgeklausel oder im Wege der qua-

lifizierten Eintrittsklausel 

nicht als Betriebsausgaben oder Werbungskosten abgezogen werden dürfen. 

Die Tzn. 37 letzter Absatz, 70 und 89 Satz 4 des BMF-Schreibens zur ertragsteuerlichen 

Behandlung der Erbengemeinschaft und ihrer Auseinandersetzung (BStBl 1993 I S. 62 ff.) 

sind damit überholt. Dies gilt nicht, soweit nach Tzn. 36, 37 des BMF-Schreibens Privat-

schulden, die von Miterben im Rahmen der Realteilung eines Mischnachlasses übernom-

men werden, Betriebsschulden werden können. 
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Die geänderte Rechtsprechung und Verwaltungsauffassung ist für Werbungskosten erst-

mals für den Veranlagungszeitraum 1995 und für Betriebsausgaben erstmals für Wirt-

schaftsjahre, die nach dem 31. Dezember 1994 beginnen, anzuwenden.“ 

 Vermächtnisnießbrauch an einem Betrieb oder Teilbetrieb 

5.3.1 Inanspruchnahme der Gebäude-AfA bei Vermächtnisnießbrauch 

BMF-Schreiben vom 22.04.1994, BStBl I S. 258 

„Der Bundesfinanzhof hat mit Urteil vom 28. September 1993 – IX R 156/88 – (BStBl II 1994 

S. 319) entschieden, daß entgegen Tz. 51, 41 des BMF-Schreibens vom 15. November 

1984 – IV B 1 – S 2253 – 139/ 84 – (BStBl I S. 561 – s. Buchst. b) und der entsprechenden 

Ländererlasse ein Vermächtnisnießbraucher die Gebäude-AfA aufgrund von Anschaffungs- 

oder Herstellungskosten des Erblassers nicht in Anspruch nehmen kann. 

Die Rechtsgrundlage dieses Urteils sind in allen Fällen anzuwenden, in denen der Ver-

mächtnisnießbrauch nach dem 31. Mai 1994 notariell beurkundet worden ist. Ist der Ver-

mächtnisnießbrauch vor dem 1. Juni 1994 notariell beurkundet worden, ist der Nießbraucher 

weiterhin zum Abzug der Gebäude-AfA nach Maßgabe der Tz. 51, 41 des BMF-Schreibens 

vom 15. November 1984 – IV B 1 – S 2253 – 139/84 – und der entsprechenden Länderer-

lasse berechtigt.“ 
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5.3.2 Gebäude-AfA bei Vermächtnisnießbrauch 

Auszug aus dem BMF-Bezugsschreiben vom 15.11.1984, BStBl I S. 561, FM BW Erlass 

vom 15.11.1984 S 2520 – 5/75, ESt-Kartei zu § 12 EStG Nießbrauch Nr. 12 

„Tz. 41 

Der Vorbehaltsnießbraucher kann weiterhin die AfA für das Gebäude wie zuvor als Eigen-

tümer in Anspruch nehmen (BFH-Urteile vom 28. Juli 1981 – BStBl 1982 II S. 380 und vom 

27. Juli 1982 – BStBl 1983 II S. 6). Tz. 24 a ist entsprechend anzuwenden. 

Tz. 51 

Ein Vermächtnisnießbrauch liegt vor, wenn auf Grund einer letztwilligen Verfügung des 

Grundstückseigentümers durch dessen Erben einem Dritten der Nießbrauch an dem Grund-

stück eingeräumt worden ist. Für den Vermächtnisnießbrauch gelten die Ausführungen in 

Tz. 37 bis 49 entsprechend.“ 
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Nr. 1 Gewinnübertragung nach §§ 6b, 6c EStG und R 6.6 EStR 2008 

Nr. 1.1 Einkommensteuerliche Behandlung des freiwilligen Waldtauschs 

Hinweis auf Fach 10 Nr. 4.1 

Nr. 1.2 Abzüge nach § 6c EStG bei § 13a EStG-Landwirten 

1. Es sind Fälle bekanntgeworden, in denen Land- und Forstwirte zur Inanspruchnahme 

des § 6c EStG eine landwirtschaftliche Maschine anschaffen, Gewinne aus der Veräu-

ßerung von Grund und Boden auf die Anschaffungskosten dieser Maschine übertragen 

und diese sodann veräußern, ohne dass die Maschine vorher in Gebrauch genom-

men worden ist. Die Landwirte vertreten die Auffassung, dass der Gewinn, der durch 

die Veräußerung der Maschine entsteht, durch den Grundbetrag nach § 13a Abs. 4 

EStG abgegolten sei. 

In derartigen Fällen ist ein Abzug nach § 6c EStG nicht möglich, weil die angeschaffte 

Maschine nicht zum Anlagevermögen des Landwirts gehört hat (§ 6b Abs. 4 Nr. 3 EStG). 

Dasselbe gilt, wenn die Maschine nur kurzfristig in Gebrauch genommen worden ist. 

2. Zur Überwachung der § 6c-Fälle ist der Vordruck S 2 – 22 zu verwenden und in die 

Sonderakten, bei steuerlich nicht geführten Fällen in die allgemeinen Akten zu überneh-

men. 

3. Es wird darauf hingewiesen, dass eine Rücklagenbildung nach § 6c EStG nur auf ein-

deutigen Antrag des Steuerpflichtigen in Betracht kommt. Der Antrag kann vom Finanz-

amt nicht unterstellt werden. Wurde die Rücklagenbildung ohne einen eindeutigen An-

trag des Steuerpflichtigen vorgenommen, so besteht die Gefahr, dass der übertragene 

Gewinn mit Ablauf der Reinvestitionsfrist (§ 6b Abs. 3 EStG, R 6c Abs. 1 EStR 2008) 

nicht mehr erfasst werden kann. 

4. Bei der Gewinnermittlung nach § 13a EStG oder § 4 Abs. 3 EStG können die Land- und 

Forstwirte frei bestimmen, in welchem der auf das Wirtschaftsjahr der Veräußerung 

folgenden vier Wirtschaftsjahre und in welcher Höhe sie jeweils einen Zuschlag i.S. des 

§ 6c Abs. 1 EStG (Auflösung der Rücklage) steuerlich erfassen wollen. Nur soweit bei 

einer Veräußerung ein Abzug nach § 6c EStG (Bildung einer Rücklage) vorgenommen 

worden ist und die „Rücklage“ weder auf begünstigte Investitionen während der in § 6b 
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Abs. 3 EStG genannten Fristen übertragen noch innerhalb von drei Wirtschaftsjahren 

nach Ablauf des Wirtschaftsjahres der Veräußerung aufgelöst wurde, ist zwangsweise 

ein Zuschlag (Auflösung der Rücklage) mit Ablauf des vierten auf das Wirtschaftsjahr 

der Veräußerung folgenden Wirtschaftsjahres vorzunehmen. 

 Bei bestandskräftigen Steuerbescheiden ist jedoch eine nachträgliche Erfassung des 

Zuschlags durch eine weitere Auflösung einer „Rücklage“ nach §§ 6b, 6c EStG nicht 

mehr möglich. Die Vorschrift des § 172 Abs. 1 Nr. 2 Buchst. a AO kann für diese Fälle 

nicht herangezogen werden. Dem Land- und Forstwirt steht grds. ein Wahlrecht zu, 

wann und in welcher Höhe er innerhalb der gesetzlichen Grenzen eine gebildete „Rück-

lage“ nach §§ 6b, 6c EStG auflösen will. Die Ausübung dieses Wahlrechts ist für die von 

einem Steuerbescheid umfassten Wirtschaftsjahre mit Bestandskraft des Steuerbe-

scheides verbraucht. 

Nr. 1.3 Baulandumlegung 

Eine Gewinnrealisierung kann nach dem BFH-Urteil vom 13.03.1986, BStBl II S. 711, bei 

einer Baulandumlegung nur insoweit eintreten, als beim Grundstückstausch Ausgleichszah-

lungen in Geld geleistet werden (vgl. Fach 6 Nr. 1.5). Nach dem Erlass des FM BW vom 

07.10.1982, S 2138 A – 5/82 können diese Gewinne neben den §§ 6b, 6c EStG auch nach 

R 6.6 EStR 2008 übertragen werden. 

Nach diesem Erlass wird die Qualifikation eines bisher landwirtschaftlich genutzten Grund-

stücks als notwendiges Betriebsvermögen nicht dadurch berührt, dass dieses Grundstück 

in eine Baulandumlegung eingebracht wird. Hierin kann auch keine Nutzungsänderung ge-

sehen werden, die in der Zeit vor dem 01.07.1979 zur gewinnneutralen Entnahme geführt 

hätte. Das gleiche gilt auch dann, wenn die Bewirtschaftung des Grundstücks bereits einige 

Zeit vor der Baulandumlegung eingestellt worden ist, denn auch durch eine vorübergehende 

Nichtbewirtschaftung verliert ein Grundstück nicht seine Eigenschaft als notwendiges Be-

triebsvermögen. 

Nach Auffassung des Finanzministeriums kann unter sinngemäßer Berücksichtigung des 

BFH-Urteils vom 16.01.1973, BStBl II S. 445, eine behördlich angeordnete Baulandumle-

gung einer freiwilligen Baulandumlegung dann gleichgestellt werden, wenn die freiwillige 

Baulandumlegung nur zur Vermeidung einer sonst zu erwartenden behördlichen Anordnung 
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erfolgt. Es kann deshalb auch in diesem Fall von R 6.6 EStR 2008 Gebrauch gemacht wer-

den. Erfolgt dagegen eine Baulandumlegung, ohne dass eine entsprechende behördliche 

Anordnung zu erwarten wäre oder werden sonst freiwillig Flächen ausgetauscht, kann R 6.6 

EStR 2008 nicht angewendet werden. In diesem Fall kann nur von den Reinvestitionsmög-

lichkeiten der §§ 6b oder 6c EStG Gebrauch gemacht werden. 
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Nr. 2 Freibetrag nach § 13 Abs. 3 EStG 

Nr. 2.1 Berücksichtigung des Freibetrags nach § 13 Abs. 3 EStG 

Der Freibetrag nach § 13 Abs. 3 EStG ist bei der Ermittlung des Gesamtbetrags der Ein-

künfte, nicht jedoch bereits bei der Ermittlung der Einkünfte aus Land- und Forstwirtschaft, 

zu berücksichtigen. Die Höhe der Einkünfte aus Land- und Forstwirtschaft wird durch den 

Freibetrag nicht berührt. Der Freibetrag darf aber höchstens bis zur Höhe der Einkünfte aus 

Land- und Forstwirtschaft abgezogen werden. 

Durch Berücksichtigung des Freibetrags nach § 13 Abs. 3 EStG bei der Ermittlung des Ge-

samtbetrags der Einkünfte ergeben sich die folgenden Auswirkungen: 

1. Buchführungspflicht nach § 141 Abs. 1 Nr. 5 AO 

Bei Prüfung der Buchführungspflicht nach § 141 Abs. 1 Nr. 5 AO ist vom Gewinn aus Land- 

und Forstwirtschaft, also von den nicht um den Freibetrag gekürzten Einkünften auszuge-

hen. 

2. Einkünfte aus Land- und Forstwirtschaft, die einem ermäßigten Steuersatz nach 

§§ 34, 34b EStG unterliegen 

Die nach § 34 EStG begünstigten Einkünfte aus Land- und Forstwirtschaft sind insoweit um 

den Freibetrag nach § 13 Abs. 3 EStG zu kürzen, als dieser die nicht begünstigten Einkünfte 

aus Land- und Forstwirtschaft übersteigt. Dadurch wird vermieden, dass Einkünfte aus 

Land- und Forstwirtschaft tariflich begünstigt werden, die im Einkommmen ganz oder teil-

weise nicht mehr enthalten sind. Entsprechendes gilt für außerordentliche Einkünfte aus 

Forstwirtschaft nach § 34b EStG. Sind tarifbegünstigte Einkünfte aus Land- und Forstwirt-

schaft vorhanden, die einem unterschiedlichen Steuersatz unterliegen und sind zwecks Be-

rechnung der Steuerermäßigung die außerordentlichen Einkünfte ganz oder teilweise um 

den Freibetrag zu kürzen, so ist diese Kürzung zunächst von den außerordentlichen Ein-

künften vorzunehmen, die am höchsten besteuert werden. 
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3. Veranlagung von Arbeitnehmern mit Einkünften aus Land- und Forstwirtschaft 

nach § 46 EStG 

a) Bei Prüfung der Frage, ob eine Veranlagung nach § 46 Abs. 2 Nr. 1 EStG durchzuführen 

ist, ist von den um den Freibetrag gekürzten Einkünften aus Land- und Forstwirtschaft 

auszugehen. 

b) Der Berechnung der Ausgleichsbeträge nach § 46 Abs. 3 oder Abs. 5 EStG (§ 70 

EStDV) sind die um den Freibetrag gekürzten Einkünfte aus Land- und Forstwirtschaft 

zugrunde zu legen. 
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Nr. 3 Schutzwürdige Kulturgüter, die weder zur Einkunftserzielung noch zu 

eigenen Wohnzwecken genutzt werden (§ 10g EStG) 

Nr. 3.1 Berücksichtigungsfähige Aufwendungen 

Nach § 10g EStG sind Aufwendungen für Herstellungs- und Erhaltungsmaßnahmen an 

schutzwürdigen Kulturgütern begünstigt. Nach Auffassung der obersten Finanzbehörden 

gehören die typischen Betriebskosten, wie z.B. Heizung, Beleuchtung, Reinigung, Bewa-

chung, Versicherung, Laub- und Rasenarbeiten, nicht zu den Aufwendungen für Erhaltungs-

maßnahmen i.S. des § 10g EStG. Die nach § 10g EStG begünstigten Aufwendungen knüp-

fen an Maßnahmen an, die der Erhaltung des Kulturguts als solchem dienen. Auch vor In-

krafttreten des § 10g EStG galt nach den Ländererlassen zu § 33 EStG dieselbe Abgren-

zung. 
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Nr. 1 Gewinnermittlung 

Nr. 1.1 Buchführung forstwirtschaftlicher Betriebe 

BMF-Schreiben vom 15.12.1981, BStBl I S. 878 

„ ... 

3.3.3 Forstwirtschaftlich genutzte Flächen sind in Holzboden-, Nichtholzboden- und sons-

tige Flächen (Nebenflächen) aufzugliedern. Die Holzbodenflächen sind nach Holz-

arten unter Angabe der Altersklassen aufzuteilen. Die im Wirtschaftsjahr kultivierten 

Flächen sind getrennt nach Wiederaufforstungen und Erstaufforstungen auszuwei-

sen. Diese Angaben stellen in der Forstwirtschaft das Anbauverzeichnis dar. 

Ein Anbauverzeichnis erübrigt sich, wenn für einen Forstbetrieb oder Forstbetriebs-

teil ein amtlich anerkanntes Betriebsgutachten oder ein Betriebswerk vorliegt. 

3.4 Forstbetriebe haben die Holzaufnahme und den Holzeingang aufzuzeichnen. Zu 

diesem Zweck ist das eingeschlagene und aufgearbeitete Nutzholz und Brennholz 

(Derbholz) aufzumessen und mit fortlaufenden Nummern zu versehen. Aus den Auf-

zeichnungen muß sich auch die Holzart, die Holzsorte (Güte und Stärkeklasse) und 

die Holzmenge (Kubikmeter, Stückzahl u.ä.) ergeben. 

3.4.1 Der Nachweis über die Holzaufnahme und den Holzeingang kann in entsprechend 

aufgegliederter Form durch Führung von Holzaufnahmelisten oder Nummernbü-

chern und Holzeingangsbüchern (Holzeinschlagsbuch, Holzeinnahmebuch, Fäl-

lungsnachweis) geführt werden. Er ist insbesondere im Hinblick auf § 34 b EStG 

geboten, um die Voraussetzung der Angabe der unterschiedlichen Nutzungen zu 

erfüllen. 

3.4.2 Werden Nummernbücher geführt, sind die Nummernbücher eines Wirtschaftsjahres 

fortlaufend zu kennzeichnen. Die Schlußnachweisung eines Nummernbuchs ist in 

das Holzeinschlagsbuch zu übertragen. Am Ende des Wirtschaftsjahres ist das 

Holzeinschlagsbuch mengenmäßig abzuschließen. 

Dabei soll erläutert werden, ob es sich um Mengen mit Rinde oder ohne Rinde han-

delt. Außerdem ist das am Schluß des Wirtschaftsjahres vorhandene eingeschla-

gene Holz in das Holzeingangsbuch – getrennt nach Holzsorten – einzutragen. Auf 

diese Weise ist unter Berücksichtigung der Anfangsbestände eine Abstimmung mit 

dem Holzausgangsbuch möglich. 
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3.4.3 Forstbetriebe haben außerdem sämtliche entgeltlichen und unentgeltlichen Holzlie-

ferungen – Holzausgang – aufzuzeichnen (§ 144 Abs. 5 AO). 

Aus den Aufzeichnungen müssen sich ergeben: 

das Verkaufsdatum, 

die Anschrift des Erwerbers, 

die Holzart, 

die Holzsorte (Stärke und Güteklasse), 

die Menge, 

der Preis. 

Zur Vollständigkeit der Aufzeichnungen gehört auch die Angabe der Entnahmen 

und der Lieferungen an Betriebsangehörige. 

3.4.4 Der Nachweis über den Holzausgang kann anhand von Durchschlägen der fortlau-

fenden numerierten Holzzettel geführt werden. 

Diese können auch in Verkaufslisten zusammengefaßt werden. Holzart und Holz-

sorte können sich auch aus dem Nummernbuch ergeben. 

3.4.5 Werden in einem forstwirtschaftlichen Betrieb das Holzeinschlagsbuch (Holzeinnah-

mebuch, Fällungsnachweis) und das Holzausgangsbuch (Holzausgabebuch, Ver-

wertungsnachweis) ordnungsgemäß geführt, so kann für das eingeschlagene Holz 

eine permanente Inventur im Sinne des Abschn. 30 Abs. 2 EStR1) erstellt werden. 

3.5 Bestandteil der Buchführung sind im übrigen auch die nach außersteuerlichen Vor-

schriften zu führenden Bücher und sonstigen Aufzeichnungen. 

... “  

Zusatz der Oberfinanzdirektion: 

Im Übrigen vgl. Fach 4 Nr. 1.1. 

                                            

1 Jetzt H 5.3 (Permanente Inventur) EStH 2008. 
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Nr. 1.2 Ermittlung des Gewinns aus Holznutzungen bei Schätzungslandwirten 

Bei buchführungspflichtigen Betrieben, für die keine Bücher geführt werden, können die Be-

triebsausgabenpauschsätze des § 51 EStDV nicht angewandt werden. Sofern in derartigen 

Fällen die tatsächlichen Betriebsausgaben nicht festgestellt werden können, bestehen keine 

Bedenken, die Betriebsausgaben auf 45 % der Einnahmen aus der Holznutzung zu schät-

zen. Mit diesem Pauschsatz sind sämtliche Betriebsausgaben des Wirtschaftsjahres der 

Holznutzung (einschließlich der Wiederaufforstungskosten) abgegolten (vgl. Fach 4 

Nr. 3.1.3). 

Nr. 1.3 Aufwendungen für die Erstellung eines Betriebswerks oder Betriebs-

gutachtens im Sinne des § 34b Abs. 4 Nr. 1 EStG 

Ein Betriebswerk oder Betriebsgutachten („Forsteinrichtung“) stellt ein immaterielles Wirt-

schaftsgut des Forstbetriebs dar. Die Aufwendungen für die Erstellung des Betriebswerks 

oder Betriebsgutachtens sowie für die Standortkartierung sind deshalb sofort abziehbare 

Betriebsausgaben, wenn sie vom eigenen Personal des Forstbetriebs oder durch Dienst-

leistungen eines nicht zum Betrieb gehörenden Forstsachverständigen gegen Honorar er-

stellt worden sind (§ 5 Abs. 2 EStG). Wird ein Betriebswerk oder Betriebsgutachten im Rah-

men der Anschaffung eines ganzen Forstbetriebs entgeltlich erworben, so kann aus Verein-

fachungsgründen darauf verzichtet werden, die auf den Erwerb des Betriebswerks oder Be-

triebsgutachtens sowie der Standortkartierung entfallenden Anschaffungskosten von den 

gesamten Anschaffungskosten für den Betrieb auszusondern. 

Aufwendungen für die Fortschreibung des Betriebswerks oder Betriebsgutachtens sowie 

der Standortkartierung sind ebenfalls sofort abziehbare Betriebsausgaben. 

Nr. 1.4 Rückstellungen für Wiederaufforstungskosten 

Voraussetzungen 

Rückstellungen für innerbetrieblichen Aufwand sind grundsätzlich nicht zulässig. Eine Aus-

nahme bilden Aufwendungen, die auf einer öffentlich-rechtlichen Verpflichtung beruhen, 

wenn an die Verletzung der Verpflichtung Sanktionen geknüpft sind. Außerdem muss die 

Verpflichtung in der Weise konkretisiert sein, dass durch Gesetz oder Verwaltungsakt ein 

inhaltlich genau bestimmtes Handeln innerhalb eines bestimmbaren Zeitraums vorgeschrie-

ben ist. Vergleiche hierzu R 5.7 Abs. 4 EStR 2008. 
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Nach § 17 Abs. 1 des Landeswaldgesetzes vom 31.08.1995 (LWaldG, GBl S. 685) hat der 

Waldbesitzer die Pflicht, unbestockte oder unvollständig bestockte Waldflächen innerhalb 

von 3 Jahren wieder aufzuforsten. Die Pflicht zur Wiederaufforstung umfasst nach § 17 

Abs. 2 LWaldG auch die Verpflichtung, die Kulturen und Naturverjüngungen rechtzeitig und 

sachgerecht nachzubessern, zu schützen und zu pflegen. An die Verletzung dieser Ver-

pflichtung sind auch gesetzliche Sanktionen geknüpft (Ersatzvornahme, Zwangsgeld, Buß-

geld). 

Die Voraussetzungen für eine Rückstellungsbildung sind hiernach erfüllt bei den Kosten der 

Wiederaufforstung im Sinne von § 17 Abs. 1 LWaldG; eine Rückstellung darf aber nur ge-

bildet werden, wenn die Wiederaufforstungskosten keine Herstellungskosten darstellen (§ 5 

Abs. 4b EStG). Wiederaufforstungskosten nach einem Kahlschlag sind grds. Herstellungs-

kosten (vgl. Fach 10 Nr. 1.6). Auch für die Kosten, die dadurch entstehen, dass die Kulturen 

auf den aufgeforsteten Flächen nach § 17 Abs. 2 LWaldG rechtzeitig und sachgerecht nach-

zubessern, zu schützen und zu pflegen sind, kommt eine Rückstellung nicht in Betracht. Für 

diese „rechtzeitig“ durchzuführenden Maßnahmen fehlt die erforderliche zeitliche und damit 

auch umfangmäßige Konkretisierung, weil sie nicht innerhalb eines gesetzlich genau be-

stimmbaren Zeitraums auszuführen sind. Der Dreijahreszeitraum für die Wiederaufforstung 

nach § 17 Abs. 1 LWaldG ist für die in § 17 Abs. 2 LWaldG bezeichneten Arbeiten nicht 

maßgebend. Die innerhalb der Dreijahresfrist entstehenden Kosten dieser Art sind im Übri-

gen um so höher, je früher die Wiederaufforstung, und um so geringer, je später die Wie-

deraufforstung innerhalb der drei Jahre stattfindet. Daran zeigt sich deutlich, dass es inso-

weit an der erforderlichen zeitlichen Bestimmtheit des zu erwartenden Aufwands fehlt. Eine 

Rückstellung kann deshalb in diesem Bereich nicht zugelassen werden. 

Nach Auskunft des Ministeriums für Ländlichen Raum, Landwirtschaft und Forsten Baden-

Württemberg ist unter einer aufforstungspflichtigen unbestockten „Waldfläche“ im Sinne von 

§ 17 LWaldG entweder ein freistehendes Waldareal von mindestens etwa 0,2 ha oder eine 

Teilfläche eines geschlossenen Waldareals von mindestens etwa 0,1 ha zu verstehen. Bei 

kleineren Flächen greift die Wiederaufforstungsverpflichtung nicht ein. Unvollständig be-

stockte Flächen, deren Bestockung nach den Kriterien des § 15 LWaldG auf weniger als 

40 % der örtlich möglichen Bestockung herabgesetzt ist, sind wieder aufzuforsten, wenn sie 

als eigener Bestand abgrenzbar sind. Die Entscheidung hierüber kann nur aufgrund der 

Verhältnisse des Einzelfalls getroffen werden. Dabei ist kein zu enger Maßstab anzulegen; 

als Untergrenze gilt eine Fläche von 0,3 bis 0,5 ha. Als unvollständig bestockt können unter 

Umständen auch Waldbestände anzusehen sein, die schwer geschädigt sind, so dass eine 
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Verpflichtung zum Einschlag und zur anschließenden Wiederaufforstung nach § 17 Abs. 1 

LWaldG entsteht. Vor dem Zeitpunkt des Einschlags kommt in diesen Fällen aus nachste-

henden Gründen eine Rückstellungsbildung jedoch nicht in Betracht. Bereits mit Naturver-

jüngung bestockte Flächen rechtfertigen keine Rückstellung, auch wenn wegen Ausbesse-

rung, Umwandlung oder Fällungsschäden betriebliche Kosten zu erwarten sind, für die je-

doch keine, zumindest keine konkrete gesetzliche Verpflichtung besteht. 

Zeitpunkt der Rückstellungsbildung 

Die Rückstellung für die Kosten der Wiederaufforstung ist erstmals im Jahresabschluss des 

Wirtschaftsjahres zu bilden, in dem die Verpflichtung zur Wiederaufforstung wirtschaftlich 

verursacht ist (R 5.7 Abs. 5 EStR 2008). Das hierfür maßgebende Ereignis ist der Zeitpunkt 

des Einschlags der Waldbestände. Dies gilt auch bei geschädigten Beständen, da zwischen 

dem die Gewinnrealisierung auslösenden Einschlag und den aus dem Einschlagserlös zu 

bestreitenden Wiederaufforstungskosten ein unmittelbarer wirtschaftlicher Zusammenhang 

besteht. Vor dem Einschlag kann deshalb bei geschädigten Beständen eine Rückstellung 

nicht zugelassen werden. 

Wird eine unbestockte oder unvollständig bestockte Waldfläche innerhalb der gesetzlichen 

Frist von 3 Jahren nicht wieder aufgeforstet, ohne dass die Forstbehörde hierfür ausdrück-

lich eine Fristverlängerung nach § 17 Abs. 3 LWaldG bewilligt hat, und wird dieser Zustand 

von der Forstbehörde offensichtlich geduldet, so kann nicht länger von einer hinreichend 

konkretisierten Verpflichtung zur Wiederaufforstung ausgegangen werden. Gebildete Rück-

stellungen sind in solchen Fällen nach Ablauf der 3-Jahresfrist wieder aufzulösen. 

Bewertung der Rückstellung 

Bei der Bemessung der Rückstellung (§ 6 Abs. 1 Nr. 3a Buchst. b EStG) sind die am Bilanz-

stichtag vorhersehbaren Einzelkosten der Wiederaufforstungsmaßnahme als solcher und 

der damit unmittelbar zusammenhängenden Kosten der Kultursicherung und die angemes-

senen Teile der notwendigen Gemeinkosten zugrunde zu legen. Aus Vereinfachungsgrün-

den kann angenommen werden, dass die innerhalb eines Jahres nach der Pflanzung durch-

geführten Kultursicherungsmaßnahmen noch unmittelbar mit der Wiederaufforstung als sol-

cher zusammenhängen und demgemäß unter § 17 Abs. 1 LWaldG – also nicht § 17 Abs. 2 

LWaldG fallen. 
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In die Rückstellung einzubeziehen sind demnach die Anschaffungs- oder Herstellungskos-

ten der Pflanzen, die Kosten der Schlagräumung, der Einbringung der Pflanzen, der Erst-

düngung sowie die Kosten der mit der Einbringung der Pflanzen durchzuführenden Wild-

schutzmaßnahmen sowie Mäuse- und Insektenbekämpfung einschließlich Löhnen und 

Lohnnebenkosten für diejenigen Waldarbeiter, die diese Arbeiten ausführen. Werden diese 

Arbeiten von Lohnunternehmen ausgeführt, so muss der Werklohn zurückgestellt werden. 

Fördermittel aus öffentlichen Kassen, die für die Wiederaufforstung bestimmt sind und mit 

deren Leistung am Bilanzstichtag mit an Sicherheit grenzender Wahrscheinlichkeit gerech-

net werden kann, sind auf den Rückstellungsbetrag anzurechnen. Bei Land- und Forstwir-

ten, die ihre Umsätze nach § 24 UStG versteuern, sind die Vorsteuerbeträge in die Auf-

wandsrückstellung einzubeziehen. 

Nicht rückstellungsfähig sind hingegen die (anteiligen) Gemeinkosten, die auch ohne die 

Wiederaufforstung entstehen würden. Gemeinkosten sind z.B. die Kosten der allgemeinen 

Verwaltung, der Löhne und Gehälter des Verwaltungspersonals und der Revierförsterei, AfA 

für Gebäude und Geräte usw. 

Ebenfalls nicht rückstellungsfähig sind – wie erwähnt – die Nachpflegekosten, weil die Ver-

pflichtung zur Nachbesserung, zum Schutz und zur Pflege in § 17 Abs. 2 LWaldG zeitlich 

nicht genau bestimmt ist. Von der Rückstellung ausgeschlossen sind demnach die Kosten 

der Nachpflege der eingesetzten Jungpflanzen (Verbiss- und Pflegeschutz, Ausgrasen, Ent-

fernen von Unhölzern usw.) sowie der Nachforstung, es sei denn, dass diese Kosten noch 

innerhalb eines Jahres nach der Pflanzung anfallen. 

Nr. 1.5 Forstschäden-Ausgleichsgesetz (ForstschAusglG) 

Nr. 1.5.1 Einschlagsbeschränkung 

Der ordentliche Holzeinschlag der Forstwirtschaft kann nach dem ForstschAusglG für ein-

zelne Holzartengruppen oder Holzsorten durch Rechtsverordnung beschränkt werden, 

wenn und soweit dies bei besonderen Schadensereignissen erforderlich ist, um erhebliche 

und überregionale Störungen des Rohholzmarktes zu vermeiden (§ 1 ForstschAusglG). 

Für Baden-Württemberg sind seit 2000 für den ordentlichen Holzeinschlag folgende Be-

schränkungen angeordnet worden: 
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Verordnung BGBl. I Geltungsdauer 
für Forstwirt-
schaftsjahr 
(01.10.–30.09.) 

Beschränkung auf % des Einschlags 
der letzten Wj.2 

   Fichte Kiefer Buche Eiche 

08. 02. 2000 2000 S. 101 1999/2000 60 – 60 – 

16. 11. 2000 2000 S. 1573 2000/2001 80 – – – 

 

Der maßgebliche Nutzungssatz nach § 68 Abs. 1 EStDV wird durch eine Einschlagsbe-

schränkung nicht vermindert. 

Eine Überprüfung, ob der Betrieb die Einschlagsbeschränkung nach ForstschAusglG ein-

gehalten hat, ist nur in den Ausnahmefällen, in denen berechtigte Zweifel an der Nichtein-

haltung bestehen, vorzunehmen. In aller Regel ist bei Inkrafttreten einer Einschlagsbe-

schränkung der Preisverfall am Holzmarkt so gravierend, dass sich ein Mehreinschlag von 

selbst verbietet. Nur wenn die Ursache für die Einschlagsbeschränkung in anderen, weiter 

entfernten Regionen liegt, könnte ein Anreiz bestehen, sich nicht solidarisch zu verhalten. 

Doch meistens reagieren die Märkte auch überregional. Sollte dennoch in einzelnen Betrie-

ben der Wunsch nach Mehreinschlägen bestehen, so bietet die im Gesetz vorgesehene 

Ausnahmegenehmigung durch die Forstverwaltung ausreichende Möglichkeiten, dies ge-

setzeskonform und ohne steuerliche Nachteile zu gestalten. 

Grundsätzlich wird nur der ordentliche Holzeinschlag beschränkt, und das auch nur ab dem 

Zeitpunkt, an dem die Verordnung über die Beschränkung in Kraft tritt. Maßgebend ist der 

durchschnittliche Gesamteinschlag (ordentliche Nutzung plus Kalamitätsnutzung) der zu-

rückliegenden vier Referenzjahre. 

                                            

2 Zulässiger Mindesteinschlag nach § 1 Abs. 4 der VO ist 70 % des Nutzungssatzes (Zeile 17 des Berech-
nungsschemas). 
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Die Prüfung, ob der Forstbetrieb die Einschlagsbeschränkung in dem Wj 1999/2000 einge-

halten hat (vgl. Fach 10 Nr. 1.5.1), ist nach dem folgenden Berechnungsschema vorzuneh-

men. 

Zeile 

1 

2 

3 

4 

5 

6 

7 

8 

9 

10 

11 

12 

13 

14 

15 

16 

17 

18 

19 

20 

21 

22 

 

Gesamt- einschlag ” Holzartengruppen 
Fichte2’ 

fm 

Buche'1’ 

fm 

Sonstiges Laubholz4* 
fm 

i 2 3 4 

1 Holzeinschlag1’ 1995/96 14 000 13 000 800 200 

2 Holzeinschlag1* 1996/97 14 000 13 000 1 000 — 

3 Holzeinschlag” 1997/98 14 300 13 700 400 200 

4 Holzeinschlag” 1998/99 14 900 14 300 600 — 

Gesamteinschlag” 1995/96 bis 1998/99 

 

54 000 2 800 

 

Durchschnittlicher Einschlag 1995/96 bis 1998/99 (Betrag It. Zelle 
6 geteilt durch 4 =)5* 

 

13 500 700 

 

Einschlagsbeschränkung für 1999/2000 (Fichte 60 v.H., Buche 60 
v.H. der Beträge It. Zeile T)6* 

 

8 100 420 

 

Bei teilweiser Befreiung nach § 1 Abs. 5 Satz 2 ForstschAusgIG: 
Genehmigte zusätzliche Einschlagsmenge 

 

4-  ---  + — 

 

Beschränkung des ordentlichen Einschlags8* 1999/2000 (Beträge 
It. Zelle 8 zuzüglich Zelle 9) 

 

8 100 420 

 

Ordentlicher Einschlag6’ in 1999/2000 bis 11.2. 2000 

 

7 200 400 

 

Tatsächlicher ordentlicher Einschlag6* In 1999/2000 9 000 8 400 300 300 

Höherer Betrag der Zellen 10 oder 11 abzüglich Zelle 127* Negati-
ver Betrag = Übereinschlag 

 

X 300 — 

 

In Zeilen 15 bis 20 nur dann weiterrechnen, wenn einer der Beträge in Zelle 13 negativ Ist. 
Höchstbetrag nach § 1 Abs. 4 ForstschAusgIG I.V. mit § 1 Abs. 3 der VO8* fm 

Nutzungssatz des Forstbetriebs nach § 34b Abs. 4 Nr. 1 EStG (ggf. nach R 212 Abs. 2 Satz 3 EStR) 12 000 

Höchstbetrag der Beschränkung (70 % des Betrags It. Zeile 16) 8 400 

Ordentlicher Gesamtelnschlag6* (Betrag It Zeile 12 Spalte 1) fm 9 000 

 

Kalamitätsnutzungen (§ 34b Abs. 1 Nr. 2 EStG) + 10 500 ► 19 500 
Betrag It. Zeile 17 abzüglich Betrag It, Zelle 19 (Ist das Ergebnis 0 oder positiv, so ist der Überelnschlag In Zeile 13 unschädlich; Ist 
das Ergebnis negativ, so Ist der Übereinschlag In Zeile 13 schädlich - die Einschlagsbeschränkung nicht eingehalten) 

/ 11 100 

1 -i | i nicht 
Die Einschlagsbeschränkung wurde | | eingehalten | X | eingehalten = Es kommen nicht In Betracht 

Der Pauschsatz Der ermäßigte Steuersatz 
nach § 4 ForstschAusgIG nach § 5 ForstschAusgIG 

1) Gesamter Holzeinschlag einschließlich Überhiebe, nachgeholte Nutzungen (§ 34b Abs. 1 Nr. 1 EStG) und Kalamitatsnutzungen 
2) Zur Holzartengruppe Fichte gehören Fichte, Tanne und Douglasie 
3) Zur Holzartengruppe Buche gehören Rotbuche und Weißbuche. 
4) Sonstiges Laubholz ist z B Akazie, Ahorn, Aspe, Esche, Birke, Linde, Kirsche und Rappel. 
5) Sind Reviere eines Forstbetriebs in einem Bundesland belegen, für das nach § 1 Abs 1 der VO andere Vomhundertsätze gelten, so sind die Betrage It. Zeile 7 sowie die Ein- schlagsbe-

schrankung It. Zeile 8 entsprechend getrennt zu ermitteln. 
6) Ordentlicher Einschlag sind alle Holznutzungen (einschl. der außerordentlichen Nutzungen aus wirtschaftlichen Gründen) mit Ausnahme der Kalamitatsnutzungen. 
7) Ist emerderBetrage in Spalten 2 oder 3 negativ, so ist die Emschlagsbeschrankung nicht emgehalten.essei denn, der Hochstbetrag nach § 1 Abs. 4 ForstschAusgIG, § 1 Abs 3 der VO 

(Zeilen 15 bis 20) wird nicht überschritten. Die Höhe des negativen Betrags ist ohne Bedeutung. 
8) Verordnung über die Beschränkung des ordentlichen Holzeinschlags im Forstwirtschaftsjahr 2000 vom 08.02.2000 (BGBl. I 2000 S 101). 
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Nr. 1.5.2 Rücklage nach § 3 ForstschAusglG 

Buchführende Betriebe können eine Rücklage bilden, die insgesamt 100 % und deren jähr-

liche Zuführung 25 % der in den vorangegangenen drei Wirtschaftsjahren durchschnittlich 

erzielten nutzungssatzmäßigen Einnahmen nicht übersteigen darf. Voraussetzung ist, dass 

in Höhe der Rücklage auf einem besonderen Konto bei einem Kreditinstitut ein Ausgleichs-

fonds gebildet wird, der zur Ergänzung der durch die Einschlagsbeschränkung geminderten 

Erlöse und für bestimmte Forstschutzmaßnahmen verwendet werden muss. 

Die Zahlung an den betrieblichen Ausgleichsfonds muss bis zum Bilanzstichtag geleistet 

sein. 

In § 3 Abs. 1 Satz 4 ForstschAusglG ist geregelt, dass bei Verminderung der nutzungs-

satzmäßigen Einnahmen eine bereits zuvor zulässigerweise gebildete Rücklage nicht ent-

sprechend zu vermindern ist. 

Für den Begriff „nutzungssatzmäßige Einnahme“ nach § 3 Abs. 1 Satz 3 ForstschAusglG 

gilt Folgendes: 

– Bei der Ermittlung der nutzungssatzmäßigen Einnahmen ist grundsätzlich von den Holz-

roherlösen auszugehen. 

– Als Bemessungsgrundlage für die Rücklage können nur die tatsächlichen Holzeinnah-

men in den drei vorangegangenen Wirtschaftsjahren berücksichtigt werden. Wird der 

Nutzungssatz nicht ausgeschöpft, so können keine (fiktiven) Einnahmen in Höhe des 

Nutzungssatzes berücksichtigt werden. 

– Bei der Ermittlung der in den drei vorangegangenen Wirtschaftsjahren erzielten nut-

zungssatzmäßigen Einnahmen ist ein Ausgleich von Übernutzungen mit Unternutzun-

gen nicht zulässig. Soweit der Nutzungssatz nicht ausgeschöpft wurde, sind daher nur 

die in dem jeweiligen Wirtschaftsjahr erzielten Holzroherlöse zu berücksichtigen. 

– Übersteigt der tatsächliche Holzeinschlag eines Wirtschaftsjahres den Nutzungssatz 

nicht, so sind alle Holzroherlöse des Wirtschaftsjahres, d.h. auch die Erlöse für Kalami-

tätsnutzungen, als nutzungssatzmäßige Einnahmen zu berücksichtigen. Übersteigt da-

gegen der Holzeinschlag des Wirtschaftsjahres den Nutzungssatz, so sind die Roher-

löse auf die verschiedenen Nutzungsarten aufzuteilen. Dabei sind zunächst die Kalami-

tätsnutzungen außerhalb des Nutzungssatzes und die außerordentlichen Nutzungen 

auszuscheiden. 
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Für die Bildung und Auflösung der Rücklage gilt Folgendes: 

– Bei Auflösung der Rücklage entsteht eine Betriebseinnahme in entsprechender Höhe, 

die bei Verwendung der Fondsmittel für nach § 3 Abs. 3 ForstschAusglG begünstigte 

Zwecke für die Ermittlung der nach § 34b EStG begünstigten Einkünfte dem Geschäfts-

vorfall zuzuordnen ist, der zur Rücklagenauflösung geführt hat. Im Falle einer Fonds-

verwendung nach § 3 Abs. 3 Nr. 1 ForstschAusglG ist daher die Rücklage anteilig auf 

die jeweiligen Holznutzungen des Wirtschaftsjahres der Auflösung aufzuteilen. In den 

Fällen der Fondsverwendung nach § 3 Abs. 3 Nr. 2 bis 5 ForstschAusglG mindert der 

aufgelöste Teil der Rücklage die aufgrund der Fondsverwendung entstandenen Be-

triebsausgaben. 

Bei schädlicher Verwendung des Ausgleichsfonds ist die Rücklagenauflösung als 

nicht begünstigter laufender Gewinn des Wirtschaftsjahres zu erfassen. Außerdem wird 

nach § 3 Abs. 4 Satz 2 ForstschAusglG ein Zuschlag zur Einkommensteuer oder 

Körperschaftsteuer in Höhe von 10 % der aufgelösten Rücklage erhoben. Nach einem 

Beschluss der obersten Finanzbehörden ist der Zuschlag in dem Veranlagungszeitraum 

zu erheben, in dem das Wirtschaftsjahr der schädlichen Verwendung endet; eine Ver-

teilung entsprechend § 4a Abs. 2 Nr. 1 EStG kommt danach nicht in Betracht. 

Nach § 3 Abs. 5 ForstschAusglG ist die Rücklage bei der Berechnung der Gewinn-

grenze für die Buchführungspflicht nach § 141 Abs. 1 Nr. 5 AO nicht zu berücksich-

tigen. Dies gilt sowohl für die Betriebsausgabe im Jahr der Bildung als auch für die Be-

triebseinnahme im Wirtschaftsjahr der Auflösung der Rücklage. 

– FM BW Erlass vom 27.07.1989, S 2291 – 12/89 

„ ... Bei einer teilweisen oder vollständigen Auflösung der steuerfreien Rücklage mit den 

entsprechenden steuerlichen Auswirkungen tritt die Sanktion nach § 3 Abs. 4 Forst-

schAusglG (Zuschlag zur Einkommensteuer oder Körperschaftsteuer) nicht ein, solange 

die Fondsmittel unberührt bleiben. Wird zu einem späteren Zeitpunkt erneut eine steu-

erfreie Rücklage gebildet bzw. eine vorhandene erhöht, gelten die Fondsmittel weiterhin 

als gesetzmäßig angelegt. Die Bestimmungen des § 3 ForstschAusglG zur Höhe der 

Rücklage sind zu beachten. ... “ 

Nr. 1.5.3 Pauschsatz für Betriebsausgaben nach § 4 ForstschAusglG 

Der Pauschsatz für Betriebsausgaben nicht buchführungspflichtiger und nicht buchführen-

der Betriebe (§ 51 EStDV) beträgt im Wirtschaftsjahr der Einschlagsbeschränkung 90 %, 
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beim Verkauf des Holzes auf dem Stamm 65 % der Einnahmen aus der Holznutzung. Die 

erhöhten Pauschsätze stehen jedoch jenen Betrieben nicht zu, die der Anordnung zur Ein-

schlagsbeschränkung nicht nachkommen. 

Nr. 1.5.4 Aktivierungswahlrecht nach § 4a ForstschAusglG 

Buchführende Betriebe können im Falle einer Einschlagsbeschränkung von der Aktivie-

rung des eingeschlagenen Kalamitätsholzes ganz oder teilweise absehen. 

Das Aktivierungswahlrecht steht Steuerpflichtigen auch dann zu, wenn die Einkünfte aus 

dem forstwirtschaftlichen Betrieb zu den Einkünften aus Gewerbebetrieb gehören. 

Der Steuerpflichtige ist aus Gründen der Bewertungsstetigkeit an die einmal vorgenommene 

Wahl zur Bewertung, Teilbewertung oder Nichtbewertung des Kalamitätsholzes auch in 

künftigen Wirtschaftsjahren gebunden. Das schließt jedoch nicht aus, dass der Steuerpflich-

tige bei einer neuen Kalamitätsnutzung für das neue Holz eine andere Wahl ausübt. 

Nr. 1.5.5 Ermäßigter Steuersatz nach § 5 ForstschAusglG 

Für jede Kalamitätsnutzung, die im Wirtschaftsjahr der Einschlagsbeschränkung angefallen 

ist, gilt einheitlich der Steuersatz nach § 34b Abs. 3 Nr. 2 EStG von 1/4 des durchschnittli-

chen Steuersatzes. Zur Berechnung vgl. R 34b.4 EStR 2012. Der ermäßigte Steuersatz gilt 

nach § 5 Abs. 2 ForstschAusglG auch für Kalamitätsnutzungen in den Folgejahren, wenn 

der Schaden in der Zeit einer Einschlagsbeschränkung angefallen ist. 

Der Viertelsteuersatz ist uneingeschränkt auf alle im Wirtschaftsjahr einer Einschlagsbe-

schränkung angefallenen Kalamitätsnutzungen anzuwenden, auch wenn sie auf Kalamitä-

ten der Vorjahre zurückzuführen sind, in denen keine Einschlagsbeschränkungen bestan-

den haben. 

Ein „ursächlicher Zusammenhang“ im Sinne von § 5 Abs. 2 ForstschAusglG mit einer Kala-

mitätsnutzung, welche in der Zeit einer Einschlagsbeschränkung angefallen ist, besteht 

grundsätzlich nur bei Kalamitätsnutzungen, bei denen die Kalamität bereits in der Zeit der 

Einschlagsbeschränkung eingetreten ist und lediglich der Einschlag und die Verwertung auf-

geschoben worden sind. Kalamitätsfolgehiebe sind – entsprechend H 34b.2 (Kalamitätsfol-

gehiebe) EStH 2012 – nur unter den Voraussetzungen des BFH-Urteils vom 11. April 1961, 

BStBl 1961 III S. 276, begünstigt. 
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Einschlagsbeschränkungen werden generell für das Forstwirtschaftsjahr (1. Oktober bis 

30. September) ausgesprochen. Gehören Forstflächen zu einem land- und forstwirtschaftli-

chen Betrieb mit einem anderen Wirtschaftsjahr (regelmäßig 1. Juli bis 30. Juni), kommt 

eine Begünstigung gem. § 5 ForstschAusglG nur in Betracht, wenn der Schadensfall tat-

sächlich innerhalb des abweichenden Forstwirtschaftsjahres der Einschlagsbeschränkung 

eingetreten ist. 

Der Viertelsteuersatz kann nur gewährt werden, wenn von dem Forstbetrieb die bei den 

ordentlichen Holznutzungen angeordnete Einschlagsbeschränkung tatsächlich einge-

halten wird (vgl. Schema und Prüfungsbeispiel unter 1.5.1). Hierfür sind folgende Gründe 

maßgebend: 

– Der Sinn und Zweck der Tarifvergünstigung besteht darin, die durch die Holzeinschlags-

beschränkung entstehenden Erlösminderungen des Forstwirts durch eine geringere 

Steuerbelastung auszugleichen (BT-Drucks. 10/1394, 3271). Wer sich nicht an die Ein-

schlagsbeschränkung hält, hat keine durch die Einschlagsbeschränkung verursachte 

Erlösminderung und deshalb auch keinen Anspruch auf die Tarifvergünstigung. 

– Steuervergünstigungen, die im Zusammenhang mit bestimmten wirtschaftlichen Zielset-

zungen gewährt werden, scheiden immer dann aus, wenn sich der Steuerpflichtige ver-

botswidrig verhält und dieses Verhalten in Widerspruch zu der wirtschaftlichen Zielset-

zung steht. So hat der BFH beispielsweise bei verbotswidrigen Ausfuhren auch die Um-

satzsteuer-Ausfuhrvergütung versagt (BFH-Urteil vom 22.01.1960, BStBl III S. 111). 

Durch Urteil vom 08.02.1980, BStBl II S. 474, hat der BFH bei Errichtung eines Gebäu-

des ohne die erforderliche Baugenehmigung die Gewährung von Investitionszulagen 

allein mit der Begründung versagt, dass sich die Begünstigung eines solchen Bauvor-

habens, obwohl es den wirtschaftspolitischen Zweck erfülle, mit der Einheit der Rechts-

ordnung nicht vereinbaren lasse. 

Der Viertelsteuersatz des § 5 ForstschAusglG steht in engem Zusammenhang mit dem 

wirtschaftspolitischen Ziel der Einschlagsbeschränkung, nämlich der Marktregulierung 

beim Holzangebot. Wer diesem Ziel zuwider handelt und die Einschlagsbeschränkung 

verletzt, kann auch keinen Anspruch auf die damit verbundenen Steuervergünstigungen 

haben. 

§ 5 ForstschAusglG bestimmt lediglich die Anwendung des Viertelsteuersatzes nach § 34b 

Abs. 3 Nr. 2 EStG. Die Aufteilung des maßgebenden Gewinns erfolgt dagegen weiterhin 

nach den Vorschriften des § 34b EStG. 
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Nr. 1.5.6 Bewertung von Übervorräten in der gewerblichen Holzwirtschaft 

Gewerbebetriebe können an Bilanzstichtagen, die in die Zeit der Einschlagsbeschränkung 

fallen, den Mehrbestand an bestimmten Holzvorräten mit einem um 50 % niedrigeren Wert 

ansetzen (§ 7 ForstschAusglG). 

Nr. 1.6 Besteuerung der Forstwirtschaft 

Auswirkungen der Rechtsprechung des Bundesfinanzhofs vom 05.06.2008 (BStBl II Seite 

960 und 968) und Anpassung an die Änderungen des Steuervereinfachungsgesetzes  2011  

BMF-Schreiben vom 16.05.2012, BStBl I S. 595. 

„Unter Bezugnahme auf das Ergebnis der Erörterungen mit den obersten Finanzbehörden 

der Länder gilt zur ertragsteuerrechtlichen Behandlung des Wirtschaftsguts Baumbestand 

das Folgende: 

A. Wirtschaftsgut Baumbestand 

I. Definition 

Als Wirtschaftsgut ist beim stehenden Holz der in einem selbständigen Nutzungs- und Funk-

tionszusammenhang stehende Baumbestand anzusehen (BFH vom 5. Juni 2008, BStBl II 

Seite 960, und vom 5. Juni 2008, BStBl II Seite 968). Dieser ist ein vom Grund und Boden 

getrennt zu bewertendes Wirtschaftsgut des nicht abnutzbaren Anlagevermögens. Der Um-

fang der einzelnen Wirtschaftgüter (Baumbestand) ergibt sich vorrangig aus einem amtlich 

anerkannten Betriebsgutachten oder aus einem Betriebswerk, ansonsten aus den Regelun-

gen zum Anbauverzeichnis nach § 142 AO (vgl. BMF-Schreiben vom 15. Dezember 1981, 

BStBl I Seite 878, Teilziffer 3.3.3). 

Ein Baumbestand innerhalb eines land- und forstwirtschaftlichen Betriebs tritt in der Regel 

nur dann als ein selbständiges Wirtschaftsgut nach außen in Erscheinung, wenn er eine 

Flächengröße von zusammenhängend mindestens einem Hektar aufweist (vgl. BFH vom 

5. Juni 2008, BStBl II Seite 960). Baumbestände auf verschiedenen räumlich voneinander 

entfernt liegenden Flurstücken stehen nicht in einem einheitlichen Nutzungs- und Funkti-

onszusammenhang und sind deshalb auch dann selbständige Wirtschaftsgüter, wenn deren 

Größe einen Hektar unterschreitet.  
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II. Ausweis der Wirtschaftsgüter 

Jedes selbständige Wirtschaftsgut Baumbestand ist im Bestandsverzeichnis bzw. dem lau-

fend zu führenden Verzeichnis nach § 4 Absatz 3 Satz 5 EStG auszuweisen. 

B. Bilanzierung des Wirtschaftsguts Baumbestand 

Bei der Bilanzierung des Wirtschaftsguts Baumbestand ist zwischen Holznutzungen in Form 

von Kahlschlägen und anderen Holznutzungen zu unterscheiden. 

I. Holznutzungen in Form von Kahlschlägen 

1. Definition 

Ein Kahlschlag im ertragsteuerrechtlichen Sinne liegt vor, wenn das nutzbare Derbholz auf 

der gesamten Fläche eines Baumbestandes, der ein selbständiges Wirtschaftsgut ist, ein-

geschlagen wird und keine gesicherte Kultur bestehen bleibt. Dieses gilt gleichermaßen für 

den Fall, dass auf einer mindestens ein Hektar großen zusammenhängenden Teilfläche ein 

Kahlschlag erfolgt, unabhängig davon, ob er in verschiedenen aneinander angrenzenden 

Baumbeständen oder innerhalb eines Baumbestandes vorgenommen wird. Dabei sind Ein-

schläge innerhalb eines Zeitraums von fünf aufeinander folgenden Wirtschaftsjahren ein-

heitlich zu beurteilen. 

2. Übergang ins Umlaufvermögen 

Mit dem Einschlag des Holzes wird der Nutzungs- und Funktionszusammenhang zum bis-

herigen Wirtschaftsgut Baumbestand gelöst und das eingeschlagene Holz wird Umlaufver-

mögen. 

3. Minderung des Buchwerts 

Mit dem Kahlschlag eines Baumbestandes, der ein selbständiges Wirtschaftsgut des Anla-

gevermögens gewesen ist, wird dessen Buchwert im Umfang des Einschlags gemindert und 

in gleicher Höhe den Herstellungskosten des eingeschlagenen Holzes (Umlaufvermögen) 

zugerechnet. Gleiches gilt für den Kahlschlag auf einer mindestens ein Hektar großen zu-

sammenhängenden Teilfläche. Die Minderung des Buchwerts des Baumbestandes ist 

grundsätzlich entsprechend dem Flächenanteil des Kahlschlags vorzunehmen. 
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4. Wiederaufforstungskosten nach einem Kahlschlag 

Wiederaufforstungskosten nach einem Kahlschlag sind Herstellungskosten für das neu ent-

stehende Wirtschaftsgut Baumbestand und als nicht abnutzbares Anlagevermögen zu akti-

vieren. 

Die Wiederaufforstung beginnt mit den Pflanzmaßnahmen, der Naturverjüngung oder der 

Saat. Sie endet mit der Sicherung des Baumbestandes, die nach Ablauf von fünf Wirt-

schaftsjahren nach dem Wirtschaftsjahr des Beginns der Wiederaufforstung anzunehmen 

ist. Zu den Wiederaufforstungskosten gehören insbesondere die Aufwendungen für Setz-

linge, Pflanzung, Befestigung des Pflanzgutes (z.B. Pfähle und Drähte), Pflegemaßnahmen 

sowie Löhne. Dagegen führen Aufwendungen für Kulturzäune zu Herstellungskosten für ein 

selbständiges Wirtschaftsgut und werden über R 6.3 Absatz 1 EStR entsprechend berück-

sichtigt. 

Sofern die Wiederaufforstung erst in einem späteren Wirtschaftsjahr vorgenommen wird, ist 

eine Rückstellung nach § 5 Absatz 4b EStG nicht zulässig. 

5. Aufwendungen für Verjüngung und Pflege 

Aufwendungen für Bestandsverjüngung und Bestandspflege sind sofort abzugsfähige Be-

triebsausgaben. 

II. Holznutzungen, die keine Kahlschläge sind 

1. Abgrenzung zum ertragsteuerrechtlichen Kahlschlag 

Führen Holznutzungen nicht zu Kahlschlägen im ertragsteuerrechtlichen Sinn, bleibt das 

Wirtschaftsgut Baumbestand erhalten. Daher kommt eine Buchwertminderung grundsätz-

lich nicht in Betracht. 

2. Minderung des Buchwerts 

Sofern die planmäßige Ernte hiebsreifer Bestände im Einzelfall zu einer weitgehenden Min-

derung der Substanz und des Wertes des Wirtschaftsgutes Baumbestand führt, kann dies 

eine Buchwertminderung begründen (vgl. BFH vom 5. Juni 2008, BStBl II Seite 968). Die 

Buchwertminderung ist begrenzt auf den Unterschied zwischen dem bisherigen Buchwert 

des jeweiligen Baumbestands und dem Teilwert des verbleibenden Baumbestands. Diese 

Voraussetzungen und der Teilwert des verbleibenden Baumbestands (§ 6 Absatz 1 Num-

mer 2 Satz 2 EStG) sind vom Steuerpflichtigen nachzuweisen. Der Betrag, um den der 
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Buchwert gemindert wurde, ist den Herstellungskosten des eingeschlagenen Holzes (Um-

laufvermögen) zuzurechnen. 

3. Aufwendungen für die Wiederaufforstung 

Soweit infolge einer Holznutzung, die keinen Kahlschlag darstellt und die nicht zu einer 

Buchwertminderung entsprechend Teilziffer B.II.2. geführt hat, dennoch eine Wiederauffors-

tungsverpflichtung entsteht, sind die Wiederaufforstungskosten nicht zu aktivieren. Sie sind 

entsprechend dem Umfang der Verpflichtung und den Wertverhältnissen am Bilanzstichtag 

in eine Rückstellung einzustellen, wenn die Voraussetzungen für eine Rückstellungsbildung 

gem. R 5.7 Absatz 4 EStR erfüllt sind (für Rückstellung aufgrund öffentlichrechtlicher Ver-

pflichtung vgl. BFH vom 13. Dezember 2007, BStBl 2008 II Seite 516). Die Grundsätze von 

R 6.11 Absatz 1 EStR sind zu berücksichtigen (z.B. Zuschüsse). 

Ist dagegen nach Teilziffer B.II.2. eine Buchwertminderung vorgenommen worden, sind die 

Wiederaufforstungskosten als nachträgliche Anschaffungs- oder Herstellungskosten zu ak-

tivieren, soweit die Aufwendungen für die Wiederaufforstung der gesicherten Kultur den bei 

der Buchwertminderung zu Grunde gelegten Wert dieser Kultur übersteigen. 

Zum Umfang der Wiederaufforstungskosten vgl. Teilziffer B.I.4., zu den Aufwendungen für 

Verjüngung und Pflege vgl. Teilziffer B.I.5. 

C. Gewinnermittlung nach § 4 Absatz 3 EStG und § 13a Absatz 6 Satz 1 Nummer 1 

EStG 

Soweit beim Übergang vom nicht abnutzbaren Anlagevermögen zum Umlaufvermögen von 

den (fortgeführten) Anschaffungs-/Herstellungskosten des Baumbestands ein Betrag abzu-

spalten ist, der bei der Gewinnermittlung durch Betriebsvermögensvergleich als Herstel-

lungskosten für das eingeschlagene Holz zu berücksichtigen wäre, sind im Wirtschaftsjahr 

des Einschlags in dieser Höhe Betriebsausgaben zu berücksichtigen. 

D. Wertansätze für bereits vorhandene Baumbestände 

Die Verpflichtung zum Ausweis eines Wertansatzes für die einzelnen Wirtschaftsgüter 

Baumbestand (vgl. Teilziffer A.) besteht auch für Baumbestände, die vor der Veröffentli-

chung der BFH-Urteile vom 5. Juni 2008 (BStBl II Seite 960 und 968) am 31. Dezember 

2008 angeschafft oder hergestellt wurden. Dabei ist es regelmäßig nicht zu beanstanden, 

wenn die Aufteilung eines bisher einheitlichen Wertansatzes auf die einzelnen Wirtschafts-

güter Baumbestand nach dem Umfang der entsprechenden Flächen vorgenommen wird. 
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Ein bisher für mehrere Wirtschaftgüter Baumbestand ausgewiesener einheitlicher Wertan-

satz kann so lange fortgeführt werden, bis sich eine ertragsteuerrechtliche Auswirkung 

ergibt. In einem solchen Fall sind die bisher bestehenden Wertansätze insgesamt auf die 

einzelnen Wirtschaftsgüter nach dem Verhältnis der einzelnen Teilwerte im Zeitpunkt der 

Anschaffung bzw. Herstellung aufzuteilen. Aus Vereinfachungsgründen kann regelmäßig 

eine Aufteilung eines bisher einheitlichen Wertansatzes nach dem Umfang der entsprechen-

den Flächen vorgenommen werden. Für die übrigen Wirtschaftsgüter Baumbestand kann 

der Wertansatz weiterhin einheitlich ausgewiesen werden, bis sich bei diesen eine ertrag-

steuerrechtliche Auswirkung ergibt. 

E. Kalamitätsnutzungen 

Soweit durch Kalamitätsnutzungen ein Kahlschlag entsteht, kann abweichend von den unter 

B. dargestellten Grundsätzen der Buchwert dieses Baumbestandes beibehalten werden. 

Die Wiederaufforstungskosten sind in diesem Fall sofort als Betriebsausgaben abzugsfähig. 

F. Pauschsätze nach § 51 EStDV 

Rechtslage für Wirtschaftsjahre, die vor dem 1. Januar 2012 beginnen 

Mit einer Holznutzung im Zusammenhang stehende Wiederaufforstungskosten, die sofort 

abziehbare Betriebsausgaben sind, sind durch die Pauschsätze nach § 51 EStDV abgegol-

ten. Dies gilt unabhängig vom Wirtschaftsjahr ihrer Entstehung. 

Im Falle eines Kahlschlags (vgl. Teilziffer B.I.1.) ist der Buchwertabgang mit dem jeweiligen 

Pauschsatz abgegolten und die Wiederaufforstungskosten sind als Herstellungskosten in 

dem nach § 4 Absatz 3 Satz 5 EStG laufend zu führenden Verzeichnis auszuweisen. Dabei 

sind der Umfang des Kahlschlags und die Höhe der Wiederaufforstungskosten nachzuwei-

sen. 

Rechtslage für Wirtschaftsjahre, die nach dem 31. Dezember 2011 beginnen 

Mit einer Holznutzung im Zusammenhang stehende Wiederaufforstungskosten, die sofort 

abziehbare Betriebsausgaben sind, sind durch die Pauschsätze nach § 51 EStDV nicht ab-

gegolten. Sie sind im Wirtschaftsjahr der Zahlung abziehbar. Zuschüsse zu den Wiederauf-

forstungskosten sind Betriebseinnahmen, die nicht mit der Verwertung des Holzes zusam-

menhängen, so dass die Pauschsätze nach § 51 Absatz 2 und 3 EStDV hierfür nicht ange-

wendet werden können. 
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Buchwertminderungen und Buchwertabgänge beim Wirtschaftsgut Baumbestand sind ne-

ben den jeweiligen Pauschsätzen nach § 51 EStDV als Betriebsausgaben zu berücksichti-

gen. Soweit Wiederaufforstungskosten Herstellungskosten darstellen, sind sie in dem nach 

§ 4 Absatz 3 Satz 5 EStG laufend zu führenden Verzeichnis auszuweisen. Zur Behandlung 

der Wiederaufforstungskosten vgl. Teilziffer B.I.4 und II.3. 

G. Forstschäden-Ausgleichsgesetz 

Bei der Anwendung des § 4 Forstschäden-Ausgleichsgesetz gelten die Grundsätze der Teil-

ziffer C. 

Bei der Ausübung des Wahlrechts nach § 4a Forstschäden-Ausgleichsgesetz sind Buch-

wertminderungen und Buchwertabgänge beim Wirtschaftsgut Baumbestand im Wirtschafts-

jahr des Einschlags als Betriebsausgaben sofort abziehbar, soweit von einer Aktivierung 

abgesehen worden ist. 

H. Tarifvergünstigung nach § 34b EStG 

Rechtslage bis 31. Dezember 2011 

Buchwertminderungen im Sinne der Teilziffer B. und die sofort als Betriebsausgaben ab-

ziehbaren Wiederaufforstungskosten (Teilziffer B.II.3.) gehören zu den anderen Betriebs-

ausgaben im Sinne des § 34b Absatz 2 Nummer 2 EStG.3 

I. Anwendungsregelung 

Die Regelungen dieses Schreibens sind in allen noch offenen Fällen anzuwenden. R 34b.2 

Absatz 1 Satz 4 EStR 2008 ist nicht mehr anzuwenden. 

Soweit sich aus diesem Schreiben für einen Steuerpflichtigen Verschlechterungen gegen-

über der bisherigen bundeseinheitlichen Verwaltungsauffassung ergeben, sind die Rege-

lungen erstmals für Wirtschaftsjahre anzuwenden, die nach dem 30. Juni 2010 beginnen. 

Für die Teilziffern F. und H. gelten die darin getroffenen Anwendungsregelungen. 

                                            

3 Die Regelung betrifft § 34b EStG a.F. 
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Dieses Schreiben tritt an die Stelle des BMF-Schreibens vom 2. März 2010 (BStBl I Seite 

224) und wird im Bundessteuerblatt Teil I veröffentlicht.“ 
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Nr. 2 Betriebsvermögen 

Nr. 2.1 Mindestgröße eines Forstbetriebs 

FM BW Schreiben vom 09.03.1987, S 2232 A – 5/86 an die Forstkammer BW 

„Die vom BFH mit Urteil vom 26. 6. 1985 (BStBl II S. 549) aufgeworfenen Fragen zum Begriff 

und zur Mindestgröße des forstwirtschaftlichen Betriebs i.S. des Einkommensteuerrechts 

wurden inzwischen von den Einkommensteuer-Referenten der obersten Finanzbehörden 

des Bundes und der Länder erörtert. Nach Auffassung der Einkommensteuer-Referenten 

kann aus dem Urteil nicht generell gefolgert werden, dass die Bewirtschaftung von Waldflä-

chen bis zu 0,7 ha keinen Forstbetrieb darstellt. Die vom BFH geforderte Mindestgröße als 

Voraussetzung für die Annahme eines Forstbetriebs ist nur eines der Merkmale zum Zweck 

der Prüfung, ob Gewinnerzielungsabsicht vorliegt. Die Einkommensteuer-Referenten haben 

es deshalb auch abgelehnt, eine bestimmte Mindestgröße festzulegen. Bei der Prüfung der 

Gewinnerzielungsabsicht ist vielmehr entsprechend der bisherigen Praxis auf das Gesamt-

bild des jeweiligen Einzelfalls abzustellen, so dass nach wie vor auch Waldflächen bis zu 

0,7 ha einen forstwirtschaftlichen Betrieb i.S. des Einkommensteuerrechts bilden können.“ 
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Nr. 3 Bewertung 

Nr. 3.1 Richtpreise für die Bewertung der Naturalentnahmen 

Vgl. Fach 6 Nr. 6.2 
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Nr. 4 Veräußerung von Betrieben, Teilbetrieben und Waldgrundstücken 

Nr. 4.1 Einkommensteuerliche Behandlung des freiwilligen Waldtauschs 

Nr. 4.1.1 FM BW Erlass vom 26.04.1961, S 2143 A – 61/59 

„ ... 

Ein freiwilliger Waldtausch zur Zusammenlegung von zersplittertem Waldbesitz bildet in al-

ler Regel eine Maßnahme zur Verbesserung der Agrarstruktur. In Fällen des freiwilligen 

Waldtausches bitte ich daher im Einvernehmen mit dem Herrn Bundesminister der Finanzen 

und den Herren Finanzministern (Finanzsenatoren) der anderen Länder wie folgt zu verfah-

ren: 

In den nach § 16 Abs. 1 Nr. 1 GrEStG von der Grunderwerbsteuer befreiten Fällen des 

freiwilligen Waldtausches wird ein Veräußerungsgewinn grundsätzlich nicht besteuert, wenn 

das getauschte aufstehende Holz wertgleich ist. Wird bei einem Tausch, bei dem das be-

stehende Holz nicht wertgleich war, ein Wertausgleich – sei es durch Bargeld oder in ande-

rer Form (z.B. durch Mehrleistung an Grund und Boden) – geleistet, so stellt diese Aus-

gleichsleistung eine Betriebseinnahme dar. Der auf das stehende Holz entfallende Gewinn 

ist auf Antrag nach § 34b EStG zu versteuern (Abschnitt 131 Abs. 6 EStR)4. Um dem Land- 

und Forstwirt jedoch die Möglichkeit einer Ersatzbeschaffung innerhalb von zwei Jahren zu 

belassen, sind auf Antrag die Grundsätze des Abschnitts 35 EStR5 auch auf die Ausgleichs-

leistungen anzuwenden. 

Den Nachweis, dass es sich um einen nach § 16 Abs. 1 Nr. 1 GrEStG steuerbefreiten Wald-

tausch handelt, haben die Steuerpflichtigen durch Vorlage einer Bescheinigung des Land-

wirtschaftsamts zu führen, die unter Beteiligung des zuständigen Forstamts erteilt wird. …“ 

Nr. 4.1.2 FM BW Erlass vom 23.08.1985, S 2232 A – 3/83 

„Durch die Neufassung des Grunderwerbsteuergesetzes (GrEStG 1983) ist die im o.g. Erlaß 

vom 26.4.1961 als Abgrenzungsmerkmal angeführte Vorschrift zur Grunderwerbsteuerbe-

freiung – ab 1.1.1967 § 16 Abs. 1 Nr. 1 GrEStG BW – weggefallen. Die Billigkeitsregelung 

soll jedoch fortgelten. Das Finanzministerium bittet deshalb in Fällen des freiwilligen 

Waldtausches, in denen der Austausch von Flächen zur Grenzverlegung oder zur besseren 

                                            

4 Überholt, die Steuer ist nach R 14 Abs. 5 Nr. 1 EStR 2012 nach § 34 Abs. 1 oder auf Antrag nach § 34 
Abs. 3 EStG zu berechnen. 

5 Jetzt R 6.6 EStR 2012. 
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Bewirtschaftung von zersplitterten oder unwirtschaftlich geformten land- und forstwirtschaft-

lichen Grundstücken erfolgte, aus Billigkeitsgründen wie folgt zu verfahren: 

1. Ein nach den allgemeinen Vorschriften für das stehende Holz ermittelter Veräußerungs-

gewinn unterliegt nicht der Einkommensteuer, wenn das getauschte aufstehende Holz 

wertgleich ist. Der eingetauschte Holzbestand ist dabei mit dem Buchwert des hingege-

benen Holzes zu aktivieren. 

2. Wird bei einem Tausch von Waldgrundstücken, bei dem das aufstehende Holz nicht wert-

gleich ist, ein Wertausgleich geleistet (z.B. durch Bargeld oder durch Mehrleistung an 

Grund und Boden), so ist auf den durch den Wertausgleich anteilig für das stehende Holz 

verwirklichten Veräußerungsgewinn der ermäßigte Steuersatz für außerordentliche Holz-

nutzungen (§ 34b Abs. 3 Nr. 1 EStG) anzuwenden, und zwar auch dann, wenn der Wert-

ausgleich im Rahmen des festgesetzten Nutzungssatzes anfällt. Wird eine Ersatzbe-

schaffung ernstlich geplant, so sind die Grundsätze des Abschn. 35 EStR6 entsprechend 

anzuwenden. 

Die Billigkeitsregelung erstreckt sich nicht auf den durch den freiwilligen Waldtausch für den 

Grund und Boden verwirklichten Veräußerungsgewinn.“ 

Nr. 4.2 Veräußerung von Waldgrundstücken 

Bei Waldverkäufen muss der Veräußerungspreis, insbesondere auch wegen der Verlust-

klausel des § 55 Abs. 6 EStG, auf die verkauften Einzelwirtschaftsgüter (Grund und Boden, 

Aufwuchs, Gebäude, Jagdhütten, Waldwege, Inventar usw.) aufgeteilt werden. Den Auftei-

lungsmaßstab bilden die Teilwerte der einzelnen Wirtschaftsgüter, BFH-Urteil vom 

21.01.1971, BStBl II S. 682. Ergeben sich Über- oder Unterpreise, weil die Summe der Teil-

werte niedriger oder höher ist als der vereinbarte Gesamtkaufpreis, so müssen die Kauf-

preisanteile der einzelnen Wirtschaftsgüter durch Auf- oder Abstockung der Teilwerte im 

Verhältnis dieser Teilwerte ermittelt werden (BFH-Urteil vom 16.12.1981, BStBl 1982 II 

S. 320). Liegen jedoch gewichtige tatsächliche Anhaltspunkte dafür vor, dass beispiels-

weise ein Überpreis nur für eines von mehreren Einzelwirtschaftsgütern gezahlt wurde, so 

ist der Überpreis allein diesem Wirtschaftsgut zuzurechnen (nicht veröffentlichtes BFH-Urteil 

                                            

6 Jetzt R 6.6 EStR 2008. 
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vom 09.04.1987, BFH/NV S. 763). Dabei ist sowohl die Interessenlage des Veräußerers als 

auch die des Erwerbers zu berücksichtigen (BFH-Urteile vom 21.01.1971, a.a.O., und 

15.01.1985, BStBl II S. 252). 

Sofern die Vertragsparteien im Kaufvertrag selbst eine Aufteilung des Gesamtkaufpreises 

auf die Einzelwirtschaftsgüter vorgenommen haben, ist dieser steuerlich grundsätzlich zu 

folgen (BFH-Urteile vom 16.01.1971, BStBl 1972 II S. 451; Beschluss vom 09.07.2002, 

BFH/NV S. 1563). Die vertraglichen Abmachungen können steuerlich aber dann keine An-

erkennung finden, wenn die vereinbarte Kaufpreisaufteilung den tatsächlichen Wertverhält-

nissen nicht gerecht wird und es sich dabei nicht nur um unwesentliche Abweichungen han-

delt. Es bedarf deshalb stets einer Überprüfung der Kaufpreisaufteilung durch den Forst-

sachverständigen der OFD und erforderlichenfalls einer Korrektur der vertraglich vereinbar-

ten Werte. In den zahlreichen Fällen kleinerer Waldverkäufe, in denen eine vertragliche 

Kaufpreisaufteilung gewöhnlich nicht vorliegt, obliegt diese ebenfalls dem Forstsachverstän-

digen der OFD. 

Zur Beobachtung des Marktgeschehens ist es unerlässlich, sämtliche Veräußerungsfälle 

unverzüglich nach Eingang der Veräußerungsmitteilung den Forstsachverständigen der 

OFD vorzulegen. Grundsätzlich sind die Einheitswertakten sowie bereits vorhandene Wer-

termittlungen von Gebäuden und landwirtschaftlichen Flächen beizufügen. Inwieweit es 

sinnvoll ist, auch die Veranlagungsakten anzuschließen, ist im Einzelfall zu entscheiden. 

Nr. 4.3 Öffentlilch-rechtliche Entschädigungen 

1. Allgemeines 

1.1 Abgrenzung zwischen Veräußerungserlösen für verkaufte Wirtschaftsgüter, 

Erlösen aus Holznutzungen und Entschädigungen 

1.1.1 Waldverkauf an private Erwerber und freiwilliger Waldverkauf an die öffentli-

che Hand 

 In diesen Fällen gehören in aller Regel die gesamten Gegenleistungen, die der Ver-

äußerer erhält, zum Veräußerungserlös für die verkauften Wirtschaftsgüter (Grund 

und Boden, Aufwuchs7, Forstwege, Hütten, Zäune, Jagdrecht, Bodenschätze usw.). 

                                            

7 Gleichbedeutend mit Waldbestockung 
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Schadenersatzleistungen, die nicht den Charakter von Veräußerungserlös haben, 

sind nur bei vertragswidrigem Verhalten oder unerlaubter Handlung möglich. 

1.1.2. Enteignung oder Waldverkauf unter gesetzlichem oder behördlichem Zwang 

 In diesen Fällen hat der Waldeigentümer neben dem Entgelt für die abgegebenen 

Wirtschaftsgüter, das Veräußerungserlös darstellt, vielfach einen gesetzlichen An-

spruch auf Entschädigungen für Folgeschäden, denen nicht der Charakter von 

Veräußerungserlös beigelegt werden kann (z.B. Entschädigungen gem. §§ 93 ff. 

BBauG). 

Dasselbe gilt auch bei gesetzlich erzwingbarer Bestellung von schuldrechtlichen o-

der dinglichen Nutzungsrechten an Waldgrundstücken (z.B. zum Bau von Hoch-

spannungsleitungen), wenn dabei neben einem einmaligen Entgelt für das Nut-

zungsrecht gesonderte Entschädigungen für Folgeschäden geleistet werden. 

Werden die abzugebenden Waldgrundstücke vom Waldeigentümer vorher abge-

holzt oder behält er sich vertraglich ein Holzeinschlagsrecht vor, so gehört der Erlös 

für das stehende Holz zu den Holznutzungen. 

1.1.3 Entschädigungsleistungen in Schadensfällen, die nicht mit einem Waldver-

kauf zusammenhängen 

 Entstehen Schäden durch Naturereignisse (z.B. Brand) oder militärische Übungen, 

so gehören Entschädigungen des Schadensverursachers für die vorzeitige Holznut-

zung einschließlich des künftig entgehenden Holzzuwachses zu den Kalamitätsnut-

zungen (vgl. Fach 10 Nr. 5.5 und R 34b.2 Abs. 5 EStR 2012). 

Ausgenommen sind Entschädigungen für solche Schäden an Wirtschaftsgütern, die 

sich beseitigen lassen (z.B. an Wegen oder Jungpflanzungen). Insoweit liegen keine 

Holznutzungen, sondern Entschädigungen im Sinne der R 6.6 EStR 2012 vor (vgl. 

R 34b.2 Abs. 5 Satz 2 EStR 2012). 
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1.2 Entschädigungsgründe und steuerliche Behandlung der verschiedenartigen 

Entschädigungen 

1.2.1. Vermögensschaden 

 Durch das schädigende Ereignis (Enteignung, auf Enteignungsdrohung beruhender 

Verkauf, Baumaßnahmen, Naturereignis, militärische Übungen usw.) können Ver-

mögensschäden an Wirtschaftsgütern entstehen, die im Eigentum des Waldeigen-

tümers verbleiben. Dabei ist zu unterscheiden zwischen einer Wertminderung des 

Grund und Bodens (z.B. wegen Grundwasserentzugs, Bodenverdichtung, Boden-

abtrag, Verbleiben unwirtschaftlicher Restflächen), des Aufwuchses8 (z.B. wegen 

der Gefahr künftigen Windwurfs) oder sonstiger Wirtschaftsgüter (Waldwege usw.). 

Die Entschädigungen für die Wertminderung der Wirtschaftsgüter sind steuerlich 

Betriebseinnahmen. Bei buchführenden Betrieben kommt andererseits eine Teil-

wertabschreibung in Betracht. Nicht buchführende Betriebe können für abnutz-

bare Wirtschaftsgüter (nicht für Grund und Boden sowie Aufwuchs8) eine Absetzung 

für außergewöhnliche technische Abnutzung nach § 7 Abs. 1 Satz 4 EStG vorneh-

men. 

Bei Grund und Boden, der zum 01.07.1970 mit dem doppelten Ausgangsbetrag 

nach § 55 Abs. 1 EStG bewertet wurde, schließt die Verlustklausel des § 55 Abs. 6 

EStG eine Teilwertabschreibung aus (BFH-Urteil vom 10.08.1978, BStBl 1979 II 

S. 103). Bei Grund und Boden, für den zum 01.07.1970 ein höherer Teilwert festge-

stellt wurde oder der erst nach dem 01.07.1970 entgeltlich erworben wurde, sind 

Teilwertabschreibungen rechtlich zulässig. 

Die Wertminderung des forstwirtschaftlichen Aufwuchses8 ermöglicht eine Teil-

wertabschreibung meist schon deshalb nicht, weil der Teilwert infolge der Wertstei-

gerung durch Zuwachs regelmäßig weit über dem Buchwert bzw. den Anschaf-

fungskosten liegt. 

Soweit die Entschädigung für Vermögensschäden nach Abzug möglicher Teil-

wertabschreibungen oder Absetzungen für außergewöhnliche technische Abnut-

zung zu Gewinnen führen, können diese in eine Rücklage für Ersatzbeschaffung 

                                            

8 Gleichbedeutend mit Waldbestockung 
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nach R 6.6 Abs. 4 EStR 2012 eingestellt werden. Dem steht nicht entgegen, dass 

die Wirtschaftsgüter aus dem Betriebsvermögen nicht ausgeschieden sind, sondern 

durch den Schaden nur eine Wertminderung erfahren haben (R 6.6 Abs. 7 EStR 

2012). Voraussetzung ist dabei aber, dass eine Schadensbeseitigung, sofern sie 

nach den tatsächlichen Umständen überhaupt durchführbar ist, ernsthaft geplant 

und zu erwarten ist und dass dabei aktivierungspflichtige Herstellungskosten ent-

stehen, auf die die Rücklage übertragen werden kann. Beim Aufwuchs9 trifft dies 

zu, soweit die Maßnahmen zur Schadensbeseitigung (z.B. Wiederaufforstung) zu 

aktivieren sind. 

Die Tarifermäßigung nach § 34 i.V. mit § 24 Nr. 1 Buchst. a EStG ist auf Entschädi-

gungen für Vermögensschäden nicht anwendbar, weil es sich hierbei nicht um Er-

satz für entgangene oder entgehende Einnahmen handelt. Ein Vermögensschaden 

liegt auch dann vor, wenn sich in der Wertminderung eines vorhandenen Wirt-

schaftsguts (z.B. des forstwirtschaftlichen Aufwuchses9) künftig Einnahmeausfälle 

widerspiegeln (z.B. wegen drohenden Windwurfs, weil durch öffentlichen Straßen-

bau sogenannte Steilränder an Waldbeständen entstehen). Auch bei der Enteig-

nung eines Grundstücks wird die Entschädigung für den Verlust des Wirtschaftsguts 

und nur mittelbar für künftige Einnahmeausfälle gewährt. Da die Einnahmeausfälle 

mithin nur ein Reflex der Wertminderung des Wirtschaftsguts sind, können insbe-

sondere Entschädigungen für entgehende Einnahmen im Sinne des § 24 Nr. 1 

Buchst. a EStG nicht angenommen werden. 

1.2.2 Entgangene oder entgehende künftige Einnahmen 

Werden derartige Entschädigungen gezahlt, beispielsweise für den Mindererlös aus 

dem Verkauf nicht hiebreifer Bäume, die vor der Enteignung von Forstflächen 

abgeholzt wurden, so handelt es sich um Entschädigungen im Sinne des § 24 

Nr. 1 Buchst. a EStG. Die für eine Anwendung des § 24 Nr. 1 Buchst. a EStG nach 

der BFH-Rechtsprechung notwendige Voraussetzung, dass sich das 

schadenstiftende Ereignis als ein ungewöhnlicher Vorfall im Rahmen der 

Einkunftsart darstellt und nicht nur für Einnahmeausfälle aus laufenden Geschäften 

geleistet wird (BFH-Urteile vom 27.07.1978, BStBl 1979 II S. 66, 69, 71 und 
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21.09.1982, BStBl 1983 II S. 289), kann in den Fällen der Tz. 1.1.2 und 1.1.3 im 

Allgemeinen als erfüllt angesehen werden. 

Zugleich gehören diese Entschädigungen aber auch zu den Erlösen aus Holznut-

zungen. Anstelle der Tarifermäßigung gem. § 34 EStG können deshalb wahlweise 

auch die Tarifermäßigungen für außerordentliche Holznutzungen gem. § 34b Abs. 1 

Nr. 1 EStG oder bei Schäden durch Naturereignisse sowie militärische Übungen für 

Kalamitätsnutzungen gem. § 34b Abs. 1 Nr. 2 EStG in Betracht kommen. Dasselbe 

gilt, wenn die nicht hiebreifen Bestände zusammen mit dem Grund und Boden ver-

äußert werden und außer dem Kaufpreis für diese Bestände eine Entschädigung 

für entgehende Einnahmen wegen Wegfalls eines künftigen Holzzuwachses geleis-

tet wird (Tz. 1.1.1). 

Soweit Entschädigungen dafür gezahlt werden, dass sich die Wachstumsbedingun-

gen der im Eigentum des Waldeigentümers verbliebenen Waldbestände ver-

schlechtern, z.B. durch Abtrennung einzelner Bestände beim Straßenbau, handelt 

es sich um Entschädigungen für die Wertminderung des Grund und Bodens und 

des Aufwuchses10 und nur mittelbar um einen Ersatz für künftig entgehende Ein-

nahmen. Solche Entschädigungen sind deshalb nach Tz. 1.2.1 zu behandeln. 

Soweit Entschädigungen für entgehende oder entgangene Einnahmen vorliegen, 

sind Rücklagen nach §§ 6b, 6c EStG und R 6.6 EStR 2012 nicht zulässig (BFH-

Urteil vom 11.07.1973, BStBl II S. 840; H 6.6 Abs. 1 [Entschädigung] EStH 2012). 

Die Entschädigungen stellen keine Ersatzleistung für ein veräußertes Wirtschafts-

gut oder für ein zerstörtes bzw. geschädigtes Wirtschaftsgut dar. 

Die Bildung passiver Rechnungsabgrenzungsposten kommt bei Entschädigun-

gen für entgangene oder entgehende Einnahmen in Betracht, falls sich rechnerisch 

ein Mindestzeitraum bestimmen lässt (BFH-Urteil vom 09.12.1993, BStBl 1995 II 

S. 202). 
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1.2.3 Künftig entstehende zusätzliche oder unwirtschaftliche Ausgaben in den 

verbliebenden Waldbeständen 

Entschädigungen für derartige Ausgaben (z.B. wegen notwendiger Umwege nach 

dem Straßenbau) sind Betriebseinnahmen. Eine Tarifermäßigung gem. § 34 i.V. mit 

§ 24 Nr. 1 Buchst. a EStG kann nicht gewährt werden, da es sich nicht um Entschä-

digungen für Einnahmeausfälle handelt. 

Steuerfreie Rücklagen scheiden aus; ebenso in aller Regel passive Rechnungsab-

grenzungsposten. Vgl. hierzu jedoch die Regelung über Entschädigungen für Wirt-

schaftserschwernisse (Tz. 4.2). 

1.3 Feststellung des Entschädigungsgrundes und der Entschädigungshöhe 

Die Entschädigungsgründe und Entschädigungshöhen sind im Allgemeinen aus 

Verträgen mit der öffentlichen Hand ersichtlich. Die entsprechenden Angaben kön-

nen im Regelfall bei der Besteuerung unverändert zugrunde gelegt werden. Das 

eigene Nachprüfungsrecht der Finanzbehörden bleibt jedoch unberührt. 

Werden Entschädigungen in einer Summe für verschiedene Schadensarten geleis-

tet, die sich auch im Schätzungsweg nur schwer aufteilen lassen, kann es bei ge-

ringeren Entschädigungsbeträgen aus Vereinfachungsgründen vertretbar sein, bei 

der steuerlichen Behandlung auf die überwiegende Schadensart abzustellen. 

2. Entschädigung für den vorzeitigen Einschlag nicht hiebreifer Bäume („Hieb-

unreifeentschädigung“) 

2.1 Entschädigungsgrund 

Werden forstwirtschaftlich genutzte Grundstücke für öffentliche Zwecke, insbeson-

dere für den Straßenbau, für Leitungen und dgl. beansprucht, so wird der Auf-

wuchs11 entweder zusammen mit dem Grundstück übereignet oder er wird vorher 

eingeschlagen und vom Waldeigentümer verwertet. In beiden Fällen kann der Wald-

eigentümer außer dem Kaufpreis für den Aufwuchs11 oder den Erlösen aus der ei-

genen Verwertung des Aufwuchses eine Entschädigung für künftig entgehenden 
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Holzzuwachs erhalten, wenn es sich bei dem Aufwuchs12 um nicht hiebreife Be-

stände handelt. Der Schaden besteht im Ausfall des künftigen Massen- und Wert-

zuwachses und den sich daraus ergebenden Einnahmeausfällen. 

2.2 Einkommensteuerliche Behandlung 

2.2.1 Es kann von Entschädigungen für künftig entgehende Einnahmen ausgegangen 

werden. Da sich die Entschädigung nicht auf laufende Geschäftsvorfälle bezieht, 

sondern einen ungewöhnlichen Vorfall im Rahmen der Bewirtschaftung des Forst-

betriebs darstellt, kann die Tarifermäßigung nach § 34 i.V. mit § 24 Nr. 1 Buchst. a 

EStG gewährt werden. 

2.2.2 Die Entschädigungen haben zugleich den Charakter von Erlösen aus Holznutzun-

gen, und zwar auch dann, wenn die Grundstücksflächen mit dem Aufwuchs12 ver-

kauft werden. 

– Ist der Verkauf der Grundstücksflächen und der damit zusammenhängende Ver-

kauf oder die Verwertung des Aufwuchses12 durch gesetzlichen oder behördli-

chen Zwang veranlasst worden, so handelt es sich bei den Entschädigungen um 

Holznutzungen aus volks- oder staatswirtschaftlichen Gründen. Bei Überschrei-

tung des Nutzungssatzes liegen demgemäß außerordentliche Holznutzungen 

nach § 34b Abs. 1 Nr. 1 EStG vor. 

– Werden nicht hiebreife Bäume wegen einer Schädigung durch ein Naturereignis 

(z.B. Brand) oder durch militärische Übungen eingeschlagen, so gehören die Ent-

schädigungen zu den Kalamitätsnutzungen im Sinne von § 34b Abs. 1 Nr. 2 EStG 

(Fach 10 Nr. 5.5). 

Der Steuerpflichtige kann in diesen Fällen wählen, ob er die Steuervergünstigung 

des § 34 EStG oder des § 34b EStG in Anspruch nehmen will. 

2.2.3 Steuerfreie Rücklagen nach §§ 6b, 6c EStG oder R 6.6 EStR kommen nicht in 

Betracht (vgl. Tz. 1.2.2). 
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2.2.4 Die Voraussetzungen für die Bildung eines passiven Rechnungsabgrenzungs-

postens sind nicht erfüllt (vgl. Tz. 1.2.2). 

3. Entschädigungen für Rand- und Folgeschäden 

3.1 Entschädigungsgrund 

Rand- und Folgeschäden treten ein, wenn durch Baumaßnahmen im Wald (z.B. 

Straßenbau, Leitungsbau) der Trauf (Waldrand mit bis zum Boden herunterhängen-

den Ästen) verlorengeht und sogenannte Steilränder entstehen, weil der neue Wald-

rand durch Bäume gebildet wird, die nur in ihren Gipfeln beastet sind und sonst 

einen nackten Stamm aufweisen. Bei Steilrändern kann der Wind in den Waldbe-

stand eindringen und Wurfschäden verursachen. Außerdem besteht die Gefahr, 

dass durch die Sonneneinstrahlung Waldboden und Baumrinden austrocknen (Rin-

denbrand) und die Bestände für den Pilz und Insektenbefall anfällig werden. Die 

Schäden treten erst nach und nach ein. Sie führen außer zur Gefahr des Windwurfs 

zu einer Qualitätsminderung und Zuwachsbeeinträchtigung des Holzes. 

Die Steilränder müssen durch Aufforstungsmaßnahmen langfristig beseitigt werden. 

Die Erholungsfähigkeit der Natur gleicht den Schaden nach und nach aus; ein Dau-

erschaden entsteht im Allgemeinen nicht. Der Sachschaden wird regelmäßig nach 

dem Unterschiedsbetrag zwischen den gemeinen Werten der Waldbestockung vor 

und nach dem Schadenseintritt bemessen; hierbei wird meist ein Pauschbetrag pro 

Meter Traufverlust angesetzt. Die eventuell beeinträchtigte Wirtschaftlichkeit des 

Betriebs muss durch Umstellungsmaßnahmen behoben werden; die Entschädigung 

hierfür wird nach den entstehenden Kosten bemessen. 

3.2 Einkommensteuerliche Behandlung 

Durch die Entschädigungsleistung werden Vermögensschäden, nämlich eine so-

fort eintretende Wertminderung des Aufwuchses13 an den Waldrändern, sowie künf-

tig entstehende Betriebsausgaben abgegolten. Es liegt kein Ersatz für entgan-

gene oder entgehende Betriebseinnahmen im Sinne des § 24 Nr. 1 Buchst. a 

EStG vor. Ein ermäßigter Steuersatz nach § 34 EStG kommt daher nicht in Betracht. 
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Teilwertabschreibungen auf den Aufwuchs14 sind bei buchführenden Betrieben 

denkbar (Tz. 1.2.1), scheiden aber regelmäßig deshalb aus, weil die Teilwerte der 

Waldbestände wegen des laufenden Zuwachses meist höher sind als der Buchwert. 

Rücklagen für Ersatzbeschaffung sind nach R 6.6 Abs. 7 EStR 2012 zwar auch 

dann möglich, wenn ein Wirtschaftsgut nicht zerstört, sondern nur beschädigt wor-

den ist und die hierfür geleistete Entschädigung den zu berücksichtigenden Auf-

wand (insbesondere eine Teilwertabschreibung) übersteigt. Voraussetzung für eine 

Rücklagenbildung wäre aber, dass innerhalb der geltenden Fristen schadensbesei-

tigende Maßnahmen beabsichtigt sind, bei denen aktivierungspflichtige Herstel-

lungskosten entstehen, auf die die Rücklage dann übertragen werden könnte. 

Soweit die Entschädigung auf Vermögensschäden entfällt, ist die Bildung eines 

passiven Rechnungsabgrenzungspostens von vornherein ausgeschlossen. So-

weit sie auf entstehende Betriebsausgaben entfällt, sind passive Rechnungsab-

grenzungsposten deshalb nicht möglich, weil die Entschädigung nicht für eine be-

stimmte Zeit geleistet wird (vgl. Tz. 1.2.2). 

4. Entschädigung für Wirtschaftserschwernisse 

4.1 Entschädigungsgründe 

4.1.1 Kulturerschwernisse 

Wenn durch Baumaßnahmen Steilränder entstehen (vgl. Tz. 3), verunkrautet die 

anschließende Fläche in der Waldrandzone (Traufzone). Bei einer Wiederauffors-

tung zu einem späteren Zeitpunkt wird die Bepflanzung in diesem Bereich er-

schwert, was höhere Kosten für Pflege- und Frostschutzmaßnahmen verursacht. 

Insofern werden durch die Entschädigung erhöhte Betriebsausgaben abgegolten. 

4.1.2 Wegeunterhaltung 

Wegen öffentlicher Baumaßnahmen (z.B. Straßenbau) werden oft Waldwege be-

schädigt. Außerdem müssen oft Ersatzwege zum Holzrücken (Herausschleppen 
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geschlagener Stämme) und zum Lagern der geschlagenen Stämme gebaut wer-

den. Dies kann zu einer Übererschließung des Waldes führen. Die zusätzlichen und 

oft unrentablen Wege verursachen erhöhte Unterhaltskosten. 

Insofern werden durch die Entschädigung Herstellungskosten für Forstwege und 

künftige Betriebsausgaben für die Wegunterhaltung abgegolten. 

4.1.3 Erhöhte Holzeinschlagkosten 

Bäume, die in der Nähe von Straßen und von Stromleitungen stehen, müssen aus 

Sicherheitsgründen zur Waldseite hin gefällt werden. Dadurch entstehen höhere 

Kosten beim Einschlag (weil Greifzüge verwendet werden müssen) und beim Holz-

rücken (weil die Abschleppstrecke länger und hindernisreicher ist). 

Insofern werden durch die Entschädigungen erhöhte Betriebsausgaben abgegol-

ten. 

4.1.4 Umwege 

Wenn durch den Bau eines Verkehrswegs (z.B. Autobahn, Bahnlinie, Kanal) der 

Wald in zwei Teile zerschnitten wird, die nur durch Brücken verbunden sind, entste-

hen wegen der erforderlichen Umwege zusätzliche Kosten. 

Insofern werden durch die Entschädigung erhöhte Betriebsausgaben abgegolten. 

4.1.5 Verwaltungs- und Pflegeaufwand, Schadensbeseitigung 

Die Bewirtschaftung des Waldes entlang eines Verkehrsweges erfordert eine inten-

sivere und damit aufwändigere Pflege und Überwachung. 

Durch die Entschädigung werden ebenfalls erhöhte Betriebsausgaben abgegol-

ten. 

4.1.6 Entschädigung für unverhältnismäßig hohe allgemeine Verwaltungskosten 

Bei der zwangsweisen Veräußerung von größeren Waldflächen wird dem Veräuße-

rer in besonderen Fällen neben dem Kaufpreis eine einmalige Entschädigung für 

höhere auf die Restflächen entfallende Verwaltungskosten bezahlt. Der ersetzte 

Schaden besteht darin, dass sich die allgemeine Verwaltung des Forstbetriebs nicht 

in gleichem Maße einschränken lässt, wie die Forstfläche abnimmt. Die Verwaltung 

verursacht künftig einen nicht üblichen hohen Aufwand. 
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Insofern werden durch die Entschädigung wiederum Betriebsausgaben abgegol-

ten. 

4.2 Einkommensteuerliche Behandlung 

Die Entschädigungen stellen – mit Ausnahme der Entschädigung für den Bau von 

Forstwegen – einen Ersatz für Betriebsausgaben dar. Da es sich somit weder um 

einen Ersatz für entgehende Einnahmen noch um Erlöse aus Holznutzungen 

handelt, kommen Tarifermäßigungen nach § 34 Abs. 1 i. V. mit § 24 Nr. 1 Buchst. a 

EStG oder nach § 34b EStG nicht in Betracht. 

Bei Entschädigungsregelungen, die in einem Vertrag vereinbart worden sind, ist we-

der die Bildung einer Rückstellung noch eines passiven Rechnungsabgrenzungs-

postens zulässig; auch bei der Gewinnermittlung nach § 4 Abs. 3 EStG kommt eine 

Verteilung über einen bestimmten Zeitraum nicht in Betracht. Bei der Gewinnermitt-

lung nach § 4 Abs. 1 EStG ist die Entschädigung vielmehr mit der Entstehung des 

Anspruchs, bei der Gewinnermittlung nach § 4 Abs. 3 EStG im Zeitpunkt des Zu-

flusses in voller Höhe zu erfassen. Näheres vgl. Fach 7 Nr. 1.8. 

Die Bildung einer Rücklage für Ersatzbeschaffung könnte nur insoweit in Betracht 

gezogen werden, als Entschädigungen für Ersatzwege (Tz. 4.1.2) vorliegen. An die-

ser Möglichkeit dürfte wegen der zugelassenen Verteilung der Entschädigung auf 

20 Jahre aber in der Regel kein Interesse bestehen. 

5. Entschädigung beim Bau von Leitungen 

5.1 Entschädigungsgrund 

Das Recht zur Errichtung und Unterhaltung von öffentlichen ober- und unterirdi-

schen Versorgungsleitungen (z.B. Hochspannungsleitungen, Telefon- und Fernmel-

deanlagen, Erdöl- und Erdgasleitungen, Brunnen- und Quellfassungen, Wasser-

speichern) wird meist durch eine beschränkt persönliche Dienstbarkeit (§ 1090 ff. 

BGB) dinglich gesichert. Der Waldeigentümer erhält dabei in der Regel ein einmali-

ges Entgelt für die Inanspruchnahme der für den Leitungsbau erforderlichen Grund-

stücksflächen. Daneben werden Entschädigungen für Folgeschäden, insbesondere 

in den angrenzenden Waldbeständen, gezahlt. 

Im Einzelnen werden durch die öffentliche Hand insbesondere folgende Leistungen 

und Schäden abgegolten: 
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5.1.1 Einräumung des Nutzungsrechts, das zu einer Wertminderung des Grund und Bo-

dens führt, weil die für den Leitungsbau beanspruchten Flächen künftig nicht mehr 

forstwirtschaftlich genutzt werden können, 

5.1.2 vorzeitiger Einschlag nicht hiebfreier Bäume auf den beanspruchten Flächen (vgl. 

Tz. 2), 

5.1.3 Rand- und Folgeschäden (vgl. Tz. 3), 

5.1.4 Wirtschaftserschwernisse (vgl. Tz. 4), 

5.1.5 Einschlag zur konjunkturellen oder betrieblichen Unzeit (vgl. Tz. 8). 

5.2 Einkommensteuerliche Behandlung 

Sowohl das einmalige Entgelt für das Nutzungsrecht als auch die zusätzlichen Ent-

schädigungen sind Betriebseinnahmen des forstwirtschaftlichen Betriebs. Das 

Entgelt für das Nutzungsrecht ist nicht als Einnahme für die Bestellung eines imma-

teriellen Wirtschaftsguts, sondern wie ein Miet- oder Pachtzins als (vorausbezahl-

tes) Entgelt für die laufende Duldung der errichten Leitungen anzusehen (BFH-Urteil 

vom 20.01.1983, BStBl II S. 413). 

5.2.1 Die Einräumung des Nutzungsrechts führt zu einer Wertminderung des Grund und 

Bodens, nicht aber zu dessen Entnahme aus dem Betriebsvermögen (BFH-Urteil 

vom 26.02.1970, BStBl II S. 419). Buchführende Betriebe können Teilwertab-

schreibungen auf den Grund und Boden vornehmen, sofern nicht die Verlustklau-

sel des § 55 Abs. 6 EStG eingreift (vgl. Tz. 1.2.2). Die Regelung in Abschnitt 5 Abs. 1 

des BMWF-Schreibens vom 29.02.1972 (BStBl I S. 102) über die erfolgsneutrale 

Behandlung von Entschädigungen für Wertminderungen, die später beseitigt wer-

den, ist nicht anwendbar, da der Grund und Boden eine nicht zu beseitigende Wert-

minderung erfährt. 

Steuerfreie Rücklagen nach den §§ 6b, 6c EStG und R 6.6 EStR sind nicht mög-

lich, da keine Wirtschaftsgüter veräußert oder beschädigt werden oder aus dem Be-

triebsvermögen durch höhere Gewalt ausscheiden. 

Ein passiver Rechnungsabgrenzungsposten kann gebildet werden, falls sich 

rechnerisch ein Mindestzeitraum bestimmen lässt (BFH-Urteil vom 09.12.1993, 

BStBl 1995 II S. 202). 
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5.2.2 Die Entschädigungen für Folgeschäden werden teils für entgehende Einnahmen, 

teils für Vermögensschäden und teils für entstehende Betriebsausgaben geleistet. 

Um unangemessene Abgrenzungsschwierigkeiten zu vermeiden, haben die ESt-

Referenten des Bundes und der Länder am 21./23.03.1979 beschlossen (ESt II/79, 

TOP 25), dass für die gesamten Entschädigungen der ermäßigte Steuersatz nach 

§ 34 i. V. mit § 24 Nr. 1 Buchst. a EStG gewährt werden kann. Dabei ist auch das 

einmalige Entgelt für den Wertverlust des Grund und Bodens, d.h. also für die Ein-

räumung des fortdauernden Nutzungsrechts, aus Vereinfachungsgründen als tarif-

begünstigte Einnahme zu behandeln. 

Passive Rechnungsabgrenzungsposten sind auch bei den Entschädigungen für 

Folgeschäden ausgeschlossen. 

Sonstige Vergünstigungen (Behandlung von Entschädigungen für Einschlag nicht 

hiebreifer Bäume als Holznutzungen im Sinne des § 34b EStG, Sondervergünsti-

gungen für Entschädigungen wegen Wirtschaftserschwernissen) sind infolge der 

Anwendung des § 34 EStG auf den gesamten Gewinn in der Regel ohne steuerli-

ches Interesse. Besteht ein Steuerpflichtiger auf einer gesonderten Behandlung der 

verschiedenartigen Entschädigungen, so muss dies auch insoweit gelten, als es ihm 

zum Nachteil gereicht. 

6. Entschädigungen bei Manöverschäden 

6.1 Entschädigungsgrund 

Schäden durch militärische Übungen, die von der Bundeswehr verursacht worden 

sind, werden von der Wehrbereichsverwaltung reguliert (Bundesleistungsgesetz 

vom 27.09.1961, BGBl. 1961 S. 1769); soweit sie von den ausländischen Stationie-

rungsstreitkräften verursacht worden sind, sind die Ämter für Verteidigungslasten 

zuständig (Nato-Truppenstatut vom 19.06.1961, BGBl. II S. 1190, Gesetz zum Nato-

Truppenstatut und zu den Zusatzvereinbarungen vom 18.08.1961, BGBl. II 

S. 1183). 

Es sind folgende Schadensarten zu unterscheiden: 

6.1.1 Schäden an Gebäuden, Betriebsvorrichtungen (z.B. Wege, Brücken, Wasserläufe, 

Grenzsteine, Hütten, Wildzäune, Hinweisschilder) und am aufbereiteten Holz. 
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6.1.2 Einschlag beschädigter nicht hiebreifer Bestände. 

6.1.3 Einschlag beschädigter hiebreifer Bestände. 

6.1.4 Schäden an Stämmen, Jungpflanzen und Wurzelwerk, bei denen ein Einschlag 

nicht erforderlich ist. 

6.2 Einkommensteuerliche Behandlung 

6.2.1 Schäden an Gebäuden, Betriebsvorrichtungen, aufbereitetem Holz 

Da die Entschädigung für einen Vermögensschaden geleistet wird, können die Ta-

rifermäßigungen nach § 34 Abs. 1, § 34b EStG nicht in Betracht kommen. 

Soweit der Schaden beseitigt wird, kann die Entschädigung bis zur Höhe der Kosten 

der Beseitigung (bei Arbeitskräften mit steuerlich wirksamem Arbeitsverhältnis ein-

schließlich der Lohnkosten) einer Rücklage nach R 6.6 EStR zugeführt werden. 

Die Rücklage ist mit der Schadensbeseitigung gewinnerhöhend aufzulösen. 

6.2.2 Einschlag beschädigter nicht hiebreifer Bestände 

Die einkommensteuerliche Behandlung richtet sich nach Tz. 2. 

Danach können die Entschädigungen für entgehenden Holzzuwachs auch als Ka-

lamitätsnutzungen im Sinne des § 34b Abs. 1 Nr. 2 EStG behandelt werden. We-

gen der Feststellung, ob der Nutzungssatz überschritten ist, wird auf Fach 10 Nr. 5.5 

hingewiesen. 

6.2.3 Einschlag beschädigter hiebreifer Bestände 

Die Entschädigung stellt zwar Ersatz für entgehende Einnahmen dar, weil sie dem 

Ausgleich von Erlösminderungen für das beschädigte Holz dient, das beispiels-

weise nur noch als Brennholz verkauft werden kann. Soweit es sich aber um hieb-

reife Bestände handelt, liegt kein außergewöhnliches Ereignis in der Bewirtschaf-

tung des Betriebs vor, so dass die Voraussetzungen für eine Anwendung des § 24 

Nr. 1 Buchst. a EStG nicht erfüllt sind (vgl. Tz. 1.2.2). 

Die Entschädigung kann auch nicht als Kalamitätsnutzung im Sinne des § 34b 

EStG behandelt werden, da es sich nicht um eine vorzeitige Nutzung handelt. 
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6.2.4 Schäden an Stämmen, Jungpflanzen und Wurzelwerk, die nicht zu einem Ein-

schlag führen 

Es handelt sich um einen Vermögensschaden am Wirtschaftsgut „Aufwuchs“15. Die 

ermäßigten Steuersätze nach §§ 34, 34b EStG kommen daher nicht in Betracht 

(Tz. 1.2.1). 

Wegen der Möglichkeit einer Teilwertabschreibung oder Absetzung für außerge-

wöhnliche technische Abnutzung vgl. Tz. 3.2. 

Eine Rücklage für Ersatzbeschaffung entfällt, weil die Schadensbeseitigung, so-

weit überhaupt möglich, nicht zu aktivierungspflichtigen Herstellungskosten führt, 

auf die die Rücklage übertragen werden könnte (Tz. 1.2.1). 

7. Entschädigungen für eine Wertminderung des Grund und Bodens 

7.1 Entschädigungsgrund 

Solche Entschädigungen werden geleistet, wenn die Bodenkrume (Bodenoberflä-

che) durch Baumaßnahmen oder unerlaubte Fremdeinwirkungen beschädigt und 

damit deren Substanz und Qualität beeinträchtigt wird. Dies gilt beispielsweise bei 

einer Schädigung durch Staub, Öl, Säuren oder durch eine Störung des biologi-

schen Gleichgewichts wegen Feuchtigkeit- oder Grundwasserentzugs. 

7.2 Einkommensteuerliche Behandlung 

Da die Entschädigung einen Vermögenschaden ausgleicht, ist eine Tarifermäßi-

gung nach § 34 Abs. 1, § 34b EStG nicht zulässig (Tz. 1.2.1). 

Wegen der Wertminderung des Grund und Bodens kann bei buchführenden Betrie-

ben eine Teilwertabschreibung in Betracht kommen. Bei Ansatz des doppelten Aus-

gangsbetrags nach § 55 Abs.1 EStG zum 01.07.1970 scheidet eine Teilwertab-

schreibung jedoch aufgrund der Verlustklausel des § 55 Abs. 6 EStG aus (BFH-

Urteil vom 10.08.1978, BStBl 1979 II S. 103). Wegen der Behandlung der Aufwen-

dungen zur Beseitigung der Wertminderung vgl. Fach 7 Nr. 1.4. 
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8. Entschädigungen für Holzeinschlag zur Unzeit 

8.1 Entschädigungsgrund 

Es kommen Entschädigungen für folgende Nachteile in Betracht: 

8.1.1 Einschlag zur konjunkturellen Unzeit 

Der Waldbesitzer kann gezwungen sein, das Holz während einer ungünstigen 

Marktlage zu verkaufen. Er erzielt deshalb einen geringeren Preis und erhält zum 

Ausgleich eine Entschädigung. 

8.1.2 Einschlag zur betrieblichen Unzeit 

Der Waldbesitzer kann gezwungen sein, den Einschlag in einer Zeit vorzunehmen, 

in der seine vorhandene Arbeitskapazität anderweitig ausgelastet ist. Er hat dadurch 

(z.B. durch den Einsatz fremder Arbeitskräfte) einen erhöhten Lohnaufwand. Dafür 

erhält er eine Entschädigung. 

8.2 Steuerliche Behandlung 

8.2.1 Einschlag zur konjunkturellen Unzeit 

Wird der Einschlag durch ein im Betriebsablauf außergewöhnliches Ereignis verur-

sacht (vgl. Tz. 1.2.2), wie z.B. bei vorzeitigem Einschlag aufgrund gesetzlichem 

oder behördlichem Zwang, so liegen Entschädigungen im Sinne des § 24 Nr. 1 

Buchst. a EStG vor, die nach § 34 EStG tarifbegünstigt sind. 

Zugleich handelt es sich aber auch um Erlöse aus Holznutzungen, die zu den au-

ßerordentlichen Holznutzungen im Sinne des § 34b Abs. 1 Nr. 1 EStG oder zu den 

Kalamitätsnutzungen im Sinne des § 34b Abs. 1 Nr. 2 EStG gehören können (vgl. 

Tz. 2.2.2). 

8.2.1 Einschlag zur betrieblichen Unzeit 

Die Entschädigung stellt Ersatz für laufende Betriebsausgaben dar. Es liegen mithin 

keine Entschädigungen für entgehende Einnahmen im Sinne des § 24 Nr. 1 

Buchst. a EStG vor. 
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Die Entschädigung kann aber zu den Einnahmen aus außerordentlichen Holznut-

zungen oder Kalamitätsnutzungen im Sinne des § 34b EStG gehören. Der Ein-

nahme stehen dabei die entsprechenden Betriebsausgaben gegenüber. 

Nr. 4.4 Ertragsteuerliche Behandlung des Eigenjagdrechts auf Flächen eines 

land- und forstwirtschaftlichen Betriebs 

BMF-Schreiben vom 23.06.1999, BStBl 1999 I S. 593; FM BW Erlass vom 21.07.1999, 

3 – S 217.1/4 

„Zu der Behandlung des Eigenjagdrechts auf Flächen eines land- und forstwirtschaftlichen 

Betriebs als eigenständiges immaterielles Wirtschaftsgut nehme ich im Einvernehmen mit 

den obersten Finanzbehörden der Länder wie folgt Stellung: 

Das Eigenjagdrecht steht dem Eigentümer einer land-, forst- oder fischereiwirtschaftlich 

nutzbaren zusammenhängenden Fläche von in der Regel mindestens 75 Hektar zu und 

kann von ihm selbst oder durch Verpachtung genutzt werden. Zivilrechtlich ist es Bestandteil 

der Grundstücke (§ 96 BGB, § 3 Abs. 1 BJagdG). 

Ertragsteuerlich stellt das Eigenjagdrecht ein selbständiges nicht abnutzbares immaterielles 

Wirtschaftsgut dar. Es ist notwendiges Betriebsvermögen des land- und forstwirtschaftlichen 

Betriebs, ist aber nur bei entgeltlichem Erwerb als Aktivposten in der Steuerbilanz auszu-

weisen (§ 5 Abs. 2 EStG). Bei der Anschaffung land- und forstwirtschaftlicher Flächen, die 

einen Eigenjagdbezirk bilden, ist deshalb das Eigenjagdrecht mit den anteiligen Anschaf-

fungskosten zu bilanzieren. Im Falle der Veräußerung solcher Grundstücke ist der auf das 

Eigenjagdrecht entfallende Gewinn nicht nach § 6b EStG begünstigt. 

In den DM-Eröffnungsbilanzen zum 21. Juni 1948 bzw. 1. Juli 1990 war ein Wert für das 

Eigenjagdrecht nicht anzusetzen, weil ein Jagdrecht weder am 21. Juni 1948 in den alten 

Ländern noch am 1. Juli 1990 nach dem Einigungsvertrag in den neuen Ländern bestanden 

hat. 

Soweit bei Anschaffungen von Grundstücken nach dem 30. Juni 1970 bzw. nach dem 

30. Juni 1990 die auf das Eigenjagdrecht entfallenden Anschaffungskosten nicht gesondert 

ausgewiesen worden sind, ist dies durch Bilanzberichtigung gegen entsprechende Minde-

rung des Buchwerts des Grund und Bodens richtigzustellen. Ist der Grund und Boden bei 

Anschaffungen vor dem 1. Juli 1970 nach § 55 Abs. 1 EStG mit dem doppelten Ausgangs-
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wert bewertet worden, so sind die für das Eigenjagdrecht tatsächlich entstandenen Anschaf-

fungskosten gewinnneutral über das Kapitalkonto einzubuchen. Aus Billigkeitsgründen wird 

es nicht beanstandet, wenn die Bilanzberichtigung erst in der Schlussbilanz des ersten nach 

dem 29. Juni 1999 endenden Wirtschaftsjahres vorgenommen wird. Für Veräußerungen 

von Grundstücken vor dem 1. Juli 1999 kann insgesamt noch von einer Veräußerung des 

Grund und Bodens mit dem Eigenjagdrecht als unselbständiger Teil des Grund und Bodens 

ausgegangen werden.“ 
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Nr. 5 Tarifvergünstigung nach § 34b EStG 

Nr. 5.1 Betriebsgutachten und Betriebswerk 

Nr. 5.1.1 Richtlinien für die Bemessung Nutzungssätzen nach § 34b EStG und 

andere steuerrechtliche Zwecke 

BMF-Schreiben vom 17.05.2017, BStBl I S. 783 

„Nach dem Ergebnis der Erörterungen mit den obersten Finanzbehörden der Länder gilt für 

die Bemessung von Nutzungssätzen zur Ermittlung der Steuersätze bei Einkünften aus au-

ßerordentlichen Holznutzungen gemäß § 34b EStG i. V. m. § 68 EStDV und für andere 

steuerrechtliche Zwecke das Folgende: 

Inhaltsübersicht: Randziffer 

A. Allgemeines 

I. Grundsätze 

1. Materiell-rechtliche Grundsätze 1 

2. Verfahrensrechtliche Grundsätze 2 – 3 

II. Grundlagen für die Festsetzung des Nutzungssatzes 

1. Zustandsbeschreibung des Betriebs 4 – 6 

2. Stichtag der Zustandsbeschreibung 7 

3. Vorzeitige Neufestsetzung des Nutzungssatzes 8 

4. Anpassung des Nutzungssatzes aufgrund von Flächenveränderungen 9 

5. Notwendige Unterlagen 10 

B. Nach Altersklassen gegliederter Hochwald 

I. Zustandsbeschreibung 

1. Zustandsbeschreibung nach den Methoden des konventionellen Forst- 
 einrichtungsverfahrens 11 

2. Bestandsbeschreibung 12 

3. Baumart und Alter 13 

4. Ertragsklasse 14 

5. Blößen und Bestockungsgrad 15 

6. Altersklassenübersicht 16 – 17 

7. Zuwachsberechnung 18 – 20 
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8. Vorratsberechnung 21 – 22 

II. Bemessung des Nutzungssatzes 

1. Grundsätze 23 – 25 

2. Umtriebszeit 26 – 28 

3. Summarische Einschlagsplanung 29 

4. Formelsatz 30 – 31 

5. Ertragsgeschichtlicher Zuwachs 32 

6. Einzelplanung 33 – 34 

7. Abstimmung der Nutzungsmöglichkeiten 35 – 36 

C. Besondere Betriebsformen des Hochwaldes 

1. Plenterwald 37 – 38 

2. Ähnliche strukturreiche Betriebsformen 39 

D. Andere Betriebsarten 

1. Niederwald 40 

2. Mittelwald 41 

3. Überführungswald 42 

4. Nichtwirtschaftswald und Schutzwald 43 – 45 

E. Stichprobenverfahren 

1. Grundsätze 46 

2. Durchführung der Inventur am Stichprobenpunkt 47 

3. Auswertung der Inventurdaten 48 – 49 

4. Statistische Genauigkeit der Auswertungen 50 

5. Auswertung der Inventurdaten von Untereinheiten 51 

6. Ermittlung des Nutzungssatzes 52 

F. Schlussbestimmungen 53 
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 A. Allgemeines 

 I. Grundsätze 

 1. Materiell-rechtliche Grundsätze 

1 Für Einkünfte aus außerordentlichen Holznutzungen wird nach § 34b Absatz 3 Nr. 2 

EStG ein ermäßigter Steuersatz gewährt, wenn aufgrund eines amtlich anerkannten 

Betriebsgutachtens oder eines Betriebswerks periodisch für zehn Jahre ein Nutzungs-

satz festgesetzt ist und die übrigen Voraussetzungen des § 34b Absatz 4 EStG vorlie-

gen. Er entspricht den Nutzungen, die unter Berücksichtigung der vollen jährlichen Er-

tragsfähigkeit des Waldes in Kubikmetern im Festmaß (Erntefestmeter Derbholz ohne 

Rinde) objektiv nachhaltig erzielbar sind (§ 68 Absatz 1 EStDV). 

 2. Verfahrensrechtliche Grundsätze 

2 Der Nutzungssatz ist eine Bemessungsgrundlage für Zwecke der Tarifermäßigung nach 

§ 34b EStG, der auf Antrag durch die Forstsachverständigen der Finanzverwaltung fest-

gesetzt wird. Die Mitteilung über den festgesetzten Nutzungssatz ist kein Grundlagen-

bescheid mit Bindungswirkung und kann als unselbständige Besteuerungsgrundlage 

nur im Rahmen des Feststellungs- oder Festsetzungsverfahrens abgabenrechtlich 

überprüft werden. 

3 Ein Nutzungssatz wird nur für steuerrechtliche Zwecke festgesetzt. 

 II. Grundlagen für die Festsetzung des Nutzungssatzes 

 1. Zustandsbeschreibung des Betriebs 

4 Für die Festsetzung des Nutzungssatzes ist die volle jährliche Ertragsfähigkeit des Wal-

des für einen Forstbetrieb im ertragsteuerrechtlichen Sinne zu ermitteln. Hierzu sind die 

Grundlagen über den Waldzustand zu erfassen (Zustandsbeschreibung). 

5 Für den nach Altersklassen gegliederten Hochwald ist eine Zustandsbeschreibung nach 

den Randziffern 11 bis 22 dieses Schreibens in einem amtlich anerkannten Betriebs-

gutachten oder in einem Betriebswerk zu erstellen und der Nutzungssatz nach den 

Randziffern 23 bis 36 zu ermitteln. Für besondere Betriebsformen des Hochwaldes gel-

ten die Randziffern 37 bis 39 und, soweit in diesen nichts anderes bestimmt ist, sinnge-

mäß die Randziffern 11 bis 36. Für die anderen Betriebsarten gelten die Randziffern 40 
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bis 45 und, soweit in diesen nichts anderes bestimmt ist, sinngemäß die Randziffern 11 

bis 36. 

6 Bei der Verwendung von stichprobenbasierten Forsteinrichtungsverfahren (vgl. Tz. E) 

gelten für die Zustandsbeschreibung die Randziffern 46 bis 51 und für die Ermittlung 

des Nutzungssatzes Randziffer 52. 

 2. Stichtag der Zustandsbeschreibung 

7 Die Zustandsbeschreibung ist auf den Anfang des steuerrechtlichen Wirtschaftsjahres 

zu erstellen, ab dem die Periode von 10 Jahren für die Anwendung des Nutzungssatzes 

rechnet. 

 3. Vorzeitige Neufestsetzung des Nutzungssatzes 

8 Ist der Nutzungssatz vor Ablauf der laufenden Periode von 10 Jahren infolge außeror-

dentlicher Holznutzungen im Sinne des § 34b Absatz 1 EStG erheblich überschritten 

worden, so kann er auf Antrag neu festgesetzt werden, wenn die Grundlagen für die 

Herleitung eines neuen Nutzungssatzes von den Verhältnissen zum Stichtag der bishe-

rigen Zustandsbeschreibung maßgeblich abweichen. In diesem Fall endet die laufende 

Periode mit dem Wirtschaftsjahr, in dem das schädigende Ereignis eingetreten ist. Die 

Zustandsbeschreibung ist auf den Beginn des folgenden Wirtschaftsjahres neu zu er-

stellen und der Nutzungssatz ist für 10 Jahre zu ermitteln. 

 4. Anpassung des Nutzungssatzes aufgrund von Flächenveränderungen 

9 Wesentliche Flächenveränderungen (Zu- oder Abgänge bei den forstwirtschaftlich ge-

nutzten Flächen) sind der Finanzverwaltung mitzuteilen und können zu einer Anpassung 

des Nutzungssatzes führen. 

 5. Notwendige Unterlagen 

10 Die Forsteinrichtungsunterlagen umfassen entweder das amtlich anerkannte Betriebs-

gutachten oder das Betriebswerk (§ 68 Absatz 2 und 3 EStDV). Sie müssen für Zwecke 

der Besteuerung enthalten: 

a) ein auf das Liegenschaftskataster abgestimmtes Verzeichnis über die zum Forstbe-

trieb gehörenden Flächen, gegliedert nach forstlichen Betriebsflächen (Holzboden-

fläche und Nichtholzbodenfläche) und nichtforstlichen Betriebsflächen (Nebenflä-

chen), 
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b) eine kartographische Darstellung des Forstbetriebs (z. B. Forstbetriebskarte), 

c) eine Gliederung der Holzbodenfläche in einzelne Betriebsarten (z. B. Hochwald, 

Mittelwald usw.), 

d) eine Zustandsbeschreibung, eine Zuwachs- und eine Vorratsberechnung entspre-

chend dieses Schreibens, 

e) eine Herleitung der objektiven jährlichen Nutzungsmöglichkeit entsprechend dieses 

Schreibens. 

 B. Nach Altersklassen gegliederter Hochwald 

 I. Zustandsbeschreibung 

1. Zustandsbeschreibung nach den Methoden des konventionellen Forsteinrich-

tungsverfahrens 

11 Die Zustandsbeschreibung im Hochwald umfasst eine Bestandsbeschreibung nach 

Randziffer 12 und eine Altersklassenübersicht nach den Randziffern 16 und 17. 

 2. Bestandsbeschreibung 

12 Jeder Bestand ist nach Flächengröße, Baumarten, Alter, Ertragsklassen und Besto-

ckungsgrad zahlenmäßig zu beschreiben; der Vorrat und der laufende Zuwachs sind 

anzugeben. 

 3. Baumart und Alter 

13 Handelt es sich um Mischbestände, so sind die Flächenanteile der einzelnen Baumarten 

(ideelle Teilflächen) auszuweisen. Ungleichaltrige Bestände sind nach dem Alter aufzu-

gliedern. Bei mehrschichtigen Beständen sind die einzelnen Schichten getrennt zu be-

schreiben. Bei Beständen, die im Wuchs stark zurückgeblieben sind, kann anstelle des 

tatsächlichen Alters ein „wirtschaftliches“ Alter geschätzt werden. 

 4. Ertragsklasse 

14 Die Ertragsklasse für die einzelne Baumart soll nach Bestandesoberhöhe und Alter mit 

Hilfe der jeweiligen Ertragstafel ermittelt werden (statische Bonitierung). Die Ertragstafel 

soll die regionalen Wuchsverhältnisse angemessen berücksichtigen; sie ist in der Forst-
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einrichtung anzugeben. Wird die Ertragsklasse nach dem durchschnittlichen Gesamt-

zuwachs (dGZ) angegeben, ist auch der Zeitraum zu bezeichnen, auf den sich der dGZ 

bezieht. 

 5. Blößen und Bestockungsgrad 

15 Der Bestockungsgrad ist das Verhältnis des tatsächlichen Vorrats oder der tatsächli-

chen Grundfläche des Bestandes zum Vorrat oder zur Grundfläche nach der Ertragsta-

fel. Lücken, die klar in Erscheinung treten und den Zuwachs beeinträchtigen, sind bei 

der Blößenfläche gesondert auszuweisen. 

 6. Altersklassenübersicht 

16 Die Altersklassenübersicht ist gegliedert nach Betriebsklassen und innerhalb dieser 

nach Baumarten bzw. -gruppen getrennt darzustellen. Die Bestandsbeschreibungen 

nach den Randziffern 12 bis 15 bilden die Grundlage der Altersklassenübersicht. 

17 In der Regel genügt die Bildung 20-jähriger Altersklassen. Für jede Baumart sind das 

durchschnittliche Alter, die durchschnittliche Ertragsklasse sowie der durchschnittliche 

Bestockungsgrad altersklassenweise sowie im Ganzen zu ermitteln. Als Durchschnitt 

ist jeweils das mit der Fläche gewogene Mittel anzusetzen. 

 7. Zuwachsberechnung 

18 Der auf die Umtriebszeit im Sinne der Randziffern 26 bis 28 bezogene durchschnittliche 

Zuwachs der Gesamtmasse (dGZu) ist gegliedert nach Betriebsklassen, innerhalb der 

gebildeten Klassen nach Baumarten, mit Hilfe der Ertragstafel summarisch nach der 

durchschnittlichen Ertragsklasse, wie sie nach Randziffer 14 festgestellt worden ist, zu 

ermitteln. Unbestockte Flächen und Blößen dürfen dabei von der Gesamtfläche nicht 

abgesetzt werden. 

19 Der laufende Zuwachs (lZ) ist bestandsweise für die einzelnen Baumarten nach der 

Ertragstafel zu berechnen und altersklassenweise darzustellen. Je nach dem Besto-

ckungsgrad sind die bei der Forsteinrichtung üblichen Reduktionen vorzunehmen. 

20 Der ertragsgeschichtliche Zuwachs ist zu ermitteln, wenn dies möglich ist. 
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 8. Vorratsberechnung 

21 Der wirkliche Vorrat der mittelalten und alten Bestände ist durch Messung zu erfassen. 

Die Ermittlung des Vorrates der jüngeren Bestände kann durch Einschätzung des Be-

stockungsgrades je Baumart und Schicht auf der Basis von Ertragstafeln erfolgen. Der 

wirkliche Vorrat ist nach Betriebsklassen und innerhalb dieser gegliedert nach Baumar-

ten und Altersklassen, darzustellen. 

22 Der Normalvorrat ist auf Grund der tatsächlichen Baumartenverteilung mit Hilfe der Er-

tragstafel zu berechnen. Er ist gegliedert nach Betriebsklassen und innerhalb dieser 

nach Baumarten bzw. -gruppen anzugeben. Bei der Berechnung sind die Umtriebszei-

ten nach den Randziffern 26 bis 28, der gegendübliche Bestockungsgrad und die durch-

schnittlichen Ertragsklassen, wie sie nach Randziffer 14 ermittelt worden sind, zu be-

rücksichtigen. 

 II. Bemessung des Nutzungssatzes 

 1. Grundsätze 

23 Bei der Bemessung des Nutzungssatzes dürfen nur die Ergebnisse entsprechend der 

nach Randziffern 11 bis 22 erstellten Zustandsbeschreibung berücksichtigt werden. Das 

subjektive Ermessen des Steuerpflichtigen muss bei der Bemessung des Nutzungssat-

zes außer Betracht bleiben. 

24 Maßgebend für die Bemessung des Nutzungssatzes sind nicht die Nutzungen, die in 

der Periode von 10 Jahren erzielt werden sollen (subjektiver Hiebssatz), sondern die 

Nutzungen, die unter Berücksichtigung der vollen Ertragsfähigkeit nachhaltig erzielt 

werden können (objektive Nutzungsmöglichkeiten). Aus diesem Grund kann sich der 

Hiebssatz der Forsteinrichtung von der steuerlichen Bemessungsgrundlage, dem Nut-

zungssatz, unterscheiden. 

25 Bei der Bemessung des Nutzungssatzes für den nach Altersklassen gegliederten Hoch-

wald sind die Umtriebszeiten nach den Randziffern 26 bis 28 festzusetzen sowie das 

Ergebnis der summarischen Einschlagsplanung nach Randziffer 29, des Formelsatzes 

nach den Randziffern 30 und 31 und der Einzelplanung nach den Randziffern 33 und 

34 für jede Betriebsklasse zu ermitteln. 
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 2. Umtriebszeit 

26 Die Umtriebszeit (U) ist die in der Forsteinrichtung festzusetzende durchschnittliche 

Zeitdauer in Jahren zwischen Begründung und Ernte der in einer Betriebsklasse zusam-

mengefassten Bestände einer Baumart. Sie ist unter Berücksichtigung der tatsächlich 

eingehaltenen Umtriebszeit, des Altersklassenstandes, der Vorratsverhältnisse und der 

im Privatwald gegendüblichen Umtriebszeiten festzusetzen. 

27 In der Regel ist die Umtriebszeit innerhalb der folgenden Grenzen festzusetzen: 

Fichte 80 bis 120 Jahre 

Douglasie 80 bis 120 Jahre 

Weißtanne 100 bis 160 Jahre 

Kiefer 80 bis 140 Jahre 

Europäische Lärche 100 bis 140 Jahre 

Japanische Lärche 80 bis 120 Jahre 

Buche 100 bis 160 Jahre 

Eiche 140 bis 180 Jahre 

Eiche – Wertholz 180 bis 250 Jahre 

anderes Laubholz  

mit hoher Umtriebszeit 100 bis 140 Jahre 

anderes Laubholz 

mit niedriger Umtriebszeit 60 bis 100 Jahre 

28 Wird von der festgesetzten Umtriebszeit durch den Betriebsvollzug abgewichen und 

während der laufenden Periode tatsächlich nach einer kürzeren Umtriebszeit gewirt-

schaftet, so kann die Finanzverwaltung vor Ablauf der Periode den Nutzungssatz über-

prüfen und unter Abänderung der Umtriebszeit berichtigen. 

 3. Summarische Einschlagsplanung 

29 Die nachhaltige jährliche Nutzungsmöglichkeit nach der summarischen Einschlagspla-

nung in Kubikmetern im Festmaß (Erntefestmetern Derbholz ohne Rinde) ist baumar-

ten- und altersklassenweise wie folgt zu ermitteln: 

a) Zur Bestimmung der Endnutzungen sind die Baumartenflächen der Altersklassen, 

die älter sind als die um 20 Jahre verminderte Umtriebszeit (Altersklassen über U 

minus 20 Jahre), zeitlich so zu verteilen, dass nach vollzogener Nutzung aus den 
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folgenden (nachgerückten) Altersklassen wiederum ausreichende Nutzungsmög-

lichkeiten zur Verfügung stehen. Sind in den über U minus 20-jährigen Altersklassen 

ausreichende Nutzungsmöglichkeiten nicht gegeben, so sind je nach den Verhält-

nissen auch die nächstjüngeren Altersklassen (Altersklassen unter U minus 20 

Jahre) in die Verteilung einzubeziehen. Die Masse der Endnutzungen ist für die sich 

danach ergebenden Schlagflächen unter Berücksichtigung der nach Randziffer 21 

ermittelten Vorräte anzusetzen und um die Masse des fünfjährigen laufenden Zu-

wachses, wie er nach Randziffer 19 berechnet worden ist, zu erhöhen. 

b) Die Masse der Vornutzungen ist auf allen Flächen zu berücksichtigen, die nicht un-

ter Tz. a) fallen. Sie ist baumarten- und altersklassenweise aus den Vorräten (Rand-

ziffer 21) unter Berücksichtigung der gegendüblichen Eingriffsstärke und der Zu-

wächse (Randziffer 19) anzusetzen. 

 4. Formelsatz 

30 Die nachhaltige jährliche Nutzungsmöglichkeit nach dem Formelsatz ist wie folgt zu er-

mitteln:  

Formelsatz = 
lz + dGZu 

+ 
wirklicher Vorrat – Normalvorrat 

2 Ausgleichszeitraum 

 

 Die Ergebnisse der Ermittlungen über den Zuwachs nach den Randziffern 18 und 19 

und über den Vorrat nach den Randziffern 21 und 22 sind in der Formel in Kubikmetern 

im Festmaß (Erntefestmetern Derbholz ohne Rinde) anzusetzen; der Ausgleichszeit-

raum ist grundsätzlich auf 40 Jahre zu bemessen. 

 5. Ertragsgeschichtlicher Zuwachs 

32 Der ertragsgeschichtliche Zuwachs soll berechnet werden, wenn er mit genügender Si-

cherheit nachgewiesen werden kann. Ersatzweise sind die Nutzungssätze und tatsäch-

lichen Einschläge aus früheren Planungszeiträumen sowie die daraus abgeleiteten Nut-

zungsprozente als Vergleichsmaßstab zur Festsetzung des Nutzungssatzes heranzu-

ziehen. 
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 6. Einzelplanung 

33 Die jährliche Nutzungsmöglichkeit nach der Einzelplanung ist für die Periode von 10 

Jahren nach objektiven Grundsätzen in Kubikmetern im Festmaß (Erntefestmetern 

Derbholz ohne Rinde) zu ermitteln. 

 Dabei sind insbesondere die räumliche Ordnung des Betriebes und die standortsübli-

chen, waldbautechnischen sowie die gegendüblichen ökonomischen Grundsätze im 

Rahmen der wirtschaftlichen Notwendigkeiten in den einzelnen Beständen zu beachten. 

34 Die Massen der Endnutzungen sind unter Berücksichtigung der nach Randziffer 21 er-

mittelten Vorräte zuzüglich des fünfjährigen Zuwachses nach Randziffer 19 anzusetzen. 

Die Massen der Vornutzungen sind sinngemäß nach Randziffer 29, jedoch unter Be-

rücksichtigung der örtlichen Gegebenheiten in den Beständen, zu bemessen. Die 

Summe der bestandsweise ermittelten Endnutzungen und Vornutzungen ist das Ergeb-

nis der Einzelplanung. 

 7. Abstimmung der Nutzungsmöglichkeiten 

35 Die für die Bemessung des Nutzungssatzes in Kubikmetern im Festmaß (Erntefestme-

tern Derbholz ohne Rinde) berechneten Ergebnisse der verschiedenen Nutzungsmög-

lichkeiten nach den Randziffern 29 bis 34 sind nach folgenden Grundsätzen aufeinander 

abzustimmen: 

a) Als Gesamtweiser gilt das Ergebnis der Abstimmung zwischen den Ergebnissen der 

summarischen Einschlagsplanung (Randziffer 29), des Formelsatzes (Randziffern 

30 und 31) und gegebenenfalls des ertragsgeschichtlichen Zuwachses (Randziffer 

32). Je geringer die Vorräte an hiebsreifem Holz gegenüber denen des Normalzu-

standes sind, umso mehr Gewicht ist dem Ergebnis der summarischen Einschlags-

planung gegenüber dem Ergebnis des Formelsatzes beizumessen. 

b) Der Gesamtweiser hat regelmäßig die Aufgabe, festzustellen, ob die Einzelplanung 

ohne Gefährdung der Ertragsfähigkeit des Betriebs erzielbar ist. 

c) Weicht der Aufbau des Waldes vom Normalzustand soweit ab, dass der Formelsatz 

gegenüber der summarischen Einschlagsplanung kein sinnvolles Ergebnis mehr lie-

fert, so sind die summarische Einschlagsplanung und die Einzelplanung aufeinan-

der abzustimmen. 
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d) Vorhandene Forstnutzungsrechte sind zu berücksichtigen. 

36 Die Abstimmung der Nutzungsmöglichkeiten ist zu beschreiben; Abweichungen von 

dem Gesamtweiser, insbesondere der summarischen Einschlagsplanung, sind zu be-

gründen. Das Ergebnis der Abstimmung ist der endgültige Nutzungssatz. 

 C. Besonder Betriebsformen des Hochwaldes 

 1. Plenterwald 

37 Der wirkliche Vorrat ist in der Regel zu messen und nach Baumarten sowie Stärkeklas-

sen zu gliedern. Die Ertragsmöglichkeiten sind im Anhalt an standortgleiche Bestände 

oder auf Grund zuverlässiger ertragsgeschichtlicher Unterlagen zu ermitteln. 

38 Der Nutzungssatz ist im Wege der Einzelplanung im Anhalt an die Ertragsmöglichkeiten 

herzuleiten. Dabei sind sowohl die Vorratsstruktur als auch die Stärkeklassengliederung 

(Ober-, Mittel-, Unterholz) zu berücksichtigen. 

 2. Ähnliche strukturreiche Betriebsformen 

39 Für dem Plenterwald ähnliche strukturreiche Betriebsformen gelten die Grundsätze der 

Randziffern 37 und 38 entsprechend. 

 D. Andere Betriebsarten 

 1. Niederwald 

40 Der Nutzungssatz ist in der Regel nach der Formel  

Nutzungssatz = 
Holzbodenfläche x durchschnittliches Abtriebsergebnis 

Umtriebszeit 

 

 zu ermitteln. 

 2. Mittelwald 

41 Die Ermittlung des Nutzungssatzes erfolgt für das Unterholz nach Randziffer 40, für das 

Oberholz durch eine Einzelplanung nach den Randziffern 33 und 34 unter Beachtung 

der Vorratsverhältnisse in jedem Bestand. 
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 3. Überführungswald 

42 Soweit Überführungswaldungen (ehemaliger Mittelwald oder Niederwald) mehr den 

Charakter des nach Altersklassen gegliederten Hochwaldes angenommen haben, ist 

nach den Randziffern 11 bis 36 unter Berücksichtigung der vorliegenden Besonderhei-

ten zu verfahren. Je ungleichaltriger die Bestände sind, umso größer ist das Gewicht 

der Einzelplanung. 

 4. Nichtwirtschaftswald und Schutzwald 

43 Waldflächen, deren objektive Nutzungsmöglichkeiten in absehbarer Zeit nicht höher als 

ein Kubikmeter im Festmaß (Erntefestmeter ohne Rinde) je Jahr und Hektar sind, gelten 

als Nichtwirtschaftswald (in außerregelmäßigem Betrieb stehender Wald). Soweit sie 

nicht nur unbedeutende Flächenanteile einnehmen, sind sie als besondere Betriebs-

klasse zu behandeln. Die Nutzungsmöglichkeiten sind in der Regel bestandsweise ein-

zuschätzen. 

44 Eine besondere Betriebsklasse kann für Schutzwald gebildet werden, soweit erhebliche 

Nutzungsbeschränkungen gesetzlich vorgeschrieben sind, oder, wenn eine gesetzliche 

Beschränkung fehlt, der Schutzwaldcharakter zu solchen Beschränkungen zwingt. 

45 Diese Nutzungen sind, soweit sie nicht schon in den Nutzungen der Betriebsklasse 

„Wirtschaftswald“ enthalten sind, bei der Ermittlung der Gesamtnutzung des Betriebes 

zu berücksichtigen. 

 E. Stichprobenverfahren 

 1. Grundsätze 

46 Die Verwendung von Stichprobenverfahren zur Zustandsbeschreibung ist zulässig, so-

weit sie statistisch hinreichend gesicherte Ergebnisse für eine Festsetzung des Nut-

zungssatzes erbringt. Die für Stichprobenaufnahmen und deren Auswertung verwende-

ten Methoden sowie die herangezogenen Berechnungsgrundlagen sind nachprüfbar 

darzustellen. 

 2. Durchführung der Inventur am Stichprobenpunkt 

47 Für Zwecke der Inventur sind am Stichprobenpunkt mindestens die Baumart, das Alter, 

der Brusthöhendurchmesser, die Schicht und wenigstens eine Höhe pro Baumart zu 
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erfassen. Die Aufnahmedaten des jeweiligen Stichprobenpunktes und seine genaue 

Lage sind zu dokumentieren. 

 3. Auswertung der Inventurdaten 

48 Für den Betrieb bzw. die Betriebsklasse sind zusammengefasst darzustellen: 

• Gesamtvorrat, 

• statistischer Vertrauensbereich des Vorrats, 

• Gesamtzuwachs. 

 Die Auswertung der Inventurdaten ist innerhalb der Betriebsklassen nach Alters- und 

Durchmesserklassen, Baumarten bzw. -gruppen und Nutzungsarten vorzunehmen. Da-

bei sind anzugeben: 

• Flächenanteile der Baumarten, 

• Mittelhöhen, 

• mittlere Brusthöhendurchmesser, 

• Stammzahlen je Hektar, 

• Grundflächen je Hektar, 

• Vorräte je Hektar, 

• laufende Zuwächse je Hektar, 

• Flächen- und Baumartenanteile der Vorausverjüngungen, 

• Durchschnittsalter, 

• durchschnittliche Ertragsklassen, 

• durchschnittliche Bestockungsgrade, 

• Einteilung nach Bestandesschichten. 

49 Bei der Auswertung sind darüber hinaus folgende Fallgruppen zu unterscheiden: 

 a) Erstaufnahmen 

  Der Zuwachs ist anhand verfügbarer Daten plausibel herzuleiten. 

 b) Wiederholungsaufnahmen in Fällen einer permanenten Inventur 

 Zuwachsberechnung anhand des Vergleichs zweimal gemessener Bäume unter 

Berücksichtigung von eingewachsenen und ausgeschiedenen Bäumen. 
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 c) Wiederholungsaufnahmen in Fällen einer nicht permanenten Inventur 

  Der Zuwachs in der abgelaufenen Periode ist zu berechnen. 

 4. Statistische Genauigkeit der Auswertung 

50 Die Zielgrößen sind statistisch abgesichert herzuleiten. Erforderlich ist in jedem Fall eine 

Stichprobendichte, die für die Zielgrößen statistisch hinreichend gesicherte Ergebnisse 

erbringt. Dabei darf für Zwecke der Gesamtauswertung des Vorrats ein einfacher Stan-

dardfehler von maximal fünf Prozent nicht überschritten werden. 

 5. Auswertung der Inventurdaten von Untereinheiten 

51 Auswertungen sind aufgrund steuerrechtlicher Anforderungen auch auf der Ebene der 

in der Waldeinteilung ausgewiesenen Bewirtschaftungseinheiten (z. B. Distrikte, Abtei-

lungen, Unterabteilungen oder Bestände) vorzunehmen. 

 6. Ermittlung des Nutzungssatzes 

52 Die Ermittlung des Nutzungssatzes erfolgt sinngemäß nach den Regelungen der Rand-

ziffern 23 bis 36. An die Stelle des Formelsatzes in Randziffer 30 tritt folgender Formel-

satz für Stichprobenverfahren:  

Formelsatz = lz + 
wirklicher Vorrat – Zielvorrat 

Ausgleichszeitraum 

 

 F. Schlussbestimmungen 

53 Die nach den Grundsätzen der bisherigen Richtlinien festgesetzten Nutzungssätze gel-

ten bis zum Ablauf der jeweiligen Nutzungssatzperiode fort. 

  

 Dieses Schreiben nebst Anlage wird im Bundessteuerblatt Teil I veröffentlicht. 
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 Anlage 

Empfehlung 

 Bei einem Stichprobenverfahren mit konzentrischen Probekreisen, deren größter Ra-

dius rund 13 Meter (entspricht einer Probekreisfläche von ca. 500 Quadratmeter) um-

fasst, wird mindestens folgender Stichprobenumfang empfohlen: 

ab 500 Hektar bis 
etwa 1.000 Hektar 

 
1 Stichprobenpunkt auf 3 Hektar 

ab etwa 1.000 Hektar 
bis etwa 1.500 Hektar 

mit zunehmender Flächengröße 
1 Stichprobenpunkt auf bis zu 3,5 Hektar 

ab etwa 1.500 Hektar 
bis etwa 2.500 Hektar 

mit zunehmender Flächengröße 
1 Stichprobenpunkt auf bis zu 4 Hektar 

ab etwa 2.500 Hektar 
bis etwa 3.500 Hektar 

mit zunehmender Flächengröße 
1 Stichprobenpunkt auf bis zu 5 Hektar 

ab etwa 3.500 Hektar 1 Stichprobenpunkt auf 5 Hektar 

 

Nr. 5.1.2 Geltungsdauer 

FM BW Erlass vom 28.02.1963, S 2142 A – 4/61 und 2134 A – 2/61 

„Das Finanzministerium hat keine Bedenken, bei der Festsetzung des Nutzungssatzes i. S. 

des § 34b Abs. 4 EStG16, § 68 EStDV ein für einen Zeitraum von 20 Jahren aufgestelltes 

Betriebsgutachten oder Betriebswerk zuzulassen, sofern die für die Festsetzung des Nut-

zungssatzes erforderlichen Wertansätze nach Ablauf von 10 Jahren einer Zwischenrevision 

unterzogen werden. Die Zwischenrevision muss den in den Nutzungssatzrichtlinien festge-

legten Mindestanforderungen genügen und insbesondere folgende zwingende Erforder-

nisse dieser Richtlinien enthalten: 

a) Aufstellung einer „Holzarten- und Alterklassenübersicht“ auf den Anfang des neuen Jahr-

zehnts (unter Durchführung der Bestandsbeschreibung); 

b) Ermittlung des Holzvorrates und -zuwachses auf diesen Stichtag; 

                                            

16 Jetzt § 34b Abs. 3 Nr. 2 EStG. 



LaFo-Kartei BW Fach 10 Stand: Januar 2024 

 Seite 59 

c) Fortführung des Flächenverzeichnisses. 

Außerdem muß der Waldbesitzer alle Umstände begründen, die zu einer Abweichung von 

den Planungsgrundsätzen der vorausgegangenen grundlegenden Forsteinrichtung (Bildung 

der Betriebsklassen, Wahl der Umtriebszeiten usw.) führen. 

Dieser Erlaß ergeht im Einvernehmen mit dem Herrn Bundesminister der Finanzen und den 

Herren Finanzministern (-senatoren) der anderen Bundesländer.“ 

Zusatz der Oberfinanzdirektion: 

Ein Betriebsgutachten oder Betriebswerk, das für einen Zeitraum von 10 Jahren im Sinne 

von § 34b Abs. 3 Nr. 2 EStG, § 68 EStDV erstellt wird, kann unter den Voraussetzungen 

des vorstehenden Erlasses auf weitere 10 Jahre fortgeschrieben werden. 

Der Nutzungssatz bezieht sich stets auf den ganzen Betrieb. Hat ein Betrieb mehrere Be-

triebsstätten (selbständig vermarktende Forstämter, Forstbezirke/-reviere mit gesonderten 

Betriebswerken/-gutachten, z.B. auch in verschiedenen Bundesländern), so ist für alle Be-

triebsstätten ein einheitlicher Nutzungssatz zu bilden. 

Nr. 5.1.3 Nutzungssatz bei Umstellung des Wirtschaftsjahres auf das Kalender-

jahr 

Reine Forstbetriebe können das Kalenderjahr als Wirtschaftsjahr bestimmen (§ 8c Abs. 2 

EStDV). Beim Übergang vom Forstwirtschaftsjahr 01.10. bis 30.09. (§ 8c Abs. 1 Nr. 2 

EStDV) auf das Kalenderjahr verlängert sich das letzte vom Kalenderjahr abweichende Wirt-

schaftsjahr um den Zeitraum bis zum Beginn des ersten mit dem Kalenderjahr übereinstim-

menden Wirtschaftsjahr. 

Der Nutzungssatz, der grundsätzlich für eine Periode von 10 Jahren festzusetzen ist (§ 34b 

Abs. 3 Nr. 2 EStG, R 34b.4 Abs. 4 EStR 2012, Fach 10, Nr. 5.1.1 und Nr. 5.1.2), bezieht 

sich grundsätzlich auf die Nutzungen, die im Forstwirtschaftsjahr (01.10. bis 30.09.) objektiv 

möglich sind (vgl. Nutzungssatzrichtlinien Fach 10, Nr. 5.1.1, unter A 4). Nach der Umstel-

lung ist aber der Nutzungssatz auf das Kalenderjahr anzuwenden. Wegen der Umstellung 

des Wirtschaftsjahres ist eine Neufeststellung des durch ein Betriebswerk oder Betriebsgut-

achten festgestellten Nutzungssatzes nicht zulässig (vgl. Fach 10, Nr. 5.1.1, A 4). 

Für die Ermittlung der nach § 34b EStG begünstigten Gewinnteile des verlängerten Wirt-

schaftsjahres ist der Nutzungssatz anteilig zu berücksichtigen. Dabei kann jedoch keine 
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zeitanteilige Aufteilung vorgenommen werden, wenn sich die Holzeinschläge nicht gleich-

mäßig über das Jahr verteilen. Es ist vielmehr vom Forstsachverständigen der OFD zu er-

mitteln, inwieweit die ordentlichen Holznutzungen in den dem verlängerten Wirtschaftsjahr 

vorangegangenen 5 Wirtschaftsjahren jeweils auf den Zeitraum vom 01.10. bis 31.12. ent-

fielen. Erforderlichenfalls kann dieser Anteil geschätzt werden. Der durchschnittliche Anteil 

dieser Holzeinschläge in den 5 Wirtschaftsjahren erhöht grundsätzlich den Maßstab für die 

Berechnung des Nutzungssatzes im verlängerten Wirtschaftsjahr. Entsprechendes gilt für 

den pauschalen Nutzungssatz nach R 34b.6 Abs. 3 EStR 2012 für Betriebe mit weniger als 

50 ha forstwirtschaftlich genutzter Fläche. 

Nr. 5.2 Zuständigkeit zur amtlichen Anerkennung von Betriebsgutachten im 

Sinne von § 34b Abs. 3 Nr. 2 EStG 

Nach § 68 Abs. 3 EStDV 2000 (BGBl. 2000 I S. 717, zuletzt geändert durch das Steuerver-

einfachungsgesetz vom 01.11.2011, BGBl. I S. 2131) bestimmen die Länder, welche Be-

hörden oder Körperschaften des öffentlichen Rechts die amtliche Anerkennung von Be-

triebsgutachten i. S. des § 34b Abs. 3 Nr. 2 EStG auszusprechen haben. Für das Land 

Baden-Württemberg werden hierfür die unteren Forstbehörden bestimmt. 

Der Forstsachverständige der Oberfinanzdirektion prüft im Einzelfall, ob der Nutzungssatz 

den Nutzungen entspricht, die unter Berücksichtigung der vollen jährlichen Ertragsfähigkeit 

des Waldes in Festmetern nachhaltig erzielbar sind. Eine Zwischenrevision im Sinne des 

FM BW Erlass vom 28.02.1963, S 2142 A – 4/61 und S 2134 A – 2/61 (abgedruckt unter 

5.1.2) macht eine erneute Prüfung des Nutzungssatzes erforderlich. 

Nr. 5.3 (weggefallen) 

Nr. 5.4 Bemessung des Steuersatzes nach § 34b EStG bei durch höhere Gewalt 

verursachten Streuanfall von Einzelstämmen 

FM BW Schreiben an die Forstkammer BW vom 25.05.1957, S 2143 – 432/55. 

„ ... Das Finanzministerium Baden-Württemberg vermag Ihrer Auffassung, wonach der 

durch höhere Gewalt verursachte Streuanfall von Einzelstämmen grundsätzlich als steuer-

begünstigte Kalamitätsnutzung im Sinne von § 34b Abs. 1 Nr. 2 EStG anzusehen sei, nicht 

beizutreten. Die Tarifvergünstigung des § 34b EStG soll einen gewissen Ausgleich dafür 

schaffen, dass in den Fällen, in denen ein Bestandsvergleich für das stehende Holz nicht 

vorgenommen wird, der Einkommensbesteuerung Beträge zugrunde gelegt werden, von 
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denen bei einem Bestandsvergleich zumindest ein Teil nur eine Vermögensumschichtung 

und keinen Ertrag darstellen würde. Darüber hinaus berücksichtigt die Vergünstigung bei 

den Nutzungen infolge höherer Gewalt die durch die Kalamität verursachten Schäden, wie 

langfristige Zuwachsverluste, Verlichtung und Verunkrautung der Bestände, Bloßlegung des 

Bodens usw. Solche Schäden entstehen jedoch nur, wenn in die einzelnen Bestände Lü-

cken von solchem Ausmaß gerissen werden, dass Kulturmaßnahmen erforderlich werden. 

Einzelanfälle im Rahmen des forstwirtschaftlichen Betriebs verursachen keine derartigen 

Schäden und würden auch im Rahmen eines Bestandsvergleichs kaum als Vermögensum-

schichtung in Erscheinung treten. Es wäre deshalb mit dem Sinne der Gesetzesbestimmung 

nicht zu vereinbaren, wenn in einem Betrieb im Zusammenhang mit einem Flächenschaden 

sämtliche Streuanfälle infolge höherer Gewalt als Kalamitätsnutzungen anerkannt würden. 

Bei der Prüfung der Frage, inwieweit Streuanfälle infolge höherer Gewalt steuerlich begüns-

tigt werden können, muss jedenfalls auf den einzelnen Bestand und nicht auf den Gesamt-

betrieb abgestellt werden. Ist in einem einzelnen Bestand ein Flächenschaden entstanden, 

so werden auch die in diesem Bestand gleichzeitig aufgetretenen Streuanfälle als Kalami-

tätsnutzungen anerkannt werden können. Als Streuanfälle sind dabei nur solche Anfälle zu 

betrachten, die nicht die Bildung einer Lücke verursachen oder an einer schon vorhandenen 

Lücke entstanden sind.“ 

Zusatz der Oberfinanzdirektion: 

Auf das BFH-Urteil vom 11.04.1961 BStBl III S. 276 und auf H 34b.2 EStH 2012 wird hinge-

wiesen. 

Nr. 5.5 (weggefallen) 

Nr. 5.6 Abgrenzung der Rotfäule als Kalamität 

Nr. 5.6.1 Besteuerung der Einkünfte aus Forstwirtschaft – Tarifvergünstigung 

nach § 34b EStG; Abgrenzung und Anerkennung von Rotfäule als Holz-

nutzung infolge höherer Gewalt 

BMF-Schreiben vom 18.11.2018, BStBl I S. 1214 

„Nach dem Ergebnis der Erörterungen mit den obersten Finanzbehörden der Länder gilt zur 

Anerkennung von Rotfäule als Holznutzung im Sinne des § 34b Absatz 1 Nummer 2 EStG 

das Folgende: 
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I. Grundsätze 

1. Definition der Rotfäule 

Rotfäule ist eine durch holzzerstörende Pilze verursachte und regelmäßig nur an der Fichte 

auftretende Baumkrankheit. Sie kann in den gesunden Baum sowohl von der Wurzel her 

(Stammfäule) als auch durch Wunden in der Baumrinde (Wundfäule) eindringen. Trotz vor-

beugender Maßnahmen können Infektionen nicht ausgeschlossen werden und eine wirk-

same Bekämpfung der Krankheit ist nicht möglich. Die Rotfäule und damit einhergehende 

Erkrankungen sind äußerlich nicht oder nur schwer erkennbar und führen zur Entwertung 

des Holzes. In der Regel ist sie erst nach dem Fällen des Baumes mit Sicherheit festzustel-

len. 

2. Holznutzungen mit Rotfäule als Holznutzung infolge höherer Gewalt 

Nach § 34b Absatz 1 Nummer2 Satz 1 und 2 EStG gehören zu den Holznutzungen infolge 

höherer Gewalt (Kalamitätsnutzungen) durch Eis-, Schnee-, Windbruch oder Windwurf, Erd-

beben, Bergrutsch, Insektenfraß, Brand oder durch Naturereignisse mit vergleichbaren Fol-

gen verursachte Schäden. Zu den Naturereignissen mit vergleichbaren Folgen gehören 

auch schleichende Krankheiten, wie etwa Rotfäule oder andere infektiöse Holzkrankheiten, 

soweit sie über das normale Maß hinausgehen und nicht mit Erfolg zu bekämpfen sind (vgl. 

Urteil des Bundesfinanzhofs vom 24. August 1961 – BStBl 1962 III S. 28). Nicht zu den 

Holznutzungen infolge höherer Gewalt gehören gemäß § 34b Absatz 1 Nummer 2 Satz 3 

EStG Schäden, die in der Forstwirtschaft regelmäßig entstehen. 

Nach dem Urteil des Bundesfinanzhofs vom 10. Oktober 1963 (BStBl 1964 III S. 119) kann 

die Rotfäule nur insoweit zu einer Holznutzung infolge höherer Gewalt führen, als sie einen 

Schaden verursacht, der die Summe der im forstwirtschaftlichen Betrieb des Steuerpflichti-

gen regelmäßig und üblich anfallenden Schäden mengenmäßig in erheblichem Umfang 

übersteigt. 

II. Vereinfachungsregelung 

Die Anwendung des BFH-Urteils vom 10. Oktober 1963 (a.a.O.) erfordert umfangreiche und 

langjährige Aufzeichnungen für sämtliche im Betrieb erfolgten Nutzungen und den darin ent-

haltenen Schäden. Zur Erleichterung der daraus resultierenden Aufzeichnungs- und Aufbe-
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wahrungspflichten kann die Abgrenzung von Holznutzungen mit Rotfäule und deren Aner-

kennung als Holznutzungen infolge höherer Gewalt im jeweiligen Wirtschaftsjahr wie folgt 

vereinfacht werden: 

1. Abgrenzung der Holznutzung mit Rotfäule von regelmäßigen Schäden in der 

Forstwirtschaft 

Eine Holznutzung mit Rotfäule liegt vor, wenn der Baumstamm einer Fichte zu mehr als 15 

Prozent seines Durchmessers am Stammfuß durch Pilzbefall geschädigt ist. 

Betragen bei einer Hiebmaßnahme die Holznutzungen mit Rotfäule in diesem Sinne nicht 

mehr als 50 Prozent der am Hiebsort insgesamt eingeschlagenen Fichtenstämme, sind 

diese Holznutzungen mit Rotfäule als regelmäßiger Schaden in der Forstwirtschaft zu qua-

lifizieren. Dabei ist unbeachtlich, ob der Baumstamm ganz oder zum Teil befallen ist und 

inwieweit die Krankheit tatsächlich fortgeschritten ist. 

2. Ermittlung der Holznutzungen infolge von Rotfäule 

Übersteigen die Holznutzungen mit Rotfäule (Tz. II.1 – 1. Absatz) die Schwelle von 50 Pro-

zent der am Hiebsort insgesamt eingeschlagenen Fichtenstämme (Tz. II.1 – 2. Absatz), ist 

der übersteigende Prozentsatz bei der Ermittlung der Holzungen infolge höherer Gewalt zu 

berücksichtigen. Hierzu ist der übersteigende Prozentsatz auf die gesamte eingeschlagene 

Holzmenge am Hiebsort anzuwenden. 

Bei Holznutzungen mehrerer Baumarten sind der Prozentsatz und die gesamte eingeschla-

gene Holzmenge nur auf den Fichtenanteil zu beziehen. 

3. Anerkennung von Holznutzungen infolge höherer Gewalt 

Die nach Tz. II.2 ermittelten Holznutzungen infolge höherer Gewalt können der Höhe nach 

nur anerkannt werden, wenn die Holznutzungen spätestens nach Feststellung des Scha-

denfalls ohne schuldhaftes Zögern gemäß § 34b Absatz 4 Nummer 2 EStG auf den amtli-

chen Vordrucken (ESt 34b-Mitteilung/ESt 34b-Nachweis) mitgeteilt und nach der Aufarbei-

tung mengenmäßig nachgewiesen werden. Soweit keine Nachprüfung durch die Finanzbe-

hörde vor Ort erfolgt, müssen die Rotfäuleschäden durch den Steuerpflichtigen gegebenen-

falls glaubhaft gemacht und die für die Anwendung des § 34b EStG notwendigen Berech-

nungsgrundlagen dargelegt werden. 

Für die anzuerkennende Holzmenge ist ein weiterer Totalitätsabzug ausgeschlossen. 
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III. Zeitliche Anwendung 

Die vorstehenden Regelungen gelten erstmals für Wirtschaftsjahre, die nach dem 31. De-

zember 2018 beginnen.“ 

Nr. 5.6.2 Abgrenzung der Rotfäule als Kalamität 

FM BW Erlass vom 15.06.1967, S. 2291 – 1/67, BStBl II S. 197 

„Die Rotfäule ist eine durch holzzerstörende Pilze verursachte und fast nur an der Fichte 

auftretende Baumkrankheit. Sie kann in den gesunden Baum sowohl von der Wurzel her 

(Wurzelfäule) als auch durch Wunden in der Baumrinde (Wundfäule) eindringen. Die Rot-

fäule ist äußerlich nicht oder nur schwer erkennbar. In der Regel ist sie erst nach dem Fällen 

des Baumes mit Sicherheit festzustellen. Es kann deshalb für die Frage, ob der Holzein-

schlag des erkrankten Stammes als Kalamitätsnutzung anzuerkennen ist, in der Regel nicht 

ausschlaggebend sein, ob er gerade wegen der Rotfäule oder aus anderen Gründen erfolgt. 

Nach dem BFH-Urteil vom 10. Oktober 1963 – IV 422/60 S (BStBl 1964 III S. 119) kann die 

Rotfäule nur insoweit zu einer Holznutzung infolge höherer Gewalt (§ 34 Abs. 3 EStG, § 34b 

EStG) führen, als sie einen Schaden verursacht, der die Summe der im forstwirtschaftlichen 

Betrieb des Steuerpflichtigen regelmäßig und üblich anfallenden Schäden mengenmäßig in 

erheblichem Umfang übersteigt. Dabei will das BFH-Urteil, wie sich aus der Begründung 

ergibt, die Rotfäule mit ihren im jeweiligen Betrieb regelmäßig und üblich anfallenden Schä-

den in die Totalität mit einbeziehen. Bei der Frage, was regelmäßg und üblich anfallende 

Schäden sind, müssen die individuellen Verhältnisse und Erfahrungen während einer Reihe 

von Jahren im einzelnen Betrieb angemessen berücksichtigt werden. Ist der sich danach 

ergebende normale Rotfäulebefall bekannt, so ist eine Holznutzung infolge höherer Gewalt 

nur dann anzuerkennen, wenn der tatsächliche Rotfäulebefall erheblich darüber hinaus-

geht. 

Da aus der Vergangenheit in der Regel nur in wenigen Betrieben Aufzeichnungen über den 

Rotfäulebefall vorhanden sind, können zumindest für einige Jahre die individuellen Verhält-

nisse der Betriebe nicht als Abgrenzungsmaßstab dienen. Ich bitte deshalb, wie folgt zu 

verfahren: 
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1. Beträgt an einem Hiebsort die Anzahl der rotfäulebefallenen Stämme bei der Durchfors-

tung oder beim Kahlschlag eines Bestandes nicht mehr als 30 v.H. der gesamten ge-

schlagenen Stämme, so ist dieser Rotfäuleanteil als regelmäßig und daher nicht als 

Kalamität anzusehen. 

2. Beträgt an einem Hiebsort die Anzahl der rotfäulebefallenen Stämme bei der Durchfors-

tung oder beim Kahlschlag des Bestandes mehr als 30 v. H. der gesamten geschlage-

nen Holzmenge, so ist der Teil als Kalamität anzuerkennen, der dem 30 v. H. überstei-

genden v.-H.-Satz der rotfaulen Stämme entspricht. 

3. Bei Mischbeständen ist der v.-H.-Satz und die anteilige Holzmenge im Sinne der Nr. 1 

oder 2 nur auf den Nadelholzanteil zu beziehen. 

4. Beim Kahlschlag noch nicht hiebsreifer Bestände kann, abweichend von Nr. 2, die ge-

samte eingeschlagene Holzmenge als Kalamität anerkannt werden, wenn mehr als zwei 

Drittel der Stämme von Rotfäule befallen sind. Nicht hiebsreif sind Bestände, die 20 oder 

mehr Jahre unter dem betriebsplanmäßigen Abtriebsalter liegen (u – 20 Jahre und jün-

ger). 

Dieser Erlaß ergeht im Einvernehmen mit dem Bundesminister der Finanzen und den Fi-

nanzministern (Finanzsenatoren) der anderen Bundesländer.“17 

Zusatz der Oberfinanzdirektion: 

Hinweis auf H 34b.2 (Rotfäule) EStH 2016 

Nr. 5.7 (weggefallen) 

Nr. 5.8 Anwendung des Mindeststeuersatzes nach § 50 Abs. 3 Satz 2 EStG im 

Zusammenhang mit außerordentlichen Einkünften nach § 34b EStG 

FM BW Erlass vom 07.08.2007, 3 – S 230.1/102 

„Bei einem beschränkt Steuerpflichtigen mit außerordnetlichen Einkünften i. S. von § 34b 

EStG ist der Steuersatz nach § 34b Abs. 3 Nr. 1 und 2 EStG auf der Grundlage des niedri-

geren tariflichen Steuersatzes zu ermitteln und nicht auf der Grundlage des Mindeststeuer-

                                            

17 Durch FM BW Erlass vom 24.04.2018, 3 – S 229.1/17, BStBl I S. 1206, aufgehoben für Wirtschaftsjahre, 
die nach dem 31.12.2018 beginnen. 
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satzes. Hinsichtlich der nach § 34b EStG zu begüngstigenden Einkünfte ist danach der ta-

rifliche Steuersatz zu ermitteln und dieser dann entsprechend den gesetzlichen Vorgaben 

zu halbieren bzw. zu vierteln. Lediglich die restlichen (nicht tarifbegünstigten) Einkünfte un-

terliegen der Mindestbesteuerung.“ 

Nr. 5.9 Zeitliche Anwendung der Tarifvorschrift des § 34b EStG und des § 68 

EStDV 

BMF-Schreiben vom 16.05.2012, BStBl I S. 594 

„Nach dem Ergebnis der Erörterungen mit den obersten Finanzbehörden der Länder gilt zur 

zeitlichen Anwendung der Tarifvorschrift des § 34b Einkommensteuergesetz (EStG) und 

des § 68 Einkommensteuer-Durchführungsverordnung (EStDV) das Folgende: 

I. Tarifvergünstigung nach § 34b EStG 

(1) Für Wirtschaftsjahre, die nach dem 31. Dezember 2011 beginnen, ist § 34b EStG in der 

Fassung des Steuervereinfachungsgesetzes 2011 vom 1. November 2011 (BGBl. I Seite 

2134) anzuwenden. 

(2) Die sich aus dem Wirtschaftsjahr 2011/2012 ergebenden tarifbegünstigten Einkünfte 

nach § 34b EStG unterliegen sowohl § 34b EStG in der Fassung der Neubekanntmachung 

vom 8. Oktober 2009 (BGBl. I Seite 3366)18 als auch § 34b EStG in der Fassung des Steu-

ervereinfachungsgesetzes 2011 vom 1. November 2011 (BGBl. I Seite 2134)19. Bei Anwen-

dung der Tarifvergünstigung nach § 34b EStG ist zu berücksichtigen, dass bei abweichen-

dem Wirtschaftsjahr die Gewinne der einzelnen Wirtschaftsjahre zeitanteilig dem jeweiligen 

Veranlagungszeitraum zugeordnet werden. Abweichend hiervon kann im Wirtschaftsjahr 

2011/2012 aus Vereinfachungsgründen wahlweise § 34b EStG in der Fassung der Neube-

kanntmachung vom 8. Oktober 2009 oder § 34b EStG in der Fassung des Steuervereinfa-

chungsgesetzes 2011 vom 1. November 2011 auf die tarifbegünstigten Einkünfte des ge-

samten Wirtschaftsjahres angewendet werden. 

                                            

18 BStBl I S. 1346 
19 BStBl I S. 986 
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II. Nutzungssatz, Betriebsgutachten, Betriebswerk 

(1) § 68 EStDV in der Fassung des Steuervereinfachungsgesetzes 2011 vom 1. November 

2011 (BGBl. I Seite 2138) ist erstmals ab dem Veranlagungszeitraum 2012 anzuwenden. 

Die bisher aufgrund § 34b Absatz 4 Nummer 1 EStG in der Fassung der Neubekanntma-

chung vom 8. Oktober 2009 (BGBl. I Seite 3366) festgesetzten Nutzungssätze gelten fort. 

Nach Ablauf der Nutzungssatzperiode ist § 68 Absatz 2 EStDV in der neuen Fassung an-

zuwenden. 

(2) Die Regelungen des § 68 EStDV gelten für Nachhaltsbetriebe und aussetzende Be-

triebe in gleichem Maße. 

Nr. 5.10 Tarifvergünstigung für Einkünfte aus außerordentlichen Holznutzungen 

in der Forstwirtschaft gemäß § 34b EStG; Sachliche Billigkeitsmaßnah-

men aufgrund besonderer Forstschäden 

Nr. 5.10.1 Tarifvergünstigung für Einkünfte aus außerordentlichen Holznutzungen 

in der Forstwirtschaft gemäß § 34b EStG; Sachliche Billigkeitsmaßnah-

men aufgrund der besonderen Forstschäden des Jahres 2018 

BMF-Schreiben vom 29.04.2019, BStBl I S. 463 

„Nach Abstimmung mit den obersten Finanzbehörden der Länder gilt zur Bewältigung der 

besonderen Forstschäden des Jahres 2018 für die abweichenden Wirtschaftsjahre 

2017/2018 und 2018/2019 bzw. für das mit dem Kalenderjahr 2018 übereinstimmende Wirt-

schaftjahr bundeseinheitlich das Folgende: 

I. Bewertung von Holzvorräten aus Kalamitätsnutzungen bei größeren Schadenser-

eignissen 

Bei der Gewinnermittlung durch Betriebsvermögensvergleich kann für Kalamitätsholz, das 

auf Schadensereignissen beruht, die im Zeitraum vom 1. Januar 2018 bis 31. Dezember 

2018 entstanden sind, von der Aktivierung des eingeschlagenen und unverkauften Kalami-

tätsholzes ganz oder teilweise abgesehen werden, wenn der Schaden das Doppelte des 

maßgeblichen Nutzungssatzes übersteigt. Maßgeblich ist der im Zeitpunkt des ersten Scha-

densereignisses gültige Nutzungsatz oder der nach R 34b.6 Absatz 3 EStR anzuwendende 

Nutzungssatz. 



LaFo-Kartei BW Fach 10 Stand: Januar 2024 

 Seite 68 

II. Steuersatz für Kalamitätsholz bei größeren Schadensereignissen 

Für Kalamitätsholz, das auf Schadensereignissen beruht, die im Zeitraum vom 1. Januar 

2018 bis 31. Dezember 2018 entstanden sind und gemäß § 34b Absatz 4 Nummer 2 EStG 

spätestens bis zum 31. März 2019 der zuständigen Finanzbehörde mitgeteilt wurden, gilt 

aus sachlichen Billigkeitsgründen einheitlich der Steuersatz von einem Viertel des durch-

schnittlichen Steuersatzes gemäß § 163 Absatz 1 Satz 1 und Absatz 2 AO i. V. m. § 34b 

Absatz 3 Nummer 2 EStG und R 34b.7 Absatz 4 EStR, wenn der Schaden das Doppelte 

des maßgeblichen Nutzungssatzes übersteigt. Maßgeblich ist der im Zeitpunkt des ersten 

Schadensereignisses gültige Nutzungssatz oder der nach R 34b.6 Absatz 3 EStR anzuwen-

dende Nutzungssatz. Begünstigt ist die gesamte Schadensmenge, die für diese Schaden-

sereignisse anerkannt wurde (§ 34b Absatz 4 EStG). Für die Gewährung der Tarifvergüns-

tigung ist R 34b.7 Absatz 1 und 2 EStR entsprechend anzuwenden. 

II. Schlussvorschriften 

Die Verwaltungsanweisungen der vom Sturmtief „Frederike“ betroffenen Länder, die diesen 

Regelungen entgegenstehen, sind aufgrund dieser bundeseinheitlichen Regelung nicht 

(mehr) anzuwenden.“ 
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Nr. 1 Allgemeines 

Nr. 1.1 Veranlagung von Arbeitnehmern mit Einkünften aus Lad- und Forstwirt-

schaft 

Hinweis auf Fach 9 Nr. 2 

Nr. 1.2 Auskunft mit Bindungswirkung nach Treu und Glauben (verbindliche 

Auskunft) 

Es gelten die allgemeinen Grundsätze (§ 89 AO, AEAO zu § 89). 

Zusatz der Oberfinanzdirektion 

Auskünfte zu Tatfragen, z.B. über den gemeinen Wert des Betriebs oder Teilbetriebs, über 

den Teilwert eines einzelnen Grundstücks, die vorherige Ermittlungen des Finanzamts 

(auch nur durch Vergleich mit der Kaufpreissammlung) notwendig machen, sind nicht zu 

erteilen. Ebenso wenig hat das Finanzamt vor Verwirklichung des Steuertatbestandes zu-

zusagen, dass es der Wertermittlung eines vorgelegten Sachverständigengutachtens (z.B. 

des Gutachterausschusses) folgen würde. 

 

Nr. 1.3 Mitteilungen an die landwirtschaftlichen Alterskassen bei zu Unrecht 

bezogenem Altersgeld 

Nach § 31a Abs. 1 Nr. 1 Buchst. b Doppelbuchst. bb AO ist die Offenbarung der nach § 30 

AO geschützten Verhältnisse zulässig, soweit sie für die Durchführung eines Strafverfah-

rens, eines Bußgeldverfahrens oder eines anderen gerichtlichen oder Verwaltungsverfah-

rens mit dem Ziel der Entscheidung über Bewilligung, Gewährung, Rückforderung, Erstat-

tung, Weitergewährung oder Belassen einer Leistung aus öffentlichen Mitteln erforderlich 

ist. 

Unter den Begriff „Leistungen aus öffentlichen Mitteln“ fallen insbesondere die in §§ 18 bis 

29 SGB I und die in § 68 SGB I aufgezählten Leistungen. Träger der gesetzlichen Sozial-

versicherung sind nach 
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§ 12 SGB I die in den §§ 18 bis 29 SGB I genannten Körperschaften, Anstalten und Behör-

den. Dazu gehören auch die landwirtschaftlichen Alterskassen (§ 23 Abs. 2 SGB I, s. auch 

AO-Kartei BW § 31 Karte 3). 

Soweit den Finanzämtern Tatsachen bekannt werden, nach denen eine Altersrente nach 

dem Gesetz über die Alterssicherung der Landwirte (ALG) zu Unrecht in Anspruch genom-

men wurde oder wird, sind diese Tatsachen den Alterskassen mitzuteilen. Eine Mitteilung 

ist z.B. zulässig, wenn ein landwirtschaftlicher Unternehmer i.S. des Gesetzes über die Al-

terssicherung der Landwirte zwar die Altersvoraussetzung für die Altersrente erfüllt und 

diese erhält, aber – als zusätzliche Voraussetzung – das Unternehmen nicht abgegeben 

hat. Nach § 21 ALG ist ein Unternehmen der Landwirtschaft abgegeben, wenn das Eigen-

tum an den landwirtschaftlich genutzten Flächen mit Ausnahme stillgelegter Flächen an ei-

nen Dritten übergegangen ist, d.h. wenn die landwirtschaftlich genutzten Flächen verpachtet 

sind, diese mit einem Nießbrauch zugunsten Dritter belastet sind oder in ähnlicher Weise 

die landwirtschaftliche Nutzung auf eigenes Risiko auf längere Dauer unmöglich gemacht 

ist. Der Abgabe steht es gleich, wenn die landwirtschaftlich genutzten Flächen stillgelegt 

sind. Sofern die landwirtschaftlich genutzten Flächen Gegenstand eines Vertrages sind, be-

darf dieser der Schriftform. Der Vertrag oder die Unmöglichkeit der Nutzung muss sich auf 

einen Zeitraum von mindestens neun Jahren erstrecken. Der Zeitraum beginnt mit dem Ab-

schluss des Vertrages, jedoch nicht vor Erreichen der Altersgrenze, ab der eine Altersrente 

in Anspruch genommen wird (§§ 11 ff. ALG). Im Einzelnen siehe dazu § 21 ALG. Wird zur 

Erlangung des Altersgeldes mit einem Angehörigen über den Betrieb ein auch steuerlich 

unerheblicher Scheinpachtvertrag (§ 41 Abs. 2 AO) abgeschlossen, so ist dies von den Fi-

nanzämtern nach § 31a AO den Alterskassen mitzuteilen. 

 

Nr. 1.4 Auskunftsersuchen an die Ämter für Landwirtschaft 

Aus dem Erlass des Ministeriums für ländlichen Raum, Ernährung, Landwirtschaft und Fors-

ten BW vom 17.05.1995 – 15 – 0550.2/4 

Das Justizministerium wurde um Stellungnahme zu der Frage gebeten, ob die Ämter für 

Landwirtschaft verpflichtet sind, den Finanzämtern Auskünfte zu betrieblichen Angaben ein-

zelner Landwirte zu erteilen. 
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Das Justizministerium BW hat in einem Schreiben vom 27.03.1995 – 1552 – I/163 an das 

FM BW zwar die Auffassung vertreten, dass ein Auskunftsbegehren der Finanzverwaltung 

nicht auf die Amtshilfebestimmungen der §§ 111, 112 AO gestützt werden könnte, weil die 

allgemeinen Grundsätze der Amtshilfe das Recht des Einzelnen auf informationelle Selbst-

bestimmung nicht einschränken würden. Sofern aber die Finanzämter entsprechende Aus-

kunftsersuchen auf § 93 Abs. 1 AO stützten, könnten die Landwirtschaftsämter die begehrte 

Auskunft nicht unter Berufung auf datenschutzrechtliche Bestimmungen ablehnen (BVerfG 

vom 06.04.1989 – 1 BvR 33/87, NJW 1990 S. 701). Vielmehr sei die Auskunft zu erteilen, 

wenn die persönliche Intimsphäre geschützt bliebe und keine unzumutbaren Auskünfte ver-

langt würden. 

Das Regierungspräsidium Karlsruhe wurde inzwischen gebeten zu veranlassen, dass die 

betroffenen Ämter für Landwirtschaft den zuständigen Finanzämtern die auf der Grundlage 

des § 93 AO erbetenen Auskünfte zur Feststellung eines für die Besteuerung erheblichen 

Sachverhalts erteilen. 

Zusatz der Oberfinanzdirektion Karlsruhe 

Die vorstehende Anweisung des Ministeriums für ländlichen Raum, Ernährung, Landwirt-

schaft und Forsten BW vom 17.05.1995 gilt für die Regierungsbezirke Freiburg, Tübingen 

und Stuttgart entsprechend. 

 

Nr. 1.5 Auskunftsersuchen der Landwirtschaftlichen Alterskassen 

Die Landwirtschaftlichen Alterskassen richten immer häufiger Auskunftsersuchen an die Fi-

nanzämter über die Veranlagung und Gewinnermittlung einzelner Landwirte. Dazu verwen-

den sie besonders entwickelte Vordrucke. 

Nach § 31 Abs. 2 AO sind die Finanzämter verpflichtet, die geschützten Verhältnisse mitzu-

teilen, soweit die Kenntnis dieser Verhältnisse für die Feststellung der Versicherungspflicht 

oder die Festsetzung von Beiträgen erforderlich ist oder der Betroffene einen Antrag auf 

Mitteilung stellt. Der Mitteilungspflicht kann sich das Finanzamt nach § 31 Abs. 2 Satz 2 AO 

nur entziehen, wenn die Mitteilung mit unverhältnismäßigem Aufwand verbunden wäre. 



LaFo-Kartei BW Fach 11 Stand: Januar 2024 

 

 Seite 5 

 

Wegen der Mitteilung von Besteuerungsgrundlagen an die landwirtschaftlichen Alterskas-

sen siehe AO-Kartei BW § 31 Karte 3. 
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Nr. 2 Billigkeitsmaßnahmen wegen Schäden durch Naturereignisse 

Nr. 2.1 Steuerliche Maßnahmen zur Berücksichtigung der Schäden aufgrund 

der EHEC-Epidemie 

MFW BW Erlass vom 01.08.2011, 3-S 191.5/23 und gleich lautende Erlasse der obersten 

Finanzbehörden der Länder vom 01.08.2011 

„Durch die EHEC-Epidemie sind in landwirtschaftlichen Betrieben, insbesondere bei den 

Gemüseerzeugern, beträchtliche Schäden entstanden, die bei vielen Steuerpflichtigen zu 

erheblichen finanziellen Belastungen geführt haben und möglicherweise auch noch führen 

werden. Es erscheint daher angebracht, den Geschädigten durch steuerliche Maßnahmen 

zur Vermeidung unbilliger Härten entgegenzukommen und auf die steuerlichen Hilfsmaß-

nahmen durch Presseveröffentlichungen, Aushang im Finanzamt oder in anderer geeigne-

ter Weise hinzuweisen. 

Stundungs- und Vollstreckungsmaßnahmen sowie Anpassung der Vorauszahlungen 

1. Die nachweislich unmittelbar und nicht unerheblich betroffenen Steuerpflichtigen kön-

nen bis zum 31. Oktober 2011 unter Darlegung ihrer Verhältnisse Anträge auf Stundung 

der bis zu diesem Zeitpunkt bereits fälligen oder fällig werdenden Steuern des Bundes 

und des Landes sowie Anträge auf Anpassung der Vorauszahlungen auf die Einkom-

mensteuer (Körperschaftsteuer) stellen. Diese Anträge sind nicht deshalb abzulehnen, 

weil die Steuerpflichtigen die entstandenen Schäden wertmäßig nicht im Einzelnen 

nachweisen können. Bei der Nachprüfung der Voraussetzungen für Stundungen sind 

keine strengen Anforderungen zu stellen. Auf die Erhebung von Stundungszinsen kann 

in der Regel verzichtet werden. § 222 Sätze 3 und 4 Abgabenordnung (AO) bleiben 

unberührt. 

2. Anträge auf Stundung der nach dem 31. Oktober 2011 fälligen Steuern sowie Anträge 

auf Anpassung der Vorauszahlungen sind besonders zu begründen. 

3. Wird dem Finanzamt aufgrund Mitteilung des Vollstreckungsschuldners oder auf andere 

Weise bekannt, dass der Vollstrekkungsschuldner unmittelbar und nicht unerheblich be-

troffen ist, soll bis zum 31. Oktober 2011 von Vollstreckungsmaßnahmen bei allen rück-

ständigen oder bis zu diesem Zeitpunkt fällig werdenden Steuern im Sinne der Tz. 1.1 
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abgesehen werden. In den betreffenden Fällen sind die im Zeitraum vom 1. Juni 2011 

bis zum 31. Oktober 2011 verwirkten Säumniszuschläge für diese Steuern zu erlassen. 

4. Für die mittelbar Betroffenen gelten die allgemeinen Grundsätze. 

Diese Erlasse ergehen im Einvernehmen mit dem Bundesministerium der Finanzen.“ 

 

Nr. 2.2 Steuerliche Maßnahmen zur Berücksichtigung der Trockenheit in der 

Landwirtschaft 

MFW BW Erlass vom 19.08.2015, 3-S 191.5/25 

„In Baden-Württemberg sind beträchtliche Schäden in der Landwirtschaft aufgrund der lang 

anhaltenden Trockenheit entstanden. 

Die damit verbundenen Ernteeinbußen werden bei vielen Landwirten zu erheblichen finan-

ziellen Belastungen führen. Es erscheint daher angebracht, den Geschädigten durch steu-

erliche Maßnahmen zur Vermeidung unbilliger Härten entgegenzukommen und auf die steu-

erlichen Hilfsmaßnahmen durch Presseveröffentlichung, Aushang im Finanzamt oder in an-

derer geeigneter Weise hinzuweisen. 

1. Stundungs- und Vollstreckungsmaßnahmen sowie Anpassung der Vorauszahlun-

gen 

1.1. Die nachweislich unmittelbar und nicht unerheblich betroffenen Steuerpflichtigen kön-

nen bis zum 31.12.2015 unter Darlegung ihrer Verhältnisse Anträge auf Stundung der 

bis zu diesem Zeitpunkt bereits fälligen oder fällig werdenden Steuern des Bundes und 

des Landes sowie Anträge auf Anpassung der Vorauszahlungen auf die Einkommens-

teuer (Körperschaftsteuer) stellen. Diese Anträge sind nicht deshalb abzulehnen, weil 

die Steuerpflichtigen die entstandenen Schäden wertmäßig nicht im Einzelnen nach-

weisen können. Bei der Nachprüfung der Voraussetzungen für Stundungen sind keine 

strengen Anforderungen zu stellen. Auf die Erhebung von Stundungszinsen kann in 

der Regel verzichtet werden. § 222 Sätze 3 und 4 AO bleiben unberührt. 
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1.2 Anträge auf Stundung der nach dem 31.12.2015 fälligen Steuern sowie Anträge auf 

Anpassung der Vorauszahlungen sind besonders zu begründen. 

1.3 Wird dem Finanzamt aufgrund Mitteilung des Vollstreckungsschuldners oder auf an-

dere Weise bekannt, dass der Vollstreckungsschuldner unmittelbar und nicht unerheb-

lich betroffen ist, soll bis zum 31.12.2015 von Vollstreckungsmaßnahmen bei allen rück-

ständigen oder bis zu diesem Zeitpunkt fällig werdenden Steuern im Sinne der Tz. 1.1 

abgesehen werden. In den betreffenden Fällen sind die im Zeitraum vom 01.08.2015 

bis zum 31.12.2015 verwirkten Säumniszuschläge für diese Steuern bis zum 

31.12.2015 zu erlassen. Die Finanzämter können den Erlass durch Allgemeinverfügung 

(§ 118 Satz 2 AO) regeln. 

1.4 Für die mittelbar Betroffenen gelten die allgemeinen Grundsätze. 

2. Einkommensteuer und Körperschaftsteuer 

2.1 Behandlung von Versicherungsleistungen bei Ernte- oder Ertragsausfällen 

Bei Landwirten, deren Gewinn gemäß § 13a EStG ermittelt wird, kann die aus dem 

Ansatz des Grundbetrages und den Zuschlägen für Sondernutzungen resultierende 

Einkommensteuer ganz oder zum Teil erlassen werden, soweit durch die langanhal-

tende Trockenheit Ertragsausfälle eingetreten sind und keine Ansprüche aus Versiche-

rungsleistungen bestehen. 

Versicherungsleistungen für Ernteausfälle von einjährigen Kulturen oder Dauerkulturen 

infolge der Trockenheit können bei buchführenden Land- und Forstwirten aus Billig-

keitsgründen bilanzmäßig so behandelt werden, dass die steuerlichen Auswirkungen 

erst in dem Wirtschaftsjahr eintreten, in dem die vernichtete oder geschädigte Ernte 

angefallen wäre. In der Schlussbilanz des Wirtschaftsjahres, in dem der Schaden ein-

getreten ist, kann in diesen Fällen in Höhe des Entschädigungsanspruchs oder in Höhe 

der bereits geleisteten Entschädigung eine steuerfreie Rücklage gebildet werden. Die 

Rücklage ist in dem auf das Wirtschaftsjahr der Bildung folgenden Wirtschaftsjahr er-

folgswirksam aufzulösen. Diese Regelung kommt nicht in Betracht, wenn der Versiche-

rungsfall im gleichen Wirtschaftsjahr eingetreten ist, in dem auch die Ernte angefallen 

wäre. 
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Bei Landwirten mit Gewinnermittlung nach § 4 Absatz 3 EStG ist sinngemäß zu verfahren. 

2.2 Wiederanpflanzung zerstörter Dauerkulturen 

Die Aufwendungen für die Herrichtung und Wiederanpflanzungen zerstörter Anlagen kön-

nen ohne nähere Prüfung als sofort abziehbare Betriebsausgaben behandelt werden, wenn 

der bisherige Buchwert beibehalten wird. 

2.3 Abgrenzung der Land- und Forstwirtschaft vom Gewerbe 

Es bestehen keine Bedenken, bei der Abgrenzung der Land- und Forstwirtschaft vom Ge-

werbebetrieb keine nachteiligen Folgerungen zu ziehen, wenn die in R 15.5 EStR festge-

legten Grenzen überschritten werden und die Überschreitung allein auf schadensbedingte 

Ursachen zurückzuführen ist. 

3. Grundsteuer 

Die Voraussetzungen für einen Erlass der Grundsteuer wegen wesentlicher Ertragsminde-

rung sind in § 33 GrStG geregelt. Entsprechende Erlassanträge sind innerhalb der Antrags-

frist des § 34 Abs. 2 GrStG an die Gemeinden (Abschnitt 2 GrStR) zu richten. 

Dieser Erlass ergeht mit Zustimmung des Bundesministeriums der Finanzen. Er ist zur Auf-

nahme in die ESt-Kartei der Oberfinanzdirektionen bestimmt.“ 

 

Nr. 2.3 Steuerliche Maßnahmen zur Berücksichtigung der Forstschäden 

Mitte/Ende April 2017 

FM BW Erlass vom 05.05.2017, 3-S 191.5/30 

„Durch den massiven Frosteinbruch Mitte/Ende April 2017 wurden insbesondere der Wein- 

und Obstbau, aber auch Ackerbaukulturen in so gut wie allen Gebieten in Baden-Württem-

berg außerordentlich stark geschädigt. Es erscheint daher angebracht, den Geschädigten 

durch steuerliche Maßnahmen zur Vermeidung unbilliger Härten entgegenzukommen und 

auf die steuerlichen Hilfsmaßnahmen durch Presseveröffentlichung, Aushang im Finanzamt 

oder in anderer geeigneter Weise hinzuweisen. 
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1. Stundungs- und Vollstreckungsmaßnahmen sowie Anpassung der Vorauszah-

lungen 

1.1. Die nachweislich unmittelbar und nicht unerheblich betroffenen Steuerpflichtigen kön-

nen bis zum 31.07.2017 unter Darlegung ihrer Verhältnisse Anträge auf Stundung der 

bis zu diesem Zeitpunkt bereits fälligen oder fällig werdenden Steuern des Bundes und 

des Landes sowie Anträge auf Anpassung der Vorauszahlungen auf die Einkommen- 

oder Körperschaftsteuer stellen. Diese Anträge sind nicht deshalb abzulehnen, weil die 

Steuerpflichtigen die entstandenen Schäden wertmäßig nicht im Einzelnen nachwei-

sen können. Bei der Nachprüfung der Voraussetzungen für Stundungen sind keine 

strengen Anforderungen zu stellen. Auf die Erhebung von Stundungszinsen kann in 

der Regel verzichtet werden. § 222 Sätze 3 und 4 AO bleiben unberührt. 

1.2 Anträge auf Stundung der nach dem 31.07.2017 fälligen Steuern sowie Anträge auf 

Anpassung der Vorauszahlungen sind besonders zu begründen. 

1.3 Wird dem Finanzamt aufgrund Mitteilung des Vollstreckungsschuldners oder auf an-

dere Weise bekannt, dass der Vollstrekkungsschuldner unmittelbar und nicht unerheb-

lich betroffen ist, soll bis zum 31.07.2017 von Vollstreckungsmaßnahmen bei allen 

rückständigen oder bis zu diesem Zeitpunkt fällig werdenden Steuern im Sinne der Tz. 

1.1 abgesehen werden. In den betreffenden Fällen sind die ab April 2017 bis zum 

31.07.2017 verwirkten Säumniszuschläge für diese Steuern bis zum 31.07.2017 zu 

erlassen. Die Finanzämter können den Erlass durch Allgemeinverfügung (§ 118 Satz 

2 AO) regeln. 

1.4 Für die mittelbar Betroffenen gelten die allgemeinen Grundsätze. 

2. Sonderregelungen für die Land- und Forstwirtschaft 

2.1 Behandlung von Versicherungsleistungen bei Ernte- oder Ertragsausfällen 

Landwirten, deren Gewinn gemäß § 13a EStG in der Fassung des Gesetzes vom 

22.12.2014 (BGBI. I S. 2417) ermittelt wird, kann die auf den Gewinn der landwirtschaftli-

chen Nutzung (§ 13a Absatz 4 EStG) und die auf den Gewinn der Sondernutzungen (§ 13a 

Absatz 6 Satz 1 und 2 EStG) entfallende Einkommensteuer ganz oder zum Teil erlassen 
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werden, soweit durch das Schadensereignis Ertragsausfälle eingetreten sind und keine An-

sprüche aus Versicherungsleistungen bestehen. Versicherungsleistungen für Ernteausfälle 

von einjährigen Kulturen oder Dauerkulturen infolge der Frostschäden können bei buchfüh-

renden Land- und Forstwirten aus Billigkeitsgründen bilanzmäßig so behandelt werden, 

dass die steuerlichen Auswirkungen erst in dem Wirtschaftsjahr eintreten, in dem die ver-

nichtete oder geschädigte Ernte angefallen wäre. In der Schlussbilanz des Wirtschaftsjah-

res, in dem der Schaden eingetreten ist, kann in diesen Fällen in Höhe des Entschädigungs-

anspruchs oder in Höhe der bereits geleisteten Entschädigung eine steuerfreie Rücklage 

gebildet werden. Die Rücklage ist in dem auf das Wirtschaftsjahr der Bildung folgenden 

Wirtschaftsjahr erfolgswirksam aufzulösen. Diese Regelung kommt nicht in Betracht, wenn 

der Versicherungsfall im gleichen Wirtschaftsjahr eingetreten ist, in dem auch die Ernte an-

gefallen wäre. 

Bei Landwirten mit Gewinnermittlung nach § 4 Absatz 3 EStG ist sinngemäß zu verfahren. 

2.2 Wiederanpflanzung zerstörter Dauerkulturen 

Die Aufwendungen für die Herrichtung und Wiederanpflanzungen zerstörter Anlagen kön-

nen ohne nähere Prüfung als sofort abziehbare Betriebsausgaben behandelt werden, wenn 

der bisherige Buchwert beibehalten wird. 

3. Gewerbesteuer 

Stundungs- und Erlassanträge sind an die Gemeinden oder an das zuständige Finanzamt 

(§ 1 GewStG und R 1.2 GewStR 2009) zu richten. 

4. Grundsteuer 

Die Voraussetzungen für einen Erlass der Grundsteuer wegen wesentlicher Ertragsminde-

rung sind in § 33 GrStG geregelt. Entsprechende Erlassanträge sind innerhalb der Antrags-

frist des § 34 Abs. 2 GrStG an die Gemeinden (Abschnitt 2 GrStR) zu richten. 

Dieser Erlass ergeht mit Zustimmung des Bundesministeriums der Finanzen. Er ist zur Auf-

nahme in die ESt-Kartei der Oberfinanzdirektion bestimmt.” 

 



LaFo-Kartei BW Anhang Stand: Januar 2024 

 

 Seite 1 

 

Anhang 

Inhaltsverzeichnis 

Nr. 1 AfA-Tabellen ............................................................................................. 2 

Nr. 1.1 Änderungen der „Allgemeinen Vorbemerkungen zu den AfA-Tabellen“ und 

Schichtzuschlägen ..................................................................................... 2 

Nr. 1.2 AfA-Tabelle für die allgemein verwendbaren Anlagegüter („AV“)............... 4 

Nr. 1.3 AfA-Tabelle für den Wirtschaftszweig „Landwirtschaft und Tierzucht“ ....... 4 

Nr. 1.4 AfA-Tabelle für den Wirtschaftszweig „Gartenbau“ .................................... 4 

Nr. 1.5 AfA-Tabelle für den Wirtschaftszweig „Tabakanbau“ ................................. 4 

Nr. 1.6 AfA-Tabelle für den Wirtschaftszweig „Weinbau und Weinhandel“ ............ 4 

Nr. 1.7 AfA-Tabelle für den Wirtschaftszweig „Hopfenanbau“ ............................... 4 

Nr. 1.8 AfA-Tabelle für den Wirtschaftszweig „Forstwirtschaft“ .............................. 4 

Nr. 1.9 AfA-Tabelle für die Wirtschaftszweige „Binnenfischerei, Teichwirtschaft, 

Fischzucht, fischwirtschaftliche Dienstleistungen“ ..................................... 4 

Nr. 2 Sonderregelungen für das Beitrittsgebiet ............................................. 5 

Nr. 2.1 Landwirtschaftliche Produktionsgenossenschaften (LPGen) ..................... 5 

Nr. 2.2 Veräußerung von Grund und Boden .......................................................... 6 

Nr. 2.3 Ertragsteuerliche Folgen aus der Ablösung von Altschulden nach dem 

Landwirtschaftsaltschuldengesetz ............................................................. 7 

 

 



LaFo-Kartei BW Anhang Stand: Januar 2024 

 

 Seite 2 

 

Nr. 1 AfA-Tabellen 

Nr. 1.1 Änderungen der „Allgemeinen Vorbemerkungen zu den AfA-Tabellen“ 
und Schichtzuschlägen 

BMF-Schreiben vom 06.12.2001, BStBl I S. 860 

„Unter Bezugnahme auf das Ergebnis der Erörterungen mit den obersten Finanzbehörden 

der Länder gebe ich die Neufassung der 

„Allgemeinen Vorbemerkungen zu den AfA-Tabellen“ bekannt (Anlage). 

Sie tritt an die Stelle der BMF-Schreiben vom 15. Dezember 2000 – IV D 2 – S 1551 – 

188/00 (BStBl I S. 1532) veröffentlichten Textfassung und gilt für alle Wirtschaftsgüter, die 

nach dem 31. Dezember 2000 angeschafft oder hergestellt worden sind. 

Anlage 

Allgemeine Vorbemerkungen zu den AfA-Tabellen 

Die in diesen Tabellen für die einzelnen Anlagegüter angegebene betriebsgewöhnliche Nut-

zungsdauer (ND) beruht auf Erfahrungen der steuerlichen Betriebsprüfung. Die Fachver-

bände der Wirtschaft wurden vor der Aufstellung der AfA-Tabellen angehört. 

1. Die in den AfA-Tabellen angegebene ND ist mit Ausnahme der Angaben in der AfA-

Tabelle für die allgemein verwendbaren Anlagegüter branchengebunden. Sind Anlage-

güter sowohl in der AfA-Tabelle für die allgemein verwendbaren Anlagegüter als auch in 

einer brachengebundenen AfA-Tabelle aufgeführt, gilt für die branchenzugehörigen 

Steuerpflichtigen der Wert der Branchentabelle. 

2. Die in den AfA-Tabellen angegebene ND dient als Anhaltspunkt für die Beurteilung der 

Angemessenheit der steuerlichen Absetzungen für Abnutzung (AfA). Sie orientiert sich 

an der tatsächlichen ND eines unter üblichen Bedingungen arbeitenden Betriebs. Eine 

glaubhaft gemachte kürzere ND kann den AfA zugrunde gelegt werden. 

3. Sind abweichende Verhältnisse und Bedingungen, wie z.B. Nutzung in mehr als einer 

Schicht, Einfluss von Nässe, Säuren usw., die in einem Wirtschaftszweig üblich sind, 
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bereits bei der Ermittlung der ND berücksichtigt, so ist dies in den Vorbemerkungen der 

jeweiligen AfA-Tabelle angegeben. 

4. Der aufgrund der angegebenen ND zu errechnende lineare AfA- Satz kann bei ganzjäh-

riger Nutzung von schichtabhängigen Anlagegütern in Doppelschicht um 25 v.H. und in 

Drei- oder Vierfachschicht um 50 v.H. erhöht werden, soweit dies bei der Festlegung der 

ND nicht schon berücksichtigt worden ist. Für unbewegliche Anlagegüter kommen Mehr-

schichtzuschläge nicht in Betracht. 

5. Durch die Aufnahme eines Anlagegutes in die AfA-Tabellen ist nicht über seine Zuge-

hörigkeit zu den Betriebsvorrichtungen, Gebäuden oder baulichen Einzelbestandteilen 

entschieden. Die Abgrenzung richtet sich nach den Verhältnissen des Einzelfalles; vgl. 

die einkommensteuerrechtlichen Regelungen bzw. die Richtlinien für die Abgrenzung 

der Betriebsvorrichtungen vom Grundvermögen. 

6. Die Begriffe „Leichtbauweise“ und „massiv“ werden wie folgt definiert: 

Leichtbauweise: 

Bauausführung im Fachwerk oder Rahmenbau mit einfachen Wänden z.B. aus Holz, Blech, 

Faserzement o.ä., Dächer nicht massiv (Papp-, Blech- oder Wellfaserzementausführung). 

Massiv: 

Gemauerte Wände aus Ziegelwerk oder Beton, massive Betonfertigteile, Skelettbau, Dä-

cher aus Zementdielen oder Betonfertigteilen, Ziegeldächer. 

7.  

a) Die überarbeiteten AfA-Tabellen sind erstmals auf abnutzbare Anlagegüter anzuwen-

den, die nach dem in der jeweiligen AfA-Tabelle genannten Datum (Tabellenab-

schluss) angeschafft oder hergestellt werden. 

b) Geht eine Verlustzuweisungsgesellschaft (§ 2b EStG) nach ihrem eigenen Betriebs-

konzept von einer erheblich längeren ND eines Wirtschaftsguts aus als in den amtli-

chen AfA-Tabellen angegeben und beruht ihre Betriebsführung überwiegend auf die-

sem Umstand, wird die in ihrem Betriebskonzept zugrunde gelegte ND angewandt.“ 
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Nr. 1.2 AfA-Tabelle für die allgemein verwendbaren Anlagegüter („AV“) 

BMF-Schreiben vom 15.12.200, BStBl I 2000, S. 1532 

Nr. 1.3 AfA-Tabelle für den Wirtschaftszweig „Landwirtschaft und Tierzucht“ 

BMF-Schreiben vom 19.11.1996, BStBl I 1996, S. 1416 

Nr. 1.4 AfA-Tabelle für den Wirtschaftszweig „Gartenbau“ 

BMF-Schreiben vom 17.07.1998, BStBl I 1998, S. 955 

Nr. 1.5 AfA-Tabelle für den Wirtschaftszweig „Tabakanbau“ 

BMF-Schreiben vom 28.12.1995, BStBl I 1996, S. 3 

Nr. 1.6 AfA-Tabelle für den Wirtschaftszweig „Weinbau und Weinhandel“ 

BMF-Schreiben vom 06.12.1991, BStBl I 1992, S. 3 

Nr. 1.7 AfA-Tabelle für den Wirtschaftszweig „Hopfenanbau“ 

BMF-Schreiben vom 03.01.1997, BStBl I 1997, S. 90 

Nr. 1.8 AfA-Tabelle für den Wirtschaftszweig „Forstwirtschaft“ 

BMF-Schreiben vom 30.01.1996, BStBl I 1996, S. 159 

Nr. 1.9 AfA-Tabelle für die Wirtschaftszweige „Binnenfischerei, Teichwirt-
schaft, Fischzucht, fischwirtschaftliche Dienstleistungen“  

BMF-Schreiben vom 22.05.1991, BStBl I 1991, S. 514 

 

https://www.bundesfinanzministerium.de/Content/DE/Standardartikel/Themen/Steuern/Weitere_Steuerthemen/Betriebspruefung/AfA-Tabellen/Ergaenzende-AfA-Tabellen/AfA-Tabelle_AV.html
https://www.bundesfinanzministerium.de/Content/DE/Standardartikel/Themen/Steuern/Weitere_Steuerthemen/Betriebspruefung/AfA-Tabellen/AfA-Tabelle_Landwirtschaft-und-Tierzucht.html
https://www.bundesfinanzministerium.de/Content/DE/Standardartikel/Themen/Steuern/Weitere_Steuerthemen/Betriebspruefung/AfA-Tabellen/AfA-Tabelle_Gartenbau.html
https://www.bundesfinanzministerium.de/Content/DE/Standardartikel/Themen/Steuern/Weitere_Steuerthemen/Betriebspruefung/AfA-Tabellen/AfA-Tabelle_Tabakanbau.html
https://www.bundesfinanzministerium.de/Content/DE/Standardartikel/Themen/Steuern/Weitere_Steuerthemen/Betriebspruefung/AfA-Tabellen/AfA-Tabelle_Weinbau-und-Weinhandel.html
https://www.bundesfinanzministerium.de/Content/DE/Standardartikel/Themen/Steuern/Weitere_Steuerthemen/Betriebspruefung/AfA-Tabellen/AfA-Tabelle_Hopfenanbau.html
https://www.bundesfinanzministerium.de/Content/DE/Standardartikel/Themen/Steuern/Weitere_Steuerthemen/Betriebspruefung/AfA-Tabellen/AfA-Tabelle_Forstwirtschaft.html
https://www.bundesfinanzministerium.de/Content/DE/Standardartikel/Themen/Steuern/Weitere_Steuerthemen/Betriebspruefung/AfA-Tabellen/AfA-Tabelle_Binnenfischerei-Teichwirtschaft-etc.html
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Nr. 2 Sonderregelungen für das Beitrittsgebiet 

Nr. 2.1 Landwirtschaftliche Produktionsgenossenschaften (LPGen) 

Nr. 2.1.1 Laufende Besteuerung der Mitglieder von LPGen 

BMF-Schreiben vom 08.03.1991, BStBl 1991 S. 386 

„Nach den Rechtsvorschriften der ehemaligen DDR waren Mitglieder der landwirtschaftli-

chen und gärtnerischen Produktionsgenossenschaften steuerlich in der Weise begünstigt, 

daß ihre Bezüge aus den Genossenschaften nicht der Einkommensbesteuerung unterwor-

fen wurden. Diese Rechtsvorschriften sind vom 1.1.1991 an nicht mehr anwendbar. Die 

Mitglieder der landwirtschaftlichen und gärtnerischen Produktionsgenossenschaften unter-

liegen nunmehr der Besteuerung nach den Vorschriften des EStG. Danach gilt folgendes: 

Tätigkeitsvergütungen 

Die Tätigkeit der Genossenschaftsmitglieder für die Genossenschaft wird regelmäßig im 

Rahmen eines Dienstverhältnisses ausgeübt. Dementsprechend gehören die Tätigkeits-

vergütungen (einschl. Sachbezüge) zu den Einkünften aus nichtselbständiger Arbeit, die 

nach §§ 38 ff. EStG dem Lohnsteuerabzug unterliegen. Die Genossenschaften bzw. die 

sie vertretenden Personen haben dafür zu sorgen, daß die Lohnsteuer für die Mitglieder 

ebenso wie für andere Arbeitnehmer von den Tätigkeitsvergütungen einbehalten und an 

das zuständige Finanzamt abgeführt wird. 

Landpacht 

Zahlungen der Genossenschaft an ihre Mitglieder aufgrund von Pachtverhältnissen über 

land- und forstwirtschaftliche Flächen gehören zu den Einkünften aus Vermietung und Ver-

pachtung nach § 21 EStG. Wenn die Ländereien im Rahmen eines land- und forstwirt-

schaftlichen Betriebs verpachtet werden, gehören die Pachteinnahmen zu den Einkünften 

aus Land- und Forstwirtschaft nach § 13 EStG. 

Gewinnausschüttungen 

Soweit die Genossenschaften an ihre Mitglieder Zahlungen leisten, die weder Tätigkeits-

vergütungen noch Pachtzahlungen sind, kann es sich um Einkünfte aus Kapitalvermögen 
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nach § 20 Abs. 1 Nr. 1 oder 2 EStG handeln. In diesem Fall wird eine auf die Einkom-

mensteuer anrechenbare Kapitalertragsteuer nach §§ 43 ff. EStG erhoben.“ 

Nr. 2.2 Veräußerung von Grund und Boden 

Nr. 2.2.1 Zuordnung des Grund und Bodens zum Betriebsvermögen oder Privat-

vermögen 

FM BW Erlass vom 24.06.1991, S 2734/2 

„ ... 

Nach § 4 Abs. 1 Satz 5 EStG/DDR i.d.F. vom 18.9.1970 (GBl. 1970 I Sdr. Nr. 670; Nr. 1 der 

vom BMF erstellten Sammlung) bleibt der Wert des Grund und Bodens der zum Anlagever-

mögen gehört, außer Ansatz. Aufgrund der Änderung des EStG/DDR (1970) durch das Ge-

setz zur Änderung und Ergänzung steuerlicher Rechtsvorschriften bei Einführung der Wäh-

rungsunion mit der Bundesrepublik Deutschland (Steueranpassungsgesetz) vom 22.6.1990 

(GBl. Sonderdruck Nr. 1427 S. 3), das am 1.7.1990 in Kraft getreten ist, ist diese Vorschrift 

nur noch bis einschließlich 30.6.1990 anzuwenden. Vor dem 1.7.1990 vorgenommene Ver-

äußerungen oder Entnahmen von zum land- und forstwirtschaftlichen Betriebsvermögen 

gehörenden Grund und Boden in der ehemaligen DDR unterliegen daher nicht der Besteu-

erung. 

Brachten Land- und Forstwirte ihren Grund und Boden in eine LPG ein, so waren sie nach 

§ 19 des Gesetzes über die landwirtschaftlichen Produktionsgenossenschaften vom 

2.7.1982 (GBl. I Nr. 25) weiterhin Eigentümer des Grund und Bodens. 

Da die LPG an dem Boden, der durch die Genossenschaftsbauern eingebracht wurde, das 

umfassende und dauernde Nutzungsrecht besaß, endete die Eigenbewirtschaftung der Ge-

nossenschaftsbauern auf Dauer, so daß der darauf bestehende land- und forstwirtschaftli-

che Betrieb auch unter Beachtung der Rechtsprechungsgrundsätze zur Betriebsverpach-

tung zwangsweise aufgegeben war. Die in die LPG eingebrachten Flächen haben somit 

ihre Eigenschaft als land- und forstwirtschaftliches Betriebsvermögen verloren. Die 

Veräußerung des Grund und Bodens unterliegt damit grundsätzlich nicht der Besteuerung. 
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Gewinne aus der Veräußerung von Grundstücken, die nicht zu einem Betriebsvermögen 

gehören, unterliegen nur unter den Voraussetzungen des § 23 EStG der Besteuerung. 

Hierzu ist erforderlich, daß die Veräußerung des Grundstückes vor Ablauf von zwei Jahren 

seit der Anschaffung des Grundstückes erfolgt. Die „Rückübertragung“ des wirtschaftlichen 

Eigentums an den von der LPG genutzten Grundstücken auf die zivilrechtlichen Eigentümer 

ist keine Anschaffung. 

Zwar ist für die Berechnung der Spekulationsfrist auf den Abschluß der schuldrechtlichen 

Verträge abzustellen. Erforderlich ist jedoch stets auch der Übergang des zivilrechtlichen 

Eigentums. 

... “ 

Nr. 2.3 Ertragsteuerliche Folgen aus der Ablösung von Altschulden nach dem 

Landwirtschaftsaltschuldengesetz 

BMF-Schreiben vom 17.08.2006 an den Hautverband der landwirtschaftlichen Buchstellen 

und Sachverständigen e.V.; 

FM BW Erlass vom 23.08.2006, 3-S 215.1/8 

„An der Auffassung, dass die passiven Ausgleichsposten bei Tilgung oder Ablösung der 

Altschulden vollständig aufzulösen sind, wird festgehalten. 

Die Steuerpflichtigen haben weiterhin die Möglichkeit, beim zuständigen Finanzamt An-

träge auf Billigkeitsmaßnahmen aus persönlichen Gründen (Stundungsanträge) unter Dar-

legung ihrer persönlichen Verhältnisse zu stellen. 

Mit Blick auf den Rechtsgedanken des BFH-Urteils vom 12. Dezember 1996 (BStBl 1998 II 

S. 180) ist stattdessen aber auch eine abweichende Festsetzung aus Billigkeitsgründen 

nach § 163 Abs. 2 AO möglich. 

1. Grundregelung: 

Bereits der bundesweit abgestimmte Erlass des Sächsischen Staatsministeriums der Fi-

nanzen vom 3. Mai 2001 (32 − S 2151 − 6/ 11 − 12278) ließ − abweichend von der BFH-
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Rechtsprechung − aus sachlichen Billigkeitsgründen zu, dass hinzu erworbene Wirt-

schaftsgüter höchstens bis zu den Teilwerten abgestockt werden mussten. Die − ggf. in 

Ergänzungsbilanzen − gebildeten passiven Ausgleichsposten waren nach dem Erlass bei 

Tilgung der Altschulden erfolgswirksam aufzulösen. Dem Vorteil, dass die Buchwerte nicht 

bis auf 1 Euro abgestockt zu werden brauchten und folglich ein unvermindert hohes Ab-

schreibungsvolumen zur Verfügung stand, steht bei der Ablösung der Altschulden nach § 

7 LwAltschG nunmehr der Nachteil gegenüber, dass − wegen der nur in geringem Umfang 

erfolgten Abstockung der Wirtschaftsgüter − hohe passive Ausgleichsposten gebildet wur-

den, die nunmehr in einem Zuge vollständig Gewinn erhöhend aufzulösen sind. 

2. Billigkeitsregelung nach § 163 Abs. 2 AO 

Zur Vermeidung der sofortigen Besteuerung des sich im Jahr der Altschuldenablösung er-

gebenden Ertrags aus der Auflösung der passiven Ausgleichsposten wird auf Antrag fol-

gende Billigkeitsmaßnahme zugelassen: 

Die passiven Ausgleichsposten werden zunächst lediglich in Höhe des als Aufwand zu bu-

chenden Tilgungsbetrages (Ablösebetrag = „letzter Tilgungsbetrag“, § 7 LwAltschG) er-

tragswirksam aufgelöst. Die ertragswirksame Auflösung des passiven Ausgleichspostens 

ist dabei − auch soweit er in den Ergänzungsbilanzen der Gesellschafter auszuweisen war 

− auf den Aufwand aus der Gesamthand zu begrenzen, der anteilig auf den jeweiligen Ge-

sellschafter entfällt. 

Höchstens bis zur Höhe des danach noch verbleibenden Ausgleichsposten sind in der 

Steuerbilanz (Schlussbilanz) des Jahres der Altschuldenablösung die Buchwerte der bilan-

zierten Wirtschaftsgüter abzustocken. Dabei sind die Minderbeträge (Abstokkungen) von 

den Buchwerten der nicht in Geld bestehenden aktivierten Wirtschaftsgüter des Anlage-

vermögens (ausgenommen Beteiligungen) maximal bis auf 1 Euro abzusetzen. Die Abs-

tokkung ist nach dem Verhältnis der Buchwerte der abzustockenden Wirtschaftsgüter zuei-

nander vorzunehmen. Sind die vorhandenen passiven Ausgleichsposten höher als die 

möglichen Abstockungen, so sind sie insoweit fortzuführen und − nur − mit künftigen Ver-

lusten zu verrechnen oder − spätestens − bei Beendigung der Beteiligung Gewinn erhö-

hend aufzulösen. 
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Diese Billigkeistmaßnahme kann nur einheitlich für das Unternehmen und alle Gesell-

schafter in Anspruch genommen werden. Hierzu haben alle Feststellungsbeteiligten mit 

der Abgabe der Feststellungserklärung für das Wirtschaftsjahr der Altschuldenablösung 

schriftlich gegenüber dem Finanzamt die erforderliche Zustimmung zu erklären. Über 

§ 184 Abs. 2 Satz 2 AO wirkt die Billigkeitsregelung auch für die Gewerbesteuer.“ 

 

 

 


